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VORWORT. 


Obwohl  die  Literatur  des  Eisenbahnwesens  mit  der 
zanehmenden  Bedeutung  und  Ausdehnung  der  Eisen* 
bahnen  selbst  gleichen  Schritt  zu  halten  nicht  vermocht 
bat,  so  nimmt  sie  doch  schon  heute  auf  dem  grossen 
Markte  der  geistigen  Erzeugnisse  eine  nicht  unbe- 
merkte Stelle  ein.  Abgesehen  von  zahlreichen  Schrif- 
ten, welche  das  rein  Technische  des  Baues  und  Be- 
triebes, die  Topographie,  die  Geschichte  und  Statistik 
der  Eisenbahnen  zum  Gegenstande  haben,  besitzen 
wir  treffliche  Arbeiten  über  die  national-ökonomische 
und  politische  Seite  dieser  neuen  Verkehrsmittel,  mehr 
oder  minder  Vollständige  Zusammenstellungen  der  in 
den  einzelnen  Staaten  für  das  Eisenbahnwesen  ergan- 
genen Gesetze  und  Verwaltungsvorschriften,  und  für 
legislatorische  Zwecke  einzelne  anerkennenswerthe 
kritische  Beiträge. 

Nur  eine  Seite  der  schriftstellerischen  Thätigkeit 
in  diesem  Fache  ist  bisheran  nicht  ausgebeutet  wor- 
den: wir  meinen  die  juristische  Verarbeitung  des  vor- 
handenen Materials  för  praktisch-administrative  Zwecke. 
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Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  haben  wir  uns  die 
Aufgabe  gestellt:  für  den  Umfang  der  Preussischen 
Monarchie  die  bestehende  Eisenbahngesetzgebung  nicht 
bloss  —  wie  anderweit  bereits  mehrfach  geschehen  — 
ihrem  positiven  Inhalte  nach  wiederzugeben  ,  sondern 
sie  auch  durch  Entwicklung  ihrer  Motive,  ihres  Zu- 
sammenhanges und  ihrer  Consequenzen  sowie  durch 
Anwendung  auf  praktische  Fälle  dergestalt  zu  erläu- 
tern, dass  unsere  Arbeit  dem  Manne  vom  Fach  zur 
Anleitung,  dem  theoretischen  Forscher  zur  Gewinnung 
eines  anschaulichen  Bildes  dienen  könne. 

Es  bedarf  keiner  Rechtfertigung,  dass  bei  dieser 
Art  der  Behandlung  der  rein  wissenschaftliche  Stand- 
pimkt  nicht  fiberall  festgehalten  werden  kann,  und  hin 
und  wieder  Manches  bemerkt  werden  muss,  was  für 
den  Juristen  bereits  abgethan  ist. 

Im  vorliegenden  Theile  haben  wir  die  erste  Hälfte 
des  Thema's,  die  Rechtsverhältnisse  vor  und  während 
der  Bahnanlage  und  ihre  Consequenzen  erschöpft.  Die 
Erörterung  der  dahin  einschlagenden  Punkte  erforderte 
eine  umfangreichere  Besprechung,  weil  die  bezügliche 
Gesetzgebung,  namentlich  hinsichtlich  des  Grunderwerbs, 
in  den  Provinzen  des  Allgemeinen  Landrechts  von  ganz 
andern  Grundanschauungen  ausgeht  als  in  dem  der 
Herrschaft  des  Französischen  Civil-Gesetzes  unter- 
worfenen Theile  der  Rheinprovinz.  Möchte  unsere 
Arbeit  mit  dazu  heitragen,  die  beklagenswerthe  Man- 
gelhaftigkeit der  zur .  Zeit  geltenden  Expropriations- 
Gesetzgebung  in  noch  helleres  Licht  zu  setzen  und  die 
gesetzgeberische  Thätigkeit  auf  ein  Feld  zu  lenken, 
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auf  dem   unsere  Belgischen  und  Französischen  Nach- 
barn uns  längst  überflügelt  haben! 

Der  zweite  Theil  wird  sich  mit  den  Rechtsver- 
hältnissen während   des    Betriebes    der   Eisenbahnen 
beschäftigen  und  sonach  unter  andern  von  der  Bahn- 
polizei, der  Schadensersatzpflicht  aus  dem  Transport- 
geschäfte, von  den  Tarifen,  dem  Concurrenzbetriebe 
durch  andere  Transportanten,  dem  Verhältnisse  zur 
Post,  von  der  Eisenbahnbesteuerung  und  dem  Ober- 
aufsichtsrechte   des    Staates   handeln.      Die   Verhält- 
TUÄfee  derjenigen  Eisenbahnen,    deren  Eigentbum   und 
Verwaltung  nicht  in  den  Händen  einer  Privatgesell- 
schaft ist,  sollen   ihre  besondere  Erörterung   finden, 
auch  in  einem  Anhange  die  wichtigsten  hei  Gele- 
genheit des  Eisenbahnwesens  in  Betracht  kom- 
menden Fragen,  z.  B.   hinsichtlich  des  Verkehrs  mit 
Eisenbahnpapieren,  besprochen  werden. 

Cöln,  im  October  1855. 


Die  Verfasser. 
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CAP1TEL  I. 

Itoi  ier  Begründung  der  Eisenbahn-Gesell- 
schaften. 


Ueberall,  wo  Interessenten  zusammentreten,  um  eine  Eisen- 
iahn-Unternehmung  zu  begründen,  muss  natürlich  zunächst  die 
Frage  ihre  Beantwortung  finden:  was  ist  zu  thun,  welches  Verfah- 
ren ist  einzuschlagen,  um  die  gesetzlich  nothwendige  Concession 
zu  erlangen?  Das  Hauptgesetz  ist  hier,  wie  überhaupt  für  die 
Rechtsverhältnisse  der  Eisenbahnen,  das  Gesetz  vom  3.  November 
1838  (Gesetzsammlung  Jahrgang  1838  S.  505). 

Der  erste  Paragraph  desselben  lautet: 

§,  1.     Jede  Gesellschaft,  welche  die  Anlegung  einer  Eisenbahn  beabsich- 
tigt, hat  sich   an  das  Handelsministerium  zu  wenden  und  demselben  die  Haupt- 
punkte der  Bahnlinie ,    sowie  die  Grösse  des  zu  der  Unternehmung  bestimmten 
Actien-CapHals    genau  anzugeben.      Findet   sich   gegen   die  Unternehmung  im 
Allgemeinen  Nichts  zu  erinnern,    so   ist   der  Plan   derselben  nach  den  bereits 
mheütcn  und  künftig  etwa,  noch  zu  erlassenden  Instructionen,  einer  sorgfältigen 
^Wong    zu   unterwerfen.     Wird   in  Folge    dieser  Prüfung  Unsere   landesherr- 
1«^  Genehmigung   ertheilt,    so   hat   das  Handelsministerium,    unter  Eröffnung 
der  ttit,  nöthig  befundenen  besondern  Bedingungen  und  Maassgaben,  eine  Frist 
iertnuetaen ,   binnen  welcher  der  Nachweis    zu  fuhren  ist,   dass  das  bestimmte 
Actien-Ctphal  gezeichnet  und  die  Gesellschaft,    nach   einem  unter  den  Actien- 
xeaehnern  vereinbarten  Statute,  wirklich  zusammen  getreten  sei. 

1 
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fr  2. 

Der  Antrag  an  das  Handelsministerium  ist  also  der  erste  Schritt, 
um  die  Concession  zu  erlangen.  Was  dieser  Antrag  enthalten  muss, 
und  welche  Arbeiten  und  Uebersichten  ihm  beizufügen  sind,  wer- 
den wir  unten  im  §.  7  sehen.  Vorher  ist  aber  der  Weg  anzu- 
geben, den  eine  sich  bildende  Gesellschaft  einzuschlagen  hat,  um 
einen  derartigen  Antrag  überhaupt  stellen  zu  können. 

Das  gewöhnlich  beobachtete  Verfahren  ist  folgendes: 

Für  die  in's  Auge  gefasste  Eisenbahn  constiluirt  sich  ein  pro- 
visorisches (gleichsam  freiwilliges)  Comite,  welches  einen  Prospec- 
tus  der  beabsichtigten  Unternehmung  in  den  Hauptzügen  entwirft 
und  veröffentlicht.  Da  nun  jede  derartige  Unternehmung  selbst  bis 
zu  der  (doch  immerhin  zweifelhaften)  landesherrlichen  Genehmigung 
schon  Kosten  macht,  die  vielleicht  vergeblich  aufgewendet  werden 
und  für  die  einzelnen  an  der  Spitze  stehenden  Personen  oft  zu  be- 
deutend sind,  so  fordert  das  Comite  zur  Actienzeichnung  d.  h.  zur 
Unterzeichnung  von  beliebigen  Betheiligungs-Summen  auf.  Findet 
das  Unternehmen  Anklang,  so  treten  die  Actienzeichner  zusammen 
und  schliessen  vor  einem  Notar  (oder  unter  der  Herrschaft  des 
Preussischen  Landrechts  auch  vor  Gericht)  einen  förmlichen  Gesell- 
schaftsvertrag ab,  der  die  Statuten  für  das  beabsichtigte  Unterneh- 
men enthält.  Hierbei  wird  ein  Comitä  zur  Erwirkung  der  Conces- 
sion und  zur  Leitung  aller  dazu  nöthigen  Vorarbeiten  gewählt, 
welches  dann  den  Antrag  an  das  Handelsministerium,  von  dem  im 
S.  1  die  Rede  war,  stellt. 

Dieser  Weg  hat  viele  Vorzüge;  denn  nicht  nur  gibt  die  be- 
reits erfolgte  Actienzeichnung  einen  Maasslab  zur  Beurtheilung  der 
schon  hinreichenden  oder  zu  erwartenden  Betheiligung  des  Publi- 
kums, sondern  das  Statut  ertheilt  auch  von  vornherein  Aufschluss 
über  die  sich  bildende  Gesellschaft  und  gewährt  eine  thatsächliche 
Basis  für  die  Unterhandlungen  mit  der  Staatsregierung.  Jedoch 
muss  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  das  provisorische 
Comite  zur  Sammlung  von  Actienzeichnungen  nicht  ohne  Weiteres, 
sondern  nur  in  Folge  erhaltener  Genehmigung  des  Handelsmini- 
steriums befugt  ist  Zwar  erkannte  ein  Rescript  der  Ministerien 
des  Innern  und  der  Polizei  und  der  Finanzen,  welches  am  23. 
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September  1840  an  den  Oberpräsidenten  der  Provinz  Schlesien 
gerichtet  wurde,  ohne  alle  Einschränkung  die  Einleitung  der  Actien- 
Zeichnungen  vor  landesherrlicher  Genehmigung  als  berechtigt  an, 
„wenn  nur  nicht  durch  unrichtige  Angaben  das  Sachverhältniss  ver- 
dunkelt und  zur  Voraussetzung  Anlass  gegeben  worden,  als  ob  es 
sich  von  bereits  zur  Ausführung  genehmigten  Anlagen  handele8  — ; 
indessen  verfügt  das  noch  jetzt  gültige  Gesetz  vom  24.  Mai  1844 
in  seinem  §.  1: 

„Niemand   darf  fortan   ohne  ausdrückliche    Genehmigung  Unseres  Finanz- 
Ministeriums  Actienzeichnungen    für  ein  Eisenbahn-Unternehmen   eröffnen  oder 
ActJen-Anmeldungen  dafür  annehmen.     Wer  dieser  Bestimmung  zuwiderhandelt, 
hat  eine  Geldbusse  von  50  bis  500  Thalern  und  ausserdem  die   Confiscation 
des  gezogenen  Gewinnes  verwirkt. a 

An  die  Stelle   des   Finanzministeriums  ist  in  Gemässheit  des 
Gesetzes  vom  17.  April  1848  das  Handelsministerium  getreten,   so 
diss  nunmehr   an  das  letztere  die  betreffenden  Anträge   zu  rich- 
ten sind. 

§•  3. 
Wird  das  angedeutete  Verfahren  eingeschlagen ,  so  entspringt 
ans  der   vor  dem  Abschlüsse  des  Gesellschaftsvertrages  und  der 
Vereinbarung  der  Statuten  geschehenen   Actienzeichnung  nur  eine 
beschränkte  Verbindlichkeit  für  die  Zeichner. 

Abgesehen  davon,   dass  dte   in  dem  Gesellschaftsvertrage  ent- 
haltenen Statuten  wohl  niemals  dem  ursprünglichen  Prospectus  ganz 
fenau  entsprechen  werden,  hat  das  provisorische  Comü6  gar  keine 
Qualität,  zu  Gunsten  der  noch  nicht  existirenden  Gesellschaft  Pro- 
cessen anzunehmen,  indem  vielmehr  für  jeden  einzelnen  Actionär 
nur  die  sämmtlichen  übrigen  die  Contrahenten  des  Societätsvertrages 
sind.    Man  kann  dem  ursprünglichen  Zeichner  offenbar  nicht  zu- 
BBthen,   sich  gleichsam  auf  Gnade  und  Ungnade   den  künftigen 
Statuten  zu  unterwerfen ,  die  vielleicht  die  Tendenz  des  Unterneh- 
mens auf  das  Erheblichste  modificiren.    Wohl  aber  verpflichtet  die 
*«t    dem   Abschluss  des  Gesellschaftsvertrages    erfolgte  Actien- 
zekhmog,  die  immerhin  eine  Mandats-Ertheilung  für  das  proviso- 
riscbeComitä  ist,  die  Zeichner  unbedingt,  die  bis  zu  dem  angezeig- 
ten Rücktritt  aufgegangenen  Kosten  pro  rata  des  von  ihnen  gezeich- 
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neten  Capitals  zu  tragen,  falls  das  Unternehmen  durch  Versagung 
der  Concession  oder  aus  andern  Gründen  nicht  zur  Ausführung  ge- 
langen möchte.  Auch  wird  die  provisorische  Zeichnung  eine  defi- 
nitive, wenn  der  betreffende  Zeichner  bei  dem  späteren  Gesellschafts- 
vertrage concurrirt. 

Dagegen  ist  es  uns  durchaus  nicht  zweifelhaft,  dass  der  ur- 
sprüngliche Zeichner,  welcher  vor  dem  Abschluss  des  Gesellschafts- 
vertrages seine  Betheiligung  angemeldet  hat,  hierdurch  in  keiner 
Weise  für  den  Capitalbetrag  seiner  Zeichnung  gebunden  ist,  wenn 
er  nicht  entweder  bei  dem  späteren  Gesellschaftsvertrage  concur- 
rirt, oder  auf  irgend  eine  Weise  hinterher  seine  ursprüngliche 
Zeichnung  genehmigt.  Dieser  Ansicht  steht  der  §.  2  alinea  3  des 
Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  keineswegs  entgegen; 
denn  wenn  es  dort  heisst,  dass  der  Zeichner  der  Actie  für  die  Ein- 
zahlung von  40  Procent  unbedingt  verhaftet  sei,  so  behaupten  wir 
gerade,  als  Zeichner  im  Sinne  des  Gesetzes  seien  nur  diejenigen 
zu  betrachten,  welche  einem  bereits  abgeschlossenen  Gesell- 
schaftsvertrage beitreten. 

Streitig  kann  nur  die  Frage  sein,  ob  den  ursprünglichen  Zeich- 
nern ,  die  bei  dem  Gesellschaftsvertrage  nicht  mitgewirkt  haben, 
nicht  umgekehrt  ein  Recht  zusteht,  zu  der  definitiven  Actien- 
betheiligung  vorzugsweise  admittirt  zu  werden.  Streng  genommen 
lässt  sich  ein  solches  Recht  juristisch  nicht  begründen,  wie  ja  auch 
sonst  im  bürgerlichen  Leben  z.  B.  der  A  den  B  auffordern  kann, 
seine  Bereitwilligkeit,  mit  ihm  einen  Societätsvertrag  abzuschliessen, 
kund  zu  geben,  und  doch  berechtigt  ist,  hinterher  den  Gesellschafts- 
vertrag nicht  mit  dem  B,  sondern  mit  dem  C  abzuschliessen.  Da 
aber  durch  ein  solches  Verfahren  jedenfalls  die  Grundsätze  der  Bil- 
ligkeit und  Loyalität  verletzt  werden  würden,  so  darf  eine  sich  bil- 
dende Eisenbahngesellschaft,  die  ja  nicht  bloss  im  juristischen  Sinne 
eine  moralische  Person  sein  soll,  sich  eine  derartige  Unbilligkeit 
nicht  zu  Schulden  kommen  lassen,  und  der  Gesellscbaftsvertrag  muss 
demnach  Bestimmungen  darüber  enthatten,  in  welchen  Formen  und 
Fristen  die  ursprünglichen  Zeichner  bei  der  definitiven  Actien- 
betheiligung  vorzugsweise  admittirt  werden  sollen,  und  nach  wel- 
chen Grundsätzen  die  Reduction  zu  bewirken  ist,   wenn  etwa  der 
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Betrag  der  Zeichnungen  das  zu  begebende  Capital  übersteigt.   Ent- 
hält der  Gesellschaftsvertrag  keine   derartigen    Bestimmungen,  so 
fällt  jeder  Anspruch  der  ursprünglichen  Zeichner  auf  vorzugsweise 
Admission  weg,   und  es  kommen  lediglich  die  auf  Grund  des  Ge- 
sellschaftsvertrages stattfindenden  definitiven  Zeichnungen  in  Betracht, 
üebersteigen  auch  diese  das  durch  die  Contrahenten  des  Vertrages 
nicht  schon  aufgebrachte  und  daher  noch  zu  begebende  Capital,   so 
entscheidet  die  Priorität  der  Anmeldung,  natürlich  unter  der  fest- 
gehaltenen Voraussetzung,  dass  das  Statut  nichts  Anderes  bestimmt. 
X)b   alle  ursprünglichen  Zeichner  zusammenkommen,   um  den 
Gesellschaftsvertrag  abzuschliessen,  ist  gesetzlich  ganz  gleichgültig; 
auch  schreibt  kein  Gesetz  eine  gewisse  Zahl  der  Contrahenten  vor, 
die  erforderlich  wäre ,  und  ist  es  an  sich  ebenfalls  einerlei ,  ob  die 
Actien  sich    in  den  Händen  von  lausend  oder  von   zwei  Personen 
befinden. 

$.  4. 
Die  nach  dem  Abschluss  des  Gesellschafts  Vertrages  beitreten- 
den Actionäre   sind  ebenso   wie  die  den  Vertrag   abschliessenden 
Contrahenten  unter  allen  Umständen  nicht  nur  für  die  Kosten,  son- 
dern auch  für  ihre  ganze  Einzeichnung  verhaftet,  wenn  das  Unter- 
nehmen später  «encessionirt  wird,  und  zwar  kann  die  Betheiligung, 
abgesehen  natürlich   von   besonderen  Bestimmungen  des  Vertrages, 
eben  so  gut  durch  Einzeichnung  an  den  in  dem  öffentlichen  Aus- 
schreiben  bezeichneten  Orten,    wie  auch  durch  einfache  briefliche 
Anzeige  an  die  zur  Empfangnahme   von  Anmeldungen  designirten 
Personen  erfolgen.    Selbst  die  einfache   briefliche  Anmeldung  kann 
von  dem  Momente  ab,  in  welchem  sie  in   die  Hände  der  bezeich- 
neten Personen  gelangt  ist,  nicht  mehr  zurückgenommen  werden, 
weil  sie  in  Wahrheit  die  Annahme  einer  jedem  Lusttragenden  ge- 
machten Offerte  ist. 

Hehre  der  oben  ausgesprochenen  Grundsätze  hat  der  Rheinische 

kppellations- Gerichtshof  durch  ein  Urtheil  seines  dritten  Senats  vom 

1.  April  1847  (Rh.  Archiv  42.  1.  146.)  sanctionirt.    Einige  Ein- 

zeteboer  auf  Actien  der  Aachen-Düsseldorfer  Bahn,  welche  auf  Ein- 

Zahlung  belangt  wurden,  machten  nämlich  geltend:  sie  seien  nicht 

Actionäre  und  der  Gesellschaftsvertrag   sei  nicht  für  sie  bindend, 


indem  der  Vertrag  über  eine  anonyme  Gesellschaft  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  durch  eine  öffentliche  Urkunde  errichtet  werden  müsse, 
sie  aber  bei  der  Errichtung  des  hier  fraglichen  Notarialactes  vom 
10.  Juni  1844  nicht  concurrirt  hätten,  vielmehr  erst  später  durch 
Zeichnung  von  Actien  beigetreten,  mithin  als  eigentliche  Gesell- 
schafter nicht  zu  betrachten  seien;  auch  sei  die  durch  Art.  42  und 
45  des  Rheinischen  Handelsgesetzbuches  vorgeschriebene  Affichi- 
rung  des  Gesellschaftsvertrages  bei  dem  Handelsgericht  zu  Aachen 
nicht  auf  gültige  Weise  erfolgt,  indem  diese  Affiche  die  Namen  der 
Actionäre  nicht  enthalten  habe. 

Durch  Verwerfung  dieser  Einreden  hat  der  Appellhof  aner- 
kannt: 

1)  dass  die  Einzeichnung  auf  Actien  nach  dem  Gesellschafts- 
vertrage eben  so  gut  unbedingt  verpflichtet,  wie  die  Theil- 
nahme  an  demselben; 

2)  dass  zu  dem  Gesellschaftsvertrage  keineswegs  alle,  sondern 
nur  so  viele  Actionäre  zu  concurriren  haben,  wie  hinrei- 
chend sind,  um  den  Staatsbehörden  eine  genügende  Garantie 
über  die  Grundlage  der  Gesellschaft  zu  gewähren; 

3)  dass  der  Auszug  der  Gesellschaftsacte,  welcher  nach  Art.  42 
und  45  des  Rh.  Handelsgesetzbuches  bei  dem  Handelsgericht 
zu  affichiren  ist,  wenn  die  Eisenbahngesellschaft  im  Bezirk 
des  Rh.  Appellations-Gerichtshofes  domicilirt  ist,  die  Namen 
der  Actionäre  nicht  zu  enthalten  braucht. 

Alle  diese  Sätze  sind  unbestreitbar,  und  eben  so  unbestreitbar 
ist  der  in  dem  Urtheil  ausserdem  implicite  ausgesprochene  Satz,  dass 
die  Klagen  auf  Einzahlung  der  Actien  in  der  Rheinprovinz  vor  die 
Handelsgerichte  gehören,  während  unter  der  Herrschaft  des  Allge- 
meinen Landrechts  derartige  Klagen  bei  den  Kreisgerichten  anzustel- 
len sind. 

§•  5. 

Indem  wir  noch  immer  von  der  factischen  Voraussetzung  aus« 
gehen,  dass  der  Gesellschaftsvertrag  vor  der  Erwirkung  der  Con- 
cession  abgeschlossen  werde,  können  wir  nicht  umhin,  fttr  diesen 
Fall  auf  eine  sehr  empfehlenswerthe,  ja  fast  nothwendige  Vorsichts- 
maassregel  aufmerksam  zu  machen. 
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Es  lässt  sich  nämlich  als  wahrscheinlich  vorhersehen,  dass  die 
Staatsregierung  ihre  Genehmigung  an. die  Bedingung  einiger  Aen- 
derungen in  den  Statuten  knüpfen  werde.  Es  kann  daher  zur  Be- 
förderung der  Sache  und  zur  Vermeidung  von  unnöthigen  Weit- 
läufigkeiten sehr  beitragen,  wenn  durch  den  Vertrag  das  Comite 
ermächtigt  wird,  in  einer  für  die  Gesellschaft  völlig  bindenden 
Weise  die  von  dem  Staate  etwa  geforderten  Aenderungen  in  den 
Statuten  selbst  vorzunehmen,  ohne  einen  neuen  Gesammt-Beschluss 
veranlassen  zu  .müssen. 

Werden,  nachdem  die  erwähnte  Vorsichtsmaassregel  beobachtet 
wurde,  solche  Aenderungen  vorgenommen,  so  ist  nicht  nur  keiner 
4er  ursprünglichen  Theilnehmer ,  sondern  auch  keiner  der  späteren 
Zeichner  berechtigt,  aus  dieser  Aenderung  der  Statuten  Veranlas- 
sung zum  Rücktritte  von  der  Zeichnung  zu  nehmen. 

(Urtheil  des  I.  Senates  des  Appellhofes  zu  Cöln  vom  8.  Febr. 
1847.    Rh.  Archiv  41.  1.  175J. 

Diesen  Satz  möchten  wir  jedoch  in  sofern  modificiren,  als 
wir  der  Ansicht  sind,  dass  die  Aenderungen  der  Statuten  ,  min- 
destens nic^t  das  Wesen  der  Unternehmung  alteriren  dürfen. 
Wäre  z.  B.  in  dem  Gesellschaflsvertrage  eine  eigentliche,  d.  h. 
durch  Dampfkraft  zu  befahrende  Eisenbahn  beabsichtigt  worden, 
so  würde,  wenn  das  Comite  die  Statuten  auf  Verlangen  des  Staa- 
tes in  der  Weise  änderte,  dass  nur  eine  Pferdebahn  übrig  bliebe, 
ohne  Frage  Jeder  zum  Rücktritte  befugt  sein. 

Unangenehme  Schwierigkeiten  und  Weitläufigkeiten  können  ent- 
stehen, wenn  das  Comite  nicht  die  Befugniss  zu  Aenderungen  der 
Statuten  erhalten  hat,  weil  es  dann  die  von  dem  Staate  verlangten 
Aenderungen  nieht  einseitig  vornehmen  darf,  sollte  auch  noch  so 
entschieden  die  Genehmigung  davon  abhängig  gemacht  werden. 
Zwar  heisst  es  auch  hier:  „minima  non  curat  Praetor*,  d.  h.  der 
Richter  wird  nicht  leicht  wegen  unerheblicher  Hodificationen  und 
hsatze,  die  dem  Geiste  der  Statuten  nicht  widersprechen,  die  Zeich- 
aer  für  entbunden  erachten ;  indessen  erfordert  jede  irgendwie  er- 
Aabfiche  Aenderung  den  Abschluss  eines  neuen  Gesellschafts- 
Vertrages,   wobei  sich  allerdings  die  Verhandlung  darauf  her 
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schränken  kann,  dass  unter  fortdauernder  Anerkennung  des  früheren 
Vertrages  die  fraglichen  Zusätze  genehmigt  werden. 

Die  ursprünglichen  Theilnehmer  und  diejenigen,  welche  in  die- 
sem Falle  nach  dem  ersten,  aber  vor  dem  zweiten  Vertrage  ge- 
zeichnet haben,  sind  nun  ohne  Frage  berechtigt,  die  verlangten  Zu- 
sätze oder  Modificationen  der  Statuten  zu  verwerfen  und  dadurch 
von  dem  ganzen  Unternehmen  zurückzutreten;  jedoch  kann  ihre 
stillschweigende  Genehmigung  als  existirend  angenommen  werden, 
wenn  sie  trotz  erhaltener  Einladung  ihren  Widerspruch  nicht  noti- 
ficirt  haben,  und  nicht  besondere  Umstände  sie  entschuldigen.  Die- 
jenigen, welche  nach  geschehener  Genehmigung  der  Statuten-Aen- 
dcrung  zeichnen,  können  sich  natürlich  auf  diese  Aenderung  in 
keiner  Weise  berufen;  vielmehr  (da  gegen  Jeden,  welcher  einem 
Gesellschafter  trage  beitritt,  die  Präsumtion  gilt,  dass  er  die  Sti- 
pulationen desselben  gekannt  habe)  können  die  späteren  Zeichner 
nur  dann  ihren  Rücktritt  motiviren,  wenn  sie  ihrerseits  beweisen, 
dass  die  Umstände  bei  ihnen  den  entschuldbaren  factischen  Irrthum 
über  das  unveränderte  Fortbestehen  der  früheren  Statuten  erregen 
mussten. 

§.  « 

Bisher  ist  die  Voraussetzung  festgehalten,  dass  den  ersten  Un- 
ternehmern, welche  den  ursprünglichen  Prospectus  entworfen  ha- 
ben, von  dem  Handelsministerium  die  Genehmigung  ertheilt  worden 
sei,  von  vornherein  zur  Actienzeichnung  aufzufordern.  Ist  diese 
Genehmigung  jedoch  verweigert  oder  nicht  nachgesucht  worden,  so 
ist  zwar  die  Annahme  von  Actienanmeldungen  für  das  beabsichtigte 
Unternehmen  verboten;  aber  kein  Gesetz  verbietet  die  öffentliche 
Aufforderung  zur  Theilnahme  an  einer  projectirten  Eisenbahn.  Die 
Interessenten  mögen  sich  dann  versammeln,  sich  durch  ihre  Unter- 
schrift zur  verhältnissmässigen  Erstattung  der  Kosten  verpflichten, 
ein  Comitg  zur  Entwerfung  der  Statuten  wählen,  und  selbst  den 
Gesellschafts  vertrag,  natürlich  unter  Vorbehalt  der  landesherrlichen 
Genehmigung,  abschliessen ,  in  welchem  Falle  alles  Dasjenige  gilt, 
was  in  den  vorigen  Paragraphen  entwickelt  worden  ist. 

Es  ist  übrigens  nicht  einmal  nöthig,  dass  von  vornherein 
zum  Abschlüsse  des  Gesellschaftsvertrages  eine  allgemeinere  Belhei- 
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figUDg  provocirt  werde;  denn  nichts  steht  dem  im  Wege,  dass  nur 
wenige  Interessenten  den  Vertrag  abschliessen  und  so  die  anonyme 
Gesellschaft  begründen,  vorausgesetzt,  dass  die  wenigen  Namen, 
welche  sich  bei  der  Sache  betheiligen,  der  Staatsregierung  hin- 
reichende Garantie  gewähren. 

Ebenso  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  Bau  einer  Eisen- 
bahn möglicher  Weise  gar  nicht  von  einer  anonymen,  sondern  von 
euer  gewöhnlichen  Handelsgesellschaft,  oder  gar  von  einer  einzel- 
nen Person  unternommen  werden  kann.  Nirgends  verbieten  die 
Gesetze  dies. 

Wenn  wir  bisher  immer  den  Fall  in's  Auge  gefasst  haben,  wo 
der  Gesellschaftsvertrag  vor  der  landesherrlichen  Genehmigung  ab- 
geschlossen wird,  so  haben  wir  wohl  kaum  zu  bemerken,  dass  der 
Abschloss  eben  so  gut  nachher  erfolgen  kann. 

§.  7. 

Von  wem  nun  aber  auch  die  Betreibung  des  Unternehmens 
ausgehe,  immer  bleibt  der  durch  das  Eisenbahngesetz  vom  3.  Nov. 
1838  vorgeschriebene  Antrag  an  das  Handelsministerium  der  erste 
officielle  Schritt,  um  die  Genehmigung  der  Staatsregierung  zu 
erhalten. 

Welche  Nachweise  diesem  Antrage  beizufügen  seien,  und  welche 
Grundsätze  hinsichtlich  der  Concessionirung  herrschen,  gibt  das 
Orcolar-Rescript  des  Königl.  Staatsministeriums  vom  30.  November 
1838  an  sämmtliche  Oberpräsidenten,  welchem  eine  von  dem 
Könige  genehmigte  Instruction  beigefügt  ist,  an.  Diese  Instruction 
iaotet  folgendermaassen: 

lestfuMugen  über  die  Prüfling  der  Antrage  auf  Concessioniruig  von 

Eisenbahn-Anlagen. 

§.    1.     Jeder  Antrag  auf  Concession  für   eine  Eisenbahn-Anlage    zur  all- 
gemeinen Benutzung  wird  an  den  Chef  des  Handelsdepartements  gerichtet. 

Dieser  Antrag  mnss  durch   den  Nachweis   der  Nützlichkeit  des  Unterneh- 
men begründet  werden.     Dazu  gehört,  dass  ans  zuverlässigen  Quellen,  so  weit 
sie  ztgiiiglich   sind,   die  Erheblichkeit   des  jetzigen  Verkehrs,    des  Fersonen- 
sowohl  als  des  Güter-Transports  zwischen  den  durch  die  Eisenbahn  zu  verbin- 
denden Punkten  angegeben  werde,  und  dass  die  hauptsachlichsten  Gegenstände 
its  WftÄren-Transports  bezeichnet  werden.     Ausserdem  ist  die  gewählte  Bahn- 
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linie ,  soweit  als  nach  vorläufiger  Prüfung  möglich,  genau  anzugeben,  und  die 
Motive,  welche  die  Wahl  bestimmt  haben,  seien  es  technische  oder  sonstige, 
sind  vollständig  darzulegen.  Endlich  muss  durch  Beifügung  einer  Skizze  der 
Terrainverhältnisse,  unter  spezieller  Angabe  der  für  die  Bahn  anzunehmenden 
stärksten  Ansteigungen  und  des  kleinsten  Halbmessers  der  vorkommenden  Krüm- 
mungen, sowie  der  Mittel  zur  Ueberwindung  der  hieraus  oder  sonst  aus  den 
Terrainverhältnissen  hervorgehenden  Schwierigkeiten,  die  technische  Ausführ- 
barkeit der  gewählten  Linie  ersichtlich  gemacht  und  ein  möglichst  vollstän- 
diger Ueberschlag  der  Ausführung*-  und  Unterhaltungskosten  beigefügt  wenden. 

§.  2.  Von  Seiten  des  Chefs  des  Handelsdepartements  wird  zunächst  die 
allgemeine  Zulässigkeit  des  Unternehmens  geprüft. 

§.  3.  Ist  solche  nicht  anzuerkennen,  so,  wird  derselbe  den  Antrag  mit 
seinem  Gutachten  dem  Staatsministerium  vorlegen. 

§.  4.  Im  entgegengesetzten  Falle  communicirt  der  Chef  des  Handeis- 
departements den  vorgelegten  Entwurf  dem  Kriegsministerium  zur  Erklärung 
über  die  Zulässigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Bahnanlage  in  militairischer 
Beziebung  und  setzt  alle  übrigen  Departements  vorläufig  davon  in  Kenntniss, 
dass  die  nähere  Prüfung  des  gestellten  Antrages  durch  die  Provinzialbehörden 
veranlasst  werden  solle. 

Wird  hingegen  von  Seiten  eines  andern  Departements  ein  Bedenken  gefun- 
den, so  ist  darüber  unverweilt  dem  Chef  des  Handelsdepartements  zum  Zweck 
der  weiteren  Erörterung  Mittheilung  zu  machen. 

§.  5.  Werden  dagegen  solche  Bedenken  nicht  zur  Sprache  gebracht,  so 
lässt  der  Chef  des  Handelsdepartements  den  vorgelegten  Antrag  dem  Ober- 
präsidenten der  Provinz  zugehen,  um  solchen  durch  die  Regierungen,  welche 
dabei  betheiligt  sind,  begutachten  zu  lassen  und  demnächst  sein  eigenes  Gut- 
achten zu  erstatten. 

Die  Prüfung  wird  gerichtet: 

1)  auf  die  Erörterung  der  für  die  Nützlichkeit  der  Anlage  angeführten 
Gründe ; 

2)  auf  die  technische  Ausführbarkeit  des  Unternehmens  und  die  muthmaass- 
liche  Zulänglichkeit  der  angenommenen  Kosten; 

3)  auf  die  demselben  aus  allgemeinen  landespolizeilichen  Bücksichten  etwa, 
entgegenstehenden  Hindernisse; 

4)  auf  die  mit  der  nachgesuchten  Concession  möglicher  Weise  in  Wider- 
spruch tretenden  Privatgerechtsame,  besonders  wenn  dadurch  Entschädi- 
gungsansprüche gegen  den  Staat  oder  gegen  die  Gesellschaft  begründet 
werden  könnten; 

5)  auf  die  für  die  Feststellung  der  Bahnlinie,  oder  für  Veränderungen  der 
in  Vorschlag  gebrachten,  in  Betracht  kommenden  particulären  Interessen ; 

6)  auf  die  Solidität  der  an  die  Spitze  des  Unternehmens  getretenen  Personen ; 
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7)  auf  die  Vorschlage  wegen  Zassinmenbringung  der  Fonds,  wobei  besonders 
die  Maassregeln  zu  berücksichtigen  sind,  welche  zu  nehmen  sein  werden, 
um  Actienschwindel  za  verhüten; 

8)  auf  die  für  den  Verkehr  wünschenswerthen  künftigen  Fortsetzungen  der 
Bahn,  auf  die  Wahrscheinlichkeit  künftiger  Zweigbahnen  und  auf  die  für 
Erleichterung  solcher  Anlagen  rathsam  scheinenden  Vorbehalte. 

Es  bleibt  den  Regierungen  dabei  überlassen,  in  welcher  Weise  sie  von 
ka  Landrtfchen  und  von  den  Communalbehörden  grosserer  Orte,  sowie  von 
amelnen  durch  Gewerbs-  und  sonstige  Verhaltnisse  zu  einem  Urtheil  in  der 
Sache  berufenen  Personen  Information  einziehen  wollen. 

§.  6.     Melden   sich    während    der   Prüfungsverhandlungen   andere  Unter- 
lehmer  für  dieselbe  Anlage  oder  für  eine  Fortsetzung  und  Erweiterung  dersel- 
ben, so  ist  auch  die  Prüfung  solcher  späteren  Vorschläge  zu  veranlassen,  damit 
toi  den  gemachten  Anerbietungen  diejenigen  gewählt  werden  können,   welche 
dem  allgemeinen  Interesse  am  meisten  zuzusagen  scheinen. 

§.  7.  Die  an  den  Chef  des  Handelsdepartements  zurückgehenden  Mate- 
ntäen  werden  den  beiheiligten  Verwaltungschefs  mitgetheilt,  denen  es  anheim- 
gestellt bleibt,  zur  Vermeidung  schriftlichen  Votirens,  ihre  Referenten  zur  Prü- 
frag der  gemachten  Vorschläge  zusammentreten  zu  lassen. 

Findet  sich  dabei  ein  erheblicher  Mangel  in  den  ökonomischen  oder  tech- 
nischen Grundlagen  des  Plans,  so  werden  die  Verhandlungen  dem  Chef  des 
Handelsdepartements  wieder  vorgelegt,  um  solche  ergänzen  zu  lassen.  Erschei- 
nen dagegen  die  Verhandlungen  vollständig,  so  proponirt  die  Commission  die 
der  Ausführung  desselben  zu  stellenden  speciellen  Bedingungen. 

$.  8.  Der  darüber  erstattete  Bericht  gelangt  durch  den  Chef  des  Han- 
delsdepartements an  das  Staatsministerium,  welches  über  die  Zulässigkeit  und 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  berathet  und,  wenn  solche  anerkannt  wird, 
&r  die  Ertheihmg  der  Genehmigung  an  Se.  Maj.  berichtet. 

§.  9.     Der  Antrag  an  des  Königs  Maj.  wird  gerichtet: 

a)  auf  die  Ermächtigung  zur  Bildung  einer  Gesellschaft  behufs  Ausführung 
des  Unternehmens  mit  einem  bestimmten  Actiencapital,  unter  den  allge- 
meinen für  derartige  Unternehmungen  festgestellten  Bedingungen,  mit 
Hinzufügung  der  für  den  speciellen  Fall  etwa  noch  erforderlichen  beson- 
dern Bedingungen  und  Clausein; 

b)  auf  die  Genehmigung  zur  Ausführung  des  Baues  nach  erforderlicher 
Bestätigung  des  Gesellschaftsstatuts; 

t)  auf  die  Anwendbarkeit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  wegen  Expropria- 
tion anf  das  genehmigte  Unternehmen. 

$.  10.  Die  Allerhöchste  Genehmigung  zur  Anlage  einer  jeden  Eisenbahn 
wird  dem  Statut  der  Gesellschaft,  dessen  weitere  Kundmachung  durch  die  Gesetz- 
winTimc;  erfolgt,  vorgedruckt. 
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$•  8- 

Das  Circularrescript  der  Ministerien  der  Geistlichen,  Unterrichts- 
und  Medicinal-Angelegenheiten,  des  Innern  und  der  Finanzen  vom 
22.  April  1845  (Min.-BIalt  der  innern  Verwaltung  1845,  S.  120, 
Nr.  144)  verbreitet  sich  ebenfalls  über  die  in  Ansehung  der  Con- 
cessionirung  von  Actiengesellschaften  überhaupt  geltenden  Grund- 
sätze.   Die  auch  auf  Eisenbahnen  bezüglichen  Stellen  lauten:  - 

„Der  Antrag  auf  Genehmigung  der  Errichtung  einer  Actiengesellschaft 
ist  überhaupt  nur  dann  zur  Berücksichtigung  geeignet,  wenn  der  Zweck  des 
Unternehmens 

1)  an  sich  aus  allgemeinen  Gesichtspunkten  nützlich  und  der  Beförderung 
werth  erscheint  und  zugleich 

2)  wegen  der  Höhe  des  erforderlichen  Capitales  oder  nach  der  Natur  des 
Unternehmens  selbst  das  Zusammenwirken  einer  grössern  Anzahl  von. 
Theilnehmern  bedingt,  oder  doch  auf  diesem  Wege  eher  und  sicherer  als 
durch  Unternehmungen  Einzelner  zu  erreichen  ist.     — >     —     — 

In  allen  Fällen  kommt  es  ferner  darauf  an,  dass  die  Gesellschaft  durch, 
die  Art  ihrer  Begründung  eine  genügendo  Bürgschaft  gegen  Tauschungen  und 
Beeinträchtigungen  des  Publikums  gewähre;  demgemäss  ist  die  Prüfung  sowohl 
auf  die  Zuverlässigkeit  und  Solidität  derjenigen,  welche  an  die  Spitze  des  Unter- 
nehmens treten,  als ..  auch  auf  die  Zulänglichkeit  der  zusammenzubringenden 
Fonds     —     —     —     mit  zu  richten.* 

Die  Landräthe  sind  durch  ein  Rescript  des  Ministeriums  der 
Finanzen  und  des  Innern  vom  16.  Juli  1845  (Min.-Bk  der  innern 
Verwaltung  1845,  S.  277,  Nr.  298)  angewiesen,  sich  des  Einver- 
ständnisses der  Regierung  zu  versichern,  ehe  sie  zur  Förderung* 
projectirter  Eisenbahn-Unternehmungen  ihre  mitwirkende  Thäligkeit 
eintreten  lassen. 

S.  9. 

Eine  doppelte  Genehmigung  des  Königs  ist  erforderlich,  nämlich : 

1)  die  Genehmigung  zur  Bildung  einer  Gesellschaft  im  Allge- 
meinen mit  Verleihung  des  Expropriationsrechts  in  Gemassheit 
des  oben  (im  §.  7  in  fine,  sub  a,  b  und  c)  angefahrten  An- 
trages des  Staats- Ministeriums; 

2)  die  Genehmigung  des  Gesellschaftsvertrages  oder  des  Statuts, 
welches  in  der  Gesetzsammlung  abgedruckt  wird. 

Beide  Genehmigungen  können  unter  Umständen  durch  einen 
einzigen  Act  erfolgen,  was  namentlich  dann  möglich  sein  wird,  wenn 
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der  das  Statut  enthaltende  Gesellschaftevertrag  bereits  von  vorn- 
herein abgeschlossen  war,  und  die  nicht  officiellen  Vorverhandlungen 
mit  der  Staatsbehörde  bereits  eine  Grundlage  gewährt  haben. 
Immer  muss  aber  gemäss  §.  3  des  Eisenbahngesetzes  vom  3. 
November  1838  der  Bauplan  vor  der  Bestätigung  der  Statuten  im 
Wesentlichen  festgestellt  sein. 

Wird  die  sub  1  erwähnte  landesherrliche  Genehmigung  vor 
der  Bestätigung  des  Statuts  ertheilt,  so  bestimmt,  wie  der  $.  1.  des 
mehrerwähnten  Eisenbahngesetzes  verfügt,  der  Handelsminister  die 
Frist,  binnen  welcher  der  Nachweis  zu  fuhren  ist,  dass  das  bestimmte 
Actiencapital  gezeichnet,  und  die  Gesellschaft  nach  einem  unter  den 
Actienzeichnern  vereinbarten  Statute  wirklich  zusammengetreten  sei. 
&  könnte  die  Frage  entstehen:  ob  .nicht  gegenwärtig,  nachdem 
Preossen  in  die  Reihe  der  constitutionellen  Staaten  eingetreten  ist, 
vad  der  König  also  kein  Gesetz  einseitig  erlassen  kann,  wenig- 
stens in  Beziehung  auf  die  Bewilligung  des  Expropriationsrechtes 
die  Zustimmung  der  Kammern  erforderlich  sei?  und  zwar  könnte 
diese  Frage  um  so  bedenklicher  erscheinen,  als  nach  £.  48 
unserer  Verfassungsurkunde  die  vom  Könige  abzuschliessenden 
Staatsverlräge  sogar  schon  dann  der  Zustimmung  der  Kammern  be- 
dürfen, wenn  durch  dieselben  auch  nur  einzelnen  Staatsangehö- 
rigen Lasten  auferlegt  werden.  Nichtsdestoweniger  glauben  wir  die 
?nge  verneinen  zu  müssen,  obgleich  allerdings  die  Expropriation 
des  öffentlichen  Nutzens  wegen  den  grössten  Eingriff  in  das  Privat- 
ogenthum  darstellt. 

Es  leuchtet  nämlich  von  vornherein  ein,  dass  die  Expropriation, 
trenn  auch  factisch  oft  nur  zu  sehr,  doch  nach  der  Fiction  des 
Gesetzes  in  so  fern  keine  Last  ist,  als  ihr  vollständige  Ent- 
schädigung gegenüber  gestellt  wird.  Der  §.  48  der  Verfassungs- 
Urkunde  kann  daher  nicht  einmal  per  analogiam  in  Betracht  kommen; 
nelmehr  sprechen  die  positivsten  Gründe  für  die  Behauptung,  dass 
fc  Verleihung  des  Expropriationsrechts  an  eine  Eisenbahngesellschaft 
ktma  eigentlichen  Gesetzes  bedürfe;  denn  Gesetz  ist  nur  diejenige 
Verfügung,  welche  eine  allgemeine  Norm  für  alle  Fälle  einer  bestimm- 
ten fategorie  begründet.  Es  war  daher  allerdings  Sache  des  Gesetzes, 
den  Grundsatz  aufzustellen,  dass  die  zwangsweise  Entziehung  des  Eigen- 
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thums  des  öffentlichen  Nutzens  wegen  unter  bestimmten  Modalitäten 
Statt  finden  dürfe;  aber  die  Ausführung  in  den  einzelnen  Fällen  muss 
schon  der  Theorie  nach  zu  den  Attributen  der  vollziehenden  Gewalt, 
welche  nach  Art.  45  unserer  Verfassung  dem  Könige  zusteht,  ge- 
hören. Wenn  daher  die  Verfassung  keine  einzige  dem  entgegen- 
stehende Bestimmung  enthält,  so  kann  es  nicht  länger  bezweifelt 
werden,  dass  nur  dem  Staatsoberhaupte  die  ihm  durch  die  frühere 
Specialgesetzgebung  zugewiesene  Genehmigung  und  Verleihung 
des  Expropriationsrechtes  auch  noch  jetzt  in  Preussen  zusteht. 

Handelte  es  sich  von  der  lex  ferenda,  so  möchten  vielleicht  Gründe 
für  die  Hitwirkung  der  Kammern  geltend  gemacht  werden  können, 
obgleich  ein  Interessenkampf  zwischen  einzelnen  Provinzen  inner- 
halb der  Kammer  unter  Umständen  eine  widerwärtige  Natur  an- 
nehmen kann,  und  obgleich  die  Garantieen  der  constitutionellen  Ver- 
fassung nicht  gerade  darin  bestehep,  dass  die  Kammern  recht  viele 
Specialia  vor  ihr  Forum  ziehen. 

§.  io. 

Bevor  die  Königliche  Bestätigung  der  Statuten  erfolgte,  hatte 
die  sich  bildende  Eisenbahngesellschaft  dem  Publikum  gegenüber 
gar  keine  Existenz;  es  bestand  bloss  eine  Einigung  von  Interes- 
senten, die  zu  ihren  Vertretern  lediglich  als  Mandanten  (Auftrag- 
geber) sich  verhielten,  wenn  sie  auch,  insofern  der  Gesellschafts- 
vertrag bereits  abgeschlossen  war,  zu  einander  in  einem  eventuellen 
Societätsverhältnisse  standen.  (§.  3  des  Eisenbahngesetzes  vom  3. 
November  1838.)  Durch  die  Bestätigung  der  Statuten  wird  aber 
die  Gesellschaft  zu  einer  anonymen  (Actiengesellschaft)  und  als 
solche  eine  juristische  oder  moralische  Person,  und  das  Gesetz  er- 
kennt ihr  diese  Eigenschaft  ausdrücklich  zu. 

Wir  setzen  voraus,  dass  dem  Leser  im  Allgemeinen  bekannt 
sei,  was  dies  bedeute;  auch  erlaubt  der  Zweck  des  vorliegenden 
Buches  nicht  eine  ausführliche  juristische  Erörterung;  wir  wollen 
daher  in  wenige  Hauptpunkte  zusammenfassen,  worin  dieAenderung 
besteht,  welche  durch  die  landesherrliche  Genehmigung,  um  figürlich 
zu  sprechen,  in  dem  Civilstande  der  Eisenbahngesellschaften  vor  sich 
geht.  Während  früher  die  einzelnen  Theilhaber  nur  als  einzelne 
auftreten,   und   das  Comitä  die  einzelnen  jedenfalls  nur  soweit  es 
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eine  ausdrückliche  specieüe  Vollmacht  hatte,  ia  Rechtsgeschäften 
vertreten  konnte,  wird  jetzt  die  Eisenbahngesellschaft  als  solche 
Rechtssubjekt;  sie  steht  als  Klägerin  und  Beklagte  vor  Gericht, 
schliesst  Verträge  ab  und  tritt  Oberhaupt  in  allen  Rechtshandlungen 
wie  ein  einzelner  Mensch  auf;  sie  wird  in  allen  Fällen  von  Rechts- 
wegen durch  ihren  statutenmässig  zu  wählenden  Vorstand  vertreten. 
Das  ganze  Verhäkniss  des  Vorstandes  zur  Gesellschaft  und  zum 
Publikum  beruht  auf  dem  Princip,  dass  Eisenbahngesellschaften  ju- 
ristische Personen  sind;  es  wird  durch  die  g§.  19  bis  23  des 
Gesetzes  vom  9.  November  1843  (Gesetzsammlung 
1843,  S.  3413  gesetzlich  normirt  wie  folgt:     . 

§.  19.  Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  werden  durch  einen,  nach  Vor- 
*chrtft  des  Statuts  bestellten  Vorstand  verwaltet,  dessen  jedesmalige  Mitglieder 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden  müssen. 

$.  20.  Die  Vorsteher  sind  ans  den  von  ihnen  Namens  der  Gesellschaft 
ge&hrtea  Geschäften  und  eingegangenen  Verbindlichkeiten  für  ihre  Person 
einem  Dritten  nur  dann  verpflichtet,  wenn  sie  den  Bestimmungen  der  $.11 
Nro.  1.,  §§.   12,  17,  24,  25,  27  und  29  entgegen  handeln.*) 

§.21.  Die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung  der  Gesellschaft 
bei  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Geschäften  erstreckt  sich  auch  auf  die- 
jenigen Falle,  in  welchen  eine  Spezialvollmacht  erforderlich  ist. 

§.  22.  Die  Insinuation  der  Vorladungen  und  anderer  Zufertigungen  an 
die  Gesellschaft  ist  galtig,  auch  wenn  sie  nur  an  ein  Mitglied  des  Vorstandes 
geschieht. 

§.  23.  Eide  Samens  der  Gesellschaft  werden  von  dem  Vorstande  abge- 
leistet 

Die  hier  ebenfalls  einschlagenden  $$.  8  uud  9  desselben  Ge- 
setzes lauten: 

§.  8.  Actien-Gesellschaften  erlangen  durch  die  landesherrliche  Geneh- 
migung die  Eigenschaft  juristischer  Personen,  und  insbesondere  das  Recht, 
Grundstöcke  und  Capitalien  auf  ihren  Namen  zu  erwerben  und  in  das  Hypo- 
tfcekenbuch  eintragen  zu  lassen. 

f.  9.  Die  Actiengesellschaften,  welche  auf  Gewerb-  oder  Handelsunter- 
lehmungen  gerichtet  sind,  haben  kaufmännische  Rechte  und  Pflichten. 

Uebernehmen  sie  Wechselverbindlichkeiten,  so  ist  gegen  sie  zwar  der 
^«ehselprocess  zulässig,  die  Execution  findet  jedoch  nur  in  das  Vermögen  der 


*)  Anmerkung.  Dies  bezieht  sich  auf  den  Fall,  wo  der  Vorstand  die  ihm 
durch  das  Gesetz  auferlegten  Pflichten  verletzt,  wovon  weiter  unten  die 
Bede  sein  wird. 
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Gesellschaft  Statt.     An  Orten,  wo  kaufmännische  Corporationen  bestehen,  sind 
sie  denselben  beizutreten  verpflichtet. 

Zu  den  im  vorgedruckten  §.  9  erwähnten  auf  Gewerbe-  oder 
Handelsunternehmungen  gerichteten  Actiengesellschaften  gehören 
ohne  Frage  auch  die  Eisenbahnen;  denn  wenn  sie  auch  durch  spe- 
cielle  gesetzliche  Bestimmung  von  der  Entrichtung  der  Gewerbe- 
steuer befreit,  dagegen  aber  einer  besondern,  der  Eisenbahnsteuer, 
unterworfen  sind,  so  treten  sie  doch  durch  dieses  Privilegium 
odiosum  keineswegs  aus  der  Classe  der  Gewerbetreibenden  heraus, 
und  jedenfalls  ist  ihr  Unternehmen  ebenso  commercieller  Natur  wie 
das  eines  jeden  andern  Fuhrunternehmers. 

Die  juristische  Person  einer  Eisenbahngesellschaft  ist  also  der 
Person  eines  Kaufmannes  gleichzustellen.  Wo  Handelsgerichte  be- 
stehen, gehören  ihre  Processe  in  allen  denjenigen  Fällen  vor  die* 
selben,  wo  auch  ein  einzelner  Handelsmann  dort  Recht  zu  nehmen 
hätte.  Wir  zweifeln  auch  keinen  Augenblick  daran,  dass  die  Eisen- 
bahngesellschaften zur  Wahl  der  Handelsrichter  coneurriren  können, 
wenn  deren  in  dem  Orte  ihres  Domicils  zu  wählen  sind,  wobei  sie 
jedoch  nur  die  Stimme  einer  einzelnen  Firma  haben  werden. 

Aus  dem  in  dem  §.  9  des  Gesetzes  vom  9.  November  1843 
ausgesprochenen  Grundsatz ,  nach  welchem  Actiengesellschaften 
kaufmännische  Rechte  und  Pflichten  haben,  folgt  auch  z.  B., 
dass  die  Eisenbahngesellschaften  gehört  werden  müssen,  wenn  An- 
träge auf  Errichtung  eines  Gewerberalhes  formirt  werden  (Ver- 
ordnung vom  9.  Februar  1849  §.1,  G.-S.  1849,  pag.  93);  desglei- 
chen zur  Errichtung  von  Gewerbegerichten  (ibidem  pag.  HO); 
ferner,  dass  sie  an  der  Wahl  der  Mitglieder  und  Stellvertreter  der 
Handelskammern  (Verordnung  vom  11.  Febr.  1848  §.  7,  Ges.- 
Samml.  1848,  pag.  63)  Theil  zu  nehmen  haben  u.  s.  w. 

Stellen  die  Eisenbahngesellschaften  ihre  Zahlungen  ein,  so  tritt 
gegen  sie  das  Concurs-  oder  Fallimentsverfahren  eben  so  ein,  wie 
es  gegen  den  einzelnen  Handelsmann  provocirt  werden'  kann.  Ihr 
Domicil  haben  sie  eben  so  wie  jeder  einzelne  Mensch  in  einem  be- 
stimmten Gebäude,  nämlich  an  demjenigen  Orte,  welcher  durch  die 
Statuten  als  Sitz  der  Gesellschaft  bezeichnet  worden  ist,  und  dort 
in   dem  Directionsgebäude.     In  diesem  Domicil  werden   alle  La- 
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(Jungen  zugestellt,  und  die  Eisenbahngesellschaften  sind  gehalten, 
in  allen  Sachen,  wo  nicht  die  Gesetze  ein  specielles  Forum  bezeich- 
nen, vor  demjenigen  Gerichte  Recht  zu  nehmen,  zu  dessen  Spren- 
gel der  Ort  ihres  Domicils  gehört. 

Wenn  der  §.  3  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838 
den  concessionirten  Gesellschaften  ausserdem  noch  die  Rechte  einer 
Corporation  beilegt,   so  ist  dies  für  diejenigen  Provinzen,   in 
denen  das  Landrecht  gilt,  von  besonderer  Bedeutung,  indem   das 
Landrecht  Theil  II.  Tit.  6   eine   Specialgesetzgebung  Ar  die  Cor- 
porationen  enthält.    Beiläufig  sei  hier  noch  bemerkt,  dass  dort  jede 
privilegirte  Corporation  eine  zwölfwöchentliche  Frist  zur  Einlegung 
des  Rechtsmittels  der  Appellation,  der  Revision,   des  Recurses  und 
der  Nichtigkeitsbeschwerde   hat,   statt  der   sonst  als  Regel  beste- 
henden sechswöchentlichen  (Decl.  v,  6.  April  1839  Art.  13,  G.-S. 
p.  13f),    während  in  der  Rheinprovinz   für   die  Eisenbahngesell- 
schaften  dieselbe  Frist  zur  Einlegung  der  Rechtsmittel  besteht  wie 
ffir  jede  andere  Person. 

fr  «• 

Wenn  die  Eisenbahngesellschaften  erst  durch  die  landesherr- 
liche Bestätigung  ihrer  Statuten  die  Eigenschaft  von  juristischen 
Personen  erhalten,  so  ist  dagegen  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
(das  Statut)  die  Individualität  dieser  juristischen  Personen  näher 
bestimmt. 

Ueber  den  Abschluss  des  Gesellschaftsvertrages  bestimmt  dag 
bereits  erwähnte  Gesetz  vom  9.  November  1843  (Ges.-Samml.  1843 
8.  341)  Folgendes: 

§.  I.  Actiengesellschaften  —  —  —  können  nur  mit  landesherrlicher 
Genehmigung  errichtet  werden.  Der  Gesellschaftsvertrag  (das  Statut)  ist  zur 
hadesherrlichen  Bestätigung  vorzulegen. 

§.  2.  Der  Gesellschaftsvertrag  ist  gerichtlich  oder  notariell  aufzunehmen 
«far  xu  vollziehen.     Derselbe  mussin's  Besondere  bestimmen: 

1)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

2)  den  Gegenstand    des  Unternehmens   und    ob    dasselbe    auf  eine  gewisse 
Zeitdauer  beschränkt  ist  oder  nicht;     . 

3)    die  Hohe  de»  Grundcapitales,  sowie  der  einzelnen  Actien,  und  ob  diese 
auf  jeden  Inhaber,  oder  auf  bestimmte  Inhaber  gestellt  werden  sollen; 

% 
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4)  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  (§.  24>  atAunehmen  itf;*) 

5)  die  Art  der  Vertretung  und  die  Formen  für  die  Legitimation  der  Ver- 
treter; 

6)  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenberufung  der  Mitglieder  erfolgt; 

7)  die  Art  und  Weise  wie  das  Stimmrecht  von  den  Mitgliedern  ausgeübt 
wird; 

8)  die  Gegenstände,  über  welche  schon  durch  einfache  Stimmenmehrheit 
oder  nur  durch  eine  noch  grössere  Anzahl  von  Mitgliedern  Beschluss 
gefasst  werden  kann ;  **) 

9)  die  Öffentlichen  Blätter,  in  welchen  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden 
Bekanntmachungen  erfolgen  sollen. 

§.  3.  Der  bestätigte  Gesellschaftsvertrag  wird  durch  das  Amtsblatt  des- 
jenigen Begierungsbezirks,  in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  bekannt 
gemacht. 

Eine  Anzeige  von  der  Bestätigung  des  Gesellschaftsvertrages  ist  in  die 
Gesetzsammlung  aufzunehmen.  —  -—  — ***) 

Die  Kosten  der  Bekanntmachung  durch  das  Amtsblatt  trägt  die  Gesellschaft. 

§.  4.  Jede  Veränderung  oder  Verlängerung  bedarf  ebenfalls  der  landes- 
herrlichen. Genehmigung,  sowie  der  im  §.  3  vorgeschriebenen  Bekanntmachung. 

§.  5.  Die  Actiengesellschaft  darf  keine  Firma  annehmen,  welche  die 
Kamen  der  Betheiligteir-ausdrückt,  sondern  ist  nach  dem  Gegenstande,  für 
welchen  sie  errichtet  worden,  zu  benennen. 

In  denjenigen  Provinzen,  in  welchen  das  Landrecht  gilt,  sind 
keine  weiteren  Formen  zu  beobachten  als  die  durch  das  allgemeine 
Landrecht  Theil  II  Titel  8  §.  618  und  ff.  vorgeschriebenen,  wor- 
nach  ausser  der  durch  $.  2  des  Gesetzes  vom  9.  November  1843 
vorgeschriebenen  notariellen  oder  gerichtlichen  Abfassung  des  Ge- 
sellschaftsvertrages auch  noch  die  geschlossene  Societät  der  Kauf- 
mannschaft des  Ortes  ihres  Domicils  bekannt  gemacht  werden  muss. 
Bat  jedoch  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  an  einem  Orte,  wo  das  Rhei- 
nische Recht  gilt  (cfr.  §.  10  des  Gesetzes  vom  9.  November  1843]), 


*)  Der  bezogene  §.24  lautet:  Der  Vorstand  ist  schuldig,  die  nur  Uefcer- 
sicht  der  Vermögenslage  erforderlichen  Bücher  zu  fuhren,  aueh  in  den 
ersten  3  Monaten  eines  jeden  Geschäftsjahres  eine  Bilanz  des  Gesell- 
schaftsvermögens zu  ziehen,  und  in  ein  dazu  bestimmtes  Buch  einzutragen. 
Die  Bilanz  ist  der  Regierung  mitzutheilen ,  in  deren  Bezirk  die  Gesell* 
schaft  ihren  Sitz  hat. 
**)  Hierhin  gehört  besonders  die  Bestimmung,  in  welcher  Weise  die  Auflö- 
sung der  Gesellschaft  soll  beschlossen  werden  können. 
***)  Nach  anderweitiger  gesetzlicher  Bestimmung  ist  auch  das  Statut  einer 
Kisenbmhngesellschaft  mit  der  Anzeige  der  Genehmigung  immer  in  der 
Gesetz-Sammlung  abzudrucken. 
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so  ist  noch  folgende,  freilich  bisweilen  versäumte  Förmlichkeit  zu 
erftllen. 

Binnen  14  Tagen  nach  erfolgter  Mittheilung  der  landesherrlichen 
Bestätigung  rauss  ein  von  demjenigen  Notar,  vor  welchem  der  Ver- 
trag abgeschlossen  war,  unterzeichneter  Auszug  der  Gesellschafts- 
•cte  auf  der  Gerichlsschreiberei  des  Handelsgerichts  des  Bezirks, 
in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat ,  oder ,  wenn  kein  be* 
sonderes  Handelsgericht  besteht,  auf  der  Gerichtsschreiberei  des 
Landgerichts  übergeben  werden,  damit  er  in  das  Register  einge- 
schrieben werde,  und  während  dreier  Monate  in  dem  Audienzsaale 
»geschlagen  bleibe.    Dieser  Auszug  muss  mindestens  enthalten : 

1)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

%)  die  Bezeichnung  des  bereits  gewählten  Vorstandes  oder 
wen  ein  solcher  noch  nicht  gewählt  worden  ist ,  die  Angabe  der 
Art  flod  Weise,  wie  nach,  den  Statuten  der  Vorstand  gewählt  wer- 
de« soll; 

3)  den  Betrag  des  Actiencapitales; 

4)  den  Zeitpunkt,  wo  die  Gesellschaft  anfangen,  und  den,  wo 
sie  endigen  soll. 

Da  es  sich  eben  nur  von  einem  Auszuge  aus  dem  Gesellschafts* 
vertrage  handelt,  so  brauchen  nicht  die  vollständigen  Statuten  in 
dem  Audienzsaale  affichirt  zu  werden;  dagegen  muss  nach  Art.  45 
des  Rheinischen  Handelsgesetzbuches  die  königliche  Bestätigungs- 
ukonde  mit  dem  Gesellschaflsacte  und  die  nämliche  Zeit  hindurch, 
wie  dieser,  öffentlich  angeschlagen  sein.  Dieselben  Formalitäten 
sind  zu  beobachten,  wenn  die  Gesellschaft  nach  Ablauf  der  für  ihre 
Dauer  bestimmten  Zeit  fortgesetzt,  wenn  sie  vor  Ablauf  der  ur- 
sprünglich bestimmten  Zeit  aufgelöset  wird,  und  wenn  später  solche 
Aeoderungen  des  Statuts,  welche  die  eben  angegebenen  wesentlichen 
Funkte  betreffen,  eintreten  möchten. 

fr  12. 

Sobald  nun  die  Gesellschaft  durch  Bestätigung  ihrer  Statuten 
aae  juristische  Person  geworden  ist,  beginnt  ihre  nächste  Aufgabe: 
die  Bahn  zu  bauen. 

Während  vorher,  der  Bauplan  nur  im  Wesentlichsten  und  in 
den  Hauptpunkten  festzustehen  brauchte,  muss  jetzt  vor  allen  Din- 

2* 
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gen,  natürlich  auf  Kosten  der  Gesellschaft,  ein  völlig  genauer  Bau- 
plan hinsichtlich  der  vollständigen  Durchführung  der  Bahnlinie  durch 
alle  Zwischenpunkle  entworfen  werden,  wenn  ein  solcher  Entwurf 
nicht  bereits  existiren  möchte.  Dieser  genaue  Plan  ist  von  dem 
Handelsminister  zu  genehmigen  und  gleichsam  executorisch  za 
erklären.  Der  §.  4  des  Eisenbahngesetzes  vom  3>.  November  1848 
sagt  hierüber: 

Die  Genehmigung  der  Bahnlinie  in  ihrer  vollständigen  Durch* 
führung  durch*  alle  Zwischenpunkte  wird  dem  Handelsminister  Torbehalten'; 
ebenso  sind  die  Verbältnisse  der  Construction ,  sowohl  der  Bahn  als  der  an- 
zuwendenden Fahrzeuge,  an  diese  Genehmigung  gebunden.  Alle  Vorarbeiten 
zur  Begründung  der  Genehmigung  bat  die  Gesellschaft  auf  ihre  Kosten  zu 
beschaffen. 

Durch  Rescript  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Polizei 
vom  30.  August  1841  (Min.-Bl.  der  innern  Verwaltung  1841  S. 
246,  Nro.  396)  sind  die  betreffenden  Behörden  angewiesen,  die  ein- 
zelnen Kreis-  und  Communalbehörden,  durch  deren  Amtsbezirke 
der  Tractus  der  Bahn  voraussichtlich  gehen  wird,  zur  Unterstützung 
und  Beförderung  dieser  Vorarbeiten  zu  veranlassen. 

In  Betreff  der  zu  dem  Bau  einer  Eisenbahn  nöthigen  Vor- 
arbeiten ist  die  Preussische  Gesetzgebung  lückenhaft.  Diese  Vor- 
arbeiten erfordern  umfassende  Vermessungen  und  Begehungen  des 
zur  Anlage  geeignet  scheinenden  Terrains;  beim  Nivelliren,  Visiren  etc. 
muss,  da  die  Linie  zu  suchen  ist,  mancher  Gegenstand  beseitigt, 
z.  B.  mancher  Baum  umgehauen  werden;  bleibt  die  Erlaubniss  hierzu 
In  das  Ermessen  der  einzelnen  Grundeigentümer  gestellt,  so  wird 
oft  durch  eigensinnige  Verbote  oder  übertriebene  Entschädigungs- 
forderungen die  Vornahme  der  Vorarbeiten  unmöglich  werden,  — 
und  doch  ist  das  Eigenthum  grundsätzlich  unbeschränkt,  und  der 
Eigenthümer  nur  da  zu  einem  Dulden  verpflichtet,  wo  die  Gesetze 
ihm  dies  ausdrücklich  auferlegen  ! 

So  lange  nun  der  projeetirenden  Gesellschaft  ein  Expropria- 
tionsrecht nicht  zur  Seite  steht,  hilft  man  sich  auf  indirecte  Weise. 
Man  geht  nämlich  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Anlage 
einer  Eisenbahn  auch  das  allgemeine  landespolizeiliche  Interesse  be- 
rühre, und  dass  daher  in  Gemässheit  des  bekannten  Gesetzes  vom 
11.  Mai  1842  die  zuständigen  Administrativbehörden  befugt  seien* 
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Uostchtlich  der  für  Eisenbahnprojecte  nöthigen  Vorarbeiten  solche 
polizeiliche  Verfugungen  zu  erlassen,  gegen  deren  Inhalt  Berufung 
auf  den  Rechtsweg  nicht  zulässig  ist. 

Das  Verfahren  stellt  sich  in  der  Praxis  hiernach  folgendermaas- 
sen  heraus: 

Die  Königliche  Regierung  ertheilt  durch  die  landräthliche  Be- 
hörde die  Autorisation  zum  Aufsuchen  der  Linie,  welche  Autorisa- 
tion  den  Gemeindebehörden   zur  Veröffentlichung   zugefertigt  wird. 
Darauf   ergeht  z.  B.  folgende   Verfügung:  „Der  N.  N.  (Ingenieur 
»oder  Geometer  etc.)    wird  auf  Grund  der  von  der  Königlichen 
„Regierung  ertheilten  Ermächtigung  autorisirt,   behufs  Aufsuchung 
»der  Eisenbahnlinie  zwischen  N.  und  N  im  Bereiche  der  Gemeinden 
*K.  H.  die  Felder,  Wälder  etc.  zu  begehen  und   die  zu  suchende 
„Richtung  durch  Signale  und  etwa  fortzuhauende  Bäume  und  Sträu- 
9cher  zu  bezeichnen    gegen   zu    leistende  Entschädigung 
,fflr  etwa  verursachte  Schäden.* 

Auf  solche  Weise  wird  allerdings  dem  praktischen  Bedürfhisse 
genügt;  da  jedoch  diese  Auslegung  und  Anwendung  des  Gesetzes 
vom  11.  Mai  1842  immerhin  eine  gezwungene  bleibt,  so  wäre  die 
Ausfüllung  der  angedeuteten  Lücke  der  Gesetzgebung  sehr  zu 
wünschen. 

Für  die  Bemessung  der  Entschädigung  sind  lediglich  die  allge- 
urinen  Grundsätze  anzuwenden,  und  wenn  sich  die  Parteien  über 
den  Betrag  derselben  nicht  einigen,  so  bleibt  ihnen  nur  der  Weg 
des  gewöhnlichen  Processes  offen.  Die  desfallsige  Klage  ist  eine 
rein  persönliche,  indem  das  petitum  derselben  lediglich  auf  die  Fi« 
xirung  der  Entschädigungssumme  gerichtet  werden  kann;  gehören 
daher  in  der  Rheinprovinz  die  Entschädigungsklagen  bei  Expro- 
priationen auch  vor  das  forum  rei  sitae,  so  kann  doch  die 
hier  in  Betracht  kommende  Klage  immer  nur  bei  demjenigen  Ge- 
richt angestellt  werden,  in  dessen  Bezirk  die  Eisenbahngesellschaft 
oder  auch  die  Unternehmer  (falls  sich  noch  keine  Gesellschaft  con- 
sliluirt  haben  möchte)  domicilirt  sind. 

In  den  altem  Provinzen  des  Staates  könnte  der  Zweifel  ent- 
stehen,   ob  das  durch  die  Cabinetsordre   vom  1.  März  1847  und 
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£.  9  der  Verordnung  vom  2.  Janaar  1849  eingeführte  Specwüfonm 
auch  hier  maassgebend  sei  (cfr.  unten  £.  24).  Dieser  Zweifel  kann 
nicht  eintreten,  wenn  es  sich  um  Vorarbeiten  handelt,  die  von  einer 
bereits  concessionirten  Eisenbahngesellschaft  ausgehen;  vor 
ertheilter  Concession  dagegen  existirt  noch  gar  keine  Eisenbahn- 
gesellschaft  als  Corporation,  sondern  eine  blosse  Privatperson,  einer- 
lei, ob  das  Project  von  einzelnen  Unternehmern,  oder  von  einer 
zusammengetretenen  Gesellschaft  ausgeht.  Indessen  spricht  der  $.  9 
der  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  auch  von  „sonstigen  Ent- 
schädigungsansprüchen   auf  Veranlassung  einer  Eisenbahn- 
anlage gegen  deren  Unternehmer."  Es  mag  daher  das  Specialforum 
der  Gesetze  vom  1.  März  1847  und  2.  Januar  1849  auch  hier  wohl 
nicht  bestritten  werden  können,  und  die  Sache  verhält  sich  so^  dass 
der  durch  die  Vorarbeiten  beschädigte  Grundeigentümer  auf  ge- 
richtliche Bestimmung  des  Schadens  in  allen  Fällen  nach  seiner 
Wahl  bei  dem  Gericht  der  Lage  des  Grundstückes,  oder  des  Domi* 
cils  der  Gesellschaft  klagen  kann. 

$•  13. 

Wird  städtisches  Gebiet  von  einer  Eisenbahn  durchschnitten, 
so  ist  darüber  mit  den  Ortsbehörden  zu  communiciren ,  indem  ein 
Rescript  der  Ministerjen  der  Finanzen  und  des  Innern  vom  14.  Juli 
1846  (Min.-BL  der  inneren  Verwaltung  1846,  S.  150,  Nr.  241) 
Folgendes  verfügt: 

In  dem  Falle  der  Durchschneidung  des  städtischen  Gebiets  durch  eine 
Eisenbahn  darf  die  Ortsbehörde  wohl  verlangen,"  von  denjenigen  Veränderungen 
vollständige  Kenntniss  und  Uebersicht  zu  erhalten,  welche  durch  den  Bau  der 
Bahn  veranlasst  werden  und  möglicher  Weise  besondere  Maassregeln  Seitens  der 
Ortsbehörde  erheischen. 

Jedoch  ist  der  Letztern,  wenn  auch  eine  solche  Mittheilung-  unterblieben, 
in  keinem  Falle  die  Befugniss  einzuräumen,  den  Bau  zu  verhindern,  da  anzu- 
nehmen ist,  dass  bei  der  Prüfung  des  Plans  Seitens  der  betreffenden  Regierung 
die  in  Anwendung  kommenden  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  unbeachtet  ge- 
blieben sein  werden,  und  dass  die  Ortsbehörde,  deren  Bezirk  von  einer  Bahn* 
linie  durchschnitten  wird,  vorher  darüber  gehört  worden  ist. 

Die  Königl.  Regierung  hat  hiernach  zu  veranlassen,  dass  dem  Magistrate 
zu  N.  unverzüglich  ein  Auszug  aus  dem  Bauplan  der  N.  N.'schen  Eisenbahn, 
soweit  solcher  jene  Stadt  und  deren  Gebiet  betrifft,  zugestellt  werde. 
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«.  14. 
Erst  nachdem  die  Bahnlinie  festgestellt  ist,    tritt  die  Sache  in 
das  Studium,    dass  sich  die  Eisenbahngesellschaft  an   die  einzelnen 
Grundeigenthümer  zu  wenden  hat,   um  das  nöthige  Terrain  zu  er- 
werben.    Von  diesem  theils  freiwilligen,  tbeils  zwangsweisen  Grund- 
Erwerb   und  der  damit  verbundenen  Entschfidigungspflicht  wird  im 
folgenden  Capitel  die  Rede  sein;  hier  werde  nur  noch  in  Beziehung 
auf  das.  Recht    der  einzelnen  Grundeigentümer,  auf  die  Richtung 
der   Bahnlinie   einzuwirken,   die   principielle  Bemerkung  gemacht, 
dass  zwar  der  Einzelne  bei   den  Behörden   alle  diejenigen  Gründe 
gellend  zu  machen  befugt  (st,  welche  mit  Beziehung  auf  sein  Eigen- 
tum die  Richtung  der  Bahn  in  der  oder  jener  Weise  wünschens- 
watöi  erscheinen  lassen  >  dass  ihm  aber  nach  geschehener  Feststel- 
lung der  Bahnlinie  jede  Reclamation  gegen  dieselbe  im  Grossen  und 
Gnmo  abgeschnitten  Ist,  indem  ihm  nur  noch  die  Deduotion  ge- 
stattet bleibt,    dass  die  Bahn  unter  Beibehaltung  derselben 
Ein-,  Ausgangs-  und  Durchgangspunkte  besser  und  ohne 
Kostenerhöhung  über  andere  Grundstöcke  als  die  dazu  bezeichneten 
geführt  werden  könne. 


CAPITEL  II. 

Von  dem  Grund-Erwerbe  and  der  vorüber- 
gehenden Benutzung  fremder  Grundstttoke. 


Einleitung* 

S.  15. 

Der  §.  7  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  gibt 
der  Eisenbahngesellschaft  das  Recht,  ohne  Genehmigung  einer  Staats- 
behörde die  für  das  Unternehmen  erforderlichen  Grundstücke  zu 
erwerben.  Hier  ist  zunächst  die  Rede  von  freiwilligen  Kaufge- 
schäften hinsichtlich  der  für  die  Zwecke  der  Eisenbahn  nöthigen 
Grundstücke. 

Ueber  die  Form  des  freiwilligen  Kaufs  ist  hier  nichts  zu  sagen, 
da  die  Eisenbahnen  in  dieser  Beziehung  (abgesehen  von  der  Be- 
freiung von  dem  Contracts-Stempel  bei  Ankäufen  von  Grundstücken, 
die  gesetzlich  der  Expropriation  unterliegen,)  kein  Privilegium  ha- 
ben, sondern  sich  genau  nach  denjenigen  Formen  richten  müssen, 
welche  das  gemeine  Recht  in  Beziehung  auf  den  Abschluss  von 
Kaufgeschäften  allen  Privatpersonen  auferlegt.  Doch  sind  etwaige 
pacht-  oder  niessbrauchberechtigte  Personen  zuzuziehen,  und  deren 
Verhältnisse  ebenfalls  zu  ordnen,  um  nachherige  Entschädigungs- 
klagen zu  vermeiden.  Auf  dem  Gebiete  des  Rheinischen  Rechts 
sind  übrigens  nur  solche  Pächter  zu  berücksichtigen,  die  entweder 
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eum  notariellen   Pachtcontract,  oder  wenigstens  einen  schriftlichen 

frivatact  mil    sicherem  Datum  aufweisen  können,   indem  sie  sonst 

ur  ihrem  Contrahenten,  nicht  aber  dritten  Personen  gegenüber  als 

Kctaer  gellen.      Sin  Privatact  erlangt  ein  sicheres  Datum  von  dem 

typ  an,  wo    er    bei  dem  Friedensgericht  einregistrirt  wird,   wo 

wet  der  Contrahenten  stirbt,  oder  wo  der  wesentliche  Inhalt  des- 

ribea  durch   irgend   einen  von  einem  öffentlichen  Beamten  aufge- 

mmeneu  Act  constatirt  wird.    (Art.  1328  des  Rheinischen  Civil« 

gesetabuchs/) 

Unter  der  Herrschaft  des  Rheinischen  Rechts  macht  das  Be- 
tteten von  Hypotheken  die  Beobachtung  folgender  Förmlichkeilen 
fad  tau  freiwilligen  Ankaufe  nöthig: 

Die  Eiscnbahngesellschaft  hat,  wie  jeder  sonnige  Erwerber,  den 
Kaufet,  möge  er  ein  notarieller,  oder  ein  unter  Privatunterschrift 
Angenommener  sein,  in  den  Hypothekenbüchern  transscribiren  zu 
lassen,   indem  das  Gesetz  jedem  nicht  eingetragenen  Hypothekar« 
Gläubiger  gestattet,   noch  14  Tage  lang  nach  der  Transscription 
gegen  den  Verkäufer  als  seinen  Schuldner  Inscription  zu  nehmen. 
Nach  Ablauf  dieser  14  Tage  amss  die  Gesellschaft  sich  einen  Hy- 
potheken-Auszug erthaäen  lassen,    aus  dem  sie  die  eingetragenen 
Hypothekar-Gläubiger  ersieht.    Mit  diesen   und  den  Verkäufern  ist 
entweder  über  die  Bezahlung  des  Kaufpreises  eine  Einigung  zu  er- 
nte,   oder  das  durch  die  Art.  2183  u.  ff.  des  Rheinischen  Civil- 
gesetzbuchs  vorgeschriebene  Hypotheken-Reinigungsverfahren  einzu- 
leiten, dessen  Formalitäten  hier  nicht  näher  anzugeben  sind. 

Erfolgt  in  diesem  Verfahren  kein  Uebergebot  von  Seiten  der 
Gläubiger,  so  hat  die  Gesellschaft  nach  Ablauf  der  Fristen  nichts 
weiter  zu  tfcon,  als  den  vereinbarten  Kaufpreis  mit  Zinsen  bei  der 
Bank  zu  deponiren  und  die  erfolgte  Deposition  den  Interessenten 
bekannt  zu  machen.  Hierdurch  wird  sie  vollkommen  liberirt  und 
fafinüve  Eigentümerin,  ohne  dass  sie  sich  weiter  um  die  Verthei- 
laag  des  Kaufpreises  zu  bekümmern  hätte.  Sie  braucht  nicht  ein- 
■nl  den  ganzen  Kaufpreis  zu  hinterlegen,  sondern  ist  berechtigt, 
die  Kosten  des  Purgationsverfahrens  inclusive  der.  Kosten  des  Hy- 
potheken-Auszuges  in  Abzug  zu  bringen,  wogegen  ihr  die  Auslage 
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für  den  Kaufilet  selbst  und  die  Transscription  desselben  zur  Last 
Weibt. 

Macht  einer  der  Hypothekar-Gläubiger  in  der  durch  das  Ges&M 
zugelassenen  Weise  ein  Uebergebot  (was  übrigens  wohl  sehen  tu 
befürchten  steht,  wenn  die  Gesellschaften  in  eigenem  Interesse  nur 
für  einen  angemessenen  Preis  kaufen),  so  kann  er  allerdings  die 
Subbastation  des  Grundstücks  verlangen;  indessen  versteht  es  sich 
von  selbst,  dass  diese  Subbastation  nicht  die  demnächstige  zwangs- 
weise Expropriirung  des  Ansleigerers  hindern  kann. 

Die  Notwendigkeit  der  Einleitung  des  Purgationsverfahrens 
besteht  jedoch  nur  dann  für  die  Eisenbahngesellschaft,  wenn  es  sich 
von  einem  rein  freiwilligen  Kaufact  handelt  und  kein  Expropriations- 
Urtheil  in  der  Mitte  liegt.  Existirt  ein  solches,  so  liegt  <ler  Eisen- 
bahngesellschaft nur  ob,  nach  Art.  25  des  Rheinischen  Expropria- 
tions-Gesetzes vom  8.  März  1810  die,  sei  es  durch  freie  Einigung 
mit  dem  Eigentümer,  sei  es  durch  gerichtliches  Urtheil,  fes^ge* 
stellte  Bntschädigungs-Summe  dem  bisherigen  Eigentümer  unter 
der  Bedingung  des  Nachweises  der  Hypothekenfreiheit  anzubieten, 
und  wenn  dieser  Nachweis  nicht  sofort  geliefert  wird,  die  erwähnte 
Entschädigungs-Summe  ohne  weitere  Schritte  bei  der  Bank  zu  de- 
poniren.  —  Die  Rechte  der  Hypothekar-€Miubiger  erscheinen  bei 
diesem  Verfahren  deswegen  vollständig  gewahrt,  weil  das  Expro- 
prialions-Urtheil  wegen  der  ihm  zufolge  der  gesetzlichen  Bestim- 
mung zu  gebenden  Publicität  ihnen  bei  einiger  Aufmerksamkeit  nicht 
unbekannt  bleiben  kann,  und  es  ihnen  unbenommen  ist,  sofort  nach 
Erlass  desselben  die  gerichtliche  Festsetzung  der  Bntechädi- 
gungs-Summe  zu  veranlassen. 

Sind  im  Falle  eines  rein  freiwilligen  Kaufacts ,  wovon  bis  jetzt 
aHein  die  Rede  ist,  Hypothekar-Gläubiger,  denen  der  Kaufpreis  eines 
Grundstücks  gebohrt  hätte,  übergangen  worden,  so  gibt  ihnen  das 
in  der  Rheinprovinz  geltende  bürgerliche  Gesetzbuch  die  Befugnis«, 
das  Grundstück  in  der  Hand  eines  jeden  dritten  Besitzers,  also  auch 
eventuell  in  der  Hand  einer  Eisenbahngesellschaft,  zur  Subhastatioa 
zu  bringen.  Diese  Befugniss  erlischt  jedoch  nach  unserer  Ansicht, 
welche  sich  namentlich  auf  das  Gesetz  vom  11.  Mai  1842  stützt, 
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mit  dem  Tage,  an  weichem  die  Eisenbahn  dem  öffentliche*  Verkehr 
übergeben  wird.  Nach  diesem  Tage  ist  aber  keineswegs  das 
Fordernags-  und  Präferenzrecht  des  Hypothekar-Gläubigers  erloschen. 
Wir  halten  denselben  vielmehr  für  befugt,  unter  analoger  An  wen** 
inag  de*  Art  2169  des  Rheinischen  Birgerlichen  Gesetzbuchs  die 
Gesellschaft  als  Drittbesitzerin  aufzufordern,  entweder  seine  fällige 
Hypothekar- Forderung  an  ihn  zu  berichtigen,  oder  den  ganzen  con- 
Indictorisch  festzustellenden  Werth  des  betreffenden 
Grundstücks  zn  hinterlegen,  damit  dessen  Vertbettaag  nach  den 
Kegth  des  Ordre*  Verfahrens  vom  Gericht  vorgenommen  werde. 
Bfetbt  dieae  Aufforderung  unbeachtet  y  so  wird  die  entsprechende 
gerichtliche  Klage  anzustellen  sein. 

§.18. 
Nach   £.15   des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November   1838 
mi  äe  beim  Grund-Erwerbe  stattfindenden  Verhandlungen  stempel- 
nd sportelfirei.     Diese   Stempel-   und  Sportelfreiheit  bezieht   sich 
wck  aaf  rein  freiwillige  Kaufacle,  insofern  die  erworbenen  Grund* 
Hacke  nach  §.  9  des  gedachten  Gesetzes  der  Expropriation  unter- 
legen haben  würden ;  sie  kann  sich  jedoch  nach  der  jetzt  herrschen- 
fco  Interpretation  des  angezogenen  §.15  nicht  auf  die  Honorarien 
der  Notare  und  Hypotheken-Bewahrer  beziehen,  welche  einen  Theil 
ihres  Diensteinkommens   entweder  wirklich  oder  nach  gesetzlicher 
ficäon  bilden.     Hiernach  sind  die  Eisenbahngesellschaften  bei  dem 
Erwerb  expropriationspflichtiger  Grundstücke  zwar  unter  allen  Um- 
ffiaden  von  dem  sonst  bei  Kaufverträgen  zu  entrichtenden  Werth- 
Henpel  befreit;  sie  haben  jedoch  bei  freien  Käufen  die  Gebühren 
des  Notare  zu  berichtigen,   und  zwar  sowohl  unter  der  Herrschaft 
des  Allgemeinen  Landrechts,  als  auch  des  Rheinischen  Rechts. 

In  Beziehung  auf  die  Transscriptionen  der  Erwerb-Urkunden 
«ad  die  Hypotheken- Auszüge  in  der  Rheinprovinz  herrschte  früher 
«u  entgegengesetzte  Ansicht.  Durch  Rescript  des  General-Direc- 
tes  der  Steuern  vom  20.  März  1839  war  nämlich  verfügt,  dass 
M  den  von  den  Eisenbahnen  requirirten  Transscriptionen  ihnen 
weder  Stempel  und  Gebühren,  noch  auch  die  Honorarien  der  Hy- 
petheken-Bewtfhrer  berechnet  werden  dürften.  Ein  Finanz-Mkii- 
sterial-Rescript  vom  16.  Januar  1845  verfügte  sogar,  dass  auch  die 
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Hypoiheken-Auszüge  von  den  Hypolheken-Bewabrern  Stem- 
pelfrei und  ohne  Beziehung  eines  Honorars  ertheilt  werden  sollten. 
Später  hat  sich  die  Ansicht  der  Behörden  in  sofern  geändert,  ab 
man  nunmehr  zwischen  den  Gebühren  der  Hypotheken- Aemter  und 
dem  Stempel  einerseits,  und  zwischen  den  Honorarien  andererseits 
unterschied  9  bis  durch  Rescript  der  Ministerien  dör  Justiz  und  der 
Finanzen  vom  17.  August  1853  und  22.  September  ejusdem  be- 
stimmt wurde,  dass  die  Eisenbahngesellschaften  wie  alle  übrigen 
Parteien  künftig  das  gesetzliche  Honorar  für  alle  hypothekarischen 
Geschäfte  zu  bezahlen  haben,  und  eine  unentgeltliche  Abfertigung 
daher  nicht  mehr  Statt  haben  wird.  Dagegen  bleiben  die  Eisen- 
bahngesellschaften nach  wie  vor  nach  Haassgabe  des  Gesetzes  von 
der  Entrichtung  der  Stempel  und  Gebühren  befreit 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  oben  angeführten  jüngsten 
Rescripte,  seitdem  den  Hypotheken-Bewahrern  statt  des  Bezugs  der 
Honorarien  eine  feste  Besoldung  und  nur  ein  Procentsatz  von  den 
erhobenen  Honorarien  zugewiesen  ist,  dem  Princip  nicht  mehr  ent- 
sprechen, indem  consequentör  Weise  die  in  die  fiscalische  Casse 
fliessende  Quote  der  Honorama  von  den  Eisenbahngesellschaften 
nicht  ferner  erhoben  werden  darf,  ohne  die  ihnen  durch  §.  15  des 
Eisenbahngesetzes  gewährte  Stempel-  und  Sportetfreiheit  zu  beein- 
trächtigen. 

§.  19. 

Nur  den  kleineren  Theil  der  nöthigen  Grundstücke  werden  die 
bauenden  Eisenbahngesellschaften  durch  freien  Vertrag  zu  erwer- 
ben im  Stande  sein;  die  Staatsgesetze  geben  ihnen  daher  unter  der 
Verpflichtung,  die  Eigenthümer  und  sonstigen  Berechtigten  voll- 
ständig zu  entschädigen,  das  Recht  zur  Expropriation. 

Eisenbahngeseti  vom  3.  November  1838. 

§.  8.  Für  den  Fall,  dass  über  den  Erwerb  der  für  die  Bahn- Anlage 
notwendigen  Grundstücke  eine  Einigung  mit  den  Grandbesitzern  nicht  zu 
Stande  kommt,  wird  der  Gesellschaft  das  Recht  zur  Expropriation,  welchem 
auch  die  Nutzungs-Berechtigten  unterworfen  sind,  verliehen. 

Dasselbe  erstreckt  sich  insonderheit: 

1)  auf  den  zu  der  Bahn  selbst  erforderlichen  Grund  und  Boden; 

2)  auf  den  zu  den  nöthigen  Ausweichungen  erforderlichen  Baum; 


3)  aaf  den  Kaum  *ur  Unterbringung  der  Erde  und  des  Schuttes  etc.  bei 
Einschnitten,   Tunnels  nnd  Abtragungen; 

4)  anf  den  Raum  für  die  Bahnhöfe,  die  Aufseher-  nnd  Wärter-Hänser,  die 
Wasser-Stationen  nnd  längs  der  Bahn  zu  errichtenden  Kohlenbehältnisse 
zur  Versorgung    der  Dampfmaschinen,  und 

5)  überhaupt  auf  den  Grund  und  Boden  für  alle  sonstigen  Anlagen,  welche 
zu  dem  Behufe,  damit  die  Bahn  als  eine  öffentliche  Strasse  zur  allge- 
meinen Benutzung  dienen  könne,  nöthig  oder  in  Folge  der  Bahn- Anlage 
im  Öffentlichen   Interesse  erforderlich  sind. 

Die  Entscheidung  darüber,  welche  Grundstücke  für  die  obigen  Zwecke 
(Hr.  I — 5)  in  Anspruch  zu  nehmen  sind,  steht  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
Regierung  mit  Vorbehalt  des  Recurses  an  das  Ministerium  zu.  Dagegen  ist 
das  Expropriationsrecht  auf  solche  Anlagen  nicht  auszudehnen ,  welche ,  wie 
WaarcorMagazine  u.  dgl.,  nicht  den  unter  Nr.  5  gedachten  allgemeinen  Zweck, 
sondern  nur  das  Privatinteresse  der  Gesellschaft  angehen. 

f  P.    Ausser    dem  Expropriationsrechte   wird  der  Gesellschaft  auch  das 
Recht  zur  Torübergehenden  Benutzung   fremder   Grundstücke   behufs   der  Ein- 
richtung von  Interims- Wegen ,    der  Materialien-Gewinnung  etc.,    ebenso   wie  es 
bei  der  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Kunststrassen  dem  Staate  zusteht,  ein- 
geräumt.    In  welchem  Umfange    dieses  Recht   nach    den   in  den  verschiedenen 
Landestheilen  bestehenden  Vorschriften  geltend  zu  machen,  und  welche  Grund- 
stücke dabei   in  Ansprach  zn    nehme«  sind,    hat  die  Regierung,    vorbehaltlich 
des   Recurses    an    das   Handelsministerium  zu   bestimmen.     Jedoch    ist  überall 
Aas  Ausgraben  von  Erde  zur  Ziegel-Fabrikation  und  von  Feldsteinen,  sowie  die 
Eröffnung  von  Steinbrüchen  und  die  Benutzung  schon  vorhandener  Steinbrüche 
it  €en   durch    gegenwärtigen  Paragraphen   den  Gesellschaften   beigelegten  Be- 
bgrissen  nicht  enthalten. 

%.  10.  Wenn  die  Gesellschaft  ein  benachbartes  Grundstück  zur  Unter- 
bringimg der  Erde  und  des  Schuttes  in  Anspruch  genommen  hat  (§.  8  Kr.  3), 
•o  soll,  nachdem  dieser  Zweck  vollständig  erreicht  ist,  der  Eigentümer  die 
Wahl  haben,  dieses  Grundstück  (nach  §.  8)  der  Gesellschaft  fortwährend  zu 
Aderlässen,  oder  (nach  §.  9)  gegen  Ersatz  der  Werthsverminderung  zurückzu- 
nehmen. Sollte  jedoch  der  fortwährende  Besitz  desselben  der  Gesellschaft  für 
die  Sicherheit  der  Bahn  nöthig  sein,  so  fällt  der  Anspruch  des  Eigentümers 
inf  Rückgabe  hinweg. 

§.  11.  Die  Expropriation  erfolgt  in  denjenigen  Landestheilen,  wo  das 
Allgemeine  Landrecht  in  Kraft  ist,  nach  Vorschrift  der  §§.  8—11,  Theil  I 
Tut  11. 

Die  Regierung  ernennt  die  Taxatoren  und  leitet  das  Abschätzungsverfah- 
ren unter  Zuziehung  beider  Theile.  Der  Eigenthümer  ist  verpflichtet,  gegen 
Empfang  oder  gerichtliche  Deposition  des  Taxwerthes  das  Grundstück  der  Qe- 
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•eUseaaft  su  übergtben,   und  wird  nfttbigon  FaUa  tob  der  Regierung  htereu 
angehalten. 

Der  Eigentümer  kann,  wenn  er  mit  der  Schätzung  der  Taxatoren  nicht 
zufrieden  ist,  auf  richterliche  Entscheidung  über  den  Werth  antragen.  Der 
Gesellschaft  steht  ein  solches  Recht  nicht  zu. 

In  der  Rheinprovinz,  soweit  das  Allgemeine  Landrecht  daselbst  nicht  in 
Kraft  ist,  erfolgt  die  Ausübung  des  Expropriationsrechts  (§.  8)  und  die  Fett- 
stellung der  Entschädigungen  nach  den  für  die  Expropriation  dort  geltenden 
Bestimmungen.  ' 

§.  12.  Wenn  bei  der  Entschädigung  ausser  dem  Eigenthümer  auch  Real- 
berechtigte in  Betracht  kommen,  so  hängt  es  von  dem  Ermessen  der  Regierung 
ab,  ob  die  Entschädigungs-Suinme  gerichtlich  deponirt,  oder  ob  dafür  Caution 
geleistet  werden  soll,  in  welchem  letztern  Falle  die  Gesellschaft,  vom  Zeitpunkte 
der  Uebergabe  an,  landesübliche  Zinsen  zu  zahlen  hat. 

§.  13.  Für  die  vorübergehende  Benutzung  von  Grundstücken  (§.  9)  ist 
die  Entschädigung  in  gleicher  Art,  wie  bei  der  Expropriation  (§.  11)  mu  be- 
stimmen. Es  kann  aber  für  deren  Gewährung  die  Bestellung  einer  angemes- 
senen Caution  verlangt  werden,  in  welchem  Falle  die  Regierung  die  Sache  in- 
terimistisch su  reguliren  hat. 

Wie  man  aus  der  vorstehend  abgedruckten  Gesetzesstelle  er- 
sieht, ist  das  Verfahren  bei  der  Expropriation  und  bei  der  Fest* 
tefsuifcg  der  Entschädigung  in  denjenigen  Landeslheilen,  in  welchen 
das  Allgemeine  Landrecht  herrscht,  und  in  der  Rheinprovins  tuchl 
dasselbe.  Das  Verfahren  in  den  altern  Provinzen  empfiehlt  sich 
durch  grössere .  Raschheit  und  Einfachheit,  wenn  es  auch  ein 
Mangel  ist,  dass  für  die  Reclamationen  der  Grundeigentümer  sich 
keine  besondere  Vorschriften  aufgezeichnet  finden,  welche  diesen 
auf  der  einen  Seite ,  eine  sorgfältige  Prüfung  sichern  und  auf  der 
andern  Seite  die  Abwickelung  des  Verfahrens  nicht  zu  sehr  ver- 
zögern. 

Beide  Expropriations-  und  Entschädigungs-Verfahren  haben 
übrigens  den  sich  allerdings  als  unumgängliche  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit darstellenden  Grundsatz,  dass  der  Expropriirte  hinsicht- 
lich des  Betrags  der  Entschädigung  stets  auf  richterliches  Gehör 
provociren  kann, 

*  20. 
Der  $.  8  des  Eisenbahngesetzes   bestimmt  in  gleichmässiger 
Weise  für  den  ganzen  Umfang  des  preußischen  Staates  die  Grenze, 
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«aarfcalb  deren  die  Expropriation  (die  eigentliche  Eigen- 
Ihumsentsetzung)  beansprucht  werdet!  darf.  Ueber  die  hier 
aufgestellten  Falk  darf  »an  nicht  hinausgehen  und  wenn  die  in 
den  einzelne*  Landeslheilen  geltenden  Specialgesetze  dem  Staate 
Uer  und  da  zum  Zwecke  des  Chausseebau's  ausgedehntere  Expro- 
priitionsbefognisse  gewahren,  so  stehen  dieselben  den  Eisenbahn- 
psdlschafien  nicht  zu,  wie  denn  auch  der  $.  15  des  Eisenbakn- 
gesetzes  nur  hinsichtlich  der  Zahlung  der  Geld  Vergütungen  die 
fir  den  Chausseebau  geltenden  Bestimmungen  anwendbar  erklärt. 

Wenn  am  Schlüsse  des  $.  8  hinzugefügt  wird:    „Dagegen  ist 

„das  Expropriationsrecht   auf  -solche  Anlagen   nicht   auszudehnen) 

tiwlche,  wie  Waaren-Magazine  u,  dgl  ,  nicht  den  unter  Nr.  5  ge- 

^Aadilen  allgemeinen  Zweck,  sondern  nur  das  Privatinteresse  der 

tGesdbchaft  angehen*  —  so  ist  dieser  Zusatz,  der  zur  genaueren 

Bestimmung  des  Princips  diesen  soll,,  eigentlich  überflüssig,  indem 

<bs  Expropriationsrecht  sich    ohnehin    auf  die  namhaft   gemachten 

täk  beschränkt. 

Dagegen  ist  den  Regierungen  in  der  Auslegung  und  Anwen- 
dung des  gedachten  Paragraphen  eine  autonomische  Befagniss  bei« 
gelegt,  bei  deren  Ausübung  sie  sich  nicht  ängstlich  an  den  Wort- 
laut zu  binden  haben,  sondern  die  Enteignungsbefugniss  auch  auf 
laaloge  Fälle  ausdehnen  dürfen,  wenn  dieselben  von  den  durch  das 
<teetz  gewählten  Beispielen  mir  nickt  specifisch  verschieden  sind; 
im  analoge  Ausdehnung  wird  durch  die  Nr.  5  ausdrücklich  sanc* 
(tauft ,  indem  sich  das  Expropriationsrecht  erstrecken  soll:  »ttber- 
Jkm$\  auf  den  Grund  und  Boden  für  alle  sonstigen  Anlagen,  welche 
«za  dem  Behufe,  damit  die  Bahn  als  eine  öffentliche  Strasse  zur 
iiUgeaaeiuea  Benutzung  dienen  könne,  nölhig  oder  in  Folge  der 
,Bafcn-Anlage  im  öffentlichen  Interesse  erforderlich  sind.* 

Darüber,  wie  weit  die  Regierungen  hierin  gehen  können ,  lässt 
ach  schwerlich  ein  Allgemeines  Princip  aufstellen,  indem  sich  die 
Inge  zu  sehr  noch  den  Besonderheiten  der  einzelnen  Fülle  raodifi. 
ort;  die  Verwaltungsbehörden  haben  daher  hierin  nach  ihrem  Gewissen 
zu  handeln;  sie  bestimmen  die  zu  enteignenden  Grundstücke ,  ofcfte 
daas  jemals  ein  fiecurs  an  die  Gerichte  in  dieser  Beziehung 
wäre.    Wir  wollen  indessen  einen  besonders  charakleristi- 
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sehen  Fall  angeben,  wo  das  Expropriationsrecht  der  Gesellschaften 
unzweifelhaft  nicht  stattfindet. 

Der  §.  8  des  Eisenbahngesetzes  spricht  in  allen  seinen  Num- 
mern nur  von  demjenigen  Räume,  welcher  für  die  Bahn  selbst  oder 
deren  Anlagen  nölhig  ist;  hiernach  kann  zum  Zwecke  der  Mate- 
rialiengewinnung und  für  Iiiterimswege  niemals  dieEigen- 
thumsentsetzung,'  sondern  stets  nur  die  vorübergehende  Benutzung, 
so  weit  sie  nach  den,  weiter  unten  aufgestellten  Regeln  zwangs- 
weise stattfinden  kann,  verlangt  werden.  In  der  Rheinprovinz  ist 
daher  z.  B.  der  Art.  55  des  Gesetzes  vom  16.  September  1807, 
nach  welchem  der  Staat  zu  solchen  Zwecken  die  Eigenthumsent- 
setzung  vornehmen  darf,  in  dieser  Beziehung  für  Eisenbahngesell- 
schaften unanwendbar. 

Im  Uebrigen  erstreckt  sich  das  Expropriationsrecht  in  der  Regel 
auf  alle  Grundstücke,  wenn  nicht  ein  specielles  Gesetz,  wie  z.  B. 
bei  Kirchhöfen,  der  Ausübung  desselben  entgegensteht,  oder  wenn 
nicht  ein  anderes  Privilegium  oder  ein  anderer  öffentlicher  Zweck 
mit  dem  Privilegium  der  Eisenbahngesellschaften  streitet,  wovon 
erst  in  einem  andern  Theile  dieses  Buches  die  Rede  sein  soll. 

Die  Befugnisse  der  Eisenbahngesellschaften  zur  zwangsweisen 
vorübergehenden  Benutzung  fremder  Grundstücke  finden  sich 
im  £.  9  des  Gesetzes  angedeutet.  Derselbe  gibt  ihnen  ganz  allge- 
mein das  Recht,  für  die  Einrichtung  von  Interimswegen,  für  die 
Materialiengewinnung  etc.  (d.  h.  u n d  für  verwandte  Zwecke)  fremde 
Grundstücke  zwangsweise  in  vorübergehende  Benutzung  zu  nehmen, 
natürlich  unter  den  Beschränkungen,  welche  der  £.  9  selbst  in  seinem 
Verfolg  einführt.  Der  Zusatz  „eben  so  wie  es  dem  Staate  zusteht* 
enthält  jedenfalls  keine  Beschränkung  des  vorangestellten  Prfa- 
cips  und  kann  keineswegs  zu  dem  Schlüsse  berechtigen,  als  wenn 
dasselbe  in  denjenigen  Landestheilen,  wo  keine  besondern  gesetz- 
lichen Vorschriften  für  den  Chausseebau  existiren  (was,  wie  wir 
unten  sehen  werden,  wirklich  vielfach  der  Fall  ist),  keine  Gel- 
tung habe. 

Die  vorübergehende  Benutzung  zum  Zwecke  der  Interimswege  und 
der  Materialien- Gewinnung  ist  also  stets  das  Minimum»  welches 
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verlangt  werden  kann,  and  wegen  des  »etc.8  geben  auch  alle  ver- 
wandten Zwecke,  z.  B.  die  Lagerung  von  Baumaterialien,  dasselbe 
Recht. 

Wie  weit  die  vorübergehende  Materialien-Gewinnung  gehen 
könne,  sagt  das  Gesetz  nicht;  man  muss  daher  aus  den  fiir  den 
dausseebau  bestehenden  Specialgesetzen  das  Princip  zu  ersehen 
ftehen.  Es  sind  diese  Materialien  im  Allgemeinen:  Erde,  Sand,  Kies 
i  dgl. ,  und  da  der  mehrerwähnte  §.  9  die  Gewinnung  von  Erde 
iar  Ziegelfabrikation,  von  Feldsteinen  und  Steinen  ausschlieft,  so 
•cbemen  dadurch  principiell  alle  solche  Materialien  ausgeschlossen 
xi  sein,  die  courante  Handelsartikel  bilden  und  in  Magazinen  oder 
«b!  Lagerplätzen  aufbewahrt  zu  werden  pflegen. 

ABSCHNITT  I. 

F#n  «ler  Expropriation  unter  der  Herr- 
sclmft  des  Allgemeinen  Iiandrechts. 

fr  22. 

Der  $.  11  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838 
schreibt  vor,  dass  die  Expropriation  nach  den  $$.  8—11,  Theil  I, 
Titel  11  des  Landrechts  erfolgen  soll. 

{.  8.  In  allen  Fällen  eines  durch  die  Gesetze  begründeten  notwendigen 
Verkaufs  muss,  wenn  über  den  Preis  kein  Einverstandniss  stattfindet,  derselbe 
ttck  dem  Ermessen  vereideter  Taxatoren  bestimmt  werden. 

{.  9.  Bei  dieser  Bestimmung  ist  nicht  bloss  auf  den  gemeinen,  sondern 
neb  auf  den  ausserordentlichen  Werth  Bücksicht  zu  nehmen. 

|.  10.  Ob  der  Fall  einer  Notwendigkeit  des  Verkaufs  zum  gemeinen 
Wohl  rorhanden  sei,  bleibt  der  Beurtheilung  und  Entscheidung  des  Oberhaup- 
tes des  Staates  vorbehalten. 

{.  11.  Ueber  die  Bestimmung  des  Preises  aber  soll  dem  bisherigen 
fifenthümer  rechtliches  Gehör  nicht  versagt  werden. 

Hiernach  beschränkt  sich  das  Gesetz  darauf,  allgemeine  Grund- 
ritze  aufzustellen. 

Wie  sich  das  Verfahren  in  der  Praxis  gestaltet,  wollen  wir  in 
des  folgenden  Paragraphen  darstellen. 

fr  23. 
Hachdem  in  Gemässheit  des  fr  4  des   Eisenbahngesetzes    die 
in  ihrer  vollständigen  Durchführung  durch  alle  Zwischen- 
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punkte  von  dem  Handelsministerium  genehmigt  ist,  trägt  die  Eigen- 
bahngesellschaft bei  der  beireffenden  Bezirks-Regierung  auf  Einlei- 
tung der  im  Verwaltungswege  vorzunehmenden  Abschätzung  und 
Expropriation  der  behufs  Durchführung  der  Bahnlinie  erforderlichen 
und  durch  freihändigen  Kauf  nicht  zu  erwerben  gewesenen  Grund- 
stücke an.  Gewöhnlich  lässtsich  die  Gesellschaft  in  den  einzelnen  Sta- 
tionen der  Bahn  von  besondern  an  Ort  und  Stelle  befindlichen 
Grunderwerbungs-Commissarien  vertreten,  welche  (als  solche  bei  der 
betreffenden  Regierung  durch  die  Gesellschafts-Direction  legitimirt) 
die  nöthigen  Specialanträge  an  erstere  zu  stellen  und  derselben 
alles  vorhandene  Material  (Siluationskarten,  Grunderwerbsverzeich- 
nisse etc.)  zu  unterbreiten  haben. 

Die  Regierung  ernennt  einen  Commissar  zur  Leitung  des  Ab- 
schätzungsverfahrens (am  Besten  ex  gremio  collegii,  weil  Land- 
räthe  oder  Bürgermeister  durch  ihre  Stellung  iura  Kreise  oder  zur 
Gemeinde  leicht  in  eine  falsche  Posilion  gerathen,)  und  drei  Sach- 
verständige, von  welchen  zwei  als  Abschätzer,  der  dritte  im  Falle 
der  Meinungsverschiedenheit  als  Obmann  fungirl*  Der  Commissar 
bezielt  eine  Tagesfahrt  zur  Begehung  der  Linie  und  Taxation  der 
abzutretenden  Grundstücke  und  resp.  Feststellung  der  zu  gewähren- 
den Entschädigung.  Zu  den  Begehungs-  und  Taxations- Verhand- 
lungen werden  der  Vertreter  der  Eisenbahngesellschaft  (in  der 
Regel  der  Grunderwerbungs-Commissar  oder  Ingenieur)  und  die 
sämmtlichen  einzelnen  betreffenden  Grundbesitzer  zugezogen,  um 
beiden  Theilen  fortwährend  Gelegenheit  zu  geben,  alle  ihnen  gut- 
dünkende  Anträge  zu  stellen. 

Die  Bestimmung  darüber,  welche  Grundstücke  zu  expropriiren 
seien,  steht  allein  den  Regierungen  zu,  doch  gewährt  der  $.  8  des 
Eisenbahngesetzes  in  fine  das  Recht  des  Recurses  an  das  Ministe- 
rium (worunter  gegenwärtig  nur  das  Handelsministerium  verstanden 
werden  kann).  Da  das  Gesetz  nicht  sagt,  wem  das  Recht  der 
Reclamation  zustehe,  so  kann  man  es  beiden  Theilen  nicht  versagen; 
doch  darf  sich  die  Reclamation  der  Expropriaten  niemals  auf  die 
Taxe  beziehen,  da  die  Entscheidung  über  den  Betrag  der  angeb- 
lich zu  gering  gegriffenen  Entschädigung  den  Gerichten  zusteht. 
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Hier  ist  insofern  eine  Lücke  in  der  Gesetzgebung,  als  der  modus 
der  Reclamation  gar  nicht  durch  das  Gesetz  bestimmt  wird.  Die 
eigentliche  Entscheidung  der  Regierung  ist  nämlich  erst  in  dem 
Exproprialionsbeschlusse  enthalten;  es  kann  also  gegen  diesen  noch 
—  und  zwar  ohne  -  Fristbestimmung  —  bis  zum  Bau  der  Bahn 
reckmirt  werden,  wodurch  verderbliche  Verzögerungen  entstehen 
können.  Es  wäre  weh  besser,  wenn  das  Gesetz  innerhalb  der  Be- 
gehungs-Verhandlungen eine  massige  Präclusivfrist  für  die  Reklama- 
tionen bestimmte,  und  der  Expropriationsbeschluss  erst  nach  Ablauf 
der  Frist  beziehungsweise  nach  Erledigung  der  Reclamationen  end- 
gültig erlassen  würde. 

Die  Praxis  hat  sich  in  der  Weise  geholfen,  dass  vor  Erlass 
Aes  Expropriations-Resoluts  die  Grund-Erwerbungs- Verzeichnisse 
md  Sitoationspläne  in  den  verschiedenen  Bürgermeistereien  öffent- 
lich  ausgelegt  zu  werden  pflegen  mit  der  Aufforderung  an  die 
Beteiligten,  ihre  etwaigen  Reclamationen  zu  Protocoll  zu  geben, 
wodurch  deren  Erledigung  vor  Erlass  des  Resoluts  möglich  wird. 

$24.*)   - 
Nach  Beendigung  der  Vorverhandlungen  erlässt  die  Regierung 
den  Expropriationsbeschluss,    dem  in   der  Anlage  das  Verzeichniss 
der  enteigneten  Grundstücke  und  die  Taxe  derselben  beigefügt  wird, 
sofern  sie  es  nicht  vorzieht,  gegen  jeden  einzelnen  Expropriaten  in  Be- 
ug auf  dessen  Grundstücke  ein  besonderes  Resolut  zu  erlassen. 
Was  der  Expropriationsbeschluss  enthalten  muss,   und  welche 
Rechte  und  Pflichten  er  den  Parteien   gewährt   resp.  auferlegt,  er- 
gibt sich    aus   nachstehendem    Schema    eines    solchen  generellen 
Beschlusses. 

„  Expropriations-Beschluss. 
„Nach  Einsicht  der  Anträge  der  N.  N.  Eisenbahngesellschaft 
.und  der  ferneren  Exproprialionsgesuche  ihres  Grunderwerbungs- 
tCommissars  N.  N.,  gerichtet  auf  Einleitung  der  im  Verwaltungs- 
pitze vorzunehmenden  Abschätzung  mehrerer  in  der  ....  Section 
»der  N.  N.  Eisenbahn  zum  Bau  dieser  Bahn  mit  Rücksicht  auf  §.  8 
»des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  erforderlichen  Grundstücke; 

*)  Auf  pagina  22  in  dar  zweiten  Zeile  von  oben  ist  irrthümlich    auf  §.  24 
▼erwiesen  worden;  soll  heiesen:  ,cfr.  unten  §.  26." 

3* 
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„Nach  Einsicht  der  bezüglichen  Karten  und  Verzeichnisse  jener 
„für  die  Eisenbahn  zu  erwerbenden  Grundparzellen; 

„Nach  Einsicht  der  Allerhöchsten  Cabinetsordre  vom  . . . . ,  die 
»Anlage  der  N.  N.  Eisenbahn  betreffend,  und  auf  den  Grund  eines 
„Rescripts  des  Herrn  Ministers  fir  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
„Arbeilen  vom  . . . .,  wodurch  jene  Projecte  genehmigt,  und  die  Aus- 
„föhrung  des  Bahnbaues  in  den  vorgedachten  Sectionen  angeordnet 
„worden  ist; 

„Nach  fernerer  Einsicht  der  Aber  die  Abschätzung  der  betref- 
fenden Realitäten  unter  Einladung  des  Vertreters  der  Eisenbahn- 
„Direction  und  der  Grundbesitzer,  sowie  unter  Zuziehung  dreier 
„Sachverständigen  im  Verwaltungswege  aufgenommenen  Begehungs- 
„und  Taxations-  Verhandlungen, 

„beschliesst  die   unterzeichnete  Königliche  Regierung,  Abthei- 

„lung  des    Innern  ?    auf  Grund    des   Eisenbahngesetzes   vom 

„3.  November  1838,  wie  folgt: 

„1)  Hinsichtlich  derjenigen  Grundstücke,  deren  Eigentümer 
„mit  der  vorerwähnten  Abschätzung  zufrieden  sind,  ist  es  bei  «He- 
user Taxe  zu  belassen. 

„2)  Den  mit  der  Taxe  nicht  einverstandenen  Besitzern  wird 
„zwar  überlassen,  über  die  beanspruchte  höhere  Abfindung  auf 
„richterliche  Entscheidung  anzutragen;  hierdurch  darf  jedoch  der 
„Angriff  der  Eisenbahn-Arbeiten  und  die  Verwendung  der  betref- 
fenden Realitäten  zur  Eisenbahn-Anlage  keinen  Aufenthalt  erleiden. 

„3}  Von  dem  Kreis  -  Landrathe  oder  von  dem  durch 
„diesen  zu  substituirenden  Bürgermeister  ist  jedem  betreffenden 
„Grundbesitzer  eine  Ausfertigung  des  gegenwärtigen  Expropriations- 
„beschlusses  nebst  dem  anliegenden  Auszuge  aus  der  Abschätzungs- 
„Nachweisung,  welcher  die  Resultate  dieser  Abschätzung  enthält, 
„zuzustellen,  entweder  zu  seiner  Information  oder  zur  weiteren 
„Verfolgung  des  Entschädigungs-Anspruchs  nach  Maassgabe  des 
„Gesetzes  vom  3.  November  1838. 

„4)  Seitens  der  Eisenbahn-Direction  sind  jenen  Interessenten 
„die  ermittelten  Entschädigungssummen  zur  Empfangnahme  anzubie- 
gen, und,  wenn  die  Erhebung  derselben  verweigert  oder  die  Qua- 
„lification  zur  Empfangnahme  nicht  dargethan  wird,  die  ermittelten 
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„Betrage   anter  Beifügung  eines  Auszugs  aas  dem  Entschädigungs- 
„Regisier  an  das  gerichtliche  Depositum  abzufahren» 

„5)  Nach  erfolgter  Zahlung  oder  Hinterlegung  hat  der  ge- 
dachte Landrath  oder  dessen  Substitut  die  Eigentümer  zur 
»Uebergabe  der  abgeschätzten  Realitäten  an  den  Depntirten  jener 
„Eisenbahngesellschaft  aufzufordern,  und,  wenn  dieser  Aufforderung 
„nicht  Folge  geleistet  werden  sollte,  den  erwähnten  Deputirten  in 
„deren  Besitz  zu  setzen. 

„Urkundlich.    L.  S. 

„(Datum) 

.  „Königliche  Regierung  Abtheilung  des  Innern. 
„(Unterschriften.) 

,(Folgen  die  Angaben  der  Grundstücke  und  der  Taxe.)* 

$.25. 

Das  Wesen  und  die  rechtliche  Bedeutung  der  Expropriation 
lesen  sich  in  wenigen  Worten  ausdrücken:  sie  ist  ein  zwangsweise 
erfolgender  definitiver  Verkauf,  welcher  die  verkaufte  Sache  extra 
commercium  setzt.  Dabei  begegnet  man  allerdings  der  Singularität, 
dass  die  Bestimmung  des  Preises  kein  Essentiale  des  Kaufgeschäfts 
bildet,  indem _  letzteres  unter  allen  Umständen  unwiederruflich  ist, 
wenn  auch  die  Bestimmung  des  Preises  noch  der  richterliehen 
Cognition  unterliegt. 

Hält  man  fest,    dass  das    Expropriationsresolut,    sobald  kein 
fecurs  dagegen  mehr  zulässig  ist,   einen  für  beide   Theile  unwie- 
demiflichen  Kaufact  darstellt,  so  versteht  sich  von  selbst,    dass  die 
Eisenbahngesellschaft    den  Expropriaten   nicht   nöthigen   kann,   das 
enteignete  Grundstück  ganz  oder  theilweise  zurückzunehmen,  wenn 
seitdem  eingetretene  Umstände  die  Abtretung  für    sie   nutzlos  ma- 
chen; enthielte  daher  der  Expropriationsbeschluss  auch  eine  derar- 
tige Ermächtigung,  so  würde  sie  doch  ohne  Zweifel   von  den  Ge- 
richten nicht  respectirt    werden.     Ferner    ist  jede    eventuelle 
Expropriation  unzulässig;  die  Regierung  darf  es   nicht  in  das  Er- 
bosen der  Eisenbahngesellschaft  stellen,  je    nach   dem  Bedürfniss 
nch  noch  andere  Grundstücke  der  Expropriaten   sich  anzueignen, 
indem  den  letzteren    gegen    die  Besitzausweisung   in  Folge   eines 
derartigen  Resoluts    der  richterliche  Schutz    nicht   versagt  werden 
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könnte;  vielmehr  ist  ein  neues  definitiv  lautendes  Resolut  nöthig,  wenn 
sich  erst  in  der  Folge  herausstellt,  dass  der  Bau  der  Eisenbahn 
noch  mehr  Grundstücke  erfordert. 

Auf  der  andern  Seite  kann  der  bisherige  Eigenthümer  dag 
enteignete  Grundstück  mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  die  Eisen- 
bahngesellschaft nicht  mehr  verkaufen;  nur  über  den  Kaufpreis 
(respeclive  die  Entschädigung)  kann  er  disponiren,  insofern  er 
überhaupt  dazu  befugt  ist. 

Weil  die  expropriirte  Sache  extra  commercium  kommt,  so  hö- 
ren alle  dinglichen  und  persönlichen  Rechte  Dritter  an  der  Sache 
selbst  unbedingt  auf.  Der  Niessbraucher,  der  Nutzungs-Berechtigte, 
der  Pächter  oder  Miether,  der  Servitut-  oder  Real-Berechtigte  kann 
sein  bisheriges -Recht  an  der  Sache  nicht  mehr  ausüben,  und  das 
Recht  des  Hypothekar-Gläubigers  lös't  sich  in  einen  Anspruch  an 
den  Kaufpreis  auf. 

Durch  das  keinem  Recurse  mehr  unterworfene  Expropriations- 
Resolut  ist  zwar  der  Eigenthums-Uebergang  unwiederruflich 
erfolgt,  jedoch  der  Besitz  noch  nicht  auf  die  Eisenbahngesell- 
schaft übergegangen ,  indem  die  freiwillige  Besitz-Einräumung  Sei- 
tens des  Expropriaten  oder  die  Einweisung  durch  die  betreffende 
Behörde  (Landrath,  Bürgermeister)  noch  hinzutreten  muss. 

Hier  kommt  der  Artikel  9  der  Verfassungs-Urkunde  fflr  den 
Preussischen  Staat  vom  30.  Januar  1850  in  Betracht. 

„Art.  9.  Das  Eigen thum  ist  unverletzlich.  Es  kann  nur  aus 
„Gründen  des  öffentlichen  Wohles  gegen  vorgängige,  in  dringenden 
„Fällen  wenigstens  vorläufig  festzustellende  Entschädigung,  nach 
„Maassgabe  des  Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden." 

Dieser  Grundsatz  war  schon  in  dem  $.  11  des  Eisenbahnge- 
setzes vom  3.  November  1838  anerkannt,  indem  derselbe  den 
Eigenthümer  nur  verpflichtet,  gegen  Empfang  oder  gerichtliche 
Deposition  des  Taxwerthes  das  Grundstück  zu  übergeben. 

Der  Art.  9  der  Verfassung  spricht  nicht  von  der  Deposition; 
indessen  muss  dieselbe  auch  jetzt  noch  der  wirklichen  Zahlung 
gleichgestellt  werden,  indem  die  Besitzeinweisung  nicht  durch  den 
Umstand  Verzögert  werden  darf,  dass  der  Eigenthümer  wegen  be- 
stehender Hypotheken  nicht  zum  Empfange  des  Kaufpreises  legiti- 
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mirt  ist;  überdies  steht  auch  die  gerichtliche  Deposition,  da  sie  den 
Schuldner  liberirt,  der  Zahlung  gleich,  und  es  bleibt  dem  Eigentü- 
mer überlassen,  durch  Ordnung  der  Legitimationsfrage  zur  Peremp- 
tion des  Kaufpreises  zu  gelangen.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob 
ihm  die  hierdurch  veranlassten  Kosten  durch  die  expropriirende 
Gesellschaft  ersetzt  werden  müssen;  diese  Frage  glauben  wir  für 
den  Fall  bejahen  zu  dürfen,  wo  die  Verhältnisse  derartig  sind, 
dass  die  fraglichen  Kosten  vermieden  worden  wären,  wenn  nicht 
eine  Expropriation  Statt  gefunden  hätte. 

Die  Besitzeinweisung  erfolgt  nötigenfalls  durch  die  in  dem 
Expropriations-Resolut  designirte  Behörde,  jedoch  darf  sie  unter 
allen  Umständen  erst  dann  erfolgen,  nachdem  der  Taxpreis  an  den 
BÄgwvtMmer  gezahlt  oder  bei  dem  Vorhandensein  von  hypothekari- 
schen Ansprüchen  an  das  gerichtliche  Depositum  abgeführt  worden 
ist;  träte  eine  dieser  Bedingungen  nicht  ein,  so  würde  dem  Expro- 
prialen  der  gerichtliche  Schutz  gegen  seine  Ausweisung  nicht  ver- 
sigt werden  können. 

Wir  werden  unten  sehen,  dass  die  expropriirende  Gesell- 
schaft auch  sämmtliche  Real  -  Berechtigte  an  dem  betreffenden 
Grundstück  zu  entschädigen  verpflichtet  ist;  indessen  ist  der  Art. 
9  der  Verfassung,  und  der  §.11  alinea  2  in  fine  des  Eisenbahnge- 
setzes, welche  Gesetzesstellen  bloss  von  dem  Eigen thfimer  handeln, 
auf  diese  Entschädigungen  nicht  anwendbar,  und  daher  die  Besitz-» 
«Weisung  von  deren  Regulirung  unabhängig  (vgl.  unten  $.  28  u.  29). 

fr  26. 

Ist  der  Eigentümer  mit  der  Taxe  nicht  zufrieden,  so  kann  er 

fegen  die  Gesellschaft  eine  Klage  erheben,  welche  dahin  geht,  dass 

die  Entschädigung  vom  Gericht  um  einen  bestimmten  Betrag  höher 

•onnirt  werde.     Diese  Klage  ist  an   keine  Verjährung   gebunden 

nid  steht  ihm  30  Jahre  lang  nach  dem  Tage    der  durch  die  Orts- 

bebörde  an  ihn   erfolgten  Insinuation  des  Expropriationsbeschlusses 

u;  er  kann  sie  selbst*  nach  Annahme  der  Taxsumme  noch  geltend 

neben,  wenn  er,  was  gewöhnlich   geschieht,   die  Quittung  unter 

Vorbehalt  des  Antrages  auf  gerichtliches  Gehör  ausgestellt  hat.  Der 

Frocess  ist  im  gewöhnlichen  Wege   zu  instruiren;   nur  besteht  in 

Beziehung  auf  das  Forum   eine  Besonderheit.     Während  nämlich 
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nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Landrechts  die  Klage ,  als 
eine  rein  persönliche,  vor  dasjenige  Gericht  gehören  müsste,  in 
dessen  Sprengel  die  Gesellschaft  domiciliirt  ist,  bestimmt  die  Cabi- 
netsordre  vom  1.  März  1847  (Ges.-Sammlung  1847,  S.  112),  dass 
alle  Entschädigungsklagen  bei  demjenigen  Obergericht  angestellt 
werden  sollen,  in  dessen  Bezirk  das  expropriirte  oder  beschädigte 
Grundstück  liegt.  In  Folge  der  Verordnung  vom  2.  Januar  1849 
$.  9  (Ges.-Sammlung  1849,  pag.  3)  ist  an  die  Stelle  des  Oberje- 
richts  dasjenige  ordentliche  Gericht  getreten,  in  dessen  Bezirk  das 
expropriirte  oder  beschädigte  Grundstück  liegt,  wobei  jedoch  dem 
Kläger  das  Recht  verbleibt,  nach  seiner  Wahl  auch  in  dem  persön- 
lichen Gerichtsstand  der  Eisenbahngesellschaft  zu  klagen. 

Die  erwähnte  Cabinetsordre  vom  1.  März  1847  begründet  ein 
von  den  allgemeinen  Principien  abweichendes  Recht;  indessen  mag 
sie  dem  praktischen  BedQrfniss  vielleicht  entsprechen. 

§•  27. 

Der  §.11  des  Eisenbahngesetzes  ertheilt  den  Gesellschaften 
merkwürdiger  Weise  nicht  das  Recht,  ihrerseits  über  den  Betrag 
der  Taxe  richterliche  Entscheidung  zu  provociren,  während  er  dem 
Eigenthümer  die  Klage  gestattet. 

Es  hat  sich  die  Frage  erhoben,  ob  die  Gesellschaft  nicht  we- 
nigstens dann  die  Taxe  als  zu  hoch  vor  Gericht  angreifen  könne, 
wenn  die  Gegenseite  ihrerseits  auf  Erhöhung  der  Entschädigungs- 
summe geklagt  hat. 

Obgleich  die  Gerichte  vielfach  diese  Frage  verneint  haben,  so 
sind  wir  doch  entschieden  für  ihre  Bejahung.  Der  $.11  alinea3  ver- 
sagt jedenfalls  der  Gesellschaft  nur  das  Recht,  richterliche  Entschei- 
dung über  den  Werth  zu  provociren.  Sobald  aber  der  Expropriat 
selbst  mit  der  Entscheidung  über  den  Werth  das  Gericht  befasst 
hat,  ist  diesem  auch  die  volle  Cognition  devolvirt,  und  schon  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  vor  Gericht  verlangt,  dass  beide  Tbeile 
in  gleicher  Weise  das  Recht  haben  müssen,  alle  ihnen  convenirende 
Anträge  zu  stellen.  Es  ist  ein  ungleicher  und  unwürdiger  Kampf, 
in  dem  nur  dem  einen  Theile  gestattet  wird,  seine  Waffen  zu  ge- 
brauchen» Um  so  mehr  möchte  die  ausgesprochene  Ansicht  die 
richtige  sein,  als  das  legislatorische  Motiv  des  §11  alinea  3  nicht 
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gewesen  sein  kann:  Ar  die  Eisenbahngesellschaften  ein  Privilegium 
odiosum   zu  begründen,  sondern  gewiss  bei  dem  Gesetzgeber  ledig- 
lich die  Absicht  vorherrschte,  ans  praktischen  Gründen,   bei   der 
Abwickelung  der  Expropriationsgeschifte  zahlreiche  Procedoren  zn 
vermeiden,   wobei  die  reichere  Gesellschaft  dem    verhältnismässig 
meren  Eigentümer  gegenüber  dadurch,   dass   sie   eventuell  die 
frocesskosten  besser  tragen  kann,  im  Vortheil   sein  möchte.    Die- 
serGrund  fällt  aber  weg,  wenn  der  Eigenthümer  bereits  selbst  den 
Process  angestellt  hat.  Anderwärts  ist  das  Princip,  dass  der  An- 
griff eine   angriffsweise  Verteidigung  erlaubt,   anerkannt;    in   der 
Kbeinprovinz     z.   B.    wird    es    keinem    Richter    einfallen ,    einer 
Partei,  die  zwar  selbst  die  Appellfrist  hat  verstreichen  lassen,  gegen 
d»  pfach  appellirt  ist,  das  Recht   abzusprechen ,    nun  auch   ihrer 
Seäs  nachträglich   das  erstrichterliche  Urtheil  anzugreifen   und  auf 
den  Wege    der  Incidentappell   mehr  zu  verlangen    als  der  erste 
Richter  ihr  zugesprochen  hat. 

$.  28. 

Eine  eigentümliche  Schwierigkeit  macht  der  $.12  des  Eisen- 
bahngesetzes, welcher  von  der  Entschädigung  der  Realberechtigten 
handelt: 

§.  12.  Wenn  bei  der  Entschädigung  ausser  dem  Eigenthümer  auch  Beal- 
taechtigte  in  Betracht  kommen,  so  hängt  es  von  dem  Ermessen  der  Regierung 
A,  ob  die  Entschädigungssummen  gerichtlich  deponirt ,   oder  ob  dafür  Caution 

p*dk  werden  soll,  in  welchem  letzteren  Fall  die  Gesellschaft,  vom  Zeitpunkte 

der  Übergabe  an,  landesübliche  Zinsen  zn  zahlen  hat. 

Schon  ans  allgemeinen  Rechtsregeln,  deren  nähere  Entwicke- 
hng  hier  zn  weit  führen  würde,  die  aber  durch  den  oben  abge- 
druckten $.12  ihre  Anerkennung  erhalten,  folgt  der  Grundsatz, 
im  die  expropriirende  Gesellschaft  die  Realberechtigten  selbst- 
rtindig  entschädigen  muss,  ohne  dass  dies  den  Eigenthümer  weiter 
«geht,  der  seinerseits  für  die  Entziehung  seines  Eigenthums  volle 
Itfichädigung  verlangen  kann,  bei  deren  Bemessung  allerdings  die 
dank  das  Bestehen  der  Realberechtigungen  vorhandene  Werthver- 
■uaderang  in  Anschlag  zu  bringen  ist. 

Wir  werden  weiter  unten  sehen,  dass  die  angedeutete  einfache 
priocipielle  Auffassung  über  alle  Schwierigkeiten  hinweghilft.   Nichts 
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destoweniger  ist  in  diese  Materie  durch  irrige  Auffassung  viele 
Dunkelheit  gekommen,  und  der  einfache  Grundsatz  keineswegs  Oberall 
zürn  klaren  Verständniss  gelangt. 

In  einem  Rescript.  des  Finanzministeriums  vom  Jahre  1846 
findet  sich  beispielsweise  folgende  Auffassung  unseres  $.  12  ent- 
wickelt: 

»Der  Fall,  tdass  die  Regulirung  einer  Caution  von  Seiten  der 
„Königlichen  Regierung  in  Frage  kommt,  tritt  überhaupt  nur  dann 
„ein,  wenn  Realberechtigte  (im  Gegensatz  zu  den  Hypothekengläa- 
„bigern)  concurriren. 

„Liegt  ein  Fall  dieser  Art  vor,  so  hat  die  Königliche  Regierung 
„sofort  darüber  zu  entscheiden,  ob  Deposition  oder  Cautionsleistung 
„und  Verzinsung  des  Taxwerthes  stattfinden  soll,  indem  zur  Siche- 
rung jener  Realberechtigten  die  eine  oder  die  andere  vorhergehen 
„soll,  ehe  die  Uebergabe  des  Grundstücks  erfolgen  kann.  Bei  Er- 
„ wägung  der  Frage:  ob  und  in  wiefern  die  eine  oder  andere  er- 
„folgen  soll?  ist  auf  Belassung  einer  angemessenen  Frist  zur 
„Regulirung  des  Verhältnisses  zu  den  Realberechtigten  Rücksicht 
„zu  nehmen.  Zunächst  ist  der  Grundsatz  festzuhalten,  dass  die 
„Grundbesitzer  nicht  ohne  ihre  Schuld  in  Verluste  kommen,  und 
„würde  demnächst  im  Interesse  derselben  der  Regel  nach  Cautions- 
„bestellung  und  Verzinsung  vorzuziehen  sein.  Andererseits  verdient 
„aber  auch  das  Interesse  der  Eisenbahngesellschaft  billige  Berück- 
sichtigung. Zur  Vereinigung  beider  Interessen  erscheint  es  am  An- 
gemessensten, dass  die  Regierung  die  Eisenbahngesellschaft  nach 
„Verlauf  einer  angemessenen  Frist,  welche  den  Eigenthümern  zu 
„obigem  Zweck  bewilligt  wird  und  während  welcher  die  Eisenbahn- 
„gesellschaft  Caution  für  den  Taxpreis  zu  bestellen  und  denselben 
„landesüblich  zu  verzinsen  hat,  zur  Deposition  verstatte.  Bei  diesem 
„Verfahren  erlangt  die  Eisenbahngesellschaft  durch  die  Cautionsbe- 
„stellung  das  Recht  zur  ungesäumten  Uebergabe  und  sieht  sich 
„nicht  der  Gefahr  ausgesetzt,  auf  unbestimmte  lange  Zeit  hohe  Zinsen 
„zahlen  zu  müssen,  während  dem  Grundbesitzer  Zeit  verbleibt, 
„seine  Besitzverhältnisse  zu  ordnen  und  sich  gegen  die  ihm  aas 
„der  Deposition  erwachsenden  Nachtheile  zu  schützen.  Sollten  ihm 
„die  Verhältnisse   trotz    angewendeter  Mühe  die  Regulirung   der 
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„Sache  binnen  der  gesetzten  Frist  nicht  gestatten,  so  wird  es  die 
königliche  Regierung  immer  in  der  Hand  haben,  eine  Nachfrist  in 

„bewilligen. Die  Deposition  ist  erst  dann  zulässig,  nach- 

»dem  die  von  den  Regierungen  den  Grundeigentümern  tu  gestat- 
ttende  billige  Frist  zur  Beibringung  des  sub  d)  der  Verordnung 
,Tom  &  Augost  1832  (Gesetzsammlung  1832,  Seite  202 )  ge- 
Richten  Nachweises  verstrichen  ist" 

Richtig  ist  in  dieser  Auseinandersetzung  der  Satz,   dass  die 

Hypothekengläubiger  nicht  zu  denjenigen  Realbercr  hl  igten  gehören, 

von  welchen  der  $.  12  des  Eisenbahngesetzes  redet;  auch  sind  die 

abgestellten   Grundsätze,    nach    welchen  die  Regierung    erwägen 

•oft,  in  wie  fern  sie  in   den  einzelnen  Fällen  Cautionsleistung  mit 

Vercmsvng  oder  Deposition  anordnet,  aus  einer  humanen  Auffassung 

hervorgegangen  und  jedenfalls  da  anzuwenden,    wo  die  Regierung 

wirißei derartige  Bestimmungen  zu  treffen  hat.    Die  Voraussetzung 

jedoch,  dass  die  Regierung  befugt  sei,  eine  Cautionsleistung  auch 

ftr  den  Taxpreis  selbst   anzuordnen   und  die  EisenbahngeseUschaft 

gegen  blosse  Leistung  dieser  Caution  in   den  Besitz  einzuweisen, 

widerstreitet  nicht  nur  den  Grundsätzen  der   (allerdings  späteren) 

Verfassung,  sondern  auch  den  Bestimmungen  des  $.  11  des  Eisen- 

bakngesetzes,  welcher  ausdrücklich  dem  Eigenthümer  nur  die  Ver- 

fiehtnng  auferlegt,  gegen  Empfang  oder  gerichtliche  Deposition  des 

Tuwertbs  sein  Grundstück' abzutreten,  weil  Cautionsleistung  für  den 

lafpeis  niemals  der  wirklichen  Prästirung  desselben  gleichgestellt 

werden  kann. 

Ia  der  That  haben  die  verschiedenen  Regierungen  den  $.12 
rerachieden  ausgelegt;  wir  sind  aber  der  Ueberzeugung ,  dass  man 
Aren  Annahme  des  in  dem  folgenden  Paragraphen  entwickelten 
embchen  Princips  zu  einer  mit  den  Gesetzen  völlig  übereinstim- 
menden Praxis  gelangt. 

$.  29. 
Das  Eisenbahngesetz  unterscheidet  zwischen  Eigentümern  und 
fierfbwechtigten;  beiden  hat  die  exproprürende  Gesellschaft  eine 
seOatftandige  Entschädigung  zu  gewähren,  aber  nur  hinsichtlich  der 
dem  Eigenthümer  gebührenden  Entschädigung  wird  die  Besitz- 
Atoetang  von  der  voraufgegangenen  wirklichen  Zahlung  oder  De- 
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position  abhängig  gemacht ,  während  die  den  Realberechtigten  zu 
gewährende  Entschädigung  durch  $.12  des  Eisenbahngesetzes  er- 
schöpfend regulirt  wird  und  daher  ohne  Einfluss  auf  die  Zulässig- 
keit  der  Besitzentziehung  bleibt. 

Hiernach  ist  bei  der  Taxe  von  vornherein  auf  das  Bestehen 
von  etwaigen  Realberechtigungen  Rücksicht  zu  nehmen,  und  die 
Entschädigung  für  das  beschwerte  Eigenthum  von  der  Entschä- 
digung für  die  Entziehung  des  einem  Dritten  zustehenden  Realrechts 
zu  trennen.  Nur  die  erstere  Entschädigung  geht  den  Eigenthttmer 
an;  sie  muss  ihm  vor  der  Besitzentziehung  gezahlt  werden,  wenn 
er  seine  Legitimation  und  die  Hypothekenfreiheit  vollständig  nach- 
weiset, oder  Deposition  muss  eintreten,  wenn  entweder  der  Besitz 
noch  nicht  regulirt  ist,  oder  wegen  des  Bestehens  von  Hypotheken, 
wie  auch  aus  andern  Gründen,  die  Legitimation  zum  Empfange  des 
Taxpreises  nicht  stattfindet,  auch  keine  Eipigung  unter  den  Interes- 
senten nachgewiesen  wird« 

Aus  dem  $.12  des  Eisenbahngesetzes  geht  hervor,  dass  auch 
die  dem  Realbereehtigten  gebührende  Entschädigung  zu  taxiren  ist, 
und  hierbei  hat  die  Regierung  zu  ermessen,  ob,  wenn  auch  hier  die 
Legitimationsfrage  der  Berechtigten  noch  nicht  geordnet  ist  oder  aus 
einem  andern  Grunde  die  definitive  Erledigung  noch  nicht  stattfin- 
den kann,  Cautionsstellung  und  Verzinsung  der  Entschädigung  Sei- 
tens der  Eisenbahngesellschaft  oder  Deposition  eintreten  soll. 

Auf  diese  Weise  löset  sich  Alles  auf  das  Einfachste.  Natürlich 
kann  der  Bau  der  Bahn  nicht  auf  die  Erledigung  der  vielleicht  lang- 
wierigen Regulirungen  der  Real-Berechtigungen  warten,  und 
doch  ist  der  §.11  des  Eisenbahngesetzes  und  der  Art.  9  der  Ver- 
fassung gewahrt,  indem  der  Eigenthum  er  seine  vorläufige  Ent- 
schädigung durch  wirkliche  Zahlung  oder  Deposition  erhält. 

Zwar  kann  der  Eigenthümer  möglicher  Weise  mit  der  Be- 
hauptung auftreten,  die  Realberechtigung  existire  nicht,  und  er  müsse 
fiir  sein  Eigenthum  wie  für  ein  freies  entschädigt  werden;  indessen 
würde  diese  Behauptung  weiter  nichts  sein,  als  eine  Provocation 
auf  richterliches  Gehör  hinsichtlich  der  Bestimmung  des  Preises,  und 
in  diesem  Falle  würde  Art  9  der  Verfassung  der  einstweiligen  Be- 
sitzeinweisung nicht  entgegen  stehen,  da  in  dringenden  Fällen  (und 
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der  Bau  der  Bahn  ist  wohl  immer  dringlich)  vor  der  Entziehung 
nur  die  Prästirung  einer  vorläufig  festzustellenden  Entschädigung 
verlangt  wird. 

$.  30. 
Der  im   vorstehenden  Paragraphen  entwickelten  Ansicht  steht 
die  Cabinetsordre  vom  8.  August  1832  keineswegs  entgegen,  da  sie 
ach  nicht  auf  Realberechtigungen,  sondern  lediglich  auf  die  in  der 
Person  des  angebliche^  oder  wirklichen  Eigenthümers  zur  Sprache 
kommenden  Legitimationsfragen  bezieht.     Wir  lassen  das  fragliche 
Gesetz  an  dieser  Stelle  abdrucken*  einesteils,  weil  die  Bestimmun- 
gen desselben  auf  Eisenbahnen  mutatis  mutandis  fortwährend  an- 
vrcndfar  sind,  anderntheils,  weil  ein  Blick  auf  das  Gesetz  hinreicht, 
um  die  Ueberzeugung  zu  erwecken,  dass  es  sich  nur  auf  die  man- 
gelnde fiesitzregulirung  oder  überhaupt  auf  die  Legitimation  des 
Eigenthümers  zum  Empfange  bezieht. 

CaMieteerire  fem  8.  Aagist  1832. 
(Gesetzsammlung  1832  Seite  292.) 

a)  Wenn  contribuable  Bewohner  des  platten  Landes ,  deren  Besitzungen 
■och  nicht  im  Hypothekenbuche  eingetragen  sind,  weil  die  gutsherrliche  und 
bäuerliche  Auseinandersetzung  noch  nicht  erfolgt  ist,  zum  Chausseebau  Land 
herzugehen  haben,  so  können  ihnen  die  Entschadigungsgelder  dafür  ausgezahlt 
Verden,  sobald  sie  die  einwilligende  Erklärung  der  Gutsherrschaft  beibringen. 

b)  Die  Regierung  bestimmt  hierzu  einen  angemessenen  Termin.  Geht 
dfc  Einwilligung  der  Gutsherrschaft  innerhalb  desselben  nicht  ein,  so  deponirt 
die  Begienmg,  welche  den  Chausseebau  leitet,  das  Geld  bei  dem  Gerichte, 
welchem  der  dazu  berechtigte  Grundbesitzer  unterworfen  ist,  und  dies  regulirt 
die  A*f«*hl*rag  zwischen  ihm  und  der  Gutsherrschaft  nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  im  Wege  der  Güte  oder  durch  richterliche  Entscheidung.  Die 
Sitzung  des  Capitals  verbleibt  inzwischen  demjenigen,  der  das  Land  abgetre- 
tea  hat. 

c)  Besitzern  von  Bittergütern  kann  die  Geldentschädigung,  wenn  sie  200 
Tkitar  nicht  übersteigt,  und  kein  offener  Arrest  über  ihr  Vermögen  ausgebracht 
ist,  ohne  allen  weitern  Nachweis  ausgezahlt  werden. 

Bei  hohem  Entschädigungssummen  muss  der  Bittergutsbesitzer,  wenn  das 
Ott  verschuldet  ist,  ein  Attest  der  Hypothekenbehörde  beibringen,  dass  er  mit 
den  Geldern  den  ersten  hypothekarischen  Gl&ubiger,  welcher  den  Consens  nicht 
ertheilt,  wegen  des  eingetragenen  Capitals  befriedigt,  oder  dieselben  zur  Ablö- 
ssag  der  etwa  eingetragenen  Prastationen  verwandt  hat,   und  das  Capital  oder 
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die  Pristation  auf  so  hoch  geloscht  worden,  oder  dass  sämmttiche  Hypotheken- 
Interessenten  in  die  Aussahlang  an  den  Besitzer  gewilligt  haben. 

d)  Kann  er  binnen  einer  von  der  Regierung  hierzu  zu  bestimmenden  billigen 
Frist  das  Attest  nicht  beibringen,  oder  mangelt  ihm  die  freie  Disposition  über  das 
Gut,  so  zahlt  die  Regierung  das  Entschädigungs-Quantum  zum  Deposito  des 
Landesjußtizcollegii ;  das  letztere  verwahrt  die  Entschädigungssumme  bis  der 
Grundbesitzer  den  zu  c)  gedachten  Nachweiss  gefuhrt  hat,  oder  verwaltet  sie 
mit  Rücksicht  auf  die  Dispositionsbeschränkung  des  Besitzers  als  einen  Lehns- 
und Fideicommissstamm  oder  als  ein  Substitutionscapital  etc. 

e)  Alle  übrigen  zu  a)  und  c)  nicht  gedachte  Eigenthümer  ländlicher  oder 
städtischer  Grundstücke  werden  bei  Zählungen  solcher  Art  wie  die  Ritter- 
gutsbesitzer zu  c)  und  d)  behandelt,  mit  dem  Unterschiede,  dass  ihnen  ohne 
das  zu  c)  gedachte  gerichtliche  Attest  nur  eine  Entschädigungssumme  bis  zu 
10  Thaler  einschliesslich  unbedingt,  und  ein  Mehreres  nur  unter  der  Bedingung  des 
Nachweises  ausgezahlt  werden  kann,  dass,  des  abgetretenen  Grundstücks  unge- 
achtet, die  eingetragenen  Gläubiger  bei  Landgütern  noch  innerhalb  der  ersten 
2/3,  bei  städtischen  Grundstücken  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  Werthes  ge- 
sichert bleiben ,  und  dass  im  Falle  der  Deposition  die  Zahlung  nicht  an  das 
Landes- Justizcollegium ,  sondern  an  das  Gericht  erfolgen  muss,  welches  das 
Hypothekenbuch  über  das  Grundstück  führt. 

f)  In  den  zu  c)  d)  e)  bemerkten  Fällen  theilt  die  Regierung  das  Zah- 
lungsprotocoll  der  betreffenden  Hypothekenbehörde  zu  den  Grundacten  mit 
Eine  Abschreibung  des  abgetretenen  Landes  vom  Hauptgute  ist  nicht  erfor- 
derlich. 

g)  Die  Verhandlungen  der  Regierung  und  der  Gerichte  über  diesen. Ge- 
genstand, so  wie  die  Quittungen  oder  die  Consense  der  Hypothekarien  erfol- 
gen Stempel- oder  sportelfrei  bis  zur  geschehenen  Deposition;  auch  werden  keine 
Depositalgebühren  angesetzt. 

$.  31. 
Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,  welche  Personen  zu  den  Real- 
berechtigten gehören,  von  denen  der  $.12  des  Gesetzes  vom  3. 
November  (838  redet.  Zunächst  sind  die  Hypothekengläubiger  aus- 
zuscheiden, nicht  nur  weil  bei  ihnen  die  persönliche  Seite  ihres 
Rechtes,  als  eines  Forderungsrechtes,  prävalirt,  sondern  auch  weil 
ihre  Berechtigung  sich  durch  die  das  betreffende  Grundstück  extra 
commercium  setzende  Expropriation  in  ein  auf  den  Kaufpreis  geltend 
zu  machendes  Präferenzrecht  verwandelt.  Bei  dem  Vorhandensein 
von  Hypotheken  findet  also  stets,  falls  keine  Einigung  unter  den 
Interessenten  erzielt  wird,  die  Abführung  des  Taxpreises  an  das 
gerichtliche  Depositum  Statt. 
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Sonst  aber  gehören  alle  diejenigen  berechtigten  Personen  hier- 
her,  welchen   ein  dingliches  Recht  an  einer  fremden  expropriirten 
Sache  zusteht.     Diese  Personen  sind  nach  dem  Allgem.   Landrecht 
Theil  I.  Tit.  XXI,  §.   2:    der  Niessbraucher,  der  Erbpächter,  der 
Leiber  etc.,    ferner  jeder  Inhaber  einer  Reallast,   einer  Servitut, 
enes  Zehnten,  selbst  der  Inhaber  einer  Zwangs-  und  Banngerech- 
ligkeit,  wo  dieselbe  besteht,  ohne  dass  hier  alle  speciellen  Katego- 
rieen  einer  solchen  dinglichen  Berechtigung  aufgezählt  werden  könn- 
ten.   Besteht  z.  B.  ein  Niessbrauch  an   einer  expropriirten  Sache, 
so  muss  einmal  der  Eigentümer  eine  Entschädigung  unter  Berück- 
sichtigung der  durch  den  bestehenden  Niessbrauch  herbeigeführten 
Werihverminderung   erhalten,    und   sodann   hinsichtlich   der   dem 
tfossWwcher    gebührenden  Vergütung  nach  £.    12  des  Gesetzes 
vwa  3.  November  1838  verfahren  werden. 

Das  Recht  des  Erbpächters  fasst  das  Landrecht  keineswegs  als 
en  sogenanntes  nützliches  Eigenthum,  sondern  lediglich  als  ein  ding- 
liches Nutzungsrecht  an  einer  fremden  Sache  auf;  wir  bezweifeln 
44er  auch  nicht,  dass  nur  die  dem  Erbverpächter,  als  dem 
wahren  Eigentümer ,  zu  leistende  Entschädigung  vor  der  Besitz- 
einweisung gezahlt  oder  deponirt  sein  muss,  hinsichtlich  der  Ent- 
schädigung des  Erbpächters  aber  nach  $.  12  des  Eisenbahnge- 
letzes  zu  verfahren  ist. 

Vor  den  Gerichten  ist  die  Frage  streitig  gewesen,  ob  der  Zeit- 
|«*ler  und  Miether  zu  den  im  Eisenbahngesetz  erwähnten  Realbe- 
reektigten  zu  zählen  sei? 

Durch  ein  Erkenn tniss  des  Kreisgerichts  zu  Herford  vom  13. 
Januar  1853  in  Sachen  der  Cöln-Mindener  Eisenbahngesellschaft 
wider  Budde  wurde  die  Frage  verneint  und.  zwar  aus  folgenden 
Grinden: 

„Zwar  wird  nach  der  Theorie  des  Allgemeinen  Landrechts 
«jedem  Nulzungs-  und  Gebrauchsrechte  an  einer  fremden  Sache, 
*Wh  mit  demselben  der  Besitz  verbunden,  oder  das  Recht  in  das 
»flffothekenbuch  eingetragen  ist,  ein  dinglicher  Charakter  beigelegt. 
9AMn  das  Eisenbahngesetz  spricht  im  §.  11  nur  von  der  Entschä- 
fdigong  des  Grundeigenthümers  und  fügt  dann  im  §.  12  ganz  all- 
gemein hinzu:  Wenn  bei  der  Entschädigung  ausser  dem 
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„Eigenthümer  etc.  —  Welche  Realberechtigte  es  aber  sein 
„sollen,  die  in  Betracht  zu  ziehen,  bestimmt  das  Gesetz  nicht  und 
„hat  es  auch  nicht  nöthig  zu  bestimmen.  Denn  in  der  Natur  der 
„Sache  und  in  der  Absicht  des  Gesetzes  liegt  es,  dass  bei  Expro- 
„priation  eines  Grundstücks  ausser  dem  Eigenihümer  nur  diejenigen 
„Realberechtigten  von  der  Eisenbahngesellschaft  entschädigt  werden 
„sollen,  denen  einesteils  ein  dauerndes  dingliches  Recht,  nicht 
„aber  denen  (wie  Pächtern)  nur  ein  vorübergehendes,  zeitweises, 
„durch  einen  Contract  bestimmtes  Recht  zusteht  und  denen  andern- 
„theils  (wie  Servitutberechtigten),  wenn  sie  nicht  durch  die  Eisen- 
„bahngesellschaft  Entschädigung  erhielten,  überhaupt  keine  zufiele, 
„ — keineswegs  aber,  denen  das  Rechtsverhältniss  zum  Eigenihümer 
„des  Grundstücks  die  Entschädigung  sichert.  Dem  Pächter  oder 
„Miether  aber  haftet  der  Verpächter,  Vermiether  für  die  contract- 
„mässige  Dauer  des  Pacht-  und  Miethrechts ,  muss  ihn  wegen  des 
„erweislich  entstandenen  Schadens  aus  der  vor  Ablauf  der  contract- 
„massigen  Zeit  nothwendig  gewordenen  Räumung  entschädigen. 
„(Allgemeines  Landrecht  I.  21.  $.  355—360).  Den  Pächter  und 
„Miether  hat  das  Eisenbahngesetz  zweifelsohne  unter  den  im  f.  12 
„erwähnten  Realberechtigten  nicht  mit  im  Auge  gehabt,  gar  nicht  haben 
„können,  weil  es  gar  keinen  Beweggrund  hatte,  den  Pächter  und 
„Miether  nur  ausnahmsweise  in  dem  Falle  der  Expropriation  des 
„gepachteten  Grundstücks  durch  die  Gesellschaft,  zu  deren  Gunsten 
„expropriirt  worden,  entschädigen  und  den  Verpächter  seiner  Ver- 
pflichtungen dadurch  entheben  zu  wollen.* 

Wir  halten  die  in  dem  vorstehenden  Urtheil  entwickelte  An- 
sicht, die  übrigens  auch  durch  den  Appellationsrichter  gemissbilligl 
worden  ist,  für  irrig.  Nach  dem  Allg.  Landrecht  Theil  I.  21.  $. 
258  ff.  haben  Pächter  und  Miether  nicht  nur  ein  eingeschränktes 
Nutzungsrecht,  sondern  (Allgem.  Landrecht  Theil  I.  21.  §.  2.  und 
4)  sogar  ein  dingliches  Recht  an  der  fremden  Sache,  insofern  sie 
sich  im  Besitz  befinden,  oder  die  Eintragung  in  das  Hypothekenbuch 
Statt  gefunden  hat;  $.8  des  Eisenbahngesetzes  unterwirft  die  Nu- 
tzungsberechtigten, die  ja  nach  dem  System  des  Landrechts  Real- 
berechtigte sind,  ohne  alle  Unterscheidung  der  Expropriation;  eben 
so  wenig  unterscheidet  der  §.12  des  Gesetzes  zwischen  dauernden 
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und  temporären  Realrechten;  eine  derartige  Unterscheidung  der  In- 
terpretation würde  also  jeder  gesetzlichen  Grundlage  entbehren; 
endlich  ist  das  Princip  doch  wohl  für  ein  unumstössliches  zu  er- 
teilten, dass  der  Expropriat  den  vollen  Werth  seines  Eigenthums 
ersetzt  erhalten  mnss  and  nicht  verpflichtet  werden  kann,  hiervon 
noch  einen  Entschädigungsbetrag  an  dritte  Personen  abzugeben. 
Die  Eisenbahngesellschaft  muss  also  den  Pächter  und  Miether,  wie 
jeden  andern  Realberechtigten,  selbstständig  entschädigen,  and  ist, 
wenn  aas  irgend  einem  Grunde  nicht  die  sofortige  Abfindung  Statt 
finden  kann,  nach  $.  12  des  Gesetzes  zu  verfahren. 

$.32. 
Wir   haben  in  den  vorhergehenden  Paragraphen   ausgeführt, 
ta&  ftr  den  Schaden,  welchen  die  Realberechtigten  durch  den  Ver- 
tust ihres  Rechtes  erleiden,  durch  die  Regierung  eine  selbstständige 
Tue  angeordnet  werden  muss.    Nun  geben  die  Gesetze  ausdrück- 
tet aar  dem  Eigentümer  das  Recht  der  Provocation  auf  richter- 
liches Gehör  und  es  fragt  sich,  ob  dieses  Recht  den  Realberechtigtal 
weh  der  Eisenbahngesellschaft  gegenüber  zusteht?  Wir  glauben  die 
frage  unbedingt  bejahen  zu  müssen. 

Dass  sie  im  Allgemeinen  ein  Recht  auf  Entschädigung  haben, 
Käst  sich  eben  so  wenig  bestreiten   wie  die  Entschädigungspflicht 
der  Eisenbahngesellschaften,  da  die  Gültigkeit  des  Princips  niemals 
bezweifelt  worden  ist,  nach  welchem  der  Expropriant  jeden  unmit- 
tibr  und  gerade  durch  die  Expropriation  zugefügten  Schaden  er- 
setoen  muss.     Die  Entscheidung  über  den  Umfang  eines  in  den 
Gesetzen  begründeten  Forderungsrechts  gehört  aber  nach  allgemeinen 
firaodsitzen  stets  zur  Competenz  der  Gerichte,  wofern  nicht  die 
Gesetze  die  richterliche   Zuständigkeit   ausdrücklich  ausschliessen. 
Dies   thut  der  $.12  des  Eisenbahngesetzes  keineswegs,  indem  er 
m  den  Modus  der  Zahlung  der  administrativen  Regulirung  unter- 
wirft.    Da  ferner  der  gedachte  $.12  den  Realberechtigten  einen 
fcecten   Anspruch    auf  Entschädigung   gewährt,   so  sind  sie  der 
Embahngesellschaft  gegenüber  auch  legitimirt  und  zur  Erhebung 
des  Rechtsstreites  befugt. 

Ebenso  halten  wir  aber  in  Beziehung  auf  diese  Entschädigung 
ach  die  Eisenbahngesellschaft  für  berechtigt,  die  richterliche  Ent- 
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Scheidung  zu  provociren.  Der  §11  alioea  3  des  Gesetzes  nimmt 
seiner  klaren  Fassang  nach  der  Gesellschaft  nur  dem  Eigentü- 
mer gegenüber  das  Recht,  auf  richterliche  Entscheidung  über  den 
Taxwerth  anzutragen,  und  diese  Gesetzesstelle  ist  als  eine  Abwei- 
chung von  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  strictissimae 
interpretatianis. 

§.   33. 

Die  §§.  8  und  11  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  legen 
den  Regierungen  die  Befugniss  bei,  zu  entscheiden,  welche  Grund- 
stücke zu  exproprüren  sind,  und  unter  Ernennung  von  Taxatoren 
das  Abschätzungsverfahren  zu  leiten,  d.  h.  die  Entschädigungssum- 
men festzusetzen.  Hier  erwächst  die  Frage,  ob  die  Regierung  diese 
Befugnisse  einem  Commissarius  delegiren  könne?  Wir  müssen  aus 
folgenden  Gründen  verneinend  antworten: 

Als  oberster  Grundsatz  steht  fest,  dass  das  Eigenthum  unver- 
letzlich ist;  es  kann  daher  auch  nur  unter  genauester  Beobachtung 
derjenigen  Formen  und  Vorschriften  entzogen  werden,  welche  für 
die  Expropriation  vorgeschrieben  sind.  Abgesehen  davon,  dass  es 
bei  der  Wichtigkeit  der  betreffenden  Functionen  unangemessen  sein 
würde,  einen  einzelnen  Beamten  mit  denselben  zu  beauftragen, 
würde  die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthujns  sofort  wieder  in  ihr 
Recht  treten,  wenn  dasselbe  nicht  durch  die  vom  Gesetze  dazu  an- 
geordneten Behörden  entzogen  wäre. 

Auf  der  andern  Seite  ist  den  Regierungen  die  Leitung  des  Ab- 
schätzungsverfahrens so  vollständig  übertragen,  dass  ihnen  auch  die 
Festsetzung  der  Taxe  (natürlich  vorbehaltlich  der  Provocation  auf 
richterliche  Entscheidung)  ausschliesslich  zusteht;  sie  sind  daher  an 
die  Schätzung  der  Taxatoren  nicht  gebunden,  sondern  können  dieselbe 
modificiren,  falls  sie  befinden,  dass  das  vorhandene  Material  genü- 
gende Anhaltspunkte  gewährt,  um  eine  Herauf-  oder  Herabsetzung 
zumotiviren;  ebenso  sind  sie  befugt,  eine  neue  Abschätzung  anzu- 
ordnen, wenn  die  erste  ungenügend  erscheint. 

Wir  glauben  auch,  dass  ein  Recurs  an  das  Handelsministerium 
gegen  das  Expropriations- Resolut  der  Regierung  in  so  fern,  als  der 
Recurrent  die  Beschwerde  bloss  gegen  die  Festsetzung  der  Taxe 
richtet,  dadurch  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Gesetze  für  solche 
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Fifle  dem  Eigentümer  nor  das  Recht  gewähren,  auf  richterliche 
Botscheidung  Ober  den  Werth  anzutragen«  Wohin  sollte  es  auch 
(ihren,  wenn  das  Handelsministerium  mit  diesen  vielleicht  zahllosen 
in's  Einzelne  gehenden  Beschwerden  aus  der  ganzen  Monarchie  be- 
teiligt werden  könnte! 

ABSCHNITT  IL 

¥#m    der   zwangsweisen    vorübergehenden 

Benatiang  anter  der  Herrschaft  des 

Allgemeinen  JLandreehte* 

fr  34. 

Hinsichtlich  der  vorübergehenden  Benutzung  fremder 
Grundstücke  behufs  der  Einrichtung  von   Interimswegen ?   der 
hteritiengewinnung  etc.,  also   ganz  allgemein  für  jede  zulässige 
Art  igt  temporären  Benutzung  von  Grundstücken  für  Zwecke  der 
Btfaianlage  gibt  der  §.  9  des  Eisenbahngesetzes  den  Gesellschaften 
dieselben  Rechte,  welche  dem  Staate  zufolge   der   gesetzlichen  Be- 
stimmungen bei  der  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Kunststrassen 
eingeräumt  sind.     In  welchem  Umfange  diese  Rechte   geltend  zu 
nachen,  und  welche  Grundstücke  in  Anspruch  zu  nehmen  sind,  sol- 
le» die  Regierungen  vorbehaltlich  des  Recurses  an  das  Handelsmi- 
Bsterium  (also  unter  Ausschluss  jeder  Cognition  der  Gerichte  in 
feser  Beziehung)  bestimmen,  wobei  sie  nur  verpflichtet  sind,  sich 
n&  den  in  den  einzelnen  Landestheilen  geltenden  Vorschriften  zu 
riete*. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetze  sind  folgende: 

1)  Allgemeines  Landrecht  Theil  II  Tit.  15. 

§.  18.      Den    zur  Anlegung,    Verbreitung   oder  geraden  Führung    einer 

»leben   Danunstrasse  (NB.   wie  der  vorhergehende  §.17  sagt:  Chanssee  oder 

Dtmnstrasae  statt  ordinärer    Landstrasse)  erforderlichen  Boden,  ingleichen)  die 

tot  nöthigen,    auf  der  benachbarten  Feldflur   befindlichen  Materialien   ist  ein 

Jefa  dem  Staat  zu  überlassen  verbunden. 

§.  19.     Er  mnss  aber  dafür  von  dem  Staate  entschädigt  werden. 
{.  20.     Zu    dieser  Entschädigung   ist   der  Staat    denjenigen  Boden    oder 
denen  Werth   vorzüglich  anzuwenden  berechtigt,    welcher   dadurch   gewonnen 
*W,  dass  die  neue  Dammstrasse  nicht  die  ganze  Breite  des  bisher  gewöhnli- 
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chen  Weges  erfordert,  oder  dass  durch  die  gradere  Führung  der  Dammstrasse 
ein  Theil  des  bisherigen  Weges  liegen  bleibt. 

§.  21.  Doch  kann  über  solche  Ersparnisse  des  Bodens,  die  auf  einer 
Feldmark  sich  befinden,  nnr  zn  Entschädigungen  für  Grundbesitzer  in  eben 
der  Feldmark  verfügt  werden. 

§.  22.  Anch  bleiben  demjenigen,  welcher  nachweisen  kann,  dass  der  er- 
sparte Boden  zn  seinem  Eigenthum  gehöre  und  bloss  missbrauchsweise  zu  dem 
ehemaligen  Wege  gezogen  worden  sei,  seine  Rechte  darauf  vorbehalten. 

2)  Für  die  Grafschaft  Mark. 

Chaussee-Reglement   vom   31.   Mai    1796. 

§.  26.  Die  Entschädigung  für  die  an  der  Chaussee  abgehauenen  Bäume 
geschieht  nach  der  Würdigung. 

§.  27.  Werden  auf  Privatgrund  und  Boden  Steinbruche,  Sand-  oder  Kies- 
gruben angelegt,  so  muss  die  dadurch  verdorbene  Oberfläche  dem  Eigenthümer 
entweder  in  natura  oder  in  Gelde,  ebenfalls  nach  obigen  Grundsätzen  vergütet 
werden. 

§.  28.  Ist  es  aber  thunlich  und  nicht  zu  kostbar,  den  Grund  wieder  zn 
planiren,  so  muss  dieses  geschehen,  und  erhält  der  Eigenthümer  alsdann  nur 
eine  Entschädigung  für  den  Ausfall  an  der  Nutzung  und  den  taxmässigen  Werth 
des  darauf  stehenden  Holzes,  wenn  das  Wegeamt  sich  darüber  nicht  mit  dem 
Besitzer  vereinigen  kann. 

§.  29.  Diese  taxmässige  Vergütung  fällt  jedoch  bei  gewöhnlichen -Steinen, 
Sand  und  Eies  weg,  da  nur  allein  die  verdorbene  frachttragende  Oberfläche  bei 
Steinbrüchen,  auch  Sand-  und  Kiesgruben  ein  Gegenstand  der  Vergütung  sein 
kann. 

§.31.  Glauben  diese  (nämlich  die  Grundbesitzer)  bei  der  Abschätzung 
verkürzt  zu  sein,  so  können  sie  ihre  desfallsige  Beschwerde vor- 
stellen. Wollen  sie  sich  aber  — nicht  beruhigen,  so  soll  ihnen  recht- 
liches Gehör  gegen  den  Fiscum  gestattet  werden. 

§.  32.  Da  jedoch  der  Chausseebau  dadurch  nicht  aufgehalten  werden 
kann,  so  muss  die  Abtretung  an  Grund  und  Boden  ohne  Verzug  geschehen  — . 

§.  33.  Die  für  entbehrte  Nutzungen  oder  Chausseebaumaterialien  zu  lei- 
stende baare  Entschädigung  erhält  ein  jeder  Interessent,  ohne  Unterschied  zur 
eigenen  Disposition. 

3)  Für  die  Kimark. 

Edict  vom  18.  April  1792. 
§.  X.     Eine  gleiche  Verbindlichkeit  (nämlich  abzutreten)  liegt  den  Unter- 
thanen  ob,   wenn  sich  auf  ihren  Grundstücken  Eies,    Sand    und  Steine  finden 
und  solche  zu  dem  Chausieebau  gebraucht  werden.    Jedoch  kann  kein  Chaus- 
seebedientex wider  Willen  des  Eigentümers  eher  nach  Eies,  Sand  und  Steinen 


-    53    — 

gaben  lassen,  bis  nicht  nach  den  §§.  II  und  in  die  Sache  wenigstens  tob 
der  Commission  (NB.  jetzt  von  der  Regierung)  entschieden  worden. 

§.  XVUL  Nro.  10.  Werden  auf  Privatgrund  und  Boden  Steinbrüche, 
Sand-  oder  Kiesgruben  angelegt,  so  muss  der  hierzu  gebrauchte  Fleck  dem 
Eigenthümer  entweder  in  natura  oder  in  Gelde  vergütet  werden,  oder  wenn  es 
■»glich  ist,  selbigen  wieder  zu  planiren,  so  muss  dieses  geschehen,  und  erhalt 
der  Eigenthümer  alsdann  nur  eine  Vergütung  für  den  Ausfall  an  der  Nutzung 
od  den  taxmässigen  Werth  der  Materialien,  wenn  die  Qeneral-Chanseebaa- 
btendantar-Commissarien  sich  darüber  mit  dem  Besitzer  nicht  vereinigen  können. 

Diese  taxmässige  Vergütung  fällt  aber  bei  gewöhnlichen  Feldsteinen, 
Sand  und  Kies  weg ;  es  wäre  denn,  dass  durch  deren  Wegschaffung  der  Grund 
und  Boden  verschlimmert  worden,  oder  dem  Besitzer  sonst  ein  wirklicher 
Schade  oder  gegründeter  Verlust  verursacht  wird. 

4)  Für  die  Neoiark 
\al  Ate  Cabinetsordre  vom  15.  Juni  1803  das  vorstehend  sab  3 
abgedruckte  Edict  für  verbindlich  erklärt.     Zwar  findet  sich  diese 
Cabinelsordre  nicht  in  den  Sammlungen  abgedruckt,  aber  das  Ge- 
heime Obertribunal  hat  durch  Plenarbeschluss  vom  31.  Januar  1848 
mgenommen,  dass  das  Edict  vom  18.  April  1792   noch  jetzt   das 
ffir  die  Neumark  gültige  Provinzialgesetz  sei.   (Cfr.  Justiz-Ministe- 
rialblatt von  1848  Seite  82.) 

Für  beide  sub  3  und  4  bezeichnete  Landestheile  gilt  ausser- 
dem noch  die 

CaMnetsanlre  Ttm  9.  Febnar  1828. 

Das  Staatsministerium  bemerkt  in  seinem  Bericht  vom  23.  v.  Mts.  gans 
richtig,  dass  die  Verpflichtung  der  Grundeigenthümer  in  den  Marken  zur  un- 
aftgettkhen  Hergabe  der  gewöhnlichen  Feldsteine,  des  Sandes  und  Kieses  nicht 
bJo«  auf  die  unmittelbar  an  die  Chaussee  angrenzenden  Grundstücke  beschrankt 
ml  Der  §.  X  des  Edicts  vom  18.  April  1792  für  die  Kurmark,  welches 
durch  die  Verordnung  vom  15.  Januar  1803  auch  auf  die  Neumark  ausge- 
dehnt ist,  legt  den  Unterthanen  diese  Verpflichtung  ohne  eine  solche  Beschrän- 
kang  auf.  Es  muss  daher  ferner  bei  dieser  bisher  Statt  gefundenen  unbe- 
•ckrinkten  Anwendung  dieses  Gesetzes  bleiben.  Es  muss  dagegen  aber  auch 
fe  Vorschrift  des  §.  XVHI  Nro.  10  desselben  überall  befolgt,  und  den  Be- 
ten wirklich  verursachter  Schaden  oder  gegründeter  Verlust  taxmassig  nach 
to  Bestimmung  des  Gesetzes  ersetzt  werden. 

S)  Ihr  das  lenegtham  Magdeburg  und  das  Forstenthum  lalberstadt. 

Fublicandum  vom  13.  November  1787. 

Gleichergestalt   soll. dem  Eigenthümer  eines   Grundstücks,    auf 

vefchem  Steinbrüche   oder  Sand-   und  Grandgruben  anzulegen   die  Nothdurft 


-    54    - 

erfordert,  und  welches  er  sich  unweigerlich  gefallen  lassen  muss,  das  ihm 
dadurch  entzogene  Grundstück  seihst  oder  der  auf  einige  Zeit  entlehnte  Nutsen 
desselben  nach  billigen  Grundsätzen  vergütet  werden 

6)  Für  die  frorlnx  Preussen. 
Hier  gilt  die  auf  die  Hergabe  von  Feldsteinen,  Sand  und  Kies 
bezügliche  Cabinetsordre  vom  li.  Juni  1825.  Nach  der  Fassung 
ihres  dispositiven  Theiles  sollte  man  glauben,  sie  gehe  für  sämmt- 
liche  Provinzen  des  Preussischen  Staates,  von  welcher  Ansicht  z.  B. 
auch  Bor  mann  und  Daniels  (Samml.  Band  IVpag.  627  und  VIII 
pag.  98)  ausgehen.  Sie  ist  aber  zufolge  einer  Mittheilung  des  Finanz- 
ministers vom  9.  August  1845  nur  für  die  Provinz  Preussen 
ergangen,  worauf  auch  die  in  ihr  selbst  enthaltene  Motivirung  hin- 
zudeuten  scheint.    Sie  lautet  wie  folgt: 

Cabinetsenlre  tim  11.  Juii  182S. 

Da  nach  dem  Bericht  des  Staatsministeriums  vom  31.  vorigen  Monats  in 
Preussen  von  einigen  Grundbesitzern  für  die  zum  Chausseebau  erforderlichen, 
von  ihren  Feldmarken  zu  verabfolgenden  Feldsteine,  Sand  und  Kies  eine  be- 
sondere Vergütung  verlangt  worden,  obgleich  diese  Materialien  bis  dahin  gar 
nicht  verkäuflich  gewesen  sind,  also  daselbst  keinen  Geldpreis  gehabt  haben; 
so  setze  Ich,  wie  solches  auch  bereits  in  einigen  andern  Provinzen  seit  ge- 
raumer Zeit  gesetzlich  Statt  rindet,  und  in  Betracht  der  bedeutenden  Vortheile» 
welche  den  Grundbesitzern  in  ihren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  durch  die 
Nähe  der  Chausseeanlage  sonst  erwachsen,  hierdurch  fest,  dass  Feldsteine, 
Sand  und  Kies  zum  Chausseebau,  ausser  dem  Ersatz  des  etwa  an  dem  Lande 
verursachten  Schadens,  von  dem  Grundeigentümer  in  der  Regel  unentgeltlich  über- 
lassen werden  müssen,  und  ihm  nur  dann,  noch  eine  besondere  Vergütung  zu- 
gestanden werden  soll,  wenn  derselbe  glaubhaft  nachweisen  kann,  dass  er  der- 
gleichen Materialien  zu  eigenen  Bauten  selbst  bedarf,  oder  dass  er  solche  vor 
dem  beabsichtigten  Bau  der  Chaussee,  während  seiner  Besitzzeit  anderweitig 
schon  an  Ort  und  Stelle  verkauft  hat,  alsdann  ihm  der  nachgewiesene  Ver- 
kaufspreis ebenfalls  zu  vergüten  ist. 

Die  Verabfolgung  der  Materialien  darf  indessen,  den  Fall  des  eigenen  Be- 
darfs zum  Bau  ausgenommen,  wegen  Führung  dieses  Nachweises  niemals  ver- 
zögert werden. 

.  Zu  vergleichen  ist  hiermit  ein  Rescript  des  Finanzministers 
vom  10.  Mai  1846  an  die  Regierung  zu  N.  (MinisU-Blatt  der 
innern  Verwaltung  1848  Seite  27.) 

Die  Allerh.  Cabinetsordre  vom  11.  Juni  1825  bedient  sich  bei  Feststel- 
lung der  Verpflichtung  der  Grundbesitzer  zur  Verabreichung  des  Chausseebau- 
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Materials  des  allgemeinen  Ausdrucks  „Chausseebau*.  Da  dieses  sowohl  den 
Neubau  als  den  Unterhaltungsbau  umfasst,  so  folgt,  dass  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  auch  auf  den  letzteren  Anwendung  finden.  So  viel  dagegen  die  beiden 
Ausnahmefalle,  in  welchen  Entschädigung  gewährt  werden  soll,  betrifft,  so  hat 
der  Gesetzgeber  in  dem  zweiten  als  ter minus  ad  quem  nicht  den  Chaus- 
seebau überhaupt,  sondern  den  beabsichtigten  Bau  der  Chaussee  bezeichnet ; 
hierunter  kann  aber  nur  der  Neubau  der  Chaussee  verstanden  werden,  und 
hieraus  folgt,  dass  der  Nachweis  der  Verkäuflichkeit  des  Materials  für  die 
EBtschädigungsfrage  nicht  von  Erheblichkeit  ist,  wenn  die  Verkäufe  erst 
nach  begonnenem  Neubau  Statt  gefunden  haben. 

Gründet  der  betheiligte  Grundbesitzer  dagegen  den  Entschädigungsanspruch 
auf  das  eigene  Bedürfniss,  so  ist  der  Zeitpunkt,  wann  letzteres  einge- 
treten, für  die  Entschädigungsfrage  gleichgültig,  vielmehr  ist  jenem  unbenom- 
nea,  aus  diesem  Fundamente  zu  jeder  Zeit  seinen  Anspruch  geltend  zu  machen. 

§.  35. 
Die  im   vorstehenden  Paragraphen  abgedruckten   gesetzlichen 

Bestimmungen  sind  noch  fortwährend  auf  Eisenbahngesellschaften 
aovrendbar,  jedoch  mit  der  Modification,  dass  der  §.  9  des  Eisen- 
hhngesetzes  den  Gesellschaften  die  Befugniss  nimmt,  zum  Zweck 
des  Ausgrabens  von  Erde  zur  Ziegelfabrication  und  von  Feld- 
steinen (nicht  von  Sand  und  Kies),  so  wie  der  Eröffnung 
?<m  Steinbrüchen  und  Ausbeutung  schon  vorhandener  Steinbrüche 
die  zwangsweise  vorübergehende  Benützung  zu  beanspruchen. 
In  Beziehung  auf  die  Gewinnung  von  Erde  zur  Ziegelfabricalion, 
im  Feldsteinen   so   wie   von  Bruchsteinen  ist  mithin  den  Gesell- 

s&ften  gar  kein  Vorrecht  gegeben;    sie   müssen  diese  Materialien 

wetaehr  wie  jeder  Andere  durch  freien  Vertrag  erwerben. 

Schliesslich  können  wir  ein  erhebliches  Bedenken  nicht  unter- 
drücken. Wenn  einzelne  der  im  vorigen  Paragraphen  abgedruckten 
Specialgesetze  dem  Staate  in  den  betreffenden  Landestheilen  das 
Privilegium  gewähren,  zum  Zwecke  des  Chausseebaues  einige  Ma- 
terialien, namentlich  Sand  und  Kies  unentgeltlich  zu  gewinnen ,  so 
ist  zwar   durch  §.   9  des  Eisenbahngesetzes    dasselbe  Privilegium 

uleagbar  auf  die  Eisenbahngesellschaften  mit  übertragen;  aber  es 
erwächst  die  Frage,  ob  nicht  der  Art.  9  der  Preussischen  Verfas- 
suig,  welcher  auch  jede  Beschränkung  des  Eigenthums  ohne 
vorgängige  Entschädigung  verbietet,  dieses  Privilegium  auf- 
gehoben  hat.     Obgleich  unseres  Wissens  von  den  Behörden  die 
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fraglichen  Specialgesetze  auch  in  Beziehung  auf  die  unentgeltliche 
Materialiengewinnung  fortwährend  als  gültig  angesehen  werden,  so 
sehen  wir  doch  nicht  ab,  wie  man  die  gestellte  Frage  verneinen 
kann.  Offenbar  ist  die  Gewinnung  von  Sand  und  Kies,  welche  der 
Eigentümer  dulden  muss,  eine  Beschränkung  des  Eigentumsrechts; 
auch  wird  durch  die  blosse  Entziehung  der  genannten  Materialien 
gegenwärtig  wohl  überall  ein  Schaden  zugefügt,  da  sie  kaum  irgend- 
wo unverkäuflich  sein  möchten.  Nach  unserer  Ansicht  kann  daher 
weder  der  Staat  bei'  einem  Chausseebau  noch  eine  Chausseebau- 
oder Eisenbahngesellschaft  die  unentgeltliche  Gewinnung  von  Sand 
und  Kies  mit  Recht  jemals  fordern,  wenn  nicht  diese  Befugniss 
durch  ein  specielles  von  den  Kammern  genehmigtes  Gesetz  ertheilt  ist. 

§.  36. 

Die  Regierungen  haben  auch  in  Beziehung  auf  die  vorüberge- 
hende Benutzung  unter  Beobachtung  des  für  die  Expropriation  selbst 
vorgeschriebenen  Verfahrens  ein  Resolut  zu  erlassen. 

Die  Entschädigung  ist  in  derselben  Weise  durch  eine  Taxe 
von  Sachverständigen  zu  bestimmen  wie  bei  der  Enteignung;  es 
muss  dabei  sowohl  die  demnächstige  Verschlechterung  des  Bodens 
als  auch  die  zeitweise  Entziehung  des  Genusses  und  jeder  son- 
stige Nachtheil ,  der  direct  durch  die  zeitweise  Entziehung  verur- 
sacht wird,  in  Anschlag  gebracht  werden. 

Unzulässig  ist  es,  wenn,  wie  die  Sachverständigen  bisweilen 
thun,  die  Entschädigung  für  den  entzogenen  Genuss  ein  Ar  allemal 
in  Bausch  und  Bogen  und  nicht  perioden weise  (am  besten  pro 
Jahr)  festgesetzt  wird.  Die  Dauer  der  zwangsweisen  Benutzung 
ist  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  scharf  limitirt;  sie  kann  nach 
dem  Bedürfniss  des  Bau's  eben  so  wohl  ein\Jahr  wie  auch  länger 
dauern ,  und  der  §  13  des  Eisenbahngesetzes  geht  offenbar  von 
der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Entschädigung  periodenweise,  je 
nach  der  Dauer  der  Entziehung,  bezahlt  werde,  indem  er  sagt: 
„Für  die  vorübergehende  Benutzung  von  Grundstöcken  (§.  9)  ist 
„die  Entschädigung  in  gleicher  Art,  wie  bei  der  Expropriation 
„(§.  11)  zu  bestimmen.  Es  kann  aber  für  deren  Gewährung  die 
„Bestellung  einer  angemessenen  Caution  verlangt  werden,  in  wel- 
schem Falle  die  Regierung  die  Sache  interimistisch  zu  reguliren 
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jkai."  Wäre  die  ganze  Entschädigung  auf  einmal  zu  zahlen,  so 
würde  der  Gesetzgeber  inepter  Weise  eine  CautionsbesteBung  an- 
geordnet haben,  die  bei  sofortiger  Zahlung  eines  ganzen  Pausch- 
quantums gar  nicht  zur  Sprache  kommen  könnte.  Die  Cautions- 
steDung  des  £  13  bezieht  sich  abo  auf  die  Sicherstellung  der  spä- 
teren Zieler. 

$.  37. 

Bei  der  Feststellung  der  Entschädigung  für  die  vorübergehende 
Benatzung  ist  verschieden  zu  verfahren,  je  nachdem  der  Eigenthü- 
ner  allein  abzufinden  ist,  oder  noch  andere  berechtigte  Personen 
cracurriren.  Wir  wollen  die  einzelnen  Fälle  in's  Auge  fassen. 

a)  Ist  der  Eigentümer  zugleich  der  zur  Nutzung  Vollberech- 
tigte, so  muss  eine  doppelte  Taxe  Statt  finden;    einmal  muss  die 
Mtitnaassliche  Verschlechterung  des  Bodens  (natürlich  falls  eine 
sokbe  zu  erwarten  steht)  nebst  allen  sonstigen  etwa  erwachsenden 
tachiheilen  taxirt  werden;  sodann  ist  die  Entschädigung  pro  Jahr 
fir  die  Entziehung  des  Genusses  festzusetzen. 

Weiset  der  Eigentümer  seine  Legitimation  zum  Empfange  und 
£e  Hypothekenfreiheit  des  Grundstücks  nach,  so  muss,  bevor  er 
nur  Besitzabtretung  gezwungen  werden  kann ,  an  ihn  bezahlt  wer- 
te: 1)  die  Taxe  der  Verschlechterung  des  Bodens  etc.;  2)  die  Bnt- 
•üdigung  hinsichtlich  der  Besitzentziehung  für  das  erste  Jahr 
friauerando. 

Kach  Art.  9  der  Verfassung  kann  das  Eigenthum  ohne  wenig- 
Kens  vorläufig  festzustellende  Entschädigung  auch  nicht  beschränkt 
werden.  Hieraus  folgt,  dass  der  Eigentümer  schon  vor  der  Be- 
Äzentziehung  einen  Entschädigungsbetrag  für  die  zu  erwartende 
Deterioration  erhalten  muss;  auf  der  andern  Seite  kann  er  sich 
tiefet  darüber  beklagen,  wenn  er  hinsichtlich  der  Genussentziehung 
tafirags  nur  das  erste  Jahr  bezahlt  erhält,  da  ja  der  zwangsweise 
ofaogene  Genuss  möglicher  Weise  nur  ein  Jahr  dauern  kann;  er 
k  aber  befugt,  für  die  Folgezeit  Cautionsleistung  zu  verlangen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  Deposition  an  die  Stelle  der 
Zahlung  tritt,  wenn  der  Eigentümer  «eine  Legitimation  und  die 
Hypothekenfreiheit  des  Grundstücks  nicht  nachweisen  kann. 
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Gegen  die  Taxe  steht  dem  Eigentümer  die  Provocation  auf 
richterliches  Gehör  zu,  theils  nach  allgemeinen  Rechtsgrandsätzen, 
theils,  weil  der  §.  13  des  Eisenbahngesetzes  den  §.11  (hinsicht- 
lich  der  Bestimmung  der  Entschädigung)  bei  der  Expro- 
priation zur  vorübergehenden  Benutzung  für  anwendbar  erklärt. 
Die  gerichtliche  Klage  kann  während  30  Jahren,  nach  der  Zustel- 
lung des  Expropriations-Re?oluts  angestellt  werden.  Hier  wird 
allerdings  oft  die  factische  Notwendigkeit  eintreten,  die  Klage  zu 
verschieben,  indem  sich  die  Deteriorafion  oft  erst  nach  beendigter 
Benutzung  vollständig  übersehen  lässt. 

Ob  die  Eisenbahngesellschaft  den  Betrag  der  für  vorüberge- 
hende Benutzung  festgesetzten  Entschädigung  der  richterlichen  Ent- 
scheidung unterwerfen  hönne,  ist  zweifelhaft.  Zwar  ist  der  $.11 
alinea  3  des  Eisenbahngesetzes  strictissimae  interpretationts; 
indessen,  wenn  der  §.13  sagt,  dass  für  die  vorübergehende  Benutzung 
die  Entschädigung  in  gleicher  Art,  wie  bei  Expropriationen  zu  be- 
stimmen sei,  so  dürfte  hierdurch  den  Gesellschaften  das  Recht  der 
Provocation  auf  richterliche  Entscheidung  entzogen  sein. 

b)  Sind  ausser  dem  Eigentümer  andere  berechtigte  Personen, 
wie  z.  B.  Pächter  oder  Miether,  vorhanden,  denen  ein  vollstän- 
diges Nutzungsrecht  an  der  Sache  zusteht,  sp  gebührt  dem  Eigenthü- 
mer  die  Entschädigung  für  die  zu  erwartende  Deterioration,  den  Päch- 
tern oder  Miethern  aber  die  Vergütung  für  den  entzogenen  Genuss,  und 
zwar  wird  Letzteren  dieserhalb  ein  directes  Klagerecht  gegen  die  ex- 
propriirende  Gesellschaft,  wie  auch  ein  Anspruch  auf  Cautionsleistung 
zustehen.  Wird  durch  die  Expropriation  zur  vorübergehenden  Be- 
nutzung die  Auflösung  des  Pacht-  oder  Miethverhältnisses  herbeige- 
führt» so  hat  die  Gesellschaft  ausserdem  dieserhalb  den  Eigentümer 
und  den  Pächter  oder  Miether  zu  entschädigen,  falls  ein  besonderer 
Schaden  nachzuweisen  ist. 

c)  Concurriren  mit  dem  Eigenthümer  andere  Realberechtigte, 
denen  bloss  ein  theilweises  Nutzungsrecht  zusteht,  z.  B.  Inhaber 
einer  Wege-Servitut,  so  muss  eine  dreifache  Taxirung  Statt  finden; 
nämlich  1)  für  die  zu  erwartende  Deterioration  etc.,  2)  für  den 
dem  Eigenthümer  zu  entziehenden  Genuss ,  wofür  die  Festsetzung 
pro  Jahr  Statt  findet,  3)  für  die  dem  Realberechtigten   dafür  zu 
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leistende  Vergütung,  dass  er  während  der  Dauer  der  vorüberge- 
henden Benutzung  seine  Gerechtigkeit  nicht  ausüben  kann.  Letztere 
Entschädigung  ist  ebenfalls  pro  Jahr  zu  berechnen;  auch  haben  die 
Realberechtigten  deswegen  ein  direcles  Recht  gegen  die  Eisenbahn- 
gesellschaft und  können  Cautionsleistung  verlangen ,  wogegen  nur 
hinsichtlich  der  dem  Eigentümer  gebührenden  Entschädigung  die 
forgängige  Zahlung  oder  Deposition  die  conditio  sine  qua  non 
ist,  um  zur  zwangsweisen  Besitzeinweisung  gelangen  zu  können. 

S  38. 

Hinsichtlich  des  Raumes,  welcher  zur  Unterbringung  von  Erde 
and  Schutt  etc.  bei  Einschnitten,  Tunnels  und  Abtragungen  er- 
forderlich ist,  liegt  es  zwar  oft  im  Interesse  der  Eisenbahngesell- 
scteften,  dass  nur  die  vorübergehende  Benutzung  stattfinden  möge; 
indessen  geht  aus  $.  8  Nr.  3   verbunden  mit  §10  des  Gesetzes 
fom  3.  November  1838  hervor,  dass  der  Gesetzgeber  (wahrschein- 
ficfc  wegen  der  grossen   zu  erwartenden  Entwertung)  die  Gesell- 
schaften hat  nöthigen  wollen,    das  Eigenthum  solcher  Grundstücke 
zu  erwerben,   die  zur  Unterbringung  von  Erde  und  Schutt  nöthig 
sind    Der  §.  8  Nr.  3  erklärt  nämlich  den  zu  dieser  Unterbringung 
nöthigen  Raum  für  einen  Gegenstand   der  Expropriation,   und 
da  nach  §   10  nur  der  Eigentümer  die  Wahl  hat,  das  Grundstück 
n  belassen   oder  eintretenden  Falls  zurückzunehmen,   nicht  aber 
aeh  der  Gesellschaft,  die  Befugniss  der  Rückgabe  verliehen  wird, 
»tot  letztere  auch  lediglich  das  Recht  der  Expropriation,  nicht 
der  zwangsweisen  vorübergehenden  Benutzung  der  für  die  Unter- 
bringung von  Erde,   Schutt  etc.   nöthigen  Grundstücke.    Die  hier 
eintretende  Enteignung  ist  jedoch  keine  unbedingte,  indem  der  Eigen- 
tümer durch  §.  10  das  Recht  erhalten  hat,  die  betreffenden  Grund- 
stücke nach  gemachtem  Gebrauche  gegen  Ersatz  der  Werthvermin- 
dening  (wenn  er  will)  wieder  zurückzunehmen,  jedoch  nur  unter 
der  doppelten  Bedingung,  dass  der  Zweck  der  Unterbringung  voll- 
sündig  erreicht,  und  dass  der  fernere  Besitz  des  Grundstücks  für 
die  Sicherheit  der  Bahn  nicht  nöthig  ist. 

Der  ganze  §.  10  ist  eigentlich  überflüssig,  indem  nach  §.  16 
ftr  den  Expropriaten  ohnehin  das  gesetzliche  Recht  des  Wieder- 
kauis  eintritt,  sobald  ein  enteignetes  Immobile  entbehrlich  wird,  und 
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indem  nach  §.  18  ohnehin  schon  bei  dem  Wiederverkauf  die  durch 
die  bisherige  Benutzung  entstandene  Werthverminderung  bei  der 
Erstattung  des  Kaufpreises  in  Abzug  gebracht  wird. 

§.  39. 

Um  unsern  Lesern  das  Verfahren  bei  der  Expropriation  zur 
vorübergehenden  Benutzung  anschaulich  zu  machen,  geben  wir  zum 
Schluss  dieses  Abschnittes  das  generelle  Schema  eines  derartigen 
Beschlusses. 

„Beschluss. 

„Auf  Grund  des  Gesetzes  über  die  Eisenbahn-Unternehmungen 
„vom  3.  November- 1838,  nach  dessen  §.  9  den  Regierungen  die 
„Bestimmung  darüber  zusteht,  in  welchem  Umfange  das  den  Eisen- 
„bahngesellschaften  beigelegte  Recht  zur  vorübergehenden  Be- 
nutzung fremder  Grundstücke  geltend  zu  machen,  und  welche 
„Grundstücke  dabei  in  Anspruch  zu  nehmen  sind; 

„Nach  Einsicht  des  Antrages  der  N.  N.  Eisenbahngesell- 
„Schaft  vom  ....  und  der  damit  vorgelegten  Verzeichnisse,  der 
„für  die  N.  N.  Eisenbahn  in  der  .  .  .  ten  Section  Gemeinde  N.  N. 
„zur  vorübergehenden  Benutzung  zu  erwerbenden  Grundstücke,  so- 
„wie  nach  Einsicht  der  betreffenden  Karten ; 

„Nach  fernerer  Einsicht  der  Allerhöchsten  Cabinets-Ordre  vom 
„....,  die  Anlage  der  N.  N.  Eisenbahn  betreffend,  und  auf  Grund 
„eines  Rescripts  des  Herrn  Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und 
„öffentliche  Arbeiten  vom  .  .  .  . ,  wodurch  jene  Projecte  genehmigt 
„und  die  Ausführung  des  Bahnbaues  in  den  vorgedachten  Sectionen 
„angeordnet  worden  ist; 

„Nach  weiterer  Einsicht  der  über  die  Abschätzung  der  betrof- 
fenen Realitäten  unter  Einladung  des  Vertreters  der  Eisenbahn- 
„direction  und  der  Grundbesitzer,  sowie  unter  Zuziehung  dreier 
„Sachverständigen  im  Verwaltungswege  aufgenommenen  Begehungs- 
„und  Taxations- Verhandlungen, 

„beschüesst  die  unterzeichnete  Königl.  Regierung,  Abtheilung 
„des  Innern,  wie  folgt: 

„1)  Es  wird  zu  Gunsten  der  N.  N.  Eisenbahngesellschaft  die 
„Abtretung  derjenigen  Grundstücke  zur  vorübergebenden  Benutzung* 
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t ausgesprochen ,  welche,  als  zu  dem  Bau  der  N.  N.  Eisenbahn 
„erforderlich ,  in  der  anliegenden  Nachweisung  speciell  verzeich- 
net sind. 

„2)  Den  Eigentümern  der  erwähnten  Grundstücke  wird  für 
„deren  Ueberlassung  an  die  gedachte  Eisenbahngesellschaft  diejenige 
»Entschädigung  zugebilligt,  welche  gleichfalls  aus  dem  genannten 
„Verzeichnisse  hervorgeht. 

„3)  Hinsichtlich  derjenigen  Grundstücke,  deren  Eigentümer 
,mit  der  vorerwähnten  Abschätzung  zufrieden  sind,  ist  es  bei  dieser 
9Taxe  zu  belassen. 

„4)  Den  mit  der  Taxe  nicht  einverstandenen  Besitzern  wird 
,iwar  überlassen,  über  die  beanspruchte  höhere  Abfindung  auf  rich- 
itertkhe  Entscheidung  anzutragen;  hierdurch  darf  jedoch  der  Angriff 
»der  Eisenbahnarbeiten  und  die  Verwendung  der  betreffenden  Reali- 
täten zur  Eisenbahn-Anlage  keinen  Aufenthalt  erleiden. 

85)  Den  bisherigen  Grundbesitzern  bleiben  diejenigen  Ansprüche 
»vorbehalten,  welche  dieselben  aus  £.9  oder  10  des  Gesetzes  vom 
„3.  November  1838  geltend  machen  zu  können  glauben. 

„6)  Von  dem  Kreis-Landrathe  oder  von  dem  durch  diesen  zu 
„substituirenden  Bürgermeister  ist  jedem  betreffenden  Grundbesitzer 
»eine  Ausfertigung  des  gegenwärtigen  Beschlusses  nebst  dem  anlie- 
genden Auszuge  aus  der  Abschätzungs-Nach Weisung,  welcher  die 
Resultate  dieser  Abschätzung  enthält,  zuzustellen,  entweder  zu  sei- 
,ner  Information,  oder  zur  weiteren  Verfolgung  des  Entschädigungs- 
anspruchs nach  Maassgabe  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838. 
„7)  Seitens  der  Eisenbahn-Direclion  sind  jenen  Interessenten 
„die  ermittelten  Enlschädigungs-Summen  zur  Empfangnahme  anzu- 
mieten, und;    wenn  die  Erhebung  derselben  verweigert  oder  die 
»Qualification  zur  Empfangnahme  nicht  dargethan  wird,  die  ermit- 
telten Beträge  unter  Beifügung  eines  Auszugs  aus  dem  Entschädi- 
»gungs-Register  an  das  gerichtliche  Depositum  abzuführen. 

„8)  Nach  erfolgter  Zahlung  oder  Hinterlegung  hat  der  ge- 
adachte Landrath  oder  dessen  Substitut  die  Eigenthümer  zur  Ueber- 
tgabe  der  abgeschätzten  Realitäten  an  den  Deputirten  jener  Eisen- 
,bahngesellschaft  aufzufordern,  und,  wenn  dieser  Aufforderung  nicht 


-    62    — 

»Folge  geleistet  werden  sollte,  den  erwähnten  Deputaten  in  deren 
„Besitz  zn  setzen. 
„Urkundlich  etc. 

(Siegel.)  (Datum.) 

„Königliche  Regierung,  Abtheilung  des  Innern.8 

(Unterschriften.) 
(Folgt  die  Angabe  der  Grundstücke  und  der  Taxe.) 

ABSCHNITT  III. 

Ton  dem  Verfahren  bei  der  Expropriation 
naeh  Rheinischem  Rechte. 

S.  40. 

Für  die  Rheinprovinz  (mit  Ausschluss  derjenigen  wenigen  Kreise, 
welche  nicht  zum  Ressort  des  Rheinischen  Appellations-Gerichtshofes 
gehören,)  besteht  ein  besonderes  Expropriations-Gesetz,  nämlich  das 
ältere  französische  Decret  vom  8.  März  1810,  welches  durch  Art 
13  des  Ressort-Reglements  vom  20.  Juli  1818  auch  für  das  vor- 
malige Grossherzogthum  Berg  verbindlich  erklärt  wurde  und  daher 
nunmehr  im  ganzen  Bezirk  des  Appellations-Gerichtshofes  zu  Cöln 
maassgebend  ist. 

Diesem  Gesetz  liegt  die  zur  Zeit  seines  Erscheinens  rich- 
tige Voraussetzung  zu  Grunde,  dass  nur  der  Staat  selbst  die  Un- 
ternehmungen, welche  die  Expropriation  veranlassen,  ausführe.  Es 
wird  daher  bei  den  jetzt  gänzlich  veränderten  Verhältnissen  und  in 
Folge  des  Eisenbahngesetzes,  welches  den  Gesellschaften  selbst  das 
Recht  zur  Expropriation  verleiht,  eine  Verständigung  über  die  Be- 
deutung und  Anwendung  des  Rheinischen  Gesetzes  in  gegenwärtiger 
Zeit  nöthig.  Wir  geben  diese  Ausführung  im  §.  42  und  zwar  zum 
besseren  Verstandnisse  unmittelbar  hinter  dem  Texte  des  Gesetzes  selbst 

§•  41. 

Gesetz  Aber  die  Eigenlhoms-EolziehoDg  des  öffentlichen  Nitzeis 

wegen, 

vom  8.  März  1810. 
TITEL  I. 

Vorläufige  Verfügungen. 

Artikel  1.    Die  Eigenthums-EnUiehung  wegen  öffentlichen  Nuteeni  er- 
folgt durch  die  Aatorittt  der  JtutU. 


—    63    — 

Art  2.  Die  Tribunale  (Landgerichte)  dürfen  die  Eigenthums-Eotzjehung 
nur  dann  aussprechen,  wenn  ihre  Nützlichkeit  in  den  gesetzlichen  Formell  con- 
statirt  worden  ist. 

Art.  3.     Diese -Formen  bestehen : 

1)  In  dem  kaiserlichen  Decret  (Cabinetsordre) ,  welches  allein  öffentliche 
Arbeiten  oder  den  Ankauf  von  Grundstücken  oder  Gebinden,  die  zu 
Gegenständen  des  öffentlichen  Nutzens  bestimmt  sind,  anordnen  kann. 

2)  In  dem  Beschlüsse  des  Prafecten  (der  Regierung),  der  die  Legali- 
täten oder  Territorien  bestimmt,  auf  denen  die  Arbeiten  vorgenommen 
werden  sollen,  wenn  diese  Bestimmung  nicht  aus  dem  Decrete  selbst  her- 
vorgeht, und  in  dem  späteren  Beschlüsse,  durch  welchen  der  Pr&fect  die 

•einzelnen  im  Privat-Eigenthum  befindlichen  Grundstücke  bezeichnet,    auf 

welche  die  Expropriation  anwendbar  ist. 

Art.  4.  Diese  Anwendung  kann  auf  kein  Privat-Eigenthum  eher  erfol- 
gen tls  bis  man  die  Interessenten  in  den  Stand  gesetzt  hat,  ihren  Widersprach 
nach  den  hier  unten  aufgestellten  Kegeln  einzumitteln. 

TITEL   H. 

T«  den  VerwaltungsMaassregeln  in  Betreff  der  Eigenthuns-Kifeiekag* 

Art.  5.  Die  Ingenieure  oder  andere  mit  der  Ausführung  der  angeord- 
neten Arbeiten  beauftragte  Fachmänner  müssen,  ehe  sie  dieselben  unternehmen, 
den  Grund-  oder  Abbildimgsrias  der  Grundstücke  oder  Gebäude  aufnehmen, 
deren  Abtretung  sie  für  nöthig  erkennen. 

Art.  6.  Der  Plan  gedachter  Privat-Grundstücke,  die  Namen  jedes  Eigen- 
tümers anzeigend,  bleibt  acht  Tage  lang  in  den  Händen  des  Bürgermeisters 
fcqenigen  Gemeinde,  in  welcher  sie  gelegen  sind,  damit  Jeder  davon  Einsicht 
lehnen  und  Niemand  Unwissenheit  vorschützen  möge. 

Die  achttägige  Frist  läuft  nur  von  der  Benachrichtigung  an,  welche  in 
coHectrver  Weise  sämmtlichen  bei  der  Einsicht  des  Planes  interessirten  Per- 
wien gegeben  sein  wird. 

Diese  Benachrichtigung  wird  unter  Trompetenklang  oder  Trommelschlag 
in  der  Gemeinde  publicirt  und  sowohl  an  der  Hauptthüre  der  Kirche  des  Orts, 
als  des  Gemeindehauses  angeschlagen;  Publication  und  Anschlag  werden  durch 
den  Bürgermeister  bescheinigt. 

Art.  7.  Nach  Ablauf  der  Frist  soll  sich  unter  dem  Vorsitze  des  Unter- 
Präfecten  des  Arrondissements  (des  Kreis-Landrathes)  eine  Commission 
in  dem  Locale  der  Unter-Präfectur  versammeln,  die  ausser  ihm  selbst  aus 
zweien  von  dem  Prafecten  bezeichneten  Mitgliedern  des  Bezirksrathes,  dem  Bür- 
germeister der  Gemeinde,  wo  die  Privat-Grundstücke  gelegen  sind,  und  einem 
Ingenieur  bestehen  soll. 
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Art  8.  Die  Commission  nimmt  die  Gesuche  und  Beschwerden  derjenigen 
Eigenthümer  an,  welche  behaupten  wollen,  dass  die  Ausführung  der  Arbeiten 
nicht  die  Abtretung  ihres  Eigenthums  nach  sich  ziehe.  *) 

Sie  ruft  die  Eigenthümer  vor  sich,  so  oft  sie  es  für  dienlich  erachtet 

Art.  9.  Entscheidet  sich  die  Commission  für  Beibehaltung  des  Flau, 
so  setzt  sie  die  Grunde  dafür  auseinander. 

Ist  sie  für  einige  Abänderungen,  so  schlagt  sie  dieselben  erst  nach  An- 
hörung oder  Beirufung  der  Eigenthümer  derjenigen  Grundstücke,  auf  welche 
sich  die  Wirkungen  der  Abänderungen  erstrecken  würden,  vor. 

Einigen  sich  die  verschiedenen  Eigenthümer  unter  einander  nicht,  so  gibt 
die  Commission  eine  kurzgefasste  Darstellung  ihrer  jederseitigen  Gründe  und 
dabei  ihr  eigenes  motirirtes  Gutachten. 

Art.  10.  Die  Verhandlungen  der  Commission  beschränken  sieh  auf  die 
in  den  Artikeln  8  und  9  erwähnten  Gegenstände;  sie  müasen  innerhalb  eine« 
Monats,  vom  Verlauf  der  im  Art.  7  bestimmten  Frist  gerechnet,  beendigt  sein; 
worauf  alsdann  das  darüber  aufgenommene  Protokoll  von  dem  Unter-Frifecten 
(Landrath)  an  den  Fräfecten  (die  Regierung)  Übermacht  wird. 


Dieser  Artikel  hat  ausschliesslich  solche  Beschwerden 
derEigenthümer  im  Auge,  welche  auf  der  Behauptung  be- 
ruhen: „da ss  die  Ausführung  der  Arbeiten  die  Abtretung 
„ihres  Eigenthums  nicht  nothwendig  nach  sich  ziehe", 
und  nur  über  diese  Kategorie  von  Beschwerden  wird  nach 
Art.  10  von  dem  Fräfecten  (der  Begierung)  endgültig, 
d.  h.  ohne  weiteren  Becurs,  entschieden.  Del  IlS6ltlk*> 
Gesellschaften  gegeiflber  haben  dagegen  die  Eigenthümer 
durch  §.  8  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  ausser- 
dem noch  ein  besonderes  Beschwerde-Recht  erhalten.  8ie 
sind  nämlich  befugt,  auszuführen,  dass  ihr  Grundstück 
der  Expropriation  Seitens  der  Eisenbahngesellschaft 
deshalb  nicht  unterliege*  weil  es  für  keinen  der  in  den 
Nummern  1 — 5  des  §.  8  angeführten  Zwecke  in  Anspruch 
genommen  werde.  Ueber  solche  Beschwerden  konnte  der 
Art  8  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  keine  Bestimmung 
treffen,  weil  damals  nur  das  unbeschränkte  -Exproprit- 
tionsrecht  des  Staates,  dagegen  noch  nicht  das  durch  den 
§.  8  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  erst  eingeführte 
beschränkte  der  Eisenbahngesellschaften  bestand.  Daher 
hindert  der  Art.  10  des  Rheinischen  Expropriationsge- 
setzes den  Eigenthümer  nicht,  wegen  behaupteter  Ver- 
letzung des  §.  8  des  Eisenbahngesetzes  gegen  die  Entschei- 
dung der  Begierung  Becurs  an  das  Handelsministerium  tu 
ergreifen.  Zur  Einlegung  dieses  Becurses  besteht  ntch 
{.  19  des  Ressort-Reglements  vom  20.  Juli  1818  eine 
iwelmoiatllche  Pradisiffrist  vom  Tage  der  Insinuation 
der  Begierungsverfügung  —  eine  Frist,  deren  Abkürzung 
im  Interesse  der  Beschleunigung  des  Eisenbahnbaues  ge- 
wiss zu  wünschen  wäre. 
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Der  Präfect  erlässt  unmittelbar  darauf  seine  Entscheidung  und  setzt  6ld- 
gflltig  die  Funkte  fest,  auf  welche  die  Arbeiten  geleitet  werden  sollen. 

Art.  11.  Die  Commission  und  der  Präfect  erkennen  in  keiner  Weise 
über  diejenigen  Streitigkeiten,  welche  sich  bloss  auf  den  Preis  der  abzutretenden 
Grundstöcke  beziehen  möchten. 

Einigen  sich  die  Eigenthümer  in  diesem  Punkte  nicht,  so  haben  die  Ge- 
richte zu  entscheiden,  die  auch  über  alle  Klagen  erkennen,  welche  sich  auf  die 
Verletzung  der  in  dem  gegenwärtigen  und  vorhergehenden  Titel  vorgeschriebe- 
nen Kegeln  beziehen. 

Art.  12.  Wenn  die  Eigenthümer  die  von  ihnen  verlangte  Abtretung 
und  die  von  der  Verwaltung  vorgeschlagenen  Bedingungen  eingehen,  so  wird 
zwischen  dem  Präfecten  und  den  Eigentümern  ein  Eaufact  geschlossen,  den 
man  in  der  Form  von  Verwaltungs-Acten  abfasst  und  von  dem  die  Urschrift 
m  dem  Archive  der  Präfectur  hinterlegt  bleibt. 

TITEL  m. 

Ton  der  Procedur  vor  dem  Tribunal  (Landgericht). 

§.  1.     Von   der  Eigenthums-Entziehung.  ^ 

Art.  13.  Wenn,  in  Ermangelung  von  TJebereinkftnften  zwischea  den 
Parteien,  der  die  abzutretenden  Grundstücke  bezeichnende  Beschluss  des  Prä- 
fecten, dem  Kaiserlichen  Procurator  des  (L a n d -) Gerichts  vom  Bezirk,  wo  die 
Grundstücke  liegen,  nebst  Abschrift  der  andern  Actenstücke  zugestellt  worden, 
«dl  derselbe  Kaiserliche  Procurator  in  den  drei  folgenden  Tagen  die  Voll- 
Behung  des  fraglichen  Beschlusses  beantragen,  auf  dessen  Einsicht  hin  das 
Gericht,  insofern  es  keine  Verletzung  der  in  den  Titeln  I  und  II  aufgestellten 
Hegeln  bemerkt,  den  Präfecten  ermächtigt.,  in  den  Besitz  der  im  Beschlüsse 
Zeichneten  Grundstücke  oder  Gebäude  zu  treten,  mit  der  Bedingung,  sich 
mca  den  sonstigen  Verfügungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  richten. 

Dieses  Unheil  wird  auf  Betreiben  des  Kaiserlichen  Procurators  an  der 
Utr  des  Gerichts  angeschlagen ,  auch  in  der  Gemeinde  unter  Beobachtung 
der  durch  den  Art  6  eingeführten  Formen  verkündigt  und  angeschlagen. 

Art.  14,  Wenn  in  den  acht  Tagen  nach  den  in  der  Gemeinde  geschehe- 
sen  Publicationen  und  Anschlägen  die  Eigenthümer  oder  einige  von  ihnen  be- 
haupten, dass  der  öffentliche  Nutzen  nicht  constatirt,  oder  dass  ihre  Recla- 
natkmen  nicht  untersucht  und  entschieden  worden  —  Alles  unter  Beobachtung 
der  obigen  Regeln ,  —  so  können  sie  dem  Gerichte  eine  Requ&e  einreichen, 
welches  sodann  die  Mittheilung  der  RequSte  an  den  Präfecten  durch  Vermit- 
tehmg  des  Kaiserlichen  Procurators  anordnet,  aber  auch  den  Aufschub  jeder 
Vollziehung  erkennen  kann. 

In  den  auf  diese  Mittheilung  folgenden  15  Tagen  soll  das  Gericht  auf 
öe  Ansicht  der  jederseitigen  Schriften  oder  gleich  nach  Ablauf  dieser  Frist 
a*f  die  bis  dahin,  von  welcher  Seite  auch  vorgelegten  Actenstücke  hin  urthei- 

6 
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len,   ob  die  durch   gegenwärtiges   Gesetz  befohlenen  Formen  gerietet  worden 
oder  nicht.  .<.-.- 

Art.  15.  Erkennt  das  Gericht,  dass  man  die  Formen  nicht  beobachtet 
hat,  so  wird  die  Vollziehung  auf  unbestimmte  Zeit  ausgesetzt,  bis  dieselben 
erfüllt  sind,  und  der  Kaiserliche  Procurator  benachrichtigt  durch  Vermittelnng 
des  General-Procurators  davon  den  Grossrichter  (Justizminister),  der  den  von 
der  Verwaltung  ausgegangenen  Eingriff  in  das  Privat-Eigenthum  zur  Kenntniss 
des  Kaisers  bringt. 

*  $.2.     Von   der  Entschädigung. 

Art.  16.  In  allen  Fällen,  wo  die  Expropriation  als  rechtmassig  aner- 
kannt oder  entschieden  wird,  und  wo  die  Parteien  nur  über  die  Höhe  der  den 
Eigentümern  gebührenden  Entschädigung  streitig  bleiben,  hat  das  Gericht  den 
Werth  dieser  Entschädigungen  zu  bestimmen  — •  unter  Rücksichtnahme  auf  die 
dermaligen  Pachtverhältnisse ,  auf  die  vorher,  jedoch  in,  jüngster  Zeit  geschlos- 
senen Kaufbriefe,  —  es  sei  für  die  nämlichen  Grundstücke  oder  für  benach- 
barte nämlicher  Qualität,  auf  die  Mutterrollen  und  andere  Documente,  die 
sonst  zusammen  zu  bringen  sind.  r 

Art.  17.  Werden  diese  Documente  als  unzulänglich  befunden,  um  das 
Gericht  aufzuklären,  so  kann  es  von  Amtswegen  einen  oder  drei  Sachverstän- 
dige ernennen,  deren  Bericht  jedoch  das  Gepicht  keineswegs  bindet  und  nur 
als  Aufschluss  gelten  soll. 

Art.  18.  Falls  dritte  Personen,  als,  Nutzniesser,  Pächter  oder  Miether 
interessirt  sind,  muss  der  Eigenthümer  sie  vor  Festsetzung  der  Entschädigung 
herbeirufen,  damit  sie,  so  viel  sie  angeht,  zu  den  darauf  Bezug  habenden  Ver- 
,  handlungen  mitwirken;  unterlasse  er  dies,  so  bleibt  er  allein  denselben  gegen- 
über mit  der  ihnen  gebührenden  Entschädigung  belastet. 

Üebrigens  wird  die  Entschädigung  der  wirklich  herbeigerufenen  oder  in- 
tervenirenden  dritten  interessirten  Personen  in  derselben  Form  festgesetzt,  wie 
die  den  Eigentümern  gebührende. 

Art.  19.  Vor  der  Werthbestimmung  der  Entschädigungen  und  wenn 
hinsichtlich  der  Expropriation  selbst  kein  Streit  obwaltet,  kann  das  Tribunal, 
je  nach  der  Natur  und  Dringlichkeit  der  Arbeiten,  die  Verwaltung  provisorisch 
hl  den  Besitz  einweisen;  sein  Urtheil  soll  auch  ungeachtet  der  Berufung  oder 
der  Opposition  vollziehbar  sein. 

§.  3.     Von   der  Bezahlung. 

Art.  20.  Jeder  des  Besitzes  entsetzte  Eigenthümer  wird  dem  Art.  545 
des  Codex  Napoleon  gemäss  entschädigt 

(Der  weitere  Inhalt  dieses  Artikels  und  die  folgenden  Art.  21,  22,  23 
und  24  sind  auf  Eisenbahngesellschaften  unanwendbar.  .Sie  geben  der  Admi- 
nistrations-Behörde  das  Becht,  unter  Einhaltung  regelmässiger  Zinszahlung  die 
Entrichtung  der  Entschädigungs-Summen  drei  Jahre  lang  zu  verzögern,  und  be- 
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stehen  sich  auf  die  Rechnungsverhältnisse  der  verschiedenen  Verwaltungsbehör- 
den unter  einander.) 

Art.  21 

Art.  22 

Art.  23 

Art.  24 

TITEL  IV. 

Allgemeine  Verfügungen. 

Art.  25.  In  allen  Fällen,  wo  Hypotheken  auf  den  Grundstücken  haften, 
Arreste  oder  Einsprüche  von  Dritten  gegen  die  Auskehrung  der  Gelder  in  die 
Hinde  entweder  de»  depossedirten  Ejgenthümers  oder  der  ausgBStossenen  Nuts- 
Bosser  oder  Miethsleute  angelegt  sind,  sollen  die  schuldigen  Summen,  so  wie 
■e  er/allen,  hinterlegt  werden,  damit  fernerweit  ihre  Verwendung  oder  Ver- 
umhmg  nach  der  Ordnung  und  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts  erfolgen  könne. 

Art.  26.  So  oft  ein  Recurs  an  das  Gericht  stattfindet,  es  sei  um  die 
Beate-Entsetzung  verordnen  zu  lassen  oder  sich  dagegen  zu  widersetzen,  oder 
na  die  Entschädigungen  ausmitteln  zu  lassen,  oder  die  Bezahlung  seihst  zu  er- 
halten, oder  um  die  Hypothek  auf  andere  als  die  abgetretenen  Grundstücke  zu 
▼erlegen,  soll  die  Frocedur  in  summarischer  Weise  instruirt  werden;  die  Eia- 
registrirung  derjenigen  Acte,  welche  dieser  Formalität  unterworfen  sind,  ge- 
schieht gratis. 

Immer  soll  sowohl  vor  den  Vorbescheiden,  als  auch  vor  den  tändurtheilen 
der  Kaiserliche  Procurator  gehört  werden. 

Art.  27.  Die  Verfügungen  des  'Gesetzes  vom  16.  September  1807,  oder 
aller  andern  Gesetze,  die  gegenwärtigem  entgegen  sein  möchten,  sind  hiermit 
abgehoben. 

S  42. 

I. 

Wie  bereits  oben '  (§.  40)  bemerkt,  hat  das  Expropriationsge- 
setz vom  8,  März  1810,  wie  aus  seiner  ganzen  Fassung  hervor- 
geht, nur  den  Fall  im  Auge.,  wo  das  Unternehmen,  dessen  Aus- 
führung eine  Zwangsentsetzung  aus  dem  Eigenthume  nöthig  macht, 
von  der  Staatsregierung  selbst   ausgeführt  wird.*)    Dieser 


*)  »Das  Gesetz  vom  8.  März  1810  ebensowohl  wie  die  Ministerial-Instruc- 
tion  vom  22.  Juli  1822  hahen  zunächst  den  Fall  des  öffentlichen  Nutzens 
des  Staates  im  Auge,  wie  dieses  aus  deren  Inhalt  hervorgeht,  und  sich 
ganz  unzweifelhaft  aus  dem  §.13  des  Bessortregl.  vom  20.  Juli  1818 
ergibt,  indem   im  letateren   die  Falle   des  Öffentlichen  Nutzens    specificirt 

5* 
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Fall  war  bei  Weitem  der  häufigste:  die  meisten  Anlagen  solcher 
Art  (Kasernen-  und  fortificatorische  Bauten,  Land-  und  Heerstrassen, 
Häfen,  Canäle  u.  dgl.)  geschahen  auf  Staatskosten  unter  Leitung 
der  betreffenden  Staatsbeamten.  War  es  eine  Gemeinde,  von  wel- 
cher ein  derartiges  Unternehmen  (Communal-Wegebau,  Strassen- 
Erweiterung,  Werfte  etc.)  hin  und  wieder  ausging,  so  fand  sich 
in  der  buchstäblichen  Anwendung  des  Gesetzes  auch  hier  fast  keine 
Schwierigkeit,  indem  die  Regierung,  begünstigt  durch  die  kraft  der 
Communalverfassung  ihr  zustehende  vormundschaftliche  Gewalt, 
die  ganze  Angelegenheit,  soweit  es  sich  von  Expropriation  handelte, 
in  ihre  Hand  nahm  und  bis  zur  schliesslichen  Reguliruug  der  Ent- 
schädigung (welche  freilich  nebst  Processkosten  und  Zubehör  aas 
Gemeindemitteln  zu  berichtigen  blieb)  einseilig  und  auf  ihren  Na- 
men abwickelte.  Anders  stellte  sich  die  Sache  in  neuerer  Zeit, 
seitdem  in  Folge  des  allerseits  erwachenden  Associationsgeistes  täg- 
lich Actiengesellschaflen  zu  der  Ausführung  grösserer  zu  industriel- 
len und  commerciellen  Zwecken  bestimmten  öffentlichen  Anlagen 
zusammentreten,  wie  man  sie  in  früheren  Zeiten  nur  durch  den 
Staat  und  seine  Hülfsmittel  entstehen  zu  sehen  gewohnt  war. 

Nunmehr  wurde  es  fühlbarer,  dass  das  Gesetz  vom  8.  März 
1810  nur  von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Regierung  han- 
dele, gerade  als  ob  nur  sie  mit  der  Ausführung  von  Arbeiten  öf- 
fentlichen Interesses,  welche  eine  Zwangs- Abtretung  des  Eigen- 
thums  erheischen,  zu  thun  haben  "könne.  Zur  Beseitigung  dieses 
Mangels  wurde  in  dem  neuen  Französischen  Expropriationsge- 
setze vom  7.  Juli  1833,  Art.  63  bestimmt:  „die  concessionirten 
„Unternehmer  öffentlicher  Anlagen  geniessen  aller  durch  dasExpro- 
„priationsgesetz  der  Regierung  übertragenen  Rechte  und  unterliegen 
„allen  durch  das  Gesetz  der  Regierung  auferlegten  Verpflichtungen/ 

II. 

In  Betreff   der  Eisenbahngesellschaften    schreibt    das 
Gesetz  vom  3.  November  1838  (§.  8)  vor:   „Für  den  Fall,  dass 


sind  und  nur  in  solchen  bestehen,   welche    das   öffentliche   Staats- 
Interesse  «um  Gegenstande  haben.' 
Annakit  f.  Bechtspfl.  n.  Gesetigebg.  Bd.  m.  p.  137. 
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„aber  den  Erwerb  der  für  die  Bahn- Anlage  nothwendigen  Grund- 
stücke eine  Einigung  mit  den  Grundbesitzern  nicht  zu  Stande  kommt, 
.wird  der  Gesellschaft  das  Recht  zur  Expropriation  verliehen.*  (§.  11:) 
„Inder  Rheinprovinz,  soweit  das  Allg.  Landrecht  daselbst  nicht  in  Kraft 
„ist,  erfolgt  die  Ausübung  des  Expropriationsrechtes  und  die  Fest- 
stellung der  Entschädigungen  nach  den  für  die  Fxpropriation  dort 
„geltenden  Grundsätzen." 

Diese  Vorschrift  enthält  in  einer  weniger  concisen  Fassung 
dasselbe,  was  der  allegirte  Art.  63  des  Franz.  Gesetzes  vom  7.  Juli 
1833  bestimmt.  Es  werden  dadurch  auf  die  Eisenbahngesellschaf- 
ten in  Bezug  auf  Expropriation  alle  diejenigen  Rechte  und  Pflichten 
ibertragen,   welche  nach  dem  Expropriationsgesetz    der  Regierung 

«stehen  resp.  obliegen,  wenn   letztere  öffentliche  Arbeiten  selbst 

unternimmt  und  ausführt. 

III. 

Um  die  richtige  Anwendung  des  Expropriationsgesetzes  durch 
die  Eisenbahngesellschaften  zu  finden,  ist  hiernach  die  Untersuchung 
folgender  Fragen  nöthig: 

1)  Welche  der  darin  aufgeführten  Handlungen  der  Regierung 
sind  Ausflüsse  ihrer  Eigenschaft  als  Aufsichtsbehörde? 

Diese  müssen  überall  zur  Vollziehung  kommen,  mag  nun  der 
Staat,  oder  eine  Privatgesellschaft  der  Expropriationsberechtigte  sein. 

2)  Welche  der  Regierung  als  der  den  Bau  ausführenden  Behörde 
dvch  das  Expropriationsgesetz  beigelegten  Rechte  und  Pflichten 
nid  auf  die  Eisenbahngesellschaft  übergegangen? 

Diese  Frage  wird  dadurch  intricater,  dass  das  Expropriations- 
gesetz, indem  es  überall  die  Regierung  als  den  Expropriationsbe- 
rechtigten voraussetzt,  die  Befugnisse,  welche  es  ihr  speciell  in 
Bezug  auf  das  Enteignungsrecht  geben  wollte,  mit  solchen  Privi- 
legien des  Fiscus  zusammenwirft,  welche  nach  sonstigen  allge- 
meinen Gesetzen  der  Regierung  schon  zur  Seite  standen.  Letztere 
können  indessen  natürlich  nicht  auf  die  Eisenbahngesellschaft  überge- 
hen. Dies  beweiset,  wenn  es  eines  Beweises  bedürfte,  schlagend 
die  Vorschrift  des  $.15  des  Eisenbahngesetzes,  welche  ein  nach 
aügemeinen  Gesetzen  dem  Fiscus  zustehendes  Privilegium  speciell  auch 
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den  Eisenbahngesellschaften    verleiht.      (Vgl*    unten  Nr.  X.  am 
Schlüsse.) 

IY. 
Zu  den  Functionen,  welche  die  Regierung  als  Aufsichts- 
behörde bei  dem  Expropriations- Verfahren  auszuüben  hat,  gehören: 

1.  Die  Verhandlung,  welche  die  Stellen  oder  Grundstücke  im 
Allgemeinen  bezeichnet,  auf  welchen  die  Allerhöchsten  Orts  con- 
cessionirlen  Arbeiten  Statt  finden  sollen  (Art.  3  Nr.  2)i 

2.  Die  Verfügung  an  den  Landrath,  dass  der  Situationsplan 
oder  Grundriss  der  Gebäude  oder  Grundstücke ,  deren  Abtretung 
für  nothwendig  erkannt  Wird,  auf  dem  Bürgermeisteramte  deponirt, 
die  Aufforderung  an  die  Betheiligten  rite  publicirt  werde,9)  die 
Commission  zusammentrete  und  das  Resultat  ihrer  Operationen  durch 
den  Landrath  der  Regierung  einreiche.    (Art.  6 — 10). 

Diese  Vorschriften  bezielen  lediglich  das  Interesse  des  Publicum^, 
und  gehört  deren#  Erfüllung  zu  den  dienstlichen  Obliegenheiten  der 
Bezirks-,  Kreis-  und  Ortsverwaltungsbehörde.  Hieraus  folgt,  dass 
es  eine  Unbilligkeit  ist,  den  Eisenbahngesellschafken  diejenigen  Ko- 
sten aufzubürden,  welche  durch  die  Publication  der  Aufforderung  an 
sämmtliche  Betheiligte,  sich  mit  dem  Plan  bekannt  zu  machen,  entstehen 
können,  (z.  EL  Vergütungen  an  die  Polizeidiener).  Schwerlich  dürften 
bei  Staatsbauten  solche  Kosten  aus  fiscalischen  Fonds  vergütet  werden, 
ohne  dass  ein  Monitum  der  Oberrechenkammer  zu  befahren  stände. 
Ein  ähnliches  Bedenken  entsteht  hinsichtlich  der  Diäten  und  Reise- 
kosten der  beiden  von  der  Regierung  zu  Mitgliedern  der  Commis- 
sion ausersehenen  Kreis-Eingesessenen ,  sofern  ihr  Wohnort  nicht 
am  Sitze  des  Landrath-Amtes  sich  befindet. 

Nach  Art.  7  des  Gesetzes  und  dem  Staatsministerialbeschluss 
vom  23.  Juli  1821  ist  ein  von  der  Regierung  zu  bezeichnender 
Baubeamte  Mitglied  der  Commission.  Das  Französische  Gesell 
vom  7.  Juli  1833  act.  8  schreibt  vor,  dass  es  einer  der  mit  der 
Ausführung  des  Baues  beauftragten  Baubeamten  sein  müsse.  »Denn*, 
heisst  es  in   dem   Commissionsbericht   der  Deputirtenkammer  (De 


*)  De  Lalleau  (Nr.  772)  ist  der  Ansicht,  dass    die  Publication  und  Affiche 
auf  Betreiben  der  Gesellschaft  geschehen  müsse. 
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Ltileau  Nr.  183)  »der  Baubeamte  ist  unwidersprechlich  das  wesent- 
lichste Mitglied  der  Commission,  vermöge  der  Aufklärungen,  welche 
er  bei  der  Discussion  zu  geben  vermag;  er  darf  keine  untergeord- 
nete oder  beargwöhnte  Stelle  einnehmen,  auch  ist  es  für  Nieman- 
den so  sehr  wie  für  ihn  eine  Ehrensache,  dass  gerade  die  beste 
Richtung  angenommen  werde. tf  Bei  Staatsbauten  ist  es  der  Regie-* 
rang  nicht  benommen,  ihren  leitenden  Baubeamten  zum  stimmbe- 
rechtigten Mitgliede  der  Commission  zu  ernennen;  sie  wird  dies 
sogar  aus  dem  angeführten  Grunde  überall  mit  Vortheil  i tmn.  BiU 
ligkeits-Rücksichten   erheischen    daher   auch    bei    Bison  bahn  bauten, 

dass,  wenn  der  Bahn-Ingenieur  der  Gesellschaft  nicht  zum  Mitglied 

der  Commission  ernannt  wird,  doch  wenigstens  ihm  der  Zutritt  und 

eine  berathende  Stimme  gestattet  werde. 

3.  Der  Beschluss  und  die   specielle  Festsetzung  der    Punkte, 

flach  welchen  die  Arbeilen    geleitet   werden  sollen.      (Art.  10  in 

ine  des  Ge&) 

V. 

Hiermit  ist,  Contestationsfälle  ausgenommen,  (siehe  unten  VIII) 
der  Kreis  der  Functionen  der  Regierung,  welche  ihr  als  Auf- 
sichtsbehörde in  Beziehung  auf  das  Expropriationswesen  durch 
das  Gesetz  vom  8.  März  1810  zugetheilt  sind,  in  der  Regel  ge- 
schlossen. Wo  im  letztern  von  „Regierung"  weiterhin  die  Rede  ist 
tat  man  darunter  fast  überall  die  bauausführende  Behörde  zu  ver- 
stehen. Was  aber  von  dieser  prädicirt  wird,  ist  auf  die  Eisen- 
bahngesellschaften, doch  nur  cum  grano  salis,  anzuwenden. 

VI. 

Hier  tritt  zunächst  die  2te  Hälfte  des  Art.  11.  und  der  Art. 
12  des  Gesetzes  uns  entgegen.  „Wenn  Eigentümer  und  Regie- 
rung sich  über  den  Werth  der  abzutretenden  Grundstücke  nicht 
einigen,  so  wird  darüber  von  den  Gerichten  erkannt.4  Schwerlich 
dürfte  eine  Rheinische  Regierung  jemals  so  das  Expropriationsge- 
setz ausgelegt  haben,  dass  sie  sich  berufen  gefühlt  hätte,  Namens 
der  bauenden  Privatgesellschaft  mit  den  Exproprianden  Versuche 
zur  gütlichen  Einigung  zu  machen!  Hier  hat  man  überall  die  Ge- 
sellschaften allein  ihr  Heil  versuchen  lassen. 


—    72    - 

Nach  Ar),  12  soll  im  Einigungsfalle  zwischen  dem  Eigentü- 
mer und  der  Regierung  ein  Kaufbrief  in  der  Form  der  Ver- 
waltungs-Verhandlungen abgefasst  und  dessen  Urschrift  in 
der  Regierungs-Registralur  niedergelegt'  werden.  Davon  kann  bei 
Eisenbahngesellschaften  keine  Rede  sein.  Nach  Art.  1317  des  Rhein. 
Civilgesetzbuchs  würde  ein  nach  Art.  12  aufgenommener  Kaufbrief 
einen  authentischen  Act  bilden;  will  eine  Eisenbahngesellscbaft 
einen  solchen  errichten,  so  hat  sie  zu  dem  Ende  dieselben  Mittel 
und  Wege  einzuschlagen  wie  jeder  andere  Private. 

VII. 

Im  Nichteinigungsfalle  sendet  die  Regierung  (art.  13)  ihren 

Expropriationsbeschluss.  nebst  Abschrift  der  Justificatorialien  an  den 

Oberprocurator  zur  weitern  Veranlassung.     Diese  Vorschrift  beruht 

darauf,  dass  das  öffentliche  Ministerium    der  fiscalische  Anwalt  ist. 

Gesetz  vom  27.  vent.  VIII.  art.  89. 

Die  Regierung,  welche  baut,  correspondirt  daher  mit  ihrem 
Anwalt,  damit  dieser  die  geeigneten  Anträge  bei  dem  Landgerichte 
formire;  sie  theilt  ihm  Abschrift  der  betreffenden  Actenstücke  mit, 
weil  sie  als  administrative  Behörde  die  Copieen  amtlich  beglaubigen 
kann.  Von  allem  diesem  ist  wiederum  bei  Eisenbahngesellschaf- 
ten keine  Rede.  Der  Procura tor  hat  keinen  Beruf,  ex  officio  das 
Interesse  einer  Privatgesellschaft  wahrzunehmen,  letztere  kann  ihre 
Anträge  mithin  auch  nur  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  an  das  Land- 
gericht bringen,  d.  h.  durch  eine  von  ihrem  Anwalte  unterzeich- 
nete Bittschrift.  Es  versteht  sich,  dass  vor  Erlass  des  Erkennt- 
nisses das  öffentliche  Ministerium  in  seinen  Conclusionen  gehört 
werden  muss. 

„Das  Erkenntniss  des  Landgerichts  ermächtigt  die  Regierung, 
„sich  in  den  Besitz  der  im  Expropriationsbeschlusse  bezeichneten 
„Grundstücke  und  Gebäude  zu  setzen;  dasselbe  wird  auf  Betreiben 
„des  K.  Oberprocurators  an  der  Thüre  des  Landgerichtes  angehef- 
tet und  ausserdem  pubücirt  und  affichirt  in  der  Gemeinde,  wie  im 
„Art.  6  vorgeschrieben."  Sobald  man  die  Unterstellung,  dass  die 
Regierung  baut,  beseitigt,  so  löset  sich  diese  Vorschrift  dahin:  dass 
das  Urtheil  die  bauende  Gesellschaft  in  den  Besitz  einweiset, 
und  dass  die  Anheftung  an  der  Gerichtsthfire  und   die  Publicatkm 
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und  Affichirung  in  der  Gemeinde  auf  ihr  Betreiben  erfolgen  muss. 
Zu  dem  Letzteren  ist  die  Gesellschaft  um  so  mehr  verpflichtet,  als 
die  hier  vorgeschriebene  Publicationsweise  ihr  eine  Erleichterung 
gewährt,  indem  sie  dadurch  von  der  umständlichen  und  kostspieli- 
gen Verfahrungsweise,  wie  sie  sonst  Regel  ist,  nämlich  der  Pflicht, 
das  Erkenntniss  jedem  einzelnen  Beteiligten  significiren  zu  lassen, 
«(banden  wird. 

VIII. 

Anders  verhält  es  sich  mit  Art.  14,  15  des  Gesetzes.  Erfolgt 
Seitens  des  Expropriirten  eine  Opposition  gegen  das  besitzeinwei- 
sende Erkenntniss,  weil  angeblich  der  öffentliche  Nutzen  nicht  er- 
wiesen, oder  eine  Reclamation  nicht  gehörig  untersucht  oder  ent- 
schieden sei,  so  soll  das  Landgericht  die  Mittheilung  der  Opposi- 
tioos-Bittschrift  durch  den  Oberprocurator  Oicht  an  die  Eisenbabn- 
geseilschaft,  sondern)  an  die  Regierung  verordnen.  Dies  ist  ganz 
eonseqoent ;  denn  das  gesammte  Verfahren ,  gegen  dessen  Recht- 
Bissigkeit  die  Opposition  gerichtet  wird,  ist  von  der  Regierung 
geleitet  und  abgeschlossen  worden;  nur  diese  Behörde  kann  die 
Darstellung  des  Sachverhaltes  erschöpfend  liefern  ,  auf  deren  Grund 
das  Gericht  entscheiden  soll,  ob  die  gesetzlichen  Formen  beobachtet 
worden  sind  oder  nicht.  Aus  demselben  Grunde  geht  auch  die  im 
Art  15  erwähnte  Denuncialion  wegen  Eingriffs  in  das  Privateigen« 
fluni  gegen  die  Verwaltungsbehörde  und  nicht  gegen  die  Ge- 
sellschaft. 

IX. 

Wenn  nach  ausgesprochener  Expropriation    die  Parteien    über 
den  Betrag  der  den  Eigentümern  gebührenden  Entschädigung  un- 

bleiben,  so  bestimmt  das  Gericht  den  Betrag  dieser  Entschä- 
(Art.  16.)  In  der  Rheinprovinz  sind  daher  (zum  Unter- 
schiede von  den  für  die  altern  Provinzen  des  Staates  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen)  beide  Theile  befugt,  auf  deren  Fest- 
setzung gerichtliche  Klage  zu  erheben.  Hierbei  ist  die  bekannte 
—  jetzt  wohl  nicht  mehr  streitige  —  Frage  erhoben  worden :  wer 
vor  Gerichte  aufzutreten  habe,  ob  die. Regierung  oder  aber  die 
Gesellschaft?  Vgl.  Rheinisches  Archiv  Bd.  XXX.  pag.  138,  Bd. 
XXXVII.  pag.  13;  923. 
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Die  Landgerichte  zu  Aachen  und  Köln  hatten  die  von  der 
Rheinischen  und  resp.  Bonn-Kölner  Eisenbahngesellschaft  den  wider 
sie  erhobenen  Entschädigungsklagen  derExpropriaten  entgegengesetzte 
Einrede  der  mangelnden  Passivlegitimation  ad  causam  verworfen.  (Das 
frühere  Expropriations-Urtheil  hatte  nämlich  mit  Recht  nicht  die 
Regierung,  sondern  die  Eisenbahngesellschaft  in  den  Besitz  der  ex- 
propriirten  Gründstücke  eingewiesen.  In  dem  Erkenntnis  des 
Aachener  Landgerichts  wird  unter  Anderm  angeführt,  der  Ober- 
procurator  habe  als  Wächter  der  öffentlichen  Ordnung  auf  Voll- 
ziehung des  Expropriationsbeschlusses  anzutragen  gehabt.  Dagegen 
ist  bloss  zu  bemerken,  dass  der  Obefprocurator  seiner  Stellung  als 
Wächter  der  öffentlichen  Ordnung  genügt,  indem  er  seine  Concia- 
sionen  nimmt,  nach  Art.  13  des  Gesetzes  aber,  wie  oben  ausge- 
führt, gleichzeitig  auch  Anwalt  der  Staatsregierung  ist,  wovon  bei 
Eisenbahngesellschaften  keine  Rede  sein  kann.)  Mit  Recht  stellte 
das  Landgericht  den  Satz  auf,  dass,  wenn  die  Regierung  nicht  selbst 
baut,  sie  auch  bei  Feststellung  der  Entschädigung,  durch  deren  Er- 
mittelung die  öffentliche  Ordnung  nicht  tangirt  werde,  nicht  zu 
concurriren  habe.  Wunderbarer  Weise  bekannte  sich  indessen 
der  11.  Senat  des  Appellhofes  zu  Köln,  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  öffentlichen  Ministerium,  zu  der  entgegengesetzten  Ansicht. 
Noch  wunderbarer  ist,  wie  man  zur  Vertheidigung  dieser  Ansicht 
den  ominösen  §.  20  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  hat  her- 
anziehen wollen.  Nur  der  Staat  (die  Regierung)  soll  im  Expro- 
priationsprocesse  aufzutreten  legitimirt  sein,  weil  ihm  durch  diesen 
g.  das  Privilegium  gegeben  wird,  alle  Ansprüche,  die  in  Folge  der 
Bahn-Anlage  an  ihn  gemacht  werden,  auf  die  Schultern  der  Ge- 
sellschaft zu  wälzen!  Ist  dieser  §♦  20  der  Hauptgrund  für  die 
vorangeführte  Ansicht,  so  steht  wenigstens  so  viel  fest,  dass  es 
dieser  Ansicht  für  alle  anderen  Privatgesellschaften  (ausser  der 
Eisenbahngesellschaft)  an  einem  Hauptgrunde  fehlt.  Indessen  bat 
der  I.  Senat  durch  ein  späteres  Urtheil  im  entgegengesetzten  Sinne 
die  erschreckte  Jurisprudenz  wieder  beruhigt,  und  dürfte  die  Ein- 
rede der  UnStatthaftigkeit  der  Klage,  wie  sie  damals  Seitens  der 
Eisenbahngesellschaft  erhoben  wurde,  heutzutage  fast  als  frivol  er- 
scheinen, da  in  der  That   die  Frage   bereits  völlig  abgetban   ist. 
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(Cfr.  Unheil  des  I.  Senats  vom  14.  Januar  1848,  Rhein.  Archiv  43, 
1,  35  —  ferner  Rhein.  Arch.  43,  1,  143  und  daselbst  37,  1,  13.) 

X. 

Zum  Art.  19  des  Gesetzes  passt  die  schon  sub  VII  oben  ad 
Art.  13  vorgetragene  Bemerkung,  dass  auch  hier  nicht  die  Ver- 
waltung ,  sondern  die  resp.  Gesellschaft  in  den  Besitz  einzuweisen 
Meibt. 

Die  Vorschriften  der  Artikel  21 — 24  haben  den  Fall,  dass  der 
Fiscus  den  Bau  ausfahre,  so  speciell  vor  Augen,  dass  eine  Anwen- 
dung der  darin  enthaltenen  Bestimmungen  auf  Privatgesellschaften 
selbst  in  bloss  analoger  Weise  kaum  möglich  sein  dürfte.  Es  sind 
darin  besondere  Rücksichten  gegen  die  Domänenverwaltung,  aus 
deren  Gasse  die  Zahlung  geleistet  werden  soll,  sanctionirt,  deren 
Zweck  dahin  geht,  eine  Erschöpfung  der  vorhandenen  Fonds  oder 
eine  Störung  des  regelmässigen  Cassengetfchäfts  zu  verhüten,  welche 
durch  das  plötzliche  Andringen  der  Gläubiger  verursach!  werden 
könnte.  Bei  Eisenbahngesellschaften  bat  der  expropriirte  Eigentü- 
mer keine  derartigen  Bücksichten  zu  nehmen;  er  mag  sein  Recht 
verfolgen  in  jeder  zulässigen  Weisfr  durch  alle  ihm  gesetzlich  zu 
Gebote  stehenden  Mittel. 

Endlich  ist  auch  das  in  Art.  26  des  Gesetzes  vorgeschriebene 
anentgeltliche  Einregrstriren  der  gerichtlichen  Vorhandlungen  ein 
utgtüäres  Privilegium  des  Fiscus,  auf  das  eine  Eisenbahngeseil- 
schaft  nicht  kraft  dfcs  Expropriationsgesetzes,  sondern  nur  vermöge 
des  ihr  durch  §.15  des  Eisenbahngesetzes  gegebenen  Rechtes  einen 
begründeten  Anspruch  hat. 

xi. 

Legt  man  die  im  Vorstehenden  entwickelten  Ansichten  zu 
Grunde,  so  stellt  sich  für  die  Eisenbahngesellschaften  in  Bezog  auf 
das  Expropriationsverfahren  nach  dem  Gesetze  vom  8.  März  1810 
folgende  Verfehrungsweise  heraus: 

Nachdem  die  Concession  ertheilt  und  event.  der  Beschluss, 
wodurch  die  Richtung  der  Linie  im  Allgemeinen  festgesetzt  wird, 
von  der  Regierung. erlassen  ist,  reicht  die  Gesellschaft  der  letzlern 
den  von  ihrem  Bahn- Ingenieur  aufgenommenen  Situationsplan  nebst 
Yerzcichniss  der  in  Anspruch  zu  nehmenden  Grundstücke  und  Ge~ 
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bände  ein.  Die  Regierung  verfügt  an  den  Landrath,  dass  die  De- 
position des  Plans  etc.  etc.  auf  dem  Bürgermeisteramte  und  die 
Publicalion  der  im  Art.  6  vorgeschriebenen  Aufforderang  gehörig 
geschehe;  sie.  ernennt  die  Mitglieder  der  Commission  und  veranlasst 
deren  Zusammentritt  und  Operation,  unter  gleichzeitiger  Benach- 
richtigung der  Eisenbahngesellschaft.  ,  Sämmtliche  bezüglichen  Ver- 
handlungen und  das  Protocoll  der  Commission  sendet  der  Landrath 
der  Königl.  Regierung  demnächst  ein,  welche  nunmehr  den  spe- 
ciellen,  alle  Grundstücke  etc.  genau  bezeichnenden  Expropriations- 
beschluss  erlässt.  Hat  die  Eisenbahngesellschaft  in  der  Zwischen- 
zeit im  Wege  der  gütlichen  Verhandlungen  einzelne  Parcellen  schon 
aequirirt,  so  mag  sie  diese  der  Königl.  Regierung  namhaft  machen, 
damit  solche  aus  dem  Beschlüsse  ausfallen.  Die  Regierung  sendet 
ihren  Expropriationsbeschluss  nebst  allen  bezüglichen  Vorverhand- 
lungen der  Eisenbahngesellschaft  zur  weitern  Veranlassung  zu.  Letz- 
tere überreicht  denselben  nebst  den  sämmtlichen  Actenstücken  mit- 
tels Anwalts-Requ&e  mit  dem  Antrage  auf  Vollziehung  des  Beschlus- 
ses dem  Königl  Landgerichte,  welches,  nachdem  das  öffentliche 
Ministerium  seinen  schriftlichen  Antrag  genommen  hat,  die  Gesell- 
schaft ermächtigt,  sich  gegen  Bezahlung  oder  Deposition  der  vorläufig 
von  den  durch  die  Königl.  Regierung  ernannten  Taxatoren  (vgl. 
unten  £.  44)  ermittelten  Entschädigung  in  den  Besitz  «der  in  dem 
Beschlüsse  aufgeführten  Realitäten  zu  setzen.  Die  Gesellschaft  löset 
das  Erkenntniss  aus  und  betreibt  dessen  Anheftung  an  der  Gerichts- 
thüre  und  dessen  Publication  und  Anheftung  in  der  Gemeinde.  Wird 
Opposition  Seitens  der  Expropriaten  eingelegt,  so  wird  stricte  nach 
Art  14,  15  des  Gesetzes  verfahren.  Verwirft  das  Landgericht  die 
Opposition,  so  hat  die  Gesellschaft  das  Urtheil  auszulösen  und  dem 
Opponenten  zu  significiren. 

Findet  nach  ausgesprochener  gerichtlicher  Besitzeinweisung 
eine  Einigung  der  Gesellschaft  mit  den  Grundeigenthümern  über 
den  Betrag  der  ihnen  gebührenden  Entschädigung  nicht  Statt,  so 
steht  es  der  Gesellschaft  frei,  dieselben  auf  gerichtliche  Festsetzung 
des  Betrages  zu  belangen,  oder  die  Entschädigungsklage  der  Depos- 
sedirten  abzuwarten.  Nachdem  jedoch  der  Art.  9  der  Preussischen 
Verfassung  bestimmt  hat,  dass  die  Entziehung  des  Eigenthums  mir 
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gegen  vorgängige,  in  dringenden  Fällen  wenigstens  vorläufig 
festzustellende  Entschädigung  Statt  finden  dürfe,  kann  das  Landge- 
richt, welches  das  besitzeinweisende  Erkenntniss  erlässt,  gegenwär- 
tig nur  erkennen,  dass  die  Eisenbahngesellschaft  gegen  Zahlung  oder 
Deposition  der  mit  dem  Eigentümer  vereinbarten  Entschädigung 
in  den  Besitz  eingewiesen  werde,  oder  es  kann  den  Fall  als  drin- 
gend anerkennen  und  verfügen,  dass  die  Gesellschaft  gegen  Zah- 
lung oder  Deposition  der  vorläufig  durch  die  Taxe  festgesetzten 
Entschädigung  in  den  Besitz,  eingewiesen  sei,  wobei  den  Parteien 
der  weitere  Rechtsstreit  über  den  Betrag  der  Entschädigung  vor- 
behalten bleibt.  (Cfr.  unten  $.  44.) 

Bei  dem  Bau  einer  Bahn  wird  übrigens  der  Fall  immer  für 
tilgend  zu  erachten  sein,  wenn  die  Gesellschaft  vor  Gericht  die 
Erklärung  abgibt,  dass  sie  das  fragliche  Terrain  sofort  zum  Bauen 
fltfitg  habe. 

§.  43. 
Zu  dem  Rheinischen  Expropriationsgesetz  vom  8.  März  1850 
ht  das  KÖnigl.  Geheime  Staatsministerium  am  23.  Juli  1821  (bei 
Loltner  IL  Seite  210  ff.)  eine  sehr  umfangreiche  Instruction  an  die 
Regierungen  erlassen.  Dieselbe  ist,  als  zu  einer  Zeit  ergangen  wo 
es  noch  keine  Eisenbahnen  gab ,  und  von  der  Voraussetzung  aus- 
gehend, das*  der  Staat  der  erwerbende  Expropriant  sei,  ebenfalls 
rar  cum  grano  salis  anwendbar;  deswegen  und  weil  die  Instruc- 
tion im  Wesentlichen  das  Gesetz  reproducirt,  geben  wir  nur  einen 
iurzen  Auszug,  der  sich  auf  den  eigentlich  dispositiven  Theil  der« 
selben  beschränkt: 

Zunächst  wird  der  freilich  ohnehin  unzweifelhafte  Satz  auf* 
gestellt,  dass  die  Regierung  allein  zu  bestimmen  hat,  welche 
einzelne  Grundstücke  der  Expropriation  unterworfen  werden  sollen. 
Sodann  wird  die  genaue  Beobachtung  der  Formen  des  Expro- 
priationsgesetzes vom  8.  März  1810  eingeschärft.  Darauf  wer- 
den die  richtigen  Grundsätze  aufgestellt,  nach  denen  die  Frage 
beantwortet  werden  muss,  in  wiefern  die  Eigentümer  zur 
Reclamation  befugt  seien ;  (sie  haben  nämlich  kein  Recht,  die  Nütz- 
lichkeit der  fraglichen  öffentlichen  Arbeit  einer  Kritik  zu  unterwer- 
fen, und  können  bloss  darthun,  dasa  sich  die  Arbeit  eben  so  gut 
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oder  besser  auf  eine  andere  Art  ausführen  lässt,  wobei  sie  fluret 
Eigenthums  nicht  verlustig  werden;  wendet  man  dieses  auf  Eisen- 
bahnen an,  so  muss  der  Reclamant  die  einmal  von  dem  Handels- 
minister nach  g.  4  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838 
bestimmten  Zwischenpunkte  unter  allen  Umständen  respecüren,  ohne 
sie  einer  Kritik  unterwerfen  zu  dürfen;  aber  er  darf  die  Behaup- 
tung geltend  machen,  dass  von  dem  einen  Zwischenpunkte  zum 
andern  eine  andere  Bahnlinie  als  zweckmässig  sich  herausstelle, 
bei  deren  Anwendung  er  sein  Eigenthum  behält.) 

Hierauf  wird  yerftgt,  dass  sich  der  Eigentümer,  welcher  re- 
clamirt,  schriftlich  an  den  Landrath  wenden  soll,  unter  dessen  Ver- 
sitz sich  die  durch  §.  7  des  Expropriationsgesetzes  vorgeschriebene 
Cominission  bildet.  Diese  Commission  soll,  da  der  erwähnte  $.  7 
wegen  Nichtvorhandenseins  eines  Bezirksralhs  nicht  mehr  vollstän- 
dig ausführbar  ist,  bestehen  aus:  1.  dem  Landrath,  2.  dem  betref- 
fenden Bürgermeister,  3.  einem  Baubeamten,  den  die  betreffende  Re- 
gierung zu  bezeichnen  hat,  4.  aus  zweien  von  der  Regierung  zu  be- 
zeichnenden Eingesessenen  des  Kreises.  Im  Verfolg  der  Instruction 
werden  den  Regierungen  die  gesetzlichen  Anhaltspunkte  bedeutet,  nach 
denen  sie  zur  Ermittelung  der  vom  Staate  zu  leistenden  und  dem 
Eigentümer  anzubietenden  Entschädigungssummen  zu  gelangen 
haben.  Sie  sollen  auf  den  Pacht-  oder  Kaufpreis  des  abzutretenden 
oder  ähnlicher  Grundstöcke  Rücksicht  nehmen,  aber  auch  mit  Ein- 
verständniss  des  Eigentümers  durch  Sachverständige  den  Werth 
ermitteln  lassen  können;  Gebäude  sollen  stets  ihrem  ganzen  Werthe 
nach  veranschlagt  werden,  wenn  auch  bloss  ein  Theil  derselben 
nöthig  ist,  da  nach  Art.  51  des  in  Beziehung  auf  die  Entschädi- 
gungsnormen noch  anwendbaren  Gesetzes  vom  16.  September  1807 
der  Eigentümer  stets  verlangen  kann,  dass  solche  Gebäude  ganz 
aequirirt  werden;  handelt  es  sich  jedoch  von  Gebäuden,  die  wegen 
Alter  oder  Baufälligkeit  aus  polizeilichen  Gründen  ohnehin  wegge- 
nommen werden  müssten,  so  sei  bloss  derjenige  Theil  des  Platzes 
zu  berücksichtigen,  der  nöthig  sei;  —  —  —  ferner  sollen  die 
Eigentümer  befragt  werden,  ob  auch  dritte  Personen  als  Nieas- 
braucher,  Servitutberechtigte,  Pächter  oder  Miether  Ansprüche  an 
das  abzutretende  Grundstück  haben;  hierbei  soll  Ersteren  bedeutet 
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werden,  dass  sie  nach  Art.  18  des  Exproprjationsgesetzes  vom  8. 
März  1810  diese  dritte  Personen  zu  den  Entschädigungsverhandlungen 
zuzuziehen  haben,  wenn  sie  das  Präjudiz  vermeiden  wollen,  ihnen 
selbst  und  zwar  ohne  allen  Regress  für  ihre  Entschädigung  auf- 
kommen zu  müssen. 

Bei  der  Zahlung,  verfugt  die  Instruction  weiter,  hat  die  Regie* 
rang  zu  untersuchen,  ob  mit  Sicherheit  an  den  Eigenthümer  gezahlt 
werden  kann,  oder  ob  Hypotheken  vorhanden  sind,  weil  auch  der 
Expropriationsberechtigte  ein  Käufer  sei  und  alle  Schritte  thun 
müsse,  die  nach  dem  Civilgesetzbuch  dem  Käufer  anbefohlen  sind, 
welcher  sein  neuerworbenes  Eigenthum  von  allen  Lasten  reinigen 
ind  sich  gegen  Ansprüche  dritter  Personen  sichern  wollte. 

§.44. 

Der  Art.  19  des  Expropriations-Gesetzes  vom  8.  März  1810 
gibt  dem  Landgericht  die  Befugniss,  vor  der  Festsetzung  der  Ent- 
schädigungen, je  nach  der  Natur  und  Dringlichkeit  der  Arbeiten,  die 
Verwaltung  (hier  die  Eisenbahngesellschaft)  provisorisch  in  den 
Besitz  einzusetzen,  und  erklärt  sein  (liesfälliges  Urtheil  ungeachtet 
der  Berufung  oder  der  Opposition   für  vollziehbar. 

Hiernach  hatten  also,  bis  zur  Emanation  der  preussischen  Ver- 
fassung, welche,  wie  wir  sogleich  sehen  werden,  einen  neuen  Grund* 
atz  in  die  Materie  bringt,  die  Landgerichte  bloss  die  Frage  der 
Dringlichkeit  (die  bei  Eisenbahnbauten  wohl  immer  bejaht  wer- 
den muss)  zu  prüfen,  und  konnten,  ohne  dass  in  diesem  Stadium 
der  Sache  schon  von  der  Bestimmung  der  Entschädigung  die  Rede 
war,  sobald  sie  nur  die  Dringlichkeit  anerkannten,  die  Verwaltung 
sofort  in  den  Besitz  einweisen,  wobei  es  dann  auch  definitiv  sein 
Bewenden  behielt,  indem  kein  Rechtsmittel  die  Vollziehung  dieses 
Urlheils  hemmte. 

Der  bekannte,  bereits  mehrfach  citirte  Art.  9  der  Verfassung 
verfügt  aber,  dass  das  Eigenthum,  also  auch  der  Besitz,  selbst  in 
dringenden  Fällen  nur  gegen  vorgängige,  wenigstens  vorläufig  fest* 
zustellende  Entschädigung  entzogen  werden  darf,  und  so  erwächst 
die  Frage,  ob  die  vorläufige  Feststellung  nur  durch  ein  förmliches 
contradictorisches  Verfahren  vor  Gericht)  eventuell  unter  Verord~ 
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nung  zeitraubender  Expertisen  und  unter  Zulassung  aller  noch  mehr 
zeitraubenden  sonst  in  Processen  geltenden  Rechtsmittel  geschehen, 
oder  ob  man  auf  kürzerem  und  einfacherem  Wege  zu  dieser  Fest- 
stellung gelangen  kann. 

Schon  der  Umstand,  dass  die  Verfassung  nur  eine  vorläu- 
fige Fesstellung  verlangt,  scheint  uns  den  ersteren  Weg  auszu- 
schliessen,  da  derselbe  ganz  dasselbe  Verfahren  darstellt,  welches 
zur  definitiven  Ermittelung  der  Entschädigung  nöthig  ist.  Eine  vor- 
läufige Feststellung,  in  dieser  Weise  bewirkt,  müsste  eben  so  viel 
Zeit  kosten,  wie  ein  hartnäckiger  Process,  der  über  die  definitive 
Bestimmung  der  Entschädigungs-Summe  geführt  würde;  es  kann 
daher,  da  die  Verfassung  der  Dringlichkeit  Rechnung  trägt,  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  sie  hier  ein  minus  verlangt.  Da  nun  die 
Gerichte  von  den  ihnen  durch  die  Gesetze  vorgeschriebenen  pro- 
cessualischen  Formen  nicht  absehen  dürfen,  so  sind  sie  gar  nicht 
in  der  Lage,  sich  auf  ein  minus  zu  beschränken,  und  es  folgt  dar- 
aus, dass  nur  diejenige  Behörde  dazu  berufen  ist,  die  vorläufige 
(in  keiner  Weise  für  das  Definitivum  präjudicirende)  Feststellung 
vorzunehmen  oder  zu  veranlassen,  welche  im  Stande  ist,  ein  abge- 
kürztes Verfahren  zu  gewähren  oder  zu  veranlassen.  Diese  Be- 
hörde kann  nur  die  Administration  sein,  und  zwar  innerhalb  der- 
selben die  betreffende  Bezirksregierung,  weil  letztere  überhaupt  in 
allen  Expropriations- Angelegenheiten  die  zunächst  zar  Entscheidung 
berufene  Verwaltungsbehörde  ist. 

Keine  gesetzliche  Bestimmung  schreibt  aber  den  Regierungen 
die  Formen  vor,  in  welchen  sie  die  vorläufige  Ermittelung  der  Ent- 
schädigung vorzunehmen  haben,  und  so  herrschte,  selbst  nach- 
dem der  Grundsatz,  dass  die  vorläufige  Abschätzung  von  der  Ver- 
waltung auszugehen  habe,  bereits  allgemein  anerkannt  worden  war, 
doch  noch  Dunkelheit  hinsichtlich  der  Frage,  welche  Behörde  diese 
Abschätzung  zu  bewirken  oder  zu  veranlassen  habe.  So  erklärte 
z.  B.  der  Rheinische  Appellations-Gerichtshof  zu  Köln  durch  einen 
Beschluss  vom  28.  Mai  1851  eine  Abschätzung,  welche  durch  zwei 
von  einer  Eisenbahn-Direction  ernannte  Sachverständige  vorgenom- 
men war,  behufs  der  vorläufigen  Feststellung  der  Entschädigung  für 
genügend.    Wir  halten  diese  Entscheidung  für  unrichtig,  weil  die 
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Dfarectionen,  selbst  diejenigen  der  Staatsbahnen,  den  Expropriaten 
gegenüber  ein  Privatinteresse  (ihrer  Gesellschaft  respective  des 
Fiscns)  vertreten  und  daher  Partei  sind;  in  welcher  Hinsicht  es 
dann  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  nicht  entsprechen  möchte, 
die  von  der  einen  Partei  ausgegangene  Taxe  för  die  Gegenpartei, 
wenn  auch  nur  vorläufig,  verbindlich  zu  erklären. 

Offenbar  muss  daher  die  Festsetzung  der  vorläufigen  Entschädi- 
gung von  einer  ausserhalb  des  Privatinteresses  stehenden  Behörde 
veranlasst  werden. 

S-  45. 

Der  im  vorstehenden  Paragraphen  entwickelten  Ansicht  ent- 
spricht ein  Rescript  des  Handelsministers  vom  17.  März  1855. 
Dasselbe  bezieht  sich  zwar  zunächst  nur  auf  die  Cöln-Crefelder 
Umriahn,  deren  Bau  bekanntlich  durch  eine  Königliche  Commission 
geleitet  wird.  Indessen  steht  eine  Königliche  Commission  für  den 
Bau  einer  Privatbahn  den  Expropriaten  gerade  so  gegenüber,  wie 
eine  Privat-Direction, '  indem  der  betreffende  Vertrag  die  Rechts- 
verhältnisse derjenigen  Eisenbahngesellschaften,  welche  dem  Staate 
den  Bau  ihrer  Bahn  überlassen ,  im  Allgemeinen  in  keiner  Weise 
itterirt. 

Das  genannte  Rescript  verfügt  Folgendes: 

Die  dem  Gericht  zur  provisorischen  Einweisung  in  den  Be- 
füx  vorzulegende  Abschätzung  soll  unter  der  Leitung  der  König- 
lichen Regierung  geschehen.  Dieselbe  ernennt  districtsweise  zwei 
voi  dem  betreffenden  Friedensrichter  ein  für  allemal  zu  vereidi- 
Sachverständige,  welche  letztere  unter  Leitung  eines  Com- 
der  Königlichen  Regierung  die  vorläufigen  Entschädigung^ 
betrage  nach  Haassgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  8. 
Mira  1810,  also  principaliter  unter  Zugrundelegung  der  jüngsten 
Kauf-  und  Pachtverträge,  der  Mutterrollen  oder  anderer  geeigneter 
Documente  (Art.  16  a.  a.  0.),  und  erst,  wenn  diese  nicht  aus- 
reichen, auf  jede  andere  landesübliche  Taxweise  zu  ermitteln  haben. 
Die  Besitz-Interessenten,  sowie  ein  Vertreter  der  Eisenbahnverwal- 
tng  sind  zur  Wahrnehmung  ihrer  Gerechtsame  durch  den  Regier ungs- 
Commissarius  zu  dem  Abschätzungstermine  mit  vorzuladen.    Die 
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Taxverhandlungen  hat  die  Königliche  Regierung  demnächst  mit 
den  erforderlichen  Anträgen  dem  Gericht  vorzulegen,  welches  über 
die  Einweisung  in  den  Besitz  zu  erkennen  hat.  Eine  Auslegung 
der  Taxe  in  den  Bureau's  der  Bürgermeistereien  soll  nicht  weiter 
erforderlich  sein. 

Da  das  so  eben  angegebene  Verfahren  sogar  mehr  bietet  als 
das  Gesetz  stricte  verlangt,  so  lässt  sich  erwarten,  dass  sämmtüche 
Landgerichte  der  Rheinprovinz  dasselbe  für  genügend  erachten  und 
keinen  Anstand  nehmen  werden,  falls  die  Dringlichkeit  ausser  Zwei- 
fel ist  (wie  bei  Eisenbahnbauten  wohl  immer),  gegen  Zahlung  oder 
Deposition  der  in  solcher  Weise  ermittelten  vorläufigen  Entschädi- 
gung die  Einweisung  in  den  Besitz  zu  bewilligen.  Um  so  mehr 
ist  diese  Erwartung  eine  gerechtfertigte,  als  auch  der  Justizminister 
durch  eine  9m  10.  Mai  1855  an  sämmtliche  Oberprocuratoren  der 
Rheinischen  Landgerichte  erlassene  Verfügung  sich  dahin  ausge- 
sprochen hat,  dass  das  Verfahren,  wie  der  Handelsminister  es  vor- 
schreibt, den  Gesetzen  völlig  genügt. 

§  46. 

Der  Art.  19  des  Expropriations-Gesetzes  vom  8.  März  1810, 
welcher  in  dringenden  Fällen  die  provisorische  Einweisung  in  den 
Besitz  vor  endgültiger  Festsetzung  der  Entschädigung  gestattet, 
steht  in  dem  Titel  des  Gesetzes,  welcher  die  Ueberschrift  trägt: 
„des  indemnitgs" ;  hieraus  folgert  De  Lalleau  (Expropriation  pour 
ntilitö  publique  Nro.  1193,  1116),  das  Verlangen  der  provisorischen 
Besitzeinweisung  bilde  einen  Incidentpunkt  des  Entschädigungster- 
fahrens  und  müsse  daher  auf  dem  Wege  der  gewöhnlichen  Ladung 
anhängig  gemacht  werden.  Diese  Ansicht  hat  der  Rheinische 
Appellations-Gerichtshof  durch  ein  Urtheil  vom  21.  November  1850 
(cfr.  Rheinisches  Archiv  46.  1.  177)  sanctionirt,  indem  dort  folgende 
Sätze  ausgesprochen  werden: 

„Das  Urtheil,  welches  die  Eigenthumsentziehung  wegen  öffent- 
„lichen  Nutzens  auf  einseitiges  Anrufen  der  expropriirenden  Re- 
agierung (Eisenbahngesellschaft)  ausspricht  *  kann  nicht  auch  zu- 
gleich die  Besitzeinweisung  derselben  vor  Feststellung  einer  Ent- 
»schftdigung  verordnen. 
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9  Wenn  dies  dennoch  geschehen  ist,  so  ist  der  expropriirte  Eigen- 
tümer nicht  an  die  Fristen  und  Formen  gebunden,  welche  das 
„Gesetz  gegen  ein  die  Expropriation  aussprechendes  Erkenntniss 
„gibt,  sondern  hat  die  gewöhnlichen  processualischen  Rechtsmittel." 

Zorn  Yerständniss  dieses  letzteren  Satzes  rufen  wir  unsern 
Lesern  den  §.  14  des  Rheinischen  Expropriations-Gesetzes  in  das 
Gedächtniss  zurück.  Hier  wird  nämlich  verfügt,  dass  das  die  Ex- 
propriation aussprechende  Urtheil,  welches  nicht  den  einzelnen  Eigen- 
tümern zugestellt  zu  werden  braucht,  einer  Opposition  nur  wäh- 
rend derjenigen  acht  Tage  unterliegt,  welche  auf  den  öffentlichen 
Anschlag  folgen;  nun  ist  der  Appellhof  der  Ansicht,  dass  dieses 
\Mheil,  wenn  es  zugleich  die  provisorische  Besitzeinweisung  wegen 
Dringlichkeit  verfüge,  hierin  eine  Unregelmässigkeit  begehe  und 
jedenfalls  förmlich  durch  Gerichtsvollzieher  zugestellt  werden  müsse, 
beror  die  Oppositionsfrist  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  des  Pro- 
cesses  beginnen  könne. 

Wir  theilen  durchaus  nicht  diese  Ansicht.  Zwar  steht  der 
Art  19  des  Expropriations-Gesetzes  in  dem  von  der  Entschädigung 
handelnden  Titel,  aber  nur  deswegen,  weil  er  mit  den  Entschädi- 
gungsfragen quoad  materiam  zusammenhängt;  quoad  formam 
verbietet  kein  Artikel  des  Gesetzes,  dass  das  Landgericht  zugleich 
fach  dasjenige  Urtheil,  welches  die  Expropriation  (freilich  auf  ein- 
«eitiges  Anrufen)  ausspricht,  auch  die  Dringlichkeit  anerkenne  und 
die  provisorische  Besitzeinweisung  gestatte.  Im  Gegentheil  sagt  der 
Art.  13  ausdrücklich,  dass  das  Urtheil  den  Präfecten  (oder  die  ex- 
propriirende  Gesellschaft)  ermächtigen  soll,  sich  in  den  Besitz  zu 
setzen.  Zwar  deutet  der  Art.  19  an,  dass  je  nach  den  Umständen 
Opposition  oder  Appell  gegen  das  Urtheil,  welches  die  provisorische 
Besitzeinweisung  ausspricht,  zulässig  sein  soll;  ist  die  Verfügung 
aber  nicht  auf  besondere  Ladung  ergangen ,  sondern  mit  dem  Ex- 
propriationsurtheil  verbunden,  so  gilt  auch  für  das  Annexum  die 
Ar  die  Principal -Entscheidung  eingeführte  Oppositionsfrist  des 
Art.  14. 

Wir  glauben  daher,  dass  das  Landgericht  durch  das  Urtheil, 
dirch  welches  es  die  Expropriation  verfügt,  die  sofortige  Besitz- 
einweisung gegen  Zahlung  oder  Deposition  der  nach  $.  45  ermit- 
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teilen  Taxe  zugleich  aussprechen  kann,  welche  Ansicht  übrigens 
auch  in  der  bisherigen  Verfahrungs weise  der  Regierungen  und 
Landgerichte  ihre  Bestätigung  findet. 

ABSCHNITT  IV. 
Ton  der  zwangsweisen  vorübergehenden 
Benutzung  von  Grundstücken  unter  der 
Herrschaft  des  Rheinischen  Rechts. 

§.  47. 

In  der  Theorie  des  Expropriationsrechtes  besteht  kein  Zweifel 
mehr  darüber,  dass  die  zwangsweise  vorübergehende  Benutzung 
fremder  Grundstücke  keine  eigentliche  Expropriation  darstellt. 
Innerhalb  der  französischen  Jurisprudenz  ist  die  Natur  des  Expro- 
priationsrechts wohl  umfassender  als  sonst  irgendwo  einer  wissen- 
schaftlichen Kritik  unterworfen  worden. 

Hören  wir,  was  z.  B.  De  Lalleau  in  seinem  „traü6  de  l'ex- 
propriation  pour  cause  d'utilite  publique"  (Paris  1842)  Nr.  35,  41, 
43,  45,  48  darüber  sagt: 

„Die  Wirkung  der  gerichtlichen  Entsetzung  aus  dem  Eigen- 
tum im  Interesse  des  öffentlichen  Nutzens  besteht  darin,  dass 
„dem  bisherigen  Eigentümer  sein  Eigenthumsrecht  ganz  oder 
„theilweise  entzogen  wird.  Eine  blosse  Modificirung  der  Immobilar- 
grechte, selbst  eine  Beschränkung  im  Genüsse  genügt  mithin  nicht, 
„die  Anwendbarkeit  des  Exproprialions-Gesetzes  zu  begründen; 
„vielmehr  ist  dazu  die  wirkliche  und  materielle,  völlige  oder  theil- 
„  weise  Entziehung  des  Immobilar- Eigen thums  erforderlich. 

»Wenn  nun  abör  zum  Wesen  der  Expropriation  eine  Veräus- 
„serung  oder  Eigenthums-Uebertragung  nothwendig  gehört,  so  kann 
„man  eine  bloss  momentane  Besitzentsetzung  nicht  darunter  begrei- 
fen. Bei  der  Discussion  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  sprach 
jder  Staatsrath  selbst  aus,  dass  mit  der  Veräusserung  die  blosse 
„Unterbrechung  des  Genusses  nicht  zusammen  zu  werfen 
„sei  (Locre  tome  IX  page697),  und  adoptirte  den  nämlichen  Grund- 
satz durch  seine  arr£ts  vom  1.  Nov.  1814  und  10.  Febr.  1616 
„(Sirey  t.  III  page  34.  226.)    Mithin  involvirt  die  zeitweise  Besitz- 
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„ergreifung  eines  Grundstücks,  ja  selbst  die  Materialiengewinnung 
„in  diesem  Grundstücke  noch  keine  Expropriation. 

»Vgl.  auch  Hacarel  tome  6  page449;  Garnier  traitö  des  che- 
„mins  page  115;  Proudhon  t.  I.  page  477;  Robion  Nr.  273." 

In  den  altern  Provinzen  des  Staates  tritt  dieses  Princip,   ob- 
gleich materiell  eben  so  gültig,   dennoch  formell  nicht  so  grell  in 
die  äussere  Erscheinung,   weil  der  Regierung  ohnehin  auch  selbst 
die  eigentliche  Expropriation   unter  Ausschluss  jeder  gericht- 
lichen Mitwirkung   zugewiesen  ist;  in  der  Rheinprovinz  aber  muss 
das  Princip  zu  der  freilich  von  den  Behörden  oft  verkannten  Con- 
sequenz  führen,  dass  bei  der  vorübergehenden  Besitzentziehung  nur 
ein  Beschluss   der  Regierung,   keineswegs  aber   eine  Bestätigung 
durch  da*  Gericht,  wie  bei  der  eigentlichen  Expropriation,  erforder- 
nd ist.     Wir  wollen  den  Beweis  dieses  Satzes  in  dein  nachfolgen- 
den Paragraphen  liefern. 

S.  48. 

Der  §.  9  des  Eisenbahngesetzes  gibt  den  Gesellschaften  das 
Recht  zur  vorübergehenden  Benutzung  fremder  Grundstücke  ebenso, 
wie  es  bei  der  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Kunststrassen  dem 
Staate  zusteht.  In  welchem  Umfange  dieses  Recht  geltend  zu  machen 
und  welche  Grundstücke  dabei  in  Anspruch  zu  nehmen  sind,  soll 
die  Regierung  vorbehaltlich  des  Recurses  an  das  Handelsministerium 
bestimmen.  Aus  dieser  Gesetzesstelle  allein  schon  könnte  man  die 
Folgerung  ziehen,  dass  die  Regierung  Alles,  mit  Ausschluss  der 
Gerichte,  zu  leiten  und  auch  die  Einweisung  in  den  Besitz  vorzu- 
nehmen habe,  und  es  würde  die  Untersuchung  der  vorherigen  Rhei- 
nischen Special-Gesetzgebung  überflüssig  werden,  wenn  nicht  der 
$.  9  des  Eisenbahngesetzes  zugleich  verfügte,  „dass  das  Recht  zur 
vorübergehenden  Benutzung  nach  den  in  den  verschiedenen  Landes- 
„(heilen  bestehenden  Vorschriften  geltend  zu  machen  sei."  Es  bleibt 
also  zu  untersuchen,  ob  die  in  Betracht  kommenden  Rheinischen 
Specialgesetze  die  Mitwirkung  der  Gerichte  (namentlich  zur 
Besitzeinweisung)  verlangen. 

Der  Art.  1  Abtheilung  6  Titel  I  des  sogenannten  Ruralgesetzes 
vom  2S.  September  —  6.  October  1791  verfügt:  „Die  Verwal- 
„tungsbeamten  dürfen  kein  Feld  umgraben,   um  Steine,  Erde  oder 
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„Sand  daraus  zu  entnehmen,  welche  zur  Unterhaltung  der  Heer- 
es trassen  oder  anderer  Staatsbauten  erforderlich  sind,  bevor  sie 
„den  Eigentümer  in  Kenntniss  gesetzt  und  bevor  derselbe  billig 
„entschädigt  worden  ist,  sei  es  im  Wege  der  Güte  oder  nach  den 
„Gutachten  von  Sachverständigen,  in  Gemässheit  des  Art  1  des 
„gegenwärtigen  Decrets."  - 

Nach  Art.  4  des  Gesetzes  vom  28«  Pluviöse  Jahres  VIII  dar 
Republik  haben  die  Präfecturräthe  zu  entscheiden  über  Klagen  and 
Streitigkeiten  in  Betreff  der  den  Privaten  für  die  zum  Strassenban 
weggenommenen  oder  vergrabenen  Grundstücke  gebührenden 
Entschädigungen,  und  das  bekannte  Gesetz  vom  16.  Sept.  1807, 
welches  zwar  die  Ueberschrift  führt  »Von  der  Austrocknnng 
der  Sümpfe",  aber  auch  von  Strassen  und  sonstigen  baulichen 
Anlagen  handelt,  kennt  nirgends  die  Mitwirkung  der  Gerichte,  nicht 
einmal  bei  der  Bemessung  der  Entschädigung,  die  nach  Art.  55-57 
durch  Experten  vorgenommen  werden  soll. 

Das  Exproprfations-Gesetz  vom  8.  März  1810  modificirt  aller- 
dings den  citirten  Art.  4  des  Gesetzes  vom  28.  Pluviöse  VIII,  in- 
dem nun  die  Präfecturräthe  nicht  mehr  über  die  Streitigkeiten  hin- 
sichtlich der  weggenommenen  Grundstücke  zu  entscheiden  ha- 
ben; aber  indem  es  als  obersten  Grundsatz  hinstellt:  „l'expro- 
priation  pour  cause  d'utilitä  publique  s'op&re  par 
l'autorite  de  la  justice*,  spricht  es,  wie  auch  in  seinem  gan- 
zen Verfolg,  nur  von  den  eigentlichen  Eigen th  ums- Entsetzung«, 
nicht  aber  von  der  bloss  zeitweisen  Benutzung  oder  von  der  Ma- 
terialiengewinnung, obgleich  diese  allerdings  unter  Umständen  ent- 
wertend wirken  kann. 

Die  Rheinischen  Gesetze  belassen  also  bei  dem  Strassenbau  die 
ganze  Ordnung  der  vorübergehenden  Benutzung  fremder  Grund- 
stücke der  Verwaltungsbehörde.  Sie  sprechen  zwar  ihrem  Wort- 
laute nach  nur  von  der  Materialiengewinnung  und  Vergrabung»  wefl 
diese  Art  der  vorübergehenden  Benutzung  aber  das  majus  ist,  and 
jedenfalls  das  Gesetz  vom  8.  März  1810  nur  auf  eigentliche  Bigen- 
thums-Entsetzung  sich  bezieht,  so  findet  die  Competenz  der  Ver- 
waltungsbehörde bei  jeder  zulässigen  Art  der  vorübergehenden  Be- 
nutzung statt.    Bringt  diese  Benutzung  die  förmliche  Entwertung 
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des  Grundstücks  zu  Wege,  so  ermächtigt  der  Art.  55  des  Gesetzes 
vom  16.  September  1803  für  diesen  Fall  die  Verwaltung,  das 
Grundstück  vollständig  zu  erwerben,  wie  es  auch  billig  ist;  aber 
die  zwangsweise  Erwerbung  (die  übrigens  jetzt  natürlicher  Weise 
anter  den  Formen  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  geschehen  muss, 
wenn  die  Verwaltungsbehörde  sich  dazu  entschliesst,)  ist  wiederum 
lediglich  in  die  facultas  der  Administration  gestellt. 

Im  Grossherzogthum  Berg  sind  zwar  die  dem  Expropriations- 
gesetz vom  8.  März  1810  vorhergehenden  Gesetze  nicht  publicirt; 
indessen  unterscheidet  das  auch  dort  gültige  Ressortreglement  vom 
20.  Juli  1818  in  den  Paragraphen  12  und  13  ebenfalls  zwischen 
dem  Rechte  zur  vorübergehenden  Benutzung  fremden  Eigenthums 
und  dem  Exproprialionsrechte,  und  verfügt  im  §.  12: 

,Die  Regierungen  entscheiden  nach  eingeholten  Gutachten  der 

jLocalverwaltung    und    unparteiischer  Sachverständigen    über    die 

»Frage:    welche  Entschädigung  dem  Eigentümer  gebühre,  wenn 

aSteine,  Sand  etc.,  die  zum  Brücken-  oder  Strassenbau  erforderlich 

,sind,  auf  dessen  Grund  und  Boden  genommen  werden  sollen." 

Diese  Gesetzesstelle  spricht  allerdings  nur  von  der  Bestimmung 
der  Entschädigung,  ist  aber  gewiss  um  so  mehr,  im  Einklang  mit 
der  vorhergehenden  Specialgesetzgebung,  auf  das  minus,  nämlich 
«f  die  Bestimmung  der  vorübergehenden  Benutzung  selbst  zu  den 
«gegebenen  Zwecken  zu  beziehen. 

Eine  nun  etwa  noch  in  der  Rheinischen  Special-Gesetzgebung 
gelassene  Lücke  wird  durch  den  §.  9  des  Gesetzes  vom  3.  Nov. 
1838  vollständig  ausgefüllt,  und  es  stellt  sich  für  das  ganze  Gebiet 
des  Rheinischen  Rechts  als  unzweifelhaftes  Resultat  der  folgende 
Sitz  heraus: 

Die  Einweisung  in  den  Besitz  eines  zur  vorüber- 
gehenden Benutzung  für  Eisenbahnzwecke  (Materia- 
liengewinnung, Interimswege  u.  s.  f.)  erforderlichen 
Grundstücks  ist  bei  der  betreffenden  Königl.  Regie- 
rung nachzusuchen  und  von  dieser  auszusprechen, 
respective  zu  verfügen.  Eine  Besitzeinweisung  Sei- 
tens der  Gerichte  findet  daher  nicht  statt. 
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8.  49. 

Leider  haben  die  betreffenden  Behörden  die  vorstehend  ent- 
wickelte Ansicht  bald  angenommen,  bald  nicht  getheilt,  weswegen 
eine  gesetzgeberische  Declaration  wünschenswert  sein  möchte. 

Bei  dem  Bau  der  Rheinischen  Eisenbahn  behandelte  die  Regie- 
rung za  Cöln  die  vorübergehende  Benutzung  wie  eine  wahre  Bx- 
propriation  und  bezeichnete  zwar  die  vorübergehend  zu  benutzenden 
Grundstücke,  überliess  es  aber  der  Gesellschaft,  die  Besitzeinweisung 
bei  dem  Gerichte  nachzusuchen ;  die  Regierung  zu  Aachen  dagegen 
folgte  der  richtigen  Ansicht,  indem  sie  die  Gesellschaft  ohne  Con- 
currenz  der  Gerichte  in  den  vorübergehenden  Besitz  einwies;  sie 
ging  nur  auf  der  andern  Seite  zu  weit,  indem  sie  sich  auch  den 
§.  13  des  Eisenbahngesetzes  entgegen  für  berechtigt  hielt,  üb 
Entschädigungs-Summe  unter  Abschneidung  des  gericht- 
lichen Weges  zu  bestimmen.  Dureh  Rescript  des  Finanzmini- 
sters  vom  25.  Februar  1841  wurde  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Justizminister  die  Ansicht  der  Regierung  zu  Cöln  gebilligt,  wogegen 
wiederum  ein  Rescript  des  Justizministers  vom  17.  Juni  1842  an 
den  Ober-Procurator  zu  Düsseldorf  der  entgegengesetzten  richtigen 
Ansicht  das  Wort  redet.  Die  Motivirung  des  ersteren  Rescript* 
ist  folgende:  „Nach  §.  9  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838 
„haben  die  Regierungen  zwar  die  Grundstücke ,  welche  den  Eigen- 
tümern zur  vorübergehenden  Benutzung  entzogen  werden  sollen, 
„zu  bezeichnen*  die  Befugniss  zur  Einweisung  in  den  Besitz  sei 
„aber  denselben  durch  kein  jetzt  geltendes  Gesetz  ertheilt*  (aber 
mit  grösserem  Recht  lässt  sich  darauf  hinweisen ,  dass  gerade  den 
Gerichten  die  Befugniss  nicht  beigelegt  ist,  während  sie  ihnen 
hätte  beigelegt  werden  müssen,  wenn  der  Gesetzgeber  auch  ausser 
dem  Fall  der  wirklichen  Eigenthums-Entsetzung  ihre  Mitwirkung 
gewollt  hätte!);  „insbesondere",  führt  die  Motivirung  des  Rescripts 
weiter  aus,  „werde  eine  solche  Befugniss  den  Regierungen  dnrch 
,£.  12  des  Ressortreglements,  der  ihnen  auch  in  Ansicht  der  Ent- 
schädigung nur  dann,  wenn  Materialien  von  einem  fremden  Grund 
„und  Boden  entnommen  werden,  nicht  aber,  wenn  es  sich  um  die 
„Benutzung  fremder  Grundstücke  zu  Interimswegen  handle,  die  Ent- 
scheidung überweise,  nicht  beigelegt.     In  Ermangelung  joW** 
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,speciellen  Bestimmungen  müsse  daher  nach  §.  i3  des  Ressort- 
„Reglements  auf  das  Expropriationsgesetz  zurückgegangen  werden, 
„wonach  die  Besitzeinweisung  von  dem  Gerichte  ausgehe.*  Im  August 

1844  verweigerte  wieder  die  Regierung  zu  Cöln  der  Cöln-Mindener 
Eisenbahn  die  Einweisung  in  den  Besitz  einiger  zur  vorübergehenden 
Benutzung  (für  eine  provisorische  Schienenbahn)  bestimmten  Grund- 
stücke, und  ndthigte  die  Gesellschaft,  die  Einweisung  in  den  Besitz 
durch  das  Gericht  aussprechen  zu  lassen,  während  am  21.  Januar 

1845  die  Regierung  zu  Düsseldorf  einen  Beschluss  im  entgegen- 
gesetzten  Sinne  erliess  und  nur  darin  fehlte,  dass  sie  sich,  dem 
£  13  des  Gesetzes  vom  3.  November  183S  entgegen,  ebenfalls  die 
Befugniss  beilegte,  die  gebührende  Entschädigung  endgültig  fest- 
nsteüen. 

&  50. 

Die  im  §.  48  angeführten  Gesetzesstellen  reden  überall  da, 
«o  sie  von  vorübergehender  Benutzung  sprechen,  nur  von  der 
Materiaüengewinnung  und  Vergrabung;  aber  nach  dem  Gesetze  vom 
16.  September  1807  wurde  sogar  die  für  die  Eigenthumsent- 
setzung  zu  leistende  Entschädigung  lediglich  auf  administrativem 
Wege  regulirt.  Da  nun  das  Gesetz  vom  8.  März  1810  nur  für  die 
eigentlichen  Expropriationen  die  Mitwirkung'  der  Gerichte  angeordnet 
hat,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  nach  den  älteren 
französischen  Gesetzen  die  Entschädigung  Ar  jede  zulässige  vor* 
Vergehende  Benutzung  auf  administrativem  Wege  regulirt  wurde, 
ud  dass  der  Rechtsweg  ausgeschlossen  war. 

Diese  Gesetze  waren  zwar  im  Grossherzogthum  Berg  nicht 
publicirt;  aber  der  §.12  des  Ressortreglements  vom  20.  Juli 
1818,  welches  dort  gilt,  verfügt,  »dass  die  Regierungen  nach  ein- 
geholtem Gutachten  der  Localverwaltung  und  unparteiischer  Sach- 
verständigen über  die  Frage;  welche  Entschädigung  dem  Eigen- 
tümer gebühre,  wenn  Steine,  Sand  etc.,  die  zum  Brücken-  oder 
»Strassenbau  erforderlich  sind,  auf  dessen  Grund  und  Boden  ge- 
,uommen  werden,  —  entscheiden  sollen." 

Das  Ressortreglement  handelt  hiernach  im  $.  12  zwar  seinem 
Wortlaute  nach  nur  von  der  Materialiengewinnung,  aber  es  ist  ans 
der  frühem  Gesetzgebung  zu  interpretiren ,  und  da  es  als  Gegen- 


j 
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satz  im  §.  13  nur  die  völlige  Eigen  thumsentziehung  kennt,  so  hat 
es  auch  nur  für  diese,  das  Gesetz  vom  8.  März  1810  anwendbar 
erklärt  und  für  das  ganze  Gebiet  des  Rheinischen  Rechts  den  Grund- 
satz zur  Gellung  erhoben: 

„dass  bei  jeder  vorübergebenden  Benutzung  zum  Zwecke  des 
„Brücken-  oder  Strassenbau's  die  Regierungen  mit  Ausschluss 
„der  Provocation  auf  richterliches  Gehör  auch  den  Be- 
itrag der  Entschädigung  endgültig  festzusetzen  haben." 

Bei  dieser  Festsetzung  haben  sich  die  Regierungen  namentlich 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  16.  September  1807  zu 
richten,  von  welchen  die  wichtigsten  folgende  sind: 

Artikel  55  verfügt,  dass  zur  Materialiengewinnung  auch  die 
vollständige  Erwerbung  des  Eigenthums  eintreten  kann  (nämlich 
aus  Billigkeitsrücksichten,  wo  eine  zu  grosse  Entwerthung  zu  er- 
warten steht);  dass  dagegen  in  der  Regel  der  Werth  der  zu  ge- 
winnenden Materialien  nicht  abgeschätzt  werden  soll  (d.  h.  nur 
die  Deterioration  und  die  entzogene  Nutzung  ist  in  Anschlag  zu 
bringen);  dass  vielmehr  nur  dann,  wenn  man  sich  eines  bereits  in 
der  Exploitation  befindlichen  Steinbruchs  (carriöre)  bemächtigt, 
die  Materialien  nach  ihrem  laufenden  Werth  abgeschätzt  werden 
sollen,  ohne  auf  ihre  Verwendung  zu  der  Strasse  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Die  folgenden ,  Artikel  56  und  57  bestimmen  die  Formen, 
unter  welchen  die  Regierung  die  Abschätzung  zu  veranlas- 
sen hat.  Ist  nämlich  ein  Concessionär  (d.  h.  ein  Unternehmer, 
z.  B.  eine  Chausseebau-  oder  Eisenbahngesellschaft)  vorhanden,  so  soll 
ein  Export  vom  Eigentümer,  einer  von  dem  Unternehmer  and 
der  dritte  Expert  (Obmann),  wenn  ein  solcher  wegen  Meinungs- 
verschiedenheit näthig  ist,  vom  Präfecten  (jetzt  von  der  Regierung) 
ernannt  werden;  in  allen  Fällen  soll  der  Präfect  (die  Regierung) 
eine  neue  Expertise  vornehmen  lassen  dürfen. 

Die  andern  Bestimmungen  übergehen  wir,  weil  sie  auf  Eisen- 
bahngesellschaften nicht  anwendbar  sind. 

Alle  diese  Gesetze  sind  noch  fortwährend  anwendbar;  so  er- 
klärte z.  B.  der  Chef  der  Verwaltung  für  Handel,  Fabrikation  und 
Bauwesen  in  einem  Rescript  vom  21.  Februar  1837  an  den  Ter- 
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walttungsrath  der  Düsseldorf-Elberfelder  Eisenbahngesellschaft,  dass 
die  gesetzlich  corapetente  Behörde  hinsichtlich  der  Entschädigungen 
fir  vorübergehende  Benutzung  fremder  Grundstücke,  in  Gemässheit 
des  Ressortreglements  vom  20.  Juli  1818  die  Regierung  sei. 

Dieses  ist  aber  durch  den  §.  13  des  Eisenbahngesetzes  vom 
3.  November  1838  für  Eisenbahnen  geändert,  indem  derselbe  fest- 
setzt, dass,  die  Entschädigung  für  die  vorübergehende  Be- 
nutzung in  gleicher  Art,  wie  bei  der  Expropriation  (§.  11)  be- 
stimmt werden  soll.  Hierdurch  werden  die  oben  angeführten  ge- 
setzlichen Bestimmungen  wenigstens  insofern  tangirt,  als  nun  hin- 
sichtlich der  Entschädigungssumme  die  Festsetzung  der  Regierung 
ihren  definitiven  Charakter  verliert,  und  beide  Tbeile  das  ge- 
richtliche Gehör  provociren  können;  im  Uebrigen  bleiben  die 
frftern  Gesetze  bestehen. 

Zwar  bezog  sich  in  den  im  Jahre  1836  erschienenen  »Allge- 
meinen Bedingungen",  durch  die  bekanntlich  das  Gesetz  vom  3. 
November  1838  vorbereitet  wurde,  diejenige  Stelle,  welche  dem 
jetzigen  $.13  entspricht,  offenbar  nur  auf  diejenigen  Landestheile, 
ia  denen  das  Allgemeine  Landrecht  gilt,  und  liess  also  das  Rhei- 
nische Recht  intact;  auch  ist  kein  Motiv  der  Aenderung  bekannt 
geworden;  indessen  bezieht  sich  der  jetzige  §.  13  seiner  Stellung 
und  seinem  klaren  Wortlaut  nach  unzweifelhaft  auf  beide  Landes- 
tkeQe,  and  es  stellt  sich  als  Resultat  des  in  der  Rheinprovinz  gel- 
tenden Rechts  folgender  Satz  heraus:  Bei  dem  Eisenbahnbau 
haben  zwar  die  Regierungen  die  Entschädigung  für 
jede  zulässige  Art  der  vorübergehenden  Benutzung 
vorläufig  zu  ermitteln  und  zu  bestimmen,  dagegen 
setzen  die  Gerichte  den  Betrag  nach  Vorschrift  der 
gg.  16  und  ff.  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  definitiv 
fest,  wenn  entweder  die  Eisenbahngesellschaft  oder 
der  Besitz-Interessent  Klage  erhebt. 

Da  die  Bestimmungen  des  Eisenbahngesetzes,  welche  sich 
tuf  die  vorübergehende  Benutzung  beziehen,  für  die  ganze  Monar- 
chie, also  für  die  Rheinprovinz  in  gleicher  Weise  wie  für  die  an- 
dern Provinzen  gelten,  so  bedarf  hier  die  Frage,  welche  vorüber- 
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gehende  Benutzung  den  Gesellschaften  schon  nach  dem  Eisen- 
bahngesetz als  Minimum  zusteht,  und  für  welche  Zwecke  dieselbe 
ausgeschlossen  ist,  keiner  nochmaligen  Erörterung,  und  es  kann  in 
dieser  Beziehung  lediglich  auf  den  §.  8  Nro.  3,  $.  9  und  g.  10  des  Ge- 
setzes und  auf  die  im  Zweiten  Abschnitt  dieses  Capitelsan 
den  betreffenden  Stellen  gegebenen  Erörterungen  verwiesen  werden; 
im  Uebrigen  kommen  für  die  Rheinprovinz  die  oben  in  den  $.  43, 
48  und  ff  cilirten  Specialgesetze  in  Betracht,  welche  in  ihren  we- 
sentlichen Momenten  dort  mitgetheilt  sind,  auch  mit  Leichtigkeit  in 
jeder  Sammlung  gefunden  werden;  für  das  Gebiet  des  ehemaligen 
Grossherzogthums  Berg  ist  nur  noch  die  Wegeordnung  vom  18. 
Juni  1805  zu  erwähnen. 

Dass  die  bekannte  auf  unentgeltliche  Gewinnung  von  Feldstei- 
nen, Sand  und  Kies  bezügliche  Cabinelsordre  vom  11.  Juni  1825, 
ab  nur  für  die  Provinz  Preussen  ergangen,  in  der  Rheinprovinz 
keine  Geltung  habe,  ist  schon  oben  im  §.  34  bemerkt;  ist  daher 
dieses  Gesetz  bisweilen  in  andern  Provinzen  angewendet  worden, 
so  beruht  dies  auf  irriger  Auffassung. 

Natürlich  ist  auch  in  der  Rheinprovinz  die  Entschädigung  Ar 
die  vorübergehende  Benutzung  periodenweise,  am  besten  pro  Jahr, 
zu  bestimmen,  indem  dieselben  Gründe,  welche  oben  im  §.  36  aus 
dem  $.  13  des  Eisenbahngesetzes  hergeleitet  wurden,  hier  nicht 
minder  gelten.  Diejenige  Bestimmung,  nach  welcher  die  Regierung 
die  Cautionsleistung  interimistisch  zu  reguliren hat,  erklärt  sich 
so  ganz  einfach;  sie  hat  nämlich  die  Bedeutung,  dass  es  den  Ge- 
richten vorbehalten  bleibt,  auf  erfolgte  Klage  die  Caution  zu  erhö- 
hen, wenn  sie  das  periodenweise  zu  leistende  Entschädigungsquan- 
tum erhöhen  möchten.  Es  würde  mithin  eine  Beschwerde  für  die 
Eisenbahngesellschaft  erwachsen,  wenn  die  Regierung  ihr  auferlegte, 
die  Vergütung  für  die  längere  Jahre  dauernde  vorübergehende  Be- 
nutzung nicht  in  jedem  Jahre  praenumerando,  sondern  sofort  voll- 
aus  zu  bezahlen,  namentlich  wenn  die  Zinsvergütung  nicht  berech- 
net würde. 

§.  52. 

Darüber,  in  wiefern  behufs  Einräumung  der  zwangsweisen 
temporären  Benutzung  je  nach  der  Concurrenz  mehrfacher  Berech- 
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ligtingen  eine   doppelte  oder  dreifache  Taxirung  einzutreten  habe, 
vergl.  oben  den  §.  37. 

§.    53. 

Wir  können  den  vorliegenden  Abschnitt  nicht  schliessen,  ohne 
einen  scheinbaren  Widerspruch  der  Gesetzgebung,  der  ohne  Er- 
läuterung leicht  zu  Missverständnissen  Veranlassung  geben  könnte, 
aufzuhellen. 

Eine  Stelle  der  staatsministeriellen  Instruction  vom  23.  Juli 
1821  rauss  nämlich  auf  den  ersten  Blick  die  Ansicht  erwecken,  als 
wenn  in  der  Rheinprovinz  zum  Zwecke  der  Gewinnung  von  Steinen 
und  Sand  überhaupt  niemals  die  zwangsweise  vorübergehende  Be- 
nutzung, sondern  immer  nur  die  eigentliche  Expropriation  zulässig 
wäre.  Würde  diese  Ansicht  als  richtig  befunden,  so  geriethen  die 
Eisenbahngesellschaften  in  ein  unlösbares  Dilemma.  Auf  der  einen 
Seite  gibt,  ihnen  der  §.  8  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838 
aar  ein  beschränktes  Expropriationsrecht,  welches  niemals  zum 
Zwecke  der  Materialiengewinnung  Statt  findet;  auf  der  andern  Seite 
erhalten  sie  durch  den  §.  9  zwar  das  Recht  der  vorübergehenden 
Benutzung  zur  Gewinnung  von  Materialien  (mit  Ausschluss  von 
Steinen  etc.),  aber  in  der  Weise,  wie  es  dem  Staate  beim 
Chausseebau  zusteht,  und  man  könnte  also  zu  dem  Resultate  gelan- 
gen, dass  die  Eisenbahngesellschaften  behufs  der  Gewinnung  von 
Sand  die  vorübergehende  Benutzung  eben  so  wenig,  wie  die  Ex- 
propriation zu  verlangen  berechtigt  wären. 

Die  fragliche  Stelle  lautet: 

„Die  Ausführung  öffentliche^  Arbeiten  macht  es  aber  auch  ge- 
wöhnlich nöthig,  andere  Grundeigenthümer,  jedoch  nur  vorüber- 
„gehend,  des  Genusses  ihres  Eigenthums  zu  entsetzen,  wie  dies  na- 
mentlich bei  Anlegung  von  Nothwegen  oder  Nothbrücken,  bei 
„Stein-  und  Sandgruben  der  Fall  ist.  Auch  in  diesem  Falle  ist  eine 
»Entschädigung  zu  leisten.  Wird  das  Land  nur  vorübergehend  und 
»ohne  seine  Substanz  zu  ändern  benutzt,  so  hat  der  Eigenthümer 
„auch  nur  einen  Ersatz  für  den  entbehrten  Genuss  zu  fordern  und 
,er  erhält  sein  Land  in  seinem  früheren  Zustande  zurück. 

„Anders  ist  es  aber  bei  Stein-  und  Sandgruben,  durch  deren 
»Ausbeute  der  Werth  des  Grundstücks  sich  wesentlich  vermindern 
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„kann.  Versteht  sich  hier  der  Eigentümer  nicht  zu  einer  güt- 
lichen Vereinbarung  über  die  Entschädigung  fitr  den  vorüber- 
gehenden Genuss  seines  Grundstücks,  so  kann  er  zur  Abtretung 
„des  Eigenthums  gezwungen  werden  und  in  diesem  Falle  wird 
„auch  die  ihm  zu  leistende  Entschädigung  in  Gemfissheit  des  Art 
„55  des  Gesetzes  vom  16.  September  1807  festgesetzt.  * 

Allerdings  kann  die  verfehlte  Redaction  dieser  Stelle  leicht  zo 
der  Auffassung  Veranlassung  geben,  als  wenn  die  vorübergehende 
Benutzung  ausgeschlossen  sei;  indessen  ergibt  sich  bei  näherer 
Betrachtung,  dass  das  ominöse  Wörtchen  „anders*  sich  lediglich 
auf  die  anders  zu  normirende  Entschädigung  bezieht,  und  dass  norm 
Anwendung  des  Art.  55  des  Gesetzes  vom  16.  Sept.  1807  dem  Stute 
die  Befugniss  gegeben  wird,  wegen  der  zu  erwartenden  grossen 
Entwertung  aus  Billigkeitsgründen  auch  die  Expropriation  eintreten 
zu  lassen.  Für  Eisenbahngesellschaften  besteht  daher  auch  in  der 
Rheinprovinz  das  Recht,  die  vorübergehende  Benutzung  fremder 
Grundstücke  zur  Gewinnung  von  Sand  (nicht  aber  von  Steinen) 
in  Gemässheit  des  $.  9  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  zu 


ABSCHNITT  V. 

Entsehftdisnnss-Griiiidg&tze  bei  der 
Expropriation« 

$.  54. 

Darüber,  wie  die  Entschädigung  des  depossedirten  Eigentü- 
mers zu  berechnen  sei,  sagen  die  Gesetze  äusserst  wenig. 

Das  Allgemeine  Landrecht  enthält  weiter  Nichts  als  die  Be- 
stimmung, dass  der  Preis  bei  dem  notwendigen  Verkaufe  Hangels 
gütlicher  Einigung  nach  dem  Ermessen  vereideter  Taxatoren  be- 
stimmt, und  dass  dabei  nicht  nur  auf  den  wirklichen,  sondern  auch 
auf  den  ausserordentlichen  Werth  Rücksicht  genommen  werden  soll, 
und  der  Art.  545  des  Rheinischen  Civilgesetzbuchs  spricht  hur  von 
einer  gerechten  Entschädigung. 

Trotz  der  verschiedenen  Fassung  liegt  beiden  Gesetzgebungen 
dasselbe  Princip  zum  Grunde;  denn  wenn  das  Landrecht  den  ausser- 
ordentlichen Werth  berücksichtigt  wissen  will,  so  heisst  dies  nicht 
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etwa,  dass  jedes  Affections-Interesse  in  Anschlag  gebracht  werden 
soll,  sondern  es  bedeutet,  dass  nicht  bloss  der  currente  Werth  von 
so  und  so  viel  Morgen  oder  Ruthen  Land  von  der  Qualität  des 
expropriirten  Grundstücks,  sondern  dass  jeder  dem  Eigenthümer 
durch  die  Expropriation  irgendwie  erwachsende  Schaden  erstat- 
tet werden  soll.  Dies  ist  der  die  Materie  im  Umfange  der  ganzen 
Monarchie  beherrschende  oberste  Grundsatz,  der  (zwar  nicht  in 
Beziehung  auf  die  für  vorübergehende  Benutzung  zu  leistende  Ent- 
schädigung, aber  hinsichtlich  der  bei  der  eigentlichen  Expropriation 
zu  leistenden  Indemnität)  so  ausnahmlos  gilt,  dass  alle  Bestimmungen 
früherer  Specialgesetze,  welche  etwa  in  gewissen  Beziehungen  die 
Plicht  zur  Vergütung  ausschliessen  oder  modificiren,  als  nicht  fiörder 
göltig  betrachtet  werden  müssen. 

Hiernach  ist  dem  Eigenthümer  unter  allen  Umständen  zu  er- 
setzen: 

1)  der  Werth  des  ihm  entzogenen  Bodens ,  welcher  Werth 
sich  jedoch  bemisst  nach  der  Zeit  der  Expropriation,  nicht 
nach  der  Zeit  des  etwaigen  Processes ,  wenn  auch  die  Anlage  der 
Eisenbahn  den  Grundwerth  im  Allgemeinen  erhöht  haben  möchte; 

2)  der  Werth  des  etwa  zerstörten  Aufwuchses; 

3)  der  Werth  der  auf  dem  expropriirten  Terrain  stehenden 
Gebäude  oder  sonstigen  Constructionen; 

4)  der  Werth  der  auf  dem  abgetretenen  Terrain  etwa  befind- 
lichen Minen ,  Steinbrüche,  Fischteiche  und  überhaupt  aller  belie- 
bigen Anlagen,  vorausgesetzt,  dass  ihr  Vorhandensein  den  Werth 
erhöht; 

5)  bei  einer  theilweisen  Expropriation  der  Minderwerth  der 
dem  Eigenthümer  belassenen  Realitäten,  jedoch  nur  in  sofern,  als 
es  sich  von  einer  Verminderung  des  Werthes  handelt,  die  gerade 
durch  die  Abtrennung  der  expropriirten  Theile  in  Verbindung 
mit  den  darauf  errichteten  gleich  bei  der  Expropriation  in's  Auge 
gefassten  Anlagen  entstanden  ist; 

63  die  Kosten  derjenigen  Anlagen,  welche  der  Eigenthümer 
lediglich  in  Folge  der  theilweisen  Expropriation  machen  muss,  z.B. 
um  sich  einen  nöthigen  Weg  zu  verschaffen,  oder  um  sich  abzu- 
fchliessen,  um  einen  neuen  Wasserlauf  zu  erhalten  u.  dgl.  m.; 
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7)  eintretenden  Falls  ein  Capital,  dessen  fünfprocentige  Zinses 
derjenigen  Summe  gleichkommen,  welche  wegen  der  durch  die  Ab- 
trennung erschwerten  Culüvimng  der  dem  Eigentümer  belassenen 
Grundstücke  jährlich  mehr  aufgewendet  werden  muss,*} 

8)  In  allen  Fällen  die  fttnfprocenligen  Zinsen  der  Entschädi- 
gungssumme seit  dem  Tage  der  Expropriation. 

Existiren  neben  dem  Eigentümer  Pächter  oder  Nutzungs- 
und anderweitige  Realberechtigte ,  so  würde  die  Eisenbahngesell- 
schaft nicht  mit  der  Behauptung  zu  hören  sein,  dass  sie  desswegen 
keine  grössere  Entschädigung  zu  bezahlen  brauche;  sie  hat  viel- 
mehr den  Pächter  und  Nutzungsberechtigten  noch  besonders  n 
entschädigen,  wenn  diesen  Personen  ein  besonderer  Schaden  er- 
wächst, der  nicht  durch  die  Zinsen  der  dem  Eigenthümer  gebä- 
renden Entschädigungssumme  gedeckt  wird.  (Vgl.  unten  &  56  sab  f.) 

S.  55. 

Das  Rheinische  Recht  hat  mehrere  Besonderheiten: 
1)  Während  in  den  älteren  Provinzen  immer  eine  Taxe  durch 
Sachverständige,  wenigstens  auf  dem  administrativen  Wege,  ver- 
anlasst werden  muss,  weiset  der  Art.  16  des  Rheinischen  Expro- 
priationsgesetzes vom  8.  März  1810  die  Gerichte  an,  die  Indemnität 
zunächst  mit  Rücksicht  auf  die  dermaligen  Pächter,  auf  die  vorher, 
jedoch  in  jüngster  Zeit  entweder  über  die  nämlichen  Grundstücke 
oder  über  benachbarte  derselben  Qualität  geschlossenen  Kauf- 
briefe, auf  die  Mutterrollen  und  auf  alle  sonstigen  herbeizuschaffen- 
den Documente  zu  bestimmen;  erst  für  den  Fall,  dass  die  Docu- 
mente  unzureichend  sein  möchten,  um  das  Gericht  aufzuklären,  kann 
dasselbe  nach  Art.  17  einen  oder  drei  Sachverständige  ernennen, 
deren  Bericht  das  Gericht  jedoch  nicht  bindet,  sondern  nur  als  In- 
formation dient. 


*)  Vorausgesetzt  wird  jedoch  hierbei,  dass  diese  Erschwerung  eine  absolute, 
d.  h.  in  der  Hand  eines  jeden  Besitzers  eintretende  ist.  %  Würde  dage- 
gen die  Erschwerung  beim  Wechsel  des  Besitzers  wieder  wegfallen,  so 
kann  von  einer  Entschädigung  durch  Hergabe  eines  Capital  s  keine  Bede 
■ein,  sondern  nur  eine  periodenweise  zu  leistende  Entschädigung,  so 
lange  die  Erschwerung  der  Cuhur  dauert,  verlangt  werden. 
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In  der  Rheinprovinz  ist  also  die  Taxe  durch  Sachverständige 
keine  prozessualische  Notwendigkeit,  indem  sie  nur  da  erforderlich 
erscheint,  wo  vor  definitiver  Erledigung  der  Entschädigungsfrage 
die  sofortige  Einweisung  in  den  Besitz  verlangt  wird  (vgl.  oben 
§*  44  u.  45 J.  Auch  sind  die  Gerichte,  nach  einer  feststehenden  Juris- 
prudenz, auf  die  im  Expropriationsgesetz  namhaft  gemachten  Docu- 
menta nicht  beschränkt,  sondern  dürfen  aus  jedem  ihnen  erheblich 
scheinenden  Actenstücke,  wie  auch  aus1  den  Aussagen  von  Zeugen 
die  Momente  zur  Bestimmung  der  Indemnität  schöpfen. 

2)  Nach  Art.  18  des  Rheinischen  Expropriationsgesetzes  ist 
die  Eisenbahngesellschaft  von  allen  separaten  Entschädigungsforde- 
ruagen  der  Pächter,  Hiether  und  Nutzniesser  befreit,  wenn  diese 
sich  nicht  während  der  Entschädigungsverhandlungen  melden  oder 
spätestens  in  dem  über  die  Liquidirung  des  Schadens  begonnenen 
Processe  interveniren;  vielmehr  bleiben  die  Eigenthümer  allein 
den  Pächtern  etc.  gegenüber  zum  Schadensersatz  verpflichtet,  wenn 
sie  dieselben  nicht  zu  den  Entschädigungsverhandlungen  gerufen 
haben. 

Diese  Bestimmung  des  Gesetzes  halten  wir  für  eine  sehr  weise. 
Die  bauende  Gesellschaft  hat  kein  Mittel,  die  bestehenden  Pachtver- 
hältnisse mit  Sicherheit  zu  erfahren,  während  bei  der  Oeffentlich- 
kdt,  mit  der  die  Expropriation  betrieben  wird,  jeder  Interessent 
sattsam  veranlasst  wird,  seine  Rechte  geltend  zu  machen,  abgesehen 
davon,  dass  den  Pächtern  und  Nutzniessern  der  Regress  gegen  den' 
Eigenthümer  verbleibt. 

3)  Der  Art.  51  des  Gesetzes  vom  16.  September  1807  ver- 
iftgt,  dass  Häuser  und  Gebäude,  von  denen  nur  ein  Theil  in  das 
Expropriations-Terrain  fällt,  auf  Verlangen  des  Eigentümers  ganz 
acquirirt  und  bezahlt  werden  sollen.  Hierhin  sind  jedoch  nur  sol- 
che Gebäude  zu  rechnen,  die  ganz  unter  einem  Dache  stehen; 
handelte  es  sich  dagegen  z.  B.  von  einer  Stallung,  die  an  ein  be- 
sonderes Wohnhaus  angelehnt  ist  und  die  sich  ohne  Schwierigkeit 
auf  einer  andern  Stelle  anbauen  lässt,  so  glauben  wir  nicht,  dass 
die  Eisenbahngesellschaft  auch  das  Wohnhaus  übernehmen  muss; 
sie  wird  genug  thun,  wenn  sie  nur  die  Kosten  des  Neubaues  und 
den  Werfth  des  Bodens  etc.  ersetzt« 

7 
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Das  Allgemeine  Landrecht  kennt  keine  derartige  Bestimmung; 
doch  wird  wegen  des  allgemein  geltenden  Princips  der  vollstän- 
digen Entschädigung  auch  unter  der  Herrschaft  des  Landrechts 
der  Eigentümer  die  Uebernabme  des  ganzen  Gebäudes  verlan- 
gen können,  wenn  der  übrig  bleibende  Theil  unbrauchbar  oder 
völlig  entwerthet  wird. 

$.  56. 

Wir  geben  in  diesem  Paragraphen  mehrere  Judicate,  welche 
die  Frage  der  Entschädigung  behandeln,  und  knüpfen  daran  einige 
Bemerkungen. 

a)  Durch  eine  Reihe  von  Urtheilen  ist  jetzt  die  Jurisprudenz 
in  dem  Sinne  fixirt,  dass  die  Entschädigungsklagen  von  der  Eisen- 
bahngesellschaft  und  gegen  dieselben  anzustellen  sind,  dass  also  die 
Regierung  weder  die  Pflicht  noch  die  Befugniss  hat ,  in  solchen 
Processen  die  Gesellschaften  zu  vertreten  oder  .auch  Namens  der- 
selben Vergleiche  abzusehliessen. 

Die  Klagen  wegen  der  Entschädigung  gehören  in  der  Rheift- 
provinz  eben  so  wie  in  den  älteren  Provinzen  stets  vor  dasjenige 
ordentliche  Gericht,  jn  dessen  Bezirk  die  expropriirten  Grundstücke 


b)  Ein  Urtheil  des  HL  Senates  des  Geheimen  Ober-Tribanals 
vom  7.  März  1851  (cfr.  Striethorst  Archiv  I.  S.  895  Nr.  64)  hat 
unter  Vernichtung  eineis  Erkenntnisses  des  Appellationsgerichts  zu 
Frankfurt  den  Satz  aufgestellt,  dass  einzelne  Gemeindeglieder  gegen 
eine  Eisenbahngesellschaft  nicht  auf  Schadensersatz  wegen  der  An- 
eignung oder  Unterdrückung  eines  von  ihnen  mitbenutzten  Gemein- 
deweges klagen  können.  Hiermit  ist  ein  Urtheil  des  Rheinischen 
Appellationsgerichtshofes  vom  20.  Januar  1854  (cfr.  Rhein.  Archiv 
49,  1,  154)  in  Verbindung  zu  bringen,  nach  welchem  die  betref- 
fende Gemeinde  als  Corporation  die  Befugniss  hat,  wegen  der  Ge- 
meindewege klagend  aufzutreten. 

Beide  Urtheile  halten  wir  für  richtig. 

e)  Ein  Urtheil  des  III.  Senates  des  Appellbofes  zu  Cola  vom 
17.  März  1841  (cfr.  Rhein.  Archiv  30,  1,  248)  spricht  den  Grund- 
satz aus,  »dass  die  Entschädigung,  welche  für  die  in  Folge  des 
Expropriationsgesetzes  zum  öffentlichen  Nutzen  abgetreten«  Grund- 
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9s(ücke  geleistet  werden  müsse,  sich  nach  dem  Werthe  richte, 
, welchen  diese  Grundstücke  zur  Zeit  der  Abtretung,  nicht  aber 
»nach  jenem,  den  sie  zur  Zeit  der  zu  ermittelnden  Werthbestimmung 
„halten."  Wir  bemerken,  dass  hiernach  in  den  Fällen ,  wo  es  sich 
um  Abtretung  eines  ganzen  Grundstücks  handelt,  die  zu  leistende 
Entschädigung  den  Werth  desselben,  zur  Zeit  der  Abtretung,  nicht 
übersteigen  darf.  Bildet  dagegen  die  abzutretende  Fläche  einen 
Tbeil  eines  grösseren  Grundstücks,  so  wird  durch  jenen  Satz  die 
Vergütung  des  durch  die  Verkleinerung  des  letzteren  entstehenden 
besondern  Schadens  neben  dem  Ersatz  des  Werthes  jener  Fläche 
nieht  ausgeschlossen. 

d)  „Wird  von  einer  Eisenbahngesellschaft  das  ihr  nach  $.  8 
„des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  abzutretende  Grundstück, 
„ohne  vorherige  gütliche  Uebereinkunft  mit  dem  Eigentümer  und 
„vor  erfolgter  förmlicher  Einweisung  in  Besitz  genommen  und  der 
„Art  darüber  disponirt,  dass  die  Ausmittelung  seines  Werthes  un- 
„möglich  wird,  so  ist  der  Eigentümer  über  solchen  zum  Schätzungs- 
„eide  zuzulassen.«    II.  Senat  4.  Februar  1841  (Rhein.  Archiv  30, 

1,250. 

In  dem  vorliegenden  Falle  war  eine  Wiese  von  der  Rheinischen 

Eisenbahngesellschaft  dergestalt  vergraben  und  erhöht  worden,  dass 

sich  weder  die  Qualität  des  Bodens  noch  die  Grösse  der  Wiese  mehr 

genau  ermitteln  liess. 

Wir  können  nicht  umhin,  hier  auf  eine  wichtige  Verschiedenheit 
der  Gesetzgebung  aufmerksam  zu  machen.  Nach  Art.  1369  des 
Rheinischen  Civilgesetzbuchs  kann  nämlich  der  Richter  schon  dann 
caem  Kläger  den  Schätzungseid  nachlassen,  wenn  es  auf  andere 
Art  unmöglich  ist,  den  Werth  einer  eingeklagten  Sache  auszumit- 
teln.  Das  vorstehende  Erkenntniss  wäre  also  auch  in  dem  Falle 
richtig  gewesen,  wenn  die  Eisenbahngesellschaft  zwar  vor  definiti- 
ver Ermittelung  der  Entschädigung,  aber  doch  n>ach  geschehener 
Einweisung  in  den  Besitz  die  Wiese  vergraben  hätte. 

Nach  $.  10  und  12  Titel  XXII  Th.  I.  der  (Preussischen)  Gerichts- 
ordnung ist  aber  der  Schätzungseid  nur  dann  zulässig,  wenn  eine 
Sache,  die  nicht  zurückgegeben  werden  kann,  dem  Eigenthümer 
betrügerischer  oder  gewaltsamer  Weise  entzogen  ist,  und  der  Werth 

7» 
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nicht  auf  andere  Weise  ermittelt  werden  kann.  In  dem  obigen 
Fall  würde  daher,  wenn  er  in  den  älteren  Provinzen  vorgekommen 
wäre,  der  Schätzungseid  nur  dann  zuzulassen  gewesen  sein,  wenn 
die  Eisenbahngesellschaft  sich  vor  Erwirkung  des  Expropriations- 
beschlusses der  Regierung  in  den  Besitz  der  Wiese  gesetzt  und 
dieselbe  vergraben  hätte;  anderen  Falls  würde  es  bei  dem  von  den 
Taxatoren  der  Regierung  festgesetzten  Preise  sein  Bewenden  haben 
müssen,  wenn  der  Eigentümer  nicht  durch  andere  Beweismittel 
einen  höhern  Werth  darthun  könnte. 

c)  Unter  analoger  Anwendung  der  gesetzlichen  Bestimmung, 
nach  welcher  der  Käufer  die  Kosten  des  Actes  und  der  Accessorien 
des  Verkaufe  zu  tragen  hat,  erkannte  der  Appellhof  zu  Cöln  am 
28.  November  1850  (Rhein.  Archiv  45,  1,  221),  „dass  die  Kosten 
„der  gerichtlichen  Feststeilung  der  dem  Expropriirten  gebührenden 
„Entschädigung  unter  allen  Umständen  von  der  expropriirenden 
„Eisenbahngesellschaft  zu  tragen  seien  und  zwar  auch  dann,  wenn 
„sie  eine  Entschädigungssumme  angeboten  haben  möchte,  welche 
„den  später  gerichtlich  festgestellten  Betrag  übersteigt." 

Obgleich  eine  auf  dem  Verwaltungswege  vorgenommene  Taxe 
in  der  Rheinprovinz  nicht  dieselbe  Bedeutung  hat  wie  in  den  älte- 
ren Provinzen  und  nicht  durch   das  Gesetz  als   eine    unerlässliche 
Bedingung   der  Expropriation   vorgeschrieben  ist,   so   halten  wir 
doch   obigen    Grundsatz,   selbst   abgesehen   von   seiner    schreien- 
den   Unbilligkeit,  auch    nach    Rheinischem   Recht   für   unbegrün- 
det,   weil  bei   der  Expropriation   ausnahmsweise   die  Bestimmung 
des  Preises  nicht  in  der  Weise  ein  Essentiale  des  Kaufgeschäfts  ist, 
dass  der  Kauf  vor  der  Festsetzung  des  Preises  ,  nicht  perfect  und 
definitiv  abgeschlossen  wäre.  Der  Kauf  wird  vielmehr  schon  durch  die 
Expropriation  unwiederruflich ,   und  hinsichtlich   der  Entschädigung 
bildet  sich  ein  Forderungsverhältniss.     Bietet   nun   die  Gesellschaft 
eine   genügende  oder  mehr   als    genügende  Entschädigungssumme 
an,  so  hat  sie  dadurch  in  Wahrheit  den  Grund  zur  Klage  beseitigt, 
und  der  Eigenthümer  muss  die  Kosten  seines  unnöthigen  Procedirens 
tragen.    Dazu  kommt,   dass   die    Art.  11  und  12  des  Rheinischen 
Expropriationsgesetzes  ein  Preisanerbieten  von   Seiten  des  expro- 
priirenden Theils  voraussetzen,   die    vorherige  Ermittelung   des 
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Werthes  aber  ohne  alle  Bedeutung  sein  würde,  wenn  sie  nicht  für 
den  Fall  des  Ergebnisses  richtiger  Resultate  den  Expropriirenden 
wenigstens  vor  weiteren  Processkosten  schützte.  Allerdings  haben 
die  Eigenthümer  niemals  die  Kosten  der  auf  dem  Verwaltungswege 
veranstalteten  Taxe  zu  tragen,  denn  diese  gehören  zu  den  Accesso- 
rien  des  Zwangs  Verkaufs;  sobald  aber  ein  Rechtsstreit  Statt  findet, 
tragt  der  unterliegende  Theil  die  Kosten.  Wohin  würde  es  führen, 
wenn  man  den  Eigentümern  das  Privilegium  geben  wollte,  die 
Eisenbahngesellschaften  ohne  alles  Kosten-Risico  wegen  der  über* 
triebensten  Forderungen  vor  Gericht  zu  ziehen?  —  Dagegen  stimmen 
wir  einer  andern  Entscheidung  des  I.  Senats  vom  30.  August  1843 
(Rhein.  Archiv  37,  I,  13)  vollkommen  bei.  Hier  wurde'  nämlich 
der  Grundsatz  sanctionirt: 

„Der  frühere  Eigenthümer  ist  nicht  gehalten ,  vor  Anstellung 
,der  Entschädigungsklage,  eine  Liquidation  seines  Schadens  mitzu- 
teilen; der  Eisenbahngesellschaft  liegt  vielmehr  ob ,  eine  hinrei- 
chende Entschädigung  anzubieten,  wenn  in  Ermangelung  einer 
»gütlichen  Einigung  die  Kosten  der  (gerichtlichen)  Ausmittelung 
»der  Entschädigung  nicht  sie,  sondern  den  Eigenthümer  treffen 
»soHen.« 

Unter  der  Herrschaft  des- Allgemeinen  Landrechts  entscheidet 
sich  die  hier  besprochene  Frage  ganz  einfach.  Hier  besteht  die 
gesetzliche  Notwendigkeit  einer  von  der  Regierung  zu  veran- 
lassenden Taxe,  und  nur  der  Eigenthümer  kann  auf  Erhöhung  des 
Preises  klagen.  Wird  er  hiermit  zurückgewiesen,  so  fallen  ihm 
die  Kosten  zur  Last;  im  entgegengesetzten  Falle  aber  wird  die 
Eisenbahngesellschaft  nur  dann  von  der  Tragbng  der  Kosten  befreit 
sein,  wenn  sie  etwa  vorher  selbst  den  von  dem  Gericht  nachher 
festgestellten  Preis  oder  einen  höheren  angeboten  haben  möchte. 

f)  Ueber  die  dem  Pächter  gebührende  Entschädigung,  wo  ein 
solcher  mit  dem  Eigenthümer  concurrirt,  enthält  das  Rheinische 
Archiv  in  Band  42  S.  149  eine  interessante  Entscheidung. 

Die  Bonn-Cölner  Eisenbahngesellschaft  expropriirte  einen  Theil 
eines  grösseren  Pachtgutes,  und  nun  stritten  Eigenthümer  und  Pächter 
gegen  die  Gesellschaft  vor  dem  Appellhofe  zu  Cöln  über  die  Fest- 
setzung der  ihnen  separatim  zustehenden  Entschädigung. 


—    102    — 

Durch  Urtheil  vom  9.  Juni  1847  erkannte  der  dritte  Senat 
des  Appellhofes  den  Grundsatz  an,  dass  die  Zinsen  des  Capital*, 
welches  der  Eigentümer  für  das  cxpropriirte  Grundstück  erhält, 
nicht  nothwendig  den  Werth  des  Genussrechts  des  Pächters  re- 
präsentiren,  mit  andern  Worten,  dass  der  Pächter  keineswegs  im- 
mer als  vollständig  entschädigt  zu  betrachten  ist,  wenn  man  ihn 
fiir  die  noch  laufenden  Pachtjahre  die  Differenz  zwischen  den  er- 
wähnten (als  höher  vorausgesetzten)  Zinsen  und  dem  Pachtpreis  er- 
stattet, da  er  offenbar  auch  noch  besonderen  Schaden  haben  kann. 
Sodann  wird  aber  erwogen,  dass  wegen  der  (attischen  Verhältnisse 
in  casu  der  Pächter  seine  vollständige  Entschädigung  in  den  jähr- 
lichen Zinsen  des  dem  Eigenthümer  für  das  expropriirte  Terrain 
und  die  erschwerte  Cultur  des  belassenen  zu  bezahlenden  Entschä- 
digungsquantums finde,  indem  die  Zinsen  den  pro  Morgen  zu 
bezahlenden  Pachtpreis  sogar  um  das  Dreifache  überstiegen. 
Um  nun  das  Yerhältniss  zwischen  der  Eisenbahn  und  den  Ent- 
schädigungs-Interessenten vollständig  zu  lösen,  wählte  der  Appell- 
hof folgendes  -Auskunftsmittel.  Er  verurtheilte  die  Eisenbahn- 
gesellschaft ,  an  den  Eigenthümer  bloss  das  festgesetzte  Entschi- 
digungsquantum  zu  bezahlen,  und  erklärte  dadurch  alle  Anspräche 
gegen  sie  für  erledigt,  verurtheilte  dagegen  den  Eigenthümer,  dem 
Pächter,  so  lange  der  Contract  noch  dauere ,  4  Procent  des  Bnt- 
schädigungs-Capitais  auf  den  Pachtpreis  des  ganzen  Gutes  inAbzig 
zu  bringen.  Es  war  dies  allerdings  im  gegebenen  Falle,  wo  die 
Entschädigung  des  Pächters  durch  die  Zinsen  des  Eotschädigungs- 
Capitals  vollständig  erfolgen  konnte,  ein  sinnreiches  Auskunftsmit- 
tel, obgleich  unter  andern  Umständen  die  Gerichte  der  Eisenbahn- 
gesellschaft eine  jährliche  Entschädigung  des  Pächters  oder  Nnto- 
niessers  auferlegen  können. 

Ueber  die  Entschädigung  des  Pächters  und  Nutzniessers  ent- 
hält die  StaatsministeriaUInstruction  vom  23.  Juli  1821  Grundsätze, 
welche  kaum  verkehrter  erfunden  werden  können;  indessen  ver- 
steht es  sich  von  selbst,  dass  diese,  bloss  innerhalb  der  Verwal- 
tung ertheilte  Instruction  die  Gerichte  bei  der  Bemessung  des  Ent- 
schädigungsquantums nicht  im  Entferntesten  binden  kann. 
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Zunächst  sagt  die  Instruction,  dass  zwar  der  Expropriirende 
auch  die  Pächter  und  überhaupt  dritte  Interessenten  entschädigen 
müsse,  dass  sich  aber  hierdurch  die  Abfindungssumme  des^  Eigen- 
tümers Yerhältnissmässig  vermindere.  Dieser  Satz  ist  in ,  solcher 
Allgemeinheit  gewiss  falsch,  da  er  die  Bedeutung  hat,  als  wenn 
durch  ein  bestehendes  Pachtverhältniss  niemals  das  zu  zahlende 
Entschädigungsquantum  sich  erhöhen  könnte.  Pächter  und  Eigen« 
thftmer  sind  vielmehr  beide  vollständig  zu  entschädigen,  und  wenn 
dem  letzteren  die  Entschädigung  des  Pächters  abgezogen,  werden 
soll,  so  wird  er  nicht  vollständig  entschädigt.  Nur  dann  ist  ein 
solcher  Abzug  möglich,  wenn  die  Indemnisation  des  Pächters  (wie 
in  dem  erwähnten  Falle  der  Bonn-Cölner  Eisenbahn)  die  Zinsen 
des  dem  Eigentümer  gebührenden  Capitals  nicht  übersteigt;  hat 
aber  der  Pächter  oder  Miether  z.  B.  gerade  mit  Rücksicht  auf  das 
vielleicht  noch  lange  dauernde  contractliche  Verhältniss  besondere 
Anlagen  gemacht,  die  jetzt  wegen  der  Expropriation  keinen  oder 
»cht  den  beabsichtigten  Nutzen  gewähren,  so  muss  die  Eisenbahn- 
gesellschaft ohne  alle  Frage  dem  Pächter  die  aufgewendeten  Kosten 
ersetze«,  ohne  dem  Eigentümer  deshalb  den  geringsten  Abzug  ma- 
chen zu  dürfen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Niessbraucber, 
and  die  Instruction  hat  wiederum  Unrecht,  die  Entschädigung  des- 
selben auf  den  jährlichen  Reinertrag  unbedingt  fuhren  zu  wollen, 
wenn  es  auch  factisch  richtig  sein  mag,  dass  die  Genussrechte  des 
Pächters  und  Niessbrauchers  in  vielen  Fällen  durch  die  Zinsen  des 
Entschädigungs-Capitals  vollständig  oder  gar  mehr  als  vollständig 
vergütet  werden. 

Mit  Recht  jedoch  macht  die  Instruction  darauf  aufmerksam, 
dass  in  der  Rheinprovinz  nur  derjenige  Mietvertrag  von  dem  Ex- 
propriirenden  berücksichtigt  zu  werden  braucht,  der  ein  der  Expro- 
priation vorhergehendes  sicheres  Datum  hat.  Ein  Privatact  trägt 
nämlich  dritten  Personen  gegenüber  in  der  Regel  keineswegs  den 
Beweis  in  sich,  dass  er  an  dem  unterschriebenen  Datum  wirklich 
abgeschlossen  sei,  denn  der  Act  kann  auch  später,  etwa  im  Laufe 
eines  Rechtsstreites  fobricirt  sein.  Der  Ankäufer  eines  Hauses 
braucht  z.  B.  einen  durch  Privatact  abgeschlossenen  Miethvertrag 
nur  dann  zu  respectiren,  wenn  jener  Act  vor  dem  Tage  des  Kauf- 
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acts  ein  sicheres  Datum  erlangt.  Ein  sicheres  Datum  aber  haben 
Acte  unter  Privatunterschrift  gegen  dritte  Personen  nur.  von  den 
Tage,  an  welchem  sie  (bei  dem  Friedensgericht)  einregistrirt  wor- 
den sind,  von  dem  Tage,  "an  welchem  einer  der  Unterzeichner 
des  Actes  gestorben  ist,  oder  von  dem  Tage,  an  welchem  ihr  we- 
sentlicher Inhalt  in  solchen  Acten,  welche  durch  öffentliche  Beamten 
aufgenommen  worden  sind,  z.  B.  in  Protocollen  über  Versiegelung 
oder  Inventur,  constatirt  wurde  (Art.  1328  des  Rheinischen  Civilgesetz- 
buchs).  Hat  nun  der  Privatvertrag  des  Pächters  oder  Miethers  kein 
sicheres  Datum  vor  der  Expropriation  in  obigem  Sinn  erhalten,  so 
besteht  gar  kein  Entschädigungsanspruch  gegen  den  Expropriirenden; 
letzterer  kann  den  Pächter  ohne  Weiteres  depossediren,  sobald  das 
Expropriationsurtheil  da  ist,  und  die  Instruction  möchte  wiederum  Un- 
recht haben,  indem  sie  die  Notwendigkeit  einer  .Kündigung  supponirL 

Wenn  ferner  die  Instruction  andeutet,  nur  derjenige  Mietb- 
oder  Pachtvertrag  brauche  berücksichtigt  zu  werden,  der  schon  za 
der  Zeit,  als  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  der 
Bauplan  bei  den  Bürgermeistern  deponirt  worden,  ein  sicheres  Da- 
tum gehabt  habe,  so  erweckt  dies  ebenfalls  grosses  Bedenken.  Im 
Allgemeinen  braucht  der  Pacht-  oder  Mietvertrag,  um  einem  neuen 
Erwerber  gegenüber  zu  gelten,  nur  ein  sicheres  Datum  vor  dem 
Tage  des  Kaufacts  zu  haben.  Wir  können  nun  bei  der  ganzen 
Procedur  des  Zwangsverkaufs  nichts  Anderes  für  den  Kauftet  an- 
sehen, als  das  Expropriationsurtheil  des  Landgerichts,  wodurch  erst 
das  Kaufgeschäft  perfect  wird,  und  müssen  daher  theoretisch  den 
Satz  hinstellen,  dass  alle  Mieth-  oder  Pachtverträge  mit  sichern 
Datum  vor  dem  Tage  des  Expropriationsurlheils  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung gewähren.  Wir  halten  auch  diese  Auffassung  nicht  fflr 
so  sehr  gefährlich,  da  eine  etwaige  Simulation  des  ganzen  Pacht- 
verhältnisses leicht  zu  durchschauen  sein  wird  und  vom  Gerichte 
auch  aus  Yermuthungen  hergeleitet  werden  kann. 

Das  Rheinische  Gesetz  gestattet  dem  Vermiether  oder  Verpäch- 
ter, sich  vertragsmässig  das  Recht  der  Austreibung  fftr  den  Fall 
des  Verkaufs  vorzubehalten,  wo  dann  auch  der  durch  ein  sicheres 
Datum  geschützte  Miether  '  oder  Pächter  dem  Ankäufer  weichen 
muss,  und  die  Art.  1744  bis  1748  des  Rheinischen  Civilgesetzbucta 
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setzen  eine  Entschädigung  fest,  welche  der  Ankäufer  vor  der  Aus- 
treibung bezahlen  muss.  Nach  der  Instruction  soll  bei  dem  Vor* 
fcandensein  eines  solchen  Vorbehaltes  auch  der  Expropriirende  nur 
eine  solche  Entschädigung  bezahlen;  wir  glauben  indessen  nicht, 
dass  die  bezogenen  Artikel,  die  sich  auf  den  freiwilligen  Ver- 
kauf bezidien,  hier  anwendbar  sind.  Denn  der  Expropriirende  ent- 
zieht dem  Miether  oder  Pächter  unter  allen  Umständen  sofort  seine 
Nutzungsrechte,  ohne  dass  nach  Ortsgebrauch  respective  ein 
Jahr  vorher  gekündigt  zu  werden  braucht,  wie  dies  der  Art.  1748 
des  Rhein.  Civilgesetzb.  dem  freiwilligen  Erwerber  zur  Pflicht  macht; 
ftr  den  Expropriirenden  ist  daher  die  Existenz  oder  Nicht- 
Existenz  eines  derartigen  Vorbehalts  ganz  gleichgültig;  er  hat  ein- 
fach dem  Pächter  seinen  Schaden  zu  ersetzen. 

g)  Der  Richter  ist  bei  Fesstellung  der  Entschädigung  für  das" 
ei  Ei$enbahnanlagen   expropriirte  Eigenthum   nicht  gehalten,    eine 
Expertise  anzuordnen,   so  lange  ihm   sonstige  Momente  vorliegen, 
ms  denen  er  selbst  die  Höhe  der  Entschädigung  ermessen  kann. 

(Urtheil  des  II.  Senates  vom  29.  Juli  1847  Rhein.  Archiv  42. 
1.  233.) 

Die  Richtigkeit  dieses  Satzes  geht  aus  den  Worten  des  Gesetzes 
selbst  hervor. 

-  h)  Ein  Urtheil  des  III.  Senates  vom  31.  August  1843  (Rhein. 
Archiv  36.  1.  64)  stellt  im  Princip  mehre  Sätze  auf,  denen  wir 
ToHkommen  beipflichten. 

Erstens:  »Durch  das  Urtheil,  welches  bei  der  Expropriation 
pour  cause  d'utilite  publique  den  Staat  oder  die  dessen  Rechte 
«stbende  Eisenbahngesellschaft  zur  Besitznahme  bestimmter  Grund- 
sticke ermächtigt,  (unter  der  Herrschaft  des  Allgemeinen  Land- 
rechts: durch  das  Expropriations-Resolut  der  Regierung)  wird  dem 
Privaten  das  Eigenthum  in  durchgreifender  Weise  entzogen  und 
dem  Staate  resp.  der  Gesellschaft  mit  der  Verpflichtung  zur  Ent- 
ichädigungsleistung  zugesprochen.  Nach  Erlassung  desselben  bleibt 
et  daher  nicht  mehr  der  freien  EntSchliessung  der  Gesellschaft  über- 
lassen, sich  der  ihr  auferlegten  Entschädigungsverbindlichkeit  dadurch 
ganz  oder  theäweise  zu  entziehen,  dass  sie  von  der  Besitznahme 
ganz  absteht  oder  dieselbe  auf  einen  mindern  Antheil  beschränkt.* 
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Es  beruht  dieser  unzweifelhaft  richtige  Satz  auf  dem  einfache« 
Princip,  dass  die  Expropriation  ein  wenn  auch  erzwungenes,  dock 
wirkliche*,  beiden  Theilen  Rechte  gebendes  Kaufgeschäft'  dar- 
stellt. Es  gut  also  auch  dasselbe  von  dem  Expropriationsbeschloss 
der  Regierung,  durch  den  in  den  älteren  Provinzen  der  Zwangs- 
verkauf perfect  wird;  auch  dort  kann  die  Eisenbahugesellschaft 
wider  den  Willen  des  früheren  Eigentümers  das  einmal  expro- 
priirte  Terrain  nicht  zurückgeben. 

Zweitens.  „Die  Eisenbahngesellschaft  hat,  wenn  ein  Thett 
von  Gebäulichkeiten  auf  der  expropriirten  Grundfläche  steht,  den 
ganzen  Complexus  der  Gebäulichkeiten  zu  übernehmen  und  daflr 
nach  dem  Werthe  zur  Zeit  der  ausgesprochenen  Eigenthumseatzie- 
hung  Entschädigung  zu  leisten.8 

Die  Pflicht  zur  Uebernahme  ganzer  Gebäude  besteht  in  ihrer 
Unbedingtheit  zufolge  Art.  51  des  Gesetzes  vom  16.  September 
1807  nur  in  der  Rheinprovinz  (cfr.  oben  $.  55  Nro.  3J. 

Drittens:  »Bei  der  theilweisen  Expropriation  ist  für  die 
Werthverminderung  des  übrigen  unberührt  gebliebenen  Bestandes 
des  Grundbesitzes  Entschädigung  insofern  zu  leisten,  als  diese 
Werthverminderung  unmittelbar  und  ausschliesslich  durch  die  Tren- 
nung der  adjudicirten  Bodenfläche  veranlasst  worden  ist* 

Es  ist  dieses  ein  äusserst  wichtiges  Princip,  von  dem  zu  wün- 
schen wäre,  dass  die  Gerichte  es  immer  festhalten  möchten,  indem 
Nichts  geeigneter  ist,  die  Eisenbahngesellschaften  vor  übertriebenen 
Entschädigungs-Ansprüchen  zu  schützen.  Zu  dem  durch  die  Tren- 
nung unmittelbar  herbeigeführten  Schaden  gehört  z.  B. :  der  Mm- 
derwerth,  den  das  dem  Eigentümer  verbleibende  Grundstück  durch 
die  erschwerte  Cultur  oder  durch  die  nunmehr  isolirte  Lage  er- 
hält; —  der  Schaden,  welcher,  dadurch  entsteht,  dass  die  Ausübung 
von  Gerechtigkeiten  wegen  der  Eisenbahn  unmöglich  wird,  —  wd 
die  Kosten  derjenigen  Anlagen ,  welche  der  Eigentümer  in  Folge 
der  Abtrennung  machen  muss.  Hiermit  ist  jedoch  auch,  abgesehen 
von  analogen  Fällen,  der  Umkreis  des  wegen  der  belassenen  Grund- 
stücke zu  entrichtenden  Schadens  so  ziemlich  abgeschlossen. 

Wird  durch  die  Eisenbahnanlage  auf  dem  expropriirten  Terrain 
den  dem  Expropriaten  verbleibenden  Grundstücken   ein  sonstiger 
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Schaden  zugefügt,  so  kann  er  in  feiner  Eigenschaft  ab  Eipro- 
priat  einen  Ersatz  dafflr  nicht  beanspruchen;  er  tritt  vielmehr  le- 
diglich in  das  Verhältnis*  eines  Adjacenten  ein.  Die  Eisenbahn  ist 
bereits  im  Moment  der  Expropriation  definitive  Eigentümerin  des 
abgetretenen  Terrains  geworden;  sie  wird  die  Nachbarin  simmt- 
licher  Adjacenten  und  hat  ihnen  Allen  in  Folge  ihrer  Eisenbah*- 
ailage  nur  denjenigen  Schaden  zu  ersetzen  y  den  ein  Nachbar  dem 
andern  etwa  deswegen  leisten  muss,  weil  er  die  gesetzlichen  Vor- 
schriften für  die  Benutzung  seines  Eigenthums,  namentlich  z.  B. 
die  geltenden  Bauordnungen  fibertritt.  Wir  hatten  deswegen  die 
sab  L  referirte  Entscheidung  ftr  unrichtig. 

1)  Am  22.  December  1852  erkannte  der  dritte  Senat  des 
Appellhofs  zu  Cöln  (Rhein.  Archiv  48.  1.  46),  dass,  wenn  einem 
theilweise  Exproprürten  durch  einen  Eiseilbahneinschnitt  ein 
Bronnen  versiege,  hierfür  Schadenersatz  zu  leisten  sei  und  zwar 
selbst  dann,  wenn  nicht  gerade  derjenige  Theil  des  Einschnitts, 
welcher  sich  auf  dem  früheren ,  jetzt  abgetretenen  Eigentfaum  des 
Brunnenbesitzers  befindet,  die  Versiegung  veranlasst  habe. 

Wir  halten,  wie  bemerkt,  diesen  Satz  fitr  unrichtig  und  zwar 
selbst  dann,  wenn  der  Eisenbahneinschnitt  gerade  an  der  expropiir- 
ten  Stelle  den  Brunnen  versiegen  macht.  Es  handelt  sich  hiervon 
keiner  unmittelbaren  Folge  der  Expropriation,  indem  trotz  der  letz- 
teren die  Eisenbahn  auch  ohne  Einschnitt  angelegt  werden  konnte. 
Die  Gesellschaft  macht  den  Einschnitt  erst,  nachdem  sie  definitive 
Eigenthfimerin  geworden  ist;  nun  darf  aber  der  Eigenthimer  sein 
Grundstfick  dem  Principe  nach  gebrauchen  wie  er  will,  wenn  er 
■ur  nicht  etwa  specielle  Gesetze  oder  locale  Reglements  verletzt; 
da  also  das  Gesetz  im  Allgemeinen  dem  Nachbar  nicht  verbietet, 
aaf  seinem  Grundstfick  Grabungen  vorzunehmen,  welche  etwa  die 
den  Brunnen  des  Nachbars  speisende  Wasserader  durchschneiden, 
so  hat  auch  die  Eisenbahngesellschaft  für  den  versiegten  Brunnen  keine 
Entschädigung  zu  leisten. 

k)  Wenn  das  Landrecht  (übrigen*  in  Uebereinstimmung  mit 
den  in  der  Rheinprovinz  geltenden  Grundsätzen)  auch  den  ausser- 
ordentlichen Werth  ersetzt  wissen  will,  so  ist  darunter  auch  der 
entgangene  Gewinn,  das  lucrum  cessans  zu  verstehen.  Wir  haben 
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daher  die  Frage,  wie  der  ausserordentliche  Werlh  zu  berechnen 
sei  zu  beantworten  und  können  dies  nicht  besser,  als  durch  die 
Gründe  eines  unlängst  ergangenen  Erkenntnisses.    Hier  heisst  es: 

„Der  Schluss  des  §.  114  Theil  I  Tit.  2desAllgem.  Landrechte 
„könnte  durch  seine  Unbestimmtheit  zu  Zweifeln  Anlass  geben; 
„indessen  wenn  man  mit  ihm  die  vorhergehenden  $$.  verbindet,  so 
„kann  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  dass  seine  Passung  ausspre- 
chen soll:  der  ausserordentliche  Werth  einer  Sache  bestehe  in 
„der  Erhöhung  des  gemeinen  Werths  mit  Rücksicht  auf  die  Nutz- 
barkeit der  Sache.  —  Also  die  Nutzbarkeit  der  Sache  ist  das  ent- 
scheidende Moment;  mit  andern  Worten:  Alle  diejenigen  Vortheile, 
„welche  durch  richtige  Benutzung  der  Sache  erreicht  werden  kön- 
nen, sollen  bei  Bestimmung  ihres  Werthes  mit  veranschlagt  wer« 
„den.  ,  Aber  auch  dieser  Begriff  würde  nur  eine  höchst  relative 
„Auffassung  zulassen,  wenn  man  nicht  die  Zeit,  zu  welcher  diese 
„Vortheile  geltend  gemacht  werden  können,  einer  bestimmten  Grenze 
„unterwerfen  oder  die  Möglichkeit  der  Erreichung  solcher  Vortheile, 
„d.  h.  den  Maassstab  derselben  nicht  näher  präcisiren  wollte.  Viel- 
„mehr  ergibt  sieh  erst  durch  diese  beiden  Beschränkungen  der 
„Umfang  des  ausserordentlichen  Werthes.  Was  zunächst  den  Zeit- 
„punkt  anbetrifft,  so  bedarf  es  keiner  Ausführung,  dass  nur  die 
„Gegenwart  entscheiden  kann;  nur  der  Zeitpunkt  der  Expropriation, 
„also  der  Schadenszufügung  durch  Entziehung  des  Eigenthums  kann 
„für  die  Bestimmung  der  aus  der  Sache  zu  ziehenden  Vortheile, 
„also  ihres  Werthes  maassgebend  sein;  die  in  diesem  Zeitpunkt  vor- 
„handene  Beschaffenheit  der  Sache  gibt  den  Ausschlag.  Um  nun 
„ferner  den  richtigen  Maassstab  für  die  Erreichbarkeit  von  Vorthei- 
„len  zu  finden,  muss  man  §.  6.  I.  6.  des  Allgemeinen  Landrechts 
„zu  Hülfe  nehmen.  Dabei .  darf  man  also  die  möglicher  und  ver- 
nünftiger Weise  zu  erwartenden  Vortheile  nur  so  weit  berück- 
„sichtigen  und  in  Anrechnung  bringen,  als  sie  zur  Zeit  der  Expro- 
priation nicht  allein  in  Aussicht  standen,  sondern  auch  durch 
„diesen  Umstand  eine  schon  gegenwärtige  Wertherhöhung  der  za 
„expropriirenden  Sache  zur  unmittelbaren  Folge  hatten.8 

1)  Es  bedarf  kaum  einer  Bemerkung,  dass  nicht  nur  expro- 
prürte  Eigenthümer,  sondern  auch  die  Besitzer  einer  Wege-  oder 
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sonstigen  Gerechtigkeit,  die  durch  die  Eisenbahnanlage  geschmälert 
oder  factisch  aufgehoben  wird,  zu  entschädigen  sind.  (Cfr.  Urtheil 
des  III.  Senats  des  Geheimen  Obertribunals,  7.  März  1851.  Striet- 
horst  Archiv  I,  S.  295  Nro.  64) 

m)  Aeusserst  wichtig  ist  eine  erst  in  der  jüngsten  Zeit  ergan- 
gene Entscheidung  des  III.  Senates  des  Rheinischen  Appellations- 
Gerichtshofes  vom  15;  November  1854  (Rhein,  Archiv  50,  1,  140)/ 
die  sich  zwar  auf  die  von.  einer  expropriirenden  Gemeinde  zu 
leistende  Entschädigung  bezieht,  aber  für  Eisenbahngesellschaften  in 
gleicher  Weise  gilt. 

Zunächst  wird  ausgesprochen:  „dass  ausser  dem  Ersatz  des 
Werthes  der  Grundfläche  auch  Entschädigung  für  die  indirecte  Be- 
nachtheiligung der  expropriirlen  Grundeigentümer  geleistet  werden 
misse,"  sodann  wird  folgender  Satz  sanetionirt: 

„Der  dem  Grundeigentümer  durch  die  neue  Strasse  verschaffte 
„Yorlheil  ist  bei  der  Ausmittelung  der  Entschädigungssumme  nur  inso- 
„fern  in  Abzug  zu  bringen,  als  dieser  Vortheil  unmittelbar  den  durch  die 
„Abtretung  entstehenden  Nachtheil  mindert  und  theilweise  aufliebt. 
,Die  Vortheile  aber,  welche  eine  jede  neue  Wegeanlage  für  die 
»ganze  Gegend  und  besonders  auch. den  Anschiessenden  gewährt, 
„können  bei  der  Entschädigung  nicht  in  Aufrechnung  kommen/ 

Zur  Motivirung  dieser  Entscheidung  wird  u.  A.  angeführt,  dgss 
ihr  auch  die  Bestimmungen  der  betreffenden  Rheinischen  Spezialge- 
setze, nämlich  des  Gesetzes  vom  16.  September  1807  und  der  Ber- 
gischen Wegeordnung  vom  18.  Juni  1805,  nicht  entgegenstehen; 
indessen  halten  wir  den  Satz  für  Eisenbahngesellschaften  wenig- 
stens ganz  allgemein  im  ganzen  Umfange  des  Preussischen  Staates 
für  gültig,  weil  ebenso,  wie  nach  der  Entscheidung  sub  k  nur  der 
gegenwärtige  und  bereits  existente  Werth  in  Anschlag 
zu  bringen  ist,  auch  auf  der  andern  Seite  nur  diejenigen  Momente 
Berücksichtigung  finden  dürfen,  welche  sofort  und  unmittel- 
bar den  durch  die  Expropriation  erlittenen  Schaden  mindern. 

Sonach  ist  eine  Eisenbahngesellschaft  niemals  befugt,  diejenigen 
Vortheile,  welche  die  durch  sie  zu  veranlassende  grössere  Frequenz 
der  betreffenden  Gegend  bringt,  den  Expropriaten  gegenüber  zur 
Anrechnung  and  Compensation  au  bringen. 
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m)  Hinsichllich  der  Expropriation  von  Parcellen  Jand  tags- 
fähiger Rittergüter  verfügt  ein  Erlass  des  Ober-Präsidenten 
der  Rheinprovinz  vom  20.  Januar  1845: 

„Die  Bestimmung  in  Art.  XVI  der  A.  Verordnung  vom  13. 
„Juli  1827  findet  auf  Abtretungen  zu  genehmigten  Eisenbahnen  keine 
„Anwendung;  auch  kann  den  Besitzern  nicht  die  Verpflichtung  aef- 
„erlegt  werden,  den  auf  diese  Weise  verminderten  Reinertrag  durch 
„Ankauf  anderer  Grundstücke  zu  ergänzen.0 

Vgl.  Rescript  des  Ministers  des  Innern  vom  21.  Juni  1844, 
Ministerial-Blatt  1844  pag.  196;  ferner  ein  Rescript  des  Ober-Prä- 
sidenten der  Rheinprovinz  vom  21.  Juli  1846,  welches  auf  Grund 
der  Allerhöchsten  Cabinetsordre  vom  22.  Mai  1846  (vergl.  auch 
Rescript  des  Ministers  des  Innern  vom  16.  Juli  1846,  <Min.-BIatt 
1846  pag.  102}  erlassen  ist.  Jene  erwähnte  Cabinetsordre  enthält 
dieselben  Vertagungen  für  den  Umfang  des  ganzen  preussischen 
Staates,  und  es  ist  daher  in  Preussen  ftr  die  Verkleinerung  laad- 
tagsfihige;  Rittergüter  in  der  hier  angegebenen  Beziehung  niemals 
Entschädigung  zu  leisten,  weil  auf  die  Ritterguts-Qualitlt  die 
Expropriation  keinen  Einfloss  hat. 

ABSCHNITT  VI. 

Von  der  Zahlung  der  Geldentftch&dlgunf 

und  der  Stempel-  und  Spertelfrelhelt  der 

Elftenbnhngeftellftehnften. 

*  57. 

Der  hier  in  Betracht  kommende  $.  15  des  Eisenbahngesetzes 
lautet:  y 

Bei  der  Zahlung  der  Geldvergütungen  für  Grundstücke,  welche  nach  $.  8 
der  Expropriation  unterworfen  sind,  ohne  Unterschied,  ob  die  Veraussernng 
selbst  durch  Expropriation  oder  durch  freien  Vertrag  bewirkt  wird,  kommen 
die  für  den  Chaussebau  in  den  verschiedenen  Landestheilen  hierüber  bestehen- 
den gesetzlichen  Bestimmungen  aar  Anwendung}  auch  sollen  die  dabei  vor- 
kommenden Verhandlungen  Stempel-  und  sportelfrei  erfolgen. 

Der  £  15  in  principio  spricht  nur  von  der  Zahlung  der  GeM- 
vergütung  Dir  die  nach  §.  8  der  Expropriation  unterworfene« 
Grundstücke,  ist  also  auf  diejenige  Geldvergütung  nicht  anwendbar, 
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welche  für  die  vorübergehende  Benutzung  bezahlt  werden  rnuss. 
Die  für  den  Chausseebau  bestehenden  und  für  Bisenbahnen  an- 
wendbar erklärten  Specialgesetze  sind  folgende: 

1)  Die  für  die  Kur  mark  ergangene  Cabinetf  ordre  vom  8. 
August  1832,  durch  welche  die  Bestimmungen  des  Edicts  vom  18* 
April  1792  $.  XVIII  littera  a.  bis  i.  in  Bezug  auf  die  <3eidentschü- 
digungen  für  zum  Chausseebau  abgetretene  Grundstöcke  aufgeho- 
ben werden  (Gesetz-Sammlung  1832  S.  202). 

Wir  haben  den  Abdruck  dieser  Cabinetsordre  bereits  oben  im 
$.  30  gegeben. 

Durch  Cabinetsordre  vom  15.  Juni  1803  wurden  die  Besttm~ 
Bingen  dieses  Gesetzes  auch  auf  die  Neumark  ausgedehnt 

2)  Die  Cabinetsordre  vom  22.  August  1833  für  die  Provinz 
Preussen  (G.-S.  1833  S.  23). 

3)  Die  Cabinetsordre  vom  22.  August  1833  für  die  Provinz 
Posen  (G.-S.  1833  S.  117). 

4)  Die  Cabinetsordre  vom  18.  October  1834  für  die  Provinz 
Sachsen  (G.-S.  1834  S.  179). 

5)  Die  Cabinetsordre  vom  25.  März  1837  für  die  Provinzen 
Schlesien  und  Pommern  (G.-S.  1837  S.  69). 

6)  Die  Cabinetsordre  vom  8.  December  1837  für  die  Provinz 
Ifestphalen  (G.-S.  1838  S.  7). 

Des  Abdrucks  der  sub  2  bis  6  incl.  erwähnten  Gesetze  bedarf 
es  nicht,  weil  sie  die  Cabinetsordre  vom  8.  August  1832  auch  Ar 
die  übrigen  Provinzen  zur  Geltung  erheben. 

7)  Ffir  die  Rheinprovinz  (mit  Ausschluss  der  Kreise  Duis- 
burg und  Wesel,  wo  das  Allgemeine  Landrecht  gilt,  und  des  ost- 
rheinischen Theils  des  Regierungsbezirks  Coblenz)  ist  der  Art.  25 
des  Expropriationsgesetzes  vom  8.  März  1810  maassgebend,  welcher 
besUamt,  dass  in  allen  Fällen,  wo  Hypotheken  auf  den  expropriirten 
Grundstücken  bestehen,  Arreste  auf  die  den  depossedirten  Eigen- 
tümern ,  den  Niessbrauchern  oder  Mielhern  gebührenden  Entschä- 
digungs-Summen angelegt  sind,  die  Hinterlegung  (Deposition  bei 
der  Bank)  der  schuldigen  Summen  stattfinden  soll ,  damit  deren 
Zuweisung  respective  VerlheUung  nach  den  Regeln  des  gemeinen 
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Rechte  stattinden  könne.  Wir  haben  bereits  oben  (im  §.  16)  un- 
sere Ansicht  dahin  ausgesprochen,  dass  die  Eisenbahngesellschaft 
weiter  nichts  zu  thun  brauche,  als  die,  sei  es  durch  freie  Einigung, 
sei  es  durch  gerichtliches  UrtheQ  festgestellte  Entschidigungs-Summe 
unter  der  Bedingung  des  Nachweises  der  Hypolhekenfreiheit  (übri- 
gens am  besten  durch  einen  Gerichtsvollzieher- Act)  anzubieten  und, 
falls  dieser  Machweis  nicht  sofort  geliefert  wird,  die  erwähnte  Ent- 
schädigungs-Summe  ohne  weitere  Schritte  bei  der  Bank  zu  depo- 
niren.  Dieses  Verfahren  wird  auch  in  allen  andern  Fällen  anzu- 
wenden sein,  wo  die  Legitimation  des  Entschädigungsberechtigten 
zum  Empfange  wegen  bestehender  Arreste  oder  aus  andern 
Gründen  nicht  vollständig  nachzuweisen  ist  Sonst  ist  aller- 
dings nach  4em  Rheinischen  Rechte  ein  weitläufigeres  processni- 
lisches  Verfahren  nöthig,  wenn  ein  Schuldner  sich  durch  Consigna- 
tion  der  Schuldsumme  vollständig  von  seiner  Verbindlichkeit  befreien 
will;  da  aber  der  Art  25  des  Gesetzes  vom  8.  März  1810  als 
Specialgesetz  die  Materie  vollständig  regelt  und  dem  Exproprianten 
nicht  mehr  als  die  einfache  Consignation  zur  Pflicht  macht,  so  moss 
ihn  die  blosse  Deposition  auch  vollständig  liberiren,  und  es  kann 
ihm  höchstens  noch  die  Anzeige  derselben  obliegen. 

$.  58. 
Der  $.  15  des  Eisenbahngesetzes  in  fine,  so  weit  derselbe  dea 
Eisenbahngesellschaften  Stempel-  und  Sportelfreiheit  bewilligt,  hat 
bereits  oben  (in  §.  18)  hinsichtlich  der  Befreiung  vom  Werthstem- 
pel  bei  Käufen  (aber  nicht  von  den  Gebühren  der  Notarien),  wie 
auch  f&r  die  Rheinprovinz  in  specie  hinsichtlich  der  Honorare  der 
Hypothekenbewahrer  seine  Erörterung  gefunden.  Es  sind  aber 
in  Betreff  der  Stempel-  und  Sportelfreiheit  noch  einige  Ministerial- 
Rescripte  nachzutragen: 

Bescript  des  Justtnhüsters  ? am  7.  Na? ember  1$4S  an  das  stawner- 
gertot  (Just-Iin.»M.  1843  8.  *»). 

Auf  den  über  die  Beschwerde  der  Directum  der  Berlin-Frankfurter  Eisen- 
bahngesell8chaft  wegen  verweigerter  Sportelfreiheit  in  der  Process-Sache  des  K. 
wider  dieselbe  erstatteten  Bericht  wird  dem  Königl.  Kanunergerichte  im  Einrer* 
staadnias  mit  dem  Herrn  Finanaminister  Folgendes  eröflhet. 
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Nach  den  Erörterungen,  welche  dem  Gesetz  über  die  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen vom  3.  November  1838  vorangegangen  sind,  ist  bei  dem  §.15 
desselben  beabsichtigt  worden,  allen  Verhandlungen,  welche  durch  die  Veräus- 
serang  respective  durch  die  Erwerbung  der  der  Expropriation  unterliegenden 
Grundstücke  veranlasst  werden,  die  Stempel-  und  Sportelfreiheit  zu  bewilligen. 
Diese  letztere  beschrankt  sich  daher  nicht  bloss  auf  die  Verhandlungen,  welche 
die  Expropriation  selbst  betreffen,  sondern  erstreckt  sich  auch  auf  alle  durch 
die  Veräusserung  selbst  hervorgerufenen  Verhandlungen,  mögen  dieselben  bei 
der  eigentlichen  Expropriation,  'oder  erst  nach  oder  in  Folge  derselben  ent- 
standen sein. 

Zu  den  letzteren  gehören  auch  die  Processe,  welche  durch  die  Unzu- 
friedenheit der  Grundeigenthümer  mit  der  im  Wege  des  Expropriationsverfah- 
rens ihnen  festgesetzten  Entschädigung  hervorgerufen  werden.  Die  dabei  ent- 
stehenden Kosten  müssen  daher,  so  weit  sie  nach  den  gesetzlichen  Bestim- 
mungen der  Eisenbahngesellschaft  zur  Last  fallen,  niedergeschlagen  werden. 

Hiernach  ist  die  Beschwerde  der  Direction  für  begründet  zu  erachten  und 
das  hiesige  Stadtgericht  anderweitig  zu  bescheiden,  auch  in  künftigen  ähnlichen 
Fallen  nach  den  vorstehenden  Grundsätzen  zu  verfahren. 

lescript  des  Justimiiiisters  aa  das  Kammergericht  ren  J3.  Jtli  ]$45 
(Jnst.-lIui.-Bl.  1845  S.  137). 

Das  Kgl.  Kammergericht  ist  auf  den  über  eine  Beschwerde  der  Direction 
der  Berlin-Frankfurter  Eisenbahngesallschaft  wegen  verweigerter  Sportelfreiheit 
in  der  Processsache  des  XJärtners  N.  wider  dieselbe  erstatteten  Bericht  vom 
11.  September  1843  in  der  Verfügung  des  Justizministers  vom  7.  November 
1843,  im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Finanzminister  dahin  beschieden 
worden,  dass  zu  denjenigen  Verhandlungen,  welche  nach  §.15  des  Gesetzes 
tter  die  Eisenbahn-Unternehmungen  vom  3.  November  1836  Stempel-  und 
iportelfrei  erfolgen  sollen,  auch  die  Frocesse  zu  rechnen  seien,  welche  durch 
die  Unzufriedenheit  der  Grundeigenthümer  mit  der  im  Wege  des  Expropriations- 
ferfahrens  ihnen  festgesetzten  Entschädigung  hervorgerufen .  werden. 

Eine  neuerdings  von  dem  Kunstgärtner  N.  und  Genossen  erhobene  Be- 
schwerde, welche  jene  Sportel-  und  Stempelfreiheit  auf  den  Grund  der  gedach- 
ten Verfügung  vom  7.  November  1843  auch  für  sich  in  Anspruch  nehmen  zu 
können  glauben,  hat  dem  Justizminister  Veranlassung  gegeben,  diesen  Gegen- 
stand einer  wiederholten  sorgfaltigen  Prüfung  zu  unterwerfen  und  darüber  mit 
dem  Herrn  Finanzminister  nochmals  Bücksprache  zu  halten. 

Das  Besultat  ist,  dass  die  dem  Gesetz  vom  3.  November  1838  vorange- 
gangenen Verhandlungen  jene  Ausdehnung  der  Stempel-  und  Sportelfreiheit  auf 
Processe  nicht  hinlänglich  motiviren,  da  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nur 
dahin  gegangen  ist,  hier  dieselbe  Stempel-  und  Sportelfreiheit  eintreten  zu  las- 
sen, wie  sie  theils  in  der  Allerhöchsten  Cabinetsordre  vom  4.  Mai  1833  all- 

8 


—    114    — 

gemein  ffir  gezwungene  Besitzveranderungen  zum  Zweck  des  gemeinen  Besten, 
tfaeils  in  der  Allerhöchsten  Cabinetsordre  vom  8.  August  1832  fftr  Grund- 
Abtretungen  zum  Chausseebau  bewilligt  worden  ist,  und  die  durch  diese 
Allerhöchste  Cabinetsordre  bewilligte  Stempel-  und  Sportelfreiheit  auf  Fro- 
cesse  über  die  für  den  abzutretenden  Grund  und  Boden  zu  bewilligende  Geld- 
entsch&digung  sich  nicht  erstreckt. 

Zwar  werden  sich  die  Gerichte  bei  der  Behandlung  der  Pro- 
cesse  nicht  nach  dem  ersten,  sondern  nach  dem  zweiten,  als  dem 
spätem  Rescript  richten,  und  die  über  den  Betrag  der  Geldentschä- 
digung geführten  Processe  denselben  Stempel-  und  Sporteisätzen 
unterwerfen,  wie  alle  andere.  Würde  aber  einmal  eine  Eisenbahn- 
gesellschaft gegen  den  Fiscus  einen  Anspruch  auf  Rückerstattung 
der  hiernach  erhobenen  Stempel  und  Sportein  erheben,  so  möchte 
die  Sache  doch  zweifelhaft  erscheinen.  Für  die  Ansicht  des  zwei- 
ten Rescripts  spricht  allerdings  nicht  nur  der  darin  entwickelte, 
aus  den  dem  Gesetz  vorhergegangenen  Verhandlungen  hergeleitete 
Grund,  sondern  auch  die  Auffassung,  dass  der  §r  15  ein  Privile- 
gium nur  für  die  Eisenbahngesellschaften  hat  einführen  wollen,  wel- 
ches bei  Processen,  die  (unter  der  Herrschaft  des  Allgemeinen 
Landrechts  wenigstens)  nur  von  dem  nicht  privilegirten  Eigentümer 
angestellt  werden  können,  keine  Anwendung  finden  mag.  Auf  der 
andern  Seite  lässt  sich  sagen:  Indem  der  §.15  nur  „die  bei  der 
Zahlung  der  Geldvergülungen  vorkommenden  Verhandlungen8  ßr 
Stempel-  und  sportelfrei  erklärt,  spricht  er  seinem  Wortlaute  nach 
nur  von  Quittungen  und  dergleichen  Acten,  die  etwa  bei  der  Lei- 
stung der  Zahlung  nöthig  werden  mögen;  entschliesst  man  sich 
also  einmal,  das  Gesetz  ausdehnend  zu  interpretiren  und  auch  solche 
Acte,  welche  zur  Bestimmung  der  Geldvergütung  führen,  wie 
Kaufverhandlungen,  von  Stempel  und  Sportein  zu  befreien,  so  muss 
man  zugeben,  dass  auch  die  über  die  Entschädigungs-Summe  ge- 
führten Processe  solche  Verhandlungen  sind,  die  zur  Bestimmung 
der  Geldvergütung  führen.  Dies  sind  die  Gründe  pro  et  contra;  der 
Leser  möge  entscheiden,  welche  die  richtigeren  zu  sein  scheinen. 

Rescript  des  Finaniministers  vom  21.  April  1839  an  den  Fwiuial- 
Steuerdirector  zu  Coli. 

Ew.  etc.  etc.  eröffne  ich  auf  die  Anfrage  in  dem  Bericht  vom  5.  Jana** 
d.  J.,  dass  die  Absicht  des  §.  15   des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  k®* 
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neswegs  dahin  geht,  bloss  die  Quittungen  über  die  Vergütungs-Stimmen  fftr 
Stempel-  and  sportelfrei  zu  erklären,  dass  vielmehr  alle  auf  die  Gmnderwerbung 
bezüglichen  Verhandlungen  Stempel-  und  sportelfrei  erfolgen  sollen,  so  weit  et 
sich  von  solchen  Grundstücken  handelt,  für  welche  das  Expropriationsrecht  nach 
f.  8  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

Auch  ist  nicht  beabsichtigt  worden,  diese  Freiheit  an  das  f actische  Ein- 
treten der  Expropriation  zu  knüpfen, '  weil  sonst  die  freiwillige  Einigung  sehr 
erschwert  and  die  Dazwischenkunft  der  Behörden  zur  Regel  werden  mochte. 
Die  Stempel-  und  Sportelfreiheit  steht  daher  nicht  allein  den  Urtheilen  der 
Gerichte,  wodurch  die'  Expropriation  ausgesprochen  wird,*)  so  wie  allen  dabei 
vorkommenden  gerichtlichen,  notariellen  und  von  Verwaltungsbehörden  aufge- 
nommenen Verhandlungen,  sondern  auch  den  im  Wege  der  freien  Ueberein- 
tamft  geschlossenen  Verträgen  zu,  in  so  weit  sie  sich  auf  solche  Grundstücke 
beziehen,  hinsichtlich  deren  im  Weigerungsfall  die ,  Expropriation  von  der  Ge- 
sellschaft in  Anspruch  genommen  werden  könnte. 

ABSCHNITT    VII. 

V#»  dem  Wiederkatifs-  und  Vorkaufsrechte 
der  exproprllrten  Eigentliümer» 

S-  59. 
Wir  geben  zunächst  die  in  Betracht  kommenden  Gesetzesstellen : 
Geseti  über  die  Eisenbahn-lnternehmuDgen  vom  3.  November  1838. 

§.  16.  Hat  die  Gesellschaft  ein  nach  §.8  der  Expropriation  unterwor- 
fenes Grundstück  ,  sei  es  durch  Expropriation  oder  durch  "freien  Vertrag  er- 
worben, so  soll  für  dasselbe  ein  Anspruch  sowohl  auf  Wiederkauf,  als  auf 
Yorkauf  eintreten ,  wenn  in  der  Folge  entweder  die  Anlage  dieser  Eisenbahn 
nfgegeben  oder  das  Grundstück  zu  ihren  Zwecken  entbehrlich  wird. 

§.  17.  Den  Anspruch  auf  Wiederkauf  und  Vorkauf  hat  der  zeitige  Eigen- 
tümer des  durch  den  ursprünglichen  Erwerb  (§.  16)  verkleinerten  Grundstücks. 

§.  18.  Den  Wiederkauf  kann  dieser  Eigenthümer  in  solchem  Falle  zu 
jeder  Zeit  geltend  machen;  bestreitet  die  Gesellschaft  das  Dasein  der  im  §.16 
bestimmten  Bedingungen ,  so  tritt ,  richterliche  Entscheidung  ein.  Die  Gesell- 
schaft kann  von  ihrer  Seite  den  Eigenthümer  auffordern,  sich  über  die  Aus- 
übung dieses  Bechts  zu  erklären,  und  er  verliert  dasselbe,  wenn  er  nicht  bin- 
nen zwei  Monaten  diese  Erklärung  abgibt.  Bei  dem  Wiederkauf  zahlt  der  Ei- 
genthümer den  ursprünglichen  Kaufpreis,  nach  Abzug  der  durch  die  bisherige 
Benutzung    in    dem    Grundstücke    entstandenen    Werthverminderung.     Dagegen 


•)  Natürlich  kommen   diese  Expropriations-Urtheile   nur   unter  der  Herr- 
schaft des  Rheinischen  Bechts  vor. 

8* 
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kann  die  Gesellschaft  keine  Verbesserungen  in  Anrechnung  bringen,  wohl  aber 
die  von  ihr  auf  diesem  Boden  etwa  errichteten  Gebäude  oder  andere  Anlagen 
hinwegnehmen. 

§.  19.  Der  Vorkauf  tritt  ein,  wenn  die  Gesellschaft  das  entbehrlich  ge- 
wordene Grundstück  anderweit  zu  verkaufen  Gelegenheit  findet.  Sie  hat  diese 
Absicht,  so  wie  den  angebotenen  Kaufpreis  dem  nach  §.17  berechtigten  Ei- 
genthümer  anzuzeigen,  welcher  sein  Vorkaufsrecht  verliert,  wenn  er  sich  nicht 
binnen  zwei  Monaten  darüber  erklärt.  Unterlägst  die  Gesellschaft  die  Ansage, 
so  kann  der  Berechtigte  seinen  Anspruch  gegen  jeden  Besitzer  geltend  machen. 

Gesetx  vom  2.  läri  1851. 
Ablösung  der  Reallasten  und  Hegulirung  der  bäuerliche*  Verhältnisse. 

Wir  Friedrich  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc.  etc. 
verordnen,  mit  Zustimmung  beider  Kammern,  für  den  ganzen  Umfang  der  Mo- 
narchie ,  mit  Ausnahme  der  auf  dem  linken  Rheinufer  belege- 
nen Landestheile,  was  folgt: 

#••4  •*•»•• 

§.  2.  Ohne  Entschädigung  werden  folgende  Berechtigungen,  so  weit  sie 
noch  bestehen,  hiermit  aufgehoben : 

Nr.  6)     Die  Vorkaufs-,  Näher-  und  Betractrechte  an  Immobilien,  mit  Aus- 
nahme der  im  §.  4  aufgeführten. 
.  •  .  .'•  •  •  •  •■• 

§.  4.  Das  durch  Verträge  oder  letztwillige  Verfügungen  begründete  Vor- 
kaufsrecht an  Immobilien,  das  Vorkaufsrecht  derjenigen ,  die  eine  Sache  ge- 
meinschaftlich zu  vollem  Eigenthum  besitzen,  an  deren  Antheilen,  so  wie  das 
Betractrecht  der  Mit-Erben  nach  dem  Rheinischen  Civil-Gesetzbuch  bleiben- in 
Kraft. 

Ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  findet  ferner  wegen  aller  Theile  von  Grand- 
stücken Statt,  welche  in  Folge  des  von  dem  Staate  ausgeübten  oder  verliehe- 
nen Expropriationsrechts  zu  gemeinnützigen  Zwecken  haben  veräussert  werden 
müssen,  wenn  in  der  Folge  das  expropriirte  Grundstück  ganz  oder  theilweise 
zu  dem  bestimmten  Zweck  nicht  weiter  nothwendig  ist  und  veräussert  wer- 
den soll. 

Das  Vorkaufsrecht  steht  dem  zeitigen  EigenthÜmer  des  durch  den  ur- 
sprünglichen Erwerb  verkleinerten  Grundstücks  zu.  Wef  das  Expropriations- 
recht ausgeübt  hat,  muss  die  Absicht  der  Veräusserung  und  den  angebotenen 
Kaufpreis  dem  berechtigten  Eigenthümer  anzeigen,  welcher  sein  Vorkaufsrecht 
verliert,  wenn  er  sich  nicht  binnen  zwei  Monaten  darüber  erklärt*  Wird  die 
Anzeige  unterlassen ,  so  kann  der  Berechtigte  seinen  Anspruch  gegen  jeden 
Besitzer  geltend  machen. 
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$.  60. 

Vor  Allem  müssen  wir  darauf  aufmerksam  machen,  dass  das  Ge- 
setz Tom  2.  März  1850  für  die  auf  dem  linken  Rheinufer  belege- 
nen Landestheile  nicht  ergangen  ist,  so  dass  also  fär  diese  Landes- 
tbeile die  Frage  keiner  Erörterung  bedarf,  ob  und  wie  weit  durch 
das  erwähnte  Gesetz  eine  Modification  des  bisherigen  Rechtszustan- 
des eingetreten  ist. 

Ohne  Frage  stellen  die  Vor-  und  Wiederkaufsrechte,  wie  sie 
das  Eisenbahngesetz  gewährt,  eine  starke  Abweichung  von  den  son- 
stigen Rechtsregeln  dar.  Das  Gefühl  für  diese  gehässige  Abnormität 
und  die  dadurch  herbeigeführte  Verletzung  des  im  Volke  liegenden 
Rechtsbewusstseins  mag  auch  die  Veranlassung  gegeben  haben,  dass 
gerade  die  §§.  16  — 19  bei  der  Beurtheilung  des  Gesetzes  vom  3. 
November  1838  mehrfach  der  schärfsten  Kritik  unterworfen  sind  *}. 

Wir  haben  kaum  hinzuzufügen,  dass  wir  in  Gemässheit  un- 
serer juristischen  Auffassung  der  Expropriation  eine  solche  Kritik 
für  eine  berechtigte  halten,  denn  die  Expropriation  ist  uns  ein 
zwar  zwangsweise  staltfindender,  aber  doch  definitiver  Verkauf. 

Wir  glauben  zwar  nicht,  dass  den  Gesetzgeber  bei  der  Ema- 
nation der  $§.  16 — 19  lediglich  ein  aristokratisches  Princip  geleitet 
habe,  indem  es  gelegentlich  dem  grossen  Grundbesitzer  unbequem 
werden  könne,  wenn  einmal  kleinere  Leute  durch  den  Ankauf  eines 
Ton  der  Eisenbahn  verlassenen  Terrains  unliebsame  Nachbarn  wür- 
den**); vielmehr  möchte  den  Gesetzgeber  eher  ein,  wenn  auch  irrig 
»gewandtes  Motiv  der  Gerechtigkeit  geleitet  haben ;  er  hat  nämlich,  wie 


*)  Hansemann's  Kritik  des  Preussischen  Eisenbahngesetzes,  pag.  52; 

„Gesetzliches  Vor-  und  Wiederkaufsrecht  bei  vertragsmässigem 
„Kauf;  gesetzliches  Wiederkaufsrecht  durch  keine  Zeit  beschränkt, 
»wahrend  es  vertragsmassig  nur  für  fünf  Jahre  stipulirt  werden  könnte 
„(Civil-Gesetzbuch,  Art.  1660);  Verlust  £er  Verbesserungen,  im  Wider- 
spruch mit  dem  allgemeinen  Gesetze  (Art.  ,1673) ;  gesetzlich  reprobirtes 
«Vorkaufsrecht  ausnahmsweise  gesetzlich  gemacht;  th  eueres,  manchmal  fünf  - 
„fach  bezahltes  Eigenthum  mit  einer  Last  beschwert,  welche  der  Gesell- 
»schaft  die  Möglichkeit,  ihren  Verlust  zu  mindern,  verkümmert  und  sie 
,zu  einem  zusätzlichen  Abkaufe  des  Vor-  und  Wiederkaufsrechtes  veran- 
»lasst;  —  dies  ist  der  Inhalt  der  in  den  §§.  16  — 19  erlassenen  Be- 
„  stammungen !" 

**)  Siehe  Hansemann  a.  a.  O.  pag.  52  und  53. 
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wir  glauben,  erwogen,  dass  die  Expropriation  einen  zwaf  gesetzlichen, 
aber  doch  unleugbar  starken  Eingriff  in  die  Rechte  der  Bürger  darstelle, 
und  dass  es  der  Billigkeit  entspreche,  den  Zwang  nicht  länger  fort- 
dauern zu  lassen  als  der  öffentliche  Nutzen  gebieterisch  verlange. 
Allerdings  Hesse  sich  möglicher  Weise  unter  besondern  Umständen 
etwas  Gehässiges  darin  finden ,  wenn  eine  Eisenbahngesellschaft 
dazu  gelangte,  zwangsweise  erworbene  Grundstücke  theverer 
an  Dritte  zu  verkaufen,  in  welchem  Falle  der  Expropriat  nicht 
einmal  den  Trost  hätte,  zum  Wohle  des  Ganzen  beigetragen  zu 
haben. 

Indessen  lässt  sich  hiergegen  mit  grösserem  Rechte  Folgendes 
sagen:  Bei  dem  Kaufgeschäft  ist  der  Preis  das  volle  Aequivalent 
für  die  Sache  und  zwar  bei  der  Expropriation  um  so  mehr,  als 
Sorge  getragen  ist,  dass  der  Eigenthümer  mindestens  den  vollen 
Werth,  ja  in  den  meisten  Fällen  da«  Doppelte  oder  gar  Dreifache 
erhält.  Das  Bestehen  eines  Vorkaufs-  oder  Wiederkaufsrechts 
vermindert  den  Werth  eines  Grundstückes  bedeutend,  und  doch  rauss 
die  Eisenbahngesellschaft  für  den  vollen  Werth  Ersatz  leisten!  Sie 
leidet  also  durch  das  Bestehen  dieser  Rechte  in  unbilliger  Weise. 
Zwar  ist  nach  dem  obersten  Rechtsprincip  das  Eigenthum  unver- 
letzlich; aber  der  Verkauf  (also  auch  der  Zwangsverkauf)  überträgt 
gerade  das  Eigenthum,  und  der  neue  Eigenthümer  hat,  wenn  er  sei- 
nerseits das  Aequivalent  (den  Preis)  leistet,  gewiss  denselben 
Anspruch  auf  Unverletzlichkeit. 

In  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Eisenbahngesellschaft  durch  spä- 
tem Verkauf  einen  höhern  Preis  erzielt,  als  sie  selbst  gegeben, 
wird  in  der  Regel  der  Wertb  nur  durch  die  Nachbarschaft  der  Ei- 
senbahn ein  höherer  geworden,  also  von  der  Gesellschaft  selbst  die 
Erhöhung  des  Werlhes  veranlasst  sein.  Ueberhaupt  können  solche 
einzelne  immerhin  mögliche  Fälle  die  Auffassung  der  Principien  nicht 
ändern.  Zieht  man  schliesslich  noch  in  Betracht,  dass  die  fraglichen 
Rechte  der  Expropriaten  geeignet  sind,  Verwirrung  und  Unsicher- 
heit in  den  Eigenthumsverhältnissen  hervorzurufen,  so  kann  m&° 
sich  dem  Wunsche,  die  Gesetzgebung  möge  die  $$.  16 — 19  ffinlm 
lieh  aufheben,  nur  anschliessen. 
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1  Tor-  und  Wiederkaifsrechte  in  dem  auf  dem  Unken  Hkeinuftr 
belegenen  Tbeile  der  Rkeinprov iu. 

§.  61. 

Wie  gesagt,  bestehen  ohne  alle  Frage  auf  dem  linken  Rhein- 
ofer  die  §$.  16—19  des  Eisenbahngesetzes  unverändert,  and  es 
handelt  sich  daher  hier  lediglich  von  der  Interpretation  dieser 
Gesetzesstellen. 

Was  zunächst  die  zur  Ausübung  der  Vor-  und  Wiederkaufs- 
rechte berechtigten  Personen  betrifft ,  so  gibt  zwar  der  genereller 
lautende  §.  16  seinem  Wortlaute  nach  jedem  Exproprialen  das  Vor- 
ond  Wiederkaufsrecht,  indessen  beschränkt  der  folgende  $.17  diese 
Rechte  auf  den  Fall,  wo  ein  Grundstück  verkleinert  worden  ist, 
sodass  also  bei  der  völligen,  nicht  theilweisen  Expropriation  eines 
ganzen  Grundstücks  diese  Rechte  nicht  stattfinden. 

Die  hier  adoptirte  Ansicht  findet  sich  namentlich  in  einem  Ur- 
theil  des  Appelhofes  zu  Cöln  vom  18.  November  1852  (Rheinisches 
Archiv  48.  1.  111)  in  folgender  Weise  motivirt: 

„In  Erwägung,  dass  die  von  der  Appellatin  geltend  gemachte 
»Ansicht,  dass  der  im  §.  16  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838 
»dem  Eigentümer  einfes  der  Expropriation  unterworfenen  Grund- 
stückes in  den  darin  vorgesehenen  Fällen  auf  Wiederkauf  dieses 
„Grundstückes  gegebene  Anspruch  nur  da  eintrete,  wo  durch  diä 
„Expropriation  ein  Grundstück  verkleinert  worden,  sich  aus  der  Zu- 
ftSammenstellung  jenes  Paragraphen  mit  den  $$.  17,  18  und  19  des* 
»selben  Gesetzes  als  die  richtige  zu  erkennen  gibt; 

„dass  nämlich,  nachdem  im  $.  16  nur  überhaupt  ausgesprochen 
»worden,  dass  ein  Anspruch  auf  Wiederkauf  unter  den  daselbst  be- 
»zeichneten  Eventualitäten  «intrete,'  es  den  folgenden  Paragraphen 
»vorbehalten  geblieben  ist,  das  Haass  dieser  Concession  und  die  Art 
„und  Weise  festzusetzen ,  in  welcher  von  derselben  Gebrauch  zu 
„machen; 

„dass,  wenn  demzufolge  im  $.  17  bestimmt  ist,  dass  den  be- 
„sagten  Anspruch  der  zeitige  Eigentümer  des  durch  den  Erwerb 
„der  Eisenbahngesellschaft  verkleinerten  Grundstückes  habe,  die 
„Stellung  dieser  Verfügung  und  ihre  Beziehung  zu  dem  vorherge- 
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„henden  §.  16  erkennen  lassen,  dass  durch  dieselben  nicht  bloss 
„die  Frage  entschieden  werden  sollte,  ob  der  frühere  oder  der  ge- 
genwärtige Eigenthümer  des  nicht  exproprürten  Theils  eines  nur 
„zum  Theil  zu  Eisenbahnzwecken  eingezogenen  Grundstückes  zur 
„Ausübung  des  Wiederkaufsrechtes  berechtigt  sei,  sondern  dass  in 
„derselben  unmittelbar  und  hauptsächlich  als  Grundsatz  aufgestellt 
,  „worden,  dass  der  Wiederkauf  nur  dem  Eigenthümer  eines  durch 
„die  Expropriation  verkleinerten  Grundstückes  gestattet  sein  solle, 
„eine  Annahme,  welche  ohnehin  aus  der  Fassung  und  Stellung  der 
„Worte  des  $.17  selbst  hervorgeht;  dass  der  $.  18  jeden  hierüber 
„noch  obwaltenden  Zweifel  erledigt,  indem  nach  der  Bestimmung 
„desselben  es  dieser  Eigenthümer  ist,  welcher  für  berechtigt  er- 
„klärt  worden,  den  Wiederkauf  zu  jeder  Zeit  geltend  zu  machen, 
„ohne  dass  hier  oder  an  einer  andern  Stelle  des  Gesetzes  des  Ei- 
„genthümers  eines  in  seinem  ganzen  Bestände  zur  Expropriation 
„gekommenen  Grundstückes  und  der  Berechtigung  desselben  zum 
„Wiederkaufe  gedacht  ist; 

„dass  in  Uebereinstimmung  hiermit  im  $.  19  in  Betreff  des 
„ebenfalls  im  $.  16  sanctionirten  Anspruches  auf  Vorkauf  allein 
„der  nach  $.  17  berechtigte  Eigenthümer  als  derjenige  bezeichnet 
„worden  ist,  welchem  zum  Zwecke  der  Geltendmachung  dieses  An- 
spruches die  im  §.  19  vorgeschriebene  Anzeige  geschehen  soll; 

„dass  sonach  aus  dem  Gesetze  vom  3.  November  1838  mit 
„zureichender  Gewissheit  zu  entnehmen  ist,  dass  es  nicht  in  der 
„Absicht  desselben  gelegen,  das  Recht  des  Wiederkaufes  eines  ex- 
„propriirten  Grundstückes,  welches  in  diesem  Gesetze  als  ein  sub- 
rjectiv  dingliches  Recht  dargestellt  ist,  über  den  Fall  der  tbcilwei- 
„sen  Expropriation  eines  solchen  Grundstückes  hinaus  und  auf  den 
„Fall  der  stattgehabten  Expropriation  des  ganzen  Bestandes  eines 
„Grundstückes  auszudehnen,  und  sich  für  die  Unterscheidung  beider 
„Fälle  und  die  Beschränkung  des  Gesetzes  auf  den  ersten  Fall  das 
„Motiv  geltend  machen  konnte,  der  Wiedervereinigung  eines  durch 
„die  Expropriation  zersplitterten  Grundstückes  in  Einer  Hand  and 
„der  Wiederherstellung  des  durch  die  Abtrennung  des  exproprürten 
„Theils  etwa  gestörten  Culturzustandes  des  Grundstückes  Vorschub 
„zu  leisten; 
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„In  Erwägung,  dass  im  Uebrigen  durch  die  gesetzlich  vollzogene 
„Expropriation  der  Uebergang  des  Eigenthums  des  betreffenden  Grund- 
stückes auf  die  zur  Erwerbung  ermächtigte  Gesellschaft  ohne  Vor- 
«behalt  und  unwiderruflich  bewirkt  wird,  eine  Rflck-Erwerbung  die- 
ses Eigenthums  daher  nur  mittels  Vertrages  oder  kraft  besonde- 
rer gesetzlicher  Verfügung  auf  der  Seite  des  frühem  Eigenthü- 
„mers  begründet  werden  kann;  dass  eine  diesfällige  Disposition 
„weder  in  dem  Gesetze  vom  8.  März  1810,  noch  in  einem  andern 
»dem  Gesetze  vom  3.  November  1838  vorausgegangenen  Gesetze 
„enthalten  ist;  dass  letzterem  in  Bezug  auf  den  Wiederkauf  durch 
,das  Gesetz  vom  2.  März  1850  nicht  derogirt  worden,  und  sonach 
,das  in  dieser  Beziehung  den  alleinigen  Sitz  der  Materie  bildende 
„Gesetz  vom  3.  November  1838  für  die  Entscheidung  der  Sache 
„maassgebend  ist,  die  Appellanten  auch  lediglich  aus  diesem  Gesetze 
„den  Grund  zu  der  erhobenen  Klage  entnommen  haben.0 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  vorstehend  entwickelten 
Gründe  in  den  andern  Provinzen  des  Staates  eben  so  gut  gellen,  und 
zwar  steht  das  Gesetz  vom  2.  März  1850 ,  wie  der  Appellhof  mit 
Recht  andeutet,  unserer  Auffassung  nicht  nur  nicht  entgegen,  son- 
dern enthält  vielmehr  im  $.  4  eine  directe  Bestätigung ,  indem  es 
dort  heisst:  „Ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  findet  ferner  wegen 
aller  Theile  von  Grundstücken  Statt  u.  s.  w.*  Zwar  ist 
dieses  Gesetz  nicht  für  das  linke  Rheinufer  ergangen;  jedoch  ist 
dasselbe,  da  in  ihm  offenbar  das  Bestreben  vorwaltet,  das  durch  das 
Eisenbahngesetz  ertheilte  Vorkaufsrecht  genau  wieder  zu  geben, 
ab  eine  spätere  Declaration  des  Gesetzgebers,  wenn  auch  nicht  für 
das  linke  Rheinufer  geradezu  verbindlich ,  doch  auch  hier  ein  ent- 
scheidendes Moment  für  die  Interpretation. 

Unter  „Grundstücken"  im  Sinne  der  Gesetze  vom  3.  No- 
vember 1838  und  vom  2.  März  1850  sind  die  im  Cataster  unter 
besondern  Nummern  aufgeführten  einzelnen  Parcellen,  so  wie  sie 
in  dem  Expropriationsbeschluss  der  Regierung  speciell  namhaft  ge- 
macht werden  müssen,  keineswegs  aber  etwa  ganz  zusammenhän- 
gende Güter-Complexe  zu  verstehen.  Wenn  z.  B.  zu  einem  einer 
einzigen  Bewirtschaftung  unterworfenen  Gute  hundert  im  Cataster 
gesondert  aufgeführte  Parcellen  gehören,   und  zwei  davon  ganz 
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expropriirt  sind,  so  kann  dieser  Umstand  dem  zeitigen  Eigentü- 
mer des  ganzen  Gates  niemals  das  Vor-  oder  Wiederkaufsrecht 
geben,  es  ist  vielmehr  zu  dessen  Ausübung  nöthig,  dass  von  einzel- 
nen Parcellen  Theile  abgeschnitten  sind. 

$.   62. 

Zar  näheren  Erläuterung  der  interesssänten  Frage,  ob  auch  ein 
Miteigentümer  des  verkleinerten  Grandstücks  oder  derjenige, 
welcher  in  Folge  stattgefundener  Auseinandersetzung  einen  Theil 
desselben  in  sein  definitives  Eigenthum  erhalten  hat,  zur  Ausübung 
der  Vor-  and  Wiederkaufsrechte  pro  rata  befugt  sei,  wird  folgen- 
der Fall  dienen: 

Ein  Theil  eines  grösseren  Gründstückes,  welches  sich  im  Mit- 
eigenthum  des  A.  and  B.  befand,  wurde  von  einer  Eisenbahngesell- 
schaft expropriirt,  auch  der  Kaufpreis  bezahlt.  Zwistehen  A.  und  B. 
wurde  der  übrig  bleibende  Rest  in  natura  gelheilt ;  als  nua  spä- 
ter das  expropriirte  Stück  für  die  Zwecke  der  Eisenbahrigeselbckift 
entbehrlich  wurde,  erklärte  A.  derselben,  dass  er  auf  das  entbehr- 
lich gewordene  Stück,  welches  inzwischen  verkauft  worden  war, 
das  Recht  sowohl  des  Vor-  als  auch  des  Wiederkaufs  in  Anspruch 
nehme.  Die  Eisenbahngesellschaft  klagte  in  Folge  dessen  gegen  ihn 
bei  dem  Landgerichte  zu  Cöln  mit  dem  Petitum,  dass  ihm  als  Eigen- 
tümer nur  eines  Theils  des  verkleinerten  Grundstückes  und  als 
blossem  Miteigentümer  des  exproprürten  Theils  jedes  Recht  zur 
Ausübung  des  Vor-  oder  Wiederkaufs  abgesprochen  werde. 

Der  Rheinische  Appellations-Gerichtshof,  an  welchen  die  Sache 
in  Folge  eingelegter  Berufung  gelangte,  wies  die  Klage  ab  und  zwar 
aus  dem  Grunde ,  weil  bei  demjenigen  Wiederkaufsrechte ,  dessen 
vertragsmässige  Begründung  das  Rheinische  Civil-Gesetzbuch  ffr 
die  Dauer  von  5  Jahren  mit  dinglicher  Wirkung  gegen  jeden  drit- 
ten Besitzer  gestattet ,  auch  der  Miteigentümer  einer  anter  dem 
Pactum  des  Wiederkaufs  veräusserten  Sache  berechtigt  sei,  sein 
Recht  für  die  ihm  zustehende  Quote  geltend  zu  machen,  and  der  in 
Anspruch  genommene  erste  Käufer  respective  dritte  Besitzer  nur 
befugt  sei,  zu  verlangen,  dass  die  übrigen  Miteigenthümer  mit  in 
den  Process  gesetzt  werden,  am  sich  über  die  Zurücknahme  des 
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Grundstücks  zu  einigen  und  für  den  Fall  der  Nichteinigung  die  Ab* 
Weisung  des  Anspruchs  zu  beantragen. 

Diese  Entscheidung  möchte  deswegen  nicht  richtig  sein,  weil 
die  Vor-  und  Wiederkaufsrechte  des  Eisenbahngesetees  gar  nichts 
mit  dem  vertragsmäßigen  Wiederkaufsrechte  des  Rheinischen  Civil- 
Gesetzbuches  gemein  haben.  Erstere  werden  durch  das  Eisenbahn- 
gesetz als  ein  novum  eingeführt,  letzteres  aber  lediglich  durch  den 
Vertrag  begründet;  erstere  sind  (wenn  nicht  die  durch  den  $.  18 
und  19  des  Eisenbahngesetzes  vorgeschriebene  Aufforderung  erfolgt) 
gar  keiner,  letzteres  einer  fünfjährigen  Verjährung  unterworfen; 
erstere  finden  als  singulare  Rechte  trotz  des  durch  die  Expropria- 
tion erfolgten  definitiven  Eigenthumsüberganges  Statt,  das  Wieder- 
kaufsrecht des  Rheinischen  Civil-Gesetzbachs  dagegen  bezieht  sich 
lediglich  auf  eine  unter  einer  aufschiebenden  Bedingung  erfolgte 
Eigentbumsübertragung,  und  die  desfallsigen  Bestimmungen  enthal- 
ten eine  Beschränkung  des  Verfiigungsrechtes  des  Eigentümers, 
indem  sie  die  Wirkung  einer  solchen  aufschiebenden  Bedingung  nur 
f&r  die  Dauer  von  5  Jahren  statuiren.  Endlich  —  und  das  ist  der 
wesentlichste  Punkt  —  sind  die  Rechtssubjecte  ganz  andere.  Bei 
dem  sogenannten  pacte  de  rachat  ist  eine  Person  für  sich  allein 
das  Rechtssubject,  nämlich  der  ursprüngliche  Verkäufer  ,  eines  gan- 
zen Grundstücks,  einerlei  ob  er  auch  noch  Angrenzer  ist  oder  nicht'; 
er  hat  sich  ein  persönliches  Beneficium  vorbehalten,  welches  auch,  so 
weit  es  thunlich  ist,  auf  seine  Erben  pro  rata  übergeht  oder  sonst  meh- 
reren Verkäufern  des  veräusserten« Immobile  im  Verhältniss  ihrer 
Quoten  zustehen  mag;  die  §§.  16 — 19  dagegen  führen  ein  singu- 
läres  Privilegium  zum  Besten  des  nicht  expropriirten  verkleinerten 
Grundstücks  ein,  welches  von  dem  zeiligen  Besitzer  ausgeübt  wird.  Es 
kommt  also  hier  gar  nicht  auf  das  Hiteigenthum  an  dem  ex- 
propriirten Theile,  sondern  auf  das  Ei  gen  th  um  an  dem  verklei- 
nerten Grundstück  an,  und  da  das  Eisenbahngesetz,  wie  aus  §.17 
unwiderleglich  hervorgeht,  gewiss  nur'den  Zweck  hat,  durch  Wieder- 
vereinigung der  Totalität  eines  Grundstücks  eintretenden  Falls  die  statt- 
gefundene  Zersplitterung  wieder  aufzuheben,  so  kann  man  wohl  nicht 
bezweifeln,  dass  nur  ein  solcher  Eigenthümer,  welcher  das  ganze  ver- 
kleinerte Grundstück  besitzt,  zur  Ausübung  des  Wieder-  und  Vorkaufe- 
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rechts  der  Eisenbahngesellschaft  gegenüber  befugt  ist.  Sobald  also  der 
den  Expropriaten  verbleibende  Rest  in  natura  getheilt  ist,  hört  jedes 
Recht  auf;  ist  jedoch  dieser  Rest  in  ungeteiltem  Miteigentum  meh- 
rerer Personen  geblieben,  so  können  letztere  die  fraglichen  Rechte 
nur  zusammen  ausüben,  weil  sie  nur  zusammen  den  „Besitzer  des 
verkleinerten  Grundstücks"  darstellen. 

S.   63. 

Das  Wiederkaufsrecht  ist  verschieden. von  dem  Vorkaufs- 
recht; es  tritt  ein,  wenn  die  betreffende  Anlage  der  Eisenbahn  in 
der  Folge  aufgegeben,  oder  das  Grundstück  zu  ihren  Zwecken  ent- 
behrlich wird.  Uebt  der  Eigenthümer  das  Recht  aus,  so  bezahlt  er 
den  ursprünglichen  Kaufpreis  nach  Abzug  der  durch  die  Benutzung 
entstandenen  Werthverminderung  zurück,  ohne  dass  er  (exorbitanter 
Weise)  jemals  für  etwaige  Verbesserungen  Ersatz  zu  leisten  brauchte. 
Dass  der  Wiederkauf  des  Eisenbahngesetzes  ein  dingliches  gegen 
dritte  Besitzer  wirkendes  Recht  sei,  glauben  wir  nicht;  offen- 
bar setzt  der  $.18  den  Fall  voraus ,  wo  der  expropriirte  Thefl 
eines  Grundstückes  in  der  Hand  der  Eisenbahngesellschaft  geblieben 
ist,  und  da  er  das  nach  allgemeinen  Rechtsregeln  durch  den  Zwangs- 
verkauf definitiv  übertragene  Eigen  th  um  beschränkt,  so  ist  er  stric- 
tissimae  interpretationis. 

Die  Regeln  des  Rheinischen  Rechts  über  den  vertragsmäßi- 
gen Wiederkauf  sind,  wie  schon  im  vorigen  Paragraphen  ent- 
wickelt wurde,  unanwendbar.  Will  man  aber  bei  der  Interpreta- 
tion des  $.  18  eine  andere  Gesetzgebung  zu  Ratbe  ziehen,  so  muss 
es  offenbar  die  des  Allgemeinen  Landrechts  sein,  innerhalb  deren 
der  Gesetzgeber  steht,  was  auch  durch  die  hier  reproducirte  zwei- 
monatliche Präclusivfirist  des  Landrechts  angedeutet  wird. 

Hier  möge  man  uns  nicht  den  Vorwurf  machen,  als  wenn  wir 
auf  einem  Umwege  die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechte 
auf  dem  linken  Rheinufer  anwendbar  erklärten;  wir  benutzen  das« 
selbe  lediglich  als  Interpretationsmittel  für  das  im  Umfange  der 
ganzen  Monarchie  geltende  Eisenbahngesetz ,  und  wenn  zufolge  £ 
569  Theil  I  Titel  XX  Abschnitt  III  des  Allgemeinen  Landrechts  alle 
Vorkaufsrechte  (wozu  in  dieser  Allgemeinheit  auch  das  Wieder- 
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kaufsrecht  gehört}  in  der  Regel  nur  persönliche  Rechte 
sind,  so  kann  man  daraas  den  Schluss  ziehen,  dass  der  Gesetzge- 
ber der  $$.  16—19  nur  da  ein  dingliches  Recht  hat  einführen  wol- 
len, wo  er  dies  ausdrücklich  sagt. 

$.64. 

Ebenfells  moss  man  zur  Erklärung  des  durch  den  $.16  ein- 
geführten Vorkaufsrechtes  als  Interpretationsmittel  auch  auf  dem 
linken  Rheinufer  wiederum  das  Allgemeine  Landrecht  zu  Hülfe  neh- 
men und  zwar  um  so  mehr,  als  das  Rheinische  Civil-Gesetzbuch 
(da  der  sogenannte  retrait  successorial  gar  nicht  hierher  gehört) 
ein  eigentliches  Vorkaufsrecht,  als  besonderes  Rechtsiristitut,  nicht 
kennt  Der  $.  568  Theil  I  Titel  XX  Abschnitt  III  des  Landrechts 
sagt  in  Beziehung  auf  den  Begriff: 

„Das  Vorkaufsrecht  ist  die  Befugniss,  eine  von  dem  Eigenthü- 
,mer  an  einen  Dritten  verkaufte  Sache  unter  den  Bedingungen  des 
„geschlossenen  Kaufs  —  oder  unter  gewissen  im  Voraus  be- 
istimmten Bedingungen  *}  käuflich  zu  übernehmen.8 

Ferner  sagt  der  $.575  ibidem: 

„Das  Vorkaufsrecht  kann  in  der  Regel  nur  bei  wirklichen  Ver- 
akäufen, nicht  aber  bei  andern  Arten  der  Veräusserung  ausgeübt 
»werden.* 

Wenn  also  der  §.  19  des  Eisenbahqgesetzes  sich  ausdrückt: 
9Der  Vorkauf  tritt  ein,  wenn  die  Gesellschaft  das  entbehrlich  ge- 
wordene Grundstück  anderweit  zu  verkaufen  Gelegenheit  fin- 
9det*,  so  wird  dadurch  in  Verbindung  mit  den  Bestimmungen  des 
$.  17  klar  genug  ausgesprochen,  dass  der  Besitzer  eines  verklei- 
nerten Grundstückes  hinsichtlich  des  abgesplissenen  Theils  das 
Recht  haben  soll,  innerhalb  derjenigen  Frist,  von  welcher  im  fol- 
genden Paragraphen  die  Rede  sein  wird,  diesen  Theil  für  einen  von 
einem  Dritten  angebotenen  Kaufpreis  wieder  zu  erwerben,  falls  die 
Eisenbahngesellschaft  den  Theil  entweder  bereits  an  den  Dritten  ver- 
Yauft  hat,  oder  bei  der  Absicht  beharrt,  für  den  gebotenen  Preis 
zu  verkaufen. 


*)  Dieser  «weite  Fall  gehört  natürlich  nicht  hierher. 
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Es  kommt  also  hierbei  nicht  auf  den  bei  der  Expropriation 
bezahlten  Preis  an,  sondern  der  ursprüngliche  Expropriat  kann  die 
Wiedererwerbung  für  den  später  von  dem  Dritten  gebotenen  Preis 
beanspruchen ,  sollte  derselbe  auch  bedeutend  geringer  sein,  als  der 
bei  der  Enteignung  bezahlte. 

Auf  der  andern  Seite  findet  das  Vorkaufsrecht  nur  bei  einem 
eigentlichen  Verkauf  Statt,  wo  der  Kaufpreis  entweder  eine  Geld- 
summe oder  eine  sonstige  fungible  Sache  ist;  es  ist  bei  Tausch, 
Schenkung  etc.  und  auch  selbst  da  ausgeschlossen,  wo  zu  dem 
Kaufpreis  noch  sonstige,  in  Gelde  nicht  zu  schätzende  persönliche 
Leistungen  gehören,  und  zwar  ist  im  Zweifel  gegen  den  Kauf  zu 
vermuthen,  da  derjenige,  welcher  das  Vorkaufsrecht  ausüben  will, 
der  Natur  der  Sache  nach  den  Kauf  beweisen  muss. 

Unter  dieser  Voraussetzung  und  wenn  auch  noch  die  Auffor- 
derung zur  Ausübung  des  Rechtes  Seitens  der  Eisenbahngeseltschaft 
unterblieben  ist ,  wirkt  das  Vorkaufsrecht  als  dingliches  Recht  ge- 
gen jeden  dritten  Besitzer,  wie  der  §.  19  als  Ausnahme  von  den 
gemeinen  Recht  ausdrücklich  bestimmt. 

$.  65. 

Beide  Rechte  des  Wieder-  und  des  Vorkaufs  haben  allerdings 
das  Gemeinsame ,  dass  beide  erlöschen ,  wenn  sie  nicht  innerhalb 
zweier  Monate  nach  erhaltener  Aufforderung  ausgeübt  werden.  Im 
Uebrigen  bestehen  sie  aber  gleichzeitig  unabhängig  von  einander, 
und  das  eine  Recht  kann  noch  existiren,  während  das  andere  be- 
reits untergegangen  ist. 

Beabsichtigt  die  Gesellschaft  nicht  den  Verkauf  des  entbehrlich 
gewordenen  Grundstückes,  so  ist  die  Sache  freilich  ganz  einfach; 
es  kann  dann  bloss  von  dem  Wiederkaufsrecht  die  Rede  sein, 
welches  cessirt,  wenn  es  innerhalb  zweier  Monate  nach  erhaltener 
Aufforderung  nicht  ausgeübt  wird. 

Complicirter  werden  die  Verhältnisse,  wenn  die  fortdauernde 
Absicht  des  Verkaufs  gegen  einen  gebotenen  Preis  oder  der  wirk- 
lich erfolgte  Verkauf  hinzutritt.  Hier  sind  zwei  Fälle  möglich,  näm- 
lich entweder  ist  das  Wiederkaufsrecht  bereits  verloren,  weil  es 
nach  erhaltener  Aufforderung  nicht  zeitig  ausgeübt  wurde,  oder  es 
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besteht  noch.  Im  ersten  Falle  besteht  doch  immer  noch  das  Vor- 
kaufsrecht, und  der  Berechtigte  ist  befugt,  dasselbe  zwei  Monate 
lang  nach  erhaltener  Aufforderung  auszuüben,  wobei  er  freilich  den 
ganzen  gebotenen  Preis  bezahlen  muss  und  nicht  mit  der  Erstat- 
tung des  ursprünglichen  (vielleicht  geringeren)  Kaufpreises  davon 
kommt.  Im  zweiten. Falle  ist  er  in  Beziehung  auf  beide  Rechte  in 
Verzog  zu  setzen,  und  er  hat  die  Wahl,  welches  er  ausüben  will. 
Entscheidet  er  sich  für  den  Wiederkauf,  so  kann  er  allerdings  dem 
dritten  Erwerber  gegenüber  die  Rückgabe  des  bereits  verkauften 
betreffenden  Grundstückes  nicht  erzwingen,  aber  die  Eisenbahnge- 
sellschaft hat  ihn  vollständig  zu  entschädigen;  wählt  er  den  Vorkauf,  so 
kann  er  auch  gegen  den  neuen  Erwerber  die  Eigenthumsklage  anstellen. 
.  Durch  Schenkung,  Tausch  und  überhaupt  jede  Seitens  der  Ei- 
senbahngesellschaft erfolgende  Veräusserung,  welche  keinen  eigent- 
lichen Kauf  darstellt,  erlischt  das  Vorkaufsrecht  unbedingt,  wäh- 
rend das  Wiederkaufsrecht  dadurch  nicht  tangirt,  im  Gegentheil 
in  der  Regel  durch  die  erfolgte  derartige  Veräusserung  dargethan 
wird,  dass  das  betreffende  Grundstück  entbehrlich  geworden  ist. 
Der  Expropriat  verlangt  also  von  der  Eisenbahngesellschaft  entwe- 
der die  Rückgabe  des  Immobile  oder  vollständigen  Schadenersatz. 
Es  lassen  sich  übrigens  allerdings  Fälle  denken,  wo  trotz  eines 
stattgefundenen  Tausches  das  Wiederkaufsrecht  nicht  auszuüben 
sein  wird.  Hat  z.  B.  eine  Eisenbahngesellschaft  ein  bestimmtes 
Grundstück,  welches  dem  Staat  (z.  B.  dem  Militärfiscus)  gehört, 
durchaus  nöthig,  kann  aber  dasselbe  nur  unter  der  Bedingung  er- 
langen, dass  sie  dem  Staat  ein  anderes  im  Privateigenthum  befind- 
liches Grundstück  verschafft,  so  kann  der  Eigentümer  des  letztern, 
wenn  er  gerade  zu  diesem  Zweck  expropriirt  worden  wäre,  gewiss 
nicht  durch  den  demgemäss  später  erfolgten  Tausch  das  Recht  zur 
Ausübung  des  Wiederkaufs  begründen. 

§.  66. 

Schliesslich  ist  noch  auf  einige  Judicate  aufmerksam  zu  machen : 

fafceil  des  Rheinischen  Appellations-Gerichtshofes  ran  2*.  Algist  184« 

(Rhein.  Archiv  4L  1.  32). 

»Das  dem  zeitigen  Eigentümer  eines  durch  den  Erwerb  einer 

»Eisenbabngeseüschaft  verkleinerten  Grundstückes  vermöge  des  Ge- 
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„setze*  vom  3.  November  1838  zustehende  Wiederkaufe-  und  Vor- 
kaufsrecht,  welches  die  von  der  Gesellschaft  erworbenen  und  ihr 
„später  wieder  entbehrlich  gewordenen  Farcellen  zum  Gegenstände 
„hat,  tritt  auch  bei  den  vor  Bmanation  jenes  Gesetzes  concessionir- 
„ten  Unternehmungen  ein.* 

Ob  diese  Entscheidung  sich  durch  den  &  48  des  Eisenbahn- 
gesetzes rechfertigt,  wollen  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Zwar 
sagt  der  $.  48:  »Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die 
„Verhältnisse  der  Eisenbahngesellschaften  zum  Staate  und  zum  Pu- 
blicum sollen  auch  bei  den  Unternehmungen  derjenigen  Eisenbahn- 
Gesellschaften,  deren  Statuten  bereits  Unsere  Genehmigung  erhalten 
„haben,  zur  Anwendung  kommen* ;  indessen  möchten  hierdurch  nur 
die  in  der  Folgezeit  noch  fortwährend  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnisse berührt  worden  sein,  nicht  aber  dasjenige,  was  nach  dem 
frühern  Gesetze  bereits  vollständig  erledigt  war.  Schwerlich  kann 
die  Theorie  eine  solche  Rückwirkung  der  Gesetze  stattfiren,  dord 
welche  definitiv  erworbenes  Eigenthum  ohne  alle  Entschädigung 
verloren  würde. 

Urtheil  des  Rheinischen  Appellatiott^Gerichtshofes  vom  22.fetauur  1844 
(Rhein.  Archiv  3«.  1.  233). 

„Das  blosse  allgemeine  Vorgeben  einer  Eisenbahngesellschaft, 
„dass  sie  bei  der  durch  die  spätere  Anlage  des  Doppelgeleises  mög- 
lichen Erweiterung  des  Verkehrs  ein  ihr  im  Expropriationswege 
„abgetretenes  Grundstück  zu  einem  ohne  dessen  Benutzung  vollen- 
deten und  längst  in  Gebrauch  genommenen  Bahnhofe  noch  nöthig 
„haben  könne,  reicht  hin,  die  Klage  des  frühern  Eigentümers  auf 
„Wiederkauf  dieser  Realität  als  zur  Zeit  noch  nicht  begründet  ab- 
zuweisen. —  Die  Entbehrlichkeit  eines  solchen  Grundstückes  ßr 
„die  Gesellschaft  ist  aber  dargethan  und  die  Klage  gegründet,  wenn 
„sie  dasselbe  an  einen  Dritten  veräussert  hatte.* 

Der  erste  Theil  vorstehender  Entscheidung  erregt  gerechtes 
Bedenken.  Die  Bestimmung  des  $.  18  des  Eisenbabngesetses,  nach 
welcher  in  Conlestationsfällen  das  Gericht  über  die  Entbehrlichkeit 
entscheiden  soll,  würde  illusorisch  sein,  wenn  das  Vorgeben  der 
Gesellschaft,  das  Grundstück  zu  einer  künftig  vielleicht  eintretenden 
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Erweiterung  des  Unternehmens  brauchen  zu  können,  ohne  Weiteres 
zur  Abweisung  der  Klage  des  Wiederkäufers  hinreichte.  Es  scheint 
vielmehr  nur  auf  die  Bedürfnisse  des  Unternehmens  in  seinem  ge- 
genwärtigen Unrfange  anzukommen,  wobei  es  natürlich  den  Gesell- 
schaften unbenommen  bleibt,  eine  neue  Expropriation  nachzusuchen, 
wenn  später  das  Unternehmen  wirklich  erweitert  würde. 

B.    Tor-  und  Wiederkaufsrecht  ausserhalb  der  Rheinprovinz  und 
in  dem  auf  dem  reehten  Rheinufer  belegenen  Theile  derselben. 

§.  67. 

Zunächst  ist  die  Frage  zu  beantworten,  ob  durch  das  Gesetz 
vom  2.  März  1850  (cfr.  §.  59)  das  durch  das  Eisenbahngesetz  ge- 
gebene Wiederkaufsrecht  aufgehoben  worden  sei  oder  nicht.  Der 
Zweifel  erwächst  aus  dem  §.  2  Nr.  6,  nach  welchem  alle  Vor- 
kaufs-, Näher-  und  Retractrechte  an  Immobilien,  mit 
Ausnahme  der  im  §.  4  erwähnten,  ohne  Entschädigung  aufgehoben 
sein  sollen.  Da  der  $.  4  nur  den  Vorkauf,  nicht  aber  den  Wieder- 
kauf erwähnt,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  unter  dem  Ausdruck: 
„Vorkaufs-  und  Retractrechte"  des  $.  2  Nr.  6  auch  das  durch 
das  Eisenbahngesetz  dem  Expropriaten  gegebene  Wiederkaufsrecht 
zu  subsummiren  ist. 

Für  die  bejahende  Meinung  lässt  sich  Folgendes  anführen : 
Nach  dem  Regierungsentwurf,  welcher  in  der  Session  der 
Kammern  von  1849  auf  1850  eingereicht  wurde  und  welcher  dem 
Gesetz  vom  2.  März  1850  vorhergeht,  sollten  nicht  nur  die  durch 
das  Edict  vom  9.  Oclober  1807  noch  beibehaltenen  Vorkaufs-  und 
Uherrechte,  sondern  sogar  alle  vertragsmässigen  Vorkaufsrechte 
und  die  gesetzlichen,  mit  nur  zwei  Ausnahmen,  auf  die  es  hier  nicht 
Daher  ankommt,  aufgehoben  werden.  Die  Aufhebung  der  vertrags- 
■issigen  Vorkaufsrechte  wurde  nun  zwar  nicht  angenommen, 
wohl  aber  die  der  gesetzlichen  mit  den  erwähnten  beiden  Ausnah- 
men, die  der  $.  4  des  Gesetzes  vom  2.  März  1850  reproducirt. 
Hieraus  ist  zu  entnehmen,  dass  derWüle  des  Gesetzgebers  in  ent- 
schiedener Weise  darauf  gerichtet  war ,  alle  gesetzlichen  Verkaufe- 
nd Retractrechte  wegzuräumen.  Da  nun  der  §.  568  Theil  I,  Allg. 
Undr.  Titel  XX,  Abschnitt  III,  das  Vorkaufsrecht  in  d  e  r  Weise  definirt: 

9 
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„„das  Vorkaufsrecht  ist  die  Befugniss,  eine  von  dem  Eigentümer 
„„an  einen  Dritten  verkaufte  Sache  unter  den  Bedingungen  des  ge- 
schlossenen Kaufs  — -  oder  unter  gewissen  im  Voraus  be- 
istimmten Bedingungen  käuflich,  zu  übernehmen**,  und  Letz- 
teres gerade  eine  der  charakteristischen  Eigentümlichkeiten  des  Wie- 
derkaufs ist,  bei  welchem  in  dem  Falle  des  Eisenbahngesetzes  der 
ursprüngliche  Expropriationspreis  die  Bedingung  der  Wiedererwer- 
bung angibt;  da  ferner  der  ganze  Abschnitt  III  die  Ueberschrifl 
trägt:  »Vom  Vorkaufs-,  Näher- und  Wiederkaufsrecht", 
so  lässt  sich  daraus  der  Schluss  ziehen,  dass  der  Gesetzgeber  des 
Landrechts  zwischen  Vor-  und  Wiederkauf  nicht  so  scharf  unter- 
scheidet wie  das  Eisenbahngesetz ,  und  dass  er  vielmehr  das  Vor- 
kaufsrecht als  das  gen  us  und  die  andern  Rechte  als  Abarten  dieses 
gen us  beträchtet.  Ausserdem  stellt  auch  der  §.319,  Theill,  Titel 
XI  des  Allgemeinen  Landrechts  den  Wiederkauf  mit  dem  Betract 
zusammen,  indem  er  sagt:  „„Von  einem  der  Nachkommenschaft 
„„oder  der  Familie  des  Verkäufers  vorbehaltenen  Wiederkaufsrecht 
*  „gut  alles  das,  was  von  dem  Re  trade  bei  Familiengütern  ver- 
ordnet ist  (Theil  II,  Titel  IV,  Abschnitt  VI).«*  Man  muss  da- 
her um  so  mehr  annehmen,  dass  das  Gesetz  vom  2.  März  1850  un- 
ter dem  Ausdruck:  „„Vorkaufs-,  Näher-  und  Retractrechte  an  Im- 
mobilien** auch  das  Wiederkaufsrecht  des  Eisenbahngesetzes  ver- 
stehe, als  es  im  §.  4  ausdrücklieb  nur  das  Vorkaufsrecht  conservirt 
und  in  Beziehung  hierauf  die  Bestimmungen  des  Eisenbahngesetzes 
fest  genau  wiedergiebt. 

Dieser  Argumentation  lässt  sich  jedoch  eine  andere  mit  grösse- 
rem Rechte  entgegenstellen  : 

Wie  aus  dem  in  der  Sitzung  der  Zweiten  Kammer  am  23.  No- 
vember 1849  erstatteten  Commissionsbericht  hervorgeht,  ist  das  Ge- 
setz vom  2.  Harz  1850  auf  die  auf  dem  linken  Rheinufer  belege- 
nen Landestheile  nicht  ausgedehnt  worden,  weil  dort  bereits  durch 
die  früheren  Französischen  Bestimmungen  diejenigen  Rechtsverhält- 
nisse aus  dem  Wege  geräumt  waren,  welche  durch  das  neue  Ge- 
setz beseitigt  werden  sollten.  Es  kann  also  nicht  füglich  die  Ab- 
steht des  Gesetzgebers  gewesen  sein,  die  unbestreitbar  auf  dem  lin- 
ken Rheinufer  noch  geltenden  Bestimmungen  des  EisenbahngeseUes 
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ro  langten,  da  man  im  Gegentheil  beabsichtigte,  die  Gesetzgebung 
in  den  filtern  Landestbeilen  der  Rheinischen  zu  nähern.  Auch 
wurde  keine  Beschränkung,  sondern  eine  weitere  Ausdehnung  des 
fisenbehngesetzes  beabsichtigt,  indem  der  §.  4  des  Gesetzes  vom 
2.  M*rz  1850  das  Vorkaufsrecht  sogar  auf  alle  Expropriationen 
Msdehnt  Dazu  kommt,  dass  der  §.  1  dieses  Gesetzes,  welcher  die 
aufgehobenen  Bestimmungen  ausdrücklich  aufführt,  die  §$.  16—19 
des  Eiseilbahngesetzes  nicht  erwähnt.  Von  dem  Vorkaufs-  ist 
das  Wiederkaufsrecht  gewiss  charakteristisch  verschieden:  es  tritt 
nicht  erst  bei  der  beabsichtigten  oder  wirklich  erfolgten  Wieder- 
yeriusserung  ein;  es  kann  nicht  durch  Schenkung,  Tausch  etc.  ver- 
eitelt werden;  endlich  sind  die  Bedingungen  der  neuen  Veräusse- 
raag  unter  allen  Umständen  für  den  Wiederkäufer  gleichgültig. 
Unter  den  Ausdruck:  „Retractrecht"  kann  der  Wiederkauf  je- 
denfalls nur  dann  subsumiert  werden,  wenn  er  eine  dingliche 
Natur  hat,  d.  h.  gegen  jeden  dritten  Erwerber  wirkt.  Der  Retract 
ist  nach  Germanischen  Rechtsbegriffen,  zum  Unterschied  von  dem 
Römisch  rechtlichen  bloss  eine  Obligation  begründenden  pactum 
deretro  vendendo,  wesentlich  dinglicher  Natur ;  auch  das  Allge- 
meine Landrecht  huldigt  dieser  Germanischen  Rechtsauffassung:  so- 
wohl das  Retractrecht  der  Nachbarn  wirkt  zufolge  §  655,  Theil  I, 
Titel  XX,  Abschnitt  III  innerhalb  einer  gewissen  Frist  in  dingli- 
cher Weise  gegen  den  neuen  Besitzer,  als  auch  der  Familien-Re- 
tract  (Theil  II,  Titel  IV,  Abschnitt  VI),  der  §.319  Theil  I,  Titel 
XI  aber  dehnt  nur  auf  das  der  Familie  vorbehaltene  Wiederkaufs- 
recht die  für  den  gesetzlich  eintretenden  Familien-Retract  geltenden  Be- 
stimmungen aus,  und  es  ist  klar,  dass  hier  nur  deswegen  der  Wie- 
derkauf mit  dem  Retracte  zusammengestellt  wird,  weil  ihm  hier 
ausnahmsweise  eine  dingliche  Wirkung  beigelegt  wird.  Unter  den 
Retractrechten ,  welche  der  §.  2  Nr.  6  des  Gesetzes  vom  2.  März 
1850 aufhebt,  können  also  nur  die  dinglichen  Wiederkaufsrechte 
mit  begriffen  werden,  und  da  nach  der  Ausführung  des  §.  63  (oben) 
der  Wiederkauf  des  Eisenbahngesetzes  nur  ein  persönliches  ledig- 
lich den  Gesellschaften  gegenüber  wirkendes  Recht  darstellt,  so  ge- 
hört er  auch  nicht  zu  den  durch  $.  2  Nr.  6  des  Gesetzes  vom  2. 
Min  1850  aufgehobenen  Retractrechten. 

9* 
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.  Diejenigen,  welche  im  Widerspruch  mit  der.  oben  im  £  63 
entwickelten  Ansicht,  den  dort  besprochenen  Wiederkauf  für  ein 
dingliches,  auch  gegen  dritte  Erwerber  wirkendes,  Recht  halten, 
müssen  allerdings  consequenter. Weise  dasselbe  mit  zu  denjenigen 
Retractrechten  zählen,  welche  der  §.  2  Nr.  6  des  Gesetzes  vom  2. 
März  1850  aufhebt,  und  so  wird  kein  Zweifel  darüber  übrigblei- 
ben können,  dass  jedenfalls  in  den  rechts  vom  Rheine  belegenen 
Landestheilen  des  Preussischen  Staates  kein  dingliches  gegen  jeden 
Dritten  wirkendes  Wiederkaufsrecht  zu  Gunsten  des  für  Eisenbahn- 
zwecke  expropriirten  Eigenthümers  besteht.  Wir  glauben  indessen, 
dass  das  Eisenbahngesetz  überhaupt  nur  ein  in  persönlich  obligato- 
rischer Weise  gegen  die  Gesellschaft  wirkendes  Wiederkaufsrecht 
eingeführt  hat,  welches  nirgendwo  durch  das  Gesetz  vom  %  Mira 
1850  tangirt  wird/ 

§.  68. 
Auch  das  zufolge  ausdrücklicher  Vorschrift  dinglich  wirkende 
Vorkaufsrecht  wird  durch  den  §  4  des  Gesetzes  vom  2.  März 
1850  in  keiner  Weise  geändert,  indem  dort  nur  der  Grundsatz, 
dass  das  fragliche  Recht  lediglich  dem  zeitigen  Eigenthümer 
eines  verkleinerten  Grundstückes  zusteht,  in  schärferer 
Fassung  wiederholt  wird. 

Die  den  Expropriaten  einer  Eisenbahngesellschaft  gegenüber 
zustehenden  Vor-  und  Wiederkaufsrechte  sind  hiernach  in  allen  Lan- 
destheilen im  Wesentlichen  dieselben;  es  kann  also  in  Beziehung 
auf  die  speciellere  Erörterung  dieser  Rechte  auch  für  die  Siteren 
Provinzen  des  Staates  lediglich  auf  die  §§.  61  bis  66  rückverwie- 
sen werden. 


CANTEL  III. 

Ven  den  Verpflichtungen  der  Eisenbaiinge- 

Seilschaften  den  an  die  Bahn  angrenzenden 

Eigenlhflmern  gegenüber. 


§•  69. 
Hinsichtlich  der  den  Eisenbahngesellschafien  gegen  die  angren- 
zenden Grundeigenlhümer  obliegenden  Verpflichtungen  bestimmt  der 
f.  14  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838: 

Ausser  der  Geldentschädigung  ist  die  Gesellschaft  auch  zur  Einrichtung 
und  Unterhaltung  aller  Anlagen  verpflichtet,  welche  die  Regierung  an  Wegen, 
Ueberf ahrten ,  Triften,  Einfriedigungen,  Bewässerung*-  und  Vorfluths- Anlagen 
etc.  nöthig  findet,  damit  die  benachbarten  Grundbesitzer  gegen 
Gefahren  und  Nachtheile  in  Benutzung  ihrer  Grundstucke 
gesichert  werden.  *) 

Entsteht  die  Notwendigkeit  solcher  Anlagen  erst  nach  Eröffnung  der 
Bahn  durch  eine  mit  den  benachbarten  Grundstücken  vorgehende  Veränderung, 
so  ist  die  Gesellschaft  zwar  auch  zu  deren  Einrichtung  und  Unterhaltung  ver- 
pflichtet, jedoch  nur  auf  Kosten  der  dabei  interessirten  Grundbesitzer,  welche 
deshalb  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  Caution  zu  bestellen  haben. 


*)  Aus  den  mit  gesperrter  Schrift  gedruckten  Worten  des 
Gesetzes  folgt  mit  Evidenz,  dass  die  Staatsregierung, 
wenn  sie  den  Eisenbahngesellschaften  Anlagen,  welche 
nicht  im  Interesse  der  benachbarten  Grundbesitzer  lie- 
gen, sondern  &u  andern,  z.  B.  forttlcatorisclien,  Zwecken  getrof- 
fen werden  sollen,  aufbürdet,  jedenfalls  ihre  Befugniss 
zu  einem  solchen  Ansinnen  aus  dem  §.  14  des  Gesetzes 
nicht  herleiten  kann. 
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Sieht  man  zunächst  von  den  Entschädigungs- Anforderun- 
gen ab,  welche  die  angrenzenden  Grundbesitzer  erheben  mögen, 
so  weiset  der  §.  14  des  Gesetzes  der  administrativen  Behörde 
(den  Regierungen)  die  ausschliessliche  Entscheidung  darüber  zu, 
welche  Anlagen  die  bauende  Gesellschaft  zur  Sicherung,  Verbindung 
oder  auch  Abschliessung,  kurz  im  Interesse  des  benachbarten  Grund- 
eigenthums  zu  machen  habe,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
die  Adjacenten  niemals  auf  dem  Rechtswege  die  Herstellung 
oder  Beseitigung  einer  bestimmten  Anlage  in  natura  verlangen  können. 

Dies  geht  so  weit  und  mu6S  im  öffentlichen  Interesse  so  weit 
gehen,  dass  den  angrenzenden  Eigentümern  selbst  da  nur  der  Re- 
curs  an  die  Regierung  offen  steht,  wo  ihnen  sonst,  wenn  der 
Bauende  ein  Privatmann  und  nicht  eine  Eisenbahngesellschaft  gewe- 
sen wäre,  die  gerichtliche  Klage  auf  Vornahme  oder  (was  dasselbe 
ist)  Wegschaffung  einer  bestimmten  Anlage  zugestanden  hätte,  — 
Alles  natürlich  abgesehen  von  den  etwa  begründeten  Entschädi- 
gungsansprüchen, von  denen  erst  weiter  unten  die  Rede  sein 
wird.    Ein  Beispiel  wird  das  Gesagte  klar  machen: 

Nach  Art.  640  des  Rheinischen  Civil-Gesetzbuchs  darf  der  Ei- 
genthümer  eines  niedriger  liegenden  Grundstückes  keinen  Damm 
aufwerfen,  der  den  natürlichen  (nicht  durch  Menschenhände  veran- 
lassten) Abfluss  des  Wassers  von  dem  höher  liegenden  Grundstück 
verhindert.  Analoge  Verhältnisse  werden  durch  die  $$.  99—100 
des  Allgemeinen  Landrechts  I.  8.  begründet.  Wird  nun  ein  sol- 
cher Damm  in  unberechtigter  Weise  aufgeworfen,  so  kann  der 
Eigentümer  des  höheren  Grundstückes,  abgesehen  von  jeder  Ent- 
schädigungsforderung, ohne  Frage  bei  Gericht  auf  WegscbaSuog 
des  Dammes  resp.  auf  Herstellung  solcher  Anlagen  (Abflüsse, 
Durchlässe  etc.) ,  welche  den  frühern  Wasserabfluss  ermöglichen, 
klagen.  Nicht  so  der  Eisenbahngesellschaft  gegenüber,  die  auf  ihrem 
erworbenen  Terrain  einen  Damm  baut,  der  Ueberschwemmungen 
befürchten  lässt  Hier  ist  den  Adjacenten  in  Beziehung  auf  die 
Anlage  selbst  der  Rechtsweg  benommen;  sie  müssen  sich  um  Re- 
medur  an  die  Regierung  wenden  und  zwar,  wie  wir  sogleich  sehen 
werden,  während  des  Baues  und  spätestens  vor  der  durch  die  Re- 
gierung ertheilten  Genehmigung  der  Eröffnung  des  Betriebes. 


—    135    — 

$.    70. 

Ohne  Frage  sind  es  weitgreifende,  man  möchte  fast  sagen  ex- 
orbitante Befugnisse,  die  der  §.  14  des  Eisenbahngesetzes  den  Re- 
gierungen beilegt;  denn  est  ist  keine  Kleinigkeit,  wenn  nicht  nach 
festen  gesetzlichen  Normen,  sondern  nach  administrativem  Ermessen 
von  der  Eisenbahngesellschaft  verlangt  werden  kann,  dass  sie  be- 
stimmte Anlagen  vornehme,  die  vielleicht  den  Werth  der  von.  der 
Bahn  betroffenen  Grundfläche  um  das  Hundertfache  übersteigen. 
Dennoch  rechtfertigt  das  praktische  Bedürfniss  den  §.  14;  denn 
wohin  sollte  es  führen,  wenn  über  den  Bau  selbst  zahllose,  Alles 
hemmende  Processe  geführt  werden  könnten? 

Auf  der  andern  Seite  aber  mögen  die  Behörden  niemals  ver- 
gessen, wie  eben  das  Exorbitante  ihrer  Befugnisse  sie  zu  der  gröss- 
ten  Vorsicht  auffordert.  Uta  so  mehr  aber  ist  sorgfältige  mit  Sach- 
kenntniss  gepaarte  Beurtheilung  von  Nöthen,  da  ein  einmal  began- 
gener Fehler  nach  genehmigter  Eröffnung  der  Bahn  nicht  wieder  gut 
gemacht  werden  kann.  Das  Alinea  2  des  $.  14  lässt  nämlich,  nach  der 
uns  unzweifelhaften  Interpretation,  den  Regierungen  nach  Eröffnung 
der  Bahn  nur  das  Recht,  von  den  Eisenbahngesellschaften  einzig  und  allein 
in  dem  Falle  neue  Anlagen  zu  verlangen,  wo  mit  den  benachbarten 
Grundstücken  Veränderungen  vor  sich  gehen,  und  auch  in  diesem 
Falle  haben  die  Gesellschaften  erst  dann  die  Aenderungen  vorzu- 
nehmen, nachdem  ihnen  von  den  betreffenden  Grundeigenthümern 
für  die  Kosten  Caution  gestellt  worden  ist. 

Da  der  §.  14  offenbar  den  Zweck  und  die  Bedeutung  hat, 
prmcipiell  die  Verpflichtungen  der  Gesellschaften  hinsichtlich  des 
Baues  selbst  vollständig  und  erschöpfend  zu  regeln,  so  folgt  dar- 
aus, dass  die  Regierungen  und  überhaupt  die  Staatsbehörde  nach 
Eröffnung  des  Betriebes  keine  Aenderungen  und  neue  Anlagen  mehr 
von  der  Gesellschaft  verlangen  kann,  und  dass,  wenn  dergleichen 
dennoch  erzwungen  würden,  die  Administration  die  Grenzen  ih- 
rer Amts- Wirksamkeit  überschritten  hätte.  Nachdem  unter  pünktlicher 
Befolgung  aller  Anordnungen  der  Verwaltung  ein  Eigenthum  her- 
gestellt ist,  muss  vielmehr  die  Unverletzlichkeit  des  Eigen thu mg 
auch  für  die  bauende  Eisenbahngesellschaft  eintreten. 


—    136    — 

f.  71. 

Wir  freuen  uns ,  die  in  dem  vorigen  Paragraphen  enthaltene 
Auffassung  im  Allgemeinen  durch  ein  Handels-Ministerial-Rescript 
vom  8.  December  1849  bestätigt  zu  finden.    Hier  heissi  es: 

„Nach  §.  14  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  hat  die  Re- 
gierung zu  bestimmen,  welche  Wege-Anlagen  und  Uebergänge  etc. 
„von  den  Eisenbahngesellschaften  hergestellt  werden  sollen«  Dass 
„diese  Bestimmungen  vor  Eröffnung  des  Betriebes  der  Bahn  ge- 
troffen werden ,  liegt  tbeils  in  der  Natur  der  Sache ,  theils  folgt 
„es  aus  der  Stellung  der  verschiedenen  Paragraphen  des  Gesetzes 
„zu  einander.  Der  zweite  Absatz  des  $.  14  behandelt  den  einzi- 
gen Fall,  in  welchem  die  Regierung  auch  nach  Eröffnung  der 
„Bahn  die  Herstellung  gewisser  Arbeiten  von  den  Gesellschaften, 
„jedoch  nicht  auf  deren  eigene  Kosten  verlangen  kann.  Rücksicht- 
„lich  der  übrigen  Fälle  bilden  die  §.  22  loco  citato  erwähnte  Revi- 
sion der  Bahn-Anlage  so  wie  die  hierauf  zu  gründende  Ertheilung 
„der  Genehmigung  zur  Eröffnung  der  Bahn  den  Schluss-Termin. 
„So  wie  schon  bei  Prüfung  des  Bauplans  die  zur  Wahrung  der  öf- 
fentlichen Interessen  und  zur  Abwendung  von  Nachtheilen  für  die 
„benachbarten  Grundbesitzer  nöthigen  Anlagen  und  Einrichtungen 
„von  der  Regierung  sorgfältig  zu  erwägen  sind,  und  eventuell,  falls 
„sich  dieselben  nicht  sofort  vollständig  übersehen  und  im  Einzelnen 
„bestimmen  lassen,  bei  Ertheilung  der  Genehmigung  durch  geeig- 
nete Vorbehalte  dafür  Fürsorge  zu  treffen  ist ,  dass  jene  Anlagen 
„und  Einrichtungen ,  wie  sie  nach  dem  Ermessen  der  Regierung 
„nöthig  befunden  werden,  von  der  Eisenbahn  hergestellt  werden, 
„so  ist  demnächst  insbesondere  bei  der  vor  Ertheilung  der  Geneh- 
migung zur  Eröffnung  der  Bahn  zu  veranlassenden  Revision  auch 
„dieser  Punkt  zur  Erledigung  zu  bringen.  Die  revidirende  Com- 
„mission  hat  daher  unter  Andern  auch  ihre  besondere  Aufmerksam- 
keit mit  darauf  zu  richten,  dass  die  nöthigen  Wege-Uebergänge 
„etc.  hergestellt  sind,  Mängel  in  dieser  Hinsicht  zu  rügen  und  de- 
„ren  Beseitigung  zu  verlangen.  Ueber  etwaige  Widersprüche  ge- 
„gen  die  Notwendigkeit  einer  solchen  Anlage  hat  die  Regierung 
„vor  Ertheilung  der  Genehmigung  zur  Eröffnung  der  Bahn  zu  ent- 
scheiden.   Die  öffentlichen  Wege  können  der  Aufmerksamkeit 
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»einer  mit  gehöriger  Genauigkeit  revidirenden  Commission  hierbei 
„am  Wenigsten  entgehen.  Ist  nun  aber  die  Bau-Anlage,  so  wie  sie 
„ist ,  von  der  Regierung  ohne  Vorbehalt  genehmigt ,  so  muss  die 
„bauende  Gesellschaft  gegen  fernere  Ansprüche  im  Verwaltungs- 
wege (den  einzigen  Fall  in  alinea  2  des  §.  14  ausgenommen) 
„geschützt  sein,  wenn  auch  den  Betheiligten,  welche  mit  der  admi- 
nistrativen Festsetzung  nicht  zufrieden  sind ,  der  Weg  Rechtens 
„unbenommen  bleibt*)." 

Die  vorstehend  ausgesprochenen  Grundsätze  werden  durch  ein 
ferneres  Handels-Ministerial-Rescript  vom  25.  Januar  1850  bestätigt. 

Freilich  hat  der  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competenz- 
Conflicte  durch  Erkenntniss  vom  25.  Juni  1853  (Jusliz-Ministerial- 
Blatt  1853  pag.  230)  den  Satz  ausgesprochen: 

„fflr  die  Behauptung,  dass  die  Competenz  der  Regierung 
„mit  der  Eröffnung  der  Bahn  aufhöre,  fehle  es  an  jedem 
„gesetzlichen  Grunde." 

Indessen  kann  es  hierauf  nicht  ankommen ,  da  dieser  absolute 
Ausspruch  nur  zur  Begründung  des  unbestreitbar  richtigen  Satzes 
dienen  sollte,  dass  Ansprüche  auf  Vornahme  der  im  §.  14  des  Ei- 
senbahngesetzes erwähnten  Schutzanlagen  im  Rechtswege  überhaupt 
nicht  verfolgt  werden  können.  Uebrigens  besteht  aber  auch  nach 
Eröffnung  der  Bahn  immerhin  noch  eine  Competenz  der  Regierung, 
die  allerdings  nur  in  dem  in  alinea  2  des  §.  14  angegebenen  Falle 
eintreten  kann.  Es  steht  also  das  erwähnte  Erkenntniss  des  Hofes 
zur  Entscheidung  der  Competenz-Conflicte  dem  Satze  nicht  entge- 
gen, dass  die  Eisenbahngesellschaft  nach  Eröffnung  der  Bahn  we- 
der von  der  Verwaltung  noch  von  den  Gerichten  zur  Vornahme 
neuer  Anlagen  angehalten  werden  kann,  mit  Ausnahme  desim  alinea  2  des 
I*  14  angegebenen  Falles  und  auch  dann  nur  gegen  vorgängige  Cau- 
tionsleistung  der  betheiligten  Grundbesitzer  für  den  Ersatz  der  Kosten. 

§.  72. 

Schwerer  zu  beantworten  ist  die  Frage,  ob  und  welcher  Ersatz 
den  angrenzenden  Eigentümern  für  den  ihnen  durch  den  Bau  oder 

*)  D.  h.  die  Betheiligten  können  lediglich  auf  Entschädigung  klagen ,  und 
«och  das  nur,  so  weit  nach  den  weiter  unten  aufzustellenden  Kegeln  ein 
Anspruch  auf  Entschädigung  überhaupt  stattfindet. 
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auch  durch  das  Vorhandensein  der  Eisenbahn  zugefügten  Schaden 
gebohrt. 

Vielfach  ist  von  den  Gerichten  der  §.  14  in  der  Weise  inter- 
pretirt  worden,  dass  die  Eisenbahngesellschaft  für  Gefahren  und 
Nachtheile  angrenzender  Grundstücke  niemals  eine  Entschädigung 
zu  leisten  habe,  sofern  ihr  nicht  nachgewiesen  werde,  dass  sie  bei 
dem  Baue  die  Anordnungen  der  Regierung  ausser  Acht  gelassen. 

Besonders  ausführlich  findet  sich  diese  Ansicht  in  den  Gran- 
den eines  am  18.  September  1848  in  Sachen  der  Cöln-Mindener 
Eisenbahngesellschaft  wider  Dickmann  ergangenen  Urlheils  des  Ober- 
landesgerichts zu  Paderborn  motivirt.  Hier  handelte  es  sich  von 
einer  Entschädigungsklage  wegen  einer  durch  den  Eisenbahndamm 
veranlassten  partiellen  Ueberschwemmung.  Die  Gründe  lauten: 

„Die  Entschädigungsforderung  des  Klägers  wird  weder  auf  ein 
„contractlicbes  Verhältniss,  noch  auf  ein  der  verklagten  Eisenbahnge- 
„sellschaft  bei  Anlegung  der  Bahn  zur  Last  fallendes  Versehen  be- 
gründet, vielmehr  nur  auf  das  Factum  der  Erbauung  des  Eisenbahn- 
„Dammes  und  den  Causalnexus  zwischen  dieser  und  dem  ihm  durck 
„Ueberschwemmung  seiner  Aecker  erwachsenen  Schaden.  Aus  die- 
„ser  Thatsache  lässt  sich  aber  die  Verpflichtung  der  Verklagten  tum 
„Schadensersatz  nicht  herleiten. 

„Die  Verklagte  ist  durch  freiwilligen  Kauf  oder  durch  Zwangs- 
„Expropriation  Eigenthümerin  der  Grundslücke  geworden,  auf  wel- 
„chen  sie  den  Bahndamm  geschüttet  hat.  In  der  Auswahl  der  Bahn- 
linie und  der  Construclion  der  Bahn  selbst  war  sie  nur  an  die  Geneh- 
migung der  Staatsbehörde  gebunden  (§.  4  des  Eisenbahngesetzes)  > 
„sie  befand  sich  also,  da  sie  diese  erhalten,  bei  Anlegung  des  Dara- 
„mes  auf  ihrem  eigenen  Grund  und  Boden  lediglich  in  der  Aus- 
sübung ihres  Rechts  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  und  ist  des- 
„halb  für  daraus  hervorgebende  Nachtheile  Niemandem  regress- 
„pflichtig  (AUg.  Landrecht  §.  26,  Tit.  VIII,  Theil  1).  Das  Gesetz 
„kennt  freilich  einzelne  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatz,  nament- 
lich beim  Bergbau  C$§.  109—112,  116b,  150,  Tit.  15,  Theil  II, 
„AUg.  Landrecht,  —  Entscheidungen  des  Geh.  Ober-Tribunals,  Bd. 
„IV,  pag.  355  ff.);  allein  eine  solche  Ausnahme  ist  bei  der  An- 
klage von  Eisenbahnen  nicht  nachzuweisen. 
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„Der  §.  25  des  Eisenbahngesetzes  bezieht  sich  bloss  auf  solche 
»Beschädigungen,  welche  bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn  dritten 
»Personen  zugefügt  werden ,  nicht  auf  den  Fall  der  Anlegung  des 
.Dammes,  worüber  $$.  3  und  ff.  sprechen.  Eine  Entschädigung 
»können  hiernach  aber  nur  solche  Eigenthümer  verlangen ,  welche 
,ein  Grundstück  resp.  ein  Nutzungsrecht  zum  Zwecke  der  Eisen« 
„bahn-Anlage  der  Gesellschaft  zu  überlassen  gezwungen  werden. 
»Benachbarte  Grundbesitzer,  welche  nicht  in  diesem  Falle  sich  be- 
enden, sind  geschützt  durch  $.  14  loc.  cit.  Hierin  wird  aber 
„der  Gesellschaft  keineswegs  die  Verpflichtung  auferlegt ,  den  be- 
nachbarten Eigenthümern  unbedingt  Entschädigung  zu  leisten;  die 
„Verbindlichkeit  der  Gesellschaft  beschränkt  sich  vielmehr  auf  solche 
»Maassregeln ,  wodurch  dergleichen  Nachtheile  abgewendet  werden 
„können,  und  auch  diese  Vorkehrungs-Maassregeln  hat  sie  nur  auf 
jvorgängige  Anordnung  der  Regierung  auszuführen.  Den  benach- 
»barlen  Eigenthümern  etc.  gegenüber  kann  mithin  eine  Entschädi- 
»gongsverbindlichkeit  nur  dadurch  begründet  werden,  dass  die  Ge- 
»seüschaft  die  ihr  von  der  Regierung  auferlegten  Anlagen  auszu- 
fahren versäumt  habe. 

„Hiernach  hätte  Kläger  rechtzeitig  bei  der  Regierung  die  An- 
,ordoung  der  zur  Verhütung  der  Ueberschwemmung  erforderlichen 
•Anlagen  erwirken  müssen.  Hat  er  dieses  versäumt,  oder  hat  die 
Regierung  bei  Genehmigung  der  Bahnlinie  unterlassen,  die  erfor- 
»faliche  Maassregel  anzuordnen,  so  kann  in  dem  Factum  der  Bahn- 
»Anlage  kein  Grund  zur  Schadenersatz-Verbindlichkeit  gefunden 
iwerden.* 

Die  gleiche  Ansicht  hat  das  Kreisgericht  zu  Bielefeld  durch 
Erkenntniss  vom  25.  April  1850  aufgestellt  und  zwar  aus  der  et- 
was oberflächlichen  Hotivirung,  dass  das  Eisenbahngesetz  nur  eine 
nach  Maassgabe  der  §§.  11— 13  für  die  Expropriation  und  Nutzungs- 
entziehung zu  leistende  Entschädigung  ausdrücklich  erwähne.  Hier- 
mit stimmen  zwei  am  9.  und  16.  April  1850  in  Sachen  der  CWn- 
Nindener  Eisenbahngesellschaft  gegen  Schmidt  ergangene  Erkennt- 
w*e  des  Kreisgerichts  zu  Herford  überein. 
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$.   73. 

Trotzdem,  dass  die  in  dem  vorigen  Paragraphen  angedeutete 
Auffassung  des  $.  14  oft  des  Beifalls  der  Gerichte  sich  zu  erfreuen 
gehabt  hat,  ist  sie  doch  gewiss  eine  irrige. 

Richtig  ist,  dass  die  Eisenbahngesellschaft,  wie  man  gleich  sehen 
wird,  keineswegs  allen  und  jeden  Schaden  zu  ersetzen  hat,  der 
durch  die  Existenz  und  den  Betrieb  der  Bahn  den  angrenzenden  Eigen- 
tümern zugefügt  werden  mag.  Aber  es  darf  nicht  übersehen  wer- 
den, dass  der  $.  14  des  Gesetzes  vorwiegend  im  landespolizeilichen 
Interesse  erlassen  ist.  Diesem  Gesichtspunkt  entspricht  sowohl  die 
Verpflichtung  der  Gesellschaft,  alles  Gemeinschädliche  bei  der  An- 
lage zu  vermeiden  und  daher  die  präventiven  Vorschriften  der  Re- 
gierungen auszuführen,  als  auch  die  durch  den  gedachten  Paragra- 
phen eingeführte  ausschliessliche  Competenz  der  Verwaltungsbehörde, 
die  Vornahme  der  nöthigen  Anlagen  anzuordnen.  Ebenso  gehört 
auch  das  dem  öffentlichen  Interesse  an,  dass  der  einzelne  Adjacent 
nicht  durch  vielleicht  langjährige  Processführung  den  Ausbau  der 
Bahn  selbst  hindern  darf.  Dagegen  sagt  der  $.14  über  die  Ent- 
schädigungsansprüche der  Adjacenten  gar  nichts;  denn  die  Worte 
„ausser  der  Geldentschädigung"  beziehen  sich  lediglich  auf  die  an 
die  Expropriaten  zu  leistenden  Entschädigungen.  Da  aber  das 
landespolizeiliche  Interesse  nicht  ausschliesslich  auf  die  Abwendung 
von  Beschädigungen  Einzelner  geht,  vielmehr  sich  recht  wohl  den- 
ken lässt ,  dass  eine  Anlage ,  die  dem  Gesammt-Interesse  in  hohem 
Grade  entspricht,  doch  einem  einzelnen  Eigenthümer  Nachtheil  bringt, 
so  sieht  man  nicht  ein ,  warum  das  durch  den  $.14  den  Gesell- 
schaften der Gesammtheit  der  Adjacenten  gegenüber  auferlegte  onus 
sie  zum  Nachtheile  eines  Einzelnen  von  einer  Ersatzverbindlichkeit 
befreien  könnte,  welche  sonst  nach  gemeinem  Rechte  jedem  Nachbar 
zum  Vortheil  seines  Nachbars  obliegen  würde. 

In  der  That  hat  das  Plenum  des  Geh.  Ober-Tribunals  in  seiner 
Sitzung  vom  20.  October  1851  (cfr.  Striethorst  Arch.  3,  pag.  300, 
Nr.  63)  den  Satz  sanetionirt : 

„dass  die  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  über  Schadens- 
ersatz rücksichtlich  der  durch  Eisenbahn-Anlagen  den  angrenzen- 
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»den  Grundstücken  verursachten  Schäden  durch  den  £14  desGe- 
»setzes  vom  3.  November  1838  nicht  abgeändert  worden  sind.8 

Hierdurch  möchte  die  Streitfrage  dem  Princip  nach  definitiv 
entschieden  sein.  Die  Eisenbahngesellschaften  sind  für  jede  durch 
die  Anlage  verursachten  Schaden  verantwortlich : 

Q  wenn  sie  die  Anordnungen  der  Regierung  beim  Bau  nicht 
befolgt  haben; 

23  auch  selbst  dann,  wenn  ihnen  zwar  kein  Verstoss  gegen 
die  Anordnungen  der  Regierung  zur  Last  gelegt  werden  kann, 
wenn  aber  die  Anlage  eine  derartige  ist ,  dass  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  jeder  Privat-Eigenthttmer  dem  Adjacenten  ersatzpflich- 
tig sein  würde. 

Der  zweite  Fall  hat  jedoch  bei  Eisenbahnen  die  Besonderheit, 
dass  niemals  die  Vornahme  oder  Wegschaffung  einer  Anlage  gegen 
sie  auf  dem  Rechtswege  gefordert  werden  kann,  wenn  auch  die 
Anlage  eine  solche  ist,  dass  der  Beeinträchtigte  sonst  jedem  Privat- 
Eigenthfimer  gegenüber  in  dieser  Weise  zu  klagen  berechtigt  wäre, 
dass  vielmehr,  wenn  auf  administrativem  Wege  keine  Abhülfe  zu 
erlangen  war,  dem  Beeinträchtigten  bloss  die  Entschädigungsklage 
übrig  bleibt« 

Das  bereits  einmal  gewählte  Beispiel  des  Dammes  wird  das 
Gesagte  klar  machen.  Wenn  die  Eisenbahngesellschaft  dem  Art.  640 
des  Rheinischen  Civilr  Gesetzbuchs  entgegen,  auf  ihrem  niedriger 
liegenden  Grundstück  behufs  Ausführung  der  Bahn  einen  Damm 
angelegt  hat,  der  die  Ueberschwemmung  der  höher  liegenden  Grund- 
stücke veranlasst,  so  würde  der  Eigenthümer  der  letzteren  abgese- 
hen von  der  Schadensklage  in  einem  solchen  Falle  sonst  jedem  Pri- 
tat- Eigenthümer  gegenüber  auf  Wegschaffung  des  Dammes  oder  auf 
Anlegung  solcher  Abzugskanäle,  die  den  Abfluss  des  Wassers  voll- 
ständig ermöglichen,  klagen  können.  Der  Eisenbahngesellschaft  ge- 
genüber fällt  dagegen  diese  Klage  weg,  indem  nur  die  Verwaltung 
die  Wegschaffung  des  Dammes  oder  die  nöthigen  Anlagen  anord- 
nen kann.  Ist  aber  die  Bahn  bereits  eröffnet ,  so  kann  selbst  die 
Verwaltungsbehörde  neue  Anlagen  gegen  den  Willen  der  Gesell- 
schaft nicht  mehr  anordnen;  dagegen  hat  der  überschwemmte  Ei- 
genthümer gegen  die  Eisenbahngesellschaft  die  Klage  auf  vollstön- 
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digei  Schadenersatz,  einerlei  ob  die  letztere  den  Anordnungen  der 
Regierang  zuwidergehandelt  hat  oder  nicht,  ob  Kläger  rieh  bei  Zei- 
ten um  Abhülfe  an  die  Regierang  gewendet  oder  ob  er  dies  ver- 
säumt hat.  Die  Gesellschaft  mosste  wissen ,  dass  sie  die  üeber- 
gehwemmang  der  Adjacenten  nicht  veranlassen  durfte;  sie  masste, 
auch  ohne  Aufforderung,  die  ndthigen  Vorkehrungen  treffen,  und 
hat  selbst  dann ,  wenn  die  nachtheiligen  Folgen  des  Dammes  sich 
dnreh  Abzugskanäle  etc.  nicht  vollständig  vermeiden  Hessen,  voll- 
ständige Entschädigung  zu  leisten ,  da  der  Damm  eigentlich  gv 
nicht  gebaut  werden  durfte,  und  nur  das  öffentliche  Interesse,  kei- 
neswegs aber  ein  persönliches  Privilegium  der  Gesellschaft  der 
Klage  auf  Wegschaffung  des  Dammes  entgegensteht. 

£  74. 

Die  Anwendung  des  oben  entwickelten  Prineips :  „dass  die  Ge- 
sellschaften wegen  des  Baues  der  Bahn  nur  dann  den  Adjacentea 
Entschädigung  zu  leisten  haben ,  wenn  nach  gemeinem  Recht  ein 
Nachbar  den  andern  entschädigen  müsste",  können  wir  zwar,  ohne 
die  gesteckten  Grenzen  xu  überschreiten,  hier  nicht  in  extenso  be- 
handeln; man  wird  jedoch  aus  den  folgenden  Bemerkungen  die 
praktischen  Consequenzen  desselben  ersehen:  *) 

a)  Zufolge  eines  Revisionsurteils  des  II.  Senats  des  Geheimen 
Ober-Tribunals  vom  10.  März  1853  (cfr.  Striethorst  Archiv,  Band 


*)  „Der  Fall  zur  Anwendung  des  §.  75  der  Einleitung  zum  Allgem.  Lud- 
„recht  ist  nicht  vorhanden,  wenn  der  Staat  in  seinem  besondern  oder  ge- 
meinen Staats-Eigenthum,  etwa  auf  einer  Land-  und  Heerstrasse,  mit  Be- 
obachtung der  getetilichen  Schranken  eine  Einrichtung  getroffei  kat» 
»welche  ebenfalls  zum  Wohle  des  gemeinen  Wesens  fuhren  soU,  durch 
„diese  Einrichtung  aber  Privatpersonen  Schaden  verursacht  ist  — 
„Dieser  Grundsatz  findet  auch  auf  die  Eisenbahn-Anlagen  von  Prifatge- 
„ Seilschaften  Anwendung  (Entscheidung  des  Geh.  Ober-Tribunals,  Striet» 
„hörst  Archiv^Band  Vm,  pag.  338)'. 
Plenarbeschluss  de«  Geh.  Ober-Tribunals  vom  1.  Juli  1850: 
„Aus  §.  75  der  Einleitung  zum  Allgem.  Landrecht  ist  der  Staat  um 
„Ersätze  des  Schadens,  welcher  den  Einzelnen  durch  eine  mm  Gemein- 
wohl« bestimmte  Einrichtung  verursacht  worden,  nicht  in  allen  durch  be- 
„ sondere  Gesetze  nicht  ausgeschlossenen  Fallen,  nanreirtich  dann  nie»* 
„verpflichtet,  wenn  die  Befugniss  zur  Anlage  schon  aus  den  §5*  26—28 
„I.  8  des  Allgem.  Landrechts  hergeleitet  werden  kann**  (Justiz-Ministe- 
rialblatt  für  1850»  S.  303). 
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VIII  S.  337  Nr.  Ti)  haben  die  Eisenbahngesellschaften  einen  to~ 
dighch  in  Folge  von  Erderschütterungen  durch  die  Bahazäge  ent- 
standenen, nicht  vorherzusehen  gewesenen  Schaden  nichts«  ersetzen. 

Bin  benachbarter  Grundbesitzer  besass  in  einer  Entfernung  von 
200—300  Schritten  von  der  Niederschlesich-Märkischen  Eisenbahn 
mehrere  Blutegelteiche.  Er  klagte  auf  Entschädigung,  weil  rieh  die 
Blutegel  wegen  der  durch  die  Bahnzüge  veranlassten  Erderschütte- 
nifig  verkrochen  hatten. 

Mit  Recht  wies  das  Geh.  Ober-Tribunal  seine  Ansprüche  ex 
prineipio  ab,  unter  andern  Gründen  schon  deswegen,  weil  es  sich 
von  einem  gar  nicht  vorherzusehenden  Schaden  handele,  der  nie» 
mals  ersetzt  zu  werden  brauche;  eben  so  wurde  auch  der  aus  dem 
§.  25  des  Eisenbahngesetzes  hergenommene  Einwand  beseitigt, 
»weil  die  Vorschrift  des  $.  25  nur  auf  den  Schaden,  weicher  durch 
„einen  Hangel  in  der  Instandhaltung  der  Bahn  oder  der  Transport- 
»unttel,  oder  durch  eine  Nachlässigkeit  in  der  Beförderungsart  ver- 
„anlasst  wird,  zu  beziehen  sei,  und  weil  der  $.25  den  allgemeinen 
„Gesetzen  über  Schadenersalz  zum  Yortheile  der  Adjacenten  nicht 
„derogire." 

Das  referirte  Urtheil  des  Geh.  Ober-Tribunals  präjudicirt  da- 
gegen nicht  denjenigen  Entschädigungsansprüchen  der  Adjacenten, 
welche  aus  einem  durch  die  mangelhafte  Anlage  der  Bahn  oder 
die  fehlerhafte  Bauausführung  herbeigeführten  Ereignis*  ent- 
springen. Da  die  Eisenbahngesellschaften  den  Bau  nur  unter  der 
Aulsicht  und  Leitung  von  Sachverständigen  ausführen  lassen  dürfen, 
so  haften  sie  sogar  für  leichte  Verschulden.  Stürzt  z.  B.  ein  Ei« 
senbabndamm  wegen  eines  Mangels  der  Construction  ein,  so  ist 
unter  allen  Umständen  für  die  Beschädigungen  des  in  Folge  dessen 
überschütteten  oder  überschwemmten  Terrains  Ersatz  zu  leisten; 
denn  die  Gesellschaft  muss  jeden  Fehler  des  von  ihr  employirten 
Ingenieurs  vertreten,  wenn  sie  auch  gegen  diesen  die  Regressklage 
haben  mag. 

b)  Ein  Grundbesitzer  kann  für  Zeitverlust  beim  Ueber- 
schreiten  der  Bahn  durch  Hemmung  der  Passage  (Schliessen 
der  Barrieren)  Entschädigung  nicht  beanspruchen.  Es  han- 
delt sich   hier   um   eine    sicherheitspolizeiliche    Maassregel,    de- 
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ren  Anwendung  in  der  Befugniss  des  Staates  liegt;  die  Anlage  einer 
Eisenbahn  ist  aber  nur  gegen  Concession  des  Staates  zulässig,  und 
derselbe  hat  die  polizeilichen  Anordnungen  dabei,  zu  treffen.  Die 
zeitweise  Hemmung  der  Passage  ist  selbst  einem  Expropriaten 
gegenüber  keine  Folge  der  Enteignung,  sondern  vielmehr  eine 
Folge  der  Bahnanlage  überhaupt,  und  trifft  eben  so  sehr  solche 
Eigentümer,  deren  Grundstücke  von  der  Bahn  gar  nicht  berührt 
werden.  Ferner  erfolgt  die  Sperrung  nicht  lediglich  nach  der 
Willkür  der  Eisenbahngesellschaft,  sondern  in  Folge  sicherheitspo- 
lizeilicher  Bestimmungen,  weshalb  das  Publicum  sich  die  dadurch 
entstehenden  Unbequemlichkeiten  gefallen  lassen  muss.  (Erkennt- 
nis des  Appellations-Gerichts  zu  Paderborn  in  Sachen  Cöln-Minde- 
ner  Eisenbahngesellschaft  wider  Westermann.) 

c)  Muss  die  Gesellschaft  in  dem  Falle  Schadenersatz  leisten, 
wo  ihr  Bau  das  Haus  eines  in  keiner  Beziehung  expropriirten  Ad- 
jacenten  in  der  Weise  überragt,  dass  der  Zugang  unmöglich  oder 
ausserordentlich  erschwert  wird?  Denke  man  sich  z.  B.  ein  Wirts- 
haus, dessen  Eigenthümer  zwar  keinen  Streifen  Terrain  hat  abtreten 
müssen,  das  aber  gerade  arj  der  Stelle  liegt,  wo  die  Eisenbahn  eine 
Chaussee  so  durchsefenetdet,  dass  wegen  der  nöthigen  Erhöhung  des 
Terrains  keine  einzige  Fuhre  an  dem  Wirthshause  mehr  halten 
kann.  In  einem  solchen  Falle  wird  unleugbar  der  Ruin  defrBigen- 
thümers  des  Wirthshauses  durch  die  Eisenbahnanlage  beifceigeßhrt, 
und  doch  ist  die  Gesellschaft  nach  dem  allgemeinen  Grundsätze 
nicht  zum  Schadenersatz  verpflichtet,  weil  sie  lediglich  ihr  Recht 
ausgeübt  und  auf  ihrem  Eigenthum  einen  erlaubten  Bau  ausge- 
führt hat. 

d)  Dass  Niemand  Entschädigung  verlangen  kann,  weil  in  Folge 
der  Bahnanlage  die  Frequenz  einer  bestimmten  Gegend  abgenom- 
men, und  deswegen  z.  B.  ein  Wirthshaus  seinen  Zuspruch  verloren 
hat,  bedarf  kaum  der  Bemerkung. 

e)  Werden  die  benachbarten  Grundbesitzer  durch  eine  Eisen- 
bahnanlage genöthigt,  Umwege  zu  machen,  so  steht  ihnen  hieraus 
ein  Entschädigungsanspruch  im  Allgemeinen  nicht  zu;  sie  können 
sich  jedoch  während  des  Baues  der  Bahn  an  die  Regierung  wen- 
den, damit  dieselbe  dafür  Sorge  trage,  dass,  wenn  einmal  eine  Ver- 
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lefong  öffentlicher  Wege  nöthig  ist,  die  neuen  Wege  so  passend 
und  gut  wie  möglich  angelegt  werden. 

Dagegen  ist  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  für  Umwege  be- 
gründet, so  fern  dem  Kläger  an  dem  durch  die  Anlage  des  Eisen- 
bahndammes  abgeschnittenen  nicht  öffentlichen  Wege  ein  Ei- 
genthums-  oder  Nutzungsrecht,  z.  B.  eine  Servitut,  zustand.  Die 
hiergegen  erhobenen  Einwendungen  beseitigt  ein  am  15.  März  1850 
in  Sachen  Cöln-Mindener  Eisenbahn  wider  Gieselmann  ergangenes 
Erkenntnis  des  Geh.  Ober- Tribunals  durch  folgende  Erwägungen: 
dass  der  §.  8  des  Eisenbahngesetzes  auch  die  Nutzungsberech- 
tigten der  Expropriation  unterwerfe;  dass  daher  dieselben  gemäss 
$.  11  den  Vorschriften  der  $$.  8 — 11  des  Allgemeinen  Landrechts 
Tbl.  I  Titel  11  unterliegen;  dass  auch  der  $•  12  des  Eisenbahnge- 
setzes besondere  Vorschriften  für  den  Fall  gebe,  dass  Realberech- 
ligte  concurriren;  dass  $.  14  dem  Ansprüche  des  Nutzungsbe- 
rechtigten nicht  entgegen  stehe ,  sich  vielmehr  nur  auf  solche'  Ad- 
jacenten  beziehe,  die  weder  als  Eigentümer  noch  als  Nutzungsbe- 
rechtigte von  der  Expropriation  betroffen  worden,  und  eben  so 
wenig  der  $.  15,  weil  darin  nur  bezweckt  wjerde,  die  Zahlung 
der  Geldvergütung  durch  ein  abgekürztes  und  eine  nähere  Legi- 
timationsprüfung des  Empfängers  überflüssig  machendes  Verfahren 
zu  erleichtern. 

Hiermit  ist  zu  verbinden  ein  Revisions-Beschluss  des  Geheimen 
Ober-Tribunals  vom  7.  März  1851  (Striethorst  Archiv  I  pag.  295 
Nr.  64),  wonach  der  Besitzer  einer  durch  die  Anlegung  einer  Ei- 
senbahn geschmälerten  Wegegerechtigkeit  nach  den  bei  Ex- 
propriationen geltenden  Grundsätzen  zu  entschädigen  ist,  dagegen  aber 
einzelne  Gemeindeglieder  wegen  Unterdrückung  eines  Communi- 
cations- oder  Gemeindeweges  nicht  klagen  können,  auch 
der  Rechtsweg  gegen  die  Anordnungen  der  Regierung  hinsichtlich 
der  von  der  Eisenbahn  vorzunehmenden  Wegeanlagen  ganz  allge- 
mein verschlossen  ist. 

f)  Prinzipiell  wichtig  ist  noch  folgender  Fall:  Ein  Kolon,  des- 
sen Wohnhaus  sich  in  der  Nähe  der  Eisenbahn  befindet,  behauptete, 
durch  den  Betrieb  der  Bahn  beschädigt  zu  werden,  indem  die  Koh- 
len und  Asche,  welche  die  vorbeifahrende  Locometive  auswerfe,  bei 

io 
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der  geringsten  Bewegung  der  Luft  nach  seinem  Wohnhause  getrie- 
ben würden,  und  dadurch  nicht  bloss  der  dem  Bahndamme  zunächst 
liegende  Theil  seines  Wohnhauses  theil weise  entwerthet,  sondern 
auch  die  Rahmgewinnung  in  dem  dort  befindlichen  Milchkeller  ver- 
eitelt werde,  weshalb  der  Keller  an  die  Südseite  des  Hauses  habe 
verlegt  werden  müssen.  Er  verlangte  deshalb  eine  von  ihm  be- 
rechnete Entschädigung,  wurde  jädoch  in  beiden  Instanzen  abgewie- 
sen, und  das  Ober-Tribunal  verwarf  die  Nichtigkeitsbeschwerde  aas 
folgenden  Gründen: 

„Die  Beschwerde  des  Klägers  über  Zurückweisung  der  liqui- 
„dirten  Ansprüche  ist  grundlos.  Kläger  macht  hiermit  Entschäd- 
igung dafür  geltend,  dass,  wie  die  Erfahrung  seit  dem  Betriebe 
„der  Bahn  gelehrt,  die  Haschine  —  ganz  abgesehen  von  dem  sehr 
„unangenehmen  Dampfe  —  häufig  Kohlen  und  Asche  fallen  lasse, 
„die  bei  der  geringster!  Bewegung  der  Luft  nach  der  Seite  der 
„Bahn  in  der  Richtung  des  Luftzuges,  mithin  nach  Umständen  auch  nach 
„seinem  in  geringer  Entfernung  vom  Bahndamme  belegenen  Wohn- 
„hause,  hin  getrieben  würden,  dass  der  dergestalt  verbreitete  Aschen- 
„staub  durch  geöffnete  und  geschlossene  Fenster,  namentlich  anch 
„durch  die  Luftfenster  des  Kellers  eindringe,  und  dass  er  dadarch 
„genöthigt  worden,  die  Milchkammer  auf  die  Südseite  des  Hauses 
„zu  verlegen,  während  die  Wohn-  und  Schlafstube,  bei  denen  eine 
„solche  Verlegung  nicht  ausführbar  sei,  dauernd  entwerthet  würden. 
„Der  Appellations-Richter  beseitigt  diesen  Anspruch  —  ohne 
„auf  weitere  Prüfung  des  geführten  Beweises  einzugehen  —  schon 
„im  Princip  mit  der  Hinweisung  auf  die  Grundsätze  von  der  Un- 
„beschränktheit  des  Eigenthums  und  der  Freiheit  in  seinem  Ge- 
brauche (Allgem.  Landrecht  I.  8  §§.  26  und  28  und  I.  6  $.  36), 
„indem  er  der  Ansicht  ist, 

„dass  die  der  Verklagten  durch  die  Expropriation  zuge- 
fallene Bahnlinie  zu  dem  Eigenthume  derselben  gehöre, 
„von  welchem  sie  jeden  erlaubten  und  rechtmässigen  Ge- 
brauch machen  könne,  sofern  sie  die  in  den  Gesetzen 
„des  Staates  oder  durch  ausdrückliche  Vereinbarungen 
„vorgeschriebenen  Schranken  nicht  überschreite,  resp.  sich 
„nicht  eines  Missbrauchs  ihres  Eigenthums  zur  Kränkung 
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„oder  Beschädigung  Anderer  schuldig  mache,  oder  durch 
„Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit  in  Benutzung  desselben  zu 
„einer  bestimmten  Schadensforderung  Anlass  gebe. 
„Im  Allgemeinen  ist  diese  Ansicht  des  Appellations-Richters  gewiss 
„richtig.  Sie  entspricht  den  gesetzlichen  Bestimmungen  und  ins- 
besondere auch  den  Grundsätzen  des  sechsten  Titels  des  Ersten 
„Theils  des  Allgem.  Landrechts  und  der  richtigen  Auslegung  der 
„$$•  74  und  75  der  Einleitung.  Es  kann  in  dieser  Beziehung  auf 
„den  Plenarbeschluss  vom  1.  Juli  1850  und  dessen  abgedruckte 
„Motive  (Entscheidungen  Bd.  20  S.  105  ff.)  verwiesen  werden. 
„Implorant  hätte  mithin  den  vorliegenden  Fall  als  Ausnahme  von 
„der  in  jenen  gesetzlichen  Bestimmungen  anerkannten  Regel  von 
„der  Freiheit  des  Eigentümers  im  Gebrauche  seines  Eigenthums 
„charakterisiren  und  diese  Ausnahme  näher  begründen  sollen 

„Unter  diesen  Umständen  lässt  sich  dem  Appellations-Richter  auch 
„bei  diesem  Punkte  nicht  zum  Vorwurf  machen,  die  oben  erwähn- 
ten Vorschriften  des  Allgem.  Landrechts  durch  unrichtige  Anwen- 
dung verletzt  und   gegen  das  Rechtsprincip  Verstössen  zu  haben: 
„dass  der  Staat  demjenigen,  welcher  seine  Rechte  dem 
„gemeinen  Besten  aufzuopfern  genöthigt  ist,  resp.  die  Ei- 
„senbahngesellschaft  dem  Expropriaten  allen  Schaden  er- 
setzen müsse, 
„ein  Princip,  welches  nach  der  richtigen  Argumentation  des  Appel- 
„lations-Richters ,  nicht  ohne  Einschränkung  richtig  und  namentlich 
„ohne  die  gefährlichste  Beeinträchtigung  des  öffentlichen  Verkehrs 
„nicht  auf  jeden  Nachtheil  auszudehnen   ist,    der  dem  Adjacenten 
„einer  Eisenbahn,  einer  Strasse  oder  sonst  dem  Interesse  des  Pu- 
„blicums   prospicirenden  Anstalt  aus  deren  für  diesen  Zweck  con- 
„cessionirten  Betrieb  oder  Benutzung  erwächst." 

&  75. 

Nach  unserer  Ansicht  steht  derjenige  Eigen! hümer,  der  in  Beziehung 
anfeinen  Theil  seines  Grundstückes  expropiirt  und  vollständig  entschä- 
digt worden  ist,  hinsichtlich  des  ihm  verbleibenden  Theils  ganz  jedem  an- 
dern Adjacenten  gleich,  dem  man  Nichts  von  seinem  Eigen thumgenom- 

10* 
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men  hat,  mit  andern  Worten:  ein  Expropriat  kann  wegen  der  ihm 
verbleibenden  Grundstücke  nur  in  sofern  Ansprüche  erheben,  als 
er  einen  Schaden  nachweiset,  der  gerade  durch  die  Abtretung 
veranlasst  worden  ist.  So  z.  B.  verlangt  er  mit  Recht  Ersatz  für 
erschwerte  Kultur,  für  den  durch  die  Verkleinerung  enstandenen 
Minderwertig  für  nöthig  gewordene  neue  Einfriedigung,  für  die  Ab- 
schneidung oder  erschwerte  Zugänglichkeil  seines  Hauses,  wenn  ihm 
das  expropriirte  Terrain  auch  als  Zugang  diente,  u.  s.  w.,  kurz  für 
jeden  Schaden,  der  durch  die  blosse  Eigenthumsentziehung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Besonderheit  der  Eisenbahnanlage  ihm  erwichst. 
Fügt  ihm  jedoch  die  Bahnanlage  selbst  noch  einen  besondern  Scha- 
den zu,  so  kann  er  Ersatz  nur  in  sofern  beanspruchen,  als  auch 
jeder  andere  Adjacent  hierzu  nach  den  obigen  Paragraphen  berech- 
tigt wäre. 

Nicht  immer  ist  diese  Ansicht  von  den  Gerichten  adoptirt  wor- 
den; wir  haben  daher  oben  in  $.  56  ein  Urtheil  des  Rheinischen 
Appellation?- Gerichtshofes  getadelt,  welches'  einem  Expropriateo 
deshalb  einen  Schadenersatz  zusprach,  weil  durch  den  Eisenbahn- 
einschnitt ihm  auf  dem  verbleibenden  Terrain  ein  Brunnen  abge- 
graben war.  Dieses  Urtheil  erregt  um  so  mehr  Bedenken,  als  im 
Allgemeinen  ein  Eigenthümer  keinen  Ersatz  zu  leisten  braucht, 
wenn  durch  Grabungen  auf  seinem  Grundstücke  der  Brunnen  des 
Nachbars  versiegt,  und  weil  der  Appellhof  sogar  den  Beweis,  dass 
die  Wasserader,  welche  den  Brunnen  speiste,  nicht  auf  dem  dem 
Kläger  expropriirten  Terrain  abgeschnitten  worden  sei,  für  uner- 
heblich erklärte. 

Es  ist  in  der  That  in  dieser  Ansicht  ein  Princip  nicht  zu  er- 
kennen. Vielmehr  wird  mit  der  Expropriation  die  Eisenbahn  Nach- 
barin aller  Adjacenten;  sie  wird  vollgültige  Eigenthümerin  und 
ist  in  der  Benutzung  des  erworbenen  Terrains  eben  so  unbe- 
schränkt wie  jeder  andere  Eigenthümer.  Der  Wortlaut  der  Gesetze 
bestätigt  unsere  Ansicht:  der  Art.  545  des  Rhein.  Civil-Gesetzbuchs 
kennt  nur  eine  Indemnität  für  die  Abtretung  des  Eigentums, 
und  noch  deutlicher  spricht  sich  das  Allgemeine  Landrecht  aus,  in- 
dem es  nur  von  dem  Ersatz  des  Werthes  und  von  dem  Preise 
der  erworbenen  Grundstücke  redet 


CAPITEL  IV. 

Von  dem  Bau  der  Bahn. 


ABSCHNITT  I. 

¥sn  den  polizeilichen  Vorschriften  hinsicht- 
lich der  bei  dem  Bau  der  Eisenbahnen 
beschäftigten  Arbeiter. 

$.  76. 

Verordnung  Tom  21.  Becember  1846,  betreffend  die  bei  dem  Bau 
von  Eisenbahnen  bei chäftigten  Handarbeiter. 

Wir  Friedrich  Wilhelm  etc.  etc.  verordnen  in  Betreff  der  Handarbeiter, 
welche  bei  dem  Ban  von  Eisenbahnen  und  bei  anderen  öffentlichen  Bauten  be- 
schäftiget werden,  nach  dem  Antrage  Unseres  Staats-Ministerrums,  was  folgt: 

§.  1.  Die  Annahme  der  Arbeiter  erfolgt  durch  diejenigen  Bau-Auf sichts- 
beamten,  welche  von  der  Eisenbahn-Direction  der  Polizeibehörde  (§.  25)  als 
wiche  bezeichnet  werden. 

Sofern  diese  Bau-Aufsichtsbeamten  nicht  bereits  einen  Diensteid  geleklet 
haben,  in  welchem  Falle  es  bei  der  Verweisung  auf  denselben  bewendet,  sind 
sie  cor  Beobachtung  der  für  die  ihnen  übertragenen  Functionen  bestehenden 
Vorschriften  durch  den  Kreis-Landrath  mittels  Handschlags  an  Eidesstatt  ein 
far  allemal  zu  verpflichten,  worüber  ihnen  ein  Ausweis  zu  ertheilen  ist. 

§.  2.  Zur  Beschäftigung  bei  den  im  Bau  begriffenen  Eisenbahnen  sind 
nur  männliche  Arbeiter  nach  vollendetem  17.  Lebensjahre  zuzulassen;  wenn 
Viter  mit  ihren  Söhnen  in  die  Arbeit  treten,  genügt  für  letztere  das  vollen- 
dete 15.  Lebensjahr. 
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Frauenspersonen  dürfen  nur  ausnahmsweise  unter  Zustimmung  der  Orts- 
Polizeibehörde  und  nur  in  gesonderten  Arbeitsstellen  beschäftigt  werden. 

§.  3.  Dem  Arbeiter,  welcher  Beschäftigung  erhalten  kann,  wird  von  dem 
Bau-Aufsichtsbeamten  eine  Arbeitskarte  in  Form  der  Wanderbücher  ertheilt. 
Die  Arbeitskarte  muss  enthalten  : 

a)  den  vollständigen  Namen  des  Arbeiters; 

b)  dessen  Heimathsort,  nebst  Angabe,  beim  Inländer  des  Kreises  und  Be- 
gierungsbezirks, beim  Ausländer  der  Bezirksbehörde,  wozu  der  Ort  gehört ; 

c)  eine  Bezeichnung  seiner  Legitimationspapiere ; 

d)  die  die  Arbeiter  betreffenden  Vorschriften  dieses  Reglements; 

e)  die  für  die  Arbeit  auf  der  betreffenden  Bahn  bestehenden  besondere 
Vorschriften,  denen  der  Arbeiter  sich  zu  unterwerfen  hat; 

f)  Ort,  Datum,  Siegel  (Stempel)  und  Unterschrift  des  Bau-Aufsichtsbe- 
amten (§.  1); 

g)  Rubriken  für  die  Vermerke  §§.  4  und  16. 

Das  beiliegende  Schema  ergibt  den  Inhalt  der  Arbeitskarten  bis  auf  die 
ad  e.  bei  einzelnen  Bahnen  etwa  hinzu  zu  fügenden  besonderen  Vorschriften. 

§.  4.  Auf  Grund  der  Arbeitskarte  hat  der  Arbeiter  seine  Legitimations- 
papiere bei  der  betreffenden  Polizeibehörde  einzureichen,  welche  den  Empfang 
auf  der  Arbeitskarte  vermerkt. 

^  §.  5.     Nur    nach  Vorzeigung    dieses   Vermerks    wird    die   wirkliche  An- 
nahme zur  Arbeit  und  der  Eintritt  in  eine  bestimmte  Arbeitsstelle  gestattet 

§.  6.  Arbeiter,  welche  in  der  Nähe  der  Baustelle  ihren  Wohnsitz  ha- 
ben, dergestalt,  dass  sie  während  der  Arbeit  in  ihrer  gewöhnlichen  Wohnung 
verbleiben,  erhalten  ebenfalls  Arbeitskarten,  die  polizeilichen  Meldungen  sind 
jedoch  für  sie  in  der  Regel  nicht  erforderlich. 

§.  7.  Jede  Arbeitskarte  für  fremde  nicht  zur  Kategorie  des  §.  6  gehö- 
rige Arbeiter  ohne  Vermerk  der  Polizeibehörde  bleibt  nur  auf  zwei  Tage  nach 
deren  Aasstellung  gültig. 

§.  8.  Die  Eisenbahndirectionen  sind  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass 
jeder  Arbeiter  beim  Beginne  der  Arbeit  über  deren  Bezahlung  genau  und  voll- 
ständig in  Kenntniss  gesetzt  wird.  Bei  Accordarbeitcn  erhält  der  Schachtmei- 
ster einen  Accordzettel,  welcher  die  Bezeichnung  der  Arbeit  und  des  in  Accord 
gegebenen  Stückes,  den  Inhalt  desselben  nach  Schachtruthen  oder  sonstigen 
Einheiten  und  den  bedungenen  Preis  enthalten  muss;  auf  demselben  werden 
auch  alle  etwaigen  Abschlagszahlungen  vermerkt.  Jedem  Mitarbeiter  steht  täg- 
lich nach  vollendeter  Arbeit  die  Einsicht  des  Accordzettels  zu. 

§.  9.  Die  Eisenbahndirectionen  sind  bei  Ausführung  der  Arbeiten  aar 
Befolgung  folgender  Vorschriften  verpflichtet: 

a)  Die  Arbeiterzahl  der  einzelnen  Schachtabtheilungen  soll  dergestalt 
bemessen  werden,  dass  sie  von  dem  Schachtmeister  vollständig  beauf- 
sichtigt werden  kann ; 
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b)  die  einzelnen  Accordstücke  sollen  in  der  Regel  nicht  grösser  ange- 
nommen werden,  als  so,  dass  alle  14  Tage  die  vollständige  Abrech- 
nung erfolgen  kann; 

c)  Abschlagszahlungen,  welche  bei  ausnahmsweise  unvermeidlichen  grösse- 
ren Accordstücken  nothwendig  werden,  sollen  nach  Verhältnis«  der 
wirklich  gefertigten  Arbeit  bemessen  werden; 

d)  die  Zahlungstermine  für  Accordarbeiter  wie  für  Tagelöhner  dürfen 
nicht  über  14  Tage  auseinander  liegen ; 

e)  die  Polizeibehörden  sind  von  Zeit  und  Ort  der  Zahlung  in  Kennt- 
niss  zu  setzen; 

f)  die  Zahlung  muss  in  der  Nähe  der  Baustellen,  darf  aber  keineswegs 
in  Schenk-  und  Wirthshäusern  erfolgen; 

g)  als  Schachtmeister  sind  nur  Personen  zuzulassen,  deren  Qualification 
und  Zuverlässigkeit  keinem  bedenken  unterliegt; 

h)  es  muss  ein  ausreichendes  Bau-Aufsichtspersonal  angestellt  werden, 
um  die  gegenwärtigen  Bestimmungen  durchzuführen,  und  zugleich  das 
Verhalten  der  Schachtmeister  gegen  die  Arbeiter  zu  überwachen; 

i)  zu  solchen  Bau- Aufsichtsbeamten  dürfen  nur  ganz  unbescholtene  Män- 
ner gewählt  werden,  welche  des  Schreibens  völlig  kundig  sind,  und 
von  denen  eine  pflichtmässige  Ausführung  der  ihnen  übertragenen 
polizeilichen  Anordnungen  mit  Sicherheit  zu  erwarten  steht; 

k)  die  Bau-Aufsichtsbeamten  haben  alle  14  Tage  die  namentlichen  Ver- 
zeichnisse der  unter  ihnen  beschäftigt  gewesenen  Arbeiter  ihren  un- 
mittelbaren Vorgesetzten  einzureichen. 

§.  10.     Den  Aufsehern  und  Schachtmeistern  ist  jedes  Creditgeben  an  die 
i 

!      Arbeiter  durch  Lieferung  von  Bedürfnissen,  mit  Ausnahme  des  einfachen  Geld- 
vorschusses, untersagt. 

§.11.     Aufseher  und  Schachtmeister,   oder  deren  Familienglieder  dürfen 
keinen  Schankverkehr  oder  Handel  mit  Bedürfnissen  der  Arbeiter  betreiben. 

§.  12.  Bei  den  Accordarbeiten  haben  die  Arbeiter  einer  jeden  Schacht 
ans  ihrer  Mitte  zwei  Mann  zu  wählen,  welche  gemeinschaftlich  mit  dem  Schacht- 
meister alle  Angelegenheiten  der  Schacht,  dem  Aufsichtspersonal  gegenüber 
▼erhandeln.  Es  dürfen  aus  einer  Schacht  niemals  mehr,  als  diese  drei  Perso- 
nen zum  Empfange  der  von  der  Bauverwaltung  an  die  Schachtmeister  zu  lei- 
stenden Zahlung  öder  zur  Anbringung  von  Beschwerden  sich  einfinden.  Er- 
scheinen dennoch  mehr  als  drei  Arbeiter  aus  einer  Schacht  bei  solchen  Ver- 
anlassungen, so  sollen  sie  zurückgewiesen  und  nach  Befinden  bestraft  werden, 
f.  13.  Alles  Hazardspiel  ist  den  Arbeitern  streng  verboten.  Die  Schacht- 
meister und  Bau- Aufsichtsbeamten  haben  die  Pflicht,  sobald  sie  wahrnehmen, 
dats  Arbeiter  an  dergleichen  Spielen  Theil  nehmen,  hiervon  sofort  der  Poli- 
teibehörde  Anzeige  zu  machen,  damit  unverzüglich  der  Thatbestand  festgestellt 
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and  nach  den  bestehenden  Strafgesetzen  gegen  die  Schuldigen  gerichtlich  ver- 
fahren werde. 

§.  14.  Arbeiter',  welche  sich  nach  erfolgter  Annahme  zur  Arbeit  Ver- 
untreuungen oder  andere  Vergehen  zu  Schulden  kommen  lassen,  die  eine  Cri- 
minalstrafe  nach  sich  ziehen,  werden  sofort  entlassen.  Auch  Trunkenheit,  Wi- 
dersetzlichkeit gegen  die  Anordnungen  der  Bau-Aufsichtsbeamten,  Uebertretun- 
gen  der  Vorschrift  des  §.  11,  jede  Theilnahme  an  Hazardspielen,  Anstiften  von 
Zänkereien  und  Streitigkeiten  begründen ,  abgesehen  von  den  nach  den  beste- 
henden Gesetzen  verwirkten  Strafen,  die  Entlassung  aus  der  Arbeit. 

§.  15.  Wenn  Arbeiter  auf  ihren  Antrag  oder  zur  Strafe  entlassen  wer- 
den, so  soll  deren  Bezahlung  sobald  als  thunlich,  jedenfalls  aber  am  nächsten 
regelmässigen  Zahlnngstage  erfolgen.  Findet  die  Entlassung  auf  Kündigung  Seitens 
des  Aufsichtspersonals  nach  Vollendung  der  Arbeit  oder  bei  Unterbrechung  der- 
selben statt,  so  muss  stets  sofort  für  Abrechnung  und  Auszahlung  gesorgt  werden. 

§.  16.  In  jedem  Falle  ist  der  Grund  der  Entlassung  auf  der  Arbeits- 
karte vom  Beamten  (§.  1)  zu  vermerken ,  und  nur  gegen  Aushändigung  der 
mit  diesem  Vermerk  versehenen  Arbeitskarte  werden  dem  Arbeiter  seine  Legi- 
timationspapiere von  der  Polizeibehörde  zurückgegeben. 

§.  17.  Die  Entlassung  aus  der  Arbeit  hat  nach  Maassgabe  der  Grösse 
des  Vergehens  oder  der  Wiederholung  die  Ausschliessung  von  der  Arbeit 

a)  auf  der  betreffenden  Baustelle, 

b)  auf  der  betreffenden  Eisenbahn 
zur  Folge: 

Die  Ausschliessung  ad  a.  und  b.  erfolgt  durch  den  betreffenden  Beamten 
(§.  i){  doch  ist  dazu  die  Zustimmung  des  nächsten  Vorgesetzten  erforderlich. 
Die  Polizeibehörde  bemerkt  das  Erforderliche  auf  der  Legitimationsurkunde, 
und  gibt  im  Falle  ad  b.  der  Polizeibehörde  des  Heimathsorts  des  Arbeiters  Nachricht. 

§.  18.  Der  Bau- Aufsichtsbeamte  (§.  1)  ist  verbunden ,  jeden  Arbeiter 
auch  auf  Antrag  der  Polizeibehörde  zu  entlassen. 

§.  19.  Von  der  Straf entlassung  einheimischer  Arbeiter  (§.  6)  und  der 
Veranlassung  dazu  ist  die  Polizeibehörde  in  Kenntniss  zu  setzen. 

§.  20.  Die  Vorschriften,  welche  die  Bauverwaltung  zur  Sicherstellung  eines 
geordneten  Arbeitsbetriebs,  so  wie  zur  Verminderung  von  Gefahr  und  Beschädigun- 
gen für  nothwendig  hält,  sind  auf  der  Baustelle  durch  Anschlag  bekannt  zumachen. 

Die  Uebertretung  dieser  Vorschriften  kann  durch  Ordnungsstrafen  bis  zu 
Einem  Thaler,  die  der  Bau-Aufsichtsbeamte  (§.  1)  oder  dessen  Vorgesetzter 
festsetzt,  geahndet  werden.  Der  Betrag  dieser  Strafen  ist  an  die  Kranken- 
casse  (§.  21)  abzuführen. 

§.  21.  Bei  allen  Eisenbahnbauten  sind  für  die  Arbeiter  Krankencassen 
mit  Berücksichtigung  folgender  Grundsätze  einzurichten: 

a)  jeder  nicht  handwerksmässig  beschäftigte    Arbeiter    ist  verpflichtet, 
der  Krankencasse  beizutreten; 
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b)  bei  der  ganzen  Bahn  wird  pro  Mann  und  Woche  ein-  gleicher  Bei- 
trag zur  Krankencasse  eingesogen,  welcher  einen  Silbergroschen  nicht 
übersteigen  soll; 

c)  jedem  Erkrankten  wird  freie  antliche  Hülfe,  freie  Arznei  und  ein 
missiges,  pro  Mann  und  Tag  bei  der  Bahn  gleichmässig  festgesetztes 
Verpflegungsgeld  verabreicht. 

An  Stelle  des  letztern  tritt,  nach  Umständen,  die  Aufnahme  in  eine  Kran- 
kenanstalt. —  Der  Anspruch  an  die  Cassen  hört  jedenfalls  mit  dem  Ablauf 
von  14  Wochen  auf. 

Sollten  die  Beitrage  der  Arbeiter  nicht  hinreichen,  um  die  der  Kranken- 
easse obliegenden  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  so  darf  von  den  Directionen  der 
bereits  concessionirten  Eigenbahngesellschaften  erwartet  werden,  dass  sie  die  er- 
forderlichen. Zuschüsse  bereitwillig  leisten  werden ;  in  den  künftig  zu  ertheikn- 
den  Concessionen  soll  dies  den  Gesellschaften  ausdrücklich  zur  Bedingung  ge- 
macht werden.  Etwaige  Ueberschüsse  hat  die  Direction  zur  Unterstützung  der 
beim.  Bau  verunglückten  Arbeiter  oder  deren  Hinterbliebenen  nach  pflichtmässi- 
gem  Ermessen  zu  verwenden. 

§.  22.  Von  den  Eisenbahndirectionen  wird  die  möglichste  Beförderung  der 
Sparsamkeit  nnter  den  Arbeitern  erwartet.  Die  Bauverwaltung  hat  für  jede 
Bahnabtheilung  einen  Bau-Bendanten  zu  bestellen,  der  zu  verpflichten,  ist,  von 
jedem  Arbeiter,  der  von  seinem  verdienten  Lohne  seiner  Familie  eine  Erspar- 
niss  übersenden  will,  den  Geldbetrag  anzunehmen  und  unter  Berücksichtigung 
der  bewilligten  Portofreiheit  in  die  Heimath  des  Arbeiters  zu  senden. 

Auch  ist  dieser  Bendant  zu  verpflichten ,  von  jedem  Arbeiter  auf  dessen 
Verlangen  an  jedem  Zahltage  Ersparnisse  anzunehmen,  darüber  in  einem  Buche 
dem  Arbeiter  zu  qulttiren,  den  Betrag  aufzubewahren,  und  solchen  an  jedem 
Zahltage  auf  Verlangen  des  Arbeiters  ganz  oder  theilweise  gegen  Aushändi- 
gung der  Quittung  zurückzuzahlen. 

Für  diese  Aufbewahrung,  Bückzahlung  und  Versendung  darf  dem  Arbeiter 
nichts  in  Abzug  gebracht  werden.  Auch  bleibt  die  Bauverwaltung  für  die 
Sicherheit  der  von  den  Arbeitern  eingezahlten  Ersparnisse  unter  allen  Umstän- 
den verhaftet. 

§.  23.  Um  den  Arbeitern  Zeit  und  Gelegenheit  zum  Besuche  des  Got- 
tesdienstes zu  geben,  darf  die  Bauverwaltung  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht 
arbeiten  lassen.  Nur  in  ganz  besondern  Fällen,  wenn  Gefahr  im  Verzuge  ob- 
waltet, z.  B.  bei  schwierigen  Grundbauten  im  Wasser,  ist  eine  Ausnahme  zu  gestat- 
ten, zu  der  aber  jedesmal  die  Genehmigung  der  Polizeibehörde  erforderlich.  Auch 
die  Ablohnung  der  Arbeiter  darf  an  Sonntagen  nur  ausnahmsweise  und  muss 
tlsdann  so  erfolgen,  dass  solche  mindestens  eine  Stunde  vor  dem  Gottesdienst 
beendet  ist,  oder  eine  Stunde  nach  demselben  beginnt. 

§.  24.  Als  Eisenbahnarbeiter  gelten  alle  für  den  Bahnbau  beschäftigten 
Arbeiter,    sie  mögen  von  den  Eisenbahndirectionen  unmittelbar  oder  durch  En- 
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trepreneurs  angestellt  sein.  Im  letztem  Falle  muss  in  den  betreffenden  Entre- 
prise-Contracten  bestimmt  werden,  inwieweit  die  aus  gegenwärtigen  Vorschriften 
entspringende  Verpflichtung  auf  den  Entrepreneur  übergeht,  wahrend  überall 
die  Eisenbahndirection  für  deren  Erfüllung  verantwortlich  bleibt.  Insbesondere 
sind  die  Directionen  gehalten,  den  Entreprenenrs  die  Verpflichtung  aufzulegen, 
dass  nur  Bau-Aufsichtsbeamte  von  der  §.  9  ad  i.  bezeichneten  Befähigung  be- 
stellt werden,  von  denen  auch  die  §.  9  ad  k.  erwähnten  Arbeiterverzeichnisse 
an  die  Bahn-Ingenieure  einzuliefern  sind. 

§.  25.  Die  Regierungen  haben  die  Ausführung  dieser  Vorschriften  zu 
überwachen.  Die  zu  bestellenden  Bau-Aufsichtsbeamten  stehen  rücksichtlich 
der  durch  gegenwärtige  Verordnung  ihnen  übertragenen  polizeilichen  Functio- 
nen zunächst  unter  der  Aufsicht  des  betreffenden  Landraths. 

Soweit  das  Einschreiten  der  Local-Polizeibehörden  durch  die  bestehenden 
Gesetze  nicht  begründet  ist,  sind  die  Landräthe  zur  Vollziehung  der  in  dieser 
Verordnung  enthaltenen  polizeilichen  Anordnungen  befugt  und  verpflichtet; 
dieselben  können  sich  aber,  wenn  die  Baustellen  von  ihrem  Wohnsitze  zu  ent- 
fernt sind,  geeignete  Polizeibehörden  mit  Genehmigung  der  vorgesetzten  Regie- 
rung substituiren.  Jede  solche  Substitution  muss  in  geeigneter  Weise  zur 
öffentlichen  Kenntniss  gebracht  werden. 

§.  26.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  andere  öffent- 
liche Bau-Ausführungen  (Canal-  und  Chausseebauten  etc.)  Anwendung  finden, 
welche  von  den  Regierungen  dazu  geeignet  befunden  werden. 

§.  27.  Auf  Handarbeiter,  welche  bei  handwerksmäßig  auszu- 
führenden Arbeiten  beschäftigt  werden,  findet  diese  Verord- 
nung keine  Anwendung. 

§.  28.  Die  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  haben  die  Behörden  über 
die  Ausführung  dieser  Verordnung  mit  der  erforderlichen  Anweisung  zu  versehen. 

Urkundlich  etc.  etc. 

Gegeben  Charlottenburg,  den  21.  December  1846. 

(L.  S.)  FRIEDRICH  WILHELM, 

etc.  etc. 

Arbeitskarte. 

a)  (Vor-  und  Zuname)     ....     alt     ....     Religion. 

b)  (Heimathsort)     ....     Kreis     ....     Reg. -Bezirk. 


c)  kann  am  Bau 


Arbeit  erhalten. 

....     den     .  .  ten     ....     18  .  . 

(L.  8.)  (gez.)     N.  N. 

d)  (Bescheinigung  über  die  abgelieferte  Legitimation) 
«)  (Entlassungsvermerk) 
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A.     Allgemeine   Vorschriften. 

Der  Arbeiter  ....  unterwirft  sich  nachstehenden  Vorschriften  nnd  erkennt 
solche  durch  seine  Namensunterschrift  an. 

(Für  den  Fall,  dass  der  Arbeiter  nicht  schreiben  kann,  hat  derselbe 
sie  in  Gegenwart  eines  Zeugen  zu  unterkreuzen.) 

1)  Der  Schachtmeister  erhält  beim  Beginne  der  Arbeit  einen  Accordzet- 
tel,  welcher  die  Bezeichnung  der  Arbeit  und  den  dafür  bedungenen  Preis  ent- 
hält, wofür  die  Arbeit  untadelhaft  ausgeführt  werden  muss. 

2)  Jedem  Mitarbeiter  der  Schacht  steht  die  Einsicht  des  Accordzettels  zu 
jeder  Zeit  zu. 

3)  Mindestens  alle  14  Tage  erfolgen  Zahlungen,  und  in  sofern  die  über- 
nommenen Accordstücke  während  dieser  Zeit  nicht  vollständig  ausgeführt  sind, 
werden  Abschlagszahlungen  nach  Verhältniss  des  Werths  der  wirklich  gefer- 
tigten Arbeit  geleistet. 

4)  Die  geleisteten  Abschlagszahlungen  werden  jedesmal  auf  dem  Accord- 
zettel  vermerkt. 

5)  Dem  Schachtmeister  wird  bei  jeder  Zahlung  noch  ein  besonderer  Zet- 
tel eingehändigt,  welcher  nachweist,  wofür  die  Zahlung  geleistet  worden. 

Diesen  Zettel,  welcher  mit  der  Unterschrift  und  dem  Siegel  (oder  Stem- 
pel) des  Bau- Aufsichtsbeamten  versehen  ist,  hat  der  Schachtmeister  auf  Ver- 
langen jedem  einzelnen  Arbeiter  vorzuzeigen. 

6)  Bei  den  Accordarbeiten  haben  die  Arbeiter  einer  jeden  Schacht  aus 
ihrer  Mitte  zwei  Mann  zu  wählen,  welche  gemeinschaftlich  mit  dem  Schacht- 
raei8ter  alle  Angelegenheiten  der  Schacht,  sowohl  dem  Aufsichtspersonal  gegen- 
über zu  verhandeln,  als  für  die  richtige  und  fleissige  Beförderung  der  Arbeit,  die 
richtige  Führung  der  Tagesliste,  sowie  für  die  einem  jeden  Arbeiter  gebührende  rich- 
tige Zahlung  zu  sorgen  haben.  Es  dürfen  aus  einer  Schacht  niemals  mehr  als 
diese  drei  Personen  zur  Empfangnahme  der  von  der  Schacht  verdienten  Zah- 
lung oder  zur  Anbringung  von  Beschwerden  sich  einfinden. 

Erscheinen  bei  solchen  Veranlassungen  mehr  als  die  drei  dazu  bestimmten 
Arbeiter  aus  einer  Schacht,  so  ist  das  als  eine  Verletzung  der  bestehenden  Ordnung 
anzusehen,  und  werden  die  Uebertreter  sofort  aus  der  Arbeit  entlassen. 

7)  Den  Aufsehern  und  Schachtmeistern,  wie  deren  Familiengliedern,  ist 
jeder  Schankverkehr  oder  Handel  mit  Bedürfnissen  der  Arbeiter  streng  untersagt. 

8)  Der  Schachtmeister  muss  nach  der  ihm  ertheilten  Anweisung  des  Bau- 
Aufsehers  für  die  richtige  Ausführung  der  Arbeit  sorgen.  Wird  durch  sein 
Verschulden  die  Arbeit  nicht  richtig  ausgeführt,  so  dass  eine  Abänderung 
stattfinden  muss,  so  haftet  er  seinen  Mitarbeitern  für  die  vergeblich  gefertigte 
Arbeit,  welche  nicht  bezahlt  wird,  mit  dem  ihm  zustehenden  Lohne  und  dem 
ihm  gebührenden  Schachtmeistergeide. 

9)  Jeder  Arbeiter  hat  den  Anweisungen  und  Anordnungen  seines  Schacht- 
meisters und  den   sämmtlichen  Aufsichtsbeamten   pünktlich  Folge   zu  leisten. 
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Beschwerden  der  Accordarbeiter  sind  durch  die  Vertreter  der  Schacht  hei  dem 
Bau- Aufsichtsbeamten  anzubringen.  Unfolgsamkeit  und  Widerspenstigkeit  zieht 
Entlassung  nach  sich. 

10)  Ohne  besondere  Erlanbniss  des  Bau- Aufsehers  darf  kein  Arbeiter 
aus  einer  Schacht  in  eine  andere  übertreten. 

1 1)  Arbeiter,  welche  Karren,  Karrbretter  oder  sonstige  Geräthe  ans  einer  an- 
dern Schacht  entwenden ,  um  solche  zu  ihrer  Arbeit  zu  gebrauchen,  werden  entlassen. 

12)  Hazardspiel,  Trunkenheit,  Anstiftung  von  Zank,  Streit  oder  Schlägerei 
haben  sofortige  Entlassung  aus  der  Arbeit  zur  Folge. 

13)  Wenn  Arbeiter  auf  ihren  Antrag  oder  zur  Strafe  entlassen  werden, 
so  findet  ihre  Bezahlung  am  nächsten  regelmässigen  Zahltage  nach  dem  Ver- 
hältniss  der  von  ihnen  gefertigten  Arbeit  Statt. 

14)  Die  erfolgte  Entlassung  des  Arbeiters  wird  auf  der  Arbeitskarte  ver- 
merkt. In  besondern  Fällen  wird  auf  Ansuchen  des  Arbeiters  demselben  über 
seine  Führung  und  sein  Verhalten  während  seiner  Beschäftigung  auf  der  Bau- 
stelle ein  Attest  ertheilt.  Erfolgt  die  Entlassung  zur  Strafe,  so  wird  dem  Ar- 
beiter, nach  Bewandtniss  der  Umstände,  die  Wiederanstellung  auf  der  betreffen- 
den Baustelle  oder  bei  der  ganzen .  Eisenbahn  versagt. 

In  beiden  Fällen  bemerkt  die  Polizeibehörde  das  Erforderliche  auf  dem 
Legitimations-Documente,  im  letztern  Falle  wird  der  HeimathtsbehÖrde  Nach« 
rieht  gegeben. 

15)  Von  der  Strafentlassung  einheimischer  Arbeiter  und  der  Veranlassung 
dazu  wird  die  Polizeibehörde  in  Kenntniss  gesetzt. 

16)  Haben  die  Arbeiter  einer  Schacht  gegründete  Beschwerde  gegen  den 
Bau-Aufsichtsbeamten  zu  führen,  so  muss  sich  der  Schachtmeister  mit  den 
zwei  dazu  erwählten  Arbeitern  an  den  nächsten  Vorgesetzten  desselben  wenden. 

Der  Letztere  untersucht  den  Gegenstand  der  Beschwerde  an  Ort  und 
Stelle  und  entscheidet  darüber  pflichtmässig  nach  dem  Befunde.  Dieser  Entscheidung 
haben  sowohl  der  Bau-Aufsichtsbeamte  als  die  Arbeiter  sich  zu  unterwerfen. 

17)  Arbeiter,  welche  eine  Ersparniss  von  dem  verdienten  Lohne  ihrer 
Familie  übersenden  wollen,  können  sich  hierzu  der  bewilligten  Postfreiheit  be- 
dienen. Auch  steht  den  Arbeitern  frei,  um  ihr  erspartes  Lohn  gegen  Diebstahl 
oder  sonstige  Verluste  zu  sichern,  dasselbe  dem  von  der  Bauverwaltung  dazu 
bestellten  Rendanten  an  jedem  Zahltage  zur  Aufbewahrung  zu  übergeben, 
welcher  darüber  Quittung  ertheilt  und  den  ihm  behändigten  Betrag  auf  Ver- 
langen an  jedem  Zahltage  ganz  oder  theilweise  gegen  Aushändigung  der  Quit- 
tung zurückzuzahlen  hat.  Für  diese  Aufbewahrung  und  Rückzahlung  darf  dem 
Arbeiter  nichts  in  Abzug  gebracht  werden. 

B.    Besondere  Bestimmungen  für  die  betreffende  Baustelle. 

18)  Bei  den  Accordarbeiten  erhält  der  Schachtmeister  von  dem  jeder 
Arbeiterschacht  ausgezahlten  Lohne  vorweg  von  jedem  Thaler  ....  alsEntgeld 
oder  Entschädigung  (Schachtmeistergeld)  für  die  ihm  obliegenden  Verrichtungen. 
(§.  8  der  vorstehenden  allgemeinen  Vorschriften.) 
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10)  Zum  Bau- Aufseher  dieser  Schacht  ist  der  ....  und  au  dessen  näch- 
stem Vorgesetzten  (§.  16  der  vorstehenden  allgemeinen  Vorschriften)  der  Herr 
....  bestellt. 

20)  Zum  Rendanten,  an  welchen  Ersparnisse  (§.  17  der  allgemeinen  Vor- 
schriften) abgeliefert  werden  können,  ist  der  Herr  ....  bestellt. 

21)  Jeder  Arbeiter  ist  verpflichtet,  der  Krankencasse  beizutreten,  und  hat 
dasu  wöchentlich  von  seinem  Lohne*....  einzulassen,  wofür  er  im  Erkran- 
kungsfalle freie  arztliche  Hälfe,  freie  Arznei,  und  so  lange  er  nach  dem  Er- 
messen der  Bauverwaltung  arbeitsunfähig  ist,  täglich  ....  Verpflegungsgeld  er- 
hält. An  Stelle  des  Verpflegungsgeldes  kann  auch  die  Aufnahme  in  eine  Kranken- 
anstalt nach  dem  Ermessen  der  Bauverwaltung  und  auf  deren  Kosten  angeordnet 
werden.  —  Auf  eine  längere  Zeit  als  der  von  14  Wochen  hat  auf  Verpfle- 
gungsgeld  kein  Arbeiter  Anspruch. 

22)  Jeder  Arbeiter  hat  die  besondern  Vorschriften,  welche  die  Bauver- 
waltung zur  Sicherstellung  eines  geordneten  Arbeitsbetriebes,  sowie  zur  Ver- 
meidung von  Gefahr  und  Beschädigung  auf  der  Baustelle  durch  Anschlag  be- 
kannt gemacht  hat,  pünktlich  zu  befolgen.  —  Die  Uebertretung  dieser  Vor- 
schriften wird  mit  Geldstrafen,  die  durch  den  Aufsichtsbeamten  ....  oder  durch 
dessen  Vorgesetzten  ....  bis  zum  Betrage  von  Einem  Thaler  festzusetzen  sind, 
geahndet  werden. 

Der  Betrag  dieser  Strafen  wird  an  die  vorgedachte  Krankencasse  ab- 
geführt. 

(Gesetzsammlung  1847  S.  21.) 

Dazu : 
Circular-Bescript  der  Königl.  Min.  des  Innern  und  der  Finan- 
zen vom  7.  Mai  1847  an  sämmtliche  Königl.  Regierungen,  so 
wie  an  das  Königl.  Polizeipräsidium  in  Berlin,  betreffend  die 
Ausführung  der  Verordnung  vom  2t.  December  1846  wegen 
Beaufsichtigung  der  bei  dem  Bau  von  Eisenbahnen  und  bei 
andern   öffentlichen  Bauten   beschäftigten   Handarbeiter. 

Die  Verordnung,  betreffend  die  bei  dem  Bau  von  Eisenbahnen  beschäf- 
tigten Handarbeiter  vom  21/  Dec.  1846  (Gesetz-Sammlung  1847  S.  21),  ent- 
hält bereits  so  detaillirte  Bestimmungen,  dass  es  der  im  §.  28  der  Verordnung 
vorbehaltenen  besonderen  Anweisung  zur  Ausführung  derselben  zur  Zeit  nicht 
bedarf.  Die  Königl.  Regierung  hat  deshalb ,  sofern  in  ihrem  Bezirke  Bauten 
vorgenommen  werden,  auf  welche  die  Verordnung  Anwendung  findet,  ungesäumt 
die  nöthigen  Verfügungen  zu  treffen,  um  dieselbe  zur  Ausführung  zu  bringen; 
namentlich  ist  die  in  §.  1  vorgeschriebene  Vereidung  der  Bau-Aufsichtsbeam- 
ten  alsbald  zu  veranlassen,  und  insbesondere  darüber  streng  zu  wachen,  dass 
m  Befolgung  des  §.  13  der  Verordnung  kein  Hazard spiel  getrieben  werde. 
Wird   die  Anwendung  der  Verordnung   auf  andere  öffentliche  Bauten   als  Ei- 
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Seilbahnen  für  iweckmassig  erachtet  (§.  26  der  Verordnung),  so  ist  auch  für 
die  Einrichtung  einer  KrankencasBe  nach  Maassgabe  des  §.21  der  Verordnung  Sorge 
zu  tragen.  Die  nöthigen  Zuschüsse  zu  derselben  sind  aus  dem  betreffenden  Bau- 
fonds  zu  entnehmen.  Es  ist  jedoch  dazu  die  Ermächtigung  des  mitunterzeichneten 
Finanzministers  einzuholen,  sofern  der  Bau  auf  fiscalische  Kosten  ausgeführt  wird. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  gewärtigen  wir  einen  Bericht  darüber,  wie  die 
Bestimmungen  der  Verordnung  sich  in  der  Praxis  bewährt  haben  und  auf 
welche. andere  Öffentliche  Bauten  dieselbe  zur  Anwendung  gebracht  worden  ist 

(Ministerialblatt  der  innern  Verwaltung  1847,  S.  109  Nr.  147). 

S.    77. 

Zu  der  Verordnung  vom  21.  Deoember  1846  sind  folgende 
Bemerkungen  zu  machen: 

1)  Dieselbe  bezieht  sich  nach  ihrem  §.  27  nicht  auf  solche 
Handarbeiter ,  welche  bei  handwerksmässig  auszufahrenden 
Arbeiten  beschäftigt  werden ,  also  wohl  nur  auf  eigentliche  Erdar- 
beiter; selbst  die  Handlanger  beim  Brückenbau  und  sonstigen  Hauer- 
arbeiten möchten  nicht  einmal  hierhin  zu  rechnen  sein,  da  das  Hand- 
langen immer  eine  (wenn  auch  die  unterste)  Stufe  des  Maurer- 
handwerks darstellt. 

2)  Die  Verordnung  bezieht  sich  auf  die  beim  Bahnbau,  bei 
den  im  Bau  begriffenen  Eisenbahnen  beschäftigten  Arbei- 
ter, also  nicht  auf  die  bei  der  Bahn- Unterhaltung  und  beim 
Betriebe  beschäftigten.  Der.  Zeitpunkt  der  Eröffnung  der  Bahn  bil- 
det die  Grenze. 

3)  Aus  den  §§.  14  und  15  und  dem  Formular  A.  könnte  man 
den  Schluss  ziehen ,  dass  die  einmal  angenommenen  Arbeiter  nur 
wegen  bewiesener  Vergehen ,  oder  auf  ihren  Antrag,  oder  bei  Be- 
endigung oder  Unterbrechung   der  Arbeit  entlassen  werden  dürfen. 

Allerdings  könnte  unter  Umständen  die  Entlassung  von  Eisen- 
bahnarbeitern, die  in  Masse  zusammen  beschäftigt  sind,  aus  polizei- 
lichen Rücksichten  bedenklich  erscheinen.  Indessen  würde  man  diese 
polizeiliche  Rücksicht  zu  weit  greifen  lassen,  wenn  man  aus  dieser  Rück- 
sicht das  gemeine  Recht  der  Annahme  von  Arbeitern  auf  Kündi- 
gung ausschliessen  und  hierdurch  die  Möglichkeit  nehmen  wollte, 
faule  Arbeiter  zu  entlassen.  Wir  glauben  daher  auch  nicht ,  dass 
die  $$.  14  und  15  die  Annahme  auf  Kündigung  ausschliessen,  weil 
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der  Gesetzgeber  diese  abnorme  Abweichung  von  den  allgemeinen 
Rechtsregeln  gewiss  durch  ausdrückliche  Worte  eingeführt  haben 
würde,  wenn  er  sie  beabsichtigt  hätte.  Vielleicht  fehlt  auch  im  $.  15 
hinter  dem  Worte  „Aufsichtspersonals*  das  Komma  lediglich  aus 
Versehen. 

S-  78. 

tacriat  des  Königlichen  linisteriants  des  Innern  vant  H.  Angist  1844  an 
tfe  Königl.  Kegienng  in  Stettin,   betreffend  die  Iandhabnng  der  Iahe 

and  trdnnng  anter  den  Eisenbaknarbeitera. 

Auf  den  Bericht  vom  30.  April  d.  J.  über  unruhige  Auftritte  der  Ar- 
beiter bei  den  Eisenbahnbauten  zwischen  Stettin  und  Stargard  wird  im  Ein- 
Yerständnis8e  des  Herrn  Finanzministers  der  Königl.  Regierung  erwiedert,  dass 
es  zwar  unzweifelhaft  Sache  der  Polizeibehörden  ist ,  die  Buhe  und  Ordnung 
unter  den  Eisenbahnarbeitern  zu  handhaben.  So  wie  es  aber  schon  im  eigenen  In- 
terresse  der  Eisenbahngesellschaften  liegt,  hierzu  in  gewisser  Weise  mitzuwir- 
ken, weil  etwaige  Ausschweifungen  der  Arbeiter  meist  und  zunächst  ihr  Eigen- 
tum und  ihre  Beamten  treffen,  so  kann  auch  von  den  Eisenbahngesellschaften, 
in  deren  Veranlassung  Leute  der  untersten  Classen  in  betrachtlicher  Zahl  auf 
einem  Fleck  sich  versammeln,  mit  allem  Rechte  verlangt  werden,  dass  sie  je- 
denfalls solche  Maassregeln  treffen,  ohne  welche  die  Handhabung  polizeilicher 
Ordnung  durch  die  Polizeibehörden  und  Beamten  entweder  gar  nicht  oder  doch 
nicht  in  angemessener  Weise  und  zur  rechten  Zeit  stattfinden  kann«  Dahin 
gehört  vornämlich  die  Anstellung  einer  hinlänglichen  Zahl  geeigneter  Aufse- 
her, welche  die  Arbeiter  unter  ihren  Befehlen  haben,  dieselben  durch  Disciplin 
and  moralische  Einwirkung  im  Zaume  halten,  in  ihrem  Treiben  sorgfältig  über- 
wachen, bei  etwa  sich  ergebender  Widersetzlichkeit  die  polizeiliche  Hülfe  so- 
gleich herbeirufen,  und  deren  Einschreiten  durch  zuverlässige  Bezeichnung  der 
Ruhestörer  und  sonst  zu  gebende  Aufklärungen,  so  wie  durch  ihr  persönliches 
Ansehen,  nötigenfalls  auch  durch  thätigen  Beistand  erleichtern. 

Demgemäs8  hat  die  Königl.  Regierung  der  Berlin-Stettiner  Eisenbahnge- 
lelUchaft  das  Erforderliche  zu  eröffnen,  und  das  Weitere  anzuordnen. 

(Ministerialblatt  der  innern  Verwaltung  1844,  S.  255  Nr.  301.) 

Cfareilar-Rescript  der  Königl.  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanien 

?§■  21.  April  1S45  an  sämmtliche  Königl.  legiernngen.  Feilhattnng  von 

Lebensmitteln  für  die  in  lasse  aufgestellten  Eisenbahnarbeiter. 

Es  erscheint,  wie  der  Königl.  Regierung  auf  die  Berichte  vom  14.  Januar 
«nd  4.  Februar  c.  erwiedert  wird,  allerdings  angemessen,  dass  den  Eisenbahn- 
»rbeitern  der  Ankauf  von  Lebensmitteln  in  der  Nähe   der  Stellen ,    an  denen 
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sie  gerade  beschäftigt  sind,  möglichst  erleichtert  werde.  Es  wird  daher  ge- 
nehmigt, dass  zuverlässigen  Personen,  mit  Ausnahme  der  Schachtmeister,  unter 
denen  die  Arbeiter  stehen, 

1)  der  Verkauf  von  Speisen  und  Getränken  an  die  bezeichneten  Arbeiter 
in  bestimmten,  in  der  Nähe  der  Arbeitsstellen  befindlichen,  jedoch  nach  dem 
Bedürfnisse  wechselnden  Localen,  gegen  Entrichtung  der  gesetzlichen  Gewer- 
besteuer ; 

2)  das  Feilhalten  der  bezeichneten  Gegenstände  im  Umhertragen,  indem 
sie  —  wie  die  Marketender  den  manöverirenden  Trappen  —  den  Arbeitern  fol- 
gen, gegen  Erlegung  der  Gewerbesteuer  vom  stehenden  Gewerbe,  nachgegeben 
werde.  Sowohl  zu  dem  -unter  1  als  zu  dem  unter  2  bezeichneten  Verkehr, 
welcher  nach  Umständen  von  derselben  Person,  oder  auch  von  verschiedenen 
Personen  ausgeübt  werden  kann,  ist,  bevor  derselbe  begonnen  werden  darf,  die 
polizeiliche  Erlaubnis  erforderlich ;  auch  muss  derselbe  vor  dem  Beginnen  mr 
Entrichtung  der  Gewerbesteuer  angemeldet  werden. 

Die  polizeiliche  Erlanbniss  ist  von  dem  Landrathe  des  Kreises ,  in  wel- 
chem der  Verkehr  betrieben  werden  soll,  zu  ertheilen,  und  die  Veranlagung 
zur  Steuer  erfolgt  in  der  für  die  vierte  Abtheilung  eben  dieses  Kreises  aufge- 
stellten Gewerbesteuerrolle,  und  zwar  die  Veranlagung  des  zu  1  bezeichneten 
Gewerbes,  je  nach  der  Art  desselben,  in  der  Classe  B  oder  C,  die  Besteue- 
rung der  Civil-Marketender  zu  2  in  der  Classe  B. 

Erstreckt  sich  der  Verkehr  der  in  einem  Kreise  concessionirten  und  be- 
steuerten Personen  noch  auf  einen  andern  Kreis,  oder,  mit  dem  weiteren  Fort- 
schreiten der  Eisenbahnarbeiten,  etwa  noch  auf  einen  dritten  Kreis,  so  hat  der 
Gewerbetreibende  diese  Ausdehnung  oder  Verlegung  seines  Gewerbes  vor  de- 
ren Eintritt  dem  Landrathe  des  betreffenden  Kreises  anzumelden,  welcher  dann 
für  seinen  Kreis  die  Erlanbniss  zu  ertheilen,  und  die  Uebernahme  der  Gewer- 
besteuer auf  die  Bolle  seines  Kreises  zu  veranlassen  hat.  Findet  der  zu  1  be- 
zeichnete Gewerbebetrieb  auch  an  mehreren  Stellen  und  in  verschiedenen  Krei- 
sen statt,  und  erstreckt  sich  auch  der  oben  zu  2  gedachte  Gewerbebetrieb  auf 
mehrere  Kreise,  so  werden  die  Gewerbetreibenden  doch  immer  nur  mit  Einem 
Satze,  und  nicht  für  jede  Stelle  oder  jeden  Kreis  besonders  zur  Gewerbesteuer 
herangezogen. 

Dass  den  Schachtmeistern  ein  Verkehr  mit  den  Arbeitern  in  der  zu  1 
und  2  angegebenen  Art  gestattet  werde,  erscheint  deshalb  bedenklich,  weil  den 
ersteren  die  Berechnung  und  Bezahlung  des  Lohnes  obliegt,  und  dadurch  leicht 
der  Verdacht  entsteht,  dass  sie  diejenigen  Arbeiter,  welche  bei  ihnen  Nah- 
rungsmittel einkaufen,  begünstigen.  An  der  andern  Seite  wird  aber  auch  das 
Creditiren  der  Waaren  durch  das  zwischen  den  Arbeitern  und  Schachtmeistern 
bestehende  Verhältniss  sehr  erleichtert,  und  bei  den  dann  eintretenden  Abrech- 
nungen dürften  die  jetzt  schon  häufig  vorkommenden  Differenzen  zwischen  den 
Arbeitern  und  Schachtmeistern  noch  vermehrt  werden,   so  wie  überhaupt  leicht 
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alle  Nachtheile  eintreten ,  welche  sich  da  zeigen ,  wo  die  Fabrikarbeiter  ihre 
Lebensbedürfnisse  bei  den  Fabrikherren  oder  Werkführern  entnehmen.  Es  ist 
aber  auch  nicht  erforderlich,  gerade  den  Schachtmeistern  den  Verkauf  von  Le- 
bensmitteln zu  übertragen,  da  mit  Bestimmtheit  angenommen  werden  kann,  dass 
sieh  eine  genügende  Anzahl  anderer  dazu  geeigneter  Personen,  durch  welche 
im  Interesse  der  Eisenbahnarbeiter  eine  Concurrenz  herbeigeführt  wird,  bereit- 
willig finden  und  sich  den  von  der  Polizeibehörde  für  nothwendig  gehaltenen 
Bedingungen  gern  unterwerfen  werden.  Zweckmässig  würde  es  sein,  wenn  die 
betreffende  Eisenbahndirection  bestimmte,  ihr  als  zuverlässig  bekannte  Personen, 
welche  jedoch  in  keinem  andern  Verhältnisse  zu  den  Arbeitern  stehen,  mit 
Genehmigung  der  Polizeibehörde  und  unter  Oontrole  der  Eisenbahnbeamten 
annähme  und  zugleich  verpflichtete,  den  Arbeitern  bei  den  eintretenden  Local- 
Terlnderungen  zu  folgen,  insbesondere  aber  sich  für  Preis  und  Beschaffenheit 
der  Waare  der  Aufsicht  der  Direction  zu  unterwerfen. 

Die  Königl.  Regierung  hat  dem  Vorstehenden  gemäss  eine  Aufforderung 
aa  die  Direction  der  Cöln-Mindener  Eisenbahn  ergehen  zu  lassen  und  Über- 
haupt das  Weitere  zu  verfügen,  namentlich  auch  dafür  zu  sorgen,  dass  den 
beteiligten  Gewerbebetreibenden  bei  Ertheilung  der  Erlaubniss  die  geeigneten 
Ertflnmngen  gemacht  werden. 

(Ministerialblatt  der  innern  Verwaltung  1845,  S.  104  Nr.  116). 

Ftitefreie  BefiMerug  der  Geld-Ersparnisse  der  Eisenbahnarbeiter : 

*)    Circular-Rescript  des  Königl.  General-Postmeisters,   des 

Ministers  des  Innern  vom  21.  Juli   1845,  an  die  Königl.  Ober- 

Fr&sidenten  der  Provinz  Brandenburg,   Pommern,    Schlesien, 

Sachsen,  Westfalen  und  Rheinland. 

Die  Königl.  Postverwaltung  hat,  mit  Vorbehalt  des  Wiederrufs,  die  Porto- 
freiheit für  die  Uebersendung  von  Geld-Ersparnissen  der  Eisenbahnarbeiter  an 
deren  Angehörige  in  der  Heimath  in  Berücksichtigung  der  wohlthätigen  Fol- 
gen bewilligt,  welche  hieraus  für  das  leibliche  und  sittliche  Wohl  jener  Arbei- 
ter hervorgehen  möchten. 

Demgemäss  werden  jene  Geld-Ersparnisse  bei  Versendung  seitens  der  Ei- 
•enbahndirectionen  oder  der  von  Letzteren  den  betreffenden  Postanstalten  spe- 
ziell namhaft  zu  machenden  Eisenbahnbeamten  an  die  Ortsbehörden  unter  der 
Bedingung  portofrei  befördert  werden,  dass  diese  Sendung  unter  dem  Dienstsie- 
gel der  Eisenbahnbehörden  und  unter  der  Rubrik  stattfinden :  „Geld-Ersparnisse 
von  Eitenbahnarbeitern;  Absender:  die  Eisenbahndirection  zu  N." 

Die  Bezeichnung  ist  mit  der  Unterschrift  des  betreffenden  Directionsbeam- 
tea  tu  beglaubigen.  Erfolgt  die  Absendung  von  einem  andern  Eisenbahnbeam- 
ten, so  bat  dieser  in  derselben  Weise  mit  Angabe  seines  Charakters  und  "mit 
•igenhändiger  Unterschrift  die  Rubrik  zu  bescheinigen.  Schriftliche  oder  an- 
toe  ICittheOangen  der  Eisenbahnarbeiter  dürfen  jenen  Sendungen  nicht  beige- 
ll 
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packt  werden,  wie  denn  überhaupt,  sowohl  den  Eisenbahn-  als  auch  den  Ortt- 
behörden  die  sorgfältige  Ueberwachnng  dieser  Sendungen  in  Bezug  auf  die 
Verhütung  jedes  Missbrauchs  der  Portofreiheit  rar  Pflicht  zu  machen  ist. 

Hiernach  wird  sich  dann  der  Geschäftsgang  in  folgender  Weise  gestalten : 
Der  Absender  übergibt  an  den  betreffenden  Eisenbahnbeamten  die  Adresse  Des- 
jenigen, an  welchen  das  Geld  versendet  werden  solL  Diese  Adresse  wird  mit 
dem  Gelde  couvertirt,  nnd  auf  das  Convert  wird  die  Adresse  derjenigen  Orte- 
behörde gesetzt,  unter  welcher  der  Geldempfänger  wohnhaft  ist  Gleichzeitig 
erfolgt  auf  dem  Couvert  die  Bescheinigung  der  Eisenbahnbehörde  in  der  oben 
angegebenen  Weise.  Um  jedoch  die  Auszahlung  durch  die  Ortsbehörde  an 
den  Geldempfänger  zu  sichern,  ist  unter  der  Rubrik :  „Geld-Ersparnisse  von  Ei- 
senbahnarbeitern" der  Vermerk  zu  setzen :  „auszuzahlen  an  den  N.  N.  zu  N.  N.", 
wonächst  die  Ortsbehörde,  an  welche  die  Versendung  geschieht,  dem  betreffen- 
den Postamte  ausser  dem  quittirten  Postscheine  noch  die  Quittung  desjeni- 
gen zuzustellen  hat,  der  auf  dem  Couvert  als  Empfänger  bezeichnet  ist 

Ew.  etc.  ersuchen  wir,  diese  Angelegenheit  durch  die  Amtsblätter  der 
Königl.  Regierungen  dortiger  Provinz  zur  öffentlichen  Kenntnis«  zu  bringen, 
und  gleichzeitig  die  Königl.  Regierung  wegen  der  erforderlichen  Verfügungen 
an  die  betreffenden  Eisenbahndirectionen  nnd  an  die  Ortsbehörden  mit  Anwei- 
sung zu  versehen. 

Die  Königl.  Postanstalten  werden  besonders  instruirt  werden. 

Ueber  die  Regulirang  dieser  Angelegenheit  wollen  Ew.  etc.  seiner  Zeit 
berichten. 

(Ministerialblatt  der  innern  Verwaltung  1845,  S.  242  Nr.  248.) 

b)  Rescript  des  Königl.  General-Postamts  vom  20.  Juli  1847. 

Die  nach  der  Circular-Verordnung  vom  23.  Juni  1845  für  die  Beförde- 
rung von  Geld-Ersparnissen  der  inländischen  Eisenbahnarbeiter  an  ihre  Angehö- 
rigen in  der  Heimath  bewilligte  Portofreiheit  soll  von  jetzt  ab  auch  auf  der- 
gleichen Geldsendungen  von  den  bei  ausländischen  Eisenbahnbauten  beschäftig- 
ten Arbeitern,  welche  preussische  Unterthanen  sind,  auf  den  Preuss.  Posten  in  dem 
Falle  Anwendung  finden,  dass  die  in  der  gedachten  Circular-Verordnung  hier- 
unter vorgeschriebenen  Bedingungen  vollständig  erfüllt  werden.  , 

Hiernach  haben  sich  die  Postanstalten  zu  achten. 

(Ministerialblatt  der  innern  Verwaltung  1847,  S.  215  Nr.  273.) 

c)  Circular-Rescript  der  Königl.  Ministerien  des  Innern  und 
der  Finanzen  und  des  General-Postmeisters  vom  25.  Septem- 
ber 1847,  an  die  Königl.  Ober-Präsidenten  der  Provinzen 
Brandenburg,  Pommern,  Schlesien,  Sachsen  und  der  Rhein- 
provinz,   so   wie    an   das   Königl.   Ober-Präsidium  der  Provin« 

Westphalen. 
Die  nach  dem  gemeinschaftlichen  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern,  des 
Finanz-Ministeriums   und    des  Postdepartements  vom  21.  Juli  1845  (Ministe- 
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rialMatt  S.  242  Nr.  248)  erfolgte  Bewilligung  der  Portofreiheit  für  die  Be- 
förderung von  Geld-Ersparnissen  der  Eisenbahnarheiter  an  ihre  Angehörigen  in 
den  Königl.  Staaten  ist  nunmehr  auch  auf  dergleichen  Geldsendungen  der  bei 
ausländischen  Eisenbahnbauten  beschäftigten  diesseitigen  Unterthanen  in  Betreff 
des  Preuss.  Porto  unter  denselben  Bedingungen  ausgedehnt  worden,  welche  in 
dem  obgedachten  Erlasse  vom  21.  Juli  1845  vorgeschrieben  worden  sind. 

Ew.  etc.  ersuchen  wir,  dieses  durch  die  Amtsblätter  der  Königl.  Regie- 
rung dortiger  Provinz  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen  und  gleichzeitig 
den  Königl.  Regierungen  aufzugeben,  nach  Befinden  der  Umstände  die  betref- 
fenden ausländischen  Eisenbahngesellschaften  hiervon  zu  benachrichtigen. 

(Ministerialblatt  der  innern  Verwaltung  1847,  S.  266  Nr.  319.) 

ABSCHNITT   II. 

Ton  den  Fristen  für  die  Vollendung 
des  Baues« 

Der  §.  21  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838 
verfügt : 

Das  Handels-Ministerium  wird  nach  vorgängiger  Vernehmung  der  Gesell- 
schaft die  Fristen  bestimmen,  in  welchen  die  Anlage  fortschreiten  und  vollendet  wer- 
den soll,  und  kann  für  deren  Einhaltung  sich  Bürgschaften  stellen  lassen.  Im 
Falle  der  Nichtvollendung  binnen  der  bestimmten  Zeit  bleibt  vorbehalten  ,  die 
Anlage,  so  wie  sie  liegt,  für  Rechnung  der  Gesellschaft  unter  der  Bedingung 
zu  öffentlichen  Versteigerung  zu  bringen ,  dass  dieselbe  von  den  Ankäufern 
ausgeführt  werde.  Es  muss  jedoch  dem  Antrage  auf  Versteigerung  die  Bestim- 
mung einer  schliesslichen  Frist  von  sechs  Monaten  zur  Vollendung  der  Bahn 
vorangehen. 

Die  Worte  dieser  Gesetzesstelle  sind  im  Allgemeinen  zu  klar, 
als  dass  wir  etwas  zu  ihrem  Verständniss  hinzuzufügen  hätten;  wir 
machen  nur  darauf  aufmerksam,  dass  aus  dem  Ausdruck  „es  bleibt 
vorbehalten"  gefolgert  werden  darf,  dass  das  Staatsoberhaupt  sich 
vorbehält,  die  öffentliche  Versteigerung  anzuordnen,  und  der  Han- 
debminister  nur  befugt  ist ,  nach  vergeblichem  Ablauf  der  Fristen 
den  betreffenden  Antrag  an  den  König  zu  stellen. 

Wollen  wir  jedoch  de  lege  ferenda  reden,  so  scheint  uns  der 
$•  21  eine  unbillige  Belastung  der  Eisenbahngesellschaften  zu  ent- 
halten. Wenn  man  weiss ,  mit  wie  vieler  Mühe  es  oft  verbunden 
ist,  sogar  von  solventen  Zeichnern  die  Actienbeträge  einzufordern, 
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wie  oft  formelle  Einreden  erhoben  werden ,  die  zwar  den  Bestaid 
des  Unternehmens  nicht  ernstlich  gefährden ,  aber  doch  dadurch, 
dass  sie  Entscheidungen  in  mehreren  Instanzen  nöthig  machen,  einen 
bedeutenden  Zeitverlust  verursachen ;  so  erscheint  die  dem  Handels- 
ministerium eingeräumte  Befugniss  als  zu  gross,  indem  sie  geeignet 
ist,  unter  Umständen  der  Gesellschaft  den  Rechtsboden  unter  den 
Füssen  wegzunehmen.  Namentlich  ist  es  hart,  dass  ihr  die  Ver- 
pflichtung zur  Cautionsleistung  auferlegt  wird,  da  eine  solche  Cao- 
tion  zu  einer  Zeit,  wo  die  Actien  noch  nicht  voll  eingezahlt  sind, 
oft  nicht  zu  stellen  ist  und  jedenfalls  unverhältnissmässige  Kosten 
macht,  so  dass  dasjenige  Mittel,  welches  der  Gesetzgeber  zur  Si- 
cherung des  Fortbaues  gewählt  hat,  gerade  besonders  geeignet  ist, 
das  ganze  Unternehmen  zu  gefährden. 

Es  ist  auch  gewiss  unbillig,  dass  das  rechtmässig  und  mit  vie- 
len Kosten  erworbene  Eigenthum  der  Gesellschaft  gegen  ihren 
Willen  solle  verkauft  werden  können  ,  und  zwar  sogar  in  solchen 
Fällen,  wo  gar  keine  unbezahlte  Gläubiger  da  sind;  gerechter  Weise 
sollte  man  an  die  Nichtausführung  des  Baues  innerhalb  der  bestimm- 
ten Fristen  nur  das  Präjudiz  der  Concessionsentziehung  knüpfen. 
Die  Fristen  selbst  werden  am  besten  durch  die  Coneessionsurkunde 
geregelt,  vor  deren  Erlass  die  Gesellschaft  die  Modalitäten  angeben 
kann,  unter  denen  sie  bereit  ist,  den  Bau  zu  beginnen,  oder  wenn 
die  Bedingungen  gar  zu  ungünstig  sind,  von  der  ganzen  Sache 
abstehen  mag. 

Allerdings  liegt  es  im  öffentlichen  Interesse,  dass  eine  un- 
vollendete Anlage  doch  wenigstens  so  wie  sie  da  liegt ,  erhalten 
bleibe,  um  später  fortgebaut  werden  zu  können;  jedoch  ist  eine 
freiwillige  Zersplitterung  von  Seiten  der  sich  auflösenden  Gesellschaft 
an  sich  gar  nicht  zu  erwarten,  da  dies  ihr  offenbarer  Schaden  sein 
würde,  und  eine  theilweise  Subhastation  von  Seiten  der  Gläubiger 
kann  durch  das  Gesetz  verboten  werden,  indem  es  die  zwangsweise 
Versteigerung  nur  im  Ganzen  zulässt.  Vermag  die  Gesellschaft 
ihren  Gläubigern  nicht  gerecht  zu  werden,  so  muss  sie  sich  gefallen 
lassen,  dass  ihr  Eigenthum  auch  zu  ungünstiger  Zeit  zwangsweise 
verkauft  wird;  aber  ein  solcher  Verkauf  ist  immer  ein  beklagens- 
wertes Ereigniss,  da  die  Gefahr  nur  zu  gross  ist,   dass  vo*  dea 
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sonstigen  mit  dem  Staat  concurrirenden  Geldkräften  nur  ein  Spott- 
preis geboten  werde;  man  sollte  daher  keine  nach  dem  Ermessen 
der  Staatsregierung  eintretende  Expropriation  einfahren,  bei  der  es 
vom  Zofall  abhängt ,  ob  eine  angemessene  Entschädigung  gewährt 
wird. 

Die  Concessionsentziehnng  dagegen  hat  nichts  Ungerechtes  in 
dem  Fall,  dass  der  Bjm  in  den  bestimmten  Fristen  nicht  ausgeführt 
wird;  auch  möchte  nichts  dabei  zu  erinnern  sein ,  dass  der  Han- 
delsminister diese  Fristen  bestimmt ,  wenn  die  Concessionsurkunde 
es  unterlassen  möchte;  nur  sollte  mindestens  ein  gesetzliches  Mini- 
ntim der  Frist  bestehen. 


Ende  des  ersten  Theils. 


Schnellpressendruck  von  J.  P.  Bachern  in  Cöln. 
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F.  C.  EISEN'S  Königl.  ■•M«fh-  lud  KusthauNng, 

Friedrich- Wilhelmstrasse  Nro.  2m  und  Domhof  Nro.  13  m. 


CÄPITEL  V. 

Von  der  Organisation  der  Verwaltung. 


Einleitung. 

§.    80. 

Die  Eisenbahnen  gehören  so  sehr  dem  öffentlichen  Interesse 
an,  dass  der  Staat  auch' nach  ertheiUer  Concession  und  nach  be- 
wirkter Expropriation  der  zum  Baue  nöthigen  Grundstücke  in 
fortwährender  Wechselwirkung  mit  ihrer  Verwaltung  steht. 

Bis  gegen  das  Jahr  1842  hatte  man  im  Preussischen  Staate 
den  Bau  von  Eisenbahnen  lediglich  der  Privat-Industrie  überlassen. 
Die  öffentliche  Meinung  und  die  Meinung  der  Regierung  über  die 
Bedeutung  der  Eisenstrassen  hatte  sich  damals  noch  nicht  festge- 
stellt; man  betrachtete  sie  noch  nicht  in  dem  Grade  wie  jetzt,  als 
ein  im  Interesse  der  Cultur  selbst  nothwendiges  Bindeglied  zwi- 
schen den  civilisirten  Nationen,  als  eine  nothwendige  Bedingung 
des  Fortschrittes  der  modernen  Gesellschaft,  sondern  als  eine  viel- 
leicht nützliche ,   vielleicht  auch  schädliche  Industrie*),    die  man 


*)  Wie  »ehr  noch  1844  die  Besorgniss  vor  der  zu  grossen  Vermehrung  der 
Eisenbahnen  vorherrschte,  geht  z.  B.  hervor  aus  einem  Erlass  der 
Regierung  zu  Trier  vom  11.  April  18  44,  welcher  also  lautet: 

„Die  stets  wachsende  Zahl  und  Ausdehnung  der  in  neuerer  Zeit  an- 
„geregten   Eisenbahnprojecte  beginnt   schon  jetzt   nachtheilig  auf  Handel 
Eisenbahnrecht  IL  1 
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zwar  versuchsweise  sich  entwickein  lassen,  zugleich  aber  auch  mit 
allen  möglichen  Vorsichtsmaassregeln  umgeben  wollte.  In  diesem 
Sinne  wurde  das  Eisenbahngesetz  vom  3.  November  1838  redi- 
girt.  Auf  der  einen  Seite  soll  einer  Privat-Industrie,  von  der  man 
Nutzen  für  das  Land  hofft,  Raum  zur  Entwickelung  gegeben  werden; 
auf  der  andern  Seite  verräth  das  genannte  Gesetz  die  Furcht  vor  einem 
noch  unbekannten  oder  wenigstens  nicht  genügend  gekannten  Etwas. 
In  neuester  Zeit  scheint  man  dagegen  von  dieser  Besorgniss 
wenigstens  in  Beziehung  auf  Concessionirung  neuer  Eisen- 
bahn-Unternehmungen zurückgekommen  zu  sein;  gegenwärtig  möchte 
in  Preussen  fast  jede  derartige  Unternehmung,  welche  eine  Garan- 


„und  Gewerbe  einzuwirken*  indem  diesen  die  nöthigen  Betriebs-Capitalien 
„entzogen  werden ,  damit  sie  zum  Handel  mit  Eigenbahn- Actien  bereit 
„seien.  Es  müssten  aber  die  Nachtbeile  noch  weit  empfindlicher  und  ge- 
wiss in  manchen  Fällen  verderblich  hervortreten,  wenn  neben  den  bereits 
„genehmigten  oder  nach  den  Berathungen  der  vereinigten  ständischen  Aus- 
schüsse vorzugsweise  zu  befördernden  Eisenbahnanlagen,  auch  jene  Pro- 
„jeete  alle  oder  grossentheils  gleichzeitig  zur  Ausführung  kommen  sollten, 
„da  sie  nicht  nur  enorme  Geldmittel,  sondern  auch  grössere  Arbeitskräfte 
„in  Anspruch  nehmen  würden,  als  für  die  Gewerbe  entbehrlich  sind.  Da- 
„her  erscheint  es  um  so  nöthiger,  der  Verfolgung  jener  zahlreichen  aus- 
gedehnten Projecte  Schranken  zu  setzen,  als  dieselben  vielfach  zu  miss- 
„bräuchlichem  Treiben  benutzt  werden  und  zu  immer  weiterem  Umsich- 
„greifen  eines  verderblichen  Actienspiels  Veranlassung  gehen. 

„Mit  Allerhöchster  Ermächtigung  bringe  ich  daher  hierdurch  zur  Öf- 
fentlichen Kenntniss,  dass  für  andere  Eisenbahn-Unternehmungen,  als  die- 
jenigen, welche  in  Folge  der  Berathung  der  vereinigten  ständischen  Aus- 
schüsse nach  der  Allerhöchsten  Cabinetsordre  von  22.  Nov.  1842  zur 
„Ausführung  und  Beförderung  bestimmt  oder  für  deren  Ausführung  be- 
reits Zusagen  ertheilt  sind,  für's  Erste  und  in  den  nächsten  Jahren 
„die  Genehmigung  überhaupt  nicht  ertheilt  werden  wird,  sofern  nicht 
„für  einzelne  vorzugsweise  wichtige  Bahnen  ganz  überwiegende  allgemeine 
„Interessen  eine  Ausnahme  nöthig  erscheinen  lassen. 

„In  Betreff  der  Aufbringung  der  Geldmittel  für  diejenigen  Eisen- 
bahn-Unternehmungen, welche  überhaupt  noch  zur  Genehmigung  geeig- 
net erscheinen  möchten,  werden  bei  Ertheilung  der  letztern  jedesmal  die 
„sich  als  angemessen  ergebenden  Bedingungen  und  Maassgaben  besonders 
„bestimmt  werden.  Vorher  erfolgte  Actien-Zeichnungen ,  wie  sie  in  neue- 
„rer  Zeit  gegen  ansehnliche  Provision  zu  vielen  Millionen  gesammelt  und 
„zur  Creirung  neuer  Papiere  für  die  Agiotage  benutzt  zu  werden  pflegen, 
„dürfen  daher  eine  Berücksichtigung  überall  nicht  erwarten  .  .  ." 


—    3    — 

tie  für  ihr  Zustandekommen  bietet,  and  der  nicht  sonst  erhebliche 
Bedenken  entgegenstehen,  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  darauf 
rechnen  dürfen,  dass  sie  —  freilich  oft  nur  mit  Aufopferung  der 
Selbstständigkeit  in  der  Verwaltung  —  die  Concession  Seitens  der 
Staatsregierung  erhalten  werde. 

Dass  es  in  diesem  Punkte  ein  schädliches  Zuviel  geben  könne, 
ist  schwerlich  zu  bezweifeln,  und  es  Hesse  sich  vielleicht  behaup- 
ten, dass  man  der  Grenze  dieses  Zuviel  bereits  sehr  nahe  gekom- 
men sei.  Es  mag  selten  wohl  ein  Eisenbahn-Project  auftauchen, 
dessen  Ausführung  vom  nationalökonomischen  Standpunkte  aus  nicht 
wenigstens  einige  V ortheile  in  Aussicht  stellte;  aber  wir  zweifeln 
sehr,  ob  Preussen  ein  so  capitalienreiches  Land  ist,  dass  es  der 
Staatsregierung  gleichgültig  sein  dürfte,  in  welcher  Art  von  Unter- 
nehmungen das  vorhandene  Capital  angelegt  werden  will.  So  we- 
nig einem  positiven  Streben  der  Regierung,  das  Capital  zu  be- 
stimmten Anlageweisen  zu  zwingen,  das  Wort  geredet  werden 
darf,  eben  so  sehr  muss  dieselbe  sich  ihrer  abwehrenden  Stel- 
lung, ihres  Rechtes  zur  Versagung  der  Concession  aus  national- 
ökonomischen Gründen,  jederzeit  bewusst  bleiben.  Bei  neuen  Ei- 
senbahn-Anlagen tritt  noch  eine  besondere  Rücksicht,  die  der  Con- 
currenz  gegen  bereits  bestehende  Unternehmungen ,  mit  andern 
Worten,  die  der  theilweisen  Entwerthung  bereits  angelegter  Capi- 
talien  hinzu.  Der  Schutz,  welcher  den  letztern  durch  die  Zusage 
der  Nicht-Concessionirung  sogenannter  Parallelbahnen  gewährt  ist 
(cfr.  §.  44  des  Eisenbahngesetzes),  wird  durch  die  vage  Bedeu- 
tung des  letztern  Ausdruckes  fast  illusorisch   gemacht. 

Im  Jarfre  1838  freilich  konnte  eher  von  einem  Zuwenig 
als  von  einem  Zuviel  die  Rede  sein.  Man  ahnte  damals  noch 
nicht,  dass  vor  Ablauf  von  20  Jahren  ein  Schienennetz  von 
nahezu  anderthalb  Tausend  deutschen  Meilen  den  Boden  Deutsch- 
lands bedecken  und  ein  mächtiger  Hebel  der  Wohlfahrt  von 
vielen  Millionen  sein  würde.  Nichts  destoweniger  ist  es  in- 
teressant, zu  sehen,  dass  man  in  Preussen  gleich  bei  den  ersten 
Anfangen  des  Eisenbahnwesens,  wenn  auch  vielleicht  theilweise  un- 
bewusst,  die  Wahrheit  fühlte ,  das  Grosses  hier,  wie  überhaupt  auf 
dem  Gebiete  der  materiellen  Schöpfungen,    nicht  durch  den  Staat. 

l* 
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sondern  nur  durch  das  Zusammenwirken  seiner  Bürger  geschaffen 
wird,  dass  (um  die  Wahrheit  ungeschminkt  zu  sagen)  der  Eigen- 
nutz der  Einzelnen ,  als  das  wirksamste  Moment  zum  materiellen 
Fortschritte  der  Gesellschaft,  zu  Hülfe  gerufen  werden  muss,  um 
mit  vereinten  Kräften  Grosses  zu  schaffen. 

Allerdings  leistete  auch  die  Privat-Industrie  in  dem  kurzen 
Zeitraum  von  1838  bis  1842  nicht  Unbeträchtliches,  indem  in  diese 
Zeit  z.  B.  der  Bau  der  Berlin  -  Potsdamer,  der  Berlin  -  Frank- 
furter ^  der  Berlin  -  Anhallischen ,  der  Magdeburg- Leipziger,  der 
Rheinischen  und  der  Düsseldorf-Elberfelder  Eisenbahn  fallt. 

Indessen  fragt  der  Capitalist,  welcher  sein  Geld  bei  einer  in- 
dustriellen Unternehmung  anlegt ,  lediglich  nach  der  Rentabilität; 
die  Erfahrung  war  noch  nicht  gemacht,  dass  jede  Linie,  welche 
durch  industrielle  und  bevölkerte  Gegenden  läuft ,  welche  wohlfeil 
gebaut  ist  und  umsichtig  verwaltet  wird  ,  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  guten  Rente  bietet;  jene  kolossalen  Summen  waren  noch  nicht 
flüssig,  welche  heut  zu  Tage  sowohl  das  solide  Geschäft,  als  auch 
der  unverschämteste  Börsenschwindel  disponibel  macht;  auch  gab 
es  Linien,  z.  B.  die  Ostbahn,  welche  gerade  für  den  Staat  beson- 
ders wichtig  waren,  durch  ihren  erwarteten  geringen  Ertrag  aber 
die  Privat-Industrie  nur  wenig  reizten;  endlich  war  auch  die  Ab- 
neigung, welche  bekanntlich  der  damalige  Chef  des  Gewerbe-  und 
Bauwesens  Beuth  gegen  das  Eisenbahnwesen  überhaupt  empfand,  den 
Anschauungen  anderer  hochgestellter  Persönlichkeiten  gewichen: 
Alles  dieses  wirkte  zusammen,  um  in  Preussen  das  Einschreiten  des 
Staates  zur  Beförderung  des  Eisenbahnbaues  zur  Notwendigkeit  zu 
machen. 

Im  October  1842  holte  die  Staatsregierung  das  Gutachten  eines 
(übrigens  auch  zu  andern  Zwecken  zusammengerufenen)  Ausschus- 
ses sämmllicher  Provinzialstände  über  folgende  Fragen  ein: 

i)  ob  'der.  Ausschuss  die  Ausführung  eines  umfassendem  Ei- 
senbahnsystems, wie  dasselbe  in  einer  gleichzeitig  überreichten 
Denkschrift  näher  entwickelt  war ,  für  ein  wahres  Bedürfhiss  des 
Landes  halte? 

2)  ob  er  der  Meinung  sei,   dass   der  Staat  die  Ausführung 
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dieses  Systems  dadurch  zu  fördern  suchen  müsse,  dass  er  die  Zin- 
sen des  Anlagecapitals  garantire? 

Nur  von  Beförderung  und  Ermuthigung  der  Privat -Industrie, 
nicht  aber  von  dem  Eisenbahnbau  durch  den  Staat  war  die  Rede, 
wie  denn  auch  die  Regierung  ausdrücklich  den  Entschluss  kund 
gab,  einstweilen  keine  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Staates  zu 
bauen.  Unter  diesen  Umständen  gab  der  Ausschuss  der  Provin- 
zialstönde  den  Propositionen  der  Regierung  seine  volle  Zustimmung 
und  bejahte  mit  grosser  Majorität  die  ihm  gestellten  Fragen. 

So  entstand  die  Cabinets-Ordre  vom  22.  November 
1842,  welche  dahin  lautet: 

Nachdem  Meinen  Anordnungen  gemäss  das  Gutachten  der  vereinigten 
ständischen  Ausschüsse  über und  über  die  Beförderung  einer  um- 
fassenden Eisenbahnverbindung  zwischen  den  verschiedenen  Provinzen  der  Mo- 
narchie unter  Beihülfe  aus*  Staatsmitteln  eingeholt  worden  ist,  bestimme  Ich 
Folgendes  : 

i) 

2) wünsche  Ich  dem  Lande  auch  die  Vortheile  zu  ver- 
schaffen, die  in  mehrfacher  Hinsicht  von  einer  Verbindung  der  Hauptstadt  mit 
den  Provinzen  und  der  Provinzen  untereinander  vermittels  umfassender,  in  den 
Hanptrichtungen  das  Ausland  berührender  Eisenbahnanlagen  erwartet  werden 
dürfen.  Ich  bestimme  daher  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Gutachten  der 
vereinigten  ständischen  Ausschüsse,  dass  die  Ausführung  solcher  von  denselben 
für  ein  dringendes  Bedürfniss  erachteten  Eisenbahn-Verbindungen  durch  die 
dem  Staate  zu  Gebote  stehenden  Mittel  und  insbesondere  auch  durch  Ueber- 
nahme  einer  Garantie  für  die  Zinsen  der  Anlage-Capitalien  mit  Kraft  und 
Nachdruck  befördert  werden  soll.  ... 

§.   81. 

Es  lässt  sich  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht  die  Privat-Indu- 
strie,  wenn  man  sie  von  den  nicht  unumgänglich  notwendigen 
Cautelen,  welche  die  Preussische  Gesetzgebung  in  grosser  Zahl  ent- 
hält, befreit  hätte,  auf  die  Dauer  mehr  geleistet  haben  würde,  als 
sie  jetzt  unter  Beihülfe  des  Staates  gethan  hat.  In  der  That  ha- 
ben sich  die  Verhältnisse  im  Laufe  der  Zeit  so  gestaltet,  dass  die 
Actionäre  mancher  Eisenbahn ,  zu  welcher  bei  ihrer  Entstehung 
das  erforderliche  Capital  dem  Anscheine  nach  nur  unter  Zins- 
garantie  des   Staates    aufzubringen   war ,    gegenwärtig   wünschen 
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müssen,  niemals  diese  Unterstützung  empfangen  zu  haben,  weil  die 
schweren  »Gegenleistungen,  die  ihnen  statntenmässig  als  Entgelt  auf- 
erlegt worden  sind,  bleibende  mit  dem  Ertrage  fortwährend  stei- 
gende Lasten  ihres  Unternehmens  sind.  *)  Auch  ist  es  richtig,  dass 
bei  einigen  der  bedeutendsten  vom  Staate  garanlirten  Eisenbahn- 
Unternehmungen  (beispielsweise  der  Cöln-Mindener)  der  Staat  nie- 
mals einen  Zuschuss  zur  Deckung  der  Zinsen  zu  leisten  gehabt 
hat,  und  dass  in  neuester  Zeit  in  Folge  der  gestiegenen  Verkehrs- 
Entwickelung  auf  allen  Bahnen  die  Last  der  Zinsengarantie  über- 
haupt auf  einen  Minimalbetrag  herabgesunken  ist,  indem  z.  B»  das 
Budget  pro  1857  zu  dem  fraglichen  Zwecke  nur  25,000  Thlr. 
verlangt.  Nichts  desto  weniger  lfisst  es  sich  nicht  leugnen ,  dass 
in  der  nächsten  Zeit,  welche  auf  1842  folgte,  das  Eingreifen  des 
Staates  mächtig  zur  Entwickelung  des  Preussischen  Eisenbahnsy- 
stems beigetragen  hat ,  denn  damals  bedurfte  das  Capital  noch  der 
Ermuthigung,  um  sich  derartigen  Unternehmungen  mit  Vertrauen 
zuzuwenden.  Man  kann  also  der  Preussischen  Regierung  aufrichtige 
Anerkennung  in  so  fern  nicht  versagen,    al$  sie   es  für  ihre  Mis- 


*)  Bei  der  Ober-Scii  lesischen  Eisenbahn  würde  sich  nach  der  Ge- 
sammt-Einnahme  pro  1854  eine  Dividende  von  beiläufig  18  %  ergeben 
haben,  wenn  nicht  der  Staat  für  seine  Betheiligung  und  Zinsengarantie 
die  Superdividende  (von,  Vs  des  Reinertrags  über  5%  des  Stamm-Actien- 
Capitals)  zu  beziehen  gehabt  hätte.  Diese  Superdividende  betrug  pro 
1854:  201,163  Thlr.,  wodurch  die  Staatsregierung  für  die  ihr  gehörigen 
Ober-Schlesischen  Actien  eine  Dividende  von  nahezu  70  °/0  erreichte, 
wahrend  die  Privat  -Actionäre  nur  10l/a  %  bezogen.  Letztere  haben 
leit  1847  bis  1853  überhaupt  755,193  Thlr.  an  Superdividende  excl. 
der   Zinsen   und  regelmässigen  Dividende  an  den  Staat  gezahlt. 

Bei   der   Cöln-Mindener   Eisenbahn   betrug  diese  Superdividende 
des  Staats  (ebenfalls  in  !/j  des  Reinertrags  über  5  °/o    des  Actien-Capi- 


bestehend)  pro     1850     .     . 

8,433    Thlr. 

1851     .     . 

38,337       „ 

185il    .     . 

71,236       „ 

1853     .     . 

139,254       „ 

1854     . 

.     233,819       „ 

1855     .     . 

267,500       „ 

Summa     758,579    Thlr.  * 
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sion  hielt,  den  so  sehr  wichtigen  Eisenbahnbau  mit  allen  Kräften 
zu  befördern,  und  als  sie  ihr  Ziel  mit  Beharrlichkeit  verfolgt  hat* 

Nach  1842-  fing  die  Regierung  an,  sich  bei  einer  Reihe  von 
Eisenbahn- Unternehmungen  durch  die  Uebernahme  einer  Zinsengaran- 
tie, meistens  von -3%  %  zu  betheiligen.  Die  Uebernahme  dieser 
Garantie  hat  zwar  zu  keinen  Opfern  Seitens  des  Staates  geführt, 
die  nicht  von  den  andererseits  dagegen  erlangten  Vortheilen  im 
grossen  Ganzen  mehr  als  aufgewogen  würden ;  damals  aber  war  der  Ent- 
schluss  ein  kühner,  weil  die  Dürftigkeit  der  seitherigen  Erfahrun- 
gen nur  einen  unsichern  Schluss  auf  die  zu  erwartende  Rentirung 
erlaubte;  der  Entschluss  war  um  so  kühner,  als  man  sich  dabei 
jedenfalls  um  eine ,  wenn  auch  nur  eventuelle ,  Vermehrung  der 
Staatsschuld  hinweg  setzen  musste.  Der  Staat  ging  aber  noch  ei- 
nen Schritt  weiter  und  betheiligte  sich  bei  einigen  Eisenbahnen  di- 
rect  durch  Uebernahme  eines  Theih  des  Actien-Capitals,  meistens 
eines  Siebentels.  Dies  geschah  z.  B.  bei  der  Cöln-Mindener,  bei 
der  Niederschlesisch-Märkischen  und  bei  der  Stargard-Posener  Bahn 
zu  V7,  bei  der  Bergisch-Märkischen  Bahn  zu  %  des  ganzen  Stamm- 
Actien-Capitals,  und  bei  der  Oberschlesischen  Bahn  durch  Ueber- 
nahme von  %  des  zur  Fortsetzung  von  Oppeln  bis  zur  Landes- 
grenze erforderlichen  Capitals. 

Seit  dem  Jahre  1848  hat  sogar  die  Regierung  successive  meh- 
rere Bahnen  aus  Staatsmitteln  und  für  eigene  Rechnung  gebaut;  es 
sind  dies  namentlich  die  grosse  Ostbahn  nach  Königsberg,  die  West- 
phälische  Eisenbahn  von  der  Kurhessischen  Grenze  über  Warburg, 
Paderborn ,  Soest  nach  Hamm ,  die  Bahn  von  Münster  zum  An- 
schluss  an  die  Hannoversche  Westbahn,  die  Saarbrücker  Bahn,  so 
weit  sie  das  Preussische  Gebiet  berührt,  und  die  Berliner  Verbin- 
dungsbahn. 

§.   82. 

Wer  wollte  in  Abrede  stellen,  dass  die  Preussische  Regierung, 
indem  sie  den  im  vorigen  Paragraphen  bloss  im  Allgemeinen  an- 
gedeuteten Weg  einschlug  und  auch  anderweitig  den  Bau  von  Ei- 
senbahnen vielfach  beförderte,  Grosses  geleistet  habe  !  Wie  un- 
bedingt aber  auch  das  Verfahren  einer  Regierung  anerkannt  wer- 
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den  muss,  wenn  sie  die  Entwickelung  eines  lebenskräftigen  Eisen« 
bahnsystems  von  Staatswegen  zu  befördern  sucht ,  so  gibt  es  hier 
doch  auch  einen  Abweg,  vor  welchem  nicht  genug  gewarnt  werden  kann. 

Noch  unserer  Meinung  bedarf  die  Industrie  vor  allen  Dingen 
einer  freien,  selbsttätigen,  durch  keine  Fesseln  gehinderten  Entwicke- 
lung. Es  ist  nicht  gut,  wenn  Handel,  bürgerlicher  Verkehr  und 
Gewerbebetrieb  so  beschränkt  werden,  dass  fast  jede  Tätig- 
keit nicht  als  eine  freie ,  sondern  als  eine  concessionirle  ,  an  läs- 
tige Bedingungen  geknüpfte  erscheint,  und  wenn  ein  Geist  der 
Bevormundung,  wie  er  in  den  Verhältnissen  des  europäischen  Con- 
tinents  gar  oft  vorherrscht,  auch  in  dem  Verhalten  der  Staats* 
regierung  den  Eisenbahnen  gegenüber  sich  manHestirt!  Wenn  man 
auch  die  erwähnten  Zustände  des  europäischen  Continents  im  All- 
gemeinen, die  allerdings  ein  Product  geschichtlicher  Entwickelung 
sind  und  sich  nicht  plötzlich  wegdecretiren  lassen,  als  ein  vollen- 
detes Factum  hinnehmen  wollte,  so  tnüsste  man  es  doch  immer  ganx 
besonders  beklagen,  wenn  gerade  innerhalb  des  Eisenbahnwesens 
die  Action  einer  Regierung  eine  so  umfassende ,  Alles  durchdrin- 
gende würde,  dass  sie  jede  andere  selbstständige  Regung  verdrängte 
und  zuletzt  dahin  führte,  alle  Eisenbahnen  in  Staatsanstalten  zu  ver- 
wandeln. Dann  gäbe  es  auch  in  diesem  Fache  keine  selbstständige 
Existenz  mehr!  Wie  gefährlich  in  einem  Staate  eine  solche  Central- 
macht  ist,  die  in  sich  die  Geschicke  des  ganzen  Landes  gleichsam 
vereinigt,  hat  die  Geschichte  oft  genug  schlagend  bewiesen;  man 
denke  an  die  Ereignisse  in  Frankreich  seit  den  letzten  70  Jahren, 
wo  es  oft  genügte,  dass  irgend  eine  Partei  oder  irgend  eine  Rich- 
tung (oft  durch  Ueberrumpelung)  sich  der  Centralstelle  bemäch- 
tigte, um  sofort  dem  ganzen  Lande,  selbst  gegen  den  Willen  der 
Ungeheuern  Majorität  der  Nation,  das  Gepräge  einer  gleichförmigen, 
nicht  selten  verderblichen  Herrschaft  aufzudrücken.  Solchen  That- 
sachen  gegenüber  rechtfertigt  sich  der  Wunsch,  wie  im  Slaatsleben 
überhaupt,  so  auch  im  Eisenbahnleben  die  Action  der  Centralmacht 
auf  das  unumgänglich  Nothwendige  beschränkt  zu  sehen. 

Was  nun  das  Eisenbahnwesen  insbesondere  betrifft  ,  so  wird 
wohl  Niemand  leugnen,  dass  hier  in  mancher  Beziehung  das  Ein- 
greifen  des  Staates  nicht  nur  heilsam,    sondern   sogar  durchaus 
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nothwendig  ist.  So  z.  B.  wird  man  der  Privat-Industrie  das  Recht 
nicht  einräumen  wollen ,  ohne  Weiteres  und  ohne  vorherige  Er- 
laubnis .Seitens  der  Staatsgewalt  über  fremdes  Eigenthum  eine  Ei- 
senbahn zu  bauen,  sondern  Jeder  wird  anerkennen,  dass  die  Staats- 
regierung vorab  zu  prüfen  habe,  ob  das  Unternehmen  überhaupt 
derConcession  würdig  sei,  und  dass  sie  die  Modalitäten  der  Expro- 
priation zu  bestimmen  habe.  Ferner  wird  es  wohl  keinen  Wider- 
spruch finden,  dass  zur  Sicherung  des  Publicums  bei  dem  immer- 
hin nicht  gefahrlosen  Eisenbahntransport  eine  gewisse  polizeiliche 
Oberaufsicht  des  Staates  heilsam  und  nöthig  sei;  bei  uns  hat  sie 
wenigstens  das  Gute  zu  Stande  gebracht,  dass  im  Laufe  des  ganzen 
Jahres  1855  keine  einzige  von  allen  denjenigen  Personen,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  Preussens  befördert  wurden ,  durch  Unglück 
ihr  Leben  verloren  hat.  Doch  auch  hier  möchte  eine  zu  weite 
Ausdehnung  der  polizeilichen  Oberaufsicht  unnöthig  sein ,  da  die 
Gesellschaften  ohnehin  ein  sehr  grosses  Interesse  dabei  haben,  selbst 
Alles  zu  thun,  was  zur  Vermehrung  der  Sicherheit  dienen  kann. 
Dass  aber  dieses  Interesse  wirksam  ist,  lehrt  das  Beispiel  der  von 
polizeilicher  Einwirkung  freier  gestellten  englischen  Eisenbahnen, 
bei  denen  die  Eisenbahn-Unglücke,  welche  früher  in  grosser  Zahl 
vorkamen,  im  Jahre  1855  fast  auf  ein  Minimum  herabgesunken  sind. 
.Was  das  Yerhältniss  zwischen  Actionären  und  Direction  be- 
trifft, so  sind  erstere  allerdings  oft  factisch  in  der  Lage,  ihre  wohl- 
begründeten Rechte  gegen  letztere,  obgleich  diese  nur  ihre  Man- 
datarin ist,  nicht  zur  Geltung  bringen  zu  können;  es  muss  daher 
för  heilsam  erachtet  werden,  wenn  der  Staatsregierung  die  Macht 
gegeben  ist,  statutenwidriges  und  für  die  Gesammtheit  offenbar  ver- 
derbliches Handeln  der  Direction  zu  inhibiren;  nur  sollte  dabei  im- 
mer der  Grundsatz  festgehalten  werden,  dass  die  Actionäre  selbst 
in  letzter  Instanz  über  ihre  Rechte  zu  entscheiden  haben.  Endlich, 
so  sehr  wir  auch  der  Ansicht  sind,  dass  die  Eisenbahngesellschaf- 
tea  gänzlich  unabhängig  in  ihrer  Verwaltung  sein  inüssen,  so  sehr 
halten  wir  es  dagegen  für  nöthig,  dass  die  Art  dieser  Verwaltung 
der  Staatsregierung  nicht  verborgen  bleibe,  damit  sie  etwaige  Ge- 
setzwidrigkeiten sofort  rügen  und  nötigenfalls  verfolgen  könne. 
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§.   83. 

Die  ganze  Erörterung  des  vorhergehenden  Paragraphen  geht 
von  der  Voraussetzung  aus ,  dass  die  Eisenbahnen  in  den  Händen 
von  Gesellschaften  sind,  welche  dem  Staate  mü  selbstständiger  Ver- 
waltung gegenüberstehen ;  diese  Voraussetzung  trifft  aber  selbst  bei 
denjenigen  Preussischen  Bahnen,  deren  Verwaltung  in  den  Händen 
ihrer  Gesellschaftsvorstände  verblieben  ist,  nur  in  einem  beschränk- 
ten Maasse  zu,  indem  die  Staatsregierung  dem  ihr  gesetzlich  zuste- 
henden Oberaufsichtsrecht  eine  solche  Ausdehnung  gegeben  bat, 
dass  sie  in  allen  wesentlichen  Punkten  der  Administration,  bei- 
spielsweise in  der  Einrichtung  der  Fahrpläne  und  Tarife,  die  Ge- 
sellschaften geradezu  ihren  Anordnungen  unterwirft,  während  bei 
einem  bedeutenden  Theil  der  Preussischen  Bahnen  von  einer  Ver- 
waltung durch  Gesellschafts  vorstände  überhaupt  keine  Rede  mehr  ist. 

Wie  bereits  bemerkt ,  hat  die  Preussische  Regierung  einige 
Bahnen  für  eigene  Rechnung  gebaut  *) ,  was  man  nur  loben  kann, 
da  dieses  grösstenteils  gerade  solche  Bahnen  sind,  die  von  einen 
überwiegenden  allgemeinen  Interesse  verlangt  und  von  der  Privat- 
industrie vernachlässigt  wurden;  aber  auch  von  den  durch  Privat- 
gesellschaften gebauten  Bahnen  hat  der  Staat  bereits  einen  Theil  in 
seine  Verwaltung  gebracht,  nämlich  die  Bergisch-Märkische,  die 
Stargard-Posener,  die  Aachen-Düsseldorfer,  die  Ruhrort-Crefeld- 
Kreis-Gladbacher,  und  in  neuester  Zeit  auch  die  Obertchlesische 
Bahn.    Bei  der  Aachen-Düsseldorfer   und  bei  der  Ruhrort-Crefeld- 


*)  In  dem  Entwurf  des  den  Kammern  pro  1857  vorzulegenden  Budgets 
weiset  der  Abschnitt :  „ Verwaltung  der  Staats-Eisenbahnen*  im  Etat  im 
Ganzen  eine  Einnahme  von  6,503,060  Thlra.  und  eine  Ausgabe  toü 
4,444,547  Thlrn.,  mithin  einen  Beinertrag  von  2,058,513  Thlrn.,  nnd  ge- 
gen 1856  eine  Mehreinnahme  von  4j,334  Thlrn.  nach.  Indessen  werden 
durch  diesen  Ueberschuss  noch  nicht  vollkommen  die  Ausgaben  zur  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  für  Eisenbahnzwecke  aufgenommenen  Anleihen 
und  Eisenbahnschulden,  welche  2,801,253  Thlr.  betrugen,  gedeckt,  nnd 
es  ist  aus  dem  Eisenbahnfonds  ein  Zuschuss  von  757,240  Thlrn.  er- 
forderlich. —  Dieser  Fonds,  welcher  zur  Förderung  des  Eisenbahnbaues 
bestimmt  ist,  empfängt  seine  Dotation  pro  1857  mit  500,000  Thlrn.  aus 
allgemeinen  Staatsfonds  und  1,373,700  Thlr.  aus  den  Ueberschüssen  des 
Salzmonopols. 
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Kreis-Gladbacher  Eisenbahn  wurde  dieser  Uebergang  der  Verwal- 
tung an  die  Staatsregierang  dadurch  motivirt,  dass  die  letztere  zu  einer 
Zeit,  als  die  Aussichten  auf  eine  Rentabilität  der  betroffenen  Bah- 
nen schlecht  waren ,  eine  Zinsengarantie  zum  Betrage  von  3/2  % 
übernahm.  Andere  Privatbahnen,  z.  B.  die  Niederschlesisch-Mär- 
kische  (cfr.  Gesetz  vom  31.  März  1852,  Gesetzsammlung  1852 
S.  89)  und  die  Münster-Hammer,  sind  völlig  in  das  Eigenthum  des 
Staates  fibergegangen;  bei  noch  andern,  z.  B.  der  Cöln-Crefelder 
und  der  Rhein-Nahe  Bahn,  war  die  Ueberlassung  des  Baues  und  der 
Verwaltung  an  die  Staatsregierung  schon  von  vorn  herein  Bedin- 
gung der  Concession.  Ueberdies  hat  sich  der  Staat  nicht  nur  in 
$.  42  des  Eisenbahngesetzes  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf  von 
30  Jahren  unter  gewissen  Bedingungen  das  Eigenthum  einer  jeden  Bahn 
zu  erwerben,  sondern  sich  auch  in  den  Statuten  einzelner  Bah- 
nen (als  ein  Aequivalent  seiner  Betheiligung  und  Zinsengarantie)  das 
Recht  ausbedungen,  das  gesammte  Gesellschaflsvermögen  eintreten- 
den Falls  noch  vor  Ablauf  der  gesetzlichen ,  ohnehin  kurzen 
Frist,  ohne  Leistung  der  gesetzlichen  Entschädigung  (vermittels  Er- 
werbung und  Amortisation  der  emittirten  Actien)  in  sein  Eigen- 
thum zu  verwandeln.  So  verwendet  z.  B.  der  Staat  bei  der  Cöln- 
Mindener  Eisenbahn,  bei  welcher  er  zu  1/7  des  Actien-Capitals  be- 
theiligt ist,  zur  Amortisation  der  übrigen  %  Actien,  welche  nach 
dem  Nominalwert!]  (al  pari)  eingelöset  werden,  1)  die  Zin- 
sen und  Dividenden,  welche  auf  das  ihrti  gehörige  Siebentel 
der  Actien  fallen ,  2)  die  Zinsen  und  Dividenden  der  amortisirten 
Actien. 

Eine  solche  Amortisation,  durch  welche  der  Actionär  gezwun- 
genwird, seine  Actie,  welche  vielleicht  den  doppelten  Werth  je  nach 
dem  Course  hat,  al  pari  abzutreten,  involvirt  eine  Benachtheiligung 
des  Privat-Capitals,  dessen  Nutzbarmachung  doch  lediglich  den  ho- 
hem Werth  geschaffen  hat.  Dass  dieser  Gesichtspunkt  auch  von  dem 
beiheiligten  Publikum  nicht  verkannt  wird,  scheint  aus  dem  Um- 
stände hervorzugehen,  dass  der  Cours  der  Actien  der  Cöln-Minde- 
ner  Eisenbahngesellschaft  sofort  in  die  Höhe  ging ,  als  durch  die 
Bestimmungen  des  mit  der  Staatsregierung  hinsichtlich  des  Baues 
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der  Rheinbrücke  bei  Cöln  u.  s.  w.  abgeschlossenen  Vertrages  die 
Ausübung  jenes  Amortisationsrechts  für  15  Jahre  sistirt  wurde. 

§.   84. 

Man  sieht,  dass  im  Preussischen  Eisenbahnsystem  der  Regie- 
rung Handhaben  genug  gegeben  sind ,  um  vor  und  nach  alle  Ac- 
tion  in  sich  zu  concentriren.  Auch  ist  die  Besorgniss  vor  einer 
Tendenz  der  Staatsregierung,  die  Privat -Eisenbahngesellschaften 
principiell  zu  beseitigen,  vielfach  laut  geworden,  so  dass  neulich 
eine  Königliche  Eisenbahnbehörde  Veranlassung  genommen  hat, 
das  Vorhandensein  einer  solchen  Tendenz  für  einen  bestimmten 
Fall  durch  nachstehende  Erklärung*)  officiell  in  Abrede  zu 
stellen  : 

Debergang  der  Düsseldorf-Elberfelder  an  die  Bergisch-Iärkiscto 
Eisenbahn* 

„Unter  der  vorstehenden  Ueberschrift  gibt  die  Nro.  137  dei 
„,Actionärc  einen  auch  in  die  ^Kölnische  Zeitung4  Nro.  223  über- 
nommenen Artikel,  welcher  seine  prinzipielle  Abneigung  gegen 
„die  beabsichtigte  Verschmelzung  beider  Bahnen  wesentlich  auf  die 
„Behauptung  gründet,  dass  der  Vertrag  über  die  Verschmelzung 
„„auf  höhere  Veranlassung"  abgeschlossen  worden  und  dass  die 
„Düsseldorf-Elberfelder  Bahn  als  ein  Opfer  der  von  der  KönigL 
„Staatsregierung  verfolgten  Tendenz,  die  Privat-Eisenbahnverwai- 
„tungen  älimälig  zu  beseitigen,  zu  betrachten  sei.  Eine  solche  bö- 
„here  Veranlassung  fehlt  den  gepflogenen  Unterhandlungen  und  dem 
„von  dem  Verwaltungsrathe  der  Düsseldorf-Elberfelder  Gesellschaft 
„genehmigten  Vertrage  der  beiderseitigen  Gesellschafts-Deputirten 
„durchaus;  sie  sind  vielmehr  hervorgegangen  aus  der  nahe  liegen- 
den Erwägung  und  Ueberzeugung,  dass  eine  Verschmelzung  bei- 
„der  Bahnen ,  wovon  die  eine  3l/2 ,  die  andere  (ohne  die  Erwei- 
terung von  Hagen  nach  Siegen)  ungefähr  15  und  mit  der  nahe 
„betheiligten  Prinz- Wilhelms-Bahn  19%  Meilen  lang  ist,  durch  das 
„Interesse  des  Verkehrs  sowohl,  als  der  betheiligten  Gesellschafien 
„dringend  geboten  sei ,    dass  die  gegenwärtige  Theilung  der  Ver- 


*)  Siehe  ,Kölnische  Zeitung*  in  der  Kammer  vom  15.  August  1856. 
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„waltung  auf  einer  Linie,  welche  dazu  berufen  und  fähig  ist,  die 
„Verbindung  zwischen  dem  bergischen  und  märkischen  Industrie* 
»gebiete  mit  der  rheinischen  Handelsstrasse  zu  vermitteln,  der  Ver- 
„kehrs-Entwickelung  Hindernisse  bereite,  die  auch  durch  das  beste 
„Nachbarverhältniss  und  durch  alle  Mittel  der  sogenannten  Ver- 
abände nicht  vollständig  zu  beseitigen  sind ,  dass  die  bestehende 
»Theilung  einer  Verkehrslinie  in  jedem  Augenblicke  Kosten  und 
„Verluste  herbeiführe,  deren  Vermeidung  im  allseitigen  Interesse 
„des  Publikums  und  der  Actionäre  wünschenswerth  erscheint.  Wer 
„sich  der  vor  Augen  liegenden  Erfahrung,  welche  sowohl  im  Aus- 
lände, als  in  unserer  nächsten  Nachbarschaft  die  fortschreitende 
»Verschmelzung  der  kleinern  Eisenbahnverwaltungen  zu  grössern 
„Eisenbahnsystemen  —  wir  erinnern  nur  an  die  von  der  Königl. 
„Staatsregierung  unter  Aufgebung  der  ihr  zustehenden  Verwaltung 
„gebilligte  Erweiterung  des  linksrheinischen  Bahnsystems  —  und  von 
„der  andern  Seite  die  Unzulänglichkeit  der  besten  Verbands-Einrich- 
„tungen  nachweist;  nicht  verschliessen  will,  der  wird  das  Streben 
„nach  einer  Consolidirung  der  Bergisch-Märkischen  und  Düssel- 
„dorf-EIberfelder  Bahn  auch  ohne  höhere  Veranlassung  als  ein  be- 
rechtigtes und  nothwendiges  anerkennen,  und  den  Umstand,  dass 
»die  Königl.  Verwaltung,  welcher  das  Bergisch-Märkische  und  das 
„Prinz-Wilhelms-Eisenbahnunternehmen  —  übrigens,  wie  der  ,Ac- 
„tionär(  einräumt,  mit  günstigem  Erfolge  —  anvertraut  sind,  eine 
»weitere  Ausdehnung  über  eine  3%  Meilen  lange  Nachbarstrecke 
»gewinnt ,  in  der  That  nur  als  eine  Zufälligkeit  betrachten ,  somit 
»die  „zwingende  Kraft  der  Umstände"  dort  suchen,  wo  sie  wirk- 
lich liegt:  in  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  und  in  dem  Vor- 
»tbeile  der  Actionäre  beider  Gesellschaften. 

„Elberfeld,  den  12.  August  1856. 

„Königl.  Eisenbahn-Direction." 

Schwerlich  kann  man  der  vorstehenden  Berichtigung  in  sofern 
widersprechen,  als  sie  den  Satz  hinstellt,  dass  eine  Verschmelzung 
der  kleinem  Eisenbahnverwaltungen  zu  grössern  Eisenbahnsystemen 
wünschenswerth  sei ,  ja  man  könnte  sogar  diesen  Satz  dahin  er- 
weitern, dass  jene  Verschmelzung  der  kleinen  Eisenbahnen,  gleich 
der  der  kleinen  Staaten,  zu  grössern  Systemen  auf  die  Dauer  zur 
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absoluten  Notwendigkeit  werde.  Dagegen  ist  die  in  neuester  Zeit 
erfolgte  Abschtiessung  des  Vertrages  mit  der  Rheinischen  Eisen* 
bahngesellschaft,  durch  welchen  allerdings  die  StaatsregieruBg  ein 
bedeutendes  Eisenbahnsystem  der  Privatverwallung  der  Gesellschaft 
überläset,  kein  concludentes  Factum,  so  lange  das  naeh  §  42  des 
Eisenbahngesetzes. dem  Staat  verliehene  Recht,  nach  Ablauf  von  30 
Jahren  das  Eigenthum  jeder  Eisenbahn  zwangsweise  zu  erwerben, 
in  Geltung  bleibt. 

ABSCHNITT    L 

Die  Aufsichts  -  Behörden  des 
Eisenbahnwesens» 

§.    85. 

A.    Ton  dem  Handelsminister. 

Früher  gehörte  das  gesammte  Handels-,  Fabrik-  und 
Bauwesen  in  Preussen  zum  Ressort  des  Finanzministeriums.  Die 
Cabinetsordre  vom  12.  Januar  1835  trennte  jedoch  diesen  Zweig 
von  den  Geschäften  des  Finanzministeriums  und  setzte  eine  beson- 
dere Oberbehörde  ein ,  zu  deren  Ressort  ausser  dem  Handels-, 
Fabrik-  und  Bauwesen  auch  die  Wege-  und  Chaussee- 
Bausachen  geschlagen  wurden. 

Durch  das  Regulativ  vom  25.  Februar  1835  wurde  ausserdem 
festgesetzt,  dass  Alles,  was  sich  auf  die  Anlagen  von  Ei- 
senbahnen, die  betreffende  Polizei  und  die  davon  zu  entrichten- 
den Abgaben  beziehe,  zum  Ressort  der  Verwaltung  des  Handels-, 
Fabrik-  und  Bauwesens  gehören  solle. 

Durch  Cabinetsordre  vom  4.  April  1837  wurde  dieser  Zweig 
wieder  als  besondere  Abtheilung  dem  Finanzministerium  zugetheilt; 
und  in  diesem  Sinne  braucht  das  Eisenbahn gesetz  vom  3.  Novem- 
ber 1838  durchweg  den  Ausdruck  „das  Handelsministerium8,  wenn 
es  die  oberste  dem  Eisenbahnwesen  vorgesetzte  Verwaltungstelle  be- 
zeichnen will. 

Erst  durch  die  Cabinetsordre  vom  27.  März  1848  wurde  ein 
besonderes  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öf- 
fentliche    Arbeiten    errichtet,     und    darauf    durch    weitere 
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Cabtnetsordre  vom  17.  April  1848  bestimmt,  dass  auf  dasselbe  von 
dem  Ressort  des  Finanzministeriums  fibergehen  sollen:    sämmlliche 

Geschäfte  der  Abtheilung  für  Handel,  Gewerbe  und  Bauwesen 

Der  Eisenbahnen  war  hierbei  nicht  namentlich  gedacht;  indes- 
sen hatte  schon  das  Regulativ  vom  25.  Februar  1835  ,  wie  oben 
bemerkt,  das  Eisenbahnbauwesen  der  nunmehr  dem  Handels- 
ministerium übertragenen  Verwaltung  des  Handels- ,  Fabrik-  und 
Bauwesens  zugewiesen,  und  da  das  neue  Ministerium  auch,  wicsem 
Name  besagt ,  alle  öffentliche  Arbeiten,  zu  denen  unzweifelhaft  die 
Eisenbahnen  gehören,  umfasst,  so  ist  nunmehr  unbestrittener  Maas- 
sendas  Handelsministerium  die  oberste  Centralbehörde 
für  das  gesammte  Eisenbahnwesen. 

§.   86. 

B.    Ton  den  EisenbahnCommissariaten. 

Die  Organe  des  Handelsministers  den  Privat-Bisenbahngesell- 
schaften  gegenüber  waren  ursprünglich  die  Eisenbahn-Crimmissarien, 
deren  Bestellung  durch  den  §.  46  des  Gesetzes  vom  3.  No- 
vember 1  8  3  8  vorgesehen  worden  ist. 

§.  46.  Zur  Ausübung  des  Aufsichtsrechtes  des  Staates  über  das  Unter- 
nehmen wird  nach  Ertheilung  Unserer  Genehmigung  (§.  1)  ein  beständiger 
Commissarius  ernannt  werden,  an  welchen  die  Gesellschaft  sich  in  allen  Be- 
riehungen  zur  Staatsverwaltung  zu  wenden  hat.  Derselbe  ist  befugt,  ihre  Vor- 
stände zusammen  zu  berufen  und  deren  Zusammenkünften  beizuwohnen. 

Später  wurden  die  Commissarien  in  Eisenbahn-Commissariale 
verwandelt,  und  über  deren  Organisation  und  Ressortverhältnisse 
von  den  Ministerien  des  Innern  und  des  Handeis  (cfr.  Min. -Blatt 
d.  inn.  Verw.  1848,  S.  390  Nro*  489)  das 

Begilativ  y*m  24.  Mvenber  1S48 
erlassen : 

Mit  Bezug  auf  §.  46  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838,  die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen betreffend,  wird  zur  nähern  Feststellung  des  Geschäfts- 
bereichs der  Eisenbahn-Commissariate  Folgendes  bestimmt :  ' 

§.  1.  Zum  Ressort  der  Königl.  Eisenbahn-Commissarien,  welchen  nunmehr 
besondere  mit  dem  Eisenbahnwesen  vertraute  technische  Commissarien  zugeord- 
net worden,  und  welche  die  Firma:  „Königl.  Eisenbahn-Commissariat"  führen, 
gehört  die  Wahrung  der  Rechte  des   Staats,    den  Eisenbahngesellschaften  ge- 
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genüber ,  so  wie  der  Interessen  der  Eisenbahn-Unternehmungen  als  gemein- 
nutziger Anstalten  und  der  Interessen  des  die  Eisenbahnen  benutzenden  Pu- 
blikums, wogegen  im  Uebrigen  die  Wahrung  der  Rechte  des  Publikums,  dei 
Eisenbahngesellschaften  gegenüber,  dem  Ressort  der  Provinzial-Regierungen 
verbleibt. 

Demgemäss  ressortiren  von  den  Königl.  Commissariaten  die  finanziel- 
len und  alle  Betrieb 8- Angelegenheiten  der  Eisenbahngesellschaften, 
sofern  dabei  ein  allgemeines  Interesse  obwaltet,  desgleichen  die  Fürsorge  für 
die  Aufrechthaltung  und  Befolgung  des  Gesellschafts-Statuts  und  der  den 
Gesellschaften  auferlegten  Bedingungen,  insbesondere  auch  die  Ueberwa- 
chung  der  Ausführung  des  vorgeschriebenen  Bahn-Polizeireglements  ,  so  wie 
der  mit  Handhabung  des  letztern  beauftragten  Bahnbeamten;  von  den  Königl 
Regierungen ,  ausser  den  Expropriationen  und  der  Ausübung  der  Polizeistrtf- 
gewalt,  namentlich  die  wegen  der  Bahnanlage  nothwendige  Regulirung  der 
Wege-,  Bewässerun'gs-  und  Vorfluths- Angelegenheiten. 

Die  im  §.  22  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  erwähnte  Revision 
einer  im  Bau  vollendeten  Eisenbahnanlage  ist  von  Commissarien  der  betreffen- 
den Königl.  Regierung  und  von  den  Eisenbahn-Commissarien  gemeinschaftlich 
vorzunehmen.  Auf  Grund  des  gemeinschaftlichen  Gutachtens  hat  die  Regie- 
rung über  die  Zulässigkeit  der  Betriebs-Eröffnung  zu  befinden. 

§.  2.  In  Angelegenheiten ,  bei  welchen  das  Ressort  der  Königl.  Regie- 
rung und  das  des  Eisenbahn-Commissariats  sich  berührt,  wie  bei  der  Prüfung 
des  Bauprojekts  nnd  der  Untersuchung  von  Unglücksfällen,  und  Vergehen,  bei 
der  Ausübung  der  Disciplinar-Strafgewalt  gegen  Bahn-Polizeibeamte,  haben 
beide  Behörden  sich  mit  einander  zu  benehmen.  Bei  Unglücksfällen  und  Ver- 
gehen gegen  die  zur  Sicherung  der  Eisenbahnen  und  des  Betriebes  auf  den- 
selben bestehenden  Polizei-  und  Criminalgesetze  hat  jedoch  das  Eisenbahn- 
Commissariat  die  nächste  Pflicht,  für  die  Aufnahme  des  Thatbestandes  Sorge 
zu  tragen. 

Den  Berichten  der  Königl.  Regierungen  an  die  vorgesetzten  Ministerien 
in  Angelegenheiten,  die  das  beiderseitige  Ressort  berühren,  ist  die  Aeusserung 
oder  das  Gutachten  des  Commissariats  jederzeit  beizufügen. 

§.  3.  Alle  Verfügungen  der  Königl.  Regierungen  an  die  Vorstände  der 
Eisenbahngesellschaften  sind  an  das  Eisenbahn-Commissariat  zu  adressiren,  wie 
auch  umgekehrt  alle  Berichte  der  Vorstände  an  die  Königl.  Regierungen  durch 
das  Commissariat  an  diese  gelangen. 

§.4.  In  den  Competenzverhältnissen  der  Königl.  Regierungen  und  der 
Königl.  Eisenbahn-Commissariate  den  Ministerien  und  den  Königl.  Ober-Präsi- 
dien gegenüber,  wird  durch  diese  Verfügung  nichts  geändert. 
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Die  Eisenbahn  -  Commissariate  und  die  Königl.  Bezirksregie- 
rongerr  sind  hiernach  coordinirte  Behörden ;  doch  lässt  sich  nicht 
verkennen,  dass  das  Regulativ  in  der  Begrenzung  ihrer  gegensei- 
tigen Zuständigkeiten  nicht  des  Vorzuges  einer  grossen  Präcision 
sich  erfreut.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  von  einer  Ausübung  der 
Polizei-Strafgewalt  durch  die  Regierungen ,  welche  das  Regulativ 
erwähnt,  seit  dem  Erlass  des  Gesetzes  vom  11.  Harz  1850  (£.  17) 
nicht  mehr  die  Rede  sein  kann,  und  dass  die  Ausübung  der  Disci- 
plioar-Strafgewalt  gegen  Bahnpolizei-Beamte  durch  das  Gesetz  vom 
21.  Juli  1852  djen  Eisenbahn-Cominissariaten  zugewiesen  ist,  ge- 
hören zum  ausschliesslichen  Ressort  der  Regierungen  *)  gegen- 
wärtig nur  die  Expropriationen  ,  die  wegen  der  Bahnanlage  not- 
wendige Regiilirung  der  Wege-,  Bewässerungs-  und  Vorflüths-An- 
gelegenheiten  (§.  14  des  Eisenbahn-Gesetzes)  und  die  Genehmi- 
gung zur  Veräusserung  von  Grundstücken  **J  (§.  7  ibidem),  wo- 


*)  Für  unsere  auswärtigen  Leser  bemerken  wir,  dass  das  Gebiet  des  Preuss. 
Staates  in  Provinzen,  und  diese  in  Bezirke,  an  deren  Spitze  eine  sogenannte 
Regierung  steht,  eingetheilt  ist.  Wo  wir  also  von  der  „Regierung"  schlecht- 
hin sprechen,  meinen  wir  die  Bezirksregierung;  in  so  fern  aber  von  der 
Regierung  im  weitern  Sinne ,  von  dem  Gouvernement  die  Rede  ist ,  wer- 
den wir  uns  des  Ausdruckes  „ Staatsregierung"  überall  da  bedienen,  wo 
nicht  der  Zusammenhang  sofort  die  weitere  Bedeutung  des  Wortes  9 Re- 
gierung" ergibt. 

**)  Auch  bei  der  Erth eilung  dieser  Genehmigung  ist  den  Regierungen  nun- 
mehr eine  vorherige  Benehmung  mit  dem  Eisenbahn-Commissariate  vor- 
geschrieben. 

Circular-Verfügung  des  Ministers  für  Handel  etc.  an 
sämmtliche  Königl.  Regierungen,  über  das  Verfahren  bei 
Ertheilung  der  Genehmigung  zur  Veräusserung  von  Grund- 
stücken, welche  einer  Eisenbahngesellschaft  gehören, 
vom  10.  April  18  53  (Min -Blatt  d.  inn  Verw.  1853,  pag.  135 
Nro.  109).  Die  Eisenbahngesellschaften  haben  nach  §.  7  des  Gesetzes 
über  die  Eisenbahn-Unternehmungen  vom  3.  November  1838  zu  jeder 
Veräusserung  von  Grundstücken  die  Genehmigung  der  Regierung  einzu- 
holen. Durch  den  Vorbehalt  dieser  Genehmigung  wird  zunächst  und 
hauptsächlich  bezweckt ,  zu  verhindern  ,  dass  die  Eisenbahngesellschaften 
keine  Veräusserungen  vornehmen,  welche  das  Interesse  des  Eisenbahn- 
verkehrs oder  ein  sonstiges  öffentliches  Interesse  beeinträchtigen.  Da  die 
Bcurtheilung,  ob  letzteres  der  Fall  ist,  häufig  eine  so  specielle  Kenntnis! 
EU enbahnrecht  IL  2 
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gegen  sie  gemeinschaftlich  mit  den  Commissariaten  der  Prüfung 
des  Bauprojects  und  der  Revision  der  im  Bau  vollendeten  Bahnan> 
lage  sich  zu  unierziehen  haben.  Alle  übrigen  Angelegenheiten, 
bei  welchen  es  sich  von  der  Ausübung  des  dem  Staate  zustehen- 
den Oberaufsichtsrechts  und  von  der  Wahrnehmung  seiner  und  des 
Publikums  Interessen  handelt ,  fallen  in  den  Geschäftsbereich  der 
Commissariate. 

In  Folge  des  Regulativs  vom  24.  November  1848  sind  zu 
Berlin,  Breslau,  Erfurt  und  Cöln  Eisenbahn-Commissariate  für  den 
Verkehr  mit  den  betreffenden  Privatbahnen  errichtet  worden. 

Die  Eisenbahn-Commissariate  bestehen  aus  zwei  Mitgliedern, 
einem  administrativen  und  einem  technischen ;  beide  Mitglieder  üben 
gemeinschaftlich  das  im  §.  46  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  No- 
vember 1838  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  des  Staates  aus;  ersteres 
Mitglied  hat  den  administrativen  ,  letzteres  den  technischen  Tbeil 
der  Commissariats-Geschäfte  zu  bearbeiten;  bei  Meinungsverschie- 
denheit entscheidet ,  so  fern  nicht  von .  rein  technischen  Fragen 
die  Rede  ist,  die  Ansicht  des  administrativen  Commissarius,  jedoch 
versteht  es  sich  von  selbst,  dass  in  einem  solchen  Falle  die  Sache 
der  Entscheidung  des  Handelsministeriums  unterbreitet  werden  kann. 

Die  Hauptaufgabe  des  technischen  Mitgliedes  besteht  darin,  den 
baulichen  Zustand  der  dem  betreffenden  Commissariate  zugewiese- 
nen Eisenbahnen  nebst  Zubehör,  so  wie  alle  Betriebsmittel  in  si- 
cherheitspolizeilicher Beziehung  zu  überwachen ;  zugleich  ist  er  in 
Abwesenheit  des  administrativen  Commissarius  dessen  Stellvertreter. 


von  den  Verkehrs-  und  Betriebsverhaltnissen  der  betreffenden  Eisenbah- 
nen voraussetzt,  wie  sie  nur  den  Eisenbahn-Commissariaten  beiwohnen 
kann,  so  beauftrage  ich  die  Königl.  Regierung,  in  allen  Fällen ,  wo  es 
sich  um  Erth eilung  der  Genehmigung  zu  einer  Veräusserung  von  Eisen- 
bahngesellschafts-Grundstücken  handelt,  sich  stets'  vorher  mit  dem  betref- 
fenden Eisenbahn-Commissariate  in  Communication  zu  setzen  und  wenn 
mit  demselben  über  die  Zulässigkeit  der  Veräusserung  eine  Meinungs- 
verschiedenheit entsteht,  durch  das  Königl.  Ober-Präsidium  meine  Ent- 
scheidung hierüber  einzuholen» 
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ABSCHNITT    II. 

Von  den  Vorständen  und  den  Angestellten 
der  Privat-Eineiibalinffegellgehaften» 

%    87. 

Hier  ist  nur  von  solchen  Privat- Eisenhahngesellschaften  die 
Rede,  welche  nicht  ihren  Betrieb  der  Staatsregierung  vertragsmäs- 
sig  überlassen  haben. 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  dieser  Eisenbahnen  steht  die  Direction 
(Directoriuin),  welche  in  der  Regel  einen  von  den  Actionären  gewählten 
Yerwaltungs-  (Administrations-)  Rath  (Ausschuss)  als  controlirende 
Behörde  nach  näherer  Vorschrift  der  Statuten  zur  Seite  hat.  Ueber  die 
Qualität  der  Directoren  lässt  sich  im  Allgemeinen  nur  sagen,  dass  sie  in 
gar  keinem  Beamtenverhältnisse  stehen,  sondern  nur  als  Mandatare 
der  Gesammlheit  der  Actionäre  erscheinen,  und  dass  ihr  etwa  gewähl- 
ter Präsident  lediglich  primusinter  pares  ist.  Aus  dem  Grund- 
satze, dass  die  Directoren  Mandatarien  sind  und  keine  Beamten  im 
eigentlichen  Sinne  des  Worts ,  folgt  auch  nach  unserer  Ansicht, 
wie  wir  weiter  unten  ausführen  werden,  dass  sie,  abgesehen  von 
der  etwaigen  Ueberschreitung  bestimmter  Strafgesetze,  für  ihre 
Verwaltung  nur  ihren  Mandanten  d.  h.  der  Gesammlheit  der  Ac- 
tionäre gegenüber  wie  jeder  andere  Bevollmächtigte  nach  den  Vor- 
schriften des  Civilgesetzbuches  haften. 

Was  den  Modus  der  Wahl  und  Erneuerungswahl  der  Eisen- 
bahndireclionen  betrifft,  so  entscheidet  hierüber  immer  nur  das 
Statut;  ihre  Befugnisse  und  Rechtsverhältnisse  werden  principaliter 
ebenfalls  durch  das  GeseHschafts- Statut  bestimmt.  Wo  dasselbe 
schweigt,  gelten  im  Zusammenhange  mit  der  allgemeinen  Gesetzge- 
bung Über  Corporationen  und  dem  Eisenbahngesetz  die  Bestimmun- 
gen der  §§.  19 — 27  des  am  Schlüsse  dieses  Buches  abgedruck- 
ten Gesetzes  vom  9.  November  1843  ,  welches  jedoch  nach  der 
ausdrücklichen  Verfügung  seines  letzten  Paragraphen  auf  die  vor 
seiner  Emanation  bereits  concessionirten  Actienge- 
sellschaften  nicht  anwendbar  ist;  bei  letzteren  sind  also  hin- 
sichtlich der  Befugnisse  und  Rechtsverhältnisse  der  Directionen  le- 
diglich diejenigen  Grundsätze  anzuwenden,   welche  die  in  den  ein- 


—    20    — 

zelnen  Landestheilen  bestehende  Gesetzgebung  für  die  Stellung  der 
Vorsteher  einer  Corporation  überhaupt  an  die  Hand  gibt. 

Für  alle  Directionen  lassen  sich  indessen  folgende  allgemein 
gültige  Sätze  aufstellen :  sie  sind  die  Trägerinnen  der  Corporation, 
vertreten  dieselbe  in  allen  gerichtlichen  und  aussergerichllichen  An- 
gelegenheiten,  als  ob  sie  die  Corporation  selber  waren,  sind  zu 
allen  Handlungen  der  Verwaltung  (bald  unbedingt,  bald  in  einzel- 
nen Fällen  unter  Concurrenz  eines  Administralionsraths)  berech- 
tigt respective  verpflichtet  und  haben  zu  ihren  Verwaltungshand- 
lungen in  der  Regel  die  Genehmigung  äer  Generalversammlung 
der  Aclionäre  nur  dann  einzuholen,  wenn  es  sich  von  Abweichun- 
gen vom  Statute  oder  von  Abänderungen  desselben  handelt,  -  Al- 
les natürlich  unter  Vorbehalt  der  Beobachtung  aller  etwa  bestehen- 
den besonderen  Vorschriften  der  Statuten.    * 

Da  es  sich  hier  von  den  Grundsätzen  handelt,  die  für  Actien- 
gesellschaften  überhaupt,    und  nicht  für  Eisenbahngesellschaften  in 
specie   gellen,    so  kann  auch  auf  die  Erörterung  der  rechtlichen 
Stellung  des  Vorstandes  nur  nh  Allgemeinen  eingegangen,  und  soll 
nur   in   einem   Punkte  auf  die   Verschiedenheit  der  Gesetzgebung 
aufmerksam  gemacht  werden.    Nach   $.   23  des   Gesetzes  vom  9« 
November  1843  werden  Eide  Namens    einer  Actiengesellsehaft  von 
dem  Vorstande   abgeleistet.     Dieser    Grundsatz    gilt  auch  für  die 
vor  dem  9.  November    1843  concessionirlen    Eisenbahngesellschaf- 
ten, weil  der  $.  3  des  Eisenbahngesetzes  dieselben  zu  Corporatio- 
nen  erhebt,  und  Corporationen  überhaupt   hinsichtlich  der  Eideslei- 
stung durch  ihren  Vorstand  vertreten  werden,     lieber  die  Art  und 
Weise  der  Eides  -  Ableistung  Seitens  einer  Corporation  enthält  Ar 
das  Gebiet   des   Allgemeinen  Landrechts  die  Allgemeine  Gerichts- 
ordnung Theil  I,  Tit.  10  $.  270  ff.  sehr  specielle  Vorschriften,  die 
auch  bei  Eisenbahngesellschaften  ihre  Anwendung   finden;   für  das 
Rheinische  Recht  aber  fehlt  es    an  jeder  gesetzlichen  Bestimmung. 
Für  öffentliche   Verwaltungen  (etablissements  publics)  findet  aller- 
dings in  der  Rheinischen  Jurisprudenz  eine  analoge  Ausdehnung 
des  Art.  336  der  Civilprocess-Ordnung ,    welcher  von  dem  söge« 
nannten  Interrogatorium  über  Thatsachen  und  Artikel  handelt,  in 
der  Weise  statt,  dasa  oft  erkannt  worden  ist,  öffentliche  Verwal- 
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hingen,  z.  B.  die  Königl.  Regierungen,  hätten  das  Recht,  einen  Be- 
schluss  darüber  zu  fassen,  durch  welches  ihrer  Mitglieder  ein  Eid 
zn  leisten  sei.     Indessen   sind  Privat-Eisenbahngesellschaften  keine 
öffentliche   Verwaltungen   im  Sinne   des  Rheinischen  Rechts  ,    und 
ein  Unheil  des  Landgerichts  zu  Cöln  vom  12.  Juli  1852    hat   den 
richtigen    Satz   ausgesprochen :     „Die  N.   N.  Eisenbahngesellschaft 
„bildet  eine  moralische  Person,   welche   nach  ihren  Statuten  nicht 
„durch  einen   ihrer  Directoren ,   sondern   durch   ihre   sammtlichen 
„Directoren  \ ertreten    wird;    kein    Gesetz    räumt   ihr    die  Be- 
»fagniss    ein  ,     einen  ihrer    Directoren    zur   Eidesschwörung    zu 
Bdesigniren.*     Hiernach  wird  die  Frage,    ob    von   allen   und  von 
welchen    Directoren   ein    Eid    in    einem   Rechtsstreite    zu   leisten 
sei ,   lediglich  durch  die  Rechtsdoctrin  zu  beantworten,  und  hier- 
bei das  Römische  Recht  als  ratio   scripta  ganz  besonders   zu  be- 
achten sein.    In   dieser  Beziehung  heben  wir  nur  einige    Grund- 
sätze hervor:  Handelt  es  sich  von  einem  Factum,  welches  von  der 
Direclion  als  solcher  ausgegangen  sein  soll,    also  z.  B.  von  einem 
behaupteten  Beschluss,  so  kann  der  processualische  Gegper  den  Eid 
von  allen  Vorstandsmitgliedern  Ober   die  Thatsache  selbst  (de  ve- 
ritate)  fordern;  da  aber  einzelne  Mitglieder  zu  dem  Beschluss  oder 
zu  dem  Factum  des  Vorstandes  nicht  concurrirt  haben  können,   so 
muss  es  ihnen  verstattet  sein,   den   Eid  in  der  Weise  modificirt 
auszusch wören ,    dass  sie  zu  einem  solchen  Beschluss  oder  Factum 
nicht  concurrirt  haben,  und  im  Uebrigen  den  Eid  über  ihr  Wissen 
oder  Nicht-Wissen  (de  screntia)  zu  leisten.    Handelt  es  sich  aber 
von  einem  Factum  der  Angestellten  der  Gesellschaft ,   zu   welchem 
die  Direclion  selbst  nicht  mitgewirkt  hat,    so   muss  es  jedem  ein-» 
leinen  Mitgliede  gestaltet  sein,  den  Eid  lediglich  über  sein  Wissen 
oder  Rieht- Wissen  zu  leisten.     In  dieser  unserer  Ansicht,  die  von 
den  wichtigsten  praktischen  Consequenzen  ist,  sind  wir  durch  eine 
nealiche  Entscheidung  des   Rheinischen   Appell ations- Gerichtshofes, 
die  von  demselben  Princip  ausgeht,  bestärkt  worden.    Es  handelte 
lieh  nämlich  von  verschiedenen  sehr  zahlreichen  Fruchtsendungen, 
and  auf  den  von  dem  Empfänger  dem  Absender  zugeschobenen  Eid, 
dass  nämlich  jede  einzelne  Sendung  das   facturirte  Gewicht  gehabt 
habe,  wurde  dem  Absender  nur  der  Eid  aufgegeben,  dass  er  nicht 
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anders  wisse ,  als  dass  dies  wirklich  der  Fall  sei.  Der  von  dem 
Richter  angenommene  Grund  war  der ,  dass  die  Absendung  der 
Frucht  kein  persönliches  Factum  des  Absenders  sei,  sondern  durch 
dessen  Leute  besorgt  werde. 

8-  88. 
Dritten  Personen  gegenüber  haftet  die  Direction  persönlich  ia 
der  Regel  gar  nicht,  weil  sie  als  Mandatarin  nicht  sich ,  sondern 
den  Mandanten  d.  h.  die  Gesellschaft  verpflichtet.  Wenn  sie  aber 
über  die  Grenzen  ihres  Auftrages  hinausgeht,  wenn  sie  z.  B.  eine 
Anleihe  macht,  ohne  die  Statuten-  oder  gesetzmässige  Genehmigung 
einzuholen ,  so  wird  die  Gesellschaft  durch  eine  solche  Handlang 
jedenfalls  nur  in  so  weit  gebunden,  als  sie  dadurch  bereichert  wor- 
den ist  (in  rem  versio)  oder  der  Fall  der  juristisch  sogenannten 
nützlichen  Geschäftsführung  (negotiorum  gestio)  vorliegt,  und  es 
bleibt  dem  Dritten  lediglich  überlassen,  seine  Rechte  gegen  die  Per- 
sonen der  Directoren  zu  verfolgen,  wenn  die  Gesellschaft  ihm  nkfct 
genug  thun  will.  Der  §.  20  des  Gesetzes  vom  9.  November  1843 
fährt  einzelne  Fälle  an  und  sagt,  dass  die  Vorsteher  aus  den  von 
ihnen  Namens  der  Gesellschaft  geführten  Geschäften  und  eingegan- 
genen Verbindlichkeiten  für  ihre  Person  Dritten  gegenüber  nur  in 
diesen  Fällen  haften.  Wie  schon  bemerkt,  gilt  das  Gesetz  für  die 
vor  seiner  Emanirung  concessionirten  Gesellschaften  nicht;  für  diese 
bleibt  es  daher  lediglich  bei  den  angedeuteten  allgemeinen  Grund- 
sätzen, wenn  auch  die  in  dem  $.  20  genannten  Fälle  im  Allge- 
meinen allerdings  unter  den  Begriff  der  Ueberschreitung  der  Mtn- 
datsgrenzen  fallen.  Für  die  nach  dem  9.  November  1843  conces- 
sionirten Gesellschaften  gibt  der  Wortlaut  des  Paragraphen,  nament- 
lich der  Ausdruck  „nur*  der  Ansicht  Baum,  als  wenn  andere  als  die 
dort  angegebenen  Zuwiderhandlungen  gegen  das  übernommene  Man- 
dat die  Vorsteher  nicht  persönlich  verantwortlich  machten.  Dtf 
würde  in  der  That  ein  grosser  Uebelstand  sein ,  da  die  angegebe- 
nen Fälle  bei  weitem  nicht  erschöpfend  sind.  Indessen  glauben 
wir  nicht ,  dass  der  Gesetzgeber  die  allgemeinen  civilretbllichea 
Grundsätze  über  die  Verantwortlichkeil  eines  Mandatars  Dritten  ge- 
genüber beschränken  wollte;  er  hat  vielmehr  einfach  nur  diejeni- 
gen Paragraphen  gerade  des  Actiengesetzes  namhaft  machen  wollen, 
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deren  Verletzung  im  Gegensatze  gegen  die  Nichtbeachtung  der  tftbri-* 
gen  Vorschriften  zugleich  als  eine  Mandats- Verletzung  angesehen 
werden  und  deshalb  die  Vorsteher  persönlich  verantwortlich  machen 
soll.  Auch  bei  den  später  concessionirten  Gesellschaften  beschränkt 
sich  daher  die.  Haftbarkeit  der  Vorsteher  nicht  auf  die  besonders 
namhaft  gemachten  Fälle;  sie  tritt  vielmehr  überall  da  ein,  wo 
die  Grenzen  des  Auftrages  überschritten  werden ,  also  bei  jeder 
statutwidrigen  Handlung. 

*   89. 

Den  einzelnen  Actionären  gegenüber  vertritt  die  Direction  die 
Gesellschaft  als  Gesammtheit;  indessen  kann  der  Einzelne  seine  ihm 
statutenmässig  oder  der  Natur  der  Sache  nach  zustehende  Einwir- 
kung auf  die  Verwaltung  und  Leitung  des  Unternehmens  nur  in 
der  Generalversammlung  der  Actionäre  geltend  machen.  Selbst  da, 
wo  er  statutenwidriges  Handeln  Seitens  der  Direclion  behauptet, 
kann  er  in  der  Regel  nur  einen  Beschluss  der  Versammlung  pro- 
vociren.  Er  ist  nur  als  Glied  der  Gesammtheit  Mandant,  und  nur 
der  Gesammtheit  steht  es  zu  ,  Rechenschaft  über  die  Ausführung 
des  Auftrages  zu  fordern.  Die  Generplversammjung  ist  der  Auftrag* 
geber  selbst;  sie  musä  daher  auch  befugt  sein,  Statuten»  und  man- 
datswidriges Handeln  der  Direction  zu  rügen.  Der  Theorie  nach 
ist  sie  auch  ohne  Zweifel  berechtigt,  ihr  der  Direclion  gegebenes 
Mandat  zu  revociren  und  einen  neuen  Vorstand  zu  ernennen  ,  der 
dann  die  eintretenden  Falls  nöthige  Klage  der  Gesammtheit  gegen 
die  alte  Direction  anstellen  kann.  Indessen  ist  hier  doch  ein  Punkt 
zu  bedenken:  die  Statuten  enthalten  nämlich  die  nähern  Bestimmun- 
gen über  den  Modus  der  Wahl  der  Direction,  die  meistens  termin- 
lich und  nur  theilweise  erneuert  wird;  ein  Beschluss,  welcher  den 
ganzen  Vorstand  mit  einem  Male  erneuerte,  würde  daher  eine  Ab- 
änderung der  Statuten  (freilich  nur  für  den  einzelnen  Fall)  invol- 
viren  und  somit  die  Beobachtung  aller  für  solche  Abänderungen 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten ,  also  auch  die  landesherrliche  Ge- 
nehmigung, bedingen. 

Wenn  im  Eingange  des  Paragraphen  gesagt  wurde,  der  Vor- 
stand vertrete  die  Gesellschaft  auch  dem  einzelnen  Acttonär  gegen- 
über, so  ergibt  sich  freilich  aus  der  daran  geschlossenen  Ausffth- 
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rang,  dass  Letzterer  die  Rechte,  welche  ihm  als  Theil  der  Gesamt- 
heit zustehen,  bei  denen  sein  Interesse  mit  demjenigen  der  übrigen 
Theilhaber  Hand  in  Hand  gebt,  nicht  durch  eine  gerichtliche  Klage 
geltend  machen  kann;  es  bleibt  ihm  aber  die  individuelle  Bechts- 
verfolgung  für  die  ihm  persönlich  zustehenden  Ansprüche. 
So  kann  er  z.  B.  unbedenklich  gegen  die  Gesellschaft,  vertreten  durch 
die  Directum,  klagen,  wenn  ihm  auf  seine  Actien  die  Auszahlung 
der  statutenmässig  festgesetzten  Dividende  verweigert  wird;  es  ist 
hier  nur  beiläufig  zu  bemerken,  dass  durch  die  Statuten  derartige 
Klagen  oft  vor  ein  Schiedsgericht  «verwiesen  werden.  Eine  in- 
dividuelle Klage  steht  dem  Actionär  überall  da  zu ,  wo  sein  An- 
spruch nicht  auf  einer  cansa  communis  der  Gesellschaft  beruht 
Dass  aber  das  die  Gesammtheit  berührende  Factum  auch  seine  Aclic 
mit  berührt,  ist  dabei  an  sich  gleichgültig;  so  z.  B.  würde  eine 
Klage  unzulässig  sein ,  die  darauf  gegründet  würde ,  dass  durch 
Statuten-  oder  pflichtwidriges  Handeln  der  Direction  Werth  «ad 
Ertrag  der  Actien  vermindert  worden  sei.  Ueberhaupt  können  Ver- 
letzungen der  Mandatspflichten  Seitens  der  Direction,  abgesehen 
von  den  durch  die  Statuten  dem  Administraljonsrathe  etwa  beige- 
legten Einwirkungen ,  nur  von  der  Generalversammlung  gerügt 
werden;  dagegen  möchte  allerdings  eine  unberechtigte  Ausschlies- 
sung einzelner  Actionäre  von  der  Generalversammlung  dieselben 
zu  der  entsprechenden  individuellen  Klage  berechtigen. 

Mit  den  vorstehend  entwickelten  Grundsätzen  steht  ein  Urlbeil 
des  frühern  Bevisions-  und  Cassationshofes  vom  26  Juni  1843 
(cfr.  Bheinisches  Archiv  Band  35,  2,  73)  im  Einklänge:  Mehrert 
Actionäre  einer  Eisenbahngesellschaft  traten  mit  der  Behauptung 
auf,  nach  den  Statuten  müsse  die  Bahn  an  einer  bestimmten  Stelle 
beginnen,  und  sei  der  Anfang  derselben  willkürlich  an  eine  andere 
Stelle  verlegt;  sie  klagten  daher  gegen  die  Gesellschaft,  repräsen- 
tirt  durch  ihre  Direction,  auf  Ernennung  von  Schiedsrichtern ,  die 
über  folgenden  Antrag  erkennen  sollten:  „dass  die  N.  N.  Eisen- 
bahngesellschaft  zu  verurtheilen  sei,  den  Statuten  gemäss  den  fian 
der  Bahn  bis  zu  deren  bestimmten  Ausgangspunkte  ....  durch- 
zuführen ,  mit  dieser  Arbeit  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  sn 
beginnen,  so  wie  solche  ununterbrochen  fortzusetzen ,  widrigenfalls 
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Kläger  zu  autorisiren  seien,  dies  Alles  auf  Kosten  der  Gesellschaft 
vollfähren  zu  lassen  etc.  etc.*  Der  höchste  Gerichtshof  erklärte 
indessen  in  seinem  erwähnten  Urlheile  die  Klage  für  unstatthaft 
and  zwar  namentlich  ans  dem  Grande,  weil  der  Inhaber  von  Actien 
einer  anonymen  Gesellschaft .  . .  nor  solche  Rechte  gegen  dieselbe 
verfolgen  könne,  welche' ihm  als  Inhaber  der  Actio- persönlich 
gegen  sie,  z.  B.  auf  die  Dividende,  zustehen,  nicht  aber  solche 
GeseHschaftsrechte ,  welche  sich  auf  die  Verwaltung  der  Gesell- 
Schaftsmittel  und  auf  die  richtige  Anwendung  derselben  zur  Er- 
reichung der    Gesellschaftszwecke  beziehen. 

$90. 
Bei  vielen  Privat  -Efeenbahngesellscbaften  ist  als  oberster  Be- 
amter zur  Leitung  der  administrativen  Angelegenheiten  ein  soge- 
nannter Spetiftl-Director  angestellt.  Derselbe  hat  fiir  die  Vollzie- 
hung der  Beschlüsse  der  Directum,  als  deren  ständiger  Commissar 
er  fungirt,  zu  sorgen.  Seine  Dienstobliegenheiten  und  sein  Verhält- 
ms  zur  Directum  und  zu  den  Übrigen  Angestellten  werden  durch 
die  Statuten  der  Gesellschaft,  durch  den  mit  ihm  abgeschlossenen 
Dienstvertrag  und  durch  die  ihm  von  der  Directum  zu  ertheilende 
Instruction  geregelt. 

Uebrigens  gibt  es  keine  allgemein  verbindliche  Vorschriften 
darüber,  durch  welche  Beamten  die  Directionen  der  Privat-Eisen- 
babngesellschaften  die  Verwaltung  besorgen  zu  lassen  haben. 
Nur  in  Beziehung  auf  die  zur  Sicherstellung  des  Betriebes  erfor- 
derlichen Maassregeln  machen  es  sämmtlicbe  Bahnpolizeireglement«, 
die  nach  $.  23  des  Eisenbahngesetzes  von  dem  Handelsminister  für 
die  einzelnen  bahnen  erlassen  werden,  den  Eisenbahn-Directionen  zur 
Pflicht,  einen  besondern  Beamten,  den  „Bctricbs-Direttor",  anzustel- 
len, welchem  unter  seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit  die  Aus- 
fthrung  aller  Maassregeln  zur  Sicherheit  des  Betriebes  obliegt 
Jedoch  lässt  sich  diese  Vorschrift  nicht  so  interpretiren ,  als 
wenn  nicht  auch  einem  Milgliede  der  Direction,  unter  seiner  per- 
sönlichen Verantwortlichkeit,  die  Functionen  eines  Betriebs- Di rectors 
übertragen  werden  könnten,  sofern  dasselbe  die  dazu  erforderliche 
Qoalücation  überhaupt  besitzt. 
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«•  9». 

Die  Angestellten  der  Prnrat-EiienbabBgeMlhcktftei  wer- 
den im  gewöhnlichen  Leben  Eisenbahnbeamte  genannt.  Dieser 
Ausdruck  soll  auch  hier  als  der  populäre  betbehalten  werden,  ob«* 
wohl  er  nur  ein  uneigentlicher  und  ohne  alle  rechtliche  Bedeutung 
ist,  indem  den  bei  den  Privalbahnen  angestellten  Personen  keine 
Beamtenqualität  in  gesetzlichem  Sinne  beiwohnt.  Aus  diesem  Grunde 
steht  beispielsweise  den  Beamten  der  Priyatbahnen  in  Beziehung 
auf  Steuern  und  Communallasten  ein  Anspruch  auf  die  den  mittel- 
baren Staalsdienern  gegebenen  Privilegien  nicht  2u  (vergleiche  im 
Rescript  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  23.  Hai 
1847,  Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1847,  pag.  173  Nro.  227). 

Die  bei  den  Privatbahnen  angestellten  Personen  stehen  zur 
Gesellschaft  lediglich  in  einer  civilrechllichen  Beziehung;  sie  haben 
einen  Dienstvertrag  abgeschlossen,  und  diese  einfache  Auffassaag 
charakterisirt  ihre  ganze  Stellung.  Sie  müssen  diejenigen  Dienste 
leisten ,  welche  ihnen  die  bestehenden  Reglements  ,  denen  sie  sich 
unterworfen  haben,  oder  specielle  Clausein  ihres  Vertrages  aufer- 
legen, oder  welche  der  Natur  der  Sache  nach  geleistet  werden 
müssen,  damit  der  betreffende  Posten  ausgefüllt  werde.  Die  Ange- 
stellten stehen  der  Gesellschaft  gegenüber  in  einem  freien  Kündi* 
gungsverhältniss,  welches,  wenn  es  nicht  durch  den  Dienstvertrag 
geregelt  wäre,  nur  das  ortsgebriueblich  bestehende  sein  könnte. 

Da  der  Eisenbahndienst  eine  ganz  besondere  Pünktlichkeit  in 
der  Ausführung  verlangt,  die  im  Falle  der  Beibehaltung  eines  ge- 
wöhnlichen Dienstverhältnisses  nicht  erreicht  werden  könnte,  so 
muss  sich  die  Directum  durch  den  Dienstvertrag  eine  gewisse  Die* 
ciplinargewalt  und  Entlassungsbefugniss  schaffen.  Gesetzlich  steht 
nichts  im  Wege  ,  dass  ein  Anzustellender  sieb  bei  dem  Vertrage 
allen  möglichen,  nur  nicht  den  guten  Sitten  und  der  öffentlichen 
Ordnung  widerstrebenden  Bedingungen  unterwerfe;  er  kamt  z.  8. 
vertragsmassig  der  Directum  das  Recht  einräumen,  ihn  mit  Ord- 
nungsstrafen zu  belegen  oder  ihn  bei  eintretenden  näher  festen* 
setzenden  Eventualitäten  ohne  Kündigung  zu  entlassen  und  dergl.  mehr. 

Auf  solche  Weise  lässt  sich  allerdings  eine  durchaus  noth- 
wendige  Gewalt  vertragsmässig  begründen;  indessen  bleibt  hier  im«- 
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mar  nor  der  Vertrag,  nicht  das  Verbältniss  von  Vorgesetzten  zu 
Untergebenen  die  Grundlage  derjenigen  Rechte,  welche  einer  Dis- 
oiplinargewalt  faktisch  gleich  kommen.  Es  hat  dies  zur  Folge,  dass 
ein  Privat-Eisenbahabeamter,  wenn  er  glaubt,  dass  ihm  gegenüber 
der  Vertrag  verletzt,  dass  er  z.  B.  gegen  die  Bestimmung  dessel- 
ben entlassen  sei,  bei  dem  Civilgericht  auf  Entschädigung  klagen 
kann.  Die  Anstellung  dieser  Klage,  deren  petilum  sich  natürlich 
immer  in  eine  Schadensforderung  auflöset,  ist  aber  auch  der  ein- 
sige Weg,  welchen  der  Beamte  zur  Verfolgung  seines  Rechts 
gegen  die  Gesellschaft  einschlagen  kann;  in  keiner  Weise  steht  ihm 
etwa  der  Recurs  an  das  Eiseabahn-Commissariat  oder  an  das  Han- 
delsministerium zu,  indem  die  Gesellschaften  in  der  Anstellung  und 
Entlassung  ihrer  Beamten  grundsätzlich  unbeschränkt  sind  und  wegen 
behaupteter  Verletzung  oder  Nicht-Erfüllung  des  durch  den  Dienst- 
vertrag begründeten  cotatr actlichen  Verhältnisses  nur  vor  den  Ci- 
vilgerichten  Recht  zu  nehmen  haben. 

§92. 

Eben  so  wenig  wie  in  der  Vereinbarung  des  Dienstvertrages 
sind  die  Vorstände  der  Gesellschaften,  abgesehen  von  der  beson- 
dern Qualification ,  welche  die  Bahnpolizei  -  Reglements  bei  den 
Bahnpolizei-Beamten  orfordern,  in  der  Auswahl  der  anzustellenden 
Personen  einer  Beschränkung  unterworfen.  Die  einzige  Ausnahme 
indet  sich  in  der  Vorschrift  des  $.  300  des  Strafgesetzbuches, 
nach  welcher  die  Eisenbahn-Direclionen  bei  Vermeidung  einer  Geld- 
strafe von  10—  IjOO  Tblrn.  oder  einer  Gefängnissstrafe  bis  zu  3 
Monaten  einen  durch  gerichtliches  Erkenntniss  zur  Beschäftigung 
int  Eisenbahndienste  für  unfähig  erklärten  Eisenbahnbeamten  nach 
erlangter  Kenntniss  der  Unfähigkeits-Erklärung  nicht  anstellen  dürfen. 

Im  Interesse  der  Angesteliten  findet  sieb  bei  den  meisten,  viel- 
leicht bei  allen  Eisenbahngesellschaften  das  segensreiche  Institut 
einer  Beamten-Untersttitzungscasse,  welche  den  Zweck  hat,  ihnen 
and  ihren  Angehörigen  beim  Eintritt  gewisser  Fälle  eine  Geldbei- 
träge zu  sichern.  In  den  Dienstverträgen  pflegt  den  Angestell- 
ten die  Zahlung  von  Eintrittsgeld  und  Beiträgen  zu  dieser 
Casse   aus  ihren    Gehältern   und   sonstigen  Dienst -Emolumenten 
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rar  Pflicht  gemacht  zu  werden.  Man  hat  hinsichtlich  des  hier  er* 
wähnten  Instituts  die  Frage  aufgeworfen ,  ob  diejenigen  Vertreter 
der  Gesellschaft,  welche  derartige  Verträge  abschliessen  oder  das 
desfalls  aufgestellte  Reglement  handhaben,  ohne  die  Genehmigung 
der  Staatsbehörde  nachzusuchen ,  gegen  den  $.  340  Nro.  6  des 
Strafgesetzbuches*)  und  das  Gesetz  totn  17.  Mai  1853  handeln? 
Die  Frage  ist  von  dem  Ober-Tribunal  durch  ein  Erkenntnis*  vom 
17,  September  1856  in  einem  Falte,  wo  die  Directoren  emer  Ei- 
senbahngesellschaft es  abgelehnt  hatten ,  zur  Fortführung  ihrer  in 
dem  angedeuteten  Sinne  bestehenden  Unterstützungs-Casse  die  Ge- 
nehmigung der  Staatsbehörde  einzuholen,  —  vernein!  worden  m 
folgenden  Gründen: 

„Aus  der  Fassung  des  §  940  Nro.  6  und  seiner  Stellung  ia 
dem  Titel  —  Von  den  üebertretungen  in  Beziehung  auf  die  Sicher- 
heit des  Staates  und  die -öffentliche  Ordnung  —  gehe  hervor,  dm 
unter  den  dort  bezeichneten  Cassen  oder  andern  dergleichen  Ge- 
sellschaften und  Anstalten  nur  solche  selbstständige  Unternehmun- 
gen zu  verstehen  seien,  bei  denen  der  Unternehmer  oder  die  un- 
ternehmende Gesellschaft  dem  Publikum  gegenüber  sich  erbiete, 
gegen  gewisse  Einzahlungen  oder  Beiträge  beim  Eintritte  vorgese- 
hener Eventualitäten  bestimmte  Leistungen  zu  gewähren;  auch  das 
Gesetz  vom  17.  Mai  1853,  betreffend  den  Geschäftsverkehr  der  Ver- 
sicherungsanstalten, habe  nur  derartige  Cassen  und  Anstalten  ha 
Auge  und  insbesondere  solche,  deren  Unternehmer  die  Errichtung 
und  Fortsetzung  solcher  Anstalten  als  ein  Gewerbe  betreiben;  Riebt 
weniger  spreche  die  Entstehungsgeschichte  des  £.  340  Nro.  6  für 
diese  Auffassung,  so  weit  sie  sieh  aus  den  Kammerverhandlungea 


*)  §.    340.     Mit    Geldbasse    bis    zu  50    Thalern  oder    Gefängnis«  bis  n 
6  Wochen  wird  bestraft : 


6)  Wer  ohne  Genehmigung  der  Staatsbeberde  Aussteuer-,  Sterbe-  w*4 
Wittwen-Cassen  oder  andere  dergleichen  Gesellschaften  oder  Anstalt« 
errichtet,  welche  bestimmt  sind,  gegen  Zahlung  eines  EinkaufsgeldtfS  oder 
gegen  Leistung  von  Geldbeiträgen,  beim  Eintritt  gewisser  Bedingungen 
oder  Termine,  Zahlungen  an  Capital  oder  Beute  an  lehrten. 
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eatnehaen  lasse ,  nach  welchen  der  £.  340  Nro.  6  den  $.  250 
Theil  11  Tii.  20  des  Aligemeinen  Landrechls  •)  ersetzen  sollte,  und 
nach  welchen  die  Absicht  des  Gesetzgebers  hauptsächlich  dahin  ge- 
gangen sei,  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung 
durch  Ueberwachung  der  Zuverlässigkeit  der  Unternehmer,  so  wie 
der  Anstalten  selbst,  das  Publikum  g6gen  beabsichtigte  oder  bei 
genauer  Kenntnis*  der  Sachlage  vorauszusehende  Nachtheile  zu 
schützen;  daher  sei  die  Unterstützungs-Casse  einer  Gesellschaft, 
welche  ohne  Gewinn  für  letztere  nur  die  Bestimmung  habe,  den 
Beamten  der  Gesellschaft  (mit  Ausschluss  aller  übrigen  Personen) 
eintretenden  Falls  Unterstützungen  zu  gewähren  ,  auch  dann  nicht 
als  eine  auf  das  Publikum  berechnete  öffentliche  Versicherungsan- 
stalt, wie  sie  durch  $.  340  Nro.  6  und  das  Gesetz  vom  17.  Mai 
1853  vorausgesetzt  werde,  zu  betrachten,  wenn  sie  auch  zum  Theil 
durch  dtensl-contractliche  Einzahlungen  respective  Gehaltsabzüge 
unterhalten  werde;  vielmehr  charakterisire  sich  die  ganze  Einrich- 
tung als  ein  integrirender  Theil  des  zwischen  der  Gesellschaft  und 
ihren  Beamten  contractlich  vereinbarten  Dienst miethverhältnisses; 
der  freien  Vereinbarung  hinsichtlich  dieses  Verhältnisses  setze  der 
$.  340  Nro.  6  und  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1853  weder  dem 
Wortlaute  nach  noch  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  eine 
Schranke;  übrigens  körnte  auch  von  einem  gezwungenen  Beitragt; 
der  Beamten  zu  der  fraglichen  Casse  keine  Rede  sein ,  da  das 
Dienstverfaältniss  zwischen  denselben  und  der  Gesellschaft  auf  freier 
contradlicher  Vereinbarung  beruhe;  endlith  komme  es  nicht  darauf 
an,  ob  die  Gesellschaft,  indem  sie  den  Bettritt  zur  Casse  stipulire, 
einen  bedeutenden  Einfluss  auf  ihre  Angestellten  gewinne,    da  es 


*)  Allgemeines  Landrecht  Theil  II,  Tit.  20  §.  250.  Wer  öffentliche 
Aussteuer-,  Wittwen-  oder  Sterbe-Cassen  ohne  ausdrückliche  Genehmi- 
gung des  Staats  errichtet,  der  soll  den  Interessenten  ihre  Einsätze  zu- 
rückgeben, and  den  doppelten  Betrag  des  an  Besoldung,  Provision  oder 
sonst  gezogenen  Vortheils  an  die  Armen-Gasse  des  Orts  bezahlen.  §.  251. 
Ist  dergleichen  Anstalt  vorsätzlich  zum  Nachtheile  oder  zur  Berückung 
einfältiger  Leute  errichtet  worden :  so  soll  der  Stifter ,  ausser  vorstehen- 
der Strafe,  als  ein  Betrüger  öffentlich  ausgestellt  und  auf  6  Monate  bis 
2  Jahre  zur  Festimg  oder  in'g  Zuchthaus  gebracht  werden. 
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ihr  in  jeder  Hinsicht  unbenommen  «ei,  sieh  durch  entsprechende  Zu- 
sicherungen eine  Garantie  für  die  Zuverlässigkeit  ihrer  Beamten 
zu  verschaffen.*  % 

§.    93. 

Es  existirt  ausser  dem  Allerhöchsten  Erlass  vom  30.  Novem- 
ber 1853  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1854  pag.  2)  keine  Vorschrift, 
welche  eine  Uniform irung  der  Privat  -  Eisenbahnbeamten  zum 
Gegenstand  hat.     Dieser  Erlass  besagt: 

„dass   die   Königl.  Eisenbahnbeamten  auf  den  Dienstmützen 
„über  der  kleinen  Cocarde  ein  geflügeltes  Rad  mit  der  Krone 
„darüber,  die  Privat-Eisenbahnbeamten  dasselbe  ge- 
bügelte Rad,  jedoch  ohne  Krone,  zu  tragen  haben." 
Als  Grund  dieser  Bestimmung  wird   angegeben:    „damit  die 
Militär-Mannschaft   (Meiere    und   uniformirte   Eisenbahnbeamte  mit 
Sicherheit  unterscheiden  könne,   namentlich  wenn  letztere  den  Pa- 
letot tragen." 

In  dem  erwähnten  Erlass  wird,  wie  man  sieht,  die  Uniformi- 
rung  vorausgesetzt ,  welche  für  manche  Kategorieen  der  Be- 
amten im  eigenen  Interesse  der  Gesellschaft  wünschenswert  sein 
mag;  dazu  kommt,  dass  alle  Bahnpolizei-Reglements  die  Bestim- 
mung enthalten,  dass  die  Bahnpolizei-Beamten  bei  Ausübung 
ihres  Dienstes  das  von  der  Eisenbahn  Verwaltung  (Direction)  zu  be- 
stimmende Dienstabzeichen  tragen  müssen.  Indessen  glauben  wir, 
dass  nur  bei  den  Bahnpolizei-Beamten  eine  Pflicht  der  Gesellschaft, 
dieselben  zu  uniformiren,  angenommen  werden  kann;  denn  nur  bei 
dieser  besondern  Classe  von  Beamten  verlangt  das  polizeiliche  In- 
teresse, dass  sie  dem  Publikum  erkennbare  äussere  Abzeichen  tra- 
gen. Bei  allen  andern  Beamten  steht  es  lediglich  in  der  Willkür 
der  Gesellschaften  ,  ob  sie  eine  Unifornurung  vorschreiben  wol- 
len oder  nicht. 

*    M- 

Die  Bahnpolizei-Beamten  stehen  im  Allgemeinen  zu 
der  Gesellschaft  in  demselben  Bechtsverhältniss  wie  die  übrigen 
Beamten,  und  auch  bei  ihnen  tritt  eine  Besonderheit  nur  in  so  fern 
ein,  als  sie  zur  Ausübung  polizeilicher  Functionen  berufen  sind. 
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Darüber,  welche  Beamten  ab  Bahnpolizei  -  Beamte  zu  betrach- 
ten seien,  gibt  es  keine  allgemeine  gesetzliche  Vorschrift;  es  liegt 
aber  unleugbar  in  der  Befugniss  des  Handelsmirfisters ,  in  dem 
fär  jede  einzelne  Eisenbahn  erlassenen  oder  zu  erlassenden 
Bahnpolizei- Reglement,  dem  natürlich  auch  Nachträge  beigefügt 
werden  können,  diejenigen  Beamten  zu  bezeichnen,  welche  zur 
Ausübung  der  Bahnpolizei  berufen  sein  sollen.  Dies  ist  auch  in 
allen  Reglements  geschehen,  welche  übereinstimmend 

den  Betriebs- Director, 

die  Bahnmeister, 

die  Bahnwärter  und  ihre  Gehülfen, 

die  Bahnhof- Inspectoren, 

die  Bahnhof-Aufseher, 

die  Weichensteller, 

die  Zugführer, 

die  Packmeister  und  Schaffner 
als  Bahnpolizei-Beamte  aufführen. 

In  einigen  Reglements  werden  noch  hinzugefügt :  die  Betriebs« 
Inspectoren  (wo  dergleichen  existiren),  die  Nachtwächter  und 
die  Portiers.  —  So  erwächst  die  Frage :  ob  im  Allgemeinen  auch 
alle  diejenigen  Beamten  ,  welche  in  den  Bahnpolizei -Reglements 
nicht  speciell  bezeichnet  sind,  aber  dem  Publikum  gegenüber  für  die 
Sicherheit  und  Aufrechthaltung  der  Ordnung  zu  sorgen  haben,  als 
Bahnpolizei-Beamte  betrachtet  werden  dürfen?  Wir  glauben,  dass 
die  Frage  zu  verneinen  ist.  Denn  wenn  der  §.  23  des  Gesetzes 
vom  3.  Nov.  1838  sagt :  rDie  Handhabung  der  Bahnpolizei  wird, 
»nach  einem  darüber  von  dem  Handclsminister  zu  erlassenden  Re- 
»glement,  der  Gesellschaft  übertragen",  so  scheint  es  klar  zu  sein, 
dass  die  Gesellschaft,  welche  die  Bahnpolizei  nicht  selbst,  sondern 
nur  durch  ihre  Beamten  ausüben  kann,  sich  hierbei  innerhalb  der 
durch  das  Reglement  gesteckten  Grenzen  bewegen  muss,  und  nur 
durch  solche  Beamten  polizeiliche  Functionen  ausüben  lassen  darf, 
welche  von  dem  Handelsrnihister  dazu  bezeichnet  sind.  Eine  Beam- 
tenqualilai  kann  nur  durch  das  Gesetz  respective  durch  diejenigen 
Behörden  verliehen  werden,  welche  das  Gesetz  dazu  berufen  hat, 
\md  da  das  Gesetz  keine  allgemeine  Bezeichnung  enthält ,  so  muss 
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in  dieser  Beziehung  Alles  der  Special-  Entscheidung  des  Handelf- 
Ministers  unterliegen.  Ergibt  sich  also  die  Notwendigkeit,  noch 
andern  Beamtenkategorieen  polizeiliche  Functionen  zu  übertragen, 
so  wird  nur  durch  eine  Verfügung  des  Handelsministers  abgehol- 
fen werden  können. 

§    95. 

Hinsichtlich  der  Anstellung  der  Bahnpolizei-Beamten  sind  die 
Gesellschaften  grundsätzlich  frei;  sie  können  wählen,  wen  sie  wol- 
len, und  sind  namentlich  nicht  verbunden ,  auf  diejenigen  Personen 
vorzugsweise  zu  reflectiren,  welche  durch  mehrjährige  Militärdienste 
gegen  den  Staat  einen  Anspruch  auf  Civilversorgung  erhalten  ha- 
ben. Indessen  steht  es  dem  Handelsminister  unzweifelhaft  zu ,  die 
Erfordernisse,  welche  jeder  anzustellende  Bahnpolizei-Beamte  haben 
muss,  festzusetzen,  wie  dies  auch  in  den  Bahnpolizei-Reglements  ge- 
schieht. Gewöhnlich  werden  Grossjäh rigkeit ,  unbescholtener  Ruf, 
Schreibens-Erfahrenheit  und  mit  einem  allgemeinen  Ausdruck  die 
„sonst  zu  ihrem  besondern  Dienst  erforderlichen  Eigenschaften4  ver- 
langt. Entsteht  Zweifel  darüber,  ob  ein  Individuum  die  erforderli- 
ehen Eigenschaften  besitze,  um  mit  bahnpolizeilichen  Functionen  be- 
traut zu  werden,  so  wird  allerdings  die  Behörde  d.  h.  der  Han- 
delsminister die  Entscheidung  haben;  indessen  kann  sich  diese  ad- 
ministrative Entscheidung  nur  auf  das  Recht  zur  Ausübung  bahn- 
polizeilicher Functionen. beziehen,  indem  im  Uebrigen  die  Gesell- 
schaft bei  sich  anstellen  kann,  wen  sie  will. 

Eine  besondere  gesetzliche  Bestimmung,  dass  die  Bahnpo- 
lizei-Beamten der  Privalbfrimen  vereidet  werden  sollen,  gibt  es  zwar 
nicht;  indessen  möchte  doch  wegen  des  in  Preussen  allgemein 
herrschenden  Grundsatzes,  dass  ein  Beamter  nur  nach  geschehener 
Vereidung  in  Function  treten  kann,  in  Beziehung  auf  die  amtlichen 
Befugnisse  der  genannten  Personen  die  Vereidung  durchaus  nötbif 
sein,  damit  ihren  Handlungen  ein  polizeilicher  Charakter  beigelegt 
werden  dürfe.  In  der  That  bestimmen  auch  die  einzelnen  Bahn- 
polizei-Reglements, dass  diese  Beamten  erst  nach  geschehener  Ver- 
eidung dem  Publikum  gegenüber  in  die  Rechte  öffentlicher  Polizei- 
beamten treten  sollen*    Zur  Abnahme  des  Eides  wird  die  Polizei- 
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beWrde  (der  Krefa-Landraih) ,  im  Bezirke  des  Rheinischen  Appel- 
lations-Gerichtshofes aber  der  betreffende  Friedensrichter  designirt. 
Ueber  die  Eidesformel  ist  am  8.  Juni  1846  ein  Re- 
skript des  Finanzministeriums*}  und  des  Ministeriums 
des  Innern  (>ergl.  Min.  ~  Blatt  d.  iniu  Verw.  1846,  pag.  125 
Nro.  195) ,  an  den  Oberpräsidenten  der  Provinz  Schlesien  in  fol- 
gender Weise  erlassen  worden: 

Ew.  Hochwohlgeboren  lassen  wir  die  beiliegenden  Verfügungen  an  die 
KgL  Regierungen  zu  Breslau  und  zu  Oppeln,  die  Vereidang  der  Bahnpoli- 
zeibeamten betreffend,  zur  gefälligen  Aushändigung  mit  dem  ergebenen  Er- 
suchen zugehen,  darnach  die  Königl.  Regierang  zu  Liegnitz  gleichmässig  mit 
Anweisung  gefalligst   versehen  zu  wollen. 

Ailage  A. 

Auf  den  Bericht  der  Kgl.  Regierung  zu  Oppeln  vom  27.  April  (der  Kgl.  Re- 
gierung zu  Breslau  vom  21.  April)  d.  Js.,  clie  Vereidung  der  Eisenbahnpolizei- 
Beamten  betreffend,  eröffnen  wir  der  Königl.  Regierung,  dass,  wenn  gleich  die 
gedachten  Beamten  zu  den  mittelbaren  Staatsdienern  nicht  gerechnet  werden 
können,  wie  in  dem  (von  der  Königl.  Regierung  zu  Oppeln)  allegirten  Schrei- 
ben vom  16.  November  1839  ausgeführt  worden,  doch  gegen  die  von  demDi- 
rectorium  der  Oberschlesischen  Eisenbahngesellschaft  vorgeschlagene  (in  der 
anliegenden  Fassung  aufgestellte)  Formel  (Anlage  B.)  zur  Vereidung  derselben 
nichts  Wesentliches  zu  erinnern  ist. 

Im  Uebrigen  kann  die  Vereidung  der  Eisenbahnbeamten  und  zwar  aller 
derjenigen ,  welche  mit  polizeilichen  Functionen  betraut  werden  und  zu  dem 
Ende  Uniform  oder  ein  Dienstabzeichen  tragen ,  nach  der  gedachten  Formel 
stattfinden. 

Anlage  B. 

Ich  N.  N.  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden,  dass 
nachdem  ich  zum  ...  an  der  N.  N. sehen  Eisenbahn  bestellt  worden,  Seiner 
Königl.  Majestät  vonPreussen,  meinem  Allergnädigsten  Herrn,  ich  unterthänig, 
treu  und  gehorsam  sein  und  alle  mir  vermöge  meines  Amts  obliegenden  Pflich- 
ten nach  meinem  besten  Wissen  und  Gewissen  genau  erfüllen  und  meinen 
Vorgesetzten  willig'  Folge  leisten  will,  so  wahr  mir  Gott  helfe  etc.  etc. 


*)  Unsern  Lesern  ist  erinnerlich,  dass  erst  durch  die  Cabinetsordre  vom  17. 
April  1848  das  Handelsministerium   die   oberste    Central-Behörde 
m  Eisenbahnangelegenheiten  geworden  ist. 
Eisenbahnrecbt  IL  3 
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Nachdem  Preussen  in  die  Reihe  der  constitutionellen  Staaten  ein- 
getreten ist,  möchte  in  die  Eidesformel  auch  die  Verpflichtung  auf  die 
Verfassung  aufzunehmen  sein,  um  den  entstehenden  Zweifel,  ob  in 
Ermangelung  einer  solchen  Verpflichtung  dem  Betreffenden  die  Qualität 
eines  öffentlichen  Polizeibeamten  zustehe ,  zu  begegnen.  *) 

Hinsichtlich  der  Stempelpflichtigkeit  der  Vereidungsprotokolle 
entscheidet  das  Rescript  des  Finanzministeriums  vom  4. 
Juli  1846  an  die  Direction  der  Niederschlesisch- Märkischen  Ei- 
senbahngesellschaft (vgl.  Min. -Blatt  d.  inn.  Verw.  1846  pag.  136 
Nro.  196): 

Was  für  die  Bestallungen  unbesoldeter  Beamten  im  Tarife  zum  Stempel- 
gesetze vom  7.  März  18H2  vorgeschrieben  und  aucli  auf  die  Verpflichtung»- 
Protokolle  unbesoldeter  Beamten  analoge  Anwendung  gefunden  hat,  kann,  wie 
der  Direction  der  Niederschlesisch-Märkischen  Eisenbahngesellschaft  auf  die 
Vorstellung  vom  20.  März  dieses  Jahres  erwiedert  wird,  bei  den  Bahnpolizei- 
Beamten  der  Eisenbahngesellschaften  nicht  Platz  greifen ,  weil  bereits  ander- 
weit anerkannt  worden  ist ,  dass  die  letzteren  Beamten  auch  nicht  für  mittel- 
bare Staatsbeamten  anzusehen  sind,  und  die  Stempelfreiheit  der  Bestallungen 
und  Verpflichtungsprotokolle,  sich  überall  nur  auf  Staatsbeamte  bezieht,  in  so 
fem  sie  für  ihr  Amt  keine  Besoldung  zu  beziehen  haben.  Die  Verpflichtungs- 
protokolle der  Beamten  der  Eisenbahngesellschaften  als  Bahnpolizei-Beamten 
sind  vielmehr  jiach  der  Stempeltarif-Position .', Protokolle"  zu  beurtheilen  und 
darnach  mit  15  Sgr.  stempelpflichtig ,  wobei  um  so  mehr  stehen  geblieben 
werden  muss ,  als  nicht  anerkannt  werden  kann ,  dass  die  Vereidung  dieser 
Beamten  lediglich  im  Öffentlichen  Interesse  des  Staats  erforderlich  sein  sollte; 
sie  erfolgt  vielmehr  recht  eigentlich  auch  im  Interesse  des  Instituts  der  Eisen- 
bahn-Unternehmung. 

Wollte  man  aber  auch,  w^s  bisher  nicht  geschehen  ist,  annehmen,  dass 
die  Beamten  der  Eisenbahngesellschaften  zu  den  mittelbaren  Staatsbeamten  ge- 
hören ,  so  würde  auch  alsdann  die  Stempelfreiheit  ihrer  Verpflichtungsproto- 
kolle nicht  nachgelassen  werden  können,  indem,  nach  der  oben  angezogenen 
Tarif-Position,  nur  unbesoldete  Beamtete  in  dieser  Beziehung  Stempelfreiheit 
zu  geniessen  haben,  die  Eisenbahnbeamten  aber  besoldet  sind,  wobei  es  in  der 
Natur  der  Sache  liegt,  dass  diese  Besoldung,  wie  überall  bei  mittelbaren  Staats- 
beamten, nicht  vom  Staate,  sondern  aus  andern  Fonds  erfolgt. 


*)  Von  einer  Vereidung   der   übrigen   Privat  -  Eisenbahnbeamten  kann  natür- 
lich nicht  die  Bede  sein. 
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Diese  Entscheidung  entspricht  vollständig  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung, indem  die  Bahnpolizei-Beamten  jedenfalls  nicht  zu  der 
Classe  unbesoldeter  Beamten  gehören,  möge  man  sie  nun  als 
mittelbare  Staatsdiener  betrachten  wollen  oder  nicht.  Zwar  erhalten 
sie  nicht  gerade  für  die  Ausübung  polizeilicher  Functionen  eine 
Vergütung,  sondern  vielmehr  für  ihre  Dienste,  welche  sie  der  Ei- 
senbahngesellschaft leisten;  aber  es  scheint  lediglich  auf  die  That- 
sache  der  Besoldung  oder  Nichtbesoldung  anzukommen ,  also  auf 
die  Qualität  des  betreffenden  Beamten,  indem  es  nämlich  als  unbil- 
lig betrachtet  wird ,  dass  Jemand  für  ein  Amt ,  welches  er  ohne 
Vergütung  übernimmt,  noch  Bestallungs-  und  Vereidungskosten  be- 
zahlen soll;  hiernach  fällt  bei  Beamten,  die  überhaupt  eine  Besol- 
dung erhalten,  diese  Rücksicht  weg. 

§.   96. 

Der  Umfang  der  Befugnisse  der  Bahnpolizei-Beamten  ist  inner- 
halb ihrer  Amtswirksamkeit  derselbe  wie  bei  den  Polizeibeamten 
überhaupt.  -Sie  sind  daher  auch  im  Allgemeinen  zum  Waffentragen 
belügt,  vorbehaltlich  der  nähern  Bestimmungen  durch  die  vorge- 
setzte Behörde.     Vgl.  auch  folgende  Rescripte: 

Bescript  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen 
vom  2  0.  September  1843  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1843,  pag.  296 
Nro.  390)  an  den  Oberpräsidenten  der  Provinz  Brandenburg.  Auf  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren  Bericht  vom  28.  August  c.  finden  wir  nichts  dagegen  zu  erin- 
nern, dass  sowohl  den  Bahnwärtern  auf  der  Berlin- Anhalt'schen  Eisenbahn 
das  Tragen  von  Seitengewehren ,  als  auch  den  Bahnwärtern  die  Führung  von 
Spiessen  während  der  nächtlichen  Bewachung  gestattet  werde. 

Rescript  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen 
vom  7.  Februar  1846  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1846,  pag.  75  Nro.  109) 
....  genehmigen  wir  hiermit,  dass  die  mit  der  Nachtwache  beauftragten  Ei- 
senbahnwärter und  Bahnhofwächter  Spiesse  tragen  dürfen. 

Indem  die  Bahnpolizei -Reglements  die  polizeilichen  Vorschrif- 
ten enthalten  und  die  Strafe  für  die  Contraventionen  (jedoch  als  gesetz- 
lich zulässiges  Maximum  eine  Geldstrafe  bis  zu  50  Thlr.  oder  eine 
Gefangnissstrafe  bis  zu  6  Wochen)  festsetzen,  ertheilen  sie  zu- 
gleich den  Bahnpolizei-Beamten  das  Recht ,  jeden,  Contraverrienten, 
sofern  er  unbekannt  ist  und  sich  über  seine  Person  nicht  auszu- 

3* 
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weisen  vermag,  falls  er  nicht  eine  Caution  hinterlegt,  deren  Höhe 
das  Maximum  der  Strafe  (also  50  Thlr.)  nicht  übersteigen  darf, 
zu  verhaften.  Da  jedoch  die  polizeiliche  Befugniss  der  betreffen- 
den Beamten  eine  örtlich  beschränkte,  nur  auf  die  Bahn  nebst 
Accessorien  sich  beziehende  ist,  so  darf  auch  ihre  Action  nicht 
länger  als  unumgänglich  nöthig  dauern,  und  es  müssen  daher  ver- 
haftete Personen  sofort  der  Polizeibehörde  des  nächsten  Ortes  ab- 
geliefert werden.  Ueber  das  Verfahren4  bei  der  Verhaftung  enthal- 
ten manche  Bahnpolizei-Reglements  folgende  gleichlautende  Bestim- 
mung: »Im  Falle  einer  Arrestation  ist  den  Bahnpolizei-Beamten 
„gestattet,  die  arretirten  Personen  durch  Mannschaften  aus  dem, 
„auf  der  Bisenbahn  befindlichen  Arbeits-Personal  in  Bewachung  nek- 
„men  und  an  den  Bestimmungsort  *)  abliefern  zu  lassen.  In  die- 
„sem  Falle  hat  der  Bahnpolizei-Beamte  einen  mit  seinem  Namen 
„und  seiner  Dienstqualität  bezeichneten  Arretirungsschein  mitzuge- 
ben, welcher  vorläufig  die  Stelle  der  aufzunehmenden  Contraven- 
„tionsverhandlung  vertritt,  die  jedenfalls  innerhalb  24  Stunden  nach 
»der  Constalirung  einer  Contravention  an  die  competente  Polizei- 
„behörde  eingesandt  werden  muss." 

Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  Verhaftung  immer  nur  im 
bahnpolizeilichen  und  niemals  im  privatrechtlichen  Interesse  der 
Gesellschaft  erfolgen  darf. 

Bei  manchen  Eisenbahnen  findet  sich  in  den  Betriebs- 
Reglements  die  Bestimmung,  dass  derjenige,  welcher  ohne  Bittet 
auf  dem  Zuge  betroffen  wird,  ein  Billet  zu  erhöhtem  Preise  nach- 
lösen muss.  Wir  glauben  nun  zwar,  dass  Jeder,  welcher  den  Zog 
besteigt,  dadurch  den  Quasi  -  Contract  abschliesst,  diejenige  Summe 
zu  zahlen,  welche  das  betreffende  Reglement  für  eine  so  und  so 
geartete  Benutzung  des  Zuges,  sei  es  auch  unter  Hinzufiigung  ei- 
ner Strafe  (die  aber  wesentlich  nur  als  Conventionalstrafe  zu  be- 
trachten ist} ,  festsetzt;  wir  zweifeln  daher  auch  nicht  daran,  dass 
das  Civilgericht  auf  Klage  der  Eisenbahngesellschaft  die  ohne  Bil- 
let betroffene  Person  zur  Zahlung  des  erhöhten  Fahrgeldes  verur- 
theilen  würde  t  aber  hier  handelt  es  sich  hur  von  einem  oivilrecht- 

*)  Nämlich  an  die  nächste  Polizeibehörde. 
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Heben  Anspruch,  und  wenn  nun  Jemand  sich  weigerte,  das  Straf- 
bület  zu  lösen,  so  würde  der  Zugführer  ihn  zwar  sofort  aassetzen 
lassen  können ,  aber  die  Vornahme  einer  Verhaftung  wegen  ver- 
weigerter Zahlung  würde  ungesetzlich  sein.  Eben  so  würde  es  sich 
verhalten,  wenn  Jemand  z.  B.  aus  Versehen  eine  Fensterscheibe 
oder  einen  sonstigen  Gegenstand  zerbräche  und  die  Bezahlung  ver- 
weigerte. Auch  dieser  Fall  entzieht  sich  gänzlich  der  polizeilichen 
Aclion. 

Nur  in  Beziehung  auf  die  Bahnpolizei,  also  für  den  Fall 
einer  Bahnpolizej-Contravention  sind  die  betreffenden  Beamten  als 
Polizeibeamte  zu  betrachten;  mithin  stehen  ihnen  die  sonstigen 
Arretirungs-Befugnisse  der  Polizeibehörden  nicht  zu.  Sie  dürfen 
z.  B.  nicht  wie  letztere  (cfr.  §.  6  des  Gesetzes  vom  12.  Februar 
1850)  Personen  in  Verwahrung  nehmen,  wenn  der  eigene  Schutz 
dieser  Personen  oder  die  Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sittlich- 
keit, Sicherheit  und  Ruhe  es  erfordert,  aber  keine  eigentliche  Bahn- 
polizei-Contravention vorliegt,  sondern  in  derartigen  Fällen  be- 
schränkt sich  ihre  Befugniss  auf  das  Recht,  solche  Personen  von 
der  Bahn  etc.  zu  entfernen.  Dagegen  sind  sie  verpflichtet,  andern 
Polizeibehörden  auf  Requisition  stets  Beistand  zu  leisten ,  natürlich 
sofern  ihre  sonstigen  Dienstobliegenheiten  dies  gestatten,  und  wenn 
sie  dies  thun,  so  sirid  sie  auch  in  dieser  Beziehung  fungirende  Po- 
lizeibeamte. So  z.  B.  haben  sie  an  und  für  sich  niemals  um  die 
Pass-Legitimation  der  Reisenden  sich  zu  bekümmern;  werden  sie  aber 
ausdrücklich  requirirt,  so  müssen  sie  bei  der  Verhaftung  durch  die 
Polizeibehörde  hülfreiche  Hand  leisten. 

Die  Amtswirksamkeit  der  Bahnpolizei -Beamten  erstreckt  sich 
(abgesehen  natürlich  von  etwaigen  besondern  Restrictionen  durch 
das  betreffende  Reglement)  auf  die  ganze  Bahn  nebst  Accessorien, 
so  weit  sie  nur  ihre  dienstlichen  Functionen  vornehmen ,  wie  auch 
ausserhalb  der  Bahn  und  ihrer  Anlagen,  so  weit  die  Handhabung 
der  für  die  Bahn  und  ihren  Betrieb  erlassenen  polizeilichen  Verord- 
nungen dies  erfordert. 

In  allen  Fällen , « wo  die  Bahnpolizei-Beamten  nicht  entweder 
gegen  Bahnpolizei-Contraventionen  einzuschreiten  oder  auf  Requi- 
sition einer  andern  Polizeibehörde  Assistenz  zu  leisten  haben,  sind 
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sie  als  Privatpersonen  zu  betrachten.  Dies  ist  selbst  dann 
richtig,  wenn  Verbrechen  oder  Vergehen  begangen  werden ;  indes- 
sen folgt  daraus  nicht  etwa,  dass  sie  nicht  berechtigt  wären,  z.  B. 
einen  Dieb,  der  mit  Eisenbahn-Effekten  fortliefe,  oder  denjenigen, 
der  einen  Mitreisenden  misshandelte,  festzunehmen,  da  nach  §.  3 
alinea  2  des  Gesetzes  vom  12.  Februar  1850  überhaupt  jede  Pri- 
vatperson befugt  ist,  denjenigen,  welcher  bei  Ausführung  einer  straf- 
baren Handlung  oder  gleich  nach  derselben  betroffen  oder  verfolgt 
wird,  in  drei  Fällen  zu  ergreifen,  nämlich  wenn  :  1 )  der  Thäler 
flieht,  2)  der  Flucht  dringend  verdächtig  ist,  3)  Grund  zu  der  Be- 
sorgniss  vorliegt,  dass  die  Identität  der  Person  sonst  nicht  festzu- 
stellen sein  werde;  es  muss  dann  nur  der  Ergriffene  sofort  der 
Polizeibehörde  oder  einer  Wachtmannschaft  Behufs  Bestimmung  über 
die  vorläufige  Festnahme  zugeführt  werden. 

§•    97. 

Die  Bahnpolizei-Beamten  können,  abgesehen  von  ihrer  dienst- 
lichen Verantwortlichkeit,  nicht  nur  wegen  jeder  Verletzung  eines 
bestimmten  Strafgesetzes,  z.  B.  wegen  ungerechtfertigter  Verhaftung, 
sondern  auch  wegen  eines  jeden  Schadens,  den  sie  durch  Ueber- 
schreitung  ihrer  Amtsbefugnisse  zufügen ,  vor  den  Gerichten  be- 
langt werden.  Zwar  ist  das  Gesetz  vom  24.  September  1848,  wel- 
ches in  seinem  §.  9  bestimmte,  dass  zu  keiner  gerichtlichen  Ver- 
folgung die  vorgängige  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörde 
eingeholt  zu  werden  brauche ,  aufgehoben.  Nichts  desto  weni- 
ger ist  das  Fortbestehen  des  Grundsatzes  durch  die  spälere 
Gesetzgebung  indirect  anerkannt  worden,  aber  mit  einer  er- 
heblichen Hodification  ,  indem  nunmehr  die  vorgesetzte  Admi- 
nistrativbehörde den  sogenannten  Conflict  erheben,  d.  h.  mit  der 
Behauptung  auftreten  kann ,  die  betreffende  Handlung  des  verfolg- 
ten Beamten  stelle  keine  solche  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefug- 
nisse dar,   die  sich  zur  gerichtlichen  Cognition  eigene. 

Das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854  verfügt  hierüber 
in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Paragraphen  wie  folgt: 

§.  1.  Wenn  gegen  einen  Civil-  oder  Militärbeamten  wegen  einer  in 
Ausübung  oder  in  Veranlassung   der  Ausübung   seines  Amtes  vorgenommenen 
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Handlang  oder  wegen  Unterlassung  einer  Amtshandlung  eine  gerichtliche  Ver- 
folgung im  Wege  des  Civil-  oder  Strafprocesses  eingeleitet  worden  ist,  so  steht 
der  vorgesetzten  Provinzial-  oder  CentralbehÖrde  des  Beamten,  falls  sie  glaubt, 
dass  demselben  eine  zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignete  Uebersch reitung 
seiner  Amtsbefugnisse  oder  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung 
nicht  zur  Last  fallt,  die  Befugniss  zu,  den  Confliet  zu  erheben.  Auf  einen 
solchen  Confliet  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  8r  April  1847  *) 
(Gesetzsammlung  1847,  Seite  170)  Anwendung. 

§.  2.  Erachtet  der  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competenzconflicte 
vor  Fällung  seines  Urtheils  noch  thatsächliche  Ermittelungen  für  erforderlich, 
so  ist  er  befugt,  solche  durch  die  Verwaltungs-  oder  durch  die  Gerichtsbe- 
hörden zu  veranlassen,  insbesondere  die  Fortsetzung  der  gerichtlichen  Instruc- 
tion oder  Untersuchung  bis  zu  einem  bestimmten  Ziele  anzuordnen. 

Ueber  das  Ergebniss  dieser  Ermittelungen  sind  vor  Fällung  des  Urtheils 
die  in  der  Sache  betheiligten  Privatparteien  zu  hören.  Denselben  ist  zu  die- 
sem Zwecke  zu  eröffnen ,  dass  ihnen  freistehe ,  sich  über  die  Verhandlungen, 
deren  Einsicht  ihnen  bei  dem  Gerichte,  bei  welchem  die  Verfolgung  eingeleitet 
ist,  gestattet  werde,  binnen  einer  Präclusivfrist  von  vier  Wochen  zu  erklären. 
Im.Uebrigen  kommen  auch  hierbei  die  Bestimmungen  der  §§.  5  ff.  des  ^Ge- 
setzes vom  8.  April  1847  zur  Anwendung. 

§.  3.  Befindet  der  Gerichtshof  (§.  2),  dass  dem  Beamten  eine  zur  ge- 
richtlichen Verfolgung  geeignete  Uebersch  reitung  seiner  Aratsbefugnisse  oder 
Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  nicht  zur  Last  fällt,  so  ent- 
scheidet er,  dass  der  Rechtsweg  gegen  deu  Beamten  unzulässig  sei,  im  entge- 
gengesetzten Falle  aber,  dass  derselbe  zulässig  sei.  —  Ein  Urtheil  der  letz- 
tem Art  präjudicirt  weder  dem  Beamten  in  seiner  weiteren  Vertheidigung  vor 
dem  Gerichte,  noch  dem  Gerichte  in  seiner  rechtlichen  Entscheidung  der  Sache. 

§.  4.  Vorstehende  Bestimmungen  sind  auch  anwendbar ,  wenn  eine  ge- 
richtliche Verfolgung    wegen    Amtshandlungen    (§.   1)    gegen    einen   aus    dem 


*)  Das  Gesetz  vom  8.  April  1847  setzt  in  seinem  §.  1  den  sogenannten 
3  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competenzconflicte u  in  Berlin  ein. 
Derselbe  soll  bestehen  aus  dem  Präsidenten  des  Staats raths,  dem  Staats- 
secret&r  und  9  andern  Mitgliedern  des  Staatsrates  (5  Justiz-  und  4  Ver- 
waltungsbeamten) und  die  sich  zwischen  Verwaltung  und  Justiz  erheben- 
den Competenzconflicte  zu  entscheiden  haben.  Die  folgenden  Vorschrif- 
ten, welche  das  Verfahren  betreffen,  übergehen  wir  und  machen  nur  dar- 
auf aufmerksam,  dass  nach  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
die  Einlegung  des  Conflicts  sofort  eine  das  ßeohtsverfahren  unbedingt 
hemmende  Wirkung  hat. 
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Dienst  bereits  ausgeschiedenen  Beamten    oder  gegen  die  Erben  eines  Beamten 
anhängig  wird. 

§.  5.  Unter  den  Beamten  (§.  1)  sind  auch  diejenigen  ,  welche  im  mit- 
telbaren Staatsdienste  stehen,  einbegriffen. 

Wir  haben  in  der  Einleitung  dieses  Paragraphen  vorausgesetzt, 
dass  die  Bahnpolizei-Beamten  der  Privatbahnen  zu  denjenigen  Beam- 
ten gehören,  welche  unter  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854  fal- 
len; wir  wollen,  indessen  dasjenige  Bedenken  nicht  verschweigen, 
welches  sich  gegen  diese  Auffassung  erheben  lässt,  um  gleich  dar- 
auf diejenigen  Gründe  anzugeben,  welche  in  überwiegender  Weise 
dafür  sprechen. 

In  einem  in  Kamptz's  Annalen  Band  23,  pag.  460  abgedruck- 
ten Schreiben  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  an  das 
Justizministerium  vom  16.  November  1839  wird  der  Ansicht  des 
Potsdamer  Stadtgerichts,  dass  die  Beamten  einer  Privat-Eisenbabn- 
gesellschaft  nicht  als  mittelbare  Staatsbeamte  zu  betrachten  seien, 
beigetreten.  Die  Gründe  für  diesen  Ausspruch  werden  in  der  Fas- 
sung des  §  69,  Theil  II,  Tit.  10  des  Allgemeinen  Landrechts  ge- 
funden,*) indem  dort  nur  die  Beamten  gewisser  dem  Staate  un- 
tergeordneter Collegien,  Corporationen  und  Gemeinen  als  »Civil- 
bediente"  bezeichnet  werden.  Es  wird  dann  weiter  ausgeführt, 
dass  zwar  eine  gesetzliche  Erklärung  darüber  fehle,  welcher  Cor- 
porationen Beamte  als  mittelbare  Staatsdiener  zu  betrachten  seien, 
dass  man  hier  aber  nur  solche  Corporationen  in  Betracht  ziehen 
dürfe,  welche  als  Behörden  in  die  Verfassung  des  Staats  orga- 
nisch eingreifen  und  mit  der  Ausübung  einer  öffentlichen  Gewalt 
beauftragt  seien. 

Wären  nun  die  Bahnpolizei-Beamten  nicht  wenigstens  in  Be- 
ziehung auf  die  Ausübung  ihrer  polizeilichen  Functionen  als  mittel- 
bare Staatsbeamte  zu  betrachten,  so  würde  allerdings  unsere  An- 


*)  Theil  II,  Tit.  10,  AUgem.  Landrecht,  §.  68.  Alle  Beamten  des  Staates, 
welche  zum  Militarstande  nicht  gehören,  sind  unter  der  allgemeinen  Be- 
nennung von  Civilbedienten  begriffen. 

§.  69.  Dergleichen  Beamten  stehen  entweder  in  unmittelbaren  Dien- 
eten  des  Staates  oder  gewisser  demselben  untergeordneter  Collegien,  Cor- 
porationen und  Gemeinen, 
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sieht  ober  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  toi»  13.  Februar  1854 
anrichtig  sein. 

Indessen  haben  die  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen 
schwerlich  daran  gedacht,  den  Bahnpolizei-Beamten  der  Privatge- 
sellschaften in  Beziehung  auf  ihre  desfallsigen  Functio- 
nen den  amtlichen  Charakter  zu  nehmen;  dies  würde  zu  der  Con- 
sequenz  leiten ,  dass  sie  weder  zur  Vornahme  polizeilicher  Hand- 
langen, als  solcher,  befugt  erscheinen  würden,  noch  auch  der  Dis- 
ciplinargewalt  der  vorgesetzten  administrativen  Behörde  unterwor- 
fen werden  dürften,  was  beides  doch  unzweifelhaft  der  Fall  ist.  Es 
handelte  sich  aber  auch  nur  von  der  Beantwortung  der  Frage, 
ob  Privat-Eisenbahnbeamte  überhaupt  den  mittelbaren  Staatsdienern 
gleichzustellen  seien  oder  nicht ,  und  da  ist  es  richtig ,  dass  die 
Privat -Eisenbahngesellschaften  nicht  zu  denjenigen  Corporationen 
gehören,  welche  als  Behörden  organisch  in  die  Verfassung  des  Staa- 
tes eingreifen;  vielmehr  ist  bei  den  Gesellschaften  sowohl  als  auch 
bei  ihren  Beamten  die  Privatqualität  prävalirond ,  indem  die  poli-r 
zeilichen  Functionen  gleichsam  hur  acoessorisch  ausgeübt  werden. 
Fragt  man  daher  nach  der  Qualität  der  Person,  z.  B.  in  Bezug  auf 
ihre  Steuerpflichtigkeit,  *}  so  muss  die  prävalirende  Eigenschaft  bei 
der  Beantwortung  den  Ausschlag  geben.  Indessen  überträgt  der 
$.  23  des  Eiseribahngesetzes  den  Gesellschaften  die  Handhabung 
der  Bahnpolizei  und  setzt  voraus,  dass  bestimmte  Beamte  der  Ge- 
sellschaft jmit  diesem  Geschäfte  beauftragt  werden.  Ein  Gesetz  über- 
trägt also  diesen  Beamten,  wenn  auch  nur  für  einen  verhältniss- 
missig  kleinen  Theil  ihrer  Wirksamkeit,  die  polizeiliche  Gewalt, 
and  da  alle  Gewalt  vom  Staate  ausgeht,  so  kann  der  Träger  der- 
selben sie  nur  in  Diensten  des  Staates  ausüben;  er  muss  mithin 
in  Beziehung  auf  solche  Functionen  mittelbarer  Staatsdiener  sein, 
wenn  auch  seine  Person,  im  Ganzen  betrachtet,  als  eine  Privatper- 
son anzusehen  ist.    Könnte  die  citirte  Stelle  des  Allg.  Landrechts 


*)  Einzelne  Regierungen  sind  in  Beziehung  auf  die  Bahnpolizei-Beamten  der 
Privatgesellschaften  von  einer  andern  Ansicht  ausgegangen,  indem  sie  die- 
selben als  mittelbare  Staatsbeamte  zu  qualificiren  und  sie  deshalb  z.  B. 
Ton  der  Entrichtung  stadtischer  Einzugsgelder  befreien  zu  dürfen  geglaubt 
haben.  .. 
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als  eine  limitative  Fixirung  des  Begriffs  der  mittelbaren  Staatsdie- 
nerschaft auch  bei  nicht  analogen,  zur  Zeit  der  Redaction  dieses 
Gesetzbuchs  unbekannten  Verhältnissen  in  Betracht  kommen ,  so 
würde  sie  durch  den  $.  23  des  Eisenbahngesetzes  für  Bahnpolizei- 
Beamte  in  Beziehung  auf  ihre  polizeilichen  Functionen  wenigstens 
aufgehoben  sein,  indem  das  spätere  Gesetz  amtliche  Attributionen 
verleiht. 

Wir  zweifeln  daher  nicht  daran,  dass  die  vorgesetzte  admini- 
strative Behörde  bei  gerichtlicher  Verfolgung  von  Bahnpolizei- 
Beamten  der  Privatgesellschaften  den  Conflict  erheben  kann,  wie 
dies  auch  in  mehreren  Fällen  geschehen  ist. 

§.    98. 

Das  Recht  zur  Erhebung  des  Competenz-Conflicts  steht  nach 
dem  Gesetz  vom  8.  April  1847  nur  der  vorgesetzten  Central- oder 
Provinzial-Verwaltungsbehörde  zu.  Die  fortdauernde  Gültigkeit  die- 
ser legislatorischen  Bestimmung  wird  auch  in  dem  bereits  erwähn- 
ten Gesetz  vom  13,  Februar  1854  vorausgesetzt.  Während  darüber 
kein  Streit  herrscht,  dass  die  Bezirks-Regierungen  zu  den  Provin- 
zial-Verwaltungsbehörden  zu  rechnen  sind,  obgleich  ihrer  Verwal- 
tung nur  ein  Theil  der  Provinz  unterliegt,  ist  das  Vorhandensein 
dieser  Eigenschaft  bei  den  Eisenbahn-Commissariaten  nicht  ganz 
unzweifelhaft. 

Das  Eisenbahngesetz  kennt  nur  einen  „beständigen  Commissa- 
rius",  der  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  ausüben  soll,  und  dieser 
Commissarius  nahm  unleugbar  nicht  die  Stelle  einer  Provinzial- 
Verwaltungsbehörde  ein.  Erst  durch  das  (oben  §.  86  abgedruckte) 
von  den  Ministerien  des  Handels  und  des  Innern  erlassene  Regu- 
lativ vom  24.  November  1848  wurden  die  Eisenbahn-Commissarien 
in  EisenbahrirCommissariate  verwandelt;  indessen  konnte  ihr  gesetz- 
licher Wirkungskreis  durch  dieses  Regulativ  nicht  erweitert  wer- 
den, indem  dasselbe  nur  von  dem  betreifenden  Ministerien  erlassen, 
nicht  durch  ein  Gesetz  sanetionirt  worden  ist,  und  das  bestehende 
Gesetz  nicht  durch  ein  Ministerial-Rescript  alterirt  werden  kann. 
Es  war  also  auch  nach  dem  Regulativ  vom  24.  November  1848 
das  Eisenbahn-Commissariat  nicht  zur  Einlegung  des  Confliets  be- 
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fugt.  Nur  der  Regierung  als  der  betreffenden  Provinzial-Verwal- 
tongsbehörde  stand  dieses  Recht  zu.  Nicht  einmal  im  Auftrage  des 
Handelsministeriums  den  Conflict  zu  erheben,  möchte  das  Commis- 
sariat  ffir  befugt  zu  erachten  gewesen  sein ,  da  das  Gesetz  aus- 
drücklich nur  den  speciell  namhaft  gemachten  Behörden  die  betref- 
fende Befugniss  verleiht  und  dadurch  deutlich  ausspricht,  dass  ein 
so  wichtiges  Recht  ,  wie  dasjenige ,  die  Thätigkeit  der  Justiz  zu 
hemmen ,  ist ,  nicht  von  einer  jeden  Verwaltungsbehörde  ausgeübt 
werden  soll. 

Das  Gesetz  vom  21.  Juli  1852  (bekannt  unter  dem  Namen: 
„Gesetz,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beam- 
ten") muss  indessen  die  vorstehend  entwickelte  Auffassung  von 
der  Stellung  der  Eisenbahn-Commissariate,  die  bis  dahin  die  richtige  war, 
ändern.  Dieses  Gesetz,  welches  allerdingsnur  von  der  Handhabung  der 
Disciplin  gegen  die  den  betreffenden  Stellen  untergebenen  Beamten 
handelt,  verfügt  im  §.  24,  dass  ffir  alle  Beamte  mit  Ausnahme  gewis- 
ser Kategorieen,  auf  die  es  hier  nicht  weiter  ankommt,  die  Provinzialbe- 
hörden  die  entscheidenden  Disciplinarbehörden  erster  Instanz  sein  sollen, 
und  nennt  nun,  indem  es  die  einzelnen  Provinzialbehörden,  denen  die 
erwähnte  Di seiplinar- Jurisdiction  zustehen  soll ,  anfuhrt ,  auch  die 
Eisenbahn-Commissariale.  Streng  genommen  liegt  allerdings  in  dem 
erwähnten  g*  24  eine  dahin  gehende  legislatorische  Disposition: 
„die  Eisenbahn-Commissariate  sollen  Provinzialbehörden  sein!"  — 
nor  für  das  Disciplinarwesen;  indessen  gibt  der  Gesetzgeber  (wenn 
auch  nur  enuneiative)  deutlich  zu  erkennen,  dass  er  die  Eisenbahn« 
Comimssariate  überhaupt  als  Provinzialbehörden  betrachtet,  und 
darin  liegt,  so  weit  nöthig,  eine  indirecte  Sanction  des  ministeriel- 
len Regulativs  vom  24.  November  1848,  in  so  fern  dasselbe  näm- 
lich den  Commissariaten  eine  solche  Einrichtung  gegeben  hat,  dass 
diese  nunmehr  als  Provinzialbehörden  betrachtet  werden  müssen. 

Es  ist  also  das  Eisenbahn  -  Commissariat  die  für  die  Erhebung 
des  Competenz-Conflicts  zuständige  Provinzialbehörde ,  und  zwar 
Wien  wir  nunmehr  bei  Bahnpolizei-Beamten  die  betreffende  Be- 
zirksregierung nicht  mehr  zur  Erhebung  <  des  Conflicts  für  beru- 
fen. Zu  diesem  Satz  werden  wir  durch  die  Erwägung  geleitet,  dass 
dag  Gesetz  vom  21.  Juli  1852  die  ganze  Disciplinargewalt  über  die 
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Bahnpolizei-Beamten  den  Eisenbahn-Commissariaten  zuweiset,  und 
das  Gesetz  über  den  Competenz-Conflict  nur  den  Vorgesetzten 
Provinzialbehörden  die  Befugniss  zur  Erhebung  des  Conflicts  ver- 
leiht. Es  lässt  sich  aber  auch  noch  ein  anderes  Argument  für  die 
hier  adoptirte  Ansicht  aufstellen.  Wird  nämlich  von  der  vorge- 
setzten Dienstbehörde  in  dem  Falle,  wo  ein  Beamter  wegen  in  sei* 
nem  Amte  oder  bei  Gelegenheit  seines  Amtes  vorgenommener  Hand- 
lungen vor  Gericht  verfolgt  wird ,  der  Conflict  erhoben  ,  so  kann 
dieses  nichts  anderes  heissen,  als:  „Die  Sache  sei  nicht  zur  Cogni- 
tion der  Gerichte,  sondern  lediglich  zur  Beschwerde  bei  der  vor- 
gesetzten Verwaltungsbehörde  und  zur  Entscheidung  auf  dem  Dis- 
ciplinarwege  geeignet",  woraus  dann  die. Folgerung  gezogen  wer- 
den muss,  dass  der  Conflict  nur  von  derjenigen  Behörde  ethobea 
werden  kann,  welche  die  Disciplmargewalt  hat. 

Aus  der  Bestimmung  des  §.31  des  Gesetzes  vom  2  t  Juli 
1852  erwächst  noch  eine  andere  Frage.  Dieser  Paragraph  verfftgt 
nämlich,  dass  bei  denjenigen  Disciplinar-rEntscheidungen,  welche  den 
Provinzialbehörden  als  solchen  reservirt  sind,  mindestens  drei  stimm- 
berechtigte Hitglieder  concurriren  müssen,  und  es  wird  sodann  für 
Eisenbahn- Com missariate,  die  nach  dem  Regulativ  vom  24.  Novem- 
ber 1848  regelmässig  nur  zwei  Mitglieder  (ein  administratives  and 
ein  technisches)  haben,  noch  besonders  verfügt,  dass  für  solche 
Entscheidungen  ein  ein  für  allemal  hierzu  bestimmter  Commissarios 
der  Regierung,  in  deren  Bezirk  das  Cominissariat  seinen  Sitz  hat,— 
in  Berlin  der  Justiliarius  des  Polizeipräsidiums  —  hinzutreten  soll. 
Hiernach  fragt  es  sich ,  ob  bei  der  Erhebung  des  Conflicts  auch 
das  dritte  Mitglied  zur  Abfassung  des  Beschlusses  mitwirken  mass, 
damit  das  Gericht  (welches  ohne  Frage  zu  der  formellen  Prüfung, 
ob  der  Conflict  von  competenter  Stelle  erhoben  werde,  herufen  ist) 
denselben  überhaupt  zu  respectiren  genöthigt  sei. 

Nach  unserer  Meinung  muss  die  Frage  bejaht  werden.  Abge- 
sehen davon,  dass  der  triviale  Satz  „tres  faciunt  collegium"  überall 
im  Preussischen  Verwaltungsrecht  seine  Geltung  und  Anerkennung 
findet,  ist  auch  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1852  das  einzige  Gesetz, 
welches  die  Eisenbafan-Commissariate  als  Provinzial-Verwaltungsbe- 
hörden  anerkennt ,  und  zwar  findet  diese  Anerkennung  nur  in  so 
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fern  statt,  als  das  dritte  Mitglied  zugezogen  wird,  und  da  nur  eine 
Provinzial- Verwaltungsbehörde  den  Competenz-Conflict  erheben  kann, 
so  möchte  auch  die  Erhebung  desselben  Seitens  des  Eisenbahn-Com- 
missariats  ohne  Zuziehung  des  dritten  Mitgliedes  ungültig  und  wir- 
kungslos sein.  Jedenfalls  müsste  diese  Ansicht  da  gelten,  wo  der 
Conflicl  die  gerichtliche  Verfolgung  eines  Bahnpolizei- Beamten  hem- 
men soll,  weil  diese  Art  des  Confiicts  enge  mit  derjenigen  Disci- 
plinarbefugniss,  welche  der  Provinzial-Verwaltungsbehörde  als  sol- 
cher zusteht,  zusammen  hängt  oder  vielmehr  hierauf  beruht. 

$.   99. 

Nach  einem  Rescript  des  Handelsministers  vom  30.  Mai  1850 
sind  dem  Eisenbahn  -Commissariate  alle  Bahnpolizei -Beamte 
(der  Privatgesellschaften)  untergeordnet.  Der  leitende  Gedanke 
scheint  dabei ' folgender  zu  sein:  Nach  den  Bahnpolizei-Reglements 
haben  die  Commissariate  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  dieser 
Reglements ,  daher  notwendiger  Weise  die  Beaufsichtigung  der 
Bahnpolizei- Beamten  und  folglich  auch  die  Disciplinargewalt  über  die- 
selben. Wir  halten  diese  Auffassung,  wie  bereits  im  vorigen  Para- 
graphen angedeutet  worden  ist,  nunmehr  nach  Erlass  des  Gesetzes 
vom  2t.  Juli  1852  für  richtig,  während  sie  zur  Zeit  der  Erlas- 
song des  Rescripts  vom  30.  Mai  1850  schwerlich  zu  rechtfertigen 
war.  Denn  damals  waren  die  Commissariate  noch  keine  Provinzial- 
Verwaltungsbehörden  im  gesetzlichen  Sinne;  deswegen  schriebauch 
das  Regulativ  vom  24.  November  1848  in  seinem  §.2  noch  vor, 
dass  bei  Ausübung  der  Disciplinar-Strafgewalt  eine  Benehmung  mit 
der  Regierung  eintreten  müsse.  Diese  Bestimmung  hat  aber  nun- 
mehr, nachdem  die  Commissariate  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli 
1852  Provinzial- Verwaltungsbehörden  geworden  sind ,  aufgehört 
verbindlich  zu  sein,  und  die  Bahnpolizei- Beamten  sind  daher  in 
Beziehung  auf  ihre  polizeilichen  Functionen  in  allem,  was  die  Dis- 
ciplin  betrifft,  den  Commissariaten  und  nicht  mehr  der  Regierung 
unterworfen. 

Hinsichtlich  der  Handhabung  der  Discaplin  gilt  auch  für  die 
Bahnpolizei-Beamten  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1852,  wie  für  alle 
nicht  richterliche  Beamte  überhaupt. 
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Gesetz  r*m  21.  Juli  1852,  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht  rich- 
terliehen Beamten ,  die  Versetznng  derselben  auf  eine  andere  Stelle 

•der  in  Rnhestand. 

§.  1.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  unter  den  darin  ausdrücklich  ge- 
machten Beschränkungen  auf  alle  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  Staats- 
dienste stehende  Beamten  Anwendung,  die  nicht  unter  die  Bestimmungen  des 
die  Richter  betreffenden  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851  fallen. 

ERSTER    ABSCHNITT. 

Allgemeine  Bestimmungen  über  Dienstvergehen  und  deren  Bestrafung. 

§.  2.     Ein  Beamter,  welcher 

1)  die  Pflichten  verletzt,  die  ihm  sein  Amt  auferlegt,  oder 

2)  sich  durch  sein  Verhalten  in  oder  ausser  dem  Amte  der  Achtang, 
des  Ansehens  oder  des  Vertrauens,  die  sein  Beruf  erfordert,  un- 
würdig zeigt,  unterliegt  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

§.  3.  Ist  eine  der  unter  §.  2  fallenden  Handlungen  (Dienstvergehen) 
zugleich  in  den  gemeinen  Strafgesetzen  vorgesehen,  so  können  die  durch  die- 
selben angedrohten  Strafen  nur  auf  Grund  des  gewöhnlichen  Strafverfahrens 
von  denjenigen  Gerichten  ausgesprochen  werden,  welche  für  die  gewöhnlichen 
Strafsachen  zuständig  sind. 

§.  4.  Im  Laufe  einer  gerichtlichen  Untersuchung  darf  gegen  den  An- 
geschuldigten ein  Disciplinarverfahren  wegen  der  nämlichen  Thatsachen  nicht 
eingeleitet  werden. 

Wenn  im  Laufe  eines  Disciplinarverfahrens  wegen  der  nämlichen  That- 
sache  eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  den  Angeschuldigten  eröffnet  wird, 
so  muss  das  Disciplinarverfahren  bis  zur  rechtskräftigen  Erledigung  des  ge- 
richtlichen Verfahrens  ausgesetzt  werden. 

§.  5.  Wenn  von  den  gewöhnlichen  Strafgerichten  auf  Freisprechung  er» 
kannt  ist,  so  findet  wegen  derjenigen  Thatsachen,  welche  in  der  gerichtlichen 
Untersuchung  zur  Erörterung  gekommen  sind,  ein  Disciplinarverfahren  nur  noch 
in  so  fern  statt ,  als  dieselben  an  sich  und  ohne  ihre  Beziehung  zu  dem  ge- 
setzlichen Thatbestande  der  Uebertretung,  des  Vergehens  oder  des  Verbrechens, 
welche  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bildeten,  ein  Dienstvergehen  enthalten. 

Ist  in  einer  gerichtlichen  Untersuchung  eine  Vcrurtheilung  ergangen, 
welche  den  Verlust  des  Amtes  nicht  zur  Folge  gehabt  hat,  so  bleibt  derjeni- 
gen Behörde,  welche  über  die  Einleitung  des  Disciplinarverfahrens  zu  verfugen 
hat ,  die  Entscheidung  darüber  vorbehalten ,  ob  ausserdem  ein  Disciplinarver- 
fahren einzuleiten  oder  fortzusetzen  sei. 

§.  6.     Spricht  das  Gesetz  bei  Dienstvergehen,    welche   Gegenstand  eines 


—    47    — 

Discipu'narverfahrens  werden,  die  Verpflichtung  zur  Wiedererstattung  oder  zum 
Schadensersatze  oder  eine  sonstige  civilrechtliche  Verpflichtung  aus,  so  gehört 
die  Klage  des  Betheiligten  vor  das  Civilgericht ,  jedoch  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung des  §.  100. 

§.  7.  Ist  von  dem  gewöhnlichen  Strafrichter  auf  eine  Freiheitsstrafe  von 
längerer  als  einjähriger  Dauer,  auf  eine  schwerere  Strafe,  auf  Verlust  der  bür- 
gerlichen Ehre,  auf  zeitige  Untersagung  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte, auf  immerwährende  oder  zeitige  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern 
oder  auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt ,  so  zieht  das  Straferkenntniss 
den  Verlust  des  Amtes  von  selbst  nach  sich,  ohne  dass  darauf  besonders 
erkannt  wird. 

§.  8.  Ein  Beamter ,  welcher  sich  ohne  den  vorschriftsmäßigen  Urlaub 
?on  seinem  Amte  entfernt  hält,  oder  den  ertheilten  Urlaub  überschreitet,  ist, 
wenn  ihm  nicht  besondere  Entschuldigungsgründe  zur  Seite  stehen  ,  für  die 
Zeit  der  unerlaubten  Entfernung  seines  Diensteinkommens  verlustig. 

§.  9.  Dauert  die  unerlaubte  Entfernung  länger  als  8  Wochen ,  so  hat 
der  Beamte  die  Dienstentlassung  verwirkt. 

Ist  der  Beamte  dienstlich  aufgefordert  worden,  sein  Amt  anzutreten  oder 
zn  demselben  zurückzukehren  ,>  so  tritt  die  Strafe  der  Dienstentlassung  schon 
nach  fruchtlosem  Ablauf  von  4  Wochen  seit  der  ergangenen  Aufforderung  ein. 

§.  10.  Die  Entziehung  des  Diensteinkommens  (§.  8)  wird  von  derjeni- 
gen Behörde  verfügt,  welche  den  Urlaub  zu  ertheilen  hat.  Im  Falle  des  Wi- 
derspruchs findet  das  förmliche  Disciplinarverfahren  statt. 

§.11.  Die  Dienstentlassung  kann  nur  im  Wege  des  förmlichen  Disci- 
plinarverfahrens  ausgesprochen  werden.  Sie  wird  nicht  verhängt,  wenn  sich 
ergibt,  dass  der  Beamte  ohne  seine  Schuld  von  seinem  Amte  fern  gewesen  ist. 

§.  12.  Die  Einleitung  eines  Disciplinarverfahrens  wegen  unerlaubter  Ent- 
fernung vom  Amte  und  die  Dienstentlassung  vor  Ablauf  der  Fristen  (§.  9) 
ist  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  durch  besonders  erschwerende  Umstände  ge- 
rechtfertigt erscheint. 

§.  13.  Die  in  dem  §.  9  erwähnte  Aufforderung ,  so  wie  alle  andere 
Aufforderungen ,  Mittheilungen ,  Zustellungen  und  Vorladungen ,  welche  nach 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  erfolgen,  sind  gültig  und  bewirken  den  Lauf 
der  Fristen,  wenn  sie  Demjenigen,  an  den  sie  ergehen,  unter  Beobachtung  der 
for  gerichtliche  Insinuationen  vorgeschriebenen  Formen  in  Person  zugestellt 
oder  wenn  sie  in  seiner  letzten  Wohnung  an  dem  Orte  insinuirt  werden,  wo 
er  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte.  Die  vereideten  Verwaltungs- 
beamten  haben  dabei  den  Glauben  der  Gerichtsboten. 

§.  14.    Die  Disciplinarstrafen  bestehen  in 
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Ordnungsstrafen, 
^       Entfernung  ans  dem  Amte. 

§.   15.     Ordnungsstrafen  sind 

1)  Warnung, 

2)  Verweis, 

3)  Geldbusse, 

4)  gegen  untere  Beamte  auch  Arreststrafe  auf  die  Dauer  von  höchstens 
8  Tagen,  welche  jedoch  nur  in  solchen  Bäumen  zu  vollstrecken  ist,  die  den 
Verhältnissen  der  zu  bestrafenden  Beamten  angemessen  sind. 

Zu  dieser  Beamtenclasse  werden  im  Allgemeinen  nur  gerechnet:  Execu- 
toren,  Boten,  Castellane,  Diener  und  die  zu  ähnlichen,  so  wie  die  zu  bloss  me- 
chanischen  Functionen  bestimmten  Beamten.     Ausserdem  ist   das   Staatsmini* 

sterium  ermächtigt,  in  der Eisenbahnverwaltung  diejenigen  Beam- 

ten-Eategorieen  speciell  zu  bezeichnen ,  gegen  welche  Arreststrafen  verhingt 
werden  können. 

§.  16.     Die  Entfernung  aus  dem  Amte  kann  bestehen  : 

1)  in  Versetzung  in  ein  anderes  Amt  von  gleichem  Range,  jedoch  mit 
Verminderung  des  Diensteinkommens  und  Verlust  des  Anspruchs  auf  Umxngft- 
kosten  oder  mit  einem  von  beiden  Nachtheilen. 

Diese  Strafe  findet  nur  auf  Beamte  in  unmittelbarem  Staatsdienste  An- 
wendung. 

2)  in  Dienstentlassung. 

Diese  Strafe  zieht  den  Verlust  des  Titels  und  Pensions-Anspruchs  toi 
selbst  nach  sich;  es  wird  darauf  nicht  besonders  erkannt,  es  sei  denn,  da* 
vor  Beendigung  des  Disciplinarverfahrens  aus  irgend  einem  von  dessen  Ergeb- 
niss  unabhängigen  Grunde  das  Amtsverhältnis»  bereits  aufgehört  hat,  und  da- 
her auf  Dienstentlassung  nicht  mehr  zu  erkennen  ist. 

Gehört  der  Angeschuldigte  zu  den  Beamten,  welche  einen  Anspruch  auf 
Pension  haben,  und  lassen  besondere  Umstände  eine  mildere  Beurtheilung  in, 
so  ist  die  Disciplinarbehörde  ermächtigt,  in  ihrer  Entscheidung  zugleich  fest- 
zusetzen ,  dass  dem  Angeschuldigten  ein  Theil  des  reglementsmässigen  Pen- 
sionsbetrages auf  Lebenszeit  oder  auf  gewisse  Jahre  als  Unterstützung  zu  ver- 
abreichen sei. 

§•  17.  Welche  der  in  den  §§.  14  bis  16  bestimmten  Strafen  anzuwen- 
den sei,  ist  nach  der  grössern  oder  geringern  Erheblichkeit  des  Dienstverge- 
hens mit  Rücksicht  auf  die  sonstige  Führung  des  Angeschuldigten  zu  erroe*- 
sen,  unbeschadet  der  besondern  Bestimmungen  der  §§.  8  und  9« 
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ZWEITER  ABSCHNITT. 
Von  dem  Disciplinar?erfohren. 

§.  18.  Jeder  Dienstvorgesetzte  ist  zu  Warnungen  und  Verweisen  gegen 
seine  Untergebenen  befugt. 

§.  19.  In  Beziehung  auf  die  Verhängung  von  Geldbussen  ist  die  Be- 
fagniss  der  Dienstvorgesetzten  begrenzt  wie  folgt: 

Die  Vorsteher  derjenigen  Behörden ,  welche  unter  den  ProvinzialbehÖr- 
den  stehen  .  .  .  . ,  können  gegen  die  ihnen  selbst  untergebenen  Beamten,  so 
wie  gegen  die  Beamten   der  ihnen   untergeordneten    Behörden    Geldbussen   bis 

m  3  Thalern  verfügen 

Andere  Vorgesetzte  der  untern  Beamten  dürfen  solche  Geldbussen  nur 
in  so  fern  verfügen,  als  ihnen  die  Befugniss  zur  Verhängung  von  Geldbussen 
darch  besondere  Gesetze  oder  auf  Grund  solcher  Gesetze  erlassene  Instructio- 
nen beigelegt  ist. 

....  den  von  der  Staatsregierung  eingesetzten  Behörden  der  Eisenbahn-' 
Verwaltung  steht  die  Befugniss  zu ,  gegen  alle  ihnen  untergebenen  Beamten 
Geldbussen  bis  zu  10  Thlr.  zu  verhängen. 

Die  Provinzialbehörden  sind  ermächtigt,  die  ihnen  untergeordneten  Beam- 
ten mit  Geldbusse  bis  zu  30  Thlr.  zu  belegen,  besoldete  Beamte  jedoch  nicht 
über  den  Betrag  des  einmonatlichen  Diensteinkommens  hinaus. 

Gleiche  Befugniss  haben  die  Vorsteher  der  Provinzialbehörden  in  Anse- 
hung der  bei  letztern  angestellten  untern  Beamten. 

Die  Minister  haben  die  Befugniss,  allen   ihnen  unmittelbar  oder  mittelbar 
untergebenen  Beamten  Geldbussen  bis  zum  Betrage  des  monatlichen  Dienstein- 
kommens, unbesoldeten  Beamten  aber  bis  zur  Summe  von  30  Thlr.  aufzuerlegen. 
Welche  Beamten  im  Sinne  dieses  Paragraphen  zu  den  untern  zu  rechnen 
sind,  wird  durch  das  Staatsministerium  bestimmt. 

§.  20.  Nur  diejenigen  Dienstvorgesetzten  ,  welche  gegen  die  im  §.  15 
Nro.  4  bezeichneten  Beamten  Geldbusse  verhängen  können ,  sind  ermächtigt, 
gegen  dieselben  Arreststrafen  zu  verfügen. 

Diejenigen  Vorgesetzten,  deren  Strafgewalt  auf  Geldbusse  bis  zu  3  Thlr. 
beschränkt  ist,  dürfen  bei  den  Arreststrafen  das  Maass  von  3  Tagen  nicht 
überschreiten. 

{.21.  Gegen  die  Verfügung  von  Ordnungsstrafen  findet  nur  Beschwerde 
in  vorgeschriebenen  Instanzenzuge  Statt. 

$.  22.  Der  Entfernung  aus  dem  Amte  muss  ein  förmliches  Disciplinar- 
Terfahren  vorhergehen.  Dasselbe  besteht  in  der  von  einem  Commissar  zu  füh- 
renden schriftlichen  Voruntersuchung  und  in  einer  mündlichen  Verhandlung 
uch  den  folgenden  nähern  Bestimmungen. 

KUenbahnrecht  IL  4 
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§.  23.  Die  Einleitung  des  Disciplinarverfahrens  wird  verfugt  und  der 
Untersuchtmgs-Commisear  ernannt : 

1)  wenn  die  Entscheidung  der  Sache  vor  den  Disciplinarhof  gehört  (§.24 
Nro.  1),  von  dem  Minister,  welcher  dem  Angeschuldigten  vorgesetzt  ist 

Ist  jedoch  Gefahr  im  Verzuge ,  so  kann  diese  Verfügung  und  Ernennung 
vorläufig  von  dem  Vorsteher  der  ProvinzialbehÖrde  des  Ressorts  ausgehen. 
Es  ist  alsdann  die  Genehmigung  des  Ministers  einzuholen  und,  sofern  dieselbe 
versagt  wird,  das  Verfahren  einzustellen; 

2)  in  allen  andern  Fällen  von  dem  Vorsteher  der  Behörde ,  welche  die 
entscheidende  Disciplinarbehörde  bildet  (§.  24  Nro.  2),  oder  von  dem  vorge- 
setzten Minister. 

§.  24.     Die  entscheidenden  Disciplinarbehörden  erster  Instanz  sind: 

1)  der  Disciplinarhof  zu  Berlin  (§.  29)  in  Ansehung  derjenigen  Beam- 
ten ,  zu  deren  Anstellung  nach  den  Bestimmungen ,  welche  zur  Zeit  der  rer- 
fugten  Einleitung  der  Untersuchung  gelten,  eine  von  dem  Könige  oder  von  den 
Ministern  ausgehende  Ernennung,  Bestätigung  oder  Genehmigung  erforderlich  ist; 

2)  die  FrovinzialbehÖrden,  als: 


die  Eisenbahn-Commissariate 
in  Ansehung  aller  Beamten,  die  bei  ihnen  angestellt  oder  ihnen  untergeordnet 
und  nicht  vorstehend  unter  1)  begriffen  sind. 


§.  27.  Für  den  Fall,  dass  bei  der  zuständigen  Disciplinarbehörde  die 
beschlussfähige  Anzahl  von  Mitgliedern  nicht  vorhanden  ist ,  oder  wenn  tnf 
den  Antrag  des  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  oder  4es  Angeschuldigten  der 
Disciplinarhof  das  Vorhandensein  von  Gründen  anerkennt,  aus  welcbea  die 
Unbefangenheit  der  zuständigen  Disciplinarbehörde  bezweifelt  werden  kann, 
tritt  eine  andere  durch  das  Staatsministerium  substituirte  Disciplinarbehörde  an 
deren  Stelle. 

§.  28.  Streitigkeiten  über  die  Competenz  der  DisciplinarbehÖrden  all 
solcher  werden  von  dem  Staatsministerium  nach  Vernehmung  des  Gutachten! 
des  Disciplinarhofes  entschieden. 

$.  29  und  30  enthalten  Bestimmungen  über  die  Compositum  und  Be- 
schlussfähigkeit des  Disciplinarhofes.  Derselbe  soü  aus  einem  Präsidenten 
und  10  Mitgliedern  (von  den  en  4  Mitglieder  des  Obertribunals  sind)  bestehen 
und  bei  Anwesenheit  von  7  Mitgliedern  (von  denen  2  vom  Obertribunel 
sind)  beschlussfähig  sein. 
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§.31 

Bei  den  Eisenbahn-Commissariaten  tritt  zur  Erledigang  der  Disoiplinar- 
sachen  der  ein  für  allemal  hierzu  bestimmte  Commissarius  der  Regierang ,  !& 
deren  Bezirk  das  Eisenbahn-Commissariat  seihen  Sitz  hat,  in  Berlin  der  /u- 
stitiarius  des  Polizeipräsidiums  ein.  Alle  in  dieser  Weise  zur  Theilnahme  Be- 
rufenen haben  ein  volles  Stimmrecht,  auch  wenn  die  Behörde  sonst  keine  col- 
legialische  Einrichtung  hat. 

§.  32.  In  der  Voruntersuchung  wird  der  Angeschuldigte  unter  Mitthei- 
lirag  der  Anschuldigungspunkte  vorgeladen  und,  wenn  er  erscheint,  gehört;  es 
werden  die  Zeugen  eidlich  vernommen  und  die  zur  Aufklärung  der  Sache  die- 
nenden sonstigen  Beweise  herbeigeschafft. 

Die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  werden  durch  einen  Beamten 
wahrgenommen,  welchen  die  Behörde  ernennt,  von  der  die  Einleitung  des  Dis- 
tiplinarrerfahrens  verfügt  wird. 

Bei  der  Vernehmung  äes  Angeschuldigten  und  dem  Verhöre  der  Zeugen 
ist  ein  vereideter  Protokollfahrer  zuzuziehen. 

§.  33.  Der  dem  Angeschuldigten  vorgesetzte  Minister  ist  ermächtigt,  mit 
Rücksicht  auf  den  Ausfall  der  Voruntersuchung  das  fernere  Verfahren  einzu- 
stellen und  geeigneten  Falles  nur  eine'  Ordnungsstrafe  zu  verhängen., 

Ist  eine  sonstige  Behörde,  welche  die  Einleitung  der  Untersuchung  ver- 
fogt  hat,  der  Ansicht,  dass  das  fernere  Verfahren  einzustellen  sei,  so  muss 
sie  darüber  an  den  Minister  zu  dessen  Beschlussnahme  berichten. 

In  beiden  Fällen  erhält  der  Angeschuldigte  Ausfertigung  des  darauf  be- 
rtglichen, mit  Gründen  zu  unterstützenden  Beschlusses. 

§.  34.  Wird  das  Verfahren  nicht  eingestellt,  so  wird  nach  Eingang  ei- 
ner Ton  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  anzufertigenden  Anschuldigungs- 
sehrift  der  Angeschuldigte  unter  abschriftlicher  Mittheilung  dieser  Anschuldi- 
gmgsschrift  zu  einer  von  dem  Vorsitzenden  der  Disciplinarbehörde  zu  bestim- 
menden Sitzung  zur  mündlichen  Verhandlung  vorgeladen. 

§.  35.  Bei  der  mündlichen  Verhandlung ,  welche  in  nicht  öffentlicher 
Sitzung  stattfindet ,  gibt  zuerst  ein  von  dem  Vorsitzenden  der  Behörde  aus 
<kr  Zahl  der  Mitglieder  ernannter  Referent  eine  Darstellung  der  Sache ,  wie 
sie  aus  den  bisherigen  Verhandlungen  hervorgeht. 

Der  Angeschuldigte  wird  vernommen. 

Es  wird  darauf  der  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  mit  seinem  Vor-  und 
Aateage  und  der  Angeschuldigte  in  seiner  Vertheidigung  gehört.  ' 

Dem  Angeschuldigten  steht  das  letzte  Wort  zu. 

|.  36  enthält,  dass  noch  eine  weitere  Vervollständigung  der  Instruction 
Mfügt  werden  kann. 

4* 
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§.  37.  Der  Angeschuldigte,  welcher  erscheint,  kann  sich  des  Beistandes 
eines  Advocaten  oder  Rechtsanwalts  als  Vertheidigers  bedienen.  Der  nicht  er- 
scheinende Angeschuldigte  kann  sich  durch  einen  Advocaten  oder  Rechtsanwalt 
vertreten  lassen.  Der  Disciplinarbehörde  steht  es  jedoch  jeder  Zeit  zu,  das 
persönliche  Erscheinen  des  Angeschuldigten  unter  der  Warnung  zu  verordnen, 
dass,  hei  seinem  Ausbleiben,  ein  Vertheidiger  zu  seiner  Vertretung  nicht  werde 
zugelassen  werden. 

§.  38.  Bei  der  Entscheidung  hat  die  Disciplinarbehörde,  ohne  an  posi- 
tive Beweisregeln  gebunden  zu  sein,  nach  ihrer  freien,  aus  dem  ganzen  Inbe- 
griffe der  Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften  Ueberzeugung  zu  beurtei- 
len, in  wie  weit  die  Anschuldigung  für  begründet  zu  erachten. 

Die  Entscheidung  kann  auch  auf  eine  blosse  Ordnungsstrafe  lauten. 

Die  Entscheidung,  welche  mit  Gründen  versehen  sein  muss,  wird  in  der 
Sitzung ,  in  welcher  die  mündliche  Verhandlung  beendigt  worden  ist,  oder  in 
einer  der  nächsten  Sitzungen  verkündigt  und  eine  Ausfertigung  derselben  dem 
Angeschuldigten  auf  sein  Verlangen  ertheilt. 

§.  39.  Ueber  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenom- 
men, welches  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  wesentlichen  Momente  der 
Verhandlung  enthalten  muss.  Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden  und 
dem  Protokollführer  unterzeichnet. 

§.  40.  Das  Rechtsmittel  des  Einspruchs  (Restitution  oder  Opposition) 
findet  nicht  Statt. 

§.  41. "  Gegen  die  Entscheidung  steht  die  Berufung  an  das  Staatsmim- 
sterium  sowohl  dem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  als  dem  Angeschuldig- 
ten offen. 

§.  42.  Die  Anmeldung  der  Berufung  geschieht  zu  Protokoll  oder  schrift- 
lich bei  der  Behörde ,  welche  die  anzugreifende  Entscheidung  erlassen  hat 
Von  Seiten  des  Angeschuldigten  kann  sie  auch  durch  einen  Bevollmächtigten 
geschehen. 

Die  Frist  zu  dieser  Anmeldung  ist  eine  vierwöchentliche,  welche  mit  dem 
Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Entscheidung  verkündigt  worden  ist,  und 
für  den  Angeschuldigten,  welcher  hierbei  nicht  zugegen  war,  mit  dem  Ablaufe 
des  Tages  beginnt,  an  welchem  ihm  die  Entscheidung  zugestellt  worden  ist. 

§.  43.  Zur  schriftlichen  Rechtfertigung  der  Berufung  steht  demjenigen, 
der  dieselbe  rechtzeitig  angemeldet  hat,  eine  fernere  vierzehntägige  Frist  offen. 

Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellanten  angemessen  verlängert 
werden. 

Neue  Thatsachen,  welche  die  Grundlagen  einer  andern  Beschuldigung  bil- 
den, dürfen  in  zweiter  Instanz  nicht  vorgebracht  werden. 
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§.  44.  Die  Anmeldung  der  Berufung  und  die  etwa  eingegangene  Appel- 
lationsschrift wird  dem  Appellaten  in  Abschrift  zugestellt,  oder  dem  Beamten 
der  Staatsanwalt,  falls  er  Appellat  ist,   in  Urschrift  vorgelegt. 

Innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  erfolgter  Zustellung  oder  Vorlegung  kann 
der  Appellat  eine  Gegenschrift  einreichen. 

Diese  Frist  kann  auf  den  Antrag  des  Appellaten  angemessen  verlängert 
werden. 

§.  45.  Nach  Ablauf  der  in  dem  §.  44  bestimmten  Frist  werden  die 
Acten  an  das  Staatsministerium  eingesandt. 

Das  Staatsministerium  beschliesst  auf  den  Vortrag  eines  von  dem  Vor- 
sitzenden ernannten  Referenten;  in  Sachen  jedoch,  in  welchen  der  Disciplinar- 
hof  in  erster  Instanz  geurtheilt  hat ,  auf  den  Vortrag  zweier  von  dem  Vor- 
sitzenden ernannten  Referenten,  von  denen  einer  dem  Justizministerium  ange- 
hören mu88. 

Ist  die  Berufung  von  der  Entscheidung  einer  Provinzialbehörde  eingelegt, 
so  kann  das  Staatsministerium  keinen  Beschluss  fassen,  bevor  das  Gutachten 
des  Disciplinarhofes  eingeholt  worden  ist. 

Der  Disciplinarhof  kann  die  zur  Aufklärung  der  Sache  etwa  erforderli- 
chen Verfügungen  erlassen. 

Er  kann  auch  eine  mündliche  Verhandlung  anordnen ,  zu  welcher  der 
Angeschuldigte  vorzuladen,  und  ein  Beamter  der  Staatsanwaltschaft  zuzuziehen 
ist    Der  Letztere  wird  in  diesem  Falle  vom  .Minister  des  Ressorts  bezeichnet. 

§.  46.  Lautet  die  Entscheidung  oder  das  Gutachten  des  Disciplinarhofes 
tof  Freisprechung  des  Angeschuldigten,  oder  nur  auf  Warnung  oder  Verweis, 
so  kann  das  Staatsministerium,  wenn  es  den  Angeschuldigten  strafbar  findet, 
rieht  die  Strafe  der  Dienstentlassung,  sondern  nur  eine  geringere  Disciplinar- 
strafe  verhangen,  oder  die  einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  War- 
tegeld verfügen. 

§.  47.  Eine  jede  Entscheidung  der  Diciplinarbehörde,  gegen  die  kein 
Bechtsmittel  mehr  stattfindet  und  durch  welche  die  Dienstentlassung  ausge- 
sprochen ist,  bedarf  der  Bestätigung  des  Königs,  wenn  der  Beamte  vom  Kö- 
nige ernannt  oder  bestätigt  worden  ist. 

DRITTER  ABSCHNITT. 

Vorläufige  Dienst-Entlassung. 

§.  48.  Die  Suspension  eines  Beamten  vom  Amte  tritt  kraft  des  Ge- 
setzes ein: 

1)  wenn  in  dem  gerichtlichen  Strafverfahren  seine  Verhaftung  beschlos- 
sen, oder  gegen  ihn  ein  noch  nicht  rechtskräftig  gewordenes  Urtheil 
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erlassen  ist,  welches  auf  den  Verlust  des  Amtes  lautet,  oder  diesen 
kraft  des  Gesetzes  nach  sich  zieht; 

2)  wenn  im  Disciplinarverfahren  eine  noch  nicht  rechtskräftige  Entschei- 
dung ergangen  ist,  welche  auf  Dienstentlassung  lautet. 

§.  49.  In  dem  im  vorhergehenden  Paragraphen  unter  Nro.  1  vorgesehenen 
Falle  dauert  die  Suspension  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach  Wieder- 
aufhebung des  Verhaftungsbeschlusses  oder  nach  eingetretener  Rechtskraft  des- 
jenigen Urtheils  höherer  Instanz,  durch  welches  der  angeschuldigte  Beamte  m. 
einer  andern  Strafe  als  der  bezeichneten  verurtheilt  wird. 

Lautet  das  rechtskräftige  Urtheil  auf  Freiheitsstrafe ,  so  dauert  die  Sus- 
pension bis  das  Urtheil  vollstreckt  ist.  Wird  die  Vollstreckung  des  Urtheils, 
ohne  Schuld  des  Verurtheilten,  aufgehalten  oder  unterbrochen,  so  tritt  für  die 
Zeit  des  Aufenthaltes  oder  der  Unterbrechung  eine  Gehaltsverkürzung  (§.  51) 
nicht  ein.  Dasselbe  gilt  für  die  im  ersten  Absätze  dieses  Paragraphen  er- 
wähnte Zeit  von  zehn  Tagen,  wenn  nicht  vor  Ablauf  derselben  die  Suspension 
vom  Arote  im  Wege  des  Disciplinarverfahrens  beschlossen  wird. 

In  dem  §.  48  unter  Nro.  2  erwähnten  Falle  dauert  die  Suspension  bis 
zur  Rechtskraft  der  in  der  Disciplinarsache  ergehenden  Entscheidung. 

§.  50.  .  Die  zur  Einleitung  der  Disciplinar-Untersuchung  ermächtigte  Be- 
hörde kann  die  Suspension,  sobald  gegen  den  Beamten  ein  gerichtliches  Straf- 
verfahren eingeleitet ,  oder  die  Einleitung  einer  Disciplinar-Untersuchung  rer- 
fögt  wird,  oder  auch  demnächst  im  ganzen  Laufe  des  Verfahrens  bis  zur  rechts- 
kräftigen Entscheidung  verfügen. 

§.51.  Der  suspendirte  Beamte  behält  während  der  Suspension  die  Hälfte 
seines  Diensteinkommens. 

Auf  die  für  die  Dienstunkosten  besonders  angesetzten  Beträge  ist  bei 
Berechnung  der  Hälfte  des  Diensteinkommens  keine  Rücksicht  zu  nehmen. 

Der  innebehaltene  Theil  des  Diensteinkommens  ist  zu  den  Kosten,  wekbe 
durch  die  Stellvertretung  des  Angeschuldigten  verursacht  werden,  der  etwaige 
Rest  zu  den  Untersuchungskosten  zu  verwenden.  Einen  weiteren  Beitrag  su 
den  Stellvertretungskosten  zu  leisten,  ist  der  Beamte  nicht  verpflichtet. 

§.  52.  Der  zu  den  Kosten  (§.  5t)  nicht  verwendete  Theil  des  Einkom- 
mens wird  dem  Beamten  nicht  nachgezahlt,  wenn  das  Verfahren  die  Entfer- 
nung aus  dem  Amte  zur  Folge  hat. 

Erinnerungen  über  die  Verwendung  des  Einkommens  stehen  dem  Beam- 
ten nicht  zu ;  wohl  aber  ist  ihm  auf  Verlangen  eine  Nachweisung  über  diese 
Verwendung  zu  ertheilen. 

§.  53.  Wird  der  Beamte  freigesprochen,  so  muss  ihm  der  innebehaltene 
Theil  des  Diensteinkommens  vollständig  nachgezahlt  werden. 
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Wird  er  nur  mit  einer  Ordnungsstrafe  belegt,  so  ist  ihm  der  innebehal- 
tone  Theil,  ohne  Abzog  der  Stellvertretungskosten,  nachzuzahlen,  so  weit  der- 
selbe nicht  zur  Deckung  der  Untersuchungskosten  und  der  Ordnungsstrafe  er- 
forderlich ist. 

§.  54.  Wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  kann  einem  Beamten  auch  von 
wichen  Vorgesetzten,  die  seine  Suspension  zu  verfügen  nicht  ermächtigt  sind, 
die  Ausübung  der  Amtsverrichtungen  vorläufig  untersagt  werden;  es  ist  aber 
darüber  sofort  an  die  Behörde  zu  berichten.    - 


ACHTER   ABSCHNITT. 

Terflgingen  im  Interesse  des  Diente* ,  welche  nicht  Gegenstand  eines 
DlKipUnmerfahrens  sind. 

§.  87.  Die  nachbenannten  Verfügungen,  welche  im  Interesse  des  Dien- 
stes getroffen  werden  können,  sind  nicht  Gegenstand  des  Disciplinarverfahrens, 
vorbehaltlich  des  im  §.  46  vorgesehenen  Falles: 

1)  Versetzung  in  ein  anderes  Amt  von  nicht  geringerem  Bange  und  etats- 
massigem Diensteinkommen ,  mit  Vergütung  der  reglementsmässigen 
Umzugskosten. 

Als  eine  Verkürzung  im  Einkommen  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn 
die  Gelegenheit  zur  Verwaltung  von  Nebenämtern  entzogen  wird,  oder 
die  Beziehung  der  für  die  Dienstunkosten  besonders  ausgesetzten  Ein- 
nahmen mit  diesen  Unkosten  selbst  fortfällt 

2)  Einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Gewährung  von  War- 
tegeld nach  Maassgabe  der  Vorschriften  der  Verordnungen  vom  14. 

Juni  und  24.  October  1848 

Wartegeldempfänger  sollen  bei  Wiederbesetzung  erledigter  Stellen,  für 
welche  sie  sich  eignen,  vorzugsweise  berücksichtigt  werden. 

3)  Gänzliche  Versetzung  in  den  Buhestand  mit  Gewährung  der  vor- 
schriftsmässigen  Pension,  nach  Maassgabe  der  §§.  88  ff.  dieses  Gesetzes. 

$.  88.  Ein  Beamter,  welcher  durch  Blindheit,  Taubheit  oder  ein  sonsti- 
ges körperliches  Gebrechen  oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder 
geistigen  Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist,  soll 
in  den  Buhestand  versetzt  werden. 

§.  89.  Sucht  der  Beamte  in  einem  solchen  Falle  seine  Versetzung  m 
den  Buhestand  nicht  nach ,   so  wird  ihm  oder  seinem  nötigenfalls  hierzu  be- 
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sonders  zu  bestellenden  Curator  von  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  unter 
Angabe  des  zu  gewährenden  Pensionsbetrages  und  der  Gründe  der  Penäooi- 
rung  eröffnet,  dass  der  Fall  seiner  Versetzung  m  den  Ruhestand  vorliege. 

§.  90.  Innerhalb  sechs  Wochen  nach  einer  solchen  Eröffnung  (§.  89) 
kann  der  Beamte  seine  Einwendungen  bei  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  an- 
bringen. Ist  dies  geschehen,  so  werden  die  Verhandlungen  an  den  vorgeseti- 
ten  Minister  eingereicht,  welcher,  sofern  nicht  der  Beamte  von  dem  Könige  er- 
nannt ist,  über  die  Pensionirung  entscheidet. 

Gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  Beamten  der  Recurs  an  das  Staats- 
ministerium binnen  einer  Frist  von  vier  Wochen  nach  Empfang  der  Entschei- 
dung zu. 

Des  Becursrechtes  ungeachtet  kann  der  Beamte  von  dem  Minister  sofort 
der  weiteren  Amtsverwaltung  vorläufig  enthoben  werden. 

Ist  der  Beamte  von  dem  Könige  ernannt,  so  erfolgt  die  Entscheidung  von 
dem  Könige  auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums. 

§.  91.  Dem  Beamten,  dessen  Versetzung  in  den  Ruhestand  verfugt  ist, 
wird  das  volle  Gehalt  noch  bis  zum  Ablaufe  desjenigen  Vierteljahrs  fortge- 
zahlt, welches  auf  den  Monat  folgt,  in  dem  ihm  die  schliessliche  Verfügung 
über  die  erfolgte  Versetzung  in  den  Ruhestand  mitgetheilt  worden  ist. 

§.  92.  Wenn  der  Beamte  gegen  die  ihm  gemachte  Eröffnung  (§.  89) 
innerhalb  Sechs  Wochen  keine  Einwendungen  erhoben  hat,  so  wird  in  dersel- 
ben Weise  verfügt,  als  wenn  er  seine  Pensionirung  selbst   nachgesucht  hätte. 

Die  Zahlung  des  vollen  Gehaltes  dauert  bis  zu  dem  im  §.  91  bestimm- 
ten Zeitpunkte. 

§.  93.  Ist  ein  Beamter  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  Pensioni« 
rungsberechtigung  für  ihn  eingetreten  sein  würde,  dienstunfähig  geworden,  so 
kann  er  gegen  seinen  Willen  nur  unter  Beobachtung  derjenigen  Formen,  welche 
für  die  Disciplinar-Untersuchung  vorgeschrieben  sind,  in  den  Ruhestand  ver- 
setzt werden. 

Wird  es  jedoch  für  angemessen  befunden ,  dem  Beamten  eine  Pension  zu 
dem  Betrage  zu  bewilligen,  welcher  ihm  bei  Erreichung  des  vorgedachten  Zeit- 
punktes zustehen  würde,  so  kann  die  Pensionirung  desselben  nach  den  Vor- 
schriften der  §§.  88  bis  92  erfolgen. 

§.  94.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  einstweilige  und  gänzliche 
Versetzung  in  den  Ruhestand  finden  nur  auf  Beamte  in  unmittelbarem  Staats- 
dienste Anwendung. 

§.  95.  In  Bezug  auf  die  mittelbaren  Staatsdiener  bleiben  die  wegen 
Pensionirung  derselben  bestehenden  Vorschriften  in  Kraft. 

Wenn  jedoch   mittelbare   Staatsdiener  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem 
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«ine  Pensionsberechtigung  für  sie  eingetreten  sein  würde,  dienstunfähig  geworden, 
•o  können  auch  sie  gegen  ihren  Willen  nur  unter  den  für  Beamte  in  unmit- 
telbarem Staatsdienste  vorgeschriebenen  Formen  (§.  93)  in  den  Buhestand  ver- 
setzt werden. 


§.  100.  Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Bestimmungen  sind  auf- 
gehoben. Dagegen  wird  durch  dasselbe  in  der  Befugniss  der  Aufsichtsbehör- 
den, im  Anftichtswege  Beschwerden  Abhülfe  zu  verschaffen,  oder  Beamte  zur 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  in  einseinen  Sachen  anzuhalten,  und  dabei  Alles  zu 
thun,  wozu  sie  nach  den  bestehenden  Gesetzen  ermächtigt  sind,  nichts  geändert. 


$.  100. 
Allerdings  sind  natürlich  nicht  alle  in  dem  vorstehend  abge- 
druckten Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  auf  die  Bahnpolizei- 
Beamten  der  Privatgesellschaften  anwendbar.  So  z.  B.  bleiben  alle 
diejenigen  Bestimmungen  ausser  Anwendung ,  welche  sich  auf  die 
Pensionsansprüche  gegen  den  Staat  beziehen;  auch  kann  von  einer 
Strafversetzung  nicht  die  Rede  sein,  weil  nicht  dem  Eisenbahn- 
Commissariat ,  sondern  der  Eisenbahngesellschaft  die  Besetzung 
der  Stellen  auch  der  Bahnpolizei  -  Beamten  zusteht.  Selbst  die 
vorläufige  Suspension  eines  Bahnpolizei  -  Beamten  einer  Privat- 
gesellschaft kann  das  Commissariat  nur  in  so  fern  verfügen, 
als  ein  Disciplinarverfahren  eingeleitet  wird  ,  wie  dies  auch 
mit  den  Anordnungen  aller  Bahnpolizei  -  Reglements  stimmt. 
Ferner  kann  als  Strafe  die  Verminderung  des  Diensteinkommens 
nicht  vorkommen,  weil  die  Beamten  der  Privatgesellschaften  nur 
ein  Salair  haben ,  welches  sich  nach  der  Bestimmung  des  Dienst- 
vertrages richtet.  Unanwendbar  sind  auch  diejenigen  Bestimmungen, 
welche  (ohne  ein  Einschreiten  auf  dem  Disciplinarwege)  gestatten, 
Beamten  auf  Wartegeld  zu  setzen ,  indem  der  Dienstvertrag 
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unverbrüchlich  gehalten  werden  muss  und  nur  durch  die  Wirkun- 
gen eines  förmlichen  Disciplinarverfahrens  alterirt  werden  kann. 
Im  Uebrigen  werden  sich  diejenigen  Bestimmungen ,  welche  für 
die  Bahnpolizei-Beamten  der  Gesellschaften  unanwendbar  sind,  aus 
der  Natur  ihres  Verhältnisses  leicht  ergeben.  Das  betreffende  Ge- 
setz ist  nur  deswegen  in  solcher  Ausdehnung  abgedruckt  worden, 
weil  es  allerdings  auf  diejenigen  Beamten  der  Staatsbahnen  und  der 
unter  Staatsverwallung  stehenden  Privat-Eisenbahnen ,  welche  die 
Staatsdiener-Qualität  haben,  vollständig  anwendbar  ist ,  und  eine 
unnöthige  Wiederholung  vermieden  werden  musste. 

In  Beziehung  auf  die  Bahnpolizei-Beamten  der  Pritatbehnen 
sind  hinsichtlich  der  Anwendung  des  Disciplinargesetzes  noch  einige 
zweifelhafte  Punkte  zu  erörtern.  Was  die  Ordnungsstrafen  betrifft, 
so  ist  es  zwar  unzweifelhaft,  dass  das  Eisenbahn-Commissariat  ge- 
gen sämmtliche  Bahnpolizei-Beamten  diejenigen  Ordnungsstrafen  und 
selbst  bei  einzelnen  Kategorieen  von  Beamten  Arreststrafen  decreti- 
ren  kann,  deren  Verhängung  überhaupt  den  Provinzialbehörden  zu- 
steht; es  fragt  sich  aber,  ob  den  Directionen  der  Privatgesellschaf* 
ten  vermöge  ihres  Verhältnisses  zu  den  Bahnpolizei-Beamten  die 
gleiche  Befugniss  gegeben  sei. 

Für  die  bejahende  Antwort  lässt  sich  der  $.  23  des  Eisen- 
bahngesetzes anführen,  indem  derselbe  bekanntlich  mit  ausdrückli- 
chen Worten  den  Gesellschaften  die  Handhabung  der  Bahnpolizei 
übertragt  und  bestimmt,  dass  das  von  dem  Handelsminister  zu  er- 
lassende Bahnpolizei-Reglement  das  Verhältniss  der  betreffenden 
Beamten  näher  festsetzen  soll.  Hieraus  Hesse  sich  der  Schluss  zie- 
hen, dass  jedenfalls  durch  das  Bahnpolizei-Reglement  den  Direetio- 
nen  das  Recht  zu  Ordnungs-  und  Arreststrafen  gegeben  werden 
könne. 

Indessen  glauben  wir  doch,  dass  man  sich  för  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht  entscheiden  muss.  Zunächst  ist  mit  der  Handha- 
bung polizeilicher  Functionen  keineswegs  nothwendig  das  Recht 
verbunden,  Ordnungsstrafen  gegen  untergebene  Beamten  festzu- 
setzen; ferner  erscheint  es  als  ganz  und  gar  der  Natur  der  Sache 
widersprechend ,  dass  einer  blossen  Privatbehörde  (was  die  Direc- 
tum einer  Privatbahn  ist)  gegen  Beamte ,   wenn  sie  auch  nur  flfr 
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vereinzelte  Verrichtung en  Beamte  sind,  ein  solches  i  m  p  e  r  i  u  m  zustehe, 
welches  vielmehr  nur  die  von  der  Staatsregierung  eingesetzten  Be- 
hörden haben  können.  Diese  Ansicht  wird  auch  durch  das  Gesetz 
vom  21.  Juli  1852  ausdrücklich  bestätigt,  indem  es  dort  im  g.  19 
heisst :  „  .  ..  den  von  der  Staatsregierung  eingesetzten 
„Behörden  der  Eisenbahnverwaltung  steht  die  Befugniss  zu,  ge- 
,gen  alle  ihnen  untergebene  Beamten  Geldbussen  bis  zu  \0  Thlr. 
„zu  verhängen." 

Es  kann  also  nicht  bezweifelt  werden ,  dass  bei  Privatbahnen 
nur  das  Commissariat  (beziehungsweise  der  Handelsminister)  Ord- 
nungsstrafen inclusive  Arreststrafen  gegen  die  Bahnpolizei- Beamten 
verhängen  kann.  Es  bleibt  hiernach  für  die  Gesellschaften  nur  übrig, 
sich  die  Befugniss  zu  den  Ordnungsstrafen  ausdrücklich  bei  Ab- 
schluss  der  Dienstverträge  zu  reserviren,  wie  dies  auch  den  Di- 
rectionen  durch  einige  Bahnpolizei-Reglements  ausdrücklich  zur 
Pflicht  gemacht  wird.'  Diese  Art  von  Ordnungsstrafen  geht  indes- 
sen nicht  aus  dem  Disciplinargesetze  hervor ,  sondern  ist  lediglich 
eine  durch  den  Dienstverlrag  autorisirte  Verfügung;  ihr  Fundament 
ist  der  Vertrag;  es  kann  daher  auch  der  Direction  in  keiner  Weise 
die  Befugniss  zu  Arreststrafen  eingeräumt  werden,  indem  die 
persönliche  Freiheit  ein  unveräusserliches  Gut  ist  und  niemals  Ge- 
genstand eines  Vertrages  sein  kann. 

Auf  der  andern  Seite  kann  und  muss  der  Dienstvertrag  (wenn 
nicht  die  Sicherheit  des  Betriebes  gefährdet  werden  soll)  der  Di- 
rection grössere  Rechte  gegen  die  Bahnpolizei-Beamten  (wie  über- 
haupt gegen  die  Beamten  der  Eisenbahn)  geben,  als  der  Slaat  sie 
an  sich  gegen  seine  Beamten  hat,  die  er  nur  auf  dem  Disciplinar- 
wege  entlassen  kann,  und  hier  bedarf  es  keiner  weitern  Ausfüh- 
rung, dass  die  Direction  nicht  an  die  Einleitung  eines  Disciplinar- 
verfahrens  gebunden  ist,  sondern  ihre  Beamten  stets  mit  oder  ohne 
Kündigung  entlassen  darf,  in  wie  weit  sie  hierzu  durch  den  Dienst- 
vertrag ermächtigt  ist. 

§.    101. 

h  Gemäsahett  des  $.  15Nro.  4  des  Disciplinargesetzes ,  welcher 
dts  Staatsministerium  ermächtigt,  in  der  Eisenbahnverwaltung  dieje- 
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»igen  Beamtenkategorieen  specieli  zu  bezeichnen  ,  gegen  weide 
Arreststrafen  verhängt  werden  können,  ist  der  folgende  Bescbluss 
des  Staatsministeriuras  vom  26.  November  1853  (Hin.- 
Blatt  d.  inn.  Verw.  1854  pag.  2)  ergangen: 

Auf  Grand  des  §.15  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1852  beschliesst  das 
Staatsministerium,  dass  im  Ressort  des  Ministeriums  für  Handel  etc.  etc.  n 
denjenigen  Beamten,  gegen  welche  Arreststrafen  im  Dfeciplinarwege  zur  An- 
wendung gebracht  werden  können,  ausser  den  im  gedachten  §.15  bezeichneten 
Beamten-Kategorieen  zu  rechnen  sind: 
bei  der  Eisenbahnverwaltung 

Bahnwärter, 

Schaffner, 

Heizer, 

Weichensteller, 

Wiegemeister. 

Hierbei  ist  jedoch  zu  bemerken ,  dass  vorstehender  Beschluss 
nur  für  die  Staatsbahnen  ohne  Einschränkung  gilt,  aber  bei  Privat- 
bahnen auf  Heizer  und  Wiegemeister  keinen  Bezug  hat,  indem  die- 
selben der  Natur  der  Sache  nach  keine  Bahnpolizei-Beamten  sind 
(wie  auch  in  der  That  keines  der  bestehenden  Reglements  ihnen 
diese  Eigenschaft  beilegt)  und  daher  auch,  da  sie  weder  im  un- 
mittelbaren noch  im  mittelbaren  Staatsdienste  stehen,  nach  dem  aus 
§.  1  des  Disciplinargesetzes  zu  ziehenden  Argument  der  Disciplin 
der  Eisenbahn-Commissariate  nicht  unterliegen. 

Im  Interesse  der  dienstlichen  Beaufsichtigung  der 
Eisenbahnpolizei- Beamten  sollen  die  gegen  dieselben  eingeleiteten 
Untersuchungen  und  ergangenen  Straferkenntnisse  Seitens  der  Staats- 
anwaltschaft den  vorgesetzten  Dienstbehörden  mitgetheilt  werden : 

Verfügung  des  Justisministers  vom  12.  Juli  1852  (Justiz- 
Mi  n.- Blatt  1852  pag.  250  Nro.  72), 

Auf  den  Antrag  des  Herrn  Ministers  für  Handel ,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Arbeiten  werden  die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  hierdurch  angewie- 
sen, in  Untersuchungen  gegen  Eisenbahnpolizei-Beamte  diejenigen  Mittheil un- 
gen,  welche  nach  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  29.  Juli  v.  J.  (Justiz-Min.- 
Blatt  1851  pag.  230)  'Nro.  5  bei  Untersuchungen  gegen  Beamte  der  vorge- 
setzten Dienstbehörde  su  machen  sind,  an  die  Königl.  EUenbahn-CornnBisAriÄte 
zu  richten.. 
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Nro.  5  der  allegirten  Verfügung  vom  29.  Juli  185  1: 
Wenn  ein  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  Staatsdienste  stehender  Beamter 
wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  zur  Untersuchung  gezogen  wird,  so 
ist  sofort  nach  erfolgter  Einleitung  von  derselben  unter  kurzer  Angabe  der 
Veranlassung  oder  unter  Mittheilung  der  Anklageschrift  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde des  Angeschuldigten  Nachricht  zu  geben  und  derselben  demnächst 
auch  der  Tenor  der  ergangenen  Entscheidung  mitzutheilen. 

Hinsichtlich  der  Uebertretung  bedarf  es  einer  Mittheilung  nur,  wenn  auf 
Strafe  erkannt  wird.  In  diesem  Falle  wird  der  Tenor  der  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung mitgetheilt. 

Allgemeine  Verfügung  des  Justizministers  vom  18.  Aug. 
1851  (Justiz-Min.-Blatt  1852  pag.  303  Nro.  95). 

Durch  die  auf  den  Antrag  des  Herrn  Ministers  rar  Handel  etc.  erlassene 
Verfügung  vom  12.  Juli  d.  J.  sind  die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  ange- 
wiesen worden,  diejenigen  Mittheilungen,  welche  bei  Untersuchungen  gegen 
Beamte  nach  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  29.  Juli  1851  Nro.  5  der  vor- 
gesetzten Dienstbehörde  zu  machen  sind,  in  den  Untersuchungen  gegen  Eisen- 
bahnpolizei-Beamte an  die  Eönigl.  Commissariate  zu  richten. 

Da  nach  einem  fernem  Schreiben  des  Herrn  Handelsministers  die  Beamr 
ten  der  Staats-Eisenbahnen,  so  wie  der  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Fri- 
Tat-Eisenbahnen  von  den  Eönigl.  Eisenbahndirectionen  ressortiren,  so  wird  die 
obige  Anweisung  näher  dahin  bestimmt ,  dass  die  bezüglichen  Mittheilungen 
nur  hinsichtlich  der  Bahnpolizei-Beamten  der  Frivat-Eisenbahngesell- 
ichaften  den  Eisenbahn-Commissariaten,  dagegen  hinsichtlich  der  Bahnpoli- 
zei-Beamten der  Staats-Eisenbahnen,  so  wie  der  unter  Staatsver- 
waltung stehenden  Frivat-Eisenbahnen  den  betreffenden  Eönigl. 
Directionen  zu  machen  sind. 

ABSCHNITT    III. 

Von  den  Beamten  der  Staatsbahnen  und 

der  unter  Staatsverwaltung  stellenden 

Privat-Elsenbahnen, 

§•     102. 
An  der  Spitze   der   Verwaltung    der  eigentlichen   Staatsbah- 
nen11) stehen   Königl.  Eisenbahndirectionen,  welchen  die   Qualität 
König!,  Behörden  beigelegt  ist. 

*)  Unter  Staatsbahnen  sind  solche  zu  verstehen,  welche  Eigenthnm  des  Staa- 
tes sind  und  für  dessen  Rechnung  verwaltet  werden. 
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Während  den  Directionen  der  Privatgesellschaften  oben  in 
$.100  jede  Disciplinargewail  ab  solche  (unbeschadet  jedoch  der 
durch  den  Dienstvertrag  begründeten  Rechte)  abgesprochen  wer- 
den musste,  haben  die  Königl.  Directionen  gegen  ihre  Beamten  alle 
diejenigen  Disciplinarbefugnisse ,    welche  das  Gesetz  vom  21.  Juli 

1852  den  unter  Provinzialbehörden  stehenden  Behörden  zuspricht 
Dagegen  können  sie  auf  die  weiter  gehende  Discipltnarbefugniss 
von  Provinzialbehörden  und  auf  das  den  letztern  zustehende  Recht 
zur  Erhebung  eines  Competenz-Conflicts  keinen  Anspruch  machen; 
denn,  wenn  es  auch  an  einem  Mittelgliede  zwischen  dem  Handels- 
ministerium und  den  Königl.  Eisenbabndirectionen  (die  weder 
unter  einem  Eisenbahn-Coramissariat  noch  unter  ei- 
ner Bezirksregierung  stehen)- fehlt,  so  ist  ihnen  doch  durch 
kein  Gesetz  die  Qualität  von  Provinzialbehörden  beigelegt. 

Für  diejenigen  Privat-Eisenbahnen  ,  deren  Verwaltung  der 
Staat  übernommen  hat,  sind  ebenfalls  Königliche  Directionen  ein- 
gesetzt, von  denen  dasselbe  gut,  was  so  eben  von  den  Di- 
rectionen der  Staatsbahnen  gesagt  worden  ist,  in  sofern  nicht 
ihre  Amtswirksamkeit  durch  die  zwischen  der  Staatsregierung 
und  den  betreffenden  Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Ver- 
träge, welche  einem  von  den  Actionären  gewählten  Administrations- 
rathe  oder  Ausschuss  eine  gewisse  Mitwirkung  belassen ,  modifi- 
cirt  wird. 

§.     103. 

Die  übrigen  Angestellten  der  Staatsbahnen  und  der  unter 
Staatsverwaltung  stehenden  Privat-Eisenbahnen  sind  nicht  notwen- 
dig Staatsdiener,  indem  auch  mit  ihnen  blosse  Dienstverträge  ab- 
geschlossen sein  können.  Ist  Letzteres  der  Fall,  so  gilt  für  ihr 
Verhältniss  zu  den  Directionen  und  zu  dem  Publikum  (auch  in  so- 
fern als  sie  Bahnpolizei-Beamte  sind)  alles  in  dem  vorigen  Ab- 
schnitt Gesagte,  mit  der  Hodification  jedoch,  dass  der  oben  im 
§.  10  i   abgedruckte  Staats-Ministerialbeschluss  vom  26.  November 

1853  für  Staatsbahnen  und  unter  Staatsverwaltung  stehende 
Privatbahnen  ganz  allgemein  und  ausnahmslos  anwendbar  ist,  so 
dass  also  hier  auch  Heizer  und  Wiegemeister  (einerlei  ob  sie  sonst 
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die  Qualität  von  Staatsdienern  haben  oder  nicht)  mit  Arreststrafen 
(als  Ordnungsstrafen)  belegt  werden  dürfen,  obgleich  sie  an  und 
für  sich  nicht  mit  Notwendigkeit  zu  den  Bahnpolizei-Beamten  zu 
rechnen  sind» 

Natürlich  werden  die  Angestellten  der  dem  Staate  gehörenden 
und  unter  seiner  Verwaltung  stehenden  Bahnen  sehr  häufig  Staats- 
diener sein ;  aber  diese  Qualität  richtet  sich  lediglich  nach  dem 
Modus  ihrer  Anstellung  oder  auch  ihrer  schon  vor  der  Anstellung 
vorhandenen  Staatsdiener-Qualität 

Sind  die  Angestellten  jedoch  Staatsdiener  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes,  so  inuss  man  sie  als  unmittelbare  Staatsdiener  betrach- 
ten; mithin  ist  auch  das  Disciplinargesetz  vom  21.  Juli  1852  voll- 
ständig auf  sie  anwendbar ,  einerlei  ob  sie  zugleich  Bahnpolizei- 
Beamte  sind  oder  nicht. 

Hinsichtlich  der  Befugnisse  und  Pflichten  der  Bahnpolizei- 
Beamten  ist  auf  den  vorigen  Abschnitt  zu  verweisen,  wobei  je- 
doch Alles  dasjenige  ausser  Anwendung  bleibt,  was  sich  auf  die  be- 
sondern Verhältnisse  der  Privat-Eisenbahnges  ellschaften  mit  eigener 
Verwaltung  bezieht. 

Die  Gesuche  um  Anstellung  sind  nicht  bei  dem  Handelsminister, 
sondern  bei  den  betreffenden  Königl.  Directionen  einzureichen. 

Bekanntmachung  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Arbeiten  vom  28.  November  1849  (Min.-Blatt  d.  inn. 
Verw.  1849,  S.  248  Nro.  366). 

Die  zahlreichen  bei  dem  Minister  für  Handel ,  Gewerbe  und  öffentliche 
Arbeiten  eingehenden  Gesuche  um  Anstellung  bei  den  Staats-Eisenbahnen  und 
der  Staats-Telegraphie  geben  mir  Veranlassung  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  derartige  Gesuche  zunächst  bei  den  mit  der  Leitung  der  gedachten  Un- 
ternehmungen beauftragten  Behörden  —  der  Direction  der  Ostbahn  zu  Brom- 
berg, der  Direction  für  die  Westphälische  Eisenbahn  zu  Soest  und  der  Com- 
nÜMion  (nunmehr  Direction)  für  die  Saarbrücker  Eisenbahn  zu  Saarbrücken, 
Tcspective  bei  der  Telegraphen-Di rection  hierselbst  —  anzubringen  sind ,  un- 
mittelbare Bewerbungen  bei  dem  Ministerium  aber  auf  Berücksichtigung  nicht 
hl  rechnen  haben. 

Ueber  die  vorzugsweise  Berücksichtigung  von  Militär-Invaliden 
for  Besetzung  einzelner  Stellen  sind  folgende  Verfügungen  ergangen: 
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Beschluss  des  Staatsministeriums  vom  19.  Nor.  185  1 
(Min.-Biatt  d.  inn.  Verw.  1851  pag,  278  Nro.  302). 

Das  Staataministerium  hat  in  seiner  Sitzung  vom  23.  August  c  beschlos- 
sen, den  Staats-Ministerialbeschluss  vom  12.  October  1837  ad  3  dahin  xa 
ergänzen,    dass  bei  den  Staats-Eisenbahnen  die  Stellen 

1)  der  Bahnwärter, 

2)  der  Weichensteller, 

3)  der  Perron-Diener, 

4)  der  Fortiers, 

5)  der  Nachtwächter, 

6)  der  Wiegemeister, 

7)  der  Schmierer, 

8)  der  Bureau-£)iener; 

9)  der  Cassenboten 

ausschliesslich  aus  der  Zahl  der  mit  Civil-Versorgungsschein  versehenen  Mili- 
tär-Invaliden zu  besetzen  sind.  —  Die  Stellen  der  Schaffher  und  Bremser  da- 
gegen können  ausser  durch  Militär- Invaliden  auch  durch  12  Jahre  gedient 
habende  Unteroffiziere  gesetzt  werden. 

Bekanntmachung  des  Kriegsministeriums  und  des  allge- 
meinen Kriegs-Departements  vom  1 4.  Januar  1852  (Min.-Blatt 
d.  inn.  Verw.  1852  pag.  1  Nro.  1). 

Das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  hat  dem 
für  die  Staats-Eisenbahnen  unter  dem  19.  Nov.  praeteriti  ergangenen  Staats- 
Ministerialbeschlus8e,  nach  welchem  die  daselbst  bezeichneten  Stellen  ausschliess- 
lich aus  der  Zahl  der  mit  Civil- Versorgungsscheinen  versehenen  Militär-Inra- 
liden  besetzt  werden  sollen  ,  auch  Anwendung  auf  die  unter  EönigL  Verwal- 
tung Stehenden  Privat  -  Eisenbahnen  gegeben  und  demgemäss  die  Königl.  Di- 
rectionen  der  letzteren  mit  entsprechender  Anweisung  versehen,  was  hierdurch 
zur  allgemeinen  Eenntniss  gebracht  wird. 

Erlass    des    Ministeriums    für    Handel  etc.    an  die  Königl 

Direction    der    N.  Eisenbahn    und   abschriftlich an 

sämmtliche  übrige  Directionen  der  Staats-  und  unter  Staats- 
verwaltung stehenden  Eisenbahnen,  so  wie  an  sämmtliche 
Königl.  Regierungen,  wegen. Mittheilung  jährlicher  Nachwei- 
sungen der  im  Geschäftsbereiche  der  Eisenbahnverwaltnng 
angestellten  versorgungsberechtigten  Militärs  an  die  Königl. 
Regierungen  vom  13.  Mai  18  5  4  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1854  pag. 
123  Nro.  155). 
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Auf  den  Beriebt  vom  16.  Februar  d.  J.  erwiedere  icb  de*  Königl.  Di- 
rection,  dass  namentliche  Uebersichten  der  im  Bereicbe  derselben  zur  Anstel- 
lung gelangten  Militär- An  Wärter  in  Zukunft  weder  mir,  noch  dem  Hrn.  Kriegs- 
mioister  einzureichen  sind,  da  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  allegirten  an 
die  Regierangen  erlassenen  Rescripts  vom  25,  Januar  1827  (AnnalenXI,  21) 
durch  spätere  Erlasse  aufgehoben  worden  sind.  Dagegen  ist  von  Seiten  des 
Herrn  Kriegsministers  der  Wunsch  ausgesprochen  worden,  dass  in  die  demselben 
in  Gemässheit  des  Rescripts  vom  15.  October  1845  (Min.-Blatt  pag.  309)  von 
den  Regierungen  alljährlich  vorzulegenden  nur  summarischen  Nachweisungen 
der  im  diesseitigen  Kessort  angestellten  Militärpersonen  auch  die  im  Geschäfts- 
bereiche der  Eisenbahndirectionen  angestellten  versorgungsberechtigten  Invali- 
den mit  aufgenommen  werden.  Die  Königl.  Directum  veranlasse  ich  daher, 
eine  summarische  Nachweisung  der  letztgedachten  Personen  alljährlich  den  be- 
treffenden Regierungen,  in  deren  Bezirken  die  Anstellung  erfolgt,  einzusenden 
und  sich  zu  diesem  Behufe  mit  denselben  wegen  der  Termine,  innerhalb  wel- 
cher die  Nachweisungen  anzufertigen  sind,  in  Verbindung  zu  setzen. 

Hinsichtlich  der  Uniformirung  der  Beamten  ist  bereits  im 
$.  93  erwähnt,  dass  dieselben  auf  der  Dienstmütze  über  der  klei- 
nen Cocarde  ein  geflügeltes  Rad  mit  der  Krone  darüber  tragen  sollen. 

Ueber  das  Verhalten  der  Staats-Eisenbahnbeamten  dem  Publi- 
kum gegenüber  verfügt  die 

CirculaT  -  Verfügung  des  Ministers  für  Handel  etc.  an 
limmtliche  Königl.  Eisenbahndirectionen  vom  10.  Dec.  1855 
(Mk-Blait  1855  pag.  250  Nro.  221): 

Obwohl  die  Beamten  der  Staats-  und  der  unter  Königl.  Verwaltung  ste- 
ilenden Eisenbahnen  im  §.  3  des  Betriebs-Reglements  (Min.-Blatt  1853  pag. 
207)  zu  einem  mit  Wahrung  der  Dienstpflichten  sehr  wohl  vereinbaren ,  be- 
scheidenen und  höflichen  Benehmen  gegen  das  Publikum  angewiesen  sind, 
die  Weisung  auch  zum  Oeftern  eingeschärft  worden  ist,  so  sind  doch  in  neue- 
rer Zeit  wiederum  von  glaubhafter  Seite  Beschwerden  über  unfreundliches  und 
«ihftffiches  Betragen  der  Staats-Eisenbahnbeamten  gegen  das  Publikum  zu  mei- 
ner Kenntnis»  gebracht  worden.  Es  ist  mein  entschiedener  Wille,  diesen  Miss- 
fo«»eh  gründlich  abzustellen.  Die  Königl.  Direction  veranlasse  ich  daher,  den 
Betinten,  welche  mit  dem  Publikum  in  Berührung  kommen,  insbesondere  den- 
jenigen, welchen  der  Fahrdienst  anvertraut  ist,  durch  ein  jedem  Einzelnen  in 
tneinem  Auftrage  zuzufertigendes  Circular  diese  meine  bestimmte  Willensmei- 
mmg  nochmals  nachdrücklich  einzuschärfen  und  denselben  zu  eröffnen ,  dass 
herrisches,  unwillfahriges  oder  ungeziemendes  Benehmen  im  dienstlichen  Ver- 
Eisenbahnrecht  IL  5 
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kehr  mit  dem  Publikum  nach   Befinden   mit  Verweis ,    Ordnungsstrafen  oder 
Entlassung  ans  dem  Dienst  unnachsichtlich  geahndet  werden  wird. 

Den  Königl.  Directionen  mache  ich  zur  Pflicht,  über  die  strenge  Befol- 
gung dieser  Vorschrift  zu  wachen  und  durch  mündliche  Belehrung  und  eigene 
Beobachtung  dahin  zu  wirken,  dass  die  Eisenbahnbeamten  ihre  Stellung  richtig 
auffassen.  Auch  ist  darauf  zu  halten ,  dass  der  Vorschrift  im  $.  6  des  Be- 
triebs-Beglements  entsprechend ,  in  den  Wartesälen  das  Beschwerdebuch  ftr 
Jedermann  zugänglich  ist. 

lieber  die  Mitwirkuno;  der  Eisenbahn-Baumeister  zur  Erhal- 
tung der  Ordnungsmässigkeit  des  Eisenbahndienstes  und  Betriebes 
und  über  die  Pflicht  aller  Beamten,  dem  reisenden  Publikum  be- 
reitwillige Auskunft  zu  ertheilen,  bestimmt  die 

Circular-Verfügung  des  Ministeriums  f&r  Handel  etc.  si 
sämmtliche  Königl.  Eisenhahndirectionen  vom  4.  Jan.  1&56 
(Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1856,  pag.  21  Nro.  13): 

•  Ich  finde  es  angemessen,  den  Eisenhahn-Baumeistern  hei  den  Staats-  «od 
den  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Eisenhahnen  ausdrücklich  die  Verpflich- 
tung aufzuerlegen,  von  allen  von  ihnen  seihst  wahrgenommenen  oder  sonst  n 
ihrer  Eenntniss  gekommenen  aussergewöhnlichen,  dienstwidrigen  oder  ungehö- 
rigen Vorgängen  hei  dem  Betriebe,  wie  bei  dem  Personen-  und  GüterbefÖide- 
rungswesen  der  vorgesetzten  Königl.  Direction  sofort  Anzeige  zu  machen,  da- 
mit auch  auf  diesem  Wege  dahin  gewirkt  werde ,  die  Ordnungsmässigkeit  des 
gesammten  Dienstes  überall  thunlichst  zu  überwachen  und  zu  fördern. 

Da  aus  den  Eisenbahn-Baumeistern  in  der  Regel  die  Betriebs-Inspectorei 
und  aus  diesen  wieder  die  technischen  Mitglieder  der  Eisenbahndirectionen  m 
wählen  sein  werden,  so  empfiehlt  es  sich,  denjenigen  Baumeistern,  welche  dazu 
Lust  und  Fähigkeit  zeigen,  Gelegenheit  zu  geben,  sich  auch  mit  den  techni- 
schen und  administrativen  Betriebsangelegenheiten  bekannt  zu  mächen. 

Indem  ich  die  Königl.  Direction  anweise,  hiernach  das  Weitere  zu  rem- 
lassen,  bemerke  ich  zugleich,  dass  alle  Beamte,  wenn  sie  von  dem  reisenden 
Publikum  in  dem  Bahnbereich  um  Auskunft  ersucht  werden,  solche,  soweit  sie 
es  vermögen,  bereitwilligst,  auch  über  Gegenstände,  die  nicht  unmittelbar  tu 
ihrem  Geschäftskreise  gehören,  zu  ertheilen  haben  und  dasselbe,  zumal  wenn 
der  Ressortbeamte  nicht  sofort  zur  Hand  ist,  nicht  mit  der  Bemerkung,  dast 
sie  der  Gegenstand  nichts  angehe,  unfreundlich  abfertigen  dürfen. 

Hinsichtlich  der  Unzulässigkeit  des  Betriebes  der  Restauration 
durch  Stations-Aufseher  erging  die 

Verfügung  des  Ministeriums  für  Handel  etc.  a~n  die  KgL 
Direction   der   Ostbahn  zu   Bromberg    und   abschriftlich   sir 
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Kenntnissnahme  und  gleichmäss  i  gen  Beachtung  an  sEmmt- 
liche  übrige  Königl.  Eisenbahndirectionen  vom  10.  Januar 
18  5  6  (Min.-Blatt  1856,  pag.  21  Nro.  14): 

Der  Königl.  Direction  eröffne  ich ,   dass    auf   den  kleineren 

Stationen  die  Uebertragung  des  Restaurationsgeschäfts  an  die  Stations-Aufseher 
grundsätzlich  nicht  gestattet  werden  kann.  Auf  den  kleinen  Stationen,  wofür 
kein  anderer  geeigneter  Restaurateur  sich  findet,  ist  es  unbedenklich,  die  Sta- 
tions-Restauration ganz  eingehen  zu  lassen.  Für  die  durchgehenden  Reisen- 
den ist  das  Fortbestehen  der  Restaurationen  auf  solchen  kleinen  Stationen 
kein  Bedürfnis*,  und  für  die  wenigen  ab-  und  zugehenden  Reisenden  wird  es 
in  der  Regel  nicht  an  Gelegenheit  fehlen ,  in  benachbarten  Gasthäusern  sich 
die  erforderlichen  Erfrischungen  zu  verschaffen.  Gibt  es  kein  Gasthaus  in  der 
tfihe,  so  wird  dessen  Einrichtung  schon  durch  das  Eingehen  der  Bahnhofs- 
Bestaoration  gefördert  werden,  und  mag  nötigenfalls  zu  diesem  Zweck  die 
frirt,  mit  welcher  die  Stations-Restauration  aufhört,  zeitig  vorher  bekannt  ge- 
macht werden. 

Die  Königl,  Direction  hat  hiernach  zu  verfahren  und  demgemäss  auch 
tof  allen  Stationen ,  auf  welchen  den  Stations- Aufsehern  der  Betrieb  des  Re- 
stanrationsgeschäffcs  bereits  übertragen  ist,  dieses  Verhältniss  baldthunlichst 
durch  Kündigung  der  betreffenden  Pachtverträge  zu  lösen. 


5* 


CAPITEL  YI. 

Von  dem  Betriebe  der  Eisenbahnen. 


§.  104. 

Die  für  den  Betrieb  bestehenden  polizeilichen  Bestimmungen 
sind  im  Allgemeinen  sowohl  bei  denjenigen  Bahnen,  die  im  Eigen- 
tum oder  bloss  in  der  Verwaltung  des  Staates  stehen  ,  als  auch 
bei  denjenigen  Privatbahnen,  die  ihre  selbstständige  Verwaltung 
haben,  anwendbar.  Wo  sich  einzelne  Bestimmungen  nur  auf  beson- 
dere Arten  von  Bahneii  beziehen,  wird  dies  bemerkt  werden,  falls 
es  sich  nicht  sofort  von  selbst  ergibt. 

Für  die  von  Eisenbahngesellschaften  gebauten  Bahnen  verfügt 
der  §.  22  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838: 

Die  Bahn  darf  dem  Verkehr  nicht  eher  eröffnet  werden,  als,  nach  vor- 
gängiger Revision  der  Anlage ,  von  der  Regierung  die  Genehmigung  dam  er- 
theilt  worden. 

,  Die  Revision  soll  nach,  dem  Regulativ  vom  24.  Nov.  1848 
(cfr.  oben  §.  86)  durch  Commissarien  der  betreffenden  Bezirks- 
Regierungen  und  durch  die  Eisenbahn-Commissariate  gemeinschaft- 
lich vorgenommen  werden. 

Bei  denjenigen  Bahnen ,  welche  von  dem  Staate  gebaut  wer- 
den, kann  die  Genehmigung  der  Eröffnung  zum  Verkehr  nur  von 
dem  Handelsminisler  selbst  ertheilt  werden: 
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Circular-Besxsript  des  Ministers  für  Handel,  Gewerbe  u. 
öffentliche  Arbeiten  vom  6.  November  185  0  (Min.-Blatt  d.  inn. 
Verw.  1850,  pag.  352  Nro.  443)  : 

Mit  Bezug  auf  die  Vorschrift  des  §.22  des  Gesetzes  vom  3.  November 
1838  und  §.  1  des  Regulativs  vom  24.  November  1848  sehe  ich  mich  ver- 
anlasst ,  in  Betreff  des  Verfahrens  bei  der  Revision  vollendeter  von  einer 
Staatsbehörde  ausgeführter  Eisenbahnen  zu  bestimmen,  dass  die 
Revisionen  solcher  Bahnen  vor  deren  Eröffnung  durch  Commissarien  der  Kgl. 
Begiernngen,  m  deren  Bezirken  sie  belegen,  unter  Theilnahme  der  mit  der 
Ausführung  des  Baues  beauftragten  Behörde,  so  zeitig  erfolgen  soll,  dass  et- 
waigen erheblichen  Mangeln  noch  früh  genug  abgeholfen  werden  kann.  Ueber 
die  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  mittels  gemeinschaftlichen  Be- 
richts mir  vorzulegen.  Ich  werde  sodann  darüber  selbst  bestimmen ,  ob  und 
wann  die  Bahn  dem  Betriebe  zu  übergeben  sei. 

ABSCHNITT     I. 
Bahnpolizei  -  Reglements. 

§.  105. 

Die  einzelnen  Privatbahnen  finden  die  bei  ihrem  Betriebe  zu  be- 
folgenden polizeilichen  Vorschriften  hauptsächlich  in  ihren  Bahn- 
polizei-Reglements. Der  Handelsminister  erlässt  dieselben,  ohne  dass 
er  an  das  einmal  erlassene  Reglement  gebunden  wäre.  Es  handelt 
sich  hier  vielmehr  nur  von  einem  einseitigen  Acte  des  Ministers, 
der  an  dem  Reglement  später  jede  ihm  beliebende  Abänderung 
und  Ergänzung  vornehmen  kann. 

Da  wir  hier  nur  das  allgemein  Gültige  und  jedenfalls  die  für 
speciale  und  locale  Verhältnisse  erlassenen  Verfügungen  nur  in 
sofern  geben  wollen ,  als  die  darin  entwickelten  oder  befolgten 
Grundsätze  wenigstens  analogisch  eine  allgemeine  Geltung  haben, 
so  können  die  einzelnen  Bahnpolizei-Reglements  hier  nicht  abge- 
druckt werden.  Wir  wollen  nur  summarisch  ihren  Inhalt  angeben. 
Sie  stimmen  meistens  in  allen  wesentlichen  Punkten  überein. 

Sie  benennen  diejenigen  Angestellten,  welche  als  Bahnpolizei- 
Beamte  betrachtet  werden  sollen,  handeln  von  den  Erfordernissen, 
die  von  ihnen  verlangt  werden,  von  der  Art  und  Weise  ihrer  Ver- 
eidang,  von  ihrer  Amtswirksamkeit  und  setzen  ihr  Verhältniss  zu 
den  sonstigen  Polizeibehörden  und  zu  den  Dit-ectionen  fest.  Dann 
folgen  die  polizeilichen  Bestimmungen  ,    welche   das  Publikum  zu 
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beachten  hat,  und  die  Strafen  fiir  die  Ueberlretung  derselben  unter 
Angabe  der  Fälle,  in  denen  die  Bahnpolizei-Beamten  zur  Arreti- 
rung  befugt  sind.  Hierauf  werden  diejenigen  Pflichten,  welche  der 
§.  24  des  Eisenbahngesetzes  den  Gesellschaften  schon  im  Allge- 
meinen auferlegt,  näher  präcisirt ,  *}  namentlich  in  Bezug  auf  Zu- 
stand, Unterhaltung  und  Bewachung  der  Bahn  und  Einrichtung  der 
Betriebsmittel,  und  diejenigen  Haassregeln  vorgeschrieben,  welche 
zur  Sicherung  des  Betriebes  ergriffen  werden  müssen;  wohin  z.B. 
die  Angabe  der  grössten  zulässigen  Geschwindigkeit,  die  Anordnung 
der  nothwendigen  Signale  und  andere  in  dieses  Gebiet  einschla- 
gende Verfügungen  gehören.  Den  Schluss  bilden  Bestimmungen  in 
Betreff  der  Aufsicht  der  Staatsbehörden  über  die  Bahnpolizei. 

§.106. 

Zur  Sicherung  des  Betriebes  auf  den  Preimischen  Staats- 
Eisenbahnen  sind  nachstehende  allgemeine  Bestimmungen  erlas- 
sen worden  : 

Circular-Rescrip.t  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Arbeiten  vom  2  7.  Juli  18  5  0  (Min. -JBlatt  d.  hm. 
Verw.  1850,  pag.  286  Nro.  387) : 

1,    Zustand,   Unterhaltung  und  Bewachung  der  Bahn. 

§.  1.  Die  Bahn  muss  fortwährend  in  einem  solchen  baulichen  Zustande 
gehalten  werden,  dass  dieselbe  ohne  Gefahr  und  mit  Ausnahme  der  in  Repara- 
tur befindlichen  Strecken  mit  der  im  §.  25  festgestellten  grössten  zulässigen 
Geschwindigkeit  befahren  werden  kann;  diejenigen  Strecken,  welche  nicht  mit 
der  grössten  zulässigen  Geschwindigkeit  befahren  werden  dürfen,  sind  als  solche 
durch  bestimmte,  vom  Zuge  aus  sichtbare  Signale  zu  bezeichnen. 

§.  2.  Die  zur  Befahrung  dienenden  Bahnstrecken  müssen  fortwährend  in 
solcher  Breite  freigehalten  werden,  dass  Gegenstände,  deren  Oberfläche  nicht 
mehr  als  einen  Fuss  über  den  Schienen  erhöhet,  mindestens  5  Fuss  3  Zoll, 
alle  höhere  Gegenstände  6l/2  Fuss  von  der  Mittellinie  des  nächsten  Geleises 
entfernt  bleiben. 

§.  3.  Die  Vorrichtungen  zum  Stellen  der  Ausweichungen  ausser  den 
Bahnhöfen,  für  welche  keine  besondere  Wärter  angestellt  sind,    müssen,  wenn 

*)  §.  24  des  Eisenbahngesetzes:  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Bahn 
nebst  den  Transport- Anstalten  fortwährend  in  solchem  Stande  zu  erhal- 
ten, dass  die  Beförderung  mit  Sicherheit  und  auf  die  der  Bestimmung  des 
Unternehmens  entsprechende  Weise  erfolgen  könne;  sie  kann  hierzu  im 
Verwaltungswege  angehalten  werden. 
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sie  licht  gebraucht  werden,  in  solcher  Weise  verschlossen  sein,  dass  sie  nicht 
bewegt  werden  können.  Es  sind  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  der  richtige 
Stand  solcher  Weichen  ausser  den  Bahnhöfen  auf  mindestens  1000  Fuss  Ent- 
fernung vom  Zuge  ans  zu  erkennen  ist. 

§.  4.  Die  Bahn  muss ,  so  weit  es  zur  Abhaltung  von  Menschen  und 
Thieren  nothwendig  erachtet  wird,  eingefriedigt  werden. 

Die  Wegeübergänge  in  gleicher  Ebene  mit  der  Bahn  sind  mit  starken, 
leicht  sichtbaren  Barrieren  zu  versehen.  Die  Entfernung  der  verschlossenen 
Barriere  von  der  Mitte  des  nächsten  Bahngeleises  soll  mindestens  12  Fuss  be- 
tragen. Bei  Drehbarrieren,  welche  nach  der  Bahn  zu  aufschlagen,  sind  für 
die  geöffneten  Barriereflügel  die  Bestimmungen  des  §.  2  zu  beobachten. 

Wenn  öffentliche  Wege  unmittelbar  neben  der  Eisenbahn  in  gleicher 
Ebene  mit  derselben  oder  höher  angelegt  sind ,  so  wird  zwischen  Weg  und 
Eisenbahn  die  Anlage  von  Schutzwehren  erforderlich.  Graben  mit  Sejtenauf- 
worf  sind  als  solche  anzusehen. 

§.  5.  Die  Bahn  muss  so  lange  bewacht  werden,  als  möglicher  Weise 
loch  Zöge  oder  einzelne  Lokomotiven  auf  derselben-  zu  erwarten  stehen.  Min- 
destens 5  Minuten  vor  dem  Eintreffen  des  Zuges  werden  die  Barrieren  der 
Wegeübergänge  geschlossen.  Ausnahmen  in  unmittelbarer  Nähe  der  Bahnhöfe 
werden  von  der  EÖnigl.  Direction  besonders  festgestellt. 

Privat-  und  Feldwege,  welche  nicht  besonders  bewacht  sind,  sollen  mit 
einem  Schloas  versehen  sein,  welches  der  Wärter  10  Minuten  vor  dem  Ein- 
treffen verschliessen  und  nach  dem  Durchgange  des  Zuges  wieder  öffnen  muss. 

Zehn  Minuten  vor  dem  erwarteten  Eintreffen  des  Zuges  dürfen  Viehheer- 
den  nicht  mehr  über  die  Bahn  getrieben  werden.  Es  werden  solche  Einrich- 
togen  getroffen,  dass  den  Wärtern  die  Ankunft  der  Züge  mindestens  5  Minu- 
ten vorher  bekannt  wird. 

Im  Dunkeln  sollen,  so  lange  die  Barrieren  geschlossen  sind,  die  Wege- 
Iberg&nge  von  Chausseen  und  stark  befahrenen  Oommunalstrassen  erleuchtet 
•ein.  Auf  den  Bahnhöfen  sind  mindestens  V2  Stunde  vor  und  lfy  Stunde  nach 
der  Ankunft  und  dem  Abgange  der  Züge  die  Perrons  und  Abfahrten  zu  er- 
leuchten. 

Täglich  vor  dem  ersten  Zuge  und  in  der  Begel  auch  vor  jedem  folgen- 
den Zuge  muss  die  Bahn  von  den  betreffenden  Wärtern  genau  nachgesehen 
werden,  damit  alle  Hindernisse  der  Fahrt  entfernt,  oder  die  nöthigen  Anstalten 
nr  Sicherung  derselben  getroffen  werden.  Ausnahmen  sind  unter  besondern 
Umstanden  durch  die  Direction  zu  bestimmen;  vor  jedem  Nachtszuge  muss 
jedoch  unbedingt  eine  Revision  stattfinden. 

f.  6.  Die  Bahn  ist  mit  Abtheilungszeichen  zu  versehen ,  welche  vom 
Zöge  aus  deutlich  zu  erkennen  sind,  und  Entfernungen  von  ganzen  und  V100 
Heuen  angehen.  Eben  so  sind  an  den  Wechselpunkten  der  Gefälle  Pfähle 
«uzustellen,  an  deren  steigend  oder  fallend   oder"  horizontal  angeordneten  Ar- 
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men  die  Steigungen  der  Bahn,  durch  Angabe  der  Verhältnisse  der  Höhen  xu 
den  Längen,  deutlich  erkennbar  zu  bezeichnen  sind. 

Zwischen  den  zusammenlaufenden  Schienensträngen  ist  ein  Markirpfah 
aufzustellen,  welcher  die  Grenze  anzeigt,  wie  weit  in  jedem  Bahngeleise  Wagen 
vorgeschoben  werden  können,  ohne  den  Durchgang  derselben  auf  dem  andern 
zu  hindern. 

IL    Einrichtung  und  Zustand  der  BetrlefcsaiHtel. 

§.  7.  Die  Betriebsmittel  sollen  fortwährend  in  einem  solchen  Zustande 
gehalten  werden ,  dass  die  Fahrten  mit  der  grössten  zulässigen  Geschwindig- 
keit (§.  25)  ohne  Gefahr  stattfinden  können. 

§.  8.  Lokomotiven  dürfen  erst  in  Betrieb  gesetzt  werden ,  nachdem  sie 
einer  technisch-polizeilichen  Prüfung  unterworfen  und  als  sicher  befunden  sind. 

Die  bei  der  Revision  als  zulässig  erkannte  Dampfspannung  ist  am  Stande 
des  Lokomotivführers  sichtlich  auf  der  Maschine  zu  bezeichnen. 

In  dem  Lokomotivschuppen  der  Hafeptstationen  sind  offene  Quecksilber- 
Manometer  so  anzubringen,  dass  der  Dampfraum  jeder  geheizten  LokomotiYe 
durch  ein  Ansatzrohr  damit  verbunden  werden  kann. 

§.  9.  Es  ist  ein  Register  über  den  von  jeder  Maschine  zurückgelegten 
Weg  zu  führen. 

Jedesmal ,  wenn  dieselbe  im  Ganzen  eine  -  Strecke  von  höchstens  54W 
Meilen  Länge  durchlaufen ,  ist  der  Dampfkessel  zu  entblössen  und  mittels  ei- 
ner Druckpumpe  mit  heissem  Wasser  auf  das  Ein  -  und  Einhalbfache  des  ge- 
statteten Dampfdruckes  zu  probiren.  Bei  neuen  Maschinen  darf  der  zurück- 
gelegte Weg  bis  zur  ersten  Probe  10,006  Meilen  betragen.  Kessel,  welche 
bei  dieser  Probe  ihre  Form  ändern ,  dürfen  in  diesem  Zustande  nicht  wieder 
in  Gebrauch  genommen  werden.  Ueber  diese  Untersuchungen ,  mit  welchen 
zugleich  eine  Prüfung  aller  Maschinentheile  zu  verbinden  ist,  sollen  Verband» 
langen  aufgenommen  werden ,  in  denen  die  Ergebnisse  zu  verzeichnen  sind. 
Jede  Lokomotive  muss  mit  Bahnräumern,  mit  einer  Dampfpfeife,  mit  den  «h 
Speisung  des  Kessels  und  den  zur  jederzeitigen  Erkennung  des  Wasserstande! 
zweckdienlichen  Vorrichtungen  und  wenigstens  mit  zwei  Sicherheits- Ventilen 
versehen  sein,  von  welchen  das  eine  so  eingerichtet  sein  muss,  dass  die  Belas* 
tung  desselben  nicht  über  das  bestimmte  Maass  gesteigert  werden  kann. 

§♦  10.  Sämmüiche  Lokomotiven  sollen  mit  den  wirksamsten  Vorkehmi- 
gen  zur  Vorbeugung  des  Auswurfes  von  glühenden  Kohlen  und  Funken  ver- 
sehen werden. 

§.  11.  Der  mit  der  Lokomotive  verbundene  Tender  muss  mit  kräftigen 
Schraubenbremsen  versehen  sein,  deren  Handhaben  dem  Stande  des  Heizen 
so  nahe  liegen,  dass  sie  von  demselben  aus  leicht  angezogen  werden  können. 
Die  Bremsen  müssen  auf  beiden  Seiten  des  Tenders  unmittelbar  auf  sämmfrr 
liehe  Räder  desselben  wirken. 

§.  12.    Alle  in  fahrplanmäßigen  Zügen  gehende  Wagen  sollen  auf  F* 
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dem  ruhen  und  auf  beiden  Seiten  mit  Buffern  versehen  sein.  Bei  sechs-  und 
achträdrigen  Wagen  müssen  die  Buffer  und  Zughaken  auf  beiden  Seiten  elas- 
tisch sein.  Bei  vierrädrigen  Güterwagen  muss  dieses  wenigstens  auf  einer  Seite 
der  Fall  sein.  Alle  Rader,  welche  in  Lokomotivzügen  gehen,  müssen  schmie- 
deeiserne Radreifen  haben ;  die  Stärke  derselben  darf  bei  Lokomotiv-  und  Tcn- 
derradern  nicht  unter  3/| ,  bei  Wagenrädern  nicht  unter  2/3  Zoll  betragen. 

An  jedem  Ende  eines  jeden  Wagens  müssen  je ;  zwei  Sicherheitsketten  an- 
gebracht werden.  Dieselben  dürfen  nur  so  lang  sein,  dass  sie  an  beladenen 
Wagen  beim  freien  Herabhängen  noch  zwei  Zoll  über  der  Oberflache  der 
Schienen  bleiben. 

5.  13.     Ausser  der  Tenderbremse  müssen    in  jedem  Zuge  so  viel  kräftig 
wirkende  Bremsvorrichtungen  angebracht  sein ,    dass  bei   Steigungen  der  Bahn 
in  langem  Strecken,  bis  einschliesslich 
/  (  Personenzügen  der  6te 

'  80°  bC1   \  Güterzügen         n    8te 
'  i  Personenzügen     „    5te 

/mo  bei   \  Güterzügen         ,    7te 
/  (  Personenzügen    „    4te 

/ioo  J  Güterzügen         „    6te 

Theil  der  Räderpaare  gebremst'  werden  kann. 

Gemischte  Züge  ,  Welche  mit  der  Geschwindigkeit  der  Personenzüge  fah- 
ren, sind  hierbei  als  Personenzüge  zu  behandeln. 

Als  eine  kräftige  Bremsvorrichtung  ist  eine  solche  zu  betrachten ,  *  durch 
welche  die  Räder  eines  vollbeladenen  Wagens  bei  langsamer  Bewegung  fest- 
gestellt werden  können. 

§.  14.  Die  Personenwagen  sind  im  Innern  während  der  Fahrten  im 
Orakeln  angemessen  zu  erleuchten.  Sie  müssen  von  den  Passagieren  geöff- 
■et  werden  können ,  jedoch  nur  von  Aussen.  Jede  Thür  soll  mit  einem  dop- 
pelten Verschluss  versehen  sein,  worunter  wenigstens  ein  Vorreiber  sich  be- 
finden muss. 

§.  15.  Alle  mit  leicht  feuerfangenden  Gegenständen  beladenen  Güter- 
wagen müssen  mit  einer  sichern  Bedeckung  versehen  sein. 

§.  1 6,  Auf  jeder  Güterstation  soll,  wenn  nicht  durch  eine  andere  Ein- 
riehtang  der  Zweck  eben  so  sicher  erreicht  wird,  eine  Vorrichtung  angebracht 
•ein,  vermittels  welcher  die  Form  der  Ladung  nach  Höhe  und  Breite  derge- 
stalt geregelt  wird,  dass  in  den  verschiedenen  Durchfahrten  ein  Anstossen  der- 
selben nicht  stattfinden  kann. 

§.  17.  An  jedem  Güterwagen  ist  die  Bahn,  die  Ordnnngsnummer ,  das 
eigene  Gewicht  desselben  einschliesslich  der  Achsen  und  Räder  und  dasjenige 
nA  welchem  er  beladen  werden  darf,  sichtbar  und  dauerhaft  zu  bezeichnen.    • 

f.  18.  Die  Transportwagen  Bind  einer  regelmässigen  Revision  zu  unter- 
werfen, wobei  die  Untertheüe  auseinandergenommen  werden  müss'en,  und  darü- 
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ber  Register  in  der  Art  zu  fahren  sind,  dass  ans  denselben  jeder  Zeit  ersicht- 
lich ist,  wann  die  Revision  jedes  einzelnen  Wagens  stattgefunden,  wie  sich  der 
Zustand  desselben  ergeben  hat,  und  welche  Reparaturen  vorgenommen  sind. 

An  jedem  Wagen  ist,  in  die  Augen  fallend,  das  Datum  der  zuletzt  statt- 
gefundenen Revision  zu  bezeichnen. 

Die  Direction  der  betreffenden  Eisenbahn  soll  die  L&nge  des  Weges,  nach 
dessen  Zurücklegung,  oder  den  Zeitraum,  nach  dessen  Ablauf  Jeder  Wagen  zu 
revidiren  ist,  bestimmen.  Dieser  Weg  darf  nicht  über  2400  Meilen  und  be- 
ziehungsweise der  Zeitraum  nicht  über  drei  Monate  betragen. 

Hf.    Einrichtung  und  Haassregeln  bei  Handhabung  des  Betriebes. 

§.  19.  Jede  Station  erhält  eine  Uhr,  welche  die  mittlere  Zeit  des  Orts 
angibt,  an  welchem  sie  sich  befindet ;  die  Uhr  muss  auf  den  grössern  Bahn- 
höfen von  den  Zügen,  so  wie  vom  Zugang  aus  sichtbar  und  im  Dunkeln  er- 
leuchtet sein. 

Die  Zugführer,  Lokomotivführer  und  Bahnwärter  müssen  beständig  eine 
Uhr  bei  sich  tragen.  Die  Uhren  der  Zugführer  und  Lokomotivführer  sind  nach 
einer  bestimmten,  von  der  Direction  festzusetzenden  Normalzeit  zu  reguliren, 
dagegen  sind  die  Uhren  der  Bahnwärter  nach  der  Uhr  der  ihnen  zunächstlie- 
genden Station  zu  stellen. 

§.  20.  Bei  Doppelgeleisen,  sei  es,  dass  die  Bahn  einspurig  und  nur  mit 
Doppelstrecken  zum  Ausweichen  versehen ,  oder  durchweg  doppelgleisig  an- 
gerichtet ist,  sollen  die  Züge  immer  das  in  der  Bichtawg  derselben  rechts  lie- 
gende Geleise  befahren.  Die  Doppelstrecken  in  den  Stationen  sind  unter  die- 
ser Bestimmung  nicht  mit  begriffen. 

§.21.  Das  Schieben  der  Züge  ist  untersagt,  wenn  keine  arbeitende  Ma- 
schine sich  an  der  Spitze  des  Zuges  befindet.  Für  langsame  Bftckwärtsbeve- 
gungen  des  Zuges,  in  NothfäUen,  wenn  die  zugführende  Maschine  dienstunfähig 
geworden  ist,  und  die  Hülfsmaschine  nicht  vor  den  Zug  gelangen  kann,  und 
auf  den  Bahnhöfen  findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung,  wenn  die  Ge- 
schwindigkeit 15  Fuss  m  der  Secunde  nicht  übersteigt 

In  ähnlicher  Art  ist  auch  die  gelegentliche  Fortschaffung  von  Arbeitsws- 
gen statthaft. 

In  diesen  Fällen  ist  jedoch  das  Schieben  der  Züge  nur  dann  gestattet, 
wenn  auf  dem  vordersten  Wagen  ein  Wärter,  welcher  mit  der  Bedeutung  der 
Signale  und  Handhabung  der  Bremse  bekannt  sein  muss,  angestellt  ist. 

Befindet  sich  aber  eine  arbeitende  Maschine  an  der  Spitze  des  Zuges,  so 
ist  das  Schieben  einer  Hülfslokomotive  gestattet  t 

a)  beim  Ersteigen  stark  geneigter  Bahnstrecken, 

b)  zur  Ingangbringung  der  Züge  in  den  Stationen, 

c)  bei  Hülfeleistung   bis   zur  nächsten   dazu  geeigneten  Ausweiche-Stelle, 
wo  .die  Maschine  an  die  Spitze  des  Zuges  gestellt  werden  muss. 
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In  diesen  Fällen  darf  aber  höchstens  mit  der  halben  zulässigen  Geschwin- 
digkeit gefahren  werden. 

§.  22.  Bei  solchen  Zügen,  in  welchen  auch  Personen  befördert  werden, 
sollen  nicht  Über  150  Axen  in  einem  Zuge  gehen.  Wenn  bei  schweren  Zü- 
gen oder  in  Folge  von  Witternngsverhältnissen  zwei  Lokomotiven  vor  einen  Zug 
gelegt  werden  müssen,  sind  dieselben  so  anzuordnen,  dass  die  mit  den  grössern 
Treibrädern,  oder  wenn  diese  gleich  sind,  die  kräftigere  Matchine  an  die  Spitze 
des  Zuges  gestellt  wird. 

Die  vordere  Maschine  führt  den  Zug ,  die  andere  leistet  nur  in  dem  er- 
forderlichen Maasse  Hülfe. 

Der  Tender  der  vordem  und  der  Vordertheil  der  folgenden  Maschine  sol- 
len durch  eine  festangezogene  %  Kuppelung  verbunden  werden. 

§.  23.  Der  Tender  darf  der  Lokomotive  in  der  Regel  nicht  vorangehen. 
Ausnahmsweise  kann  dies  nur  stattfinden ,  wenn  eine  Hülfelokomotive  einem 
kommenden  Zuge  entgegen  geht,  so  wie  auf  stark  geneigten  Ebenen,  wenn  die 
Maschine  sich  unterhalb  des  Tenders  befindet,  ferner  bei  Arbeitszügen,  Bahn- 
revisionen, auf  den  Bahnhöfen  und  beim  Einpumpen  von  Wasser  in  den  Lo- 
bmotivkessel. In  den  beiden  ersterwähnten  Fällen  muss  ausser  dem  Maschi- 
nisten und  Heizer  noch  ein  besonderer  Wächter  auf  dem  Tender  angestellt 
werden. 

§.  24.  Kein  fahrplanmassiger  Zug  darf  vor  der  im  Fahrplan  angegebe- 
nen Zeit  vom  Bahnhofe  abfahren.  Die  Abfahrt  darf  nicht  erfolgen,  bevor  alle 
Wagenthüren  geschlossen  sind  und  das  für  die  Abfahrt  bestimmte  Signal  ge- 
geben ist. 

Wenn  mehrere  Züge  nacheinander  von  einer  Station  nach  derselben  Rich- 
tung abfahren,  so  dürfen  die  Personenzüge  den  Personen-  und  Güterzügen, 
erst  10  Minuten,  Güterzüge  den  Personenzügen  erst  5  Minuten  nach  der  Ab- 
fahrt des. vorhergehenden  Zuges  folgen.  An  solchen  Zügen,  welchen  andere 
aachfolgen,  ist  solches  zu  signalisiren.  Nähern  sich  die  Züge  auf  weniger  als 
500  Ruthen,  so  muss  dies  durch  den  Bahnwärter  dem  folgenden  Zuge  durch 
das  Zeichen  zum  Langsamfahren  oder  Halten  kund  gegeben  werden. 

§.  25.  Die  grösste  Geschwindigkeit,  mit  welcher  die  Bahn  befahren  wer- 
den darf,  wird,  bei  Steigungen  von  nicht  über  1 :  200 ,  und  Krümmungen  von 
nicht  weniger,  als  300  Buthen  Halbmesser  auf  8  Meilen  in  der  Stunde,  auf 
stärker  geneigten  oder  gekrümmten  Strecken  auf  6  Meilen  in  der  Stunde  fest- 
gesetzt. 

Langsamer  muss  gefahren  werden, 

a)  wenn  Menschen,  Thiere  oder  Hindernisse  auf  der  Bahn  bemerkt  werden, 

b)  wenn  ein  anderer  Zug  in  einem  Nebengeleise  still  hält, 

c)  beim  TJebergange  über  Drehscheiben  und  Ausweichungen, 

d)  beim  Uebergange  über  Brücken  mit  hölzernem  oder  eisernem  Ueber- 
bau  von  mehr  als  40  Fuse  Länge, 
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e)  bei  Schneegestöber  und  bei  starkem  Nebel,  überhaupt,  wenn  die  Sig- 
nale nicht  deutlich  zu  erkennen  sind, 

f)  wenn  das  Langsamfahren  vom  Warter  signalisirt  wird. 

§.  26.  Bei  der  Einfahrt  in  Stationen,  aus  Haupt-  in  Zweigbahnen  und 
umgekehrt ,  so  wie  überhaupt  auf  dem  Uebergange  aus  einem  Geleise  in  das 
andere,  muss  so  langsam  gefahren  werden,  dass  der  Zug  auf  eine  Länge  ?on 
300  Fuss  zum  Stillstand  gebracht  werden  kann. 

§.  27.  Verlorene  Zeit  darf  durch  die  Vermehrung  der  Geschwindigkeit 
über  die  durch  dieses  Eeglement  vorgeschriebene  Grenze  nicht  eingebracht 
werden.  Jeder  Zugführer  ist  mit  einem  Stundenzettel  zu  versehen,  in  welchem 
die  Dauer  der  Fahrt  von  einem  Haltpunkte  zum  andern  genau  verzeichnet  wird. 

Die  Lokomotivführer,  welche  nach  Ausweis  dieses  Stündenzettels  schnel- 
ler als  nach  §.  25  gestattet,  gefahren  haben,  werden  bestraft. 

§.  28.  Bei  Bildung  eines  jeden  Zuges  muss  sorgfältig  darauf  gehalten 
werden,  dass  sich  die  §.  13  vorgeschriebene  Anzahl  von  Bremsen  in  selbigem 
befinden  und  dieselben  im  Wesentlichen  gleichmässig  vertheilt  sind. 

Bevor  ein  Zug  die  Station  verlässt ,  ist  derselbe  zu  revidiren  und  darauf 
zu  achten,  dass  die  Wagen  regelmässig  zusammengekuppelt,  die  Sicherheitsket- 
ten eingehangen,  die  Verbindung  zwischen  den  Schaffnersitzen  und  der  Dampf- 
pfeife hergestellt,  die  Wagen  gleichmässig  belastet ,  die  nöthigen  Fahrsigtafe 
und  Laternen,  angebracht  sind. 

In  den  Personen-  und  in  den  gemischten  Zügen  müssen  die  Zaghake& 
so  weit,  zusammengezogen  sein,  dass  die  Federpuffer  sich  berühren. 

§.29.  In  jedem  Zuge,  mit  welchem  Personen  befördert  werdön,  nraM 
mindestens  ein  massig  belasteter  Wagen  ohne  Fassagiere  zunächst  auf  den 
Tender  folgen.  Jeder  Zug  soll  diejenigen  Gerätschaften  mit  sich  fahren,  ?er- 
mittels  welcher  "während  der  Fahrt  bei  vorkommenden  Brüchen  und  ändert 
Vorfallen  die  erforderliche  Hülfe  geleistet  und  die  Weiterfahrt  des  Zuges  ge- 
sichert werden  kann. 

§.30.     Extrazüge  dürfen  nur  gestattet  werden,  wenn 

a)  durch  dieselben  der  Gang  der  regelmässigen  Züge  nicht  gestört  wird,  imd 

b)  die  Benachrichtigung,  dass  ein  Extrazug  kommen  werde ,  durch  die 
ganze  betroffene  Bahnstrecke  allen  Wärtern  und  allen  Stations-Anf* 
sehern  zugegangen -ist 

§*  31.  Arbeitszüge  oder  einzelne  Lokomotiven,  ausser  den  in  Nothflllea 
herbeigerufenen,  dürfen  nur  auf  bestimmte  Anordnungen  des  Betriebs-Inspec- 
tors  oder  der  von  demselben  beauftragten  Beamten  und  in  fest  abgegrenzten 
Zeiträumen  auf  der  Bahn  fahren. 

Es  müssen  solche  Anordnungen  getroffen  sein,  dass  die  Bewegung  solcher 
Maschinen  oder  Züge  mindestens  den  Vorstehern  der  beiden  angrenienden  #■" 
tionen  bekannt  ist. 

Mindestens  eine.  Viertelstunde  vor   der  fahrplanmassigen  Ankunft  der  re- 
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gelmässigen  oder  der  angesagten  Extrazüge  muss  das  betreffende  Bahngeleis  von 
Arbeitszügen,  einzelnen  Lokomotiven  Und  Wagen  geräumt  sein.  Arbeitszüge 
und  einzelne  Lokomotiven  werden  gleich  den  regelmässigen  Zügen  signalisirt. 

Näehtliche  Arbeitszüge  sind  ebenso  zu  beleuchten  wie  die  übrigen  regel- 
mässigen Züge. 

§.  32.  Schneepflüge  oder  Wagen  zum  Brechen  des  Glatteises  dürfen  nicht 
vor  die  Lokomotiven  fahrplanmässiger  Züge  gestellt  werden.  Wo  das  Bedürf- 
nis eintritt,  werden  diese  Schneepflöge  oder  Wagen  dem  Zuge  mit  besondera 
Maschinen  vorausgeschickt. 

Fest  mit  der  Lokomotive  verbundene  Schneepflüge,  welche  nicht  auf  be- 
sondera Bädern  gehen,  sind  auch  vor  dem  Zuge  zulässig. 

§.  33.  Ohne  Special-Erlaubniss  de?  Directum,  des  Betriebs-Inspectors, 
des  Baumeisters  oder  des  Maschinenmeisters  darf  ausser  den  Bahnmeistern  Nie- 
mand auf  der  Lokomotive  mitfahren. 

§.  34.  Bei  Lokomotiven  soll,  so  lange  sie  vor  dem  Zuge  halten  oder 
auf  den  Bahnhöfen  in  Buhe  stehen,  der  Regulator  geschlossen,  die  Steuerung 
in  Rohe  gesetzt,  die  Tenderbremse  angezogen  sein.  Die  Lokomotive  muss  da- 
bei stets  un|er  Aufsicht  stehen. 

§.  35.  Jede  im  Dunkeln  sich  bewegende  Lokomotive  muss  an  ihrem  Vor- 
dertheile  mit  2  weitleuchtenden  Laternen  und  jeder  im  Dunkeln  fahrende  Per- 
sonenzug mindestens  mit  4  ausserhalb  der  Wagen  angebrachten  brennenden 
Laternen  versehen  sein. 

Ausserdem  muss  der  letzte  Wagen  eines  jeden  im  Dunkeln  fahrenden  Zu- 
ges auf  de*  hintern  Seite  eine  grosse  rück  -  und  vorwärtsleuchtende  Laterne 
fähren. 

Geht  der  Tender  dem  Zuge  voran,  so  ist  er  statt  der  Lokomotive  mit  2 
brennenden  Laternen  zu  versehen. 

§.  36.  Die  Bahnwärter  müssen  dem  herannahenden  Zuge  folgende  Sig- 
nale geben  können : 

1)  die  Bahn  ist  fahrbar, 

2)  langsam  fahren, 

3)  still  halten. 

§.  37.  Die  Zugführer,  Schaffner  und  Bremser  müssen  das  Signal  zum 
Halten  geben  können. 

§.  38.    Die  Lokomotivführer  müssen,  folgende  Signale  geben  können: 

1)  Achtung  geben, 

2)  Bremsen  anziehen, 

3)  Bremsen  loslassen. 

§.  39.  Auf  der  Bahn  werden  nur  für  den  Eisenbahndienst  zu  benutzende 
elektro-magnetische  Telegraphen  in  der  Art  eingerichtet,  dass  mittels  derselben 
khebige  Depeschen  von  Station  zu  Station  befördert  werden  können.  Aus- 
schliesslich mit  diesen  Telegraphen  werden  die  Signale  gegeben  : 
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'  1)  der  Zug  geht  nicht  ab, 
2)  es  soll  eine  Hulfsmaschine  kommen. 

Von  Wärter  zu  Wärter  muss  durch  elektro-magnetische  Telegraphen  oder 
andere  Mittel  das  Signal:  „der  Zug  ist  von  der  nächsten  Station  abgegangen", 
gegeben  werden  können. 

§.  40.  Jeder  Zag,  welchem  ein  anderer  in  kurzer  Zeit  folgen  soll,  muss 
mit  einem  Signale  versehen  sein,  welches  die  Bahnwärter  an  den  Wegeüber- 
gängen, die  Arbeiter  und  die  in  Seitenbahnen  haltenden  Züge  etc.  davon  be- 
nachrichtigt, um  die  nöthigen  Einrichtungen  danach  treffen  zu  können  (§.  24). 

§.41.  An  der  Drehachse  der  Ausweichestellung  in  den  Hauptbahnge- 
leisen müssen  solche  Zeichen  angebracht  werden,  dass  sowohl  bei  Tage  als  im 
Dunkeln  zu  erkennen  ist,  dass  das  richtige  Geleise  für  den  ankommenden  Zug 
geöffnet  ist.  Vor  der  Abfahrt  wie  vor  der  Ankunft  eines  jeden  Zuges  auf  der 
Station  ist  nachzusehen,  ob  die  Bahnstränge,  welche  derselbe  zu  durchlaufen 
hat,  frei  und  die  betreffenden  Weichen  richtig  gestellt  sind. 

§.  42.  Die  Herstellung  einer  allezeit  sichern  Communication  zwischen 
dem  Maschinisten  und  dem  Zugführer,  den  Schaffnern  und  Bremsern  ist  bei 
allen  Zügen,  mit  welchen  Personen  befördert  werden,  durch  eine  Zugleine  zu 
vermitteln,  welche  stets  über  alle  Personenwagen  hinweggehen  muss. 

§.43.  Wenn  es  zweifelhaft  ist ,  ob  ein  gegebenes  Signal  erkannt  nnd 
weiter  gegeben  ist,  so  muss  der  Wärter  in  der  Richtung,  wohin  dasselbe  ge- 
hen soll,  zum  nächsten  Wärter  laufen  und  mündlich  das  Nöthige  bestellen. 

§.  44.  •  Den  Weichenstellern  vor  der  Einfahrt  in  grössere  Stationen  und 
an  den  Zweigbahnen  und  ebenso  den  Lokomotivführern,  Heizern  und  Brems- 
wärtern während  der  Fahrt,  dürfen  Nebengeschäfte  nicht  aufgetragen  oder  ge- 
stattet werden. 

§.  45.  Schaffner  und  Bremswärter  dürfen  während  der  Fahrt  nicht  in 
verdeckten  Wagen  Platz  nehmen,  sondern  müssen  zur  wirksamen  Beaufsichti- 
gung des  Zuges  und  Erkennung  der  Signale  ausserhalb  derselben  in  zweck- 
entsprechender Art  aufgestellt  werden. 

§.  46.  Den  Königl.  Eisenbahndirectionen  liegt  die  Aufsicht  Über  die 
Ausführung  der  vorstehenden  Bestimmungen  ob* 

Vorstehende  Vorschriften  dürften  auch  für  die  unter  Staats- 
verwaltung stehenden  Privatbahnen  anwendbar  sein;  sofern  jedoch 
besondere  Bahnpolizei-Reglements  für  dieselben  vorhanden  sind, 
müssen  diese,  so  lange  der  Handelsminister  sie  nicht  etwa  aufhebt, 
beobachtet  werden,  mit  Ausnahme  derjenigen  Bestimmungen,  welche 
sich  auf  das  Eisenbahn-Commissariat  beziehen,  indem  die  Bahn  nach 
erfolgtem  Uebergang  der  Verwaltung  an  den  Staat  und  sobald  eine 
Königl.  Direction  eingesetzt  ist,  aufhört,  unter  der  Aufriebt  des 
Eisenbahn-Commissariats  stehen. 


—    79    - 

Die  in  neuerer  Zeit  auf  den  Eisenbahnen  leider  wieder  häufiger 
vorgekommenen  Unglücksfälle  haben  das  Ministerium  für  Handel 
etc.  veranlasst,  durch  Circular-Verfügung  vom  8.  Septem- 
ber 1856  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1856,  pag.  247  Nro.  180) 
sämmilichen  Königl.  Eisenbahn-Directionen  aufzugeben  und  mit  ver- 
schärftem Ernste  darauf  zu  halten,  dass  die  Bestimmungen  des  obi- 
gen Circular-Rescripts  vom  27.  Juli  1850  und  der  Circular- Verfit- 
gung  vom  17.  December  1854  (cfr.  unten  §.  109)  die  pünkt- 
lichste Befolgung  finden.  Dem  Belriebs-Personale  soll  die  strengste 
Erfüllung  seiner  Dienstpflichten  nochmals  nachdrücklich  eingeschärft, 
und  dasselbe  dahin  verwarnt  werden ,  dass  jede  Fahrlässigkeit  im 
Dienste,  abgesehen  von  den  dem  betreffenden  Beamten  daraus  etwa 
erwachsenden  strafrechtlichen  Folgen,  unnachsichtlich  geahndet  wer- 
den solle,  und  zwar  unter  dem  Vorbehalt,  bei  etwaigen  Beschädi- 
gungen wegen  des  Schadenersatzes  auf  sie  zurückzugehen. 

ABSCHNITT   IL 

S#nfttige  polizeiliche  Bestimmungen  für 
Betrieb  und  Transport« 

§107. 

Ukemtfr ei  wmI  Fataevge« 

Der  $.  4  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  bin- 
det die  Verhältnisse  der  Construction  sowohl  der  Bahn  als  der  an- 
zuwendenden Fahrzeuge  an  die  Genehmigung  des  Handelsministers. 

Ueber  die  Prüfung  der  Lokomotiven  verfügt  das 

Gircnlar-Bescript  des  Königl.  Ministeriums  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  vom  8.  Janaar  1849  (Min.- 
Blatt  d.  inn.  Verw.  1849,  pag.  25  Nro.  31) : 

Nachdem  die  Einrichtung  der  Bisentahn-Commissariate  durch  den  Hinzu- 
tritt technischer  Commissarien  vervollständigt  worden  ist,  erscheint,  mit  Rück- 
sicht auf  das  Regulativ  vom  24.  November  1848  (cfr.  §.  86  d.  Buches),  die 
Eisenbahn-Commissariate  betreffend,  und  die  Vorschrift  des  §.  4  des  Gesetzes 
vom  3.  November  1838,  nach  welchem  die  Verhältnisse  der  Construction  der 
anzuwendenden  Fahrzeuge  an.  die  Genehmigung  des  Handelsministeriums  ge- 
bunden sind ,  angemessen ,  die  polizeiliche  Prüfung  und  Beaufsichtigung 
der  Lokomotiven,  welche  bisher  von  dem  Königl.  Polizeipräsidium  hierselbst 
und  resp.  von  den  Königl.  Regierungen  ausgeübt  wurde,   für  die  Zukunft  den 
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Eisenbahn-Commissariaten,  als  den  zur  Ausübung  des  Aufeichtsreehts  gesetz- 
lich berufenen  Organen  des  Handelsministeriums,  zu  übertragen,  indem  es  sich 
hierbei  vorzugsweise  um  die  Sicherstellung  des  Eisenbahnbetriebes  und  das 
Interesse  des  die  Eisenbahnen  benutzenden  Publikums  handelt.  Die  Antrage 
wegen  Untersuchung  von  Lokomotiven  sind  demnach  von  jetzt  ab  Seitens  der 
Eisenbahngesellschaften  an  die  Eisenbahn-Commissariate  zu  richten,  und  ist  von 
den  letztern,  auf  Grund  der  durch  die  technischen  Commissarien  vorzuneh- 
menden Prüfung,  die  Genehmigung  zur  Benutzung  der  Lokomotiven  zu  erthen 
len  respective  zu  versagen. 

Die  zur  Zeit  bei  einzelnen  Eisenhahngesellschaften  noch  fungirenden  be- 
sondern 'Commissarien  haben  sich  wegen  etwa  erforderlicher  derartiger  Unter- 
suchungen mit  dem  technischen  Commissarius  des  nächstgelegenen  Eisenbahn- 
Commissariats  in  Verbindung  zu  setzen. 

Die  verschiedenen  EisehbahngeseUsohaften  sind  von  vorstehenden  Bestim- 
mungen durch  die  Eisenbahn-Commissariate  in  Kenntnis*  zu  setzen. 

Vorstehendes  Rescript  ist  nur  bei  denjenigen  Bahnen  anwend- 
bar, welche  unter  der  Verwaltung  von  Privatgesellschaften  stehen. 
Staatsbahnen  und  Privatbahnen  unter  Königl.  Direction  unterliegen 
nicht  der  Aufsicht  der  Eisenbahn-Commissariate,  und  kommen  hier- 
bei ausser  den  sonstigen  etwa  vorhandenen  speziellen  Vertagungen 
die  §§.  7  und  ffi  des  im  torigen  Paragraphen  abgedruckten  Regu- 
lativs in  Betracht. 

Erleuchtung  der  Perwntnwage*  bti  Fahrten  im  Dunkeln. 

A*&  '    - 

Rescript  des  Königl,  Ministeriums  des  Innnern  vom  2 2. 
December  1844  an  sämmtliche  Königl.  Eisenbahn-Comttistt- 
riate,  abschriftlich  an  die  betreffenden  Kgl.  Oberpr&sideitei 
(Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1845,  pag.  50  Nro»  62)  : 

Da  es  im  Öffentlichen  Interesse  m  mehrfacher  Hinsicht  n&hig  erscheint, 
die  hei  mehreren  Eisenbahnen  zum  Theil  schon  übliche  Erleuchtung  des  I* 
nern  der  Personenwagen  während  den  Fahrten  im  Dunkeln  allgemein  einni- 
fuhren,  so  werden  Ew.  etc.  veranlasst,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  diese  Er- 
leuchtung auch  auf  den  unter  Ihrer  Aufsicht  stehenden  Bahnen,  so  weit  es  noch 
nicht  der  Fall  ist*  bei  den  gedachten  Fahrten  stattfinde. 

Da  der  §.  14  des  für  die  Staatsbahnen  erlassenen  Regulativs 
(cfr.  oben  §.  106)  rfiit  vorstehender  Vorschrift  übereinstimmt,  so 
gilt  in  Preussen  für  alle  Eisenbahnfahrten  die  ausnahmslose  Regel, 
dass  die  Personenwagen  während  der  Dunkelheil  im  Innern  erleuch- 
tet werden  müssen. 
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Versckliesslarkext  und  Oeffnung  der  Thüren  der  Personenwagen. 

Circular-Rescript  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Innern  an  die  Königl.  Oberpräsidenten  der  Provinzen  Bran- 
denburg, Pommern,  Schlesien,  Sachsen  und  der  Rheinpro- 
rinz  vom  20.  September  1843  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1843,  pag. 
297  Nro.  391): 

Euer  etc.  erhalten  in  der  Anlage  A.  Abschrift  des  an  den  Königl.  Ei- 
senbahn-Commissarius  hierselbst  heute  erlassenen  Bescheides,  die  Verschlies- 
snng  und  Oeffnung  der  Thüren  an  den  Personenwagen  auf  den  Eisenbahnen 
betreffend,  zur  geneigten  Kenntnissnahme  und  weitern  gefälligen  Benachrichti- 
gung der  betreffenden  Königl.  Commissarien. 

Anlage  A. 

Auf  Ew.  etc.  Anfrage  erwiedern  wir  unter  Bezugnahme  auf  §.  30  des 
Ihnen  inzwischen  zugegangenen  Berathungs-Protokolls  vom  5.  April  c. ,  dass 
der  Direction  der  Berlin- Anhalt'echen  Eisenbahngesellschaft  hiernach  überlassen 
werden  kann,  die  Personenwagen  so  einzurichten,  dass  die  Passagiere  die  Thü- 
ren allein  zu  Öffnen  im  Stande  sind. 

Es  muss  jedoch  die  Einrichtung  so  getroffen  werden ,  dass  die  Thüren 
nicht  anders  als  von  Aussen,  also  nur  durch  das  Hinauslehnen  geöffnet  wer- 
den können,  und  dass  jede  Thür  mit  einem  doppelten  Verschluss,  worunter 
mindestens  ein  Vorreiber,  versehen  wird;  auch  ist  es  wünschenswerth,  dass  die 
Einrichtung  bei  allen  Wagen  derselben  Bahn  übereinstimmend  ausgeführt  werde. 

Zwar  ist  das  vorstehende  Rescript  nicht  für  die  Provinzen 
Preussen ,  Posen  und  Westphalen  ergangen  ,  jedoch  unzweifelhaft 
nur  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  genannte  Provinzen  zur  Zeit  sei- 
nes Erlasses  noch  keine  Eisenbahnen  hatten,  und  da  der  §.  14  des 
Regulativs  für  die  Staatsbahnen  (cfr.  oben  §.  106)  dieselbe  Be- 
stimmung enthält ,  so  müssen  alle  Personenwagen  auf  sämmtlichen 
Eisenbahnen  des  Preussischen  Staats  so  eingerichtet  sein,  dass  sie 
in  der  angegebenen  Weise  durch  die  Passagiere  geöffnet  werden 
können. 

Verschluss  der  Personenwagen  vierter  Classe. 
Circular-Verfügung    des   Ministers    für  Handel   etc.    vom 
26.  Januar  1857  an  sämmtliche  Eisenbahn-Commissariate  : 

Aus  einem  Specialfall,  bei  welchem  der  Mangel  an  einem  bis  zur  Decke 
reichenden  Verschlusse  der  Wände  eines  Personenwagens  4ter  Classe  zur  Ver- 
ungiückung  eines  Passagiers  geführt  hat,  nehme  ich  unter  gleichzeitiger  Be- 
rücksichtigung der  bekannten,  gegen  die  offenen  Wände  dieser  Wagen  über- 
hwpt  geltend  gemachten  Gründe  Veranlassung ,  hierdurch  anzuordnen ,  *  dass 
EUenbahnrecht  II.  ß 
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fortan  die  Wände  aller  neu  beschafften  Personenwagen  4ter  Gasse  auch  in  ih- 
rem oberen  Theile  mit  einem  angemessenen  Verschlusse  aus  Glas,  oder  be- 
weglichen, vollständigen  Schutz  gegen  ungünstiges  Wetter  gewährenden  Gardi- 
nen versehen  sein  müssen.  Desgleichen  soll  an  den  bereits  vorhandenen  Wagen 
dieser  Classe,  sofern  es  sich  mit  Bezug  auf  ihr  Alter  und  ihre  Beschaffenheit 
noch  verlohnt,  spätestens  binnen  Jahresfrist  ein  solcher  Verschluss  eben- 
falls angebracht  werden.  Unter  dieser  Einrichtung  darf  jedoch  eine  gute  Ven- 
tilation im  Innern  der  Wagen  nicht  leiden.  Das  Königl.  Eisenbahn-Commia- 
sariat  hat  die  Verwaltungen  derjenigen  Eisenbahnen  seines  Bezirks,  bei  denen 
die  4te  Wagenclasse  eingeführt  ist,  hiervon  mit  dem  gleichzeitigen  Bedeuten  in 
Kenntniss  zu  setzen,  dass  von  der  Einstellung  dieser  Wagenclasse  in  die  Lo- 
cal-  und  gemischten  Züge  ohne  meine  Genehmigung  *)  nicht  wieder  abgegangen 
werden  darf.  Ueber  die  Ausführung  der  vorbezeichneten  Maassregel  hat  das 
Königl.  Eisenbahn-Commissarint  sorgfältig  zu  wachen  und  über  das  bei  den 
einzelnen  Bahnen  Geschehene  am  Schlüsse  dieses  Jahres  zu  berichten. 

§•  108. 
Anzeige  vorkommender  Unglücksfalle  an   die  Staatsanwaltschaften. 

Circular-Rescript  des  Königl.  Ministeriums  für  Handel 
etc.  vom  9.  April  1851  an  die  Königl.  Eisenbahn-Commisst- 
riate  zu  Berlin,  Breslau  und.Cöln: 

Es  ist  erforderlich,  Unfälle  auf  Eisenbahnen,  welche'  von  erheblichen  Fol- 
gen, namentlich  der  Beschädigung  oder  der  Tödtung  von  Menschen  begleitet 
sind,  sofort  nach  ihrem  Eintritt  zur  Kenntniss  der  betreffenden  Staatsanwalt- 
schaft zu  bringen.  Dabei  ist  der  objective  Thatbestand  bis  zur  Ankunft  des 
Untersuchungsrichters  unverändert  zu  lassen,  sofern  nicht  höhere  Rücksichten, 
wie  beispielsweise  die  Rettung  von  Menschenleben  und  die  Freimachung  der 
Bahn  für  den  laufanden  Verkehr,  eine  sofortige  Aenderung  gebieten ,  oder  *>■ 
weit  nicht  das  Interesse  der  Erhaltung  der  Betriebsmittel  etc.  ein  Einschreitet 
erfordert. 

Das  Königl.  Eisenbahn-Commissariat  veranlasse  ich ,  die  zu  seinem  Ge- 
schäftskreise gehörigen  Privat-Eisenbahnverwaltungen  hiernach  mit  Anweisung 
zu  versehen. 

Wenn  dieses  Resoript  auch  zunächst  an  die  Eisenbahn-Com- 
missariate  der  Privatbahnen  gerichtet  ist,  so  sind  seine  (übrigens 
auch  der  Natur  der  Sache  durchaus  entsprechenden)  Grundsätze 
ohne  Zweifel  eben  so  auch  von  allen  Kgl.  Directionen  anzuwenden. 


*)  Welche  gesetzliche  Vorschrift  binde^  die  Eisenbahngesellschaften  bei  Ab- 
schaffung der  vierten  Wagenclasse  an  die  Genehmigung  des  Ministeriums? 
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§.    109. 
Sicherheitsvorschriften  für  die  Fahrten. 

Brechung  des  Glatteises, 

Rescript  der  Königl.  Ministerien  des  Innern  and  der  Fi* 
nanzen  vom  16.  December  184l  an  den  Königl.  Oberpräsiden- 
ten  der  Provinz  Sachsen  (Min.-Blatt  d.  innern  Verw.  1841,  pag.  348 
Nro.  565)  : 

Das  Verfahren  der  Berlin-Potsdamer  Eisenbahngesellschaft,  bei  Glatteis 
der  Lokomotive  einen  belasteten  Transportwagen  zum  Brechen  desselben  vor* 
angehen  zu  lassen,  hat  uns  bewogen,  die  in  Abschrift  (Anlage  A)  angeschlos- 
sene Verfügung  an  den  Hrn,  Oberpräsidenten  der  Provinz  Brandenburg  zu  er- 
lassen. Ew.  Excellenz  ersuchen  wir,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  auch 
der  Magdeburg-Leipziger  Eisenbahngeeellschaft  zur  Befolgung  vorzuschreiben. 

Anlage  A. 

In  Verfolg  des  Berichts  Ew.  Excellenz  vom  20.  Februar  c.  ist  über  die 
Zolässigkeit  des  auf  der  Berlin-Potsdamer  Eisenbahn  angewendeten  Verfah- 
rens, der  Lokomotive  einen  belasteten  Transportwagen  zur  Brechung  des  Glatt- 
eises vorangehen  zn  lassen,  das  Gutachten  des  Begierungs-Bauraths  Mellin  zu 
Magdeburg,  als  eines  mit  dem  Eisenbahnbetriebe  durch  Erfahrung  vertrauten 
Sachverständigen  erfordert,  auch  Erkundigung  über  das  auf  andern  Bahnen 
stattfindende  Verfahren  eingezogen  worden. 

Hiernach  scheint  es,  da  die  Anwendung  eines  Sandstreu-Apparates  nicht 
immer  ausreicht,  um  die  Verminderung  der  Adhäsion  der  Triebräder  beim 
Glatteise  zu  beseitigen,  und  da  das  Voraussenden  einer  besondern  Lokomotive, 
am  solches  zu  brechen,  oder  das  Vorspannen  einer  zweiten  Lokomotive  vor 
dem  Zuge  der  Kostspieligkeit  wegen  nicht  wohl  allgemein  zur  Pflicht  gemacht 
werden  kann,  dass  das  Vorschieben  eines  belasteten  Transportwegen«  nicht 
ftgüch  wird  gänzlich  verboten  werden  können. ,  Andererseits  sind  aber  dabei 
besondere  Vorsichtsmaassregeln  und  Bedingungen  nothwendig  befunden  werden, 
um  die  Besorgnisse  vor  Unfällen  zu  beseitigen,  welche  durch  den  vorangehen- 
den Wagen  veranlasst  werden  könnten.  Dies  kann  zunächst  in  sofern  gesche- 
hen, als  der  Transportwagen,  namentlich  beim  Uebergange  über  Drehseheiben 
oder  durch  AusweichesteUen,  so  wie  bei  sich  vorfindenden  Hindernissen,  leich- 
ter als  die  weit  schwerere  Lokomotive  aus  dem  Geleise  springen  kann,  zumal 
das  Nachschieben  des  Wagens  denselben  an  sich  schon  in  gewissem  Maasse 
in  eine  springende  Bewegung  versetzt ;  in  einem  solchen  Falle  ist  dann  die  Ge- 
fahr weit  grösser,  als  beim  Ausspringen  der  Lokomotive  selbst,  da  die  nach- 
folgende Lokomotive  wahrscheinlich  den  Wagen  zertrümmern  und  über  ihn 
wegstärzen  würde.  Eben  dies  würde  der  Fall  sein,  wenn  der  Wagen  unver- 
sehens einmal  bräche,  so  dass  auch  in  dieser  Hinsicht  das  Voranschieben  ei- 

6* 
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lies  solchen  zur  Vermehrung  der  Gefahr  beiträgt  Endlich  kann  durch  den 
Torangehenden  Wagen  dem  Lokomotivführer  die  Aussicht  auf  die  Bahn  be- 
schränkt werden  und  namentlich  tritt  dies  im  Dunkeln  und  bei  dichtem  Nebel 
in  sofern  ein ,  als  die  Laternen  an  der  Lokomotive  dann  die  Bahn  nicht  in 
dem  Maasse  wie  sonst  erleuchten,  respective  die  etwaigen  kleinen  Hindernisse 
auf  der  Bahn,  welche  nicht  die  schwere  Lokomotive,  wohl  aber  den  leichten 
Transportwagen,  aus  dem  Geleise  zu  bringen  im  Stande  sind,  dann  nicht  zei- 
tig wahr  genommen  werden  können. 

Aus  diesen  Bucksichten  finden  wir  uns  veranlasst,  in  Betreff  des  Voran- 
schiebens eines  Transportwagens  im  Falle  des  Glatteises ,  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  zu  treffen,  welche  auch  auf  das  Voranschieben  des  mit  dem 
Schneepfluge  versehenen  Wagens  ausgedehnt  sind,  da  bei  diesem  im  Wesent- 
lichen gleiche  Bücksichten  eintreten: 

1)  Das  Voranschieben  eines  Transportwagens  zum  Brechen  des  Glatt- 
eises, imgleichen  das  Voranschieben  eines  Schneepfluges  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung mit  dem  Zuge ,  ist  im  Dunkeln  überhaupt  nicht  gestattet ,  und  auch 
am  Tage  nur  bei  hellem  Wetter  zulässig.  Im  Dunkeln  oder  bei  dichtem  Nebel 
muss  zum  Brechen  des  Glatteises  eine  besondere  Lokomotive  vorgelegt  oder 
vorausgeschickt,  der  Schneepflug  aber  mit  einer  besondern  Lokomotive  Yoran- 
gesandt  werden.  In  Betreff  der  Zwischenzeit,  nach  deren  Verlauf  der  Zag  der 
vorangehenden  Lokomotive  folgen  darf,  so  wie  der  Entfernung,  in  welcher  der- 
selbe sich  von  ihr  halten  muss,  sind  die  für  die  Abfertigung  mehrerer  hinter 
einander  folgenden  Züge  geltenden  Vorschriften  zu  beachten. 

2)  Zum  Brechen  des  Glatteises  und  zum  Schneepfluge  dürfen  nnr  nie- 
drige, nicht  mit  einem  hohen  Aufsatze  versehene  Transportwagen  von  starker 
fester  Bauart  gebraucht  werden ;  insbesondere  ist  darauf  zu  sehen ,  dass  die 
Achsen  und  Kader,  welche  durchgehends  nur  von  Schmiedeeisen  sein  dürfen, 
solide  und  in  tüchtigem  Stande  seien. 

Die  Wagen  müssen  mindestens  mit  80  Centnern  belastet ,  und  die  cum 
Brechen  des  Glatteises  dienenden  mit  Bahn-Bäumern  (eclaireurs)  versehen  sein. 

3)  Beim  Voranschieben  eines  zum  Brechen  des  Glatteises  dienenden  Wa- 
gens oder  eines  Schneepfluges  darf  durch  die  Ausweichestellen  und  über  die 
Drehscheiben  nur  ganz  langsam  gefahren  werden. 

Ew.  Excellenz  ersuchen  wir,  diese  Bestimmungen  sowohl  der  Berlin-Pots- 
damer als  der  Berlin-Anhalt'schen  Eisenbahngesellschaft  zur  Befolgung  eröff- 
nen zu  lassen.  Der  Herr  Oberpräsident,  Wirkl.  Geh.-Rath  Flottwell  ist  eben- 
falls hiervon  in  Kenntniss  gesetzt  und  ersucht  worden,  solche  auch  der  Mag- 
deburg-Leipziger Eisenbahngesellschaft  vorzuschreiben. 

Entfernung  leichter,  durch  Wind  leicht  umzuwerfender  Gegenstände  von  dem 

Bahnterrain. 

Circular-Rescript  der  Ministerien  der  Finanzen    und  des 
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Innern  an  die  Königl.  Eisenbahn-Commissarie  n  vom  16.  April 
1844  (Min-Blatt  d.  inn.   Verw.  1844,  pag.  140  Nro.  153): 

Bei  einer  der  inländischen  Eisenbahnen  ist  der  Fall  vorgekommen,  dass  ein 
auf  das  Bahnterrain  niedergelegter  Gegenstand  leichten  Gewichts  durch  einen 
heftigen  Sturm  auf  die  Schienen  geworfen  worden  ist,  und  die  danach  dro- 
hende Gefahr  eines  Unglücks  nur  durch  plötzliches  Anhalten  des  herannahen- 
den Eisenbahnzuges  hat  vermieden  werden  können. 

Um  ähnlichen  Gefahren  in  der  Zukunft  vorzubeugen,  erscheint  es  zweck- 
mässig, die  Eisenbahndirectionen  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  nicht 
Gegenstände  leichteren  Gewichts  in  der  Nähe  der  Schienen  aufgestellt  oder 
niedergelegt  werden.  Ew.  etc.  wollen  daher  den  Eisenbahndirectionen  dieser- 
halb  die  geeignete  Eröffnung  zugehen  lassen. 

Ueber  das  Hintereinanderfahren  von  Zügen  disponirt  das 

Rescript  des  Ministers  für  Handel  etc.  vom  10.  Mai  1852: 

Da  die  im  §.  54  des  Bahnpolizei-Reglements  für  resp.  die  Cöln-Minde- 
ner  Eisenbahn  und  deren  Zweigbahnen  vom  24.  December  1845,  die  Rhei- 
nische Eisenbahn  vom  10.  Juni  1847,  die  Prinz-Wilhelm  Eisenbahn  vom  2. 
Februar  1848,  die  Bonn-Cölner  Eisenbahn  vom  17.  October  1849,  ferner  die 
im  §.  53  des  Bahnpolizei-Reglements  für  tdie  Bergisch-Märkische  Eisenbahn 
vom  2.  Februar  1848,  endlich  die  in  den  §.  14  und  15  des  Bahnpolizei-Re- 
glements für  die  Düsseldorf -Elberf eider  Eisenbahn  vom  29.  Juni  1841  vor- 
geschriebenen Entfernungen  welche  mehrere  hintereinander  in  derselben  Rich- 
tung abgehende  Eisenbahnzüge  unter  sich  einhalten  sollen,  erfahrungsgemäss 
weder  von  dem  Zugpersonal  noch  von  den  Bahnwärtern,  zumal  im  Dunkeln 
mit  genügender  Sicherheit  bemessen  und  controlirt  werden  können,  so  soll  an 
die  Stelle  der  vorgedachten,  hiermit  aufgehobenen  Paragraphen  folgende  Be- 
stimmung treten: 

Kein  Zug  darf  von  einer  Station  oder  Haltestelle  aus  und  während  der 
Fahrt  einem  andern  Zuge  in  derselben  Richtung  eher  als  bei  Tage  nach  5 
and  bei  Dunkelheit  nach  10  Minuten  folgen.     Die  betreffenden   Beamten   und 

r 

Bahnwärter  haben  auf  die  richtige  Beobachtung  dieser  Folgezeit  zu   halten,  und 
sind  demgemäss  yon  der  Direction  mit  specieller  Instruction  zu  versehen. 

Circular-Verfügung  des  Ministeriums  für  Handel  etc.  an 
die  Königl.  Eisenbahncomraissariate  und  zur  gl  eichmässigen 
Befolgung  an  die  Königl.  Eisenbahndirectionen,  die  Fahrge- 
schwindigkeit der  Eisenbahnzüge,  so  wie  dieAnwendung  der 
Vorrichtungen  bei  Vereinigung  des  Personen-  und  Gütertrans- 
ports betreffend  vom  17.  December  1854  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw. 
1854,  pag.  265  Nro.  283): 

Nachdem  über  die  bei  dem  gegenwärtigen   Stande  des   Eisenbahnwesens 
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zulässige  grösste  Fahrgeschwindigkeit  der  Eiscnbahnzüge,  so  wie  über  die  Ver- 
einigung des  Personen-  und  Güter-Transports,  die  Anwendung  elastischer 
Stoss-  und  Zug-Vorrichtungen  und  die  kurze  und  feste  Kuppelung  der  Züge 
ausführliche  Ermittelungen  veranlasst  sind,  werden  folgende  Bestimmungen  ge- 
troffen : 

1)  Durch  die  genehmigten  Fahrpläne  werden  die  Durchschnitts-Fahrge- 
schwindigkeiten zwischen  den  einzelnen  Stationen  für  die  verschiedenen  Züge 
auf  allen  Bahnen  normirt.  Die  Verwaltungen  haben  hiernach  die  zur  Siche- 
rung des  Betriebes  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen,  durch  welche  eine 
angemessene  Zeitverthoilung  und  die  zulässige  grösste  Fahrgeschwindigkeit  Ar 
die  einzelnen  Bahnstrecken  nach  Maassgabe  der  Lokal- Verhältnisse  festgestellt 
wird. 

Die  nachstehend  bezeichnete  Maximal-Geschwindigkeit,  nämlich 

a)  bei  Schnellzügen     6  Minuten  pro  Meile,    * 

b)  bei  Personenzügen  8         „  « 

c)  bei  Güterzügen     13  „  » 

dürfen  auf  keiner  Strecke  irgend  einer  Bahn,  selbst  nicht  bei  den  allergünstig- 
sten  Verhältnissen  überschritten  werden. 

2)  Die  Schnellzüge  haben  behufs  besonders  pünktlicher  Beförderung  über- 
all den  Vorzug  vor  den  andern  Zügen. 

3)  Zu  den  Schnellzügen  dürfen  nur  Betriebsmittel  der  vorzüglichsten  Be- 
schaffenheit benutzt  werden. 

4)  Tender  und  Packwagen,  so  wie  alle  Wagen  unter  sich,  müssen  mit 
guten  elastischen  Zug-  und  Stoss-Apparaten  festgekuppelt  sein.  9 

5)  Achträderige  Wagen  dürfen  in  Schnellzügen  nicht  befördert  werden. 

6)  Wenn  bei  geringer  Personen-Frequenz  einzelne  Wagen  mit  Eilgut  in 
den  Schnellzügen  befördert  werden,  so  dürfen  diese  nur  mit  2/ft  der  normal- 
massigen  Ladungsfähigkeit  belastet  werden. 

7)  Die  Beförderung  der  Güter  mit  den  Personenzügen  ist  nur  unter  fol- 
genden Bedingungen  zulässig: 

a)  das  Auf-  und  Abladen  von  Gütern,  ebenso  das  An-  und  Abschie- 
ben von  Güterwagen  darf  niemals  Veranlassung  zur  Verlängerung 
des  Aufenthalts  auf  den  Stationen  sein ; 

b)  die  Mitbeförderung  von  Güterwagen  darf  eine  Verlängerung  der 
planmässigen  Fahrzeit  bei  Personenzügen  nicht  herbeiführen;  wenn 
dadurch  voraussichtlich  Verzögerungen  und  Versäumnisse  von  An- 
schlüssen zu  erwarten  sind,  muss  die  Benutzung  zum  Güter-Trans- 
port vermindert  werden,  oder  ganz  unterbleiben.  Schwere  des 
Zuges  kann  daher  bei  Mitfuhrung  von  Güterwagen  niemals  cur  Ent- 
schuldigung von  Verzögerungen  dienen ; 

c)  die  Passagiere  der  Personenzüge  dürfen  durch  die  fcEtbef&rderung 
von  Gütern  in  keiner  Weise  belustigt  werden,  wie  i.  B.  durch  das 
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Besteigen  resp.  Verlassen  der  Wagen  in  grosser  Entfernung  von  dem 
Stationshause  oder  ausserhalb  des  Perrons  etc. ; 
d)   der   Tender  muss  mit  dem  nächstfolgenden  Wagen,  und  alle  Wagen 
unter  sich  mit  guten  elastischen  Zug-  und    Stdss-Apparaten    festge- 
gekuppelt  sein.     Wagen   mit  unelastischen  Zug-  und  Stoss- Vorrich- 
tungen dürfen  daher  in  einen  Personenzug    nicht  eingestellt  werden. 
8)  Wo  es   im  Interesse    des   Lokal- Verkehrs    wünschenswerth    erscheint, 
können    auch    mit    den    Güterzügen    einige    Personenwagen   befördert  werden. 
Jedoch  darf  durch  diese  gelegentliche  Mitbeförderung  von  Personen   der    Gü- 
ter-Verkehr  keine   Beeinträchtigung    erleiden,    und   insbesondere  darf  dadurch 
die  in  Bücksicht  auf  Sicherheit  sowohl,  wie  auf  Oekonomie  der  Betriebskosten 
dringend  noth wendige  langsame  Bewegung   der   Güterzüge    nicht    beschleunigt 
werden.    Eine   pünktliche    Beförderung    der    Fassagiere   mit  den    Güterzügen 
kann  hiernach  um  so  weniger  gefordert  werden,   als    eine  Verzögerung  dieser 
Güterzüge,  besonders  auf  eingeleisigen  Bahnen,   leicht  eintreten  kann  und  oft 
deshalb   nothwendig  wird,  um  den  Lauf  der  Schnell-   und  Personenzüge  nicht 
zn  stören. 

Die  drei  nächsten,  vor  und  hinter  den  Personenwagen  befindlichen  Güter- 
wagen müssen  mit  elastischen  Zug-  und  Stoss- Apparaten  versehen,  und  unter 
sich,  so  wie  mit  den  Personenwagen  festgekuppelt  sein. 

Die  Directionen  sind  hiernach  mit  Anweisung  zu  versehen  und  die  Aus- 
führung der  gegebenen  Bestimmungen  ist  zu  überwachen. 

Zugleich  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  beabsichtigt  werde,  einen  nicht  zu 
langen  Termin  zu  bestimmen,  bis  zu  welchem  alle  Güter-«  und  Transportwagen 
ohne  Ausnahme  mit  elastischen  Zug-  und  Stoss-Apparaten  versehen  sein  müs- 
sen, damit  auch  bei  den  Güterzügen  eine  angemessene  feste  Kuppelung  statt- 
finden kann,  was  nicht  nur  für  den  sicheren  Gang  der  Züge,  sondern  auch 
wr  Vermeidung  von  Beschädigungen  der  Betriebsmittel  und  der  Ladungen 
sehr  wichtig  ist.  Bei  Neubeschaffungen  sowohl  wie  bei  Haupt-Beparaturen 
ist  daher  auf  Anbringung  elastischer  Stoss-  und  Zugvorrichtungen  strenge  zu 
halten. 

Die  mehrfach  bestehende  Einrichtung  von  ZugbariMeferi  an 
den  Eisenbahn-Uebergängen  hat  Veranlassung  gegeben  zu  der 

Circular-V erfügung  des  Ministeriums  für  Händel  etc.  an 
sämmtliche  König].  Eisenbahndirectionen  und  Eisenbahn- 
Commissariate  vom  20.  November  1Ö55  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw* 
1855,  pag.  249  Nro.  220): 

Die  auf  Grund  der  Gutachten  der  Königl.  Eisenbahncömmissariate  und 
der  Königl.  Directionen  mittels  Rescript  vom  5.  October  1853  für  zulässig 
erachteten  Zugbarrieren  an  den  Eisenbahnübergängen,  welche  die  Sperrung 
dieser  üebergänge  durch  entfernt  stehende  Bahnwärter  ermöglichen  und  häu- 
figer in  Anwendung  gekommen   zu  sein  scheinen,  als  beabsichtigt  war,  haben 
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mehrfach  Veranlassung  zn  Gefahren  gegeben,  indem  unter  Anderem  Fuhr- 
werke, welche  die  Bahn  passirten,  zwischen  denselben  eingeschlossen  oder  beim 
Herablassen  der  Schlagbäume  von  denselben  getroffen  sind.  Mehrere  dieser 
Anlagen,  bei  welchen  die  Verkehrs- Verhältnisse,  namentlich  das  Uebergehen 
von  Schulkindern,  nicht  gehörig  gewürdigt  waren^  haben  bereit*  beseitigt  wer- 
den müssen.  Es  liegt ,  daher  die  Annahme  nahe,  dass  bei  Anlagen  dieser  Bar- 
rieren die  öffentliche  Sicherheit  nicht  überall  gehörig  berücksichtigt  ist  und 
unstatthafte  Ersparungs-Rücksichten  vorgewaltet  haben. 

Im  Allgemeinen  mache  ich  darauf  aufmerksam,  dass  dergleichen  Barrieren 
für  frequentere  Uebergänge  sich  nicht  eignen  und  überhaupt  nur  da  angelegt 
werden  dürfen,  wo  den  Wärtern  eine  vollständige  Uebersicht  des  Ucberganges 
und  seiner  Anfahrten  möglich  ist.  Sie  müssen  zur  Verminderung  der  im 
Falle  des  Einschliessens  eintretenden  Gefahr,  stets,  in  gehörigen  Entfernungen 
von  der  Bahn  aufgestellt  werden,  und  unter  allen  Umständen  mit  einer  voll- 
ständigen Beleuchtung  des 1  Ueberganges  und  einer  Glocken-Vorrichtung  —  etwa 
wie  die  in  den  Jahres-Berichten  der  CölnrMindener  Eisenbahngesellschaft  be- 
schriebene—  versehen  sein,  die  vor  dem  Herabiassen  der  Schlagbäume  deut- 
lich vernommen  werden  kann,  und  deren  Gebrauch  durch  an  beiden  Seiten 
der  Bahn  aufzustellende  Warnungstafeln  hinreichend  erläutert  Bein  muss.  Nach 
diesen  Gesichtspunkten  veranlasse  ich  den  etc.  in  Gemeinschaft  mit  der  betref- 
fenden Königl.  Regierung,  alle  bestehenden  und  weiter  projeetirten  Anlagen  dieser 
Art  einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterwerfen,  hiernach  über  die  Zulässigst 
derselben  das  Weitere  zu  verfügen  und  den  Bestand  und  die  Oertlichkeit  der 
als  zulässig  erkannten  Anlagen  genau  festzustellen. 

§.    110. 

Bahn-Terrain. 

Betreten  des  Eisenbahnkörpers  durch  die  Forst-  und  Jagdschutz  Beamten 
in  Ausübung  ihrer  polizeilichen  Functionen. 

Resript  der  Eönigl.  Ministerien  der  Finanzen,  des  Innern 
und  des  Königl.  Hauses,  vom  30.  September  1847  an  die  Kö- 
nigl. Regierung  zu  Merseburg  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1847, pag.  300 
Nro.  368)  : 

Da  den  Königl.  Communal-  und  Privat-  Forst-  und  Jagdschutzbeamten  die 
Ausübung  der  Forst-  und  Jagdpolizei  zusteht,  dieselben  also  als  Polizeibeamte 
zu  betrachten  sind,  und  hiernach  zu  der  Kategorie  der  sub  269  des  Bahn- 
polizei-Reglements für  die  Thüringische  Eisenbahn  bezeichneten  Beamten 
gehören ,  so  müssen  auch  sie  „  zum  Betreten  des  Bahnkörpers  bei  Aus- 
übung ihrer  polizeilichen  Funktionen  für  befugt  erachtet  werden. 
Nichtausübung  der  Jagd  auf  Eisenbahnen. 

Rescript  des  Königl.  Ministers  für  Handel  etc.  an  die 
Königl.  Eisenbahn-Commmis  sariate  zu  Breslau,    Erfurt  und 
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Cöln,  so  wie  Abschrift  an  die  Königl.  Eisenbahn-Commis- 
sarien  zu  Potsdam  und  Stettin  zur  Kenntnissnahme  und 
gleichmässigen  Beachtung  vom  22.  April  1849  (Min.-Blatt  d.  inn. 
Verw,  i849,  pag,  147  Nro.  200): 

Ein  vorgekommener  Fall  veranlasst  mich,  darauf  hinzuweisen,  dass  in 
Berücksichtigung  der  §§.  69  t  und  745  Tit.  20  Theil  II  des  Allgcm.  Land- 
rechts und  der  Verfügung  vom  30.  November  1840  (Ges.-Sammlung  1841 
pag.  9)  die  Ausübung  der  Jagd  mittelst  Schiessgewehrs  auf  den  Eisenbah- 
nen und  den  dazu  gehörigen  Landstrecken  für  zulässig  nicht  erachtet  werden 
kann.  Da  die  Eisenbahndirectionen  im  Interesse  der  Ordnung  und  Sicherheit 
ihres  Betriebes,  wie  der  Dienstdisciplin  keinen  Anstand  nehmen  werden,  ihren 
Beamten  die  Ausübung  der  Jagd  auf  dem  der  Gesellschaft  zugehörigen  Grund 
und  Boden  zu  untersagen,  wozu  sie  als  Vertreter  der  Eigenthümer  desselben 
und  als  Dienstherrn  der  Eisenbahnbeamten  unbedenklich  befugt  sind,  und 
schon  hierdurch  der  Zweck,  die  Jagdausübung  auf  den  Eisenbahnen  zu  hindern, 
erreicht  werden  dürfte,  so  beauftrage  ich  das  Eisenbahn-Commissariat,  die  Di- 
rectionen  der  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Eisenbahnen  aufzufordern,  dass 
sie  ihren  Beamten  die  entsprechende  Weisung  ertheilen  und  deren  Uebertretung 
bei  Ordnungsstrafe  und  im  Wiederholungsfalle  bei  Strafe  der  sofortigen  Ent- 
lassung aus  dem  Dienste  untersagen. 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  allerdings  sowohl  die  citirten 
Paragraphen  des  Allgem.  Landrechts,  als  auch  die  Verordnung  vom 
30.  November  1840  aufgehoben  sind,  dass  indessen  das  neue  Straf- 
gesetzbuch für  die  Preussischen  Staaten  vom  14.  April  1851  in 
seinem  §.  345  Nro«  6  das  Schiessen  an  bewohnten  oder  von  Men- 
schen besuchten  Orten  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  mit  Geldbusse 
bis  zu  50  Thlr.  oder  Gefängnissstrafe  bis  zu  6  Wochen  verpönt; 
es  wird  sich  (Jäher  die  fortdauernde  Gültigkeit  der  vorstehenden 
Verfügung  in  keiner  Weise  bezweifeln  lassen. 

Auch  hier  gilt  die  am  Schlüsse  des  §.  108  gemachte  Bemer- 
kung.   Einige  erläuternde  Bestimmungen  sind   enthalten  in  dem 

Bescript  des  Königl.  Ministeriums  für  Handel  etc.  vom  24. 
Juni  1849  an  das  Königl.  Eisenbahn-Commissariat  zu  N.  (Min.- 
Blatt  d.  inn.  Verw.  1849,  pag.  185  Nro  264) : 

Auf  den  Bericht  vom  15.  d.  Mts.  erwiedere  ich  dem  Königl.  Eisenbahn- 
Commissariat,  wie  ich  damit  einverstanden  bin,  dass  das  Verbot  der  Ausübung 
der  Jagd  auf  den  Eisenbahnen  und  den  dazu  gehörigen  Terrains  durch  die 
Eisenbahnbeamten  mittelst  Schiessgewehrs,  sich  allerdings  nur  auf  die  Bahn 
»elbrf  und  die  langst  derselben  sich  hinziehenden  sogenannten  Sicherheitsstrei- 
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fen,  überhaupt  nur  auf  das  dem  Betriebe  der  Bahn   gewidmete    Land    bezie- 
hen kann. 

Wenn  die  Eisenbahngesellschaften  ausser  dem  in  den  eigentlichen  Dukt 
der  Bahn  fallenden  Lande  und  den  auf  beiden  Seiten  derselben  sich  hinziehen- 
den, zur  Sicherstellung  des  ungestörten  Betriebes  ausgewiesenen  Streifen,  noch 
andere  Ländereien  in  der  Nähe  der  Eisenbahnen  zu  andern,  als  den  eigent- 
lichen Betriebszwecken  erworben  haben,  so  kann  denselben  nicht  untersagt 
werden,  die  Jagd  auf  diesen,  von  ihnen  erworbenenen  anderweiten  Ländereien, 
gleich  wie  jeder  andere  Grundbesitzer,  mit  Schiessgewehr  zu  benutzen. 

§.  JH. 
Transport. 

Fersendung   ton  chemischen    Präparaten^  Streichiünder*, 
Kupfer-Zündhütchen  und  Phosphor  auf  Eisenbahnen. 
Circular-Bescript  der  KÖnigl.  Ministerien    der   Finanzen 
und  des  Innern  vom  27.  September  1846    (Min.-Blatt    d.  inn.  Verw. 
1846  pag.  188  Nro  270): 

Regulativ  wegen  Versendung  chemischer  Präparate  auf 
Eisenbahnen. 
Um  den  Gefahren  vorzubeugen,  welche  durch  die  Versendung  chemischer 
Präparate   auf   den    Eisenbahnen   herbeigeführt  werden  können,  wird  hierüber 
nachfolgendes  angeordnet. 

§.  1.  Die  zur  Versendung  chemischer  Präparate  auf  Eisenbahnen  dienenden 
Wagen  müssen  stets  die  letzten  im  Zuge  sein  und  dürfen  nur  mit  den  Güter- 
öder  combinirten  Zügen  befördert  werden. 

§.  2.  Mineralsäuren  dürfen  nur  getrennt  von  den  andern  Chemikalien 
verladen  werden* 

§.  3.  Gänzlich  verboten  ist  der  Eisenbahn-Transport  folgender  Präparate 
als: 

Knallquecksilber,    Knallsilber,    Phosphor   und   solcher    Gegenstände! 
welche  Phosphor  in  Substanz  enthalten,   als:  Streichzünder  (Hölzer, 
Schwämmchen,    Lichtchen)    so   wie    Schiesspulver    und  Feuerwerk* 
körper. 
§.  4.  Folgende  Gegenstände,  als: 

a)  concentrirte  Mineralsäure, 

b)  chlorsaures  Kali, 

c)  Naphtha  oder  Aether, 

dürfen  nur  unter  folgenden  Bedingungen  auf  Eisenbahnen  versendet  werden: 
ad  a.    die  Ballons,  in  denen  concentrirte  Mineralsäuren,  (Schwefekitt* 
Salzsäure,  Salpeter  etc.)  verschickt  werden,  müssen  wohl  verpackt 
in  einem  besonderen   Gefässe  (wozu    auch  geflochtene  Körbe  die- 
nen können)  eingeschlossen  sein; 
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ad  b)  das  Chlorsäure  Kali  muss  sorgfältig  in  Papier  verpackt  sein, 
und  es  müssen  die  Fackete  in  hölzerne  Fässer  oder  Kisten  einge- 
schlossen werden  ^ 

ad  c)  Naphtha  oder  Aether  darf  nur  in  doppelten  Verschlüssen  und 
zwar  dergestalt  zur  Versendung  kommen,  dass  die  gläsernen 
Flaschen,  in  denen  sich  diese  Stoffe  befinden,  in  Blechbüchsen 
mit  Kleie  oder  Sägemehl  eingefuttert  werden. 

§.  5.  Die  gewöhnlichen  Transportwagen  können  auch  zum  Transport  der 
Chemikalien  dienen.  Den  Directionen  wird  aber  zur  Pflicht  gemacht,  auf  jeder 
Station  die  Wagen,  auf  denen  Mineralsäuren  transportirt  werden,  revidiren  und 
ansserlich  mit  einem  Schilde  versehen  zu  lassen,  auf  welchem  die  Verladung 
von  Mineralsäuren  verzeichnet  ist,  damit  die  vorgeschriebene  Stellung  und  Re- 
vision der  Wagen  nicht  übersehen  wird. 

§.  6.  Wer  solche  Präparate,  deren  Versendung  auf  Eisenbahnen  nach 
§.  3  verboten  ist,  dennoch  zur  Beförderung  auf  letzteren  unter  falscher  De- 
claration  des  Inhalts  der  betr.  Kolli  aufgibt ,  verfällt ,  sofern  nicht  nach  den 
Criminalgesetzen  eine  härtere  Strafe  eintritt,  in  eine  polizeiliche  Strafe  von 
Fünf  bis  Fünfzig  Thalern,  und  ist  zum  vollen  Ersatz  des  verursachten  Scha- 
dens verpflichtet. 

§.  7.  Diejenigen  Eisenbahnbeamten,  welche  die  §.  3.  bezeichneten  Gegen- 
stände wissentlich  zur  Versendung  annehmen,  verfallen,  ohne  Unterschied,  ob 
die  Versendung  demnächst  wirklich  erfolgt  oder  nicht,  in  eine  polizeiliche 
Strafe  von  Fünf  bis  Fünfzig  Thalern.  Eben  diese  Strafe  tritt  ein,  wenn 
sie  den  §.  1  ,  2  und  4  enthaltenen  Bestimmungen  zuwider  handeln. 
Sofern  nach  den  Criminalgesetzen  eine  härtere  Strafe  verwirkt  ist,  hat  es  da- 
bei sein  Bewenden. 

Circular-Rescript  der  Königl.  Ministerien  des  Innern 
and  der  Finanzen  am  10.  Juli  1847  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1847 
pag.245  Nro.  291),  betreffend  die  Versendung  von  sogenannten 
Kopf  er- Zündhütchen: 

In  Veranlassung  von  erhobenen  Zweifeln  darüber,  ob  nach  §.  3  des 'Re- 
gulators vom  27.  September  v.  J die  Versendungen  von  sogenann- 
ten Kupfer  -  Zündhütchen  zu  verstatten  sei ,  wird  hierdurch  mitgetheilt ,  wie 
die  deshalb  veranlassten  Erörterungen  ergeben  haben,  dass  wenn  schon  die 
Ladimg  dieser  Zündhütchen  zum  Theil  aus  Knallquecksilber  besteht,  solche 
doch  nicht  durch  Schütteln  explodiren,  daher  nicht  unter  §.  3.  Nro.  1  des 
Torgedachten  Regul.  zu  zählen  sind. 

Sind  Zündhütchen  von  den  Fabrikanten  in  Kisten  sorgfältig  verpack*,  so 
erscheint  deren  Versendung  auf  Eisenbahnen  hiernach  ganz  zulässig;  nur  dür- 
fen solche  nicht  in  Wagen  verladen  werden,  welche  Mineralsäuren  enthalten, 
g*o*  analog,  wie  es  unter  §.  4  sub  b)  für  das  chlorsaure  Kali  vorgeschrie- 
ben ist. 
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Von  der  Königl.  Regierung  sind  die  Zündhütchen  -  Fabrikanten  and  von 
den  Herren  Eisenbahn-Commissarien  sind  die  betreffenden  Eisenbahndircetionen 
hiervon  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Circular-Rescript  des  Kgl.  Ministeriums  für  Handel  etc. 
vom  2  9.  Sept.   1848  {Min. -Blatt  d.  inn.  Verw.  1848,  pag.  325  Nro.  384): 

Die  Seitens  der  Fabrikanten  von  Zündhütchen  erhobenen  Beschwerden  über  die 
Beschränkung,  welcher  die  Versendung  ihres  Fabrikats  auf  Eisenbahnen  auch  nach 
der  Verf.  vom  10.  Juli  1847  (Min.-Blatt  S.  245)  namentlich  dadurch  noch  unterliegt, 
dass  die  Vorschrift  des  Regulativs  vom  27.  Sept.  1846  §.  1,  wonach  die  be- 
treffenden Transportwagen  stets  die  letzten  im  Zuge  sein  müssen,  beibehalten 
worden  ist,  haben  eine  nochmalige  Erörterung  dieses  Gegenstandes  herbeige- 
führt. Nach  dem  Ergebnisse  dieser  Erörterung  unterliegt  es  keinem  Bedenken, 
den  Transport  von  Kupfer-Zündhütchen  auf  Eisenbahnen ,  wie  hiermit  ge- 
schieht, ohne  alle  weitere  Beschränkung  nur  unter  der  Bedingung  zu  gestatten,  dass 

a)  die  Verpackung   sorgfältig   in   festen   Eisten  oder   Fässern  bewirb 
sein  muss,  und 

b)  die  Verladung  nicht  auf  Wagen  erfolgen  darf,   auf  welchen  Mine- 
ralsäurcn  sich  befinden. 

Von  der  Königl.  Regierung  sind  dtä  betheiligten  Fabrikanten  und  von 
den  Herren  Eisenbahn-Commissarien  die  Eisenbahndirectionen  hiervon  in  Kennt- 
niss zu  setzen. 

Circular-Rescript  der  Königl.  Ministerien  des  Innern  n. 
der  Finanzen  vom  20.  März  1848  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1848, 
pag.  134  Nro.  128): 

Es  war  Absicht,  bei  der  von  Seiten  des  Fin.-Min.  auf  den  14.  d.  Mts. 
anberaumten  Berathung  Über  verschiedene  Gegenstände  des  Eisenbahnwesens 
auch  die  Anträge  mehrerer  Zündwaaren-Fabrikanten  auf  Modificationen  derje- 
nigen Bestimmung  des  Regul.  vom  27.  September  1846  zur  Erwägung  za 
bringen ,  durch  welche  die  Versendung  von  Streichzündern  auf  Eisenbahnen 
gegenwärtig  völlig  verboten  ist 

Da  jedoch  diese  Berathung  unter  den  gegenwärtigen  Zeitumständen  tnf 
Ansuchen  der  am  14.  d.  Mts.  erschienenen  Theilnehmer  vertagt  worden  ist, 
die  sehr  dringenden  Anträge  der  Zündwaaren-Fabrikanten  aber  eine  baldige 
Entscheidung  wünschenswerth  erscheinen  lassen,  inzwischen  auch  in  Folge  der 
Verfügung  des  Fin.-Min.  vom  31.  October  v.  J.  von  den  Verwaltungen  der 
meisten  in  Betrieb  befindlichen  Eisenbahnen  gutachtliche  Aeusserungen  einge- 
gangen sind,  von  denen  die  Mehrzahl  die  Versendung  von  Streichzündern  auf 
Eisenbahnen  bei  gehöriger  Vorsicht  für  vollkommen  zulässig  erachtet,  so  wird, 
vorbehaltlich  weiterer  Erörterung  bei  Fortsetzung  der  vorgedachten  Berathung, 
einstweilen  Folgendes  festgesetzt: 

1)  Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  gehalten,  die  nach  §.  3  des  Begol 
vom  27.  September  1846    bisher   vom  Eisenbahn-Transport  ausgeschlossenes 
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Streichzünder  (Hölzer,  Schwämmchen,  Lichtchen  etc.)  fortan  mindestens  ein- 
mal wöchentlich  an  gewissen  von  den  Verwaltungen  festzusetzenden  und  be- 
kannt zu  machenden  Tagen  zu  transportiren.  Werden  diese  Gegenstände  in 
ganzen  Wagenladungen  zur  Versendung  aufgegeben,  so  muss  die  Beförderung 
in  der  für  andere  Güter  festgesetzten  Beförderungszeit  erfolgen. 

2)  Die  Streichzünder  müssen  jedoch  in  Behältnissen  von  starkem  Eisen- 
blech oder  mindestens  in  sehr  festen,  mit  Papier  verklebten  hölzernen  Kisten 
von  nicht  über  zwei  Fuss  in  Kubus-GrÖsse,  sorgfältig  und  fest  dergestalt  ver- 
packt sein,  dass  der  Raum  der  Kisten  völlig  ausgefüllt  ist.  Die  Kisten  sind 
äusserlich  deutlich  als  „  Streichzünder u  enthaltend  zu  bezeichnen. 

3)  Fällt  dem  Versender  erweisslich  eine  Vernachlässigung  in  der  Ver- 
packung zur  Last,  so  haftet  derselbe  bei  einem  vorkommenden  Unfall  für  al- 
len daraus  entstehenden  Schaden. 

4)  Die  Beförderung  der  Streichzünder  erfolgt  nur  mit  Güterzügen  und 
nnr  in  bedeckten  Wagen,  welche  stets  die  letzten  im  Zuge  sein  müssen. 

5)  Unrichtige  oder  unterlassene  Declaration  aller  chemischen  Präparate, 
deren  Versendung  nach,  dem  Regul.  vom  27.  September  1846  oder  der  ge- 
genwärtigen Bestimmung  nur  unter  besondern  Vorsichtsmaassregeln  gestattet 
ist,  Seitens  der  Aufgeber,  so  wie  die  wissentliche  Annahme  und  Beförderung 
solcher  unrichtig  oder  gar  nicht  declarirten  Gegenstände  Seitens  der  Eisen- 
bahnbeamten wird  gleich  der  Versendung  gänzlich  verbotener  Präparate  nach 
§§.  6  und  7  des  Regul.  vom  27.  September  1846  bestraft. 

Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  wegen  Befolgung  und  Publication  dieser 
Bestimmung  mit  Anweisung  zu  versehen. 

Ministerial-Rescript  vom  19.  Sept.  185  2  (Min.-Blatt  d.  inn. 
Verw.  1852,  pag.  270) : 

1)  Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  gehalten,  den  nach  §.  3  des  Regul. 
rem  27.  Sept.  1846  bisher  vom  Eisenbahn-Transporte  ausgeschlossenen  Phos- 
phor fortan  mindestens  zwei  Mal  monatlich  an  gewissen  von  den  Verwaltungen 
festzusetzenden  und ,  bekannt  zu  machenden  Tagen  zu  transportiren.  Wird 
Phosphor  in  ganzen  Wagenladungen  zur  Versendung  aufgegeben,  so  muss  die 
Beförderung  in  der  für  andere  Güter  festgesetzten  Beförderungszeit  erfolgen ; 

2)  der  Phosphor  muss  jedoch,  mit  Wasser  umgeben  in  Blechbüchsen, 
welche  10  bis  12  Pfund  fassen  und  die  verlöthet  sind,  in  starken  Kisten  mit 
Sägemehl  fest  verpackt  sein.  Diese  Kisten  müssen  ausserdem  gehörig  in  grau 
Leinen  emballirt  sein,  an  zwei  ihrer  obern  Kanten  starke  Handhaben  besitzen, 
nicht  mehr  als  100  Pfund  wiegen  und  äusserlich  als.  „Phosphor  enthaltend" 
und  mit  dem  Zeichen  „Oben"  bezeichnet  sein ; 

3)  fallt  dem  Versender  erweislich  eine  Vernachlässigung  in  der  Ver- 
packung zur  Last,  so  haftet  derselbe  bei  einem  vorkommenden  Unfall  für  al- 
len daraus  entstehenden  Schaden ; 
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4)  die  Beförderung  des  Phosphors  erfolgt  nur  mit  Güterzügen  und  nv 
in  bedeckten  Wagen,  welche  stets  die  letzten  im  Znge  sein  müssen; 

5)  unrichtige  oder  unterlassene  DecUration  aller  chemischen  Präparate, 
deren  Versendung  nach  dem  Regulativ  vom  27.  September  1846  oder  der 
gegenwärtigen  Bestimmung  nur  unter  bosondern  Vorsichtsmaassregeln  Seitens 
des  Aufgebers  gestattet  ist,  so  wie  die  wissentliche  Annahme  und  Beförderung 
solcher  unrichtig  oder  gar  nicht  declarirten  Gegenstände  Seitens  der  Eisen- 
bahnbeamten  wird  gleich  der  Versendung  gänzlich  verbotener  Präparate  nach 
§.  6  und  7  des  Regulativs  vom  27.  Septrmber  bestraft. 

Durch  eine  spätere  Ministerial-  Verfügung  aus  neuester  Zeit, 
die  durch  die  Amtsblätter  publicirt  worden  ist,  ist  das  bis  dahin 
auf  100  Pfund  beschränkte  Gewichts-Maximum  der  auf  inländischen 
Eisenbahnen  zu  transportirenden  Kisten  mit  Phosphor  auf  180  Pfand 
erhöht  worden. 

Zulässig  keit  des  Leichentransporls. 

Im  Aligemeinen  ist  der  Transport  von  Leichen  nur  gestattet, 
wenn  ein  sogenannter  Leichenpass  erwirkt  worden  ist*  Ausserdem 
bestehen  folgende  Rescripte: 

Circular-Beseript  des  Königl.  Ministers  des  Innern  vom 
12.  October  1849  (Min.-Blatt  d.  inn,  Verw.  1849,  pag.  248  Nro/367): 

Die  Königl.  Hannoversche  Regierung  hat  sich  bereit  erklärt,  künftighin 
den  Transport  von  Leichen  nach  und  durch  Hannover  auf  den  innerhalb  sei- 
nes Gebietes  liegenden  Eisenbahnen  auf  Grund  auswärtiger  Leichenpässe  m 
gestatten  und  demgemäss  auch  die  Landesobrigkeiten  bereits  mit  der  nöthigen 
Anweisung  versehen. 

Da  es  nun  unbedenklich  erscheint ,  in  den  diesseitigen  Staaten  ein  glei- 
ches Verfahren  eintreten  zu  lassen ,  so  wird  die  Königl  Regierung  hierdurch 
veranlasst,  in  Zukunft  den  Transport  von  Leichen  auf  den  Preussischen  Eisen- 
bahnen auch  auf  Grund  Hannoverischer  Leichenpässe  ebenso  zu  genehmigen, 
als  wenn  die  Legitimation  durch  einen  diesseitigen  Leichenpass  bewirkt  wor- 
den wäre. 

Circular-Rescript  des  Königl.  Ministers  des  Innern  vom 
5.  Nov.  1849  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1849,  pag.  248  Nro.  368): 

In  gleicher  Weise,  wie  die  Königl.  Hannoverische  Regierung,' haben  och 
nunmehr  auch  die  Regierungen  des  Königreichs  Sachsen  und  des  Herzogthmns 
Braunschweig  unter  Voraussetzung  der  Reciprocität  bereit  erklärt,  auf  den  Ei- 
senbahnen ihres  Landes  die  Beförderung  von  Leichen  auf  Grund  Preussischer 
Leichenpässe  zu  gestatten. 

Die  Königl.  Regierung  wird  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  ge- 
setzt, dass  die  in  der  Verfügung  vom  12.  vorigen  Monats  getroffene  Anord- 
nung auch  auf  den  Transport  von  Leichen  ausgedehnt  wird,  welche  auf  Grund 
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Sächsischer  oder  Braunschweigischer  Leichenpässe  durch  die  diesseitigen 
Staaten  geführt  werden. 

Circular-Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  an  sftmmt- 
liche  Königl.  Regierungen  und  an  das  Polizei-Präsidium  zu 
Berlin,  die  Beförderung  von  Leichen  auf  Eisenbahnen  be- 
treffend, vom  2  0.  M&rz  18  54  (Min. -Blatt  d.  inn.  Verw.  1854,  pag. 
106  Nro.  128)  : 

In  gleicher  Weise  wie  die  Regierungen  der  Königreiche  Sachsen  und 
Hannover  und  des  Herzogthums  Braunschweig  hat  sich  nunmehr  auch  die 
Kurfürstlich-Hessische  Regierung  unter  Voraussetzung  der  Reciprocit&t  bereit 
erklärt,  auf  den  Eisenbahnen  ihres  Landes  die  Beförderung  von  Leichen  auf 
Grand  Preussischer  Leichenpässe  zu  gestatten. 

Die  Königl.  Regierung  wird  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  ge- 
setzt, dass  die  in  den  Verfugungen  vom  12.  October  und  5.  November  1849 
getroffene  Anordnung  auch  auf  den  Transport  von  Leichen  ausgedehnt  wird, 
welche  auf  Grund  Kurfürstlich-Hessischer  Leichenpässe  durch  die  diesseitigen 
Staaten  geführt  werden. 

Der  Circular-Erlass  vom  3.  Mai  1854  (Hin. -Blatt  d.  inn. 
Verw.  1854,  pag.  107  Nro.  129)  enthält  Dasselbe  in  Beziehung 
auf  das  -  Herzogt  hu  m  Lauenburg,  und  der  Erlass  vom  10.  Juli  1854 
(Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1854,  pag.  150  Nro.  180)  mit  Bezug 
auf  Anhalt-Dessau. 

Beschränkung  des  Güterverkehrs  auf  den  Eisenbahnen  an  den  christlichen 
Sonn-  und  Festtagen. 

Verfügung  des  Ministeriums  für  Handel  etc.  an  die  Kgl. 
Eisenbahn-Commissariate  zu  Cöln,  Breslau  und  Berlin  vom 
8.  October  1853  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1853,  pag.  270  Nro.  235) : 

Nach  der  abschriftlich  beifolgenden  Verfügung  vom  heutigen  Tage  (An- 
lage A)  dürfen  auf  den  Staats-  und  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Eisen- 
bahnen an  den  christlichen  Sonn-  und  Festtagen  gewöhnliche  Frachtgüter  zur 
Beförderung  nicht  angenommen  ,  auch  am  Bestimmungsorte  nicht  verabfolgt 
werden.  Da  die  Heilighaltung  der  Sonn-  und  Festtage  auch  für  die  Privat - 
Eisenbahnen  eine  gleiche  Beschränkung  des  Güterverkehrs  noth wendig  macht, 
ao  beauftrage  ich  das  Königl.  Eisenbahn-Commissariat,  auch  die  Eisenbahnge- 
sellschaften seines  Bezirks  in  gleichem  Sinne  mit  Anweisung  zu  versehen. 

Anlage    A. 

Nach  §.  55  des  Betriebs-Reglements  für  die  Staats-Eisenbahnen  und  die  un- 
ter Verwaltung  des  Staates  stehenden  Eisenbahnen  vom  18.  Juli  d.  J.  (Min.- 
Blatt  1853,  pag.  219)  soll  an  Sonn-  und  Festtagen  gewöhnliches  Frachtgut 
zur  Beförderung  nicht  angenommen,  auch  am  Bestimmungsorte  nicht  verab- 
folgt werden,  Der  Königl.  Direction  mache  ich  zur  Pflicht,  diese  Bestimmung, 
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wejehe  Behufs  der  würdigen  Feier  der  christlichen  Sonn*  und  Festtage  für 
nothwendig  erachtet  werden  muss ,  sofort  in  Kraft  treten  zu  lassen ,  und  mit 
Sorgfalt  darüber  zu  wachen,  dass  Ausnahmen  und  Abweichungen  von  dersel- 
ben nicht  vorkommem. 

Berlin,  den  &  October  1853, 

Der  Minister  für  Handel  etc.: 
v>  0.  Heydt. 
An  sämmtfiche  KönigL  Eisenbahndireetlanen. 

g.   112. 

Schau  gegen  Keuengeftlur« 

Hinsichtlich  der  Entfernung ,  welche  Gebäude  und  lagernde 
Materialien  von  den  Eisenbahnen  haben  müssen,  sind  folgende  für 
den  Umfang  des  ganzen  Staates  geltende  Verfügungen  ergangen: 

Circular-Rescript  der  Königl.  Ministerien  des  Innern  q. 
der  Finanzen  vom  4.  December  1847  an  sämmtliche  Königl. 
Regierungen,  so  wie  an  das  Königl.  Polizeipräsidium  in  Ber- 
lin (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1847,  pag.  332  Nro.  406): 

Bei  Errichtung  von  Gebäuden  und  Lagerung  von  Materialien  in  der  Nahe 
von  Eisenbahnen  sind  zur  Beseitigung  der  Feuersgefahr  die  nachstehenden 
Vorschriften  zu  befolgen: 

1)  Liegt  die  Eisenbahn  mit  dem  anstossenden  Terrain  gleich  hoch,  so 
dürfen  Gebäude,  welche  n;cht  mit  einer  feuersicheren  Bedachung  versehen  sind, 
so  wie  Gebäude,  in  denen  leicht  entzündbare  Gegenstände  -  aufbewahrt  werden  sol- 
len ,  nur  in  einer  Entfernung  von  mindestens  10  Ruthen  von  der  nächsten 
Schiene  (in  der  Horizontale  gemessen)  errichtet  werden ;  auch  darf  innerhalb 
der  gleichen  Entfernung  die  Aufbewahrung  leicht  entzündbarer  Gegenstlide 
auf  freiem  Felde  nicht  stattfinden.  ^ 

Alle  andern  Gebäude  dürfen  nur  in  einer  Entfernung  von  mindestens  5 
Ruthen  von  der  nächsten  Schiene  aufgeführt  werden. 

2)  Liegt  die  Eisenbahn  auf  einem  Damme ,  so  müssen  die  unter  1)  fest* 
gesetzten  Entfernungen  um  das  Anderthalbfache  der  Höhe  des  Dammes  Über 
dem  Terrain  vergrössert  werden.  Bei  einem  20  Fuss  hohen  Damm  z.B.  vom 
die  Entfernung  eines  Gebäudes  der  zuerst  gedachten  Kategorie  10°  +  ll/2- 
20'  =  10°  +  30'  =  l2»/2  Ruthe,  die  Entfernung  eines  andern  Gebäudes 
aber  5<>  +  l»/2.  20'  =s  50  +  30'  =  71/*  Rnthen  von  der  nächsten  Schiene 
betragen. 

3)  Die  Regierungen  sind  ermächtigt,  in  einzelnen  Fällen,  in  welchen  durch 
die  örtlichen  Verhältnisse  auch  bei  einer  geringeren  Entfernung  eine  Feuers- 
gefahr ausgeschlossen  wird,  Ausnahmen  eintreten  zu  lassen;  sie  haben  jedoch 
zuvor  die  gutachtliche  Aeusserung  der  betreffenden  Eisenbahndirection  zu  er- 
fosiern. 
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4)  Wer  diesen  Bestimmungen  zuwider  in  der  Nahe  Ton  Eisenbahnen  Ge- 
binde errichtet  oder  Materialien  niederlegt,  hat  deren  Fortschaffang  auf  seine 
Koiften  zu  gewärtigen,  wird  aber  ausserdem  mit  einer  Qeldhnsse  von  2  bis  10 
Thalern  oder  im  Unvermögensfalle  mit  verh&ltnissm&ssiger  Gefangnissstrafe  belegt 

5)  Auf  die  zu  dem  Betriebe  der  Bisenbahn  erforderlichen  Gebäude  und 
Materialien  findet  die  vorstehende  Polizeiverordnung  keine  Anwendung. 

Circular-Rescript  derKönigl.  Ministerien  des  Innern  und 
der  Finanzen  vom  20.  Mars  1848  an  sammtliche  Königl.  Re- 
gierungen, so  wie  an  das  Rönigl.  Polizeipräsidium  in  Berlin 
(MhvBlatt  d.  inn.  Verw.  1848,  pag.  133  Nro.  126)  : 

Dieselben  Bestimmungen,  welche  unter  1)  der  polizeilichen  Vorschriften, 
die  Errichtung  von  Gebäuden  und  die  Lagerung  von  Materialien  in  der  Nähe 
Ton  Eisenbahnen  betreffend,  vom  4.  December  1847  für  den  Fall  angeordnet 
sind,  dass  die  Eisenbahn  mit  dem  anschliessenden  Terrain  gleich  hoch  liegt, 
gelten  auch  für  den  Fall,  dass  die  Eisenbahn  im  Einschnitte  liegt. 

Jedem,  der  in  der  Nähe  einer  Eisenbahn  einen  Neubau  vor« 
nimmt,  ist  wohl  zu  rathen,  dass  er  die  in  der  vorstehenden  Ver- 
fügung vorgeschriebene  Entfernung  einhält  und  jedenfalls  ohne  be- 
sondere Edaubniss  der  betreffenden  Bezirfcsregierung  mit  seinem 
Biae  (Jer  Bahn  nicht  näher  rückt,  weil  er  sonst,  abgesehen  von  der 
angedrohten  Polizeistrafe,  den  Abbruch  seines  Gebäudes  gewärtigen 
muss,  ohne  irgend  welche  Entschädigung  reclamiren  zu  können. 

Hinsichtlich  der  bereits  in  der  Nähe  einer  Eisenbahn  bestehen- 
den Gebäude  ist  ergangen  das 

Rescript  der  Königl.  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
lauern  vom,.  20.  März  1848  an  die  Königl.  Regierung  zu  N. 
(Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1848,  pag.  133  Nro.  127) : 

Auf  den  Bericht  vom  5.  Januar  c.  wiid  der  Königl.  Regierung  eröffnet, 
fass  die  polizeilichen  Vorschriften  vom  4.  Decemher  1847 ,  die  Errichtung 
ron  Gebinden  und  Lagerung  von  Materialien  in  der  N&he  von  Eisenhahnen 
betreffend,  allerdings  nur  für  solche  Gehäude  gelten,  die  erst  errichtet  werden 
sollen,  und  also  auf  die  schon  Vor  Anlage  der  Eisenhahnen  vorhandenen  Bau- 
lichkeiten etc.  nicht  anzuwenden  sind.  Rücksichlich  der  letztern  können  allge- 
meine Bestimmungen  nicht  erlassen  werden,  vielmehr  muss  in  jedem  einzelnen 
Falle  der  Grund  der  Gefährlichkeit  maassgehend  bleiben. 

Uebrigens    wird   dabei    stets   von   dem  Grundsatze    der  Verpflichtung  der 
Eisenbahngesellschaften  zur  Ausführung  geeigneter,    der  Feuersgefahr  vorheu-    , 
geader  Vorkehrungen  auszugehen  sein. 

Bei  einzeln  stehenden  Gebäuden  kann  jedoch,  wenn  ans  dem  Brande  der- 
selben eine  Gefahr  für  Menschen   oder  fremdes  Eigenthum  nicht  zu  befürch- 
ten steht,    den   Eisenhahngesellschaften  eine  Einigung  mit  den  Eigenthüntem 
Eiienbahnrecht  IL  7 
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rücksichtlich  der  Entschädigung  für  die  Nachtheile,  welche  das  Gebinde  durch 
die  Näh«  der  Baiin  nach  wegen  grösserer  Gefahr  des  Abbrennens  erleidet,  ge- 
stattet werden;  doch  ist  dazu  die  Zustimmung  der  betreffenden  Polizeibehörde 
erforderlich. 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  die  Regierungen  unzweifelhaft 
die  Befugniss  haben,  durch  polizeiliche  Verordnungen  wegen  Feuers- 
gefahr die  Entfernung  respective  das  Zurückziehen  solcher  Gebäude 
anzuordnen,  welche  sckon  vor  dam  Baue  der  Bahn  bestimmen;  in 
einem  solchen  FaH  hat  aber  der  betroffene  Besitzer  des  Gebäudes, 
so  sehr  er  auch  verpflichtet  ist,  der  Verfügung  nachzukommen,  doch 
einen  Anspruch  auf  vollständigen  Schadensersatz ,  obgleich  es  sich 
nicht  von  einer  eigentlichen  Expropriation  bandelt.  Die  Schadens- 
klage würde  gegen  den  Fiskus  bei  Gericht  anzustellen  sein,  und  ein 
daselbst  etwa  von  der  Regierung  erhobener  Competenz-Cortflfct  für 
unbegründet  erachtet  werden  müsseil ,  da  die  Gültigkeit  und  Ver- 
bindlichkeit der  polizeilichen  Verfügung  an  sich  durch  die  Klage 
gar  nicht  angegriffen  wird.  Da  jedoch  der  §.  20  des  Eisenbahage- 
setzes  vom  3.  November  1838  verfügt: 

*dass  die  Gesellschaft  für  alle  Entschädigungsansprüche,  welche 
„in  Folge  der  Bahfianiage  an  den  Staat  gemacht,  und  entwe- 
der von   der  Gesellschaft  selbst  anerkannt  oder  unter  ihrer 
„Zuziehung  richterlich  festgestellt  werden,  verpflichtet  sein  soll1, 
so  muss  die  betreffende  Eisenbahngesellschaft  ohne  alle  Frage  den 
richterlich  festzustellenden  Schadensersatz  tragen,  wenn  sie  üu  dem 
Process  beigeladen  wird.    Handelt  es  sich  jedoch  von  einer  Staats- 
bahn, so  mus  der  Fiskus  den  Schaden  ersetzen. 

Verhütung  von   Waldbränden, 

Erlass  an  die  Königl.  Regierungen  zu  Königsberg,  Dan- 
zig,  Marienwerder,  Posen,  Bromberg,  Köslin,  Erfurt,  Mün- 
ster, Minden,  Arnsberg,  Cöln,  Coblenz,  Düsseldorf,  Aachen, 
Trier  wegen  Verhütung  von  Waldbränden,  welche  aus  Ver- 
anlassung des  Eisenbahnbetriebes  entstehen,  vomtl.  Septem- 
ber 1853  (Min.rBlatt  d.  inn.  Verw.  1853  pag.  252  Nro.  211): 

Im  Anschlüsse  erhält  die  Königl.  Regierung  Abschrift  einer  unter  dem 
27.  September,  1846  an  die  Regierungen  zu  Frankfurt,  Stettin,  Magdeburg, 
Liegnitz,  Oppeln,  Breslau,  Merseburg  und  Potsdam  erlassenen  VerfQgMS 
(Anlage  A),  betreffend    die  Verhütung   yon    Waldbränden,    welche  durch  den 
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Auswurf  glühender    Kohlen  von    den   Lokomotiven    entstehen,  ;3snr   Nachricht 
und  Nachachtung. 

Berlin,  den  11.  September  1853. 

Der  Finanzminister 
V.  Bodelschwingh. 

Alttage  A. 

In  der  nettem  •Eeft  tfnd  öfters  durch  den  Auswurf  glühender  Kohlen* 
toi  den  Lokomotive«  langst  den  Eisenbahnen  Waldbrände  in  den  Königl; 
Forsten  entstanden,  walchen  vielleicht,  hätte  vorgebengt  werden  können,  wenn 
die  erforderlichen  Voroichtsmaasaregeln,  namentlich  bei  lange  anhaltender 
trockener  Witterung  nicht  verabsäumt  worden  wären.  Um  den  hierdurch  zu 
besorgenden  Beschädigungen  der  Königl.  Forsten  thunlichst  vorzubeugen,  wird 
der  König!.  Regierung  empfohlen,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  nöthigen  Vor- 
betgungsmaassregeln  überall  getröffen  werden.  Zudem  Ende  ist  es  rathsam, 
die  Forst-Schntzbeamten  anzuweisen,  dass  sie  zur  Zeit  anhaltender  Dürre  den 
an  des  Eisenbahnen  gelegenen  Theil  ihres  Schute-Bezirks  wo  möglich  nach 
dem  jedesmaligen  Passiren  eines  Zuges  begehen,  und  die  Directionen  der 
Eisenbahngesellschaften  aufzufordern,  dass  sie  ihren  Beamten  die  grösste  Vor- 
sicht m  Verhütung  von  Feuersgefahr  einschärfen,  und  die  Bahnwärter  an- 
weisen, nach  jedem  Zuge  den  zu  beaufsichtigenden  Theil  der  Bahn  sorgfältig 
zu  reridiren,  und  etwa  sich  vorfindende  glühende  Kohlen  etc.  auszulöschen. 

Ia  mehreren  Fällen  ist  das  Feuer  dadurch  entstanden,  dass  die  ans  dem 
Heerde  der  Lokomotive  ausfallenden  Kohlen  in  die  beraseten  Gräben  der 
Eisenbahn  gefallen  sind  und  das  trockne  Gras  entzündet  haben,  so  dass  von 
hier  ans  das  Feuer  in  dem  Grase  und  Heidekraut  nach  den  angrenzenden  Be- 
iladen übergelaufen  ist.  Um  der  Entstehung  eines  Brandes  auf  diese  Weise 
vQmbeugen,  erscheint  es  angemessen,  darauf  hinzuwirken,  dass  der  Boden  an 
der  Grenze  der  Bahn  in  einer  Breite  von  etwa  zwei  Ruthen  von  Gras,  Moos 
°ad  Heidekraut  etc.  frei  und  stets  wund  erhalten  werde,  wo  solches  für  den 
Zweck  rathsam  ist.  Die  Königl.  Regierung  mag  daher  die  Ausführung  dieser 
in  Tiden  Fällen  bewährten  Maassregel  den  Direktionen  der  Eisenbahngesell- 
schaften  dringend  empfehlen,  da  es  in  ihrem  eigenen  Interesse  liegt,  durch 
rechtzeitige  Anordnung  der  zweckdienlichen  Vorbeugungsmaassregeln  vor  grös- 
*rer  Schadensersatz-Forderung  sich  zu  bewahren. 
Berlin,  den  27.  September  1846. 

Ministerium  des  Königl.  Hauses,  General- Verwaltung  der 
Domainen  und  Forsten. 
T  homa, 

§.  U3. 
VmchLeufuhrwerL  und  Koffcrträger. 

Aufstellung  des  Fuhrwerks  auf  Eisenbahnhöfen. 
Bescript  des  Königl.  Ministers   des  Innern    vom  17.    An* 

7* 


—    100    — 

gu st  1843  an  dia  Kflnigl.  Regierung  zu  Potsdam  (Min, -Blatt  d. 
inn.  Verw.  1843  pag.,250  Nro  332): 

Den  Eisenbahngesellschaften  ist  die  Befugniss  zur  expropriationsweisen  Er- 
werbung auch  des  zu  den  Bahnhöfen  erforderlichen  Terrains,  wie  der  Königl. 
Regierung  auf  den  Bericht  vom  30.  Juni  eröffnet  wird,  zugleich  von  dem  Ge- 
sichtspunkte aus  gestattet,  dass  die  Anlage  als  öffentliche  Strasse  und  resp. 
als  öffentüther  Flate  dem  Publicum  dienä*  so  -weit  es  4as  Bedürfnis*  fa 
Verkehrs  auf  der  Eisenbahn,. erfordert,  IhrPriyatejgentnnnvan  diesen  PVK- 
zen  kann  die  .Gesellschaft  nur  in  „sofern  geltend-  machen,  als  dasselbe,  mit  je- 
nem Zwecke  nicht  in  Widerspruch  tritt*  Die  Bequemlichkeit  des  Publikums 
erfordert  es  nun,  dass  für  die  Aufstellung  von  Miethfuhrwerk  auf  dem  Bahn- 
hofe zu  Potsdam  gesorgt  werde,  und  da  ein  Öffentliche«  Strassenfahrweck  dort 
bereits  eingerichtet  ist,  so  liegt  es  in  der  Bestimmung  desselben,  dass  eise  M- 
gemessene  Anzahl  von  Wagen  zu  den  Ankunftszeiten  des  Dampfwagens  auch 
auf  dem  ^Bahnhofe  sich  aufstelle.  Von  diesen  öffentlichen  Wagen  ein  Stttte- 
geld  s  oder  eine  anderweitige  Abgabe  zu  fordern,  ist  die  Eisenbahngesellschaft 
nicht  berechtigt,  da  sie  verpflichtet  ist,  die  Auffahrt  derselben  zu  Gunsten  des 
Verkekrs  der  Passanten  zu  gestatten  und  die  Benutzung  des  Bahnhofes  n 
^denjenigen  Bedürfnissen  einzuräumen,  welche  jener  Verkehr  mit  sieb  briagt» 

Wenn  die  Gesellschaft  ausaer  jenen  öffentlichen  Wagen,  deren  Zahl  naeb 
dem  Bedürfnisse  und  naeh  der  Beschaffenheit  des  öffentlichen  Fuhrwerks  von 
der  Polizeibehörde  zn  bestimmen  ist,  auch  noch  andere  Wagen,  so  weit 
es  der  Raum .  gestattet,  auffahren  lassen  will,  so  steht  nichts  entgegen,  ihr  ia 
soweit  wegen  eines  Arrangements  mit  bestimmten  Fuhrleuten  gegen  Facht  und 
Stattegeld  völlig  freie  Hand  au  lassen. 

Die  vorstehend  entwickelten  Grundsätze  finden  sich  in  einen 
Rescripte  des  Handelsministeriums  vom  4.  December  1852  an  das 
Eisenbahn- Com  missariat  zu  Cöln  wiederholt  mit  dem  Zusätze,  dass 
die  Zutasung  der  städtischen  Droschken  auf  einem  Bahnhofe  ge- 
gen den  Witten  der  betreffenden  Eisenbahngesellschaft  nicht  ohne 
vorgängige  Communikation  und  Verständigung  der  betreffeaden 
Regierungen  mit  dem  Eisenbahn-Commissariate  Statt  finden  dftrfe, 
indem  zur  Vermeidung  von  Collisionen  und  Inconvertienzen  es 
nothwendig  erscheine,  dass  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  eine 
bisher  nicht  besieh  ende  Anordnung  in  der  Benutzung  eines  Bahn- 
hofs handle,  von  der  Ortsbehörde  nicht  einseitig  enge- 
schritten werde,  falls  keine  Gefahr  im  Verzuge  sei» 

Obige  Rescripte  beziehen  sich  zwar  nur  auf  einzelne  Fälle; 
indessen  müssen  sie  um  deswillen  allgemeine  Geltung  haben,  weil 
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die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Principien  die  richtigen  sind.  Wenn 
sich  auch  die  Bahnhöfe  im  Privat-Eigenthum  der  Eisenbahngesell- 
schaflen  befinden,  so  sind  doch  die  zürn  Verkehr  des  Publikums 
bestimmten  Räume,  einerlei  ob  es  sich  um  den  Verkehr  zu  Fuss 
oder  zu  Wagen  handelt,  wenigstens  für  diejenige  Zeit,  wo  dieser 
Verkehr  mit  Rücksicht  auf  die  Abfahrt  und  Ankunft  der  Züge  der 
Katar  der  Sache  nach  stattfinden  muss,  einer  öffentlichen  Strasse 
oder  einem  öffentlichen  Platze  gleichzustellen. 

Wenn  indessen  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  die  Erhebung 
eines  Standgeldes  von  der  Polizeibehörde  zugelassen  wird,  so  muss 
dasselbe  ohne  Frage  der  Eisenbahn  als  der  Eigentümerin  des  Ter- 
rains zu  Gute  kommen ,  namentlich  da  eine  weitere  polizeiliche 
Ueberwachung  auf  den  Bahnhöfen  deswegen  nicht  nöthig  ist,  weil 
die  Eisenbahngesellschaft  selbst  die  Bahnpolizei  auf  ihre  Kosten  aus- 
üben lässt. 

lieber  die  baupolizeiliche  und  sonstige  polizeiliche  Beaufsich- 
tigung der  auf  den  Bahnhöfen  ein  Gewerbe  treibenden  Koffer  träger 
(also  auch  der  sonstigen  Gewerbtreibenden,  z.  B.  der  Droschkenkut- 
scher) enthält  das  nachstehende  Rescript  eine  principielle  Darstellung. 

Bescript  der  Ministerien  des  Innern  und  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentl.  Arbeiten  vom  30.  Mai  1850  (Min.-Blatt  d.  inn. 
Vem.  1850,  pag.  194  Nro.  250): 

Die  Königl«  Verwaltung  der  N.  N.schen  Eisenbahn  bat  die  Differenz  zu 
oberer  Kenntnis*  gebracht,  welche  zwischen  ihr  und  dem  Magistrate  zu  N. 
in  Ansehung  der  Bahnpolizei  besteht.  Wenn  die  Königl.  Regierung  in  ihrem 
Bescheide  an  die  Königl.  Verwaltung  vom  19.  März  c.  annimmt,  dass  in  dem 
besondern  Falle,  der  zu  dem  vorliegenden  Conflicte  Anlass  gegeben  hat,  die 
Einmischung  des  Magistrats  desshalb  gerechtfertigt  erscheine,  weil  äie-  Koffer- 
frager  mcht  zu  den  Bahnpolizeibeamten  zu  zählen,  sondern  lediglich  als  Ge- 
werbtreibende  zu  betrachten,  und  als  solche  nur  der  Aufsicht  des  Magistrats 
unterworfen  seien,  so  vermögen  wir  die  Richtigkeit  dieser  Ausführung  nicht 
anzuerkennen.  Der  §.  23  des  Gesetzes  vom  3.  November  1868  über- 
fragt die  Handhabung  der  Bahnpolizei  nach  einem  vom  Handelsminister  zu  er- 
lassenden Reglement  der  Eisenbahngesellschaft.  Muss  nun  zugegeben  werden,  dass 
ffit  or<hrangsmassige  Ausübung  des  Geschäfts  der  Eoffertr&ger,  insbesondere  die 
Unterdrückung  und  Ahndung  aller  Ungebührlichkeiten  derselben  gegen  das 
Publikum,  innerhalb  der  Bahnhöfe  einen  Gegenstand  der  Bahnpolizei  bil- 
det, so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  polizeiliche  Beaufsichti- 
gung derselben   unbedenklich  auch   der   Eisenbahnverwaltung   und   deren  mit 
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polizeilichen  Functionen  betrauten  Beamten  obliegt.41)    Das»   die   Koffertrager 
selbst  nicht  zu   den    Bahnpolizeibeamten  gehören,    kann   hierbei  nicht  in  Be- 
tracht kommen.     Gleichzeitig  muss  allerdings  auch  dem  Magistrat,  als  der   die 
Gewerbepolizei  ausübenden   Behörde,   die  Befugniss  zugestanden  werden, 
gegen  die  Kofferträger   einzuschreiten,   sofern   dieselben    die    allgemeinen  Vor- 
schriften verletzen,  welche  die  aus  der  Uebernahme    von  Aufträgen   ein   Ge- 
werbe machenden  Personen  zu  beachten  haben.     Es   folgt  hieraus,   dass  der 
Magistrat  zu  N.  nicht  in  der  Lage  war,  4er  Königl.   Eisenbahnverwaltung  **) 
die    strengere    Beaufsichtigung  der  Kofferträger    in   einer  Weise    aufzugeben, 
als  ob  ihm  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  derselben  ausschliesslich   zustande. 
Koch  irriger  ist  die  in  dem  Schreiben  vom  28.  Februar  dahin  ausgesprochene 
Ansicht  des  Magistrats,  dass  alle  Bahnpolizeibeamte  in   Ausführung   des  Re- 
glements seiner   Aufsicht   unterworfen   seien   und  dass  ihm    diesen  Beamten 
gegenüber     dieselben    Befugnisse    zustehen,     welche      er      hinsichtlich    an- 
derer, ihm  untergeordneter  Polizeibeamten    besitze.     Der  Magistrat  ***)  hat  im 
Gegentheil  mit  der  Aufsicht  der  Bahnpolizeibeamten,  welche   vor    dem  1.  Ja* 
nuar  1850  der  Direction  und  dem  Eisenbahn-Commissariat  zustand  (cfr.  §.  t 
des  Regulativs  vom  24.  November  1848  —  oben  §.  86  dieses  Buchs  abgedruckt) 
und    gegenwärtig   von   der  in   dieser  Beziehung   die  Befugnisse   der  Direction 
und  des  Eisenbahn-Commissariats  in  sich  vereinigenden  Königl.  Verwaltung  aus- 
zuüben ist,    nichts  zu  thun.     Wenn  in  §.  76  des  Bahnpolizei-Reglements  rom 
28.  März  1848  gesagt  ist,  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  des  Reglements, 
stehe,   ausser  der  sonst  zuständigen  Behörde,   dem    Königl.  Eisen- 
bahn-Commissariate  zu,  so  hat  damit  in  keiner  Weise  ausgedrückt  werden  sol- 
len, dass  den  Localpolizeibehörden  die  Beaufsichtigung,  also  auch  die 
Disciplinargewalt  Über  die  Eisenbahnpolizeibeamten  zustehe,  was  mit  der  Na- 
tur ihrer  Funktionen  ganz  unvereinbar  sein  würde.     In    dem   neuesten  Begle- 
ment  ist  demgemäss,  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  Ressort-Regula- 
tivs vom  24.  November  1848,  die  Aufsicht  Über   die  Ausführung   des  Regle- 
ments ausschliesslich  dem   Königl.  Eisenbahn-Commissariat  Übertragen  werden. 

Hiernach  wird  die  Königl.  Regierung  beauftragt,  den  Magistrat  daselbst 
und  die, Königl,  Verwaltung  der  N.N^chen  Eisenbahn  auf  deren.  Beschwerde 
anderweit  zu  bescheiden  und  Abschrift  dieser  Bescheide  einzureichen. 


*)  Dieser  Säte  ist  unzweifelhaft  richtig;  aber  die  Kofferträger  und  sonstige 
Gewerbtreibende  stehen,  indem  sie  beaufsichtigt  werden,  in  keinem  andern 
Verhältnis»  zu  den  fungirenden  PoKzeibeamten,  als  das  Publikum  über- 
haupt. 
**)  Wa*  hier  von  einer  Königl.  Direction  gesagt  wird,  gilt  ebenso  auch  der 
Direction  einer  Privatgesellschaft  gegenüber. 

**)  Dies  gilt  von  allen  sonstigen  Local-PolneibehÖrden  überhaupt. 
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Ztttwesen. 
Allgemeines  Regulativ 

itar  die  Behandlung  des  Guter-  und  Effecten-Transports  auf  den  Eisenbahnen 
in  Bezug. auf  das  Zollwesen. 
Zur  Erleichterung  des  Verkehrs   auf  den  Eisenbahnen  werden,  unter  Mo* 
dification  der  für  den  gewöhnlichen   Verkehr   bestehenden   Bestimmungen  über 
die  Zoll-Abfertigung  und  Controle,  folgende  Vorschriften  ertheilt. 

L    Allgemeine  Bestimmungen. 
1.    Transportmittel, 
a)   Wie   solche   beschaffen    sein   müssen. 
§.   i.        ' 

Die  zum  Transport  von  Frachtgütern  und  von  Passagier-Effecten  auf  den 
Eisenbahnen  bestimmten  Wagen,  welche  die  Zollgrenze  überschreiten  und  de- 
ren Ladungen  nach  Vorschrift  dieses  Regulativs  behandelt  werden  aollen,  müs- 
sen so  eingerichtet  sein ,  das«  sie  von  der  Zollbehörde  durch  anzulegende 
Sehlösser  leicht  und  so  sicher  unter  Verschluss  genommen  werden  können, 
dass  ohne  vorherige  Lösung  dieses  Verschlusses  die  Oeffnung  der  Wagen  nicht 
erfolgen  kann. 

Weder  in  diesen  Güterwagen ,  noch  in  den  Lokomotiven  und  den  dazu 
gehörigen  Tendern  dürfen  sich  geheime  oder  schwer  zu  entdeckende,  zur  Auf- 
nahme von  Gütern  oder  Effecten  geeignete  Bäume  befinden. 

Jede  Eisenbahnverwaltung  hat  die  ihr  zugehörigen  Güterwagen  an  den 
beiden  Lftngenseiten  mit  einem  ihr  JSigenthum  an  denselben  kundgebenden  Zei- 
chen und  mit  einer  fortlaufenden  Nummer  bezeichnen  zu  lassen. 

Befinden  sich  in  einem  Güterwagen  mehrere  von  einander  geschiedene 
Abtheilungen ,  so  wird  jede  der  letzteren  durch  einen  Buchstaben  bezeichnet. 
Alle  diese  Bezeichnungen  müssen  so  gemacht  werden  ,  dass  sie  leicht  in  die 
Augen  fallen.  ' 

Personenwagen,  welche  die  Zollgrenze  überschreiten,  dürfen,  ausser  den 
gewöhnlichen  Seitentaschen,  besondere  zur  Aufnahme  von  Gütern  oder  'Bata- 
ten geeignete  Bäume  nicht  enthalten. 

b)  Deren  Controlirung. 
>  2.  \ 
Die  Zollbehörde  kann  zu  jeder,  Zeit?  verlangen  *  dass  ihr  sowohl  die  Gü- 
ter-, wie  die  Personenwagen,  ingleichen  die  Lokomotiven  und  Tender,  zur  Be- 
richtigung gestellt  werden.  Ergeben,  sich  bei  .dieser  Besichtigung,  ^bjvai- 
cluuigen  von  den  in  §.  1  enthaltenen  . Vorschriften,  so  wird  die  fernere  Be- 
Bufeung  des  vorschriftswidrig  befundenen  Transportmittels  von  der  Zollbehörde 
utersagt. 
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1.  Stationsplätze  und  Haltestellen.  -  -•- 

.§•    3. 

Die  Funkte,  an  welchen  sich  Stationsplätze  oder  Haltestellen  befind«, 
so  wie  jede  beabsichtigte  Vermehrung ,  Verminderung  oder  Verlegung  derid- 
ben  wetflen  der  Provinzial-Steuerbehörde,  in  deren  Verwaltungsbezirke  die  Stft- 
tionsplätze  und  Haltestellen  belegen  sind,  von  der  Eisenbahnverwaltung  schfÄ- 
licb  angezeigt« 

Die  Stationsplätze  oder  Haltestellen,  an  denen  Wagenzuge,  auf  welche  4e 
Vorschriften  dieses  Regulativs  Anwendung  finden,  anhalten,  oder  zum  Zwecke 
der  Abladung  oder  Zuladung  sich  aufhalten  sollen,  unterliegen  der  Genehmi- 
gung der  Provinzialsteuerbchörde.  An  anderen  Punkten  dürfen  solche  Wagtn- 
züge  nur  im  Falle  höherer  Gewalt  anhalten  oder  Waaren  ab-  und  zaladen. 

3.  Transportzeit. 
§*    4. 

Der  Transport  von  Frachtgütern  und  Passagier-Eflecten  über  die  Zoll- 
grenze und  innerhalb  des  Grenzbezirks  ist  in  der  Regel  auf  die  Tagesieö 
(§..86  der  Zollordnung)  beschränkt.  Tritt  das  Bedarf niss  einer  Ausdehnug 
dieser  Transportfrist  hervor,  so  wird  dieselbe,  diesem  Bedürfnisse  entsprechend, 
bewilligt  werden. 

Wagenzüge,  auf  welchen  vom  Auslande  eingegangene,  noch  nicht  zollamt- 
lich abgefertigte  Gegenstände  enthalten  sind ,  dürfen  zwischen  der  Zollgrenze 
und  dem  Bestimmangsorte  nur  auf  den  von  der  Provinzial-Steuerbehörde  ge- 
nehmigten Bahnhöfen  übernachten  und  werden  daselbst  der  nöthigen  Zolluf- 
sicht  unterworfen.  Die  Eisenbahnverwaltung  hat  die  von  der  Zollbehörde  n 
diesem  Zwecke  für  nöthig  erachteten  Einrichtungen  auf  ihre  Kosten  zu  treffen. 

Von  den  unter  Berücksichtigung  vorstehender  Bestimmungen  festusttUen- 
den  Fahrplänen ,  ingleichen  von  jeder  Abänderung  derselben ,  hat  die  Eiien- 
bahnverwaltung,  bevor  solche  zur  Ausführung  kommen,  der  pixroniial-Stetff- 
behörde,  so  wie  den  Hauptämtern,  in  deren  Bezirken  sich  Stationspl&tze  oder 
Haltestellen  befinden,  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

Von  etwa  vorkommenden  JfcUrasftgen  hat  die  Eisenbahnverwaltung  simmt- 
hchen  an  der  Eisenbahn  belegenen  Abfertigungsstellen  (§.  5)  so  zeitig  schrift- 
liche Anzeige  zu  erstatten,  das*  die  erforderlichen  zollamtlichen  Anordnungen 
noch  yor  der  Ankunft  des  Zuges  getroffen  werden  können. 

4.  Abfertigungsstellen. 
§.  5. 
Die  zollamtliche  Abfertigung  der  auf  der  Eisenbahn  ein-  und  antgehei- 
den  Güter  kann  nur  bei  Grenzzollämtern  oder  bei  Hauptämtern  im  Innern  ■& 
Niederlage  erfolgen,  und  zwar  bei  letzteren  nur  In  dem  falle,  wenn  diese  Gfr 
ter  in  dem  nämlichen  Wagen,  beziehungsweise  der  nämlichen  Wagenabtheil»g 
(§.  1 1),  in  welchem  sie  über  die  Grenze  eingegangen  sind,  und  ohne  diw  ■* 
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tsrwegs  der  Verschluss  (§.  7)  abgenommen  oder  irgend  eine  Veränderung  mit 
der  Ladung  vorgenommen  xn  werden  braucht,  bis  aar  Abfertigimgsstelle  ge- 
Jangen.    Die  zu  diesen  Abfertigungen   befugten   Aemter    werden  von  der  Pro- 

^jhuial-SteuerbehÖrde  bekannt  gemacht. 

^:     Auf  den  für   die   Abfertigung  bestimmten   Stationsplatzen   hat  die  Eisen- 

^ahnverwaltung  diejenigen  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  erforderlich  sind, 
mm  während  der  Dauer  der  Abfertigung    den  Zutritt    des    Publikums    zn    den 

v Blumen,  in  welchen  dieselbe  stattfindet,  zu  verhindern.  Auch  ist  die  Eisen- 
babnverwaltung  verpflichtet,  auf  diesen  Plätzen,  sowohl  zur  Revision  als  zur 
einstweiligen  Niederlegung  der  nicht  sofort  zur  Abfertigung  gelangenden  Ge- 
genstände, für  Räume  zu  sorgen,  welche  von  der  Zollbehörde  dazu  als  geeig- 
net anerkannt  werden.  Die  zur  einstweiligen  Niederlegung  bestimmten  Räume 
müssen  verschliessbar  sein ,  und  werden  von  der  Zollbehörde  und  der  Eisen- 
babnverwaltung  unter  Verschluss  gehalten. 

5.  Abfertigungs stunden. 

§.  6. 
Die  in  den  §§.  tll  und  112  der  Zollordnung  festgesetzten  Geschäfts- 
standen  werden  für  die  im  §.  5  genannten  Aemter  dahin  erweitert,  dass  die 
Abfertigung  der  Passagier-Effecten,  so  wie  der  ankommenden  und  unter  Wa- 
genverschluss  (§.  7)  sofort  weiter  gehenden  Frachtgüter  gleich  nach  dem  Ein- 
treffen des  Zuges  zu  jeder  Zeit,  auch  an  Sonn-  und  Festtagen,  bewirkt  wer* 
den  muss. 

6.  Amtlicher  Verschluss. 

§.  7. 

Die  Verschliessung  der  Wagen  und  einzelner  Wagen- Abtheilungen ,  so 
wie  der  in  den  §§.  4  und  5  erwähnten  Räume  für  die  nächtliche  Aufbewah- 
rung von  Wagenzügen  und  für  die  Aufbewahrung  von  Gütern  und  Effecten 
findet  mittels  besonderer  Schlösser  Statt. 

Die  Kosten  der  Verschlnss-Einrichtong  und  der  Schlösser  hat  die  Eisen- 
bahnverwaltung zu  tragen. 

7.    Amtliche  Begleitung. 
h  S. 
Begleitung  der  Wagenzüge  durch  Zollbeamte  findet  Statt : 

1)  auf  der  zwischen  der  Zollgrenze  und  dem  Grenz-Eingangsamte  bele- 
genen Strecke,  sofern  dieselbe  von  dem  letzteren  nicht  überzeugend 
beobachtet  werden  kann,  und  zwar 

a.  beim  Eingänge  immer, 

b.  beim  Ausgange ,   wenn  Güter  befördert  werden  >   deren  Ausgang 
amtlich  zu  erweisen  ist,    . 

2)  auf  allen  anderen  Strecken,  auf  welchen  dies  in  einzelnen  Fällen  vom 
Abfertignngsamte  angeordnet  wird. 
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Ben  Begleitern  thuss  ein  Sitzplatz  auf  einem  der  Wagen  nach  ihrer 
Wahl,  und  den  von  der  Begleitung  zurückkehrenden  Beamten  ein  Platz  in  el- 
ftem der  Personenwagen  mittlerer  Classe  unentgeltlich  eingeräumt  werden. 

8.  Besondere  Befugnisse  der  oberen  Zollbeamten. 

Diejenigen  Oberbeamten  der  Zollverwaltung,  welche  mit  der  Coutrole  des 
Verkehrs  auf  der  Eisenbahn  und  der  die  Abfertigung  desselben  bewirkenden 
Zollstellen  besonders  beauftragt  worden  und  sich  darüber  gegen  die  Angestell- 
ten der  Eisenbahn  durch  eine  von  der  Provinzial- Steuerbehörde  ausgestellte 
Legitimationskarte  ausweisen,  sind  befugt,  zum  Zwecke  dienstlicher  Revisionen 
oder  Nachforschungen,  die  Wagenzüge  an  den  Stationsplatzen  und  Haltestellen 
so  lange  zurückzuhalten,  als  die  von  ihnen  für  nöthig  erachtete  und  möglichst 
zu  beschleunigende  Amtsverrichtung  solches  erfordert. 

Die  bei  den  Wagenzügen  oder  auf  den  Stationsplatzen  oder  Haltestellen 
anwesenden  Angestellten  der  Eisenbahnverwaltungen  sind  in  solchen  Fällen 
verpflichtet,  auf  die  von  Seiten  der  Zöllbeamten  an  sie  ergehende  Anforderung 
bereitwillig  Auskunft  zu  ertheilen  und  Hülfe  zu  leisten. 

Nicht  minder  sind  die  auf  die  bezeichnete  Art  legitimirten  Zollbeamten 
befugt,  innerhalb  der  gesetzlichen  Tageszeit  alle  auf  den  Stationsplätsei  und 
Haltestellen  vorhandenen  Gebäude  und  Localien,  so  weit  solche  zu  Zwecken 
des  Eisenbahndienstes  und  nicht  bloss  zu  Wohnungen  benutzt  werden,  ohne 
die  Beachtung  weiterer  Förmlichkeiten  zu  betreten  und  darin  die  von  ihnen 
für  nöthig  erachteten  Nachforschungen  vorzunehmen.  Dieselbe  Befugniss  steht 
ihnen  auf  solchen  Stationsplätzen  und.  Haltestellen,  welche  von  Nachtzügen 
berührt  werden,  auch  zur  Nachtzeit  zu. 

Ieder  Inhaber  einer  Legitimationskarte  der  erwähnten  Art  mnss  innerhalb 
derjenigen  Strecke  der  Eisenbahn,  welche  auf  der  Karte  bezeichnet  ist,  in 
beiderlei  Richtungen  in  einem  Personenwagen  zweiter  Klasse  unentgeltlich  be- 
fördert werden. 

IL  Besondere  Vcreehriften  über  die  Abfertigung. 
A.  Eingang  vom  Auslände. 
1.  Verladung  der  Gütert  , 
§.  10. 
SämmÜiche  Frachtgüter  und    Passagier-Effecten,  welche   auf  der  Eisen- 
bahn eingehen  sollen,  müssen  schon  im  Auslande  in  Güterwagen     ($.  1)  ver- 
laden werden.     Bei  Ueberschreitung  der  Landesgrenze  dürfen  in  den  Personen- 
wagen «ich  nur  solche  und  zwar  nicht  zollpflichtige  Kleinigkeiten  befinden,  welche 
Beisende  in  der  Hand  oder  sonst  unverpackt  bei   sich  führen.     Auf  den  Lo- 
komotiven und  In  den  dazu  gehörigen  Tendern  dürfen  nur   Gegenstände  vor- 
handen  sein,   welche    die  Angestellten '  oder  Arbeiter  der  Eisenbahnverwaltong 
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auf  der  Fahrt  selbst  zu  eigenem  Gebrauche  oder  zu  dienstlichen  Zwecken 
itfthig  haben« 

Eine  Ausnahme  hiervon  findet  nur  hinsichtlich  der  auf  der  Eieenbaha 
beförderten  Reisewagen  der  mit  dem  nämlichen  Zuge  reisenden  Passagiere  da- 
hin statt,  da8s  die  Beisewagen  mit  dem  darauf  befindlichen  Gepacke  eingehen 
dürfen. 

Guter  und  Effecten,  welche  sich  ausserdem  anderswo,  als  in  den  Güter- 
wagen vorfinden,  werden  als  Gegenstand  einer  verübten  Zolldefraude  angesehen. 

§.  11. 

Frachtgüter  und  Passagier-Effecten,  so  wie  Frachtgüter,  welche  an  ver- 
schiedenen Orten  zollamtlich  abgefertigt  werden,  sollen  (§.  5),  dürfen  nicht  in 
einen  und  denselben  Wagen  verladen  werden,  es  sei  denn,  dass  ein  Wagen  ge- 
wählt werde,  in  welchem  sich  von  einander  geschiedene,  besonders  verschließ- 
bare Abtheilungen  (§.  1)  befinden,  in  welche  Frachtgüter  und  Passagier-Effek- 
ten, beziehungsweise  die  nach  verschiedenen  Abfertigungsorten  bestimmten 
Frachtgüter  gesondert  verladen  werden. 

2,   Ordnung  der  Wagen. 
§.  12. 

Die  einen  Zug  bildenden  Wagen  müssen  möglichst  so  geordnet  werden, 
dass 

1)  sämmt liehe  vom  Auslande  eingehende  Güterwagen,  ohne  Unter- 
brechung durch  andere  Wagen,  hintereinander  folgen,  und 

2)  die  bei  dem  Grenzaollamte  und  an  den  anderen  Abfertigimgsorten 
zurückbleibenden  Güterwagen  mit  Leichtigkeit  von  dem  Zuge  ge- 
trennt werden  können. 

3.  Abfertigung  beim  Grenzzoll- Amte, 
a)  Abschliessnng  des  dazu  bestimmten  Baumes. 
§.  13c 
Sobald  ein  Wagenzug  auf  dem  Bahnhofe  *  des    Grenzzollamtes    angekom- 
men ist,  wird  der  TheU  des  Bahnhofes,  in  welchem  der  Zog  anhält,  für  den 
Zutritt  aller  anderen  Personen,  als  der  des  Dienstes  wegen  anwesenden  Zollbeamten 
und  der  Bisenbahnangestellten,   abgeschlossen   (vergl.   §.    5)  und   der  für   die 
mitgekommenen  Passagiere  bestimmte  Atisgang  unter  die  Aufekfct  der  Zollbe- 
hörde gestelk. 

Die  Zulassung  anderer  Personen  zu  dem  abgeschlossenen  Baume-  darf 
erst  nach  Beendigung  der  in  den  §§.  14  bis  17  erwähnten  zollamtlichen 
Verrichtungen  stattfinden. 

b)  Anmeldung  der  Ladung. 
§.   14. 
Unmittelbar  nachdem  der   Zug   im    Bahnhofe  zum  Stillstand  gekommen 
ist,  übergibt  der  Zugführer  oder  der  den  Zug  begleitende  Fackmeister   dem 
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Grenzzollamt*  vollständige,  in  deutscher  Sprache  verfasste  und  mit  Datum  und 
Unterschrift  versehene  Ladungsverzeichnisse  über  die  Frachtguter  nach  dem 
anliegenden  Formulare  A. 

Die  Ladungsveraeichnisse  müssen  die  verladenen  Colli  nach  Verpackungs- N 
art,  Zeichen  oder  Nummer,  Inhalt  und  Bruttogewicht  in  Uebereinstimmuog 
mit  den  Frachtbriefen  nachweisen,  die  Gesammtzahl  derselben  angeben,  das* 
jenige  Amt  bezeichnen,  bei  welchem  die  Abfertigung  verlangt  wird,  und  die 
Ladung  entweder  als  gewöhnliche«  Frachtgut  oder  als  Eilgut  bezeichnen.  Sie 
müssen  ferner  den  oder  die  Wagen  oder  Wagen-Abtheüungen,  in  welche  die 
Colli  verladen  sind,  nach  Zeichen,  Nummer  und  beziehungsweise  Buchstaben 
angeben. 

Ein  jedes  Ladungs- Verzeichnis«  darf  nur  solche  Güter  enthalten,  welche 
nach  einem  und  demselben  Abfertigungsorte  bestimmt  sind. 

Sämmtliche  Ladungs- Verzeichnisse  sind  doppelt  auszufertigen;  der  einen 
Ausfertigung  müssen  die  Frachtbriefe  über  die  darin  verzeichneten  Güter  bei- 
gefügt sein. 

Poststücke,  welche  unter  Begleitung  eines  Staats-Postbeamten  in  beson- 
deren Wagen  befördert  werden,  bleiben  von  der  Aufnahme  in  die  Ladungs- 
Verzeichnisse  ausgeschlossen. 

c)  Revision  der  Personenwagen  und  Sonderung  der  Güterwagen. 

i.  15. 

Während  der  Berichtigung  des  Anmeldepunktes  (§.  14)  werden  die  Per- 
sonenwagen, Lokomotiven  und  Tender  revidirt  und  diejenigen  Wagen,  deren 
Ladungen  bei  dem  Grenwollamte  nach  den  Vorschriften  der  Zollordnung  ab- 
gefertigt werden  sollen,  von  denjenigen  gesondert,  deren  Ladungen  erst  auf 
weiter  gelegenen  Stationen  (§♦  5)  diese   Abfertigung  erhalten  sollen. 

d)  Abfertigung. 
ÄA)Der  Passagier-Bffectei). 
§.  1<L 

Nachdem  die  Beisenden  aufgefordert  .worden,  die  zollpflichtigen  Gegenstände, 
welche  sie  bei  sieh  führen,  sa  deJdarir^n,  werte*  die  Effecten  derselben  revi- 
dirt und  nach  bewirkter  Verzollung  der  vorgefu»de»«tt  eollpflicatigen  Gegen- 
stande, in  freien  Verkehr  gesetzt.  Die  Effecten  der  mit  demselben  Zuge  wei- 
ter fahrenden  Beisenden  gehen  bei  dieset  Abfertigung  den  Effecten  derjenigen 
Beisenden  vor,  welche  die  Eisenbahn  am  Grenzeingangsamte  verlassen. 

Finden  sich  bei  einzelnen  weiter  gehenden  Reisenden  zollpflichtige  Gegen- 
stände in  solcher  Mannigfaltigkeit  oder  Menge  vor,  dass  deren  sofortige  Ab- 
fertigung  mehr  Zeit  erfordern  würde,  als  zum  Verweilen  des  Wagenzuges  be- 
stimmt ist,  so  müssen  dergleichen  Gegenstände  einstweilen  zurückbleiben,  um 
—  auf  vorgängige  Deklaration  des  Beisenden  oder  eines  Beauftragten  dessel- 
ben —  nach  dem  Abgange  des  Znges  abgefertigt  und  mit  dem  nächstfolgen- 
den Wagenzuge  weiter  befördert  zu  werden. 
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Als  Passagiereffekten    im  Sinne  dieses  Regulativs  werden  nur"  diejenigen 

Effekten  angesehen,  deren  Eigenthümer  sich  als   Reisende    in   dem    n&mKchen 

Wagenzuge   befinden.     Reise-Effekten,    welche   ohne    gleichzeitige    Beförderung 

ihres  Eigenthümers  auf  der   Eisenbahn   transportirt  werden,   gehören    zn    dem 

Frachtgute. 

§.  17. 
bb.  Der  auf  der  Eisenbahn  weitergehenden  Güterwagen. 

Demnächst  werden  die  Wagen,  in  welchen  sich  die  zur  Abfertigung  bei 
den  verschiedenen  Abfertigungsstellen  im  Innern  (§.  5)  bestimmten  Frachtgüter 
befinden,  nach  der  Vorschrift  in  §.  7  unter  amtlichen  Verschluss  gesetzt. 

Der  Zugführer,  unter  dessen  Leitung  der  Zug  vom  Grenz-Eingangsamte 
weiter  geht,  oder  der  den  letzteren  begleitende  Packmeister  unterzeichnet  die 
nach  Vorschrift  des  §.  14  über  die  Ladung  dieser  Wage»  Übergebenen  La- 
dungs-Verzeichnisse und  übernimmt  dadurch  in  Vollmacht  der  Eisenbahn-Ver- 
waltung die  Verpflichtung,  die  in  diesen  Verzeichnissen  genannten  Wagen  zur 
planmassigen  Zeit,  in  vorschriftsmassigem  Zustande  und  mit  unverletztem.  Ver- 
schlüsse den  betreffenden  Abfertigungs-Aemtern  zn  gestellen,  widrigenfalls  aber 
für  die  Entrichtung  des  höchsten  tarifmassigen  Eingangsolles  Ten  dem  Ge- 
wichte der  in  dem  Verzeichnisse  nachgewiesenen  W&aren  zn  haften.  . 

Es  werden  sodann  sowohl  die  Ladungs-Verzeichnisse  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Frachtbriefen,  als  auch  die  Schlüssel  zu  den  zum  Wagen- Verschlusse 
verwendeten  Schlossern  amtlich  verschlossen,  an  die  betreffenden:  Abfertigungs- 
stellen  adressirt  und  nebst  den  vom  Grenz-Zollamte  nach  dem  anliegenden 
t  Formulare  B.  ausgefertigten  Ansage-Zetteln  dem  Zugführer,  beziehungsweise 
Fackmeister  zur  Abgabe  an  die  Abfertigungsstellen  gegen  Bescheinigung  überge- 
hen. Die  von  dem  Zugführer,  beziehungsweise  Fackmeister  in  Vollmacht  der  Eisen- 
bahn- Verwaltung  übernommene  Verpflichtung  soll  sich  auf  die  richtige  Ab- 
lieferung der  Schlüssel  mit  unverletztem  .Verschlusse  dergestalt  ausdrücklich 
mit  beziehen,  dass  die  unterbliebene  Ablieferung  oder  die  Verletzung  des 
VersehfaSBes  derselben  Ar  die  Eisenbahn-Verwaltaug  und  ihren  Bevollmäch- 
tigten die  nämlichen  rechtlichen  Folgen  nach  sich  sieht,  wie  die  unmittelbare 
Verletzung  des  Verschlusses  derjenigen  Wagen,  zu  welchen  die  dem,  Bevoll- 
mächtigten unter  Verschlusse  anvertrauten  Schlüssel  gehören. 

§.  18. 

cc  Der  zurückgebliebenen  Frachtgüter. 

Kaoh  Abfertigung  des  weiter  gehenden  Wagenzuges,  jedenfalls  vor  An- 
kunft des  nächstfolgenden  Zuges,  sind  die  zurückgebliebenen  Frachtgüter  dem 
Grenz-Zollamte  Seitens  der  Eisenbahn-Verwaltung  durch  einen  dazu  von  ihr 
Bevollmächtigten  nach  den  Vorschriften  der  Zoll-Ordnung  zu  deklariren,  worauf 
die  Abfertigung  nach  eben  diesen  Vorschriften  erfolgt. 

Sollte  in  einzelnen  Fällen  die  Abfertigung  nicht  am  nämlichen  Tage 
vollständig  bewirkt  werden  können,  so  werden  die  Güter  unter  Mitverschluss 
des  Grenzzollamtes  (§.  5)  aufbewahrt. 
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4.  Abfertigung  bei  d«n  weiteren  Abfertigungastellen. 

a)  Abschliessung  des  dazu  bestimmten  Baumes  und  Sonderung  der  Güterwagen 

§.  19. 
Gleich  nach  der  Ankunft  des  Wagenzuges  auf  dem  Bahnhofe  der  Ab- 
fertigungsstelle übergibt  der  Äugführer,  beziehungsweise  Fackmeister  dem  Zoll 
(Steuer-)  Amte  die  an  dasselbe  adressirten  Schlüssel  und  Papiere  (§.  17), 
Der  nach  §.  5  zur  Abfertigung  bestimmte  TheU  des  Bahnhofes  wird  abge- 
schlössen  und  nach  den  Bestimmungen  im  §.  13  so  lange  verschlossen  gehal 
ten,  bis  die  Sonderung  derjenigen  Wagen,  deren  Ladungen  zur  Abfertigung 
bestimmt  sind,  von  den  mit  dem  nämlichen  Zuge  ohne  Abfertigung  weiter 
gehenden  Wagen  erfolgt  ist. 

b)   Abfertigung  der  zurückgebliebenen  Frachtgüter.    - 
§.  20. 

Die  zur  Abfertigung  bestimmten  Wagen  werden  in  Besiehung  auf  ihren 
Verschluss  und  ihre  äussere  Beschaffenheit  revidirt;       *    • 

Vor  Ankunft  de«  nächtfolgenden  Zuges  werden  die  Frachtgüter  dem  Ab- 
fertigungs-Amte Sehens  der  Eisenbahnverwaltmig  durch  einen  von  ihr  Bevoll- 
mächtigten declarirt.  Deelaration  und  Abfertigung  erfolgt  nach  den  für  die 
Declaratton  und  Abfertigung  an  der  Grenze  bestehenden  gesetriiehea  Vorschriften. 

Sollte  in  eineeinen  Fällen  die  Abfertigung  nicht  am  nämlichen  Tage  voll- 
ständig bewirkt  werden  können,  so  werden  die  Güter  in  der  unter  MitrerschlaM 
der  Zollbehörde  stehenden  Niederlage  (§.  5)  aufbewahrt. 

Hat  sieh  bei  der  Revision  der  Wagen  in  Beziehung  auf  Ihren  Verschluss 
und  ihre  äussere  Beschaffenheit,  so  wie  bei  der  Entladung  der  Wagen  zu  ei- 
ner Beanstandung  keine  Veranlassung  ergeben,  so  erfolgt  die  Erledigung  4es 
'Ladungs-Verzeichnisses  und  Ansagezettels  und  deren  Rücksendung  an  dt* 
Grenz-Zollamt.      ( 

c)  Verschlussverletzung. 
§.  21. 

Bei  eingetretener  Verletzung  des  Verschlusses  kann,  in  Folge  des  Ladungs- 
Verzeichnisses  (§.17)  für  die  nach*  Inhalt  dieses  Verzeichnisses  in  den  Wa- 
gen verladenen  Güter  die  Entrichtung  des  höchsten  Eingangszolls  verlangt  werden. 

Wird  der  Verschluss  nur  durch  zufällige  Umstände  verletzt,  so  kann  der 
Zugführer  bei  dem  nächsten  competenten  Zoll-  oder  Steuer- Amte  auf  genaue 
Untersuchung  des  Thatfeestandes ,  Revision  der  Waaren  und  neuen  Verschluß* 
antragen. 

Er  lässt  sich  die  darüber  aufgenommenen  Verhandlungen  zur  Weiterbe- 
förderung an  diejenige  Abfertigungs-Stelle  aushändigen ,  welcher  der  Wagen 
zur  Abfertigung  zu  gesteilen  ist  Die  dieser  Abfertigungs-Stelle  vorgesetite 
Provinzial-Steuerbehörde  wird  alsdann  entscheiden,  in  wie  fern  die  angegebene 
Folge  des  verletzten  Verschlusses  eintreten  soll  oder  zu  mildern  ist. 
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B.  Ausgang  nack  dem  Auslände. 

1.  Gegenstände,  welche  einem  Ausgangtsolle  Unterliegen. 

§.   22, 
Ausgangszollpflichtige    Güter    dürfen    nur    nach    Torheriger  zoHordnungs« 
massiger  Declaration   nnd    Revision,   und  nachdem  der  Ausgangszoil  bei  einer 
zo  dessen  Erhebung  befugton  Zoll-   oder  Steuerstelle   entweder  entrichtet  oder 
sichergestellt  ist,  auf  der  Eisenbahn  nach  dem  Auslande  befördert  werden. 

Die  solchergestalt  abgefertigten  Güter  können  an  denjenigen  Stationsor- 
ten, wo  sich  eine  Abfertigungsstelle  befindet,  auch  unter  amtlicher  Aufsicht  in 
Güterwagen  (§.  1)  verladen  und  unter  Verschluss  der  Wagen  (§.  7),  so  wie 
der  Schlüssel  und  Abfertigungspapiere  (§.  17)  in  der  Art  direct  nach  dem 
Auslande  abgefertigt  werden,  dass  bei  dem  Grenz- Ausgangs-Amte  nur  die  Re- 
cognition  und  Löanng  des  Verschlusses,  beziehungsweise  die  Entrichtung  des 
Ausgangszolles  stattfindet. 

Andere  Güter  dürfen  in  diese  Güterwagen  nicht  mit  verladen  werden. 
2.  Waaren,  deren  Ausgang  amtlich  zu  erweisen  ist. 
§.  23. 
Bei  der  Ausfuhr  von  Gütern,    deren  Ausgang  amtlich  bescheinigt  werden 
mnss,  findet  sowohl  im  Versendungs-  als  im  Ausgangsorte  das  Verfahren  nach 
der  Zollordnung  Statt 

C.  Transport  im  Inlande. 
1.  Waaren  im  freien  Verkehr. 
§.  24. 
Die  zollgesetzlichen  Bestimmungen  in  Beziehung  auf  die  Legitimation  des 
Transports    im    Grenzbezirke    und   im  Binnenlande  kommen  auch  bei  Versen- 
dingen mittels  der  Eisenbahn  zur  Anwendung.  - 

Nur  zum  Transport  von  Gegenständen  auf  der  Eisenbahn  aus  dem  Bin- 
nenlande in  den  Grenzbezirk  wird  der  in  der  Zoll-Ordnung  vorgeschriebene 
Ausweis  durch  Legitimationsscheine  nicht  gefordert,  dagegen  haben  die  Eisen- 
bahnverwaltungen ihre  Register  über  die  beförderten  Frachtgüter  der  Zoll- 
Steuerbehörde  auf  Verlangen  vorzulegen. 

2.  Uebe'rgangssteuerpflichtige  Waaren. 
§.  25. 
Gegenstände,  welche  bei  dem  Uebergange  aus  einem  Vereinslande,  beiie- 
uungsweise  aus  einem  Steuergebiete  in  das  andere  einer  Uebergangs- Abgabe 
oder  einer  innern  indirecten  Steuer  uuterlfegen,  dürfen  nur  dann  nach  einem 
solchen  Vereinslande  oder  Steuergebiete  auf  der  Eisenbahn  befördert  werden, 
wenn  sie  mit  den  erforderlichen  zoll-  oder  steueramtlichen  Abfertigungen  für 
den  Transport  versehen  sind. 

3.  Waaren,  auf  welchen  ein  Zollanspruch  haftet. 
§.  26. 
Wenn  Güter,  auf  welchen  ein  Zoll-Anspruch  haftet,   mit  Begleitscheinen 
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oder  anderen,  Äeaalbän  terftntettde*  BctitUlüngin  fcm  emem  Orte ,  in  wel- 
chem sich  eine  Abferägungsstelle  ($.  6)  befindet,  nach  eisern  anderen  an  der 
Eisenbahn  belegene»  Orte ,  in  welchem  ein  Hauptamt  mit  Niederlage  seinen 
Sitz  hat,  mittels  der  Eisembajm  versendet  werden  sollen,,  so  können  sie  unter 
amtlicher  Aufsicht  n  Guterwagen  (§.  1)  virladen  «od  unter  Verschluss  der 
Wagen  (§.  7),  so  wie  der  Schlösse!  und  Abfertig**g*.PapJ*n>  (f.  17)  in  der 
Art  nsJeh  dem  BöJInrnnungsorte  abgefertigt  werden,  daas  der  Wagen- Verschluss 
die  Steile  des  Cello* Verschlusse*  vertritt.  , 

Andere  Güter  dürfen  in  diese  Güterwagen  nicht  mit  verladen  werden. 

III.   Strafen. 
§.27. 
Die  Bestimmungen   des  Zoll-Strafgesetzes  kommen   anch  bei  dem  Trans- 
porte auf  den  Eisenbahnen  in  Anwendung.     Sofern    nach  -den    Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  keine    höhere    Strafe   verwirkt  ist,   werden  TTebertretungen  der 
Vorschriften  dieses  Regulativs  durch  Ordnungsstrafen  geahndet. 

Jede  Eisenbahnverwaltung  hat,  in  Gemässheit  des  Zoll-Strafgesetzes,  für 
ihre  Angestellten  und  Bevollmächtigten  'rücksichtlich  der  Geldmassen,  Zollge- 
falle und  Processkosten  zu  haften,  in  welche  diese  Personen  wegen  Verletzung 
der  bei  Ausführung  der  ihnen  von  den  Eisenbahnverwaltungen  übertragenes 
Verrichtungen  zu  beobachtenden  Vorschriften  der  Zollgesetze  und  dieses  Re- 
gulativs verurtheilt  worden  sind. 

IV*    Vorbehalt  von  Abänderungen. 

Es  bleibt  vorbehalten,  die  Bestimmungen  dieses  Regulativs  denjenigen 
Abänderungen  zu  unterwerfen,  welche  die  Erfahrung  über  den  Verkehr  auf 
den  Eisenbahnen  als  im  Interesse  der  Zollsicherheit  oder  der  Verkehrs-ErleieB- 
terung  nothwendig  oder  zweckmässig  ergeben  möchte. 

Berlin,  den  21.  September  1852.  Der  Finanz-Minister: 

von    Bodelschwingh. 


(Berlin-Hamburger  Eisenbahn.) 
Ladungs-Verzeühniss  Nro.  (104.) 
für  in  (3  Wagen  oder  Wagenabtheilungen)  befindliches,  zum  (Güter-)  Zage 
Nro.  (911)  gehöriges  (Pracht-  oder  Eil-)  Gut. 
Der  unterzeichnete  Beauftragte  der  (Berlin-Hamburger)   Eisenbahnverwal- 
tung  zeigt    dem    (Königlich    Preussischen  Hauptzoll-)  Amte   zu  (Wittenberg«) 
biewtarrch  an,  daas  er  die  umstehend  bezeichneten,  ans  dem  Auslande  kommen- 
den und  zur  zollamtlichen  Abfertigung  in  (Berlin)  bestimmten  Güter,  mnd%wtr 
in  den  Güterwagen:  Nro.  (23) 

Nro.  (28) 
geladen  hat.  Nro.  (31) 
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Zugleich  übergibt  derselbe  hierbei  (14)  Stftck  Frachtbriefe.     < 
(Witt*a*ei«eJ  den  (19)ten  (Juli)  18(51.) 

(Unterschrift.) 
Zollamtliche  Abfertigung:. 
Diese«  Ladu*gs-Ver*eichniM  ist  20m  Ansageaettel  Nro.  (319)  gehörig, 
(Wittoaberge,)  den  (1£)  (Juli)  18(51.) 

(Königlich  Preussischee  Hanptaoll-)  Amt. 


Nummer 

der 
Positio- 
nen. 


Benennung 

der 

Waaren. 


Zahl   der 

Colli  und 

Marken 

Brutto- 

Angabe 

Angabe 

und 

Gewicht. 

der 

der 

Nummern 

Fracht- 

Ver- 

der  Colli. 

Zoll-  1  Pfd. 

briefe. 

packungsart 

Centn.  [ 

Summa 


Der  unterzeichnete  Bevollmächtigte  der  (Berlin-Hamburger)  Eisenbahn- 
Verwaltung  verpflichtet  sich  hierdurch,  die  umstehend  verzeichneten,  mit  (sechs) 
Schlössern  verschlossenen  Wagen,  so  wie  die  dazu  gehörigen,  ihm  unter  amt- 
lichem Verschlusse  übergebenen  Schlüssel  zur  planmassigen  Zeit,  in  vorschrifts- 
ntotigem  Zustande  und  mü  unverletztem  Verschluss«  dem  (Hauptsteuer-)  Amte 
zu  (Berlin)  zu  gestellen,  widrigenfalls;  aber  für  die  Entrichtung  des  höchsten 
tarihnissigen  Eingangszolles  von  dem  Gewichte  4er  umstehend  verzeichneten 
Waaren  zu  haften. 

(Wittenberge,)  den  (19)ten  (Juli)  18(51.) 

(Unterschrift.) 

Hierauf  Bescheinigt  das  unterzeichnete  Amt ,  dass  vorstehendes  Ladungs- 
Verteichniss  vollständig  erledigt  ist. 

(Berlin,)  den  (20)ten  (Juli)  18(51.) 

(Königlich  Preussisches  Hauptsteuer-)  Amt. 

Im  Declarations-Register  unter  Nro.  (49)  eingetragen. 
Eiienbahnraht  H.  8 
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Nro   (319.)  <B) 

AnsagerZetteL 
Der  Bevollmächtigte    der  {Berlin  -  Hamburger)     Eisenbahn  -  Verwaltung 
(N*  N.)  führt  (drei)  Wagen,   welche   zur  Abfertigung   bei  dem  (Hauptsteuer-) 
Amte  zu  (Berlin)  bestimmt,  mit  (zwanzig)  Colli  Guter  beladen  und,  wie  unten 
bemerkt,  bezeichnet  und  verschlossen  sind. 

Hierbei  ein  versiegeltes  Paket  mit  (zehn)  Stück  Ladungs  -  Verzeichnissen 
und  (vierzehn)  Stück  Frachtbriefen,  so  wie  (drei)  Schlüssel ,  amtlich  in  einer 
(ledernen  Tasche)  durch  (zwei  Bleie)  verschlossen. 

Die  Abfahrt  ist  heute  (Vor)mittag  um  (6)  Uhr  (30)  Minuten  erfolgt. 

Zollverschluss. 

(t)  Wagen  Nro.  (23)  Schlösser  (zwei) 

(1)        n  n      (28)  »  (drei) 

(!)»*•     (31)  *  (ein) 

(Wittenberge,)  den  (l9)ten  (Juli)  18(51.) 

(Königlich  Preussisches  Hauptzoll-)Amt. 
Erledigungs-Attest. 
Die  umstehend  verzeichneten  Wagen  sind  uns  heute  (Vor)Mittag  9  Uhr  mit 
unverletztem  Verschlusse  und  in  vorschriftsmässigem   Zustande    übergeben  wor- 
den.    Ingleichen  t 

1)  ein  versiegeltes  Paket  mit  Abfertigungs-Papieren, 

2)  (drei)  Schlösset  zu  den  Wagen   unter  dem   umstehend  bezeichne 
ten  Verschlusse. 

Die  Fracht,  ist  weiter  nachgewiesen: 


(Berlin,)  den  (20)ten  Juli)   18(51.) 

(Königlich  Preussisches  Hanptsteuer-)Amt. 


Auweiftug 

wr  Aotfikknmg  des  allgemeinen  Regalatto  über  die  Itkandkng   des  Wer-  mi 
EfeeieB-Transporis  auf  den  fiisenfcakuen  in  Beug  auf  das  ZeUwese* 


1  zu  §.  1  des  Regulativs. 
Die  an  den  Personenwagen  vorkommenden  Einrichtungen  zur  Erwärmung 
des  Fussbodens  sollen  durch  die  Vorschrift  im  tauten  Abseile  dieses  Para- 
graphen nicht  unbedingt  ausgeschlossen  werden.  Sic  müssen  ji'd<.*ademGrenz- 
Eingangs-Amte  besonders  angemeldet  werden  und  so  beschaffen  sein,  dass  sie 
ohne  Schwierigkeit  einer  Revision  unterworfen  werden  können.  Diese  Revision 
muss  jederzeit  geschehen,  sofern  nicht  jene  Behältnisse,  während  sie  ausser 
Gebrauch  sind,  unter  amtlichem  Verschluss  gehalten  werden. 
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2  zu  §.  2. 

Die  häufige  und  sorgfältige  Besichtigung  der  Wagen  wird  rar  besondern 
Pflicht  gemacht.  Es  werde«  durch  die  ProvinzTal-SteaerbehÖräe  für  Jede  Ei- 
senbahn, so  weif  es  nicht  schon  geschehen  ist ,  diejenigen  Zoll-  und  Steuer- 
stellen bezeichnet  werden,  welche  mit  der  Prüfung  der  forschriftsthässigen  Ein- 
richtung der  Wagen,  Lokomotiven  und  Tender  besonders  beauftragt  sind. 

3  zu  $.  4. 

Die  Genehmigung  zur  regelmässigen  Beförderung  von  Frachtgütern 
und  Passagier-Effecten  über  die  Zollgrenze  und  innerhalb  des  Grenzbezirks 
ausser  der  gesetzlichen  Tageszeit  kann  nur  von  '  der  Provinzial-Steuerbehörde 
ertheilt  werden. 

Bei  ausserordentlichen,  durch  besonderen  Andrang  veranlassten  G fi- 
ter zu  gen,  so  wie,  im  Falle  unverschuldeter  Verspätung,  bei  regelmässigen 
Güterzügen,  ist  der  Vorstand  des  Grenzzollamtes  zur  Ertheilung  dieser  Geneh- 
migung befugt.  Bei  ausserordentlichen  Personenzügen,  mit  welchen 
keine  Frachtgüter,  sondern  nur  Passagier-Effecten  befördert  werden,  bedarf  es 
nur  der  im  letzten  Absätze  des  §.  4  vorgeschriebenen  Anzeige. 

4  zu  §.  5. 

A.  Wo  der  Schienenstrang  nicht  bis  zum  Dienstlocale  des  Hauptamtes  ge- 
führt ist,  wird  in  der  Regel  auf  dem  Bahnhofe  eine  Abfertigungsstelle  errich- 
tet werden ,  welche  unter  Leitung  eines  Oberbeamten ,  im  Namen ,  unter  der 
Controle  und  mit  den  Befugnissen  des  Hauptamtes  fungirt« 

Wo  jedoch  die  Errichtung  einer  solchen  Abfertigungsstelle  mit  Rücksicht 
«rf  den  Umfang  des  vorhandenen  Verkehrs  nicht  erforderlich  erscheint,  wer- 
den die  unter  Wagenverschluss  eingegangenen  Güter,  nach  vorheriger  Abgabe 
verbindlicher  Zolldeklarationen,  unter  Leitung  eines  Hauptamts-Assistenten  oder 
eines  höher  gestellten  Beamten,  aus  dem  Eisenbahnwagen  in  einen  verschluss- 
fthigen  Wagen  verladen  und,  unter  Verschluss  dieses  Wagens  und  Personal- 
ttfgleitang,  zur  gewöhnlichen  hauptamtlichen  Revisions-  und  Abfertigungsstelle 
gebracht,  wo  die  weitere  Behandlung  nach  Vorschrift  des  §.  20  des  Regu- 
lato stattfindet.  Die  Umladung  erfolgt  auf  Grund  der  abgegebenen  Dekla- 
ntiin  und  unter  Verglefchnng  der  Colli  nach  Zahl,  Zeichen,  Nummer  mid 
Verpackungsart  mit  den  Angaben  in  der  Deklaration.  Auch  mute  die  Ren* 
tion  des  Verschlusses  und  der  Beschaffenheit  der  angekommenen  Wagen  von 
den  mit  der  Beaufsichtigung  der  Ausladung  beauftragten  Steuerbeamten  be-> 
wirkt  und  bescheinigt  werden.  Eine  Weitere  Zollabfertigung  findet  auf  einem 
solchen  Bahnhofe  nicht  Statt. 

B.  Als  Ausnahme  von  der  Bestimmung  im  §.  5  ist  eine  Umladung  von' 
Frachtgütern  oder  zollordnungsmässige  Abfertigung  der  letzteren,  mit  Genen« 
niigung  des  Finanz-Ministe rii  zulässig  an  Orten: 

a.   wo  zwei  Eisenbahnen  zusammentreffen,  deren  Construktionen  den  Ueber», 
gang  der  Guterwagen  der  einen  auf  die  andere  nicht  gestatten; 

8* 
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b.  wo  das  Durchlaufen  der  über  die  Zollgrenze  eingegangenen  Guter- 
wagen bis  zum  Bestimmungsorte  ihrer  Ladung,  vermöge  zu  grosser 
1  •  Lange  des  Weges,  in  Rücksiebt  entweder  anf  die  Sicherheit  des  Trans- 
portes (Haltbarkeit  des  Fuhrwerks),  oder  auf  zu  grosse  Verwickelung 
zwischen  verschiedenen  Eisenbahnverwaltungen,  welche  einander  die 
Transportwagen  zu  stellen  hatten,  für  unthunlicb  zu1  erachten  ist 

Die  Umladung  muss  unmittelbar  aus  dem  über  die  Zollgrenze  ein- 
gegangenen in  den  zur  Weiterbeförderung  bestimmten  Güterwagen  unter 
Aufsicht  von  Steuerbeamten,  welche  Über  das  Ergebniss  der  Revision  des 
Verschlusses  und  der  Beschaffenheit   der  entladenen  Wagen    eine  Be- 
scheinigung zu  ertheilen  haben,  ferner  in  einem  während  der  Umladung 
vollständig  abzuschliessenden  Räume  erfolgen.   Auch  müssen  die  Eisen- 
bahnverwaltung ,   welche    die  umgeladenen  Güter  weiter  befördert,  be- 
ziehungsweise deren  Beamte    in    diejenigen    Verpflichtungen    eintreten, 
welche  die  Verwaltung  der  Grenzeisenbahn,  beziehungsweise  deren  Be- 
amte  hinsichtlich   jener  Güter  der  Steuerverwaltung    gegenüber  über- 
nommen  hatten.      Treten  Unglücksfälle    ein,  welche  die  Weiterbeför- 
derung   der  Güter  in    dem  nämlichen    Güterwagen   nicht  gestatten,  so 
kann,  nach  Befinden  der  Umstände,  die  Umladung  aus  dem  verunglück- 
ten in  einen  andern   Wagen    ohne   zollamtliche   Abfertigung,  oder  die 
zollamtliche  Abfertigung  erfolgen. 
C  Die  zur  einstweiligen  Niederlegung    der   sofort  zur   Abfertigung  gelan- 
genden Gegenstände  bestimmten  Räume  haben  nicht  die  zollgesetzlichen  Eigen- 
schaften von  Niederlagen    unverzollter   Waaren,    und  es  ist  darauf  zu  halten, 
dass  die  Niederlegung  von  Gegenständen  in  denselben  nicht  länger  dauert,  ab 
dies  der  Zweck  dieser  Niederlagen  nothwendig  mit  sich  bringt. 

5.  zu  §#  8. 

Vom  der  Befugnis*,  die  verschlossenen  Wagen  in  einzelnen  Fällen  weh 
diesseits  des  Grenz-Eingangs- Amtes  noch  begleiten  zu  lassen,  ist  dann  wd 
wann  unvermuthet,  besonders  aber  dann  Gebrauch  zu  machen,  wenn  eine  be- 
stimmte Veranlassung  vorliegt,  welche  die  Begleitung  als  im  Zellinteresse  not- 
wendig erscheinen  lässt,  z.  B.  wenn  unabgefertigte  Güter  ausnahmsweise  (ve# 
Nr.  6.)  auf  offenen  Wagen  befördert  werden,  oder  wenn,  auch  bei  aus- 
schüessKcher  Anwendung  d&  Coulissenwagen,  ein  Grund  zum  Verdacht  vorban- 
den ist. 

6.  zu  §.  10. 

Die  Benutzung  offener  Wagen  zur  Beförderung  ausländischer  Gltef 
über  die  Zollgrenze  und  weiter  in  das  Innere  ist  zwar  nicht  allgemein  ansm* 
schHessen,  indem  manche  Waaren  theils  wegen  ihres  Volumens,  (*.  B.  Ma- 
schinentheile,  Dampfkessel,  Roheisen)  theils  wegen  ihrer  sonstigen  Beschaflenbert 
(z.  B.1  Thran,  Heringe,  Steinkohlen)  in  Coulissenwagen  nicht  verladen  wer- 
den können;  sie  fct  jedoch  immer  nur  als  Ausnahme  und  zwar  nur  in  sokben 
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Fallen  zu  gestatten,  in  welchen   die  Beschaffenheit  der  Waaren  deren  Beför- 
derung in  anderen,  als  in  offenen  Wagen  durchaus  unzulässig  macht. 

In  Beziehung  auf  den  Verschluss  solcher  Wagen  lässt  sich  eine  allge- 
mein anwendbare  Bestimmung  nicht  treuen,  Die  mit  Thran,  Heringen  und 
dergleichen  Gegenständen  beladenen  Wagen  werden  mit  Decken  von  Leder 
oder  getheerter  Leinewand  zu  versehen,  and  es  wird  der  amtliche  Verschluss 
durch  eiserne  Ketten  oder  Stäbe  und  zwar  in  der  Art  zu  bewirken  sein,  dass 
nach  Anlegung  desselben  keine  Gegenstände  unter  der  Decke  verborgen  oder 
hervorgezogen  werden  können.  Wagen,  auf  welchen  z.  B.  grosse  Maschinen- 
teile oder  Dampfkessel  befördert  werden,  werden  nur  mit  einer  amtlichen 
Verschnürung  oder  Verbleiung  versehen  werden  können.  Bei  noch  anderen 
Transporten  endlich,  z.  B.  von  Steinkohlen,  wird  es  das  Zollinteresse  nicht 
gefährden,  wenn  gar  kein  Verschluss  eintritt. 

Auch  hinsichtlich  der  zollamtlichen  Abfertigung  der  in  offenen  Wagen 
eingehenden  Waaren  kann  ein  verschiedenes  Verfahren  angemessen  erscheinen. 
Während  es  unbedenklich  ist,  Waaren,  welche  in  der  vorher  angegebenen 
Weise  unter  Decken-Verschluss  oder  amtliche  Verschnürung  oder  Verbleiung 
genommen  werden,  bei  der  Abfertigung  ganz  ebenso  zu  behandeln,  als  wenn 
sie  in  verschlossenen  Coulissenwagen  befördert  würden,  kann  es  räthlich  sein, 
darauf  zu  halten,  dass  Waaren,  bei  welchen  ein  Verschluss  nicht  zweckmässig 
erscheint,  und  bei  deren  Beförderung  es  auf  besondere  Schnelligkeit  nicht  an- 
kommt, z.  B.  Steinkohlen,  gleich  an  der  Grenze  in  freien  Verkehr  gesetzt 
werden. 

Soweit  es  erforderlieh  ist,  werden  dieserhalb  die  betreffenden  Grenz-Einr 
gangsämter  von  der  Provinzial-Steuer-Behörde  mit  besonderer  Anweisung  ver- 
sehen werden. 

7.  zu  §.-  14. 

Es  kann  über  jeden  einzelnen  Wagen,  beziehungsweise  über  jede  Wa- 
genabtheilung ein  besonderes  oder  über  sämmtliche  nach  demselben  Abferti- 
gangsorte bestimmte  Wagen  ein  einziges  Ladungsverzeichniss,  oder  es  können 
auch  mehrere  Ladungsverzeiehnisse  ausgefertigt  werden. 

Eine  Abänderung  des  in  dieser  Beziehung  einmal  bestehenden  Verfahrens 
bedarf  der  Genehmigung  der  Frovinzial-Steuer-Behörde. 
<  8.  zu  &  16. 

Von  der  im  §.  16  'ausgedrückten  $egel,  nach  welcher  alle*  Passagier- 
effekten  gleich  beim  Grenzeingangeamte  abzufertigen  sind,  kann,  soweit  «s  nicht 
schon  geschehen  ist,  auch  ferner  mit  Genehmigung  des  Finanz-Ministerii  eine 
Ausnahme  da  zugelassen  werden,  wo  dies  im  Interesse  des  Reiseverkehrs  er- 
forderlich erscheint. 

Die  Aemter  im  Innern,  bei  welchen  dann  diese  Abfertigung  erfolgt»  ha- 
ben dabei  das  im  §.  16.  vorgeschriebene  Verfahren  zu  beobachten«  . 

Es  können  zwar  alsdann  sämmtliche  noch  nicht  abgefertigte  Passagier- 
ft&cten,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  an  welchem  sie  zur  Abfertigung  ge 
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langen*  sotten,  in  denselben  Wag«  verpackt,  es  moa*  jedoch  dam  firenaein» 
gnogeanto  eine  Anmeldung  über  die*q  EflWUcn  äbergeben  werden,  welche  die* 
selben  «ach  des  Ätftckzaol  und  nachdem  Orten»  an  denen  deren  Emgangtab- 
fertigung  Statt  naden  foU,  getrennt,  nachweist  und  welche  dem  Ansagwettel 
(§.  17)  beigefügt  wird* 

Anoden  über  die  Zollfreiheit  von  Reise-Effekten  im  Zolltarif  enthaltenen 
Vorschriften  wird  durch  die  Bestimmttag  im  leisten  Absatz*  des  §.  16.  nichts 
geändert.  •>        . 

9,  zu  §,  17. 

Der  Zugführer,  'anter  dessen  Leitung  der  Zug  vom  ifcenzeingamgsamte 
weiter  geht,  beziehungsweise  der  den  Zag  begleitende  Packmeister  übernimmt 
die  int  $.  17,  ausgedruckte  Verpflichtung  durch  Unterzeichnung  des  betreffen- 
den Vermerks  auf  dem  im  §.  14.  des  Regulativs  in  Bezog  genommenen  For- 
mulare. 

Pas  Duplikat  des  Ladnngsveneiehnisses  bleibt  als  BegisterbeJag  zwack, 
am  gegen  das  erledigte  Ladungsveneichniss  ausgetauscht  zu  werden. 

Um  die  missbräuchliche  Benutzung  der  dem  Zugführer  oder  Packmeister 
zu  Übergebenden  Schlüssel  au  verhindern,  sind  dort,  wo  die  verschiedenen  Aem- 
ter  nicht  mit  gleichen  Schlüsseln  zu  denselben  Schlössern  versehen  sind,  also 
die  Mitsendung  der  Schlüssel  erforderlich  ist,  die  letzteren  in  eine  amtlich 
zu  verschließende  Tasche,  Kiste  u.  s.  w.  zu  verpacken. 
10.  au  §§.  16  und  17. 

Hinsichtlich  der  zollamtlichen  Behandlung  der  mittelst  der  Eisenbahn 
eingehenden  Postgüter  bewendet  es  bei  den  bestehenden  allgemeinen,  oder  den 
besonders  erlassenen  Vorschriften. 

11.  zu  $.  18. 

Der  Bevollmächtigte,  welcher  Namens  der  Eisenbahnverwaltung  nach 
Vorschrift  dieses  §.  und  des  §.  20.  die  Frachtgüter  zu  declariren  hat,  braucht 
nicht  die  Eigenschaften  eines  Eisenbahnbeamten  —  also  bei  Staats-Eisenbah- 
hen  nicht  die  Eigenschaft  eines  Staatsbeamten  —  zu  besitzen. 

Für  die  von  ihm  etwa  verwirkten  Strafen,  Prozesskosten  und  Gefälle  hat 
jedoch  die  Eisenbahnverwaltung,  nach  Maassgabe  des  Zollstrafgesetzes,  subsi- 
diarisch zu  haften. 

Ü.  zu  §.  19. 

'Die  im  §.  17  des  Regulativs  getroffene  Bestrmmtmg,  nach  welcher  die 
Beamten,  beziehungsweise  die  Verwaltimg  der  Gretrt-Eisenbahn  die  Vferfcaftnag 
für  die  crvilrecntfietien  Folgen  jeder  bis  zum  Bestimmungsorte  -der  Wafcen  tot* 
kommenden  Verschlussverletztmg  zn  übernehme'h  hat ,'  setzt  veramv,  dass  #• 
Verwaltungen  derjenigen  Eisenbahnen ,  auf  welchen  unabgefertigte  Güter  h 
dem  nämlichen  Wagen  befördert  werden,  sich  zur  gemeinsamen  Tragimg  dar- 
aus jener  Verhaftung  folgenden  Ausgaben  vereinigen.  Um  das  Zustandekom- 
men einer  solchen  Ämigungund  die:denmächstige  AttsMrrtmg  der  zu  terein- 
Darenden  ftestfmmungen  nr  erleichtern,  werden  die  Äbfert5gmigsltttter  aflgemeü 
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angewiesen,  sich  vor  Abgang  jedes  Zugs  reu  dem  vorachriftemiMigen  Zn* 
stände  des  Verschlusse«  der  mit  dem  Zuge  weher  gehenden  Wegen  tm  über- 
zeugen  und,  wenn  dies  von  den  Eisenbmhnt«rwaltangen  gewünscht  wind,  die- 
erfolgte  Revision  und  den  Befand  des  Verschlusses  auf  einem  mit  denv  Trans- 
port angekommenen  oder  demselben  beizugebenden  Laufzettel   zu  beseaeinigen. 

13.  au  §.  20. 

Hat  sich  kein  Grund  zu  einer  Beanstandung  ergeben,  so  wird  das  La- 
dangsverzeichniss  durch  Unterschrift  des  betreffenden  Vermerks  auf  dem  For* 
mulare  von  Seiten  des  Abfertigungs- Amtes  erledigt,  und  nebst  dem  Ansagezet- 
tel, an  das  Grenz-Eingangsamt  zum  Austausch  gegen  das  dort  befindliche  Du- 
plieat  des  Ladungsverzeichnisses  zurückgesendet. 

Liegt  ein  Grnnd  zu  einer  Beanstandung  vor,  so  sind  die  erforderliehen 
Erörterungen  mit  möglichster  Beschleunigung  anzustellen. 

14.  zu  §.  21. 

Die  Aemter,  welche  im  Falle  einer  Verschlussverletzung  zur  Wiederanle- 
gang  des  Verschlusses  befugt  sind,  werden  Öffentlich  bekannt  gemacht. 

15.  zu  §.  22. 

Wenn  der  Entrichtung  des  Ausgangszolles  bei  dem  Amte  des  Absen- 
dmigsortes  die  Sicherstellung  des  Zolles  vorgezogen  wird ,  so  hat  der  Versen- 
der bei  der  Abfertigungsstelle,  unter  Anmeldung  und  Gestellung  der  Waaren^ 
einen  Legitimationsschein  zu  lösen  und  denselben  ,  mit  der  Bescheinigung  des 
Grenz-Zollamtes  über  die  erfolgte  Abgaben-Entrichtung  versehen,  innerhalb  be- 
stimmter Frist  Behufs  Löschung  der  gestellten  Sicherheit  zurücksnliefern. 

16.  zu  §.23. 

An  Stationsorten,  wo  sich  Abfertigungsstellen  (§.  5)  befinden,  dürfen  Gü- 
ter, deren  Ausgang  amtlich  bescheinigt  werden  mass,  ohne  CollOverschluss,  be- 
ziehungsweise nach  Abnahme  des  letzteren ,  unter  Aufsicht  der  Zollbehörde 
in  die  dazu  bestimmten  verschliessbaren  Wagenräume  eingeladen  und  letztere 
verschlossen  werden.  Die  Zuladung  anderer  Güter  in  solche  Bäume  ist  nicht 
gemattet.  Das  Amt  am  Versendungsorte  hat  bezüglich  der  Revision  solcher 
Waaren  alle  diejenigen  Handlungen  vorzunehmen ,  welche  instruetionsgemäss 
(§•  62  des  Begleitschein-Regulativs)  dem  Grenz-AüsgangS-Ämte  obliegen.  Auf 
der  amtlichen  Bezettelung  der  Güter  (Begleitschein,  Uebergangsschein,  Decla- 
rafraasehem  etc),  welche  dem  ZogfüJuei:  zn  (beigeben  ist,  wird  daj  Einladen 
dsr  Waaren  und  der  Verschluss  des  Wagens,  so  wie  der  Abgang  des  letzteren, 
uf  der  Eisenbahn,  voa  dem  Amte  des  Versendangaortes,  dagegen,  die  mit  un-, 
vtiietztem  Verschlusse  erfolgte  Ankunft  beim  GrenznAusgangsamtq,  so,  wie  der 
Assgang  über  die  Gcen^e  von  dem  Grenz-ZöUamte,  beziehungsweise  den  Be- 
gktowggbeamten  bescheinigt.  ... 

17.  m  i.  24. 

Wenn  eine.  Eisenbahn  Orte  berührt,  in  welchen  Mahl-  und  Schlacht- 
steter,  oder  eine  Gemeiadsabgabo  non  einzelnen  eingehenden  Gegenständen  er-i 
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hoben  wird»   so    sind  die  auf  der  Eisenbahn  in  solch«  Orte  eingehenden  Ge- 
genstände   den    für   die   Erhebung    und   Centrale    der  Steuer  und  Abgabe  in 
diesen  Orten  bestehenden  Einrichtungen  und  Anordnungen  unterworfen. 
Berlin,  den  21.  September  1852. 

Der  Finanz-Minister: 
von    Bodelschwingh. 

*  »5. 
Uhren-Regulirung. 

Circular-Rescript  des  Finanz-Ministeriums  an  sämmt- 
liche  Königl.  Eisenbahn-Commissarien  und  sämmtliche  Re- 
gierungen, betreffend  die  Aufstellung  von  Normal-Uhren  für 
den  Eisenbahn-Betrieb,  vom  18.  Januar  1848  (Min.-Blatt  d.  ins. 
Verw.  1848,  pag.  55  Nro.  59): 

Je  mehr  die  Eisenbahnen  mit  einander  in  Verbindung  treten,  desto  mehr 
stellt  sich  das  Bedürfniss  heraus,    die  Uebelstände  zu  beseitigen,    welche  ent- 
stehen müssen,  wenn  die  aus  der  geographischen  Läge  der  einzelnen  Orte  ent- 
springenden Zeit-Differenzen   beim   Eisenbahnbetriebe    unberücksichtigt  bleiben. 
Eine  zweckmässige  Regulirung  dieser  Angelegenheit  erscheint  aber  nur  erreich- 
bar, wenn  in  Zukunft  durchgängig  darauf  gehalten   wird,    dass  die  Öffentlichen 
Uhren  auf  den  Stationen  überall  die  mittlere  Zeit  der  betreffenden  Orte  zeigen 
und  dass  alle  für  das  Publikum  bestimmten  Ankündigungen ,     Fahrpläne  und 
dergl.  nach  der  mittleren  Zeit  der  verschiedenen  Orte   aufgestellt  werden.    Zu 
diesem  Behufe  ist   die   Zusammenstellung   einer  Tabelle  (Anlage  A)  über  die 
auf  den   Stationen  der  Eisenbahnen   und  der  Haupt-Poststrassen  bei  Stellung 
der  Uhr  gegen  mittlere  Berliner  Zeit  zu  berücksichtigenden  Differenzen  veraa- 
lasst  worden,  von  welcher  für  jede  der  zu  Ihrem  Geschäftsbereiche  gehftrig« 
Eisenbahngesellschalten  drei  Abdrücke  hier  beigefügt  sind.     Es  wird  hiernach 
leicht,  wenn  die  Berliner  oder  die  mittlere  Zeit  eines  andern  in  dem  Verzeich- 
niss  enthaltenen  Orts  durch  zuverlässige  Curs-Uhren   oder  dereinst  durch  elek- 
trische Telegraphen  auf  andere  Stationen  übertragen   ist,   die   auf  den  letztern 
befindlichen  Uhren  richtig  zu  reguliren.     Für   die   Organisation   des  Betriebet 
selber  wird  es  ausserdem  erforderlich  sein,    auf  jeder  Bahn  eine  Normal-Uhr 
anzunehmen,   deren    angemessene  Wahl   den   Eisenbahndirectionen  überlassen 
bleiben  kann,  nach  welcher  die  Uhren  der  Lokomotivführer  und  Scharnier  ge- 
stellt,   so  wie  der  Gang  der  Züge  controlirt  wird  und  deren  regelmässige  Ab- 
weichung von  den  einzelnen  Stations-Uhren  den  Beamten  bekannt  ist    Nach 
dieser  Normal-Bahnuhr  werden  dann    auch   die  Fahrpläne   der  für  die  Fahr- 
strecken und  Aufenthalte    wirklich    erforderlichen    Zeit   entsprechend  bequem 
berechnet  und  demnächst  mit  Hülfe  der  Tabelle  auf  die  mittlere  Zeit  der  b*> 
treffenden '  Stationen  (selbstredend  unter  Abrundung  der  Minutenbrüche  auf  volle 
Minuten)  reducirt  werden  können.  Für  die  «pecieHe  SSnifehttag  wird  dieFniii 
baM  «fatfMhe  nad  sveckmlMige  Jftumem  an  die  HanA  &bm> 
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Sie  werden  hiernach  beauftragt,  die  Direetionen  der  Eieenbahngetelkefiei» 
ton  Ihres  Geschäftskreise«  unter  Mittheilung  der  fragliehen  Tabelle  zu  veraa- 
lassen,  mit  dem  1.  April  d.  J.  beginnend,  die  Öffentlichen  Uhren  auf  den  Ei- 
senbahn-Stationen nach  der  mittleren  Zeit  der  betreffenden  Orte  reguliren  und 
die  für  das  Publikum  bestimmten  Ankündigungen,  Fahrpläne  etc.  diesen  Uh- 
ren entsprechend,  aufstellen  zu  lassen.  Zugleich  wollen  Sie  dabei  empfehlen, 
dtss  zur  leichteren  Orientirung  der  Reisenden  an  jeder  Stations-Uhr  unter  dem 
Zifferblatt  deutlich  sichtbar  der  Unterschied  gegen  die  mittlere  Berliner  Zeit 
angegeben  werde. 

Die  Anlage  zu  vorstehendem  Rescript  gibt  für  die  einzelnen 
Stationen  der  Eisenbahnen  und  Haupt-Poststrassen  die  Differenz  der 
mittleren  Zeit  gegen  die  richtige  Berliner  Zeit  in  Minuten  und  Vier- 
tel-Minuten an. 

Das  Circular-Rescript  des  Ministeriums  des  In- 
nern vom  31.  Juli  1849  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1849,  pag. 
174  Nro.  243)  fordert  zur  genauen  Befolgung  der  im  vorherge- 
henden Rescript  enthaltenen  Bestimmungen  auf, 

Durch  das  Handelsministerium  ist  die  Telegraphen-Direction  in 
Berlin  angewiesen,  die  Berliner  mittlere  Zeit  dreimal  wöchentlich 
und  zwar  am  Montag,  Mittwoch  und  Freitag  sämmtlichen  Preussi- 
schen  Telegraphen-Stationen  mittels  besonderer  telegraphischer  De- 
pesche mitzutheilen.  Eben  so  sind  die  betreffenden  Ober- Pos tdi- 
recüonen  veranlasst  worden,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Regulirung 
der  Post-Uhren  an  den  Orten,  wo  sich  Telegraphen-Stationen  be- 
finden, nach  der  in  dieser  Art  mitgetheilten  Berliner  Zeit  bewirkt  werde 
and  zwar  mit  Berechnung  der  Differenz,  welche  zwischen  der  Berliner 
mittleren  Zeit  und  der  mittleren  Zeit  des  betreffenden  Orts  besteht« 

ABSCHNITT   III. 

Betrlebs-Reglements. 

$.  ll«. 
Die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Eisenbahnverwaltungen 
die  Beförderung  von  Personen  und  Transport-Objecten  fibernehmen, 
werden  von  denselben  —  mit  Ausschluss  der  Fahr-  und  Fracht- 
preise  (Tarife,  wovon  später)—  ia  sogenannte  Betriebs-Re- 
glements  (Reglements  für  den  Personenverkehr,  Güter-Reglements 
etc.)  zusammengehst  and  durch  Offenlegung  auf  4en  Stationen, 
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Debitirung  von  Druck-Exemplaren  und  Anzeige  durch  die  öffent- 
lichen Blätter  zur  Kenntniss  des  Publikums  gebracht.  In  Folge  die- 
ser PublLoirung  wird  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Abfassung  eines 
besonderen,  jene  Bedingungen  enthaltenden  Beförderungs- Vertrage* 
erspar i;  vielmehr  tritt  die  Präsumtion  ein,  dass  Jeder,  welcher  eiae 
Eisenbahn  benutzt,  durch  dieses  Faktum  sich  »tiHsebweigfend  -de*  Be- 
förderungs-Bedingungen der  betreffenden  Verwaltung,  d.  h<  ihre»  Be- 
triebs-Reglement unterworfen  habe.  Bei  Abfassung  ihrer  Betriebs« 
Reglements  sind  die  Verwaltungen  der  Privat-Jäsenbahnen  in  Form 
wie  in  Inhalt  völlig  autonomisch;  es  ist  ihnen  nirgend  eine  Verpflich- 
tung auferlegt,  die  Genehmigung  einer  Behörde  dazu  einzuholen;  je- 
doch versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Reglements  keine  Bestim- 
mung enthalten  dürfen,  welche  mit  den  allgemeinen  Gesetzen,  den 
Bahnpolizei-Reglements  oder  den  speciellen  für  den  Eisenbahnbe- 
trieb ergangenen  polizeilichen  Vorschriften   in  Widerspruch  stehen. 

Dergleichen  Reglements  sind  bald  bloss  für  den  Verkehr  ein- 
zelner Bahnen  (Localverkehr)  einseitig  von  der  betreffenden  Ver- 
waltung ,  bald  gemäss  Vereinbarung  mehrerer  Verwaltungen  für 
den  Verkehr  auf  den  zu  einem  besonderen  Verbände  vereinigten  Bah- 
nen (Verbandverkehr)  erlassen;  es  existirt  Sogar  ein  von  den  ver- 
einigten Eisenbahnverwaltungen  Deutschlands  entworfenes  Regle- 
ment, welches  die  Bedingungen  für  den  mehrere  Bahneh,  welche 
nicht  im  besonderen  Verbände  zu  einander  stehert  ,  transitirenden 
Güterverkehr  CYereinsverkehr)  allgemein  regulirt  hat 

Für  die  Beförderung  auf  den  Staats-Eisenbahnen  und  den  un- 
ter Verwaltung  des  Staats  stehenden  Eisenbahnen  ist  (unbeschadet 
der  besonderen  vereinbarten  Verbands-  und  des  deutschen  Ver- 
eins-Reglements) unter'm  18.  Juli  1853  ein  Betriebs-Reglement 
von  dem  Handels-Minislerium  erlassen  worden  (Min.-Blatt  d.  inn. 
Verw.  1853,  S.  207  ff.) ,  gültig  von  dem  Zeitpunkte  ab,  welchen 
die  befreiende  Königl.  Directton  dirrch  das  Amtsblatt  xur  öffentli- 
chen Kenntniss  bringt.  Mehr  als  eine  Verwaltungs-Instruclion  denn 
als  Nachtrag  zum  Betriebs-Reglement  ist  das  vom  Königl.  Handels- 
Ministerium  unter'm  28.  Nov.  1853  für  die  unmittelbar  von  ihm 
ressortirenden  Eisenbahnverwaltungen  erlassene  Reglement  über  die 
freien  Fahrten  (Min.-Blatt  18*3,  Seite  288  ff.)  «Mtfehen;  ttnücbe 
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Regulative  sind  auch  Seitens  dei*  Pmat-Blsönbahngesellsthaflen  aufc 
gesteift  worden. 

Wir  enthalten  uns ,  hier  auf  den  Inhalt  der  Betriebs- Regle- 
ments specieller  einzugehen.  Die  Bestimmungen  derselben  finden 
imter  anderen  Gesichtspunkten  an  anderer  Stelle  ihre  besondere 
Würdigung  und  Erörterung  (vergt.  z.  B.  das  im  §.  96  hinsicht- 
lielr der  sogen.  Straf- Fahrbfllete  Erwähnte);  die  wesentlichste  Frage, 
nämlich  die  aber  den  Umfang  der  Entschädigungspflidit  der  Eisen- 
bahnverwaltungen und  deren  zulässige  Beschränkung  durch  das  Be- 
triebs-Reglement, werden  wir  in  einem  folgenden  Abschnitt  behandeln. 

ABSCHNITT    IV. 
Betriebs-Ueberslchten. 

»■■    Ü7- 

Der  $.  34  des  Eisenbahngesetzes  macht  den  Gesellschaften  zur 
Pflicht,  „über  alle  Theile  ihrer  Unternehmung  genaue  Rechnung 
zu  führen  und  hierin  die  ihnen  von  .dem  Handels-Ministerium  zu 
gebende  Anweisung  zu  befolgen,  auch  die  Rechnung  jährlich 
bei  der  vorgesetzten  Regierung*)  einzureichen. u 

Mit  Bezug  auf  die  vorstehend  erwähnte  gesetzliche  Bestim- 
mung ist  von  dem  Handels-Ministerium  erlassen  folgendes 

Circular-Rescript  vom  11.  Januar  1851  an  die  Königl. 
Eisenbahn- Commissariate  und  die  Königl.  Eisenbahndirec  - 
tionen,  Commissionen  und  Verwaltungen  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw. 
1851,  pag.  %6  Nro.  27)* 

Es  sind  bisher  von  den  meisten  Eisenbahndirectionen  zwar  Mittheiltmgen 
über  die  wöchentlich ,  monatlich  oder  vierteljährlich  auf  ihren  Eisenbahnen 
erzielten  Betriebs-Einnahmen  bereits  periodisch  veröffentlicht  und  dabei  theil- 
weise  Vergleichungen  mit  den  in  demselben  Zeiträume  des  zunächst  vorange- 
gangenen Jahres  gewonnenen  Ergebnissen  beigefügt;  diesen  Kachrichten  man- 
gelt indessen  diejenige  GkichnAMigkek  in  Bezug  auf  Inhalt,  Form  und  Zeit, 
welche  zur  Gewinnung  einer  klaren,  leicht  faseUchen  Uebersicht  über  die  lau- 
fenden Betriebs-Ergebnrsse  der  verschiedenen  Bahnen  und  deren  Vergleichunß 
untereinander  wünschenswerth  erscheint. 

Um  dem  dafür  sich  interessirenden  Publikum  eine  solche  Uebersicht  au 
gewähren,  beabsichtige  *jch    daher,    künftig    und    zwar  vom  Januar  d.  J.  ab,' 


*)  Nunmehr  an  das  EisenbatapOoaiinissarfak 
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monatlich  eine  Zusammenstellung  der  Betriebs-Einnahmen  der  Eisenbahnen 
nach  dem  beiliegenden  Schema  (Anlage  A)  hier  zusammentragen  und  im 
Staats- Anzeiger  veröffentlichen  zu  lassen.  Es  ist  dabei  auf  die  Länge  und  du 
Anlage-Capital  der  einzelnen  Bahnen  besondere  Rücksicht  genommen,  weil  nur 
in  Beziehung  auf  diese  eine  Vergleichung  zwischen  den  Betriebs-Einnahmen  der 
Bahnen  zu  richtigen  Beurtheilungen  fuhren  kann. 

Ich  beauftrage  hiernach  das  Königl.  Eisenbahn-Commissariat  unter  Ueber- 
sendung  von  —  Exemplaren  dieses  Schema's,  die  zum  Commissariate  gehörigen 
Eisenbahndirectionen  zur  fortlaufenden  monatlichen  Mittheilung  der  in  dem 
Schema  näher  bezeichneten  Angaben  zu  veranlassen  und  demnächst  diese  Mit- 
theilungen in  Original  bis  spätestens  zum  8ten  jeden  Monats  hierher  einzureichen. 

Dabei  bemerke  ich  noch,  dass  zwar  für  die  Columnen  9,  10,  13,  14,  15 
und  16  bereits  vollständig  festgestellte  Angaben  nicht  gegeben  werden  kön- 
nen ,  es  aber  auch  für  den  Zweck  genügend  erscheint ,  wenn  die  einiel- 
nen  Verwaltungen  ihre  Betriebs-Einnahmen  nur  so  genau  angeben  ,  als  ihnen 
am  Monatsschlu&e  dies  vor  definitiver  Abrechnung  und  unter  Vorbehalt  spä- 
terer Festsetzung  möglich  ist. 

Ich  darf  wohl  vertrauen,  dass  die  Eisenbahndirectionen ,  denen  die  mög- 
lichste Verbreitung  dieser  die  Betriebs-Ergebnisse  ihrer  Bahnen  betreffenden 
Mittheilungen  und  deren  sachgemässe,  eine  richtige  Beurtheilung  derselben  be- 
fördernde Zusammenstellung  nur  erwünscht  sein  kann ,  zur  prompten  Einsen- 
dung der  erforderlichen  Angaben  gern  bereit  sein  werden. 
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Laufende  Nummer. 
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Vorstehendes  Rescript  des  Handels-Ministeriums  ist  allerdings 
für  die  Directionen  und  Verwaltungen  der  Staatsbahnen  und  der 
unter  Verwaltung  des  Staates  stehenden  Eisenbahnen  unbedingt  ba- 
dend, nicht  aber  für  die  Directionen  aller  übrigen  Bahnen,  wie  auch 
durch  die  Fassung  desselben  im  letzten  alinea  angedeutet  wird. 
Die  Directionen  dieser  Bahnen  werden  daher  bei  aller  Bereitwillig- 
keit, die  sie  haben  mögen,  dem  Wunsche  des  Handels-Ministerianu 
zu  entsprechen,  erwägen  müssen,  ob  das  Interesse  der  Gesellschaft, 
welches  sie  als  deren  Mandatalien  in  keiner  Weise  verletzen  dür- 
fen, es  zulasst,  dass  ungefähre,  also  ungenaue  Angaben  Aber 
die  Betriebs-Erträge  eines  jeden  Monats  veröffentlicht  werden,  wag 
immer  dann  der  Fall  sein  wird,  wenn  die  Directionen  selbst  an  den 
von  dem  Handels-Ministerium  gestellten  Termin  die  genauen  Zah- 
len hinsichtlich  des  vergangenen  Monats  noch  nicht  haben. 

Die  Gründe,  aus  welchen  wir  dem  Rescript  keine  für  Privat- 
gesellschaften bindende  Kraft  beilegen,  sind  folgende: 

Zwar  steht  dem  Handels-Ministerium ,  von  welchem  die  ganze 
Bahnpolizei  ressortirt,  unzweifelhaft  zu,  aligemein  gültige,  alle  Bah- 
nen bindende  bahn  polizeiliche  Vorschriften  zu  erlassen,  selbst 
wenn  dieselben  über  die  bestehenden  Bahnpolizei-Reglements  hin- 
ausgehen; aber  die  hier  im?  Sprache  kommende  Verfügung  besieht 
sich  offenbar  nicht  auf  die  Bahnpolizei ,  sondern  dient  einem  stati- 
stischen Zwecke  der  Regierung,  der  mit  dem  allgemeinen  Aufcicht*- 
rechte  des  Staates  nicht  zusammenhängt.  In  dem  Aufsichtsrechte 
liegt  für  den  'Beaufsichtigten  (He  Verpflichtung,  die  Inspectio* 
des  die  Aufsieht  Ausübenden  sich  gefallen  zu  lassen;  wo  also 
eine  Handlang  und  nicht  bloss  ein  Leiden  von  dem  Beaufsichtig 
ten  gefordert  wird,  da  muss  der  Reehtsgrund  für  dieses  Verlange* 
in  einem  bestehenden,  speciell  die  betreffende  Handlung  zur  Pflicht 
machenden  Gesetze  nachgewiesen  werden  können,  was  Untergebens 
unmöglich  ist.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  findet  ihre  Best*- 
gung  in  dem  $.  46  des  Eisenbahngesetzes,  welcher  in  seinem  er- 
sten Satz  das  Bestehen  des  Aufsichtsrechts  des  Staates  anerkennt 
und  den  Königl.  Commissarius  zur  Ausübung  desselben  bezeichne 
im  zweiten  Satze  aber  demselben  noch  ausdrücklich  das  Recht  ver- 
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löiht,  <fe  Vorstände  der  fi&enbahngeseüschaft  zusammen1  zu  beru- 
fen. Der  Gesetzgeber  hat  es  also  für  nöthig  gehalten,  den  Vor- 
standen der  Gesellschaft -die  positive  Handlang  des  Zusammentre- 
ten? auf  Verlangen  des  Commissarius  noch  ausdrücklich  zur  Pflicht 
zo  machen ,  eine  Bestimmung ,  die  ganz  überflüssig  sein  würde, 
wen  schon  aus  dem  allgemeinen  Aufsichtsrechte  das  Verlangen 
das  Zusammentretens  der  Vorstande  sich  rechtfertigte.  Das  Auf- 
sichtsrecht an  steh  kann  aber  den  Commissarius  des  Staates  nur 
eranäebtigen  >  den  ohnebin  stattfindenden  Zusammenkünften  beizu- 
wohnen, und  so  erkennt  der  §.  46  des  Eisenbahngesetzes  im~ 
pUcite  die  Richtigkeit  des  Prüicips  an,  nach  welchem  die  Auf- 
gabe einer  vorzunehmenden  Handlung  nicht  in  dem  allgemeinen 
Aufsichtsrecht ,  sondern  nur  in  einer  positiven  gesetzlichen  Vor- 
schrift ihren  Rechtsgrund  finden  kann. 

Sollte,  man  aber  auch  geneigt  sein  ,  diese  Dednction  als  zu 
weit  greifend  nicht  anzunehmen ,  so  würde  doch  das  Rescript  aus 
dem  Grunde  nicht  bindend  sein,  weil  die  Pflicht  der  Eisenbahnge- 
sellschaften, ihre  Rechnungen  der  Staatsregierung  einzureichen,  schon 
durch  das  Gesetz  vollständig  und  erschöpfend  geregelt  ist.  Der 
f.  34  des  Eisenbahngesetzes,  welcher  im  Eingange  seinem  Inhalte 
nach  referirt  worden  ist,  schreibt  die  Einreichung  jährlicher  Rech- 
nongen vor,  um,  wie  er  ausdrücklich  sagt,  die  Ausfährung  der  in 
den  $.  29 — 33  des  Gesetzes  gegebenen  Vorschriften  zu  ermögli- 
chen, nämlich  um  das  Bahngeld  berechnen  und  das  gesetzlich  zu- 
tonge  Maximum  der  Fahrpreise  ermitteln  zu  können.  Nur  zu  die- 
sem Zwecke  wird  den  EisenbahngeseHschaften  die  Mittbeilung  ihrer 
Rechnungen  auferlegt,  und  dafür  erklärt  der  $.  34,  also  das  Gesetz 
selbst,  eine  jährliche  Rechnungslegung  für  genügend;  dem 
Handds-Ministeriun  wird  es  dabei  nur  überlassen,  die  Einrichtung 
dieser  jährliche»  Rechnung  vorzuschreiben.  Das  Gesetz  be- 
irenzt  also  ganz  genau  den  Umfang  der  den  Gesellschaften  oblie- 
gondet  Pflicht  der  Rechnungslegung,  und  wenn  es  ausserdem  noch 
zulässig  wäre,  diese  durch  das  Gesetz  selbst  erschöpfend  bestimmte 
und  reguürte  Pflicht  noch  durah  Rescript  zu  erweitern ,  so  müsste 
nun  billig,  fragen.;  warm»  enthält  das  Gesetz  überhaupt  solche,  in 
diesem  Falle  ganz  überflüssige  Dispositionen  über  die   Rechnungs- 
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legung?  Offenbar  ist  das  Gesetz  unnöthig,  wenn  es  nach  Be- 
lieben von  dem  Ministerium  modificirt  werden  kann! 

Ausserdem  will  der  §.  34  eine  genaue  Rechnungsführung; 
das  Verlangen  zur  Vorlegung  ungefährer  und  demnach  notwendi- 
ger Weise  ungenauer  Rechnungs-Notizen  widerstreitet  also  so- 
gar direct  den  Intentionen  des  Gesetzes.  (Vergl.  indessen  unten  $.150.) 

ABSCHNITT  V. 

Won  der  besondern  Verpflichtung  der  Eisen- 
balmcesellscbaften  zum  Ersätze  des  bei  der 
Belörderuug  auf  der   Bahn  verursachten 

Schadens. 

§.  118. 

Gegen  die  allgemein  gesetzliche  Regel,  dass  die  Eisenbahnge- 
sellschaften für  denjenigen  Schaden,  welcher  durch  sie  selbst  oder 
durch  ihre  Beamte  andern  Personen  zugefügt  wird,  nur  nach  den 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  haften ,  führt  der  $  25 
des  Eisenbahngesetzes  für  die  Beförderung  auf  der  Bahn  eine 
Besonderheit  ein.    Derselbe  lautet: 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Ersatz  verpflichtet  für  allen  Schaden,  welcher 
hei  der  Beförderung  auf  der  Bahn  an  den  auf  derselben  beförderten 
Personen  und  Gütern,  oder  auch  an  andern  Personen  und  deren  Sachen  entsteht, 
und  sie  kann  sich  von  dieser  Verpflichtung  nur  durch  den  Beweis  befrei 
dass  der  Schade  entweder  durch  die  eigene  Schuld  des  ßesdiädigUa  od 
durch  einen  unabwendbaren  äusseren  Zufall  bewirkt  worden  ist.  Die  g»> 
liehe  Natur  der  Unternehmung  selbst  ist  als  ein  solcher,  von  dem  Sehw*** 
ersatz  befreiender  Zufall  nicht  zu  betrachten. 

Damit  der  $.  25  (der  übrigens  darin  seine  Rechtfertigung  fin- 
det, dass  er  ein  besonderes  Interesse  auf  Seiten  der  Gesellschaften 
erzeugt,  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  zu  sorgen)  anwendbar 
sei,  ist  erforderlich,  dass  es  sich  von  einem  Schaden  handle,  der 
bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn  zugefügt  wurde.  Es 
muss  eine  Fortbewegung  auf  der  Bahn  eingetreten  sein,  einerlei 
übrigens,  ob  die  Beförderung  die  der  gewöhnlichen  Personen-  und 
Güterzüge  war  oder  nicht;  ist  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Schade 
entstanden  ,    so   ist    die  Gesellschaft    nur  dann  von  dem  Ersätze 
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befreit,  wenn  sie  den  speziellen  Nachweis  der  höhern  Gewalt  oder 
der  eigenen  Schuld  des  Beschädigten  liefert. 

Bei  einem  Eisenbahnunfall  ist  höhere  Gewalt  niemals  dann  an- 
zunehmen, wenn  die  Ursache  desselben  unbekannt  geblieben  ist, 
weil  der  Gesellschaft  gerade  der  Beweis  obliegt,  dass  der  Unfall 
trotz  der  aüersorgfältigsten  Vorkehrungen,  z.  B.  wegen  eines  nicht 
vorherzusehenden  Elementar-Ereignisses  nicht  abgewendet  werden 
konnte.  Diese  Haftbarkeit  erscheint  allerdings  hart;  indessen  ver- 
langt 4*  d«9  Interesse  des  öffentlichen  Wohls  gebieterisch,  dass 
(Jen  Gesellschaften  dem  Publikum  gegenüber  wegen  der  Gefahrlich- 
Uchkeit  des  Bisenbahntransports  eine  schwerere  Verantwortlichkeit 
auferlegt  werde,  als  sich  sonst  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen 
rechtfertigen  Hesse. 

Sobald  es  sich  jedoch  nicht  von  der  Beförderung  auf  der 
Bahn  handelt,  fällt  dieses  Interesse  weg,  und  zwar  findet  der  $.  25 
ausserhalb  der  Beförderung  keine  Anwendung  mehr,  gleichviel,  ob 
der  Snhadan  ausserhalb  des  Bahnkörpers  oder  auch  selbst  auf  dem- 
selben zugefügt  worden  ist.  Sobald'  nicht  befördert  wird,  fällt  die 
ratio  des  Gesetzes,  nämlich  die  Gefährlichkeit  weg.  Es  ist  aller- 
dings unbegreiflich,  dass  die  augenscheinliehe  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  jemals  verkannt  werden  konnte;  nichts  desto  weniger 
ist  einmal  den  Gerichten  die  Frage  zur  Entscheidung  vorgelegt 
worden,  ob  ein  Fuhrmann,  dessen  Pferd  sich  dadurch  beschädigte, 
daw  at  in  den  Schienen  auf  einem  Wegeftbergange  stecken  blieb, 
auf  Grand  des  $  25  Schadenersatz  verlangen  könne.  Die  Frage 
wurde  sogar  bis  an  das  Obertribunal  gebracht,  welches  sie  natürlich 
verneinte. 

Bme  andere  wichtige  Schranke  findet  der  $.  25  in  dem 
Satze,  dass  auf  Grund  desselben  die  Gesellschaft  nur  zum  Er- 
sätze des  zugefügten  (allerdings  unmittelbaren  und  mittelbaren)  Scha- 
dens, niemals  jedoch  zum  Ersätze  des  etwa  entgangenen  Gewin- 
nes verurtheiit  werden  kann.  Das  allgemeine  Landrecht  unterscheidet 
den,,  Schaden"  von  der  „vollständigen  Genugthuung,"  welche  letztere 
weh  noch  den  entgangenen  Gewinn  umfasst,  und  das  Rheinische 
Citilgesetzbuch  hat  dieselbe  Unterscheidung,  indem  es  nicht  für 
den  Sehaden  (dommage),  wohl    aber   für  die  in    contraetlichen 
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Verhältnissen  beim  Verzöge  zu  leistenden  dommages  et  inter6ti 
die  Verfügung  enthält,  dass  dazu  auch  der  entgangen«  Gewinn  ge 
hören  soll. 

Wenn  so  eben  gesagt  worden  ist,  auf  Grund  des  $.  21 
könne  der  Ersatz  des  entgangenen  Gewinnes  von  der  Eisenbahn* 
gesellschaft  nicht  verlangt  werden,  so  steht  doch  nichts  im  Wege 
dass  eintretenden  Falles  auf  Grand  -einer  an  dem  gesetzlicher 
Bestimmung  auch  der  Ersalz  des  entgangenen  Gewinnes  verlang 
werde.  So  z.  B.  legt  &  10  Theil  I  Tit.  6  des  Allgemeinen  Land 
rechts  Demjenigen,  welcher  einen  Andern  aus  Vorsatz  oder  groben 
Versehen  beleidigt  (d.  h.  beschädigt },  die  Pflicht  auf,  vollständige 
Genugthnung  zu  gewähren,  wozu  auch  der  entgangene  Gewinn  ge- 
hört; es  versteht  sich  nun  von  selbst,  dass  die  Folgen  eines  gro- 
ben Versehens  auch  gegen  die  Eisenbahngesetlschaft  geltend  ge- 
macht werden  können;  doch  steht  dann  dem  Kläger  nicht  die  Prä- 
sumtion aus  dem  $.  26  zur  Seite,  sondern  er  muss  seiner  Seils 
das  behauptete  grobe  Versehen  beweisen« 

$.119. 

Die  im  vorigen  Paragraphen  ausgesprochenen  Sitze,  dass 
die  Anwendbarkeit  des  §.  25  sich  nicht  auf  den  Fall  beschrankt 
wo  Personen-  und  Güterzüge  sich  gerade  in  Thätigkeit  befinden, 
und  dass  die  Gesellschaft  nicht  zum  Ersatz  des  entgangenen  Ge- 
winnes (lue  rum  ce ss ans),  sondern  nur  des  wirklichen  Scha- 
dens (datnnum  emergens}  verpflichtet  sei,  haben  durch  eine 
Entscheidung  des  Obertribunals  ihre  Billigung  gefunden  (cf  Ent- 
scheidungen des  Geh.  Obertribunals  Band  28  Nro  33  pag.  270). 
In  diesem  Falle  war  der  Kläger  über  die  üngesperrte  Bahn  ge- 
fahren und  von  einer  einzelnen  Lokomotive  gefasst  und  beschä- 
digt worden.  Der  Richter  erster  Instanz  verurtheilte  die  betref- 
fende Eisenbahnverwattung,  dem  Kläger  den  durch  jene  Beschä- 
digung erwachsenen  sowohl  unmittelbaren  als  mittelbaren  Schaden 
zu  ersetzen,  wies  ihn  dagegen  mit  seinem  Ansprach  auf 
Zuerkennung  des  entgangenen  Gewinnes  ab.  Der  Appellaüonsrich- 
ter  änderte  dies  Erkenntniss  in  sofern  ab,  als  er  die  verklagte 
Eisenbahnverwaltung  verurtheilte,  dem  Kläger  vollständige  Genug- 
thuung  zu  geben,   d.    h.    ausser  dem  unmittelbaren  und  mittel- 
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baren  Schaden  auch  noch  den  näher  zu  liqtiidirenden  etwa  ent- 
gangenen Gewinn  zu  ersetzen.  Das  Obertribunal  stellte  durch  sein 
Urtheil  vom  24.  April  1854  das  erstrichterliche  Erkenntnis»  wie- 
der her  unter  der  nachstehenden  Mptivirung: 

„Die  Klage  ist  auf  den  §.  25  des  Gesetzes  vom  3.  Novem- 
ber 1838  gestützt,  und  die  beiden'  Vorrichter  haben  denselben 
ihren  Entscheidungen  hauptsächlich  zum  Grunde  gelegt.  In  sofern 
muss  ihnen  auch  beigepflichtet  werden,  und  die  Eisenbahnverwal- 
tung fasst  den  Begriff  des  Schadens,  welcher  bei  der 
Beförderung  auf  der  Bahn  entsteh),  zu  enge  auf,  wenn 
„sie  den  gedachten  $.  25  auf  Beschädigungen  beschrankt,  die 
„sich  ereignen,  wenn  die  gewöhnlichen  Personen-  oder  Güterzüge 
„sich  in  Bewegung  befinden.  Bin  derartiger  Transport  hat  zu 
„der  angegebenen  Zeit  allerdings  nicht  Statt  gefunden,  namentlich 
„waltet  darüber  kein  Streit  ob,  dass  die  betreffende  Lokomotive 
„einen  Zug  nicht  fortgeschafft  hat;  dennoch  fand  damals  eine 
„Beförderung  auf  der  Bahn  in  der  That  Statt;  die  erwähnte  Lo- 
komotive ist  wirklich  hin  und  her  gefahren  und  #  .  .  damals 
»als  Reservemaschine  zum  Wassereinnehmen  in  Bewegung  ge- 
wesen. Dies  genügt  offenbar,  um  die  Anwendbarkeit  des  §.  25 
„zu  rechtfertigen.  Der  letztere  verpflichtet  die  Gesellschaft  all- 
gemein zum  Ersatz  für  allen  Sehaden,  welcher  bei  der  Beför- 
derung auf  der  Bahn  entsteht ;  von  Personen-  oder  Güter- 
zügen, freilich  der  gewöhnlichen  Art  der  Beförderung  auf 
»Eisenbahnen,  ist  dabei  nicht  besonders  die  Rede,  und  es  kann 
„daher  bei  der  Frage,  ob  der  §.  25  maassgebend  sei  oder 
»nicht?  auf  den  specialen  Zweck  der  jedesmaligen  Beförderung 
„nicht  ankommen;  in  Beziehung  auf  die  obige  Frage  macht  es 
„keinen  Unterschied,  dass  die  Lokomotive  nur  zum  innern  Dienste 
„benutzt  und  speciell  zum  Wasser-Einnehmen  in  Bewegung  ge- 
wesen ist.  Gerade  durch  diese  Bewegung  der  Lokomotive  un- 
terscheidet sich  der  vorliegende  Fall  von  dem  am  7.  Juli  hier 
„entschiedenen  Process  des  Fuhrmanns  M.  wider  die  Magdeburg- 
„Leipziger  Eisenbahngesellschan;  dort  hatte  sich  das  Pferd  des 
„Klägers  bei  der  Ueberfahrt  über  den  Bahnkörper  an  der  Schienen- 
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„läge  beschädigt,  ohne  dass  -  gleichzeitig   irgend    eine    Befahrung 
„auf  der  betreffenden  Bahndlrecke  Statt  gefuaden  halte. 

„Erscheint  der  $  25  für  4en  gegenwärtigen  Fall  aber  maas$- 
„gebend,  so  erledigt  sioh  damit  augleich  der  Einwand  der  Beklag- 
en, ihre  Ersaizverbindlichkeit  sei  nur  eine  subsidiäre,  und  der 
„Kläger  müsse  sich  zunickst  an  den  Lokomotivführer  halten,  sofern 
„demselben  bei  dein  Unfälle  ein  vertretbares  Versehen  zur  Last  bl- 
„len  möchte.  * 


„Ist  die  Norm  für  die  Entscheidung  des  vorliegenden  Reoht- 
„slreits  in  dem  £;  25  als  dem  massgebenden  Specialgesetze  zu 
„finden,  so  ist  die  Gesellschaft  auch  nur  verpflichtet,  dem  Kläger 
„allen  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  ihm  durch,  den  Zusammen- 
„stoss  der  Lokomotive  mit  seinem  Fuhrwerk  entstanden  ist  und 
„noch  entstehen  wirdu  Der  Appellationsriehter  geht  zu  weit,  weM 
„er  diese  Ersatz  Verbindlichkeit  4er  Beklagten  auch  auf  den  dem 
„Klager  etwa  entgangenen  Qewinn  ausdehnt,  qnd  in  soweit 
„war  daher  der  Kläger,  wie  es  in .  erster  Instanz  geschehen,  mit 
^seiner  desfattsigen  -  Mehrforderong  abzuweism,  Die  Frage»  was 
#«nter  dem  Ansdroök:  ^alle*  Schaden«,  zu  dti&sen  Ersatz  der  $. 
„25  die  Gesellschaft  flir  verpflichtet  erklärt,  zu  verstehen?  muss 
„nach  den  BegrifterkJärungen  in  den  §§  1  ff.  Theil  I  Tit.  6  des 
„Allgemeinen  Ltmdrechts  beantwortet  werden.  Darnach  heisst 
„Schade  jede  Verschlimmerung  des  Zustandes  eines  Men^hen  in 
„Ansehung  seines  Körpers,  seiner  Freiheit  oder  Ehre  oder  seines 
„Vermögens.  Wird  ein  solcher  Nechtheil  diroh  eine  Handlung 
„t>der  Unterlassung  unmittelbar  und  zunächst  bewirkt,  so  wird  der 
„Schade  selbst  ein  unmittelbarer  genannt;  entsteht  der 
^Nachfbeit  zwar  aus  der  Handlung  oder  Untertossuag,  jedoch  nur  in 
„Verbindung  derselben  mit  einem  andern  von  ihr  verschiede* 
„nen  Ereignisse,  so  ist  ein  mittelbarer  Schaden  vorhanden. 
„V ort  heile  dagegen,  die  Jemand  erlangt  haben  würde,  wann  eine 
„gewisse  Handlang  oder  Untertassang  nicht  vorgefallen  wäre,  werden 
ftfcum  entgangenen  Gewinn  gerechnet.  Der  Schade  setzt  daher 
„stets  erlittene  Nach  theil  e    voraus,   während  der   Gesetzgeber 
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«unter  entgangenem  Gewinn  zu  erwartende  aber  nicht  er- 
langte Vertheile  versteht;  dass  aber  der  Ausdruck,  Schade*  selbst 
„in  seiner  weitesten  Ausdehnung  den  entgangenen  Gewinn  nicht 
„unter  sich  begreift ,  beweiset  deutlich  der  §.  7  a.  a.  Orte : 
„Zu  einer  vollständigen  Genugtuung  gehört  der  ganze  Ersatz  des 
„gesammten  Schadens  und  des  entgangenen  Gewinnes.  —  Der  ge- 
„sftmmie  Schaden  und  der  entgangene  Gewinn  werden  hier  aus- 
drücklich als  etwas  Verschiedenartiges  neben  einander  aufgeführt 
„und  unter  einem  dritten  höheren  Gattungsbegriffe,  der  vollständi- 
gen Genugtuung,  die  in  der  Vertragslehre  alsganzeslntcresse 
„(§.  285—287  Theil  I  Tit.  5  des  Allgemeinen  Landrechts)  be- 
zeichnet wird,  zusammengefasst." 

§.     120. 

Die  Frage,  ob  der  §.  25  des  Eisenbahngeseizes  auch  gegen 
den  Staat  als  Eigenthümer  von  Eisenbahnen  geltend  gemacht 
werden  könne,  ist  unsers  Wissens  noch  nicht  zur  Sprache  gekommen. 

Für  die  Bejahung  lässt  sich  Folgendes  sagen:  Das  Gesetz 
vom  3.  November  1838  trägt  die  Ueberschrift  „Gesetz  über  die 
Eisen  bahn- Unternehmungen",  und  wenn  es  auch  in  seinem  ganzen 
Content  mir  Eisenbahngesellschaften  im  Auge  hat,  auch  im  §.  25 
nur  von  der  Entschädigungsverbindlichkeit  der  „Gesellschaft"  han- 
delt, so  hat  dies  lediglich  seinen  Grund  darin,  dass  man  im  Jahre 
1838  noch  nicht  an  Staatsbahnen  dachte,  sondern  vielmehr  von 
der  Voraussetzung  ausging,  es  würden  alle  Bahnen  von  Gesell- 
schaften gebaut  und  betrieben  werden.  Da  der  §.  25  den  Zweck 
hat,  dem  Publikum  gerade  wegen  der  Gefährlichkeit  des  Transports 
gegen  die  Eisenbahn- Verwaltungen  überhaupt  erweiterte  Entschä- 
digungsansprüche zu  geben,  so  kann  es  auch  nicht  darauf  ankom- 
men, wer  der  Eigenthümer  der  Bahn  ist,  ob  der  Staatsfiskus  oder 
eine  Gesellschaft,  indem  in  Beziehung  auf  die  Entschädigungsver- 
bindlichkeit des  §.  25,  dem  Publikum  gegenüber  auch  bei  dem 
Staate  immer  nur  Vermögensrechte,  nicht  aber  Staatshoheitsrechte 
in  Frage  stehen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Staat,  in- 
dem er  eine  Eisenbahn  für  eigene  Rechnung  baut  und  exploitirt, 
ebenso  ein  gewerbliches  Unternehmen  betreibt,  wie  eine   Gesell- 
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scbaft  von  Aclionären;  er  hat  also  in  Bezug  auf  Vermögensrechte 
dem  Publikum  gegenüber  ganz  dieselben  Pflichten,  wie  sie  auch 
der  gewerbtreibenden  Gesellschaft  obliegen;  ebenso  wie  er  z.  B. 
beim  Waarentransport  einem  Frachtführer  gleich  steht  und  dem 
Absender  und  Empfänger  gegenüber  denselben  eivilreefatlichen  Be- 
stimmungen unterliegt,  denen  auch  die  Eisenbahngeseilschaft  unter- 
worfen ist,  ebenso  gilt  gegen  ihn  die  civilrechtliche  Bestimmung 
des  §.  25  in  gleicher  Weise.  Unzweifelhaft  war  dieser  Paragraph 
für  den  generellen  Begriff  „Eisenbahn*  von  dem  Gesetzgeber  ein- 
geführt, und  wenn  sich  spater  dieser  generelle  Begriff  in  mehrere 
Unterarten  zersplittert  hat,  so  gilt  für  alte  einzelne  Unterarten  das- 
jenige, was  für  das  Genus  als  Gesetz  io's  Leben  getreten  ist 

Für  die  negative  Beantwortung  der  Frage  würde  man  sich 
allerdings  darauf  berufen  können:  der  §  25  sei  eine  singulare 
Rechtsnorm,  welche  eine  Ausnahme  von  den  nach  dem  allge- 
meinen Rechte  geltenden  Regeln  darstelle  und  daher  stricte  interpre- 
tirt  werden  müsse;  da  er  also  nur  für  Eisenbahngesellschaf- 
ten jene  ausserordentliche  Haftbarkeit  einführe,  so  könne  man 
diese  Ausnahme  nicht  auf  eine  andere  Person  ausdehnen,  bloss 
weil  dieselbe  ebenfalls  Eisenbahnen  besitze;  auch  sei  das  Bedflrf- 
niss  nach  einer  ausserordentlichen  Haftbarkeit  bei  dem  Staate  nicht 
so  gross,  als  bei  einer  Privatgesellschaft,  weil  ersterer  schon  da- 
durch, dass  er  den  Betrieb  durch  seine  Beamten  vornehmen  lasse, 
eine  grössere  Garantie  darbiete. 

Wir  glauben,  dass  die  aufgeworfene  Frage  bejahend  beant- 
wortet werden  muss;  auf  die  veränderte  Persönlichkeit,  welcher 
das  Eigenthum  der  Eisenbahn  zusteht,  scheint  es  weniger  anzu- 
kommen, weil  man  auch  wohl  schwerlich  bezweifeln  könnte,  dass 
der  §.  25  einem  einzelnen  Unternehmer  einer  Eisenbahn 
(wenn  ein  solcher  existirte)  gegenüber  Anwendung  fände,  und 
weil  das  Vertrauen,  weiches  der  Staat  für  seine  Beamten  in  An- 
spruch nehmen  mag,  keinen  Rechtsgrund  darstellt,  aus  welchem 
das  Publikum  auf  eine  ihm  durch  das  Gesetz  gegebene  besondere 
Garantie  verzichten  müsste. 

Dass  der  $.  25  denjenigen  Eisenbahngesellschaften  gegenüber, 
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weiche  den  Betrieb  der  Bahn  der  Slaatsregierung  übertragen 
haben,  Anwendung  finde,  kann  nicht  dem  geringsten  Zweifel  un- 
terliegen. 

Die  besondere  Bedeutung,  welche  der  besprochene  Paragraph 
fär  den  Personen-  und  Waarentran&pört  hat,  werden  wir 
im  Capitel  XI.  bebandeln. 


CAPITEL  VII. 

Von  den  auf  Eisenbahnen  bezüglichen 
Strafgesetzen. 


S*    121- 


A.  Eisenbahn-Verbrechen  und  Vergehen. 

Die  früheren  diesen  Gegenstand  regelnden  Gesetze  vom  30. 
November  1840  (Gesetz-Samml.  1841,  pag.  9)  und  vom  15.  Juni 
1849  (Gesetz-Samml.  1849,  pag.  217)  sind  durch  die  Bestimmun- 
gen des  Sträf-Gesetzbuches  für  die  Preussischen  Staaten  beseitigt 
worden.  Ebenso  besteht  das  Gesetz  vom  12.  Febr.  1850  nicht  mehr, 
nach  welchem  jede  nicht  von  einem  Einzelrichter  ausgehende  Ver- 
urteilung wegen  vorsätzlicher  Beschädigung  von  Eisenbahnen  oder 
Telegraphen-Anstalten  von  Rechtswegen  die  Stellung  unter  Polizei- 
Aufsicht  nach  verbüsster  Freiheitsstrafe  für  die  Dauer  derselben, 
jedoch  mindestens  für  die  Dauer  eines  Jahres  nach  sich  zog. 

Die  in  Betracht  kommenden  Paragraphen  des  Sträf-Gesetzbu- 
ches sind  folgende : 

§.  283.  Wer  vorsätzlich  ein  Gebäude,  ein  Schiff,  eine  Brücke,  einen 
Damm,  eine  gebaute  Strasse,  eine  Eisenbahn  oder  ein  sonstiges  Bauwerk, 
welche  fremdes  Eigenthum  sind,  ganz  oder  theilweise  zerstört,  soll  mit  Gefäng- 
niss  nicht  unter  zwei  Monaten  bestraft  werden. 

§.  284.  Wenn  sich  mehrere  Personen  zusammenrotten  und  bewegliehe 
oder  unbewegliche  Sachen  eines  Andern   plündern,   verwüsten  oder  zerstören, 
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so  werden  dieselben  mit  Zuchthaus  bis  zu  15  Jahren  bestraft;    zugleich  kann 
auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt  werden. 

§.  285*  Wegen  Brandstiftung  wird  mit  zehnjähriger  bis  lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe ,  und  wenn  durch  den  Brand  ein  Mensch  das  Leben  verloren 
bat,  mit  dem  Tode  bestraft: 

1)  wer  vorsätzlich  ein  Gebäude,  ein  Schiff  oder  eine  Hütte,  welche  zur 
Wohnung  von  Menschen  dienen,  ......  in  Brand  setzt ; 

2)  wer  vorsätzlich  ein  Gebäude,  ein  Schiff  oder  eine  Hütte,  welche  zeit- 
weise zum  Aufenthalt  von  Menschen  dienen,  zu  einer  Zeit  in  Brand 
setzt,  in  welcher  Menschen  darin  sich  aufzuhalten  pflegen; 

3)  wer  vorsätzlich  Eisenbahnwagen,  Bergwerke  oder  andere  zum 
Aufenthalt  von  Menschen  zeitweise  dienende  Räumlichkeiten  zu  einer 
Zeit  in  Brand  setzt,  zu  welcher  sich  Menschen  darin  aufzuhalten  pflegen. 

§.  288.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  einen  Brand  der  in  dem  §.  285  .  .  . 
erwähnten  Art  verursacht,  wird  mit  Gefängnis s  bis  zu  6  Monaten,  und  wenn 
durch  den  Brand  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hat,  mit  Gefängniss  von 
zwei  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

§.  294.  Wer  vorsätzlich  an  Eisenbahn- Anlagen ,  deren  Transportmitteln 
oder  anderm  Zubehör  solche  Beschädigungen  verübt ,  oder  auf  4er  Fahrbahn 
durch  Aufstellen,  Hinlegen  oder  Hinwerfen  von  Gegenständen,  oder  durch  Ver- 
lockung von  Schienen  oder  auf  andere  Weise  solche  Hindernisse  bereitet,  dass 
dadurch  der  Transport  auf  der  Bahn  in  Gefahr  gesetzt  wird,  hat  Zuchthaus 
bii  zu  zehn  Jahren  verwirkt 

Hat  die  Handlung  die  schwere  Körperverletzung  eines  Menschen  (§«  103)*) 
zur  Folge  gehabt ,  so  tritt  Zuchthausstrafe  von  zehn  bis  zu  zwanzig  Jahren,. 
and  hat  in  Folge  der  Handlung  ein  Mensch  das  Leben  verloren ,  die  Todes- 
strafe ein. 

§.  295.  Wer  fahrlässiger  Weise  durch  Handlungen  der  im  §.  294  be- 
zeichneten Art  den  Transport  auf  einer  Eisenbahn  in  Gefahr    setzt,  wird  mit 


*)  Nach  dem  §.  193  des  Straf-Gesetzbuches  wurde  eine  schwere  Körperver- 
letzung dann  angenommen  und  mit  Zuchthaus  bis  zu  fünfzehn  Jahren  be- 
straft, wenn  sie  eine  Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  von  längerer  als 
zwanzigtägiger  Dauer  zur  Folge  gehabt '  hatte,  oder  wenn  der  Verletzte 
verstümmelt,  oder  der  Sprache,  des  Gesichts,  des  Gehörs  oder  der  Zeu- 
gungsfähigkeit beraubt  oder  in  eine  Geisteskrankheit  versetzt  worden  war.* 
—  Das  Gesetz  vom  14.  April  1856  hat  dieses  gemildert  und  nur  dann 
eine  mit  Zuchthaus  bis  zu  fünfzehn  Jahren  zu  strafende  schwere  Körper- 
letzung  angenommen:  „wenn  der  Verletzte  verstümmelt,  oder  der  Sprache, 
des  Gesichts,  des  Gehörs  oder  der  Zeugungsfähigkeit  beraubt  oder  in 
eine  Geisteskrankheit  versetzt  worden";  zugleich  bestimmt  Art.  II  des 
erwähnten  Gesetzes,  dass  der  neue  §.  193  allein  maassgebend  sein  soll, 
wo  sieh  im  StrsJ-Gesetzbuch  eine  Hinweisung  auf  denselben  rindet. 
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Gefängniss  bis  zu  einem  Jahre ,    und    wenn    dadurch   ein  Mensch   das  Leben 
verloren  hat,  mit  Gefängniss  von  zwei  Monaten  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 

Eine  gleiche  Strafe  haben  die  zur  Leitung  der  Eisenbahnfahrten  und  zur 
Aufsicht  über  die  Bahn  und  den  Transportbetrieb  angestellten  Personen  (Ei- 
senbahnbeamten) verwirkt,  wenn  sie  durch  Vernachlässigung  der  ihnen  oblie- 
genden Pflichten  einen  Transport  in  Gefahr  setzen. 

§.  296«  Wer  gegen  eine  Telegraphen- Anstalt  des  Staats  oder  einer  Ei- 
senbahngesellschaft vorsätzlich  Handlungen  verübt,  welche  die  Benutzung  ^die- 
ser Anstalt  zu  ihren  Zwecken  verhindern  oder  stören,  wird  mit  Gefängniss 
von  drei  Monaten  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 

Handlungen  dieser  Art  sind  insbesondere :  die  Wegnahme ,  Zerstörung 
oder  Beschädigung  der  Drahtleitung,  der  Apparate  und  sonstigen  Zubchönm- 
gen  der  Telegraphen- Anlagen ,  die  Verbindung  fremdartiger  Gegenstände  mit 
der  Drahtleitung ,  die  Fälschung  der  durch  den  Telegraphen  gegebenen  Zei- 
chen, die  Verhinderung  der  Wiederherstellung  einer  zerstörten  oder  bescniibg- 
ten  Telegraphen- Anlage,  die  Verhinderung  der  bei  der  Telegraphen-Anlage  an- 
gestellten Personen  in  ihrem  Dienstberufe. 

§♦  297.  Ist  in  Folge  der  vorsätzlich  verhinderten  oder  gestörten  Be- 
nutzung der  Telegraphen-Anstalten  ein  Mensch  am  Körper  oder  an  der  Ge- 
sundheit beschädigt  worden ,  so  trifft  den  Schuldigen '  Zuchthaus  bis  zu  zehn 
Jahren,  und  wenn  ein  Mensch  das  Leben  verloren  hat,  Zuchthaus  von  zehn 
bis  zu  zwanzig  Jahren. 

§.  298.  Wer  gegen  eine  Telegraphen- Anstalt  des  Staates  oder  einer 
Eisenbahngesellschaft  fahrlässiger  Weise  Handlungen  verebt ,  welche  die  Be- 
nutzung dieser  Anstalt  zu  ihrem  Zwecke  verhindern  oder  stören,  wird  mit  Ge- 
fängniss bis  zu  sechs  Monaten,  und  wenn  dadurch  ein  Mensch  das  Leben  ver- 
loren hat,  mit  Gefängniss  von  zwei  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

Eine  gleiche  Strafe  haben  die  zur  Beaufsichtigung  und  Bedienung  der 
Telegraphen-Anstalten  und  ihrer  ZubehÖrungen  angestellten  Personen  (Tele- 
graphenbeamten) verwirkt,  wenn  sie  durch  Vernachlässigung  der  ihnen  oblie- 
genden Pflichten  die  Benutzung  der  Anstalt  verhindern  oder  stören. 

§.  299.  Eisenbahnbeamte  und  Telegraphenbeamte,  welche'  wegen  eines 
der  in  den  §§.  294  bis  298  bezeichneten  Verbrechen  oder  Vergehen  vernr- 
theilt  werden,  sollen  zugleich  zu  einer  Beschäftigung  im  Eisenbahn-  und  Te- 
legraphendienste für  unfähig  erklärt  werden. 

§.  300»  Die  Vorsteher  einer  Eisenbahngesellschaft,  so  wie  die  Vorste- 
her der  Telegraphen-Anstalt,  welche  die  Entfernung  de»  verurtheilten  Beaflrte* 
nach  der  Mittheilung  des  rechtskräftigen  Erkenntnisses  nicht  sogleich  bewir- 
ken ,  sollen  mit  einer  Geldbusse  von  zehn  bis  zu  Einhundert  Thalern  oder 
mit  einer  Gefängnissstrafe  bis  zu  drei  Monaten  bestraft  werden. 

Gleiche  Strafe  trifft  den  für  unfähig  erklärten  Eisenbahn-  oder  tele- 
graphenbeamten,  wenn  er  sich"  nachher  bei  einer  Eisenbahn  oder  Telegraph«»* 
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Anstalt  wieder  anstellen  lässt,  so  wie  diejenigen,  welche  ihn  wieder  angestellt 
haben,  obwohl  denselben  die  Unfähigkeitserklärung  bekannt  war. 

Der  $.  305  des  Straf-Gesetzbuches  enthält  überdies  die  Be- 
stimmung, dass  gegen  diejenigen ,  welche  wegen  eines  der  in  den 
vorstehend  abgedruckten  Paragraphen  285,  294  und  297  bezeich- 
neten Verbrechen  zu  zeitiger  Zuchthausstrafe  verurlheilt  werden, 
zugleich  auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt  werden  kann. — 
Nach  den  §.  26  und  ff.  des  Straf-Gesetzbuches  soll  die  Stel- 
lung unter  Polizeiaufsicht  auf  die  Dauer  von  einem  bis  zu  zehn 
Jahren  erkannt  werden;  ihre  Dauer  ist  von  dem  Tage  an  zu  be- 
rechnen, an  welchem  die  Freiheitsstrafe  verbüsst  ist;  sie  hat  die 
Wirkung,  dass  dem  Yerurtheilten  der  Aufenthalt  an  einzelnen  be- 
stimmten Orten  (d.  h.  Städten  oder  Ortschaften,  nicht:  einzelnen 
LocaJen)  von  der  Landes-Polizeibehörde  untersagt  Werden  kann, 
and  dass  Haussuchungen  hinsichtlich  der  Zeit,  zu  welcher  sie  statt- 
finden dürfen,  keiner  Beschränkung  unterliegen.  Ist  derjenige,  ge- 
gen welchen  die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  zu  erkennen  sein 
würde,  ein  Ausländer,  so  soll  nach  §.  29  des  Straf-Gesetzbuches 
gegen  denselben  auf  Landesverweisung  erkannt  werden. 

Eine  besondere  Strafbestimmung  existirt  noch  hinsichtlich  des 
Diebstahls  von  Reisegepäck  und  transportirten  Gegenständen,  also 
von  Frachtgütern  überhaupt.    Der  §.  218  verfügt  nämlich 

Zuchthausstrafe  bis  zn  zehn  Jahren  nnd  Stellung  unter  Polizeiaufsicht 
tritt  in  folgenden  Fällen  ein : 

4)  wenn  auf einer  Eisenbahn oder  auf  einem  Eisen- 
bahnhefe eine  zum  Reisegepäck  oder  zu  andern  Gegenständen  des  Transports 
gehörende  Sache  mittels  Abschneidcns  oder  Ablösens  der  Befestigtmgs-  oder 
Verwahrungsmittel  oder  durch  Anwendung   falscher  Schlüssel   gestohlen  wird. 


Wird  festgestellt ,  dass  mildernde  Umstände  vorhanden  sind ,  so  ist  auf 
Geftngniss  nicht  unter  sechs  Monaten ,  so  wie  auf  zeitige  Untersagung  der 
Awttmng  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  zu  erkennen. 

§.  122. 

B.  Einfache  Uebertretnngen  (Contraventionen). 
Hierhin  gehören  zunächst  sämmtliche  in  den  Babnpolizei-Re- 
glenents  der  einzelnen  Eisenbahnen  enthaltenen  mit  Strafe  bedroh- 
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ten  Handlungen ,  wobei  zu  bemerken  ist ,  dass  die  Strafe  kete 
Reglements  die  Grenzen  einer  einfachen  Polizeistrafe  (50  Tt 
Geldbusse  oder  sechswöchentliches  Gefängniss)  überschreiten  ds 
Ferner  gehören  hierhin  alle  in  dem  vorigen  Capitel  im  zw« 
ten  Abschnitt  abgedruckten  allgemeineren  polizeilichen  Verordne 
gen,  so  weit  sie  eine  Strafandrohung  enthalten,  wie  z.  B.  die; 
die  Versendung  von  chemischen  Präparaten,  von  Streichzündei 
von  Phosphor,  auf  die  Entfernung  der  Gebäude  und  lagernden  1 
terialien  von  der  Bahn  —  bezüglichen  polizeilichen  Vorschrift* 
ebenso  sind  hierhin  zu  rechnen  alle  polizeilichen  Anordnungen  i 
Strafandrohung,  welche  sich  nur  auf  eine  bestimmte  Gemeinde  o< 
auf  einen  einzelnen  Regierungsbezirk  beziehen  und  von  den  Or 
Polizeibehörden,  Regierungen  respective  Ministerien  innerhalb  ihi 
verfassungsmässigen  Competenz  mit  Beziehung  auf  das  Eisenbai 
wesen  erlassen  respective  gebilligt  werden,  indem  das  Slraf-Gese 
buch  keine  einzige  auf  das  Eisenbahnwesen  bezügliche  Ueberti 
tung  unter  Androhung  von  Strafe  speciell  auffuhrt. 


CAPITELVIIL 

V«  dem  Verhältniss  der  Elsenbahngesell- 
schaflen  zur  PostverwaUnng. 

Eisenb&tar&egets  vom  3.  November  1838:     ' 

$.  36.  Die  ans  dem  Postregal  entspringenden  Vorrechte  des  Staats,  an 
festgesetzten  Tagen  nnd  zwischen  bestimmten'  Orten  Personen  und  Sachen  zu 
befördern,  gehen,  so  weit  es  für  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  nöthig  ist,  die 
in  jenem  Regal  enthaltene  Ausschliessung  des  Privat-Gewerbes  aufzugeben, 
uf  dieselben  über ,  wobei  der  Postverwaltung  die  Berechtigung  vorbehalten 
Ueftt»  die  Bisenbahnen  zur  Beförderung  von  postmassigen  Versendungen  unter 
fen  nachfolgenden  näheren  Bestimmungen  zu  benutzen : 

1)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  ihren  Betrieb,  so  weit  die  Natur  des- 
selben es  gestattet,  in  die  nothwendige  Ueberemsthnnmng  mit  den  Bedürfnissen 
fa  Po8t?erwahnng  zu  bringen. 

2)  Sie  übernimmt  den  unentgeltlichen  Transport  der  Briefe,  Gelder  und 
*Hw  andern  dem  Postzwange  unterworfenen  Güter. 

3)  Sie  übernimmt  femer  den  unentgeltlichen  Transport  derjenigen  Post- 
"gen ,  welche  nöthig  sein  werden ,  um  die  der  Post  anvertrauten  Güter  zu 
kftrdern. 

4)  Findet  es  die  Postverwaltung  nöthig,  der  Gesellschaft  Beisende  zur 
Beförderung  zu  überweisen,  so  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  dieselben  vor- 
zBgtweise  vor  andern  Personen  auf  derjenigen  Classe  von  Bahnwagen,  die  dazu 
**  der  Post  für  immer  bestimmt  werden  sollen,  gegen  Entrichtung  des  ge- 
wöhnlichen Personengeldes  dieser  Wagen,  zu  befördern. 
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5)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet*  die  mit  Postfreipässen  versehenen  I 
sonen  unentgeltlich  zn  befördern,  vorausgesetzt,  dass  diese  nur  einen  Theil 
rer  Reise  auf'  der  Eisenbahn,  einen  andern  Theil  aber  mit  gewöhnlichem  F 
fuhrwerk  zurücklegen. 

6)  Wird  der  regelmässige  Postbetrieb  auf  einer  Eisenbahn  dergestalt  du 
die  Schuld"  der  Gesellschaft  unterbrochen ,   dass   die    Postverwaltung  ihren 
trieb  einstweilen  durch  andere  Anstalten  zu  besorgen  genöthigt  wird,  so  ist 
Gesellschaft  zum  Ersatz  des  hierdurch  veranlassten  Kostenaufwandes  verpflicb 

Die  Eingangsbestimmungen  des  §.  36  lassen  es  zweifelhaft, 
wie  weit  das  Reeht,  Personen  und  Sachen  zu  befördern,  den! 
senbahngesellscbaflen  auf  Preussischem  Gebiete  zusteht,  indem  i 
gesagt  wird,  das  Recht  werde  in  so  w$it  verliehen ,  als  es  f 
den  Eisenbahnbetrieb  nöthig  sei.  So  viel  ist  indessen  kl 
dass  die  Eisenbahngesellschaften  kein  Privilegium  der  ausschlies 
liehen  Beförderung  für  sich  in  Anspruch  nehmen  können,  w 
ihnen  nur  ein  Recht  zur  Beförderung  überhaupt  gegeben  wi 
Dieses  Recht  aber  muss  ihnen  im  ausgedehntesten  Umfange  zuerkar 
werden  mit  der  einzigen  Beschränkung,  dass  diejenigen  Gege 
stände,  welche  das  Gesetz  ausdrücklich  als  postzwangspflic 
tig  bezeichnet,  nicht  transportirt  werden  dürfen. 

In  dieser  Beziehung  verfägt  das  Gesetz  über  das  Postw« 
vom  5.  Juni  1852: 

§.  5.  Dem  Postzwänge  sind  unterworfen  und  dürfen  daher  aussebto 
lieh  nur  durch  die  Post  versendet  werden:  . 

1)  alle  versiegelte,  zugenähte  oder  sonst  verschlossene  Briefe: 

2)  alle  nach  dem  Gesetz  vom  2.  Juni  1852  einer  Stempelsteuer  rat 
liegende  Zeitungen  und  Anzeigeblätter ; 

3)  Gemünztes  Geld  und  Papiergeld ,  ungemünztes  Gold  und  Silber , « 
welert  und  Pretiosen,  ohne  Unterschied  des  Gewichts; 

4)  alle  Packete  bis  zum  Gewicht  von  20  Pfund  einschliesslich,  je* 
mit  Ausnahme  solcher  Sachen ,  welche  die  Posten  reglementsm&ssig  anxw 
men  nicht  verpflichtet  sind. 

Die  Postzwangspflichtigkeit  einer  Sendung  wird  dadurch-  nicht  ansgescbl 
sen ,  dass  mehrere  Packete  von  postzwangspflichtigem  Gewichte  unter  Eh 
Adresse  aufgegeben  werden  y  oder  dass  mehrere  an  verschiedene  Empftni 
oder  von  verschiedenen  Versendern  an  Einen  Empfänger  bestimmte  Packete  v 
postzwangspflichtigem  Gewichte  in  ein  Gebinde  zusammengepackt,  oder  d< 
Gegenstande  der  Sendung  andere  Gegenstände  lediglich  zu  dem  Zwecke  V 
gepackt  werden,  um  für  ein  Packet- das  Gewicht  von  mehr  als  20  Pfo"1 
erreichen      ...••»•...••«.»*•••** 
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§.  6.  Postawangspffichtige  Gegenstände  (§.  5)  vom  Auslände,  welche  im 
Inlande  bleiben,  oder  durch  das  Preussische  Gebiet  transiüren  sollen,  müssen 
bei  der  nächsten  inländischen  Postanstalt  zur  Weiterbeförderung  mü  der  Post 
eingeliefert  werden.  Jedoch  sind  Gelder  und  Packereien  (§.  5  Nro.  3  u.  4) 
die  durch  das  Preussische  Gebiet  ohne  Verladung  und  auf  einer  Strecke,  die 
sieht  mehr  als  5  Meilen  betragt,  transitiren  sollen,  als  postzwangspflichtig  nicht 
zu  betrachten. 

§.  7.  Postswaqgspfliehtige  Gegenstände  können  durch  expresse  Boten 
oder  Fuhren  versandt  werden;  doch  darf  ein  solcher  Expresse  von  nur  Einem 
Absender  abgeschickt  sein  und  Gegenstande  für  Andere  weder  mitnehmen  noch 
zurückbringen. 

Gegenstände,  welche  die  Post  zur  Beförderung  nicht  annehmen 
darf,  sind  nach  $•  8  des  Reglemeats  vom  31.  Juli  1852;  Schiess- 
pulver, Feuerwerks-Gegenstände,  Reib-  und  Streichzündhölzer,  Reib- 
und  Streichzündschwämme ,  Reib-  und  Streichzündpapier,  Schiess- 
baurawolle  und  andere  leicht  entzündliche  Materialien  und  Präpa- 
rate, als :  Brom,  Knallsilber,  Phosphor  und  der  gl.,  ferner  Scheide- 
wasser, Schwefelsäure  und  andere  ätzende  Flüssigkeiten ,  so  wie 
überhaupt  solche  Sachen,  welche  auch  bei  einer  sorgfältigen  Ver- 
packung den  andern  Postgütern  schädlich  werden  können.  Eben 
dahin  gehören  auch  nach  einer  Bekanntmachung  des  General-Post- 
Amts  Yom  24*  December  1856  Photogene  und  ähnliche  Oele,  wie 
sie  in  neuerer  Zeit  vielfach  zur  Anwendung  kommen.  Ausserdem 
benennt  der  §.  8  des  erwähnten  Reglements  noch  eine  Reihe  von 
andern  Gegenständen,  die  mit  der  Post  zwar  versandt  werden  dür- 
fen, hinsichtlich  deren  aber  keine  Verpflichtung  zur  Annahme  be- 
stehen soll;  es  gehören  dahin  unförmlich  grosse  Packele  mit  Bäu- 
men, Slräuchern  oder  unverhältnissmässig  leichtem  Material,  als 
Wolle,  Strohwaaren,  Matten  u.  s.  w.,  lebendige  Thiere,  Flüssigkei- 
ten, Glas-  und  Thonwaaren,  so  wie  schnell  in  Fäulniss  übergehende 
Sachen. 

Eine  nähere  Begrenzung  der  Postzwangspflicht  gibt  das 

Rescript  des  Handels-Ministers  vom  18.  März  1853  (cfr. 
Poetamttblatt  1853): 

Auch  baumwollene  Garne  und  Flachs,  deren  Versendung  in  Quan- 
titäten von  mehr  als  20  Pfand,  aber  in  einzelnen  Banden  von  postzwangs- 
P&chtigem  Gewicht  erfolgt ,  unterliegen  dem  Postzwang  nicht ,  wenn  die  zur 
Beförderung  gelangenden  einzelnen  Bunde  —  ohne  dass  eine  weitere  Verpak- 


—    144    — 


kling  stattgefunden  hat  —  nur  mit  Bindfaden  verichnürt  oder  in  Papier  ein- 
geschlagen und  Weder  versiegelt  noch  zugeklebt  oder  sonst  verschlossen  sind. 
Es  sind  ferner  zu  denjenigen  Gegenständen ,  welche  dem  Postzwang  deshalb 
nicht  unterliegen,  weil  deren  Beförderung  nach  §.  8  des  Begul.  vom  31»  Juli 
1852  von  den  Postanstalten  verweigert  werden  kann,  auch 

Haringe  ,  Neunaugen  ,  Austern  ,  Caviar,  Fische,  Thran ,  Schmierseifen 

und  Wagenschmiere 
zu  rechnen.  Eben  so  sollen  Proben,  welche  zu  einer  nicht  Postzwangs- 
Pflichtigen  Sendung  gehören  und  mit  derselben  zugleich  zur  Beförde- 
rung gelangen,  als  Bestandteile  solcher  Sendung  und  als  dem  Postzwang 
nicht  unterworfen  auch  dann  angesehen  werden,  wenn  sie  in  besondere  Packete 
von  postzwangBpflichtigem  Gewichte  verpackt  und  den  Sendungen,  zu  denen  sie 
gehören,  unter  derselben  Adresse  beigegeben  sind. 

Der  Vorschrift  des  oben  abgedruckten  $.  7  des  Postgesetzes 
wird  in  einem  Rescripte  des  Handels-Ministeriums  vom  27.  Juni 
1852  an  das  Eisenbahn-Commissariat  zu  Cöln  die  Auslegung  gege- 
ben, als  ob  die  expresse  Versendung  postzwangsp flichtiger  Gegen« 
stände  mittels  der  Eisenbahnen  nur  dadurch  zu  ermöglichen  sei, 
dass  der  Absender  für  die  Versendung  einen  Extrazug  nehme; 
dass  demnach  Geldtransporte  vermittels  der  gewöhnlichen  Ei- 
senbahnzüge nach  wie  vor  selbst  dann  gesetzwidrig  bleiben,  wenn 
dem  Transporte  ein  besonderer  Begleiter  beigegeben  sei 

Wir  halten  diese  Auslegung  nicht  für  richtig,  weil  sie  mit  den 
in  den  Kammern  bei  der  Berathung.de*  ^  7  des  PostgeseUes  statt- 
gehabten Discussionen  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Auch  hat 
unter  der  Herrschaft  der  altern  Postgesetzgebung  (Allgem.  Land- 
recht,  Theil  II,  Tit.  15  $.  147  ff.),  welche  im  Wesentlichen  nit 
den  Bestimmungen  des  erwähnten  $.  7  Übereinstimmt,  der  Erste  Se- 
nat des  Ober-Tribunals  in  einem  Erkenntniss  vom  1.  Februar  1849 
angenommen,  dass  der  Transport  von.  bäaren  Geldern  durch  die  Ei- 
senbahnen, wenn  die  Obsorge  für  dieselben  und  deren  Abgabe  am 
Bestimmungsorte  einem  Bevollmächtigten  des  Absenders  anvertraut 
ist,  keine  Postcontravefition  enthalte  (Entscheidungen  des  Ober-Tri- 
bunals, Band  17  pag.  509}. 

£  124. 

Eine  besondere  Bestimmung  für  Eisenbahnen  enthält  das  Past- 
gesetz, in  seinem 
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§.  9.  Hinaehts  der  Bitenbahn^UnternebmuBgen  verbleibt  es  bei  den  be- 
sondern  gesetzlichen  Vorschriften.  Fttr  die  Verbindlichkeit  der  bereits  conces- 
sionirten  EisenbahngeaeUschaften  zum  unentgeltlichen  Transport  von  Postsen- 
dungen (§.  36  Nie.  2  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838)  bleiben  die  bis- 
herigen Bestimmungen  tber  den  Umfang  des  Postzwanges  tnaassgebend. 

Der  vorabgedruckte  §.  9  erweckt  auf  den  ersten  Blick  die 
Anschauung,  als  wenn  für  Eisenbahngesellschaften  die  Postzwangs- 
pflicht lediglich  nach  den  früheren  Gesetzen  zu  beurtheilen  wäre. 
Indessen  ist  er  anders  zu  verstehen.  Er  bestimmt  zunächst,  dass  es 
hinsichtlich  der  Eisenbahn-Unternehmungen  bei  den  besondern  ge- 
setzlichen Vorschriften  verbleiben  soll.  Die  einzige  auf  das  Recht 
der  Gesellschaften  zum  Transport  bezügliche  Gesetzesstelle  ist  der 
Eingang  des  §.  36  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838.  Dieser 
Paragraph  verfügt  nun  nicht  etwa,  dass  die  Gesellschaften  den  im 
Jahre  1838  bestehenden  Gesetzen  hinsichtlich  des  Postzwanges 
überhaupt  unterworfen  sein  sollen,  sondern  eximirt  sie  bloss  ganz 
Allgemein  von  den  zum  Schutze  des  Postregals  bestehenden  Gesetzen, 
so  weit  dies  für  den  Betrieb  der  Bahnen  nölhig  ist.  Die  Disposi- 
tion des  §  36  liegt  in  der  Exemtion,  nicht  aber  wird  das  da- 
mals bestehende  Gesetz  für  die  Eisenbahnen  anwendbar  erklärt  und 
dadurch  etwa  zu  einem  Specialgesetz  für  sie  erhoben.  Sobald  also 
durch  die  allgemeine  Gesetzgebung  der  Umfang  des  Postregals  er- 
weitert oder  beschränkt  wird,  muss  dies  auch  sofort  auf  die  Eisen- 
bata-Unternehmuitgen  einwirken,  indem  die  Exemtion  des  Eisen- 
bahngesetzes  stets  dieselbe  bleibt,  gleichviel  ob  die  allgemeinen  Ver- 
botsgesetze erweitert  oder  beschränkt  werden. 

Das  zweite  Alinea  des  §.  9.  steht  dieser  Auffassung  in  keiner 
Weise  entgegen;  es  bezieht  sich  vielmehr  ausdrücklich  nur  auf  den 
jj.  36  Nro  2  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838,  wonach  die 
Gesellschaften  die  dem  Postzwänge  unterworfenen  Güter  unentgelt- 
lich befördern  müssen,  und  verfügt  für  die  zur  Zeit  der  Publikation 
des  Gesetzes  (5.  Juni  1852)  bereits  concessionirlen  Eisenbahnge- 
sellschaften, dass  dieselben  diejenigen  Stücke  respective  nur  die- 
jenigen Stücke  unentgeltlich  für  die  Post  befördern  sollen, 
welche  nach,  den  bisherigen  Bestimmungen  für  postzwangspflichtig 
zu   erachten  waren.    Das  zweite  Alinea  des  $.  9  ist   auf  seinen 
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speciellen  Gegenstand  und  auf  seinen  Zweck ,  nämlich  das  bishe 
rige  quasi-contractliche  Verhällniss  in  Bezug  auf  die  unen! 
geltliche  Beförderung  weder  zu  Gunsten  noch  zu  Lasten  der,  Eisen 
bahnen  zu  ändern,  zu  beschränken;  es  verbietet  also  z.  B.  den  6c 
Seilschaften  keineswegs  den  Transport  von  Packeten  von  40  Pfur 
für  eigene  Rechnung,  sondern  lässt  nur  für  die  bereits  concessk 
nirten  Gesellschaften  die  Verpflichtung  bestehen,  in  denjenigc 
Laudeslheilen,  in  welchen  das  Allgemeine  Preussische  Landrecl 
gilt,  Packele  bis  zu  40  Pfund  Gewicht  unentgeltlich  für  die  Po 
zu  befördern. 

Ganz  im  Sinne  d^r  vorstehenden  Auffassung  spricht  sich  ei 
Rescript  des  Handelsministers  vom  11.  September  1852  an  di 
Eisenbahn- Commissariat  zu  Breslau  aus: 

Nach  §.  9  des  Postgesetzes  kann  es  zunächst  keinem  Zweifel  unterliege! 
dass  die  bereits  concessioiiirten  Eisenbahngesellschaften  fernerhin  alle  Postsei 
düngen  unentgeltlich  zu  befördern  haben,  deren  unentgeltlicher  Transport  v< 
dem  Erscheinen  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1852  jhnen  oblag.  Denn  es  soll« 
nach  ,  jener  Vorschrift  für  die  Verbindlichkeiten  der  Eisenbanngesellschafte 
zum  unentgeltlichen  Transport  von  Postsendungen  die  älteren  Gesetze  über  d« 
Umfang  des  Postzwanges  maassgebend,  die  Anwendung  des  §.  5  des  Geset» 
vom  5.  Juni  mithin  hierbei  ausgeschlossen  bleiben.  Es  haben  deshal 
die  Eisenbahngesellschaften  in  den  alten  Landestheilen  nach  wie  vor  Packel 
bis  zu  40  Pfund  einschliesslich  unentgeltlich  zu  befördern,  wogegen  in  d« 
am  linken  Rheinufer  belegenen  Theflen  der  Rheinprovinz  das  Gewicht  tc 
2  Pfund  und  in  dem  aus  dem  ehemaligen  Grossherzogthum  Berg  gebildet« 
Theile  der-  ftheinprovinz  das  Gewicht  von.  50  Pfund  in  Ansehung  der  Ve 
bindlichkeiten  der  Eisenbahngesellschaften  zum  unentgeltlichen  Transport  d< 
Postgüter  maassgebend  bleibt.  Ebensowenig  kann  es  zweifelhaft  sein,  da! 
den  Eisenbahngesellschaften  jetzt  gestattet  ist,  Packete  zum  Gewichte  to 
mehr  als  20  Pfund  zur  selbstständigen  Beförderung  zu  übernehmen,  dass  d*# 
gen  denselben  im  ganzen  Umfange  der  Monarchie  die  selbstständige  Beförderung^ 
im  §.  5  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  unter  Nro.  1  —  4  als  postzwangspflichti 
bezeichneten  Gegenstände  verboten  ist.  Es  enthielt  nämlich  die  frühere  G< 
setzgebung  eine  besondere  Vorschrift,  welche  durch  die  Bestimmung  des  §.  ' 
des  Gesetzes  vom  5.  Juni  hätte  aufrecht  erhalten  werden  können,  über  <ta 
Umfang  des  Postzwangs  in  Ansehung  der  Eisenbahnunternehmungen  nicht 
vielmehr  waren  auch  früher  die  Eisenbahngesellschaften  in  Betreff  des  Post 
zwanges  lediglich  denjenigen  Beschränkungen  unterworfen,  welche  ans  den 
Postzwange  für  das  Transportwesen  überhaupt  hervorgingen.  Diese  Einschrän 
kungen  sind  ebenso  allgemein  im    §.  5   des  Gesetzes   vom   5.   Juni  anderweil 
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festgesetzt  worden,  und  diese  Festsetzungen  sind  für  die  Eisenbahngesellschaf- 
ten  eben  so  maaasgebend  wie  für  Andere,  welche  sich  mit  dem  Transportwesen 
beschäftigen.  Bei  Beurtheilung  der  Frage,  welche  Packete  die  Eisenbahnge- 
Seilschaften  znr  selbstsOndigen  Beförderung  übernehmen  dürfen,  kommt  des- 
halb nicht  das  frühere  postswangspflichtige  Gewicht  von  resp.  40  Pfund,  50 
Pfand  und  2  Pfand  in  Betracht,  sondern  lediglich  das  im  §.  5  des  Gesettes 
vom  5.  Juni  bestimmte  von  20  Pfand. 

Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  die  gesetzliche  Pflicht 
der  Eisenbahngesellschaften  zum  anentgeltlichen  Transport  post- 
zwangspflichtiger  Gegenstände  durch  besondere  Verträge  zwischen 
ihnen  und  dem  Postfiscus  erweitert  oder  beschränkt  werden  kann. 

S    125. 
Zar  Wahrnehmung  der  Interessen  der    Post  den  Eisenbahnen 
gegenüber     sind    nachstehende     Ministerial-Verfügungen     erlassen 
worden : 

Circular-Rescript  d  es  Eönigl.  Ministeriums  für  Handel 
etc.  ?om  23.  November  1849,  be  treffend  die  Errichtung  der 
Stelle  eines  Eisenbahn-Postinspec tors  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw. 
1849  pag.  253  Nro.  374): 

Ich  habe  beschlossen,  vom  1.  Januar  künftigen  Jahres  ab  einen  Eisen- 
bahn-Postinspeetor zu  bestdien,  welchem  vorläufig  folgende  Dienst-Instruction 
ertheilt  ist. 

Die  Bestimmung  des  Eisenbabn-Postinspectors  geht  dahin,  bei  Regulirung 
der  Eisenbahn-Fahrpläne-  die  Postinteressen  zu  vertreten,  für  eine  möglichst 
vorteilhafte  Benutzung  der  Dampfwagenzüge  zu  Posttransporten  zu  sorgen, 
auf  zweckmässiges  Ineinandergreifen  der  Postverbindungen  und  Dampfwagen- 
züge  zu  halten,  den  Postanstalten  au  den  Eisenbahnen  und  an  den  sich  ab- 
zweigenden Nebenstrassen  die  Speditionswege  vorzuschreiben  und  über  deren 
pünktliche  Beobachtung  zu  wachen,  den  Postdienstbetrieb  auf  den  Eisenbahnen, 
sowohl  während  der  Fahrt,  als  auch  auf  den  Bahnhöfen  und  Haltepunkten, 
in  genaue  Aufsicht  zu  nehmen  und  für  dessen  möglichste  Vervollkommnung  zu 
sorgen. 

Der  Eisenbahn-Postinspeetor  tritt  daher  mit  den  Eönigl.  Eisenhahn-Com- 
missariaten  bei  Verabredung  der  Fahrpläne  zusammen;  er  muss  von  den  Be- 
dürfnissen des  Postdienstes  genau  unterrichtet  sein.  Die  Ober-Postdirectionen 
fletzen  den  Eisenbahn-Postinspeetor  von  Veränderungen,  welche  sie  im  Gange 
und  Aufenthalte  der  Dampfwagenzüge  für  wünschenswerte  erachten,  rechtzeitig 
in  Kenntniss. 

Der  Eisenbahn-Postinspeetor  ist  dafür  verantwortlich,  dass  von  den  sich 
darbietenden  Dampfwagenzügen  die  für  das  Interesse  des  Publikums  am  meis- 

10* 
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ten  geeigneten  zu  Posttransporten  benutzt  werden.  Er  benachrichtigt  die  be- 
treffenden Ober-Postdirectionen  und  Postcomtoir«  davon,  welche  Dampfwagenzüge 
zn  Posttransporten  benatzt  werden  sollen,  ob  dabei  ein  Speditions-Büre&u  in 
Thätigkeit  treten  soll  oder  nicht,  und  ob  zur  Beförderung  Ton  Posttransporten 
Eisenbahn-Postwagen  oder  Bäume  in  einem  Eisenbahngesellschaftswagen*)  ver- 
wendet werden  sollen»  Ohne  das  Einverständniss  des  Eisenbahn-Postinspectors 
dürfen  hierin  Aendernngen  von  den  Ober-Postdirectionen  nicht  vorgenommen 
werden. 

Der  Eisenbahn-Postinspector  ist  verpflichtet,  darauf  zn  sehen,  dass  die 
Anschlussposten  mit  denjenigen  Dampfwagenzügen  in  Zusammenhang  gebracht 
werden,  bei  welchen  dem  Publikum  für  den  Reiseverkehr  und  für  Versen- 
dungen die  grössten  Vörtheile  geboten  werden  können.  Erachtet  derselbe  hier- 
in Abänderungen  oder  anderweite  Einrichtungen  für  nöthig,  so  hat  er  die  be- 
treffende Ober-Postdirection  darauf  aufmerksam  zu  machen,  welcher  nach  Lage 
der  Sache  das  Weitere  überlassen  bleibt. 

Der  Eisenbahn-Postinspector  hat  die  durch  die  Benutzung  der  Dampfwagen- 
züge sich  herausstellenden  Speditionswege  genau  zu  ermitteln ,  solche  den  an 
den  Eisenbahnen  und  den  sich  abzweigenden  Poststrassen  belegenen  Postcom- 
toirs  bekannt  zu  machen  und  auf  die  pünktliche  Beobachtung  der  vorgeschrie- 
benen Spedition  zu  achten/ 

Der  Eisenbahn-Postinspector  ist  dafür  verantwortlich,  dass  die  directen 
Uebergänge  von  einer  Eisenbahn  auf  die  andere  überall  wahrgenommen  wer- 
den. Es  gilt  dabei  als  Grundsatz,  dass  die  Weitersendung  der  mit  einem 
Eisenbahnzuge  eintreffenden,  auf  eine  andere  Bahn  übergehenden  Gegenstände 
in  allen  den  Fällen  ermöglicht  werden  müsse,  in  welchen  es  den  angekom- 
menen Beisenden  noch  möglich  ist,  mit  dem  unmittelbar  darauf  abgehenden 
Bahnzuge  weiter  zu  reisen. 

Der  Eisenbahn-Postinspector  hat  darüber  zn  wachen,  dass  die  Postbeam- 
ten auf  den  Bahnhöfen  und  Haltepunkten  pünktlich  im  Dienste  sind,  dass  die 
Abgabe  und  Uebernahme  der  Ladung  auf  den  Bahnhöfen  u.  s.  w.  in  geordne- 
ter Weise  geschieht,  dass  die  einmündenden  Posten  pünktlich  eintreffen,  die 
sich  abzweigenden  Posten  mit  Ordnung  und  Präcicion  abgesandt  werden,  und 


*)  Hierzu  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  nach  §.  36  des  Gesetzes  vom  3. 
November  1838  die  Eisenbahngesellschaften  nicht  verpflichtet  sind,  der 
Postverwaltung  Wagen  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen»  Ans  der 
Nro.  1  des  §.  36  kann  jedenfalls  die  unentgeltliche  Stellung  ganzer  Wa- 
gen nicht  gefolgert  werden,  wenn  auch  nach  der  Nro.  3  Postwagen 
(d.  h.  der  Post  gehörende  und  von  ihr  angeschaffte  Wagen)  unentgeltlich 
befördert  werden  müssen.  Obige  Stelle  hat  also  solche  Fälle  vor  Augen, 
wo  eine  Eisenbahngesellschaft  contraetlich  die  Stellung  ganzer  Wagen 
für  gewisse  Routen  zu  Postzwecken  übernommen  hat. 
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dass,  wo  keine  Postexpeditionen  auf  den  Bahnhöfen  angelegt  «nd,  wenigstens 
für  Aufstellung  eines  Briefkastens  und  für  das  regelmässige  Leeren  desselben 
gesorgt  wird.  Nimmt  der  Eisenbahn-Postinspector  in  diesen  Beziehungen 
Mängel  wahr,  so  hat  er  die  betreffende  Ober-Postdirection  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  welcher  das  Weitere  nach  Lage  der  Umstände  überlassen  bleibt. 

Der  Eisenbahn-Postinspector  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Eisenbahn- 
Postwagen 

1)  in  hinlänglicher  Zahl,  in  dienstfähiger  Beschaffenheit  und    zweckmässi- 
ger Einrichtung  unterhalten, 

2)  zu  rechter  Zeit  renovirt, 

3)  von  Innen  und  Aussen  in  reinem  Zustande  gehalten, 

4)  mit    zweckmässig   construirten    Heizungs-    und    Erleuchtungs-Apparaten 
versehen  und 

5)  auf  den  Endstationen  so  weit  als  thunlich  untergestellt  werden. 
Wahrgenommene  Mängel  hat  der   Eisenbahn-Postinspector   zur   Kenntniss 

der  betreffenden  Ober-Postdirection  zu  bringen. 

Bei  Bereisung  -der  Eisenbahnen  hat  der  Eisenbahn-Postinspector  den  Brief- 
tmd  Fahr-Postdienst  im  Eisenbahn-Postwagen  zu  revidiren,  von  der  Expeditions- 
weise derjenigen  Post-Comtoirs,  welche  mit  den  Posttransporten  auf  der  Eisen- 
bahn in  Verbindung  stehen,  sich  Ueberzeugung  zu  verschaffen  und  die  richtige 
Vereinnahmung  der  Postgefälle  zu  controliren.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass 
.die  direkten  Kartenschlüsse,  welche  ganz  oder  streckenweise  auf  der  Eisenbahn 
befördert  werden,  nur  nach  Maassgabe  des  wirklichen  Bedürfnisses  unterhalten 
werden.  -  Hält  der  Eisenbahn-Postinspector  die  Einrichtung,  Abänderung  oder 
Aufhebung  solcher  Kartenschlüsse  für  zweckmässig,  so  hat  er  dies  bei  der 
betreffenden  Ober-Postdirection  anzuregen. 

Der  Eisenbau n-Post-Inspector  hat  sich  von  den  mit  den  Eisenbahngesell- 
schaften bestehenden  Verträgen  genau  zu  unterrichten,  auf  dio  beiderseitige 
gehörige  Ausführung  dieser  Verträge  zu  halten  und  nicht  nur  selbst  zur  Auf- 
rechthaltung eines  guten  Vernehmens  mit  den  Eisenbahngesellschaften  beizu- 
tragen, sondern  auch  darüber  zu  wachen,  dasä  in  diesem  Sinne  von  den  sämmt- 
lichen  Postbeamten ,  welche  mit  den  Eisenbahngesellschaften  oder  Eisenbahn- 
beamten in  dienstliche  Berührung  kommen,  verfahren  werde. 

Bei  stattfindenden  Unglücksfällen  oder  Unterbrechungen  auf  der  Eisenbahn 
nws8  das  nächste  Post-Comtoir  Abschrift  derjenigen  Anzeige,  welche  dasselbe 
an  die  Ober-Postdirection  eingereicht  hat,  ohne  Verzug  dem  Eisenbahn-Post- 
inspector übersenden.  Die  Untersuchung  des  Vorfalls  und  die  Sorge  für  die 
Weiterbeförderung  der  Post-Transporte  liegt  entweder  dem  Commissarius  der 
Ober-Postdirection  oder  dem  Eisenbahn-Post-Inspector ,  je  nachdem  der  eine 
oder  andere  zuerst  an  Ort  und  Stelle  eintrifft,  ob.  , 

Der  Eisenbahn-Post-Inspector  ist  zur  Ausübung  derselben  Strafbefugnisse 
berechtigt,  welche  den  Post-Inspectoren  vom  1.  Januar  k.  J.  beigelegt  werden. 
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Er  berichtet  an  das  General-Postamt  unmittelbar.     Den  Wohnsitz   nimmt  der- 
selbe in  Berlin. 

Mit  diesen  Functionen  ist  der  provisorische  Eisenbahn-Post-Inspector  Bol- 
zenthal beauftragt  worden. 

2)  Circul  ar-Rescrip  t  des  Königl.  Ministeriums  für  Han- 
del, Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  vom  17.  April  1850 
an  sämmtliche  Königl.  Ober'-Postdirectoren,  betreffend  die 
Ausübung  fortgesetzter  Controle  über  die  Zweckmässigkeit 
der  vorhandenen  Post-Anlagen  und  Eisenbahnverbindungen 
(Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1850,  pag.   115  Nro.   157): 

Bei  den  wichtigen  Interessen,  deren  unmittelbare  Wahrnehmung  in  Folge 
der  neuen  Organisation  der  Verwaltung  des  Postwesens  den  Herren  Ober-Post- 
directo ren  übertragen  worden  ist,  nehme  ich  Veranlassung,  von  neuem  auf  den 
nachfolgenden  Gegenstand  einzugehen  und  dessen  sorgfältigste  Beachtung  der 
Aufmerksamkeit  derselben  zu  empfehlen.  N 

Es  ist  eine  der  vorzüglichsten  Pflichten  der  Herren  Ober-Postdirectoren, 
eine  ununterbrochene  Aufmerksamkeit  darauf  zu  verwenden,  ob  die  dem  Pu- 
blikum gebotenen  Transport-Anstalten  den  wahren  Verhältnissen  des  Verkehrs 
in  möglichst  vollkommener  Weise  entsprechen. 

Dies  gilt  nicht  nur  von  den  Post- Anlagen,  sondern  auch  in  demselben 
Umfange  von  den  Eisenbahnverbindungen.  Denn  da,  wo  in  Stelle  der  frühe- 
ren Staatsposten  Eisenbahn-Unternehmungen  getreten  sincf,  liegt  der  Staatsre- 
gierung nicht  minder  die  Verpflichtung  ob ,  darauf  zu  sehen  und  zu  halten, 
dass  ein  geordnetes,  möglichst  zweckmässig  geregeltes  und  zusammenhängendes 
Transportwesen,  sowohl  für  Versendungen  als  auch  für  Reisen,  bestehe.  Je^er 
der  Herren  Ober-Postdirectoren  muss  daher  in  dem  ihm,  zugewiesenen  Bezirke 
zuvörderst  die  Verkehrs-Interessen  genau  erforschen,  die  Mittel,  welche  zur  Be- 
friedigung derselben  gegeben  sind ,  damit  in  Vergleich  stellen ,  die  Mängel, 
welche  sich  dabei  ergeben  sollten,  ohne  Scheu  zur  eigenen  Erkenntniss  brin- 
gen und  nicht  nur  darauf  bedacht  sein,  dass  offenbaren  Uebelständen  Abhälfe 
verschafft,  sondern  dass  auch  zur  Hebung  und  Beschleunigung  des  Verkehrs 
mit  wirksamen  Verbesserungen  vorgeschritten  werde. 

Sobald  die  Regulirung  der  Eisenbahn-Fahrpläne  herannaht,  muss  zu  die- 
sem Behufe  jeder  Ober-Postdirector ,  in  dessen  Bezirk  wichtige  Verbindungen 
davon  berührt  werden,  bereits  auf  Grund  vollständigen  Materials  geprüft  ha- 
ben ,  welches  die  wesentlichsten  Verkehrs-Interessen  sind ,  deren  Berücksichti- 
gung bei  Erwägung  der  Fahrpläne  zur  Geltung  gebracht  werden  muss. 

Hierbei  handelt  es  sich  nicht  bloss  um  Sicherung  eines  ununterbrochenen 
Zusammenhanges  zwischen  den  Posten  oder  anderen  öffentlichen ,  wichtigen 
Transport- Anstalten  und  den  Eisenbahnzügen ,  sondern  auch  darum ,  dass  die 
Eisenbahnzüge    für  sich    eine   möglichst   zweckmässige  Transport-Gelegenheit, 
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zum  Reisen  und  Versenden,  in  Verbindung   mit    andern  Eisenbahn-Routen  und 
für  den  Verkehr  auf  der  einzelnen  Route  gewähren. 

Zur  möglichst  vollständigen  und  richtigen  Wahrnehmung  der  hierbei  ob- 
waltenden, tief  eingreifenden  Interessen  des  reisenden  und  versendenden  Publi- 
kums wird  die  Regierung  da,  wo  die  Eisenbahngesellschaften  nicht  aus  eigener 
Bewegung  diejenigen  Einrichtungen  treffen,  welche  zur  hinlänglichen  Befriedi- 
gung der  Anforderungen  der  Bedürfnisse  des  Verkehrs  von  der  Staatsverwal- 
tung für  nothwendig  erachtet  werden,  von  der  Anordnung  solcher  Verbindun- 
gen in  dem  Umfange  und  Sinne  Gebrauch  machen ,  wie  es  durch  die  allge- 
meinen gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Eisenbahn-Unternehmungen  der  Re- 
gierung vorbehalten  und  überdies  bei  einzelnen  Bahnen  in  den  speciellen  Sta- 
tuten in  noch  grösserer  Ausdehnung  bestimmt  worden  ist. 

Zwar  wird  bei  der  mündlichen  Berathung  über  die  Fahrpläne  jedesmal 
ein  Coramissarius  des  Postdepartements,  für  jetzt  in  der  Person  des  Eisenbahn- 
Post-Inspectors,  hinzugezogen. 

Ich  lege  jedoch  grossen  Werth  darauf,  dass  die  Herren  Ober-Postdirec- 
toren  ihre  Ansichten  und  Vorschlage,  wie  hervortretende  Verkehrs-Interessen, 
bei  Regulirung  der  Verbindungen  auf  den  Eisenbahnen,  etwa  richtiger  wahrzu- 
nehmen und  besser  zu  berücksichtigen  seien ,  ausser  der  Mittheilung  an  den 
Eisenbahn-Inspector,  mittels  Berichts  zu  meiner  Kenntniss  bringen,  damit  ich  in 
den  Stand  gesetzt  werde,  dem  Gegenstande  nicht  nur  selbst  eine  nähere  Auf- 
merksamkeit zu  widmen,  .sondern  auch  durch  die  Königk  Eisenbahn-Commis- 
sariate,^  in  so  weit  nicht  etwa  eine  direete  Communieation  mit  denselben  zum 
Ziele  geführt  hat,  auf  eine  erspriessliche  Verständigung  hinzuwirken,  oder  be- 
ziehungsweise die  geeigneten  Mittel  in  Anwendung  zu  bringen,  um  der  Befrie- 
digung gegründeter  Anforderungen  des  Verkehrs,  den  etwa  nöthigen  Nachdruck 
zu  verschaffen. 

Umfassende  Anträge  oder  Gutachten ,  wegen  wesentlicher  Aenderungen 
oder  Einrichtungen  bei  den  Eisenbahnzügen,  sind  dergestalt  frühzeitig  zu  mei- 
ner Kenntniss  zu  bringen ,  dass  es  möglich  ist ,  dieselben  noch  vor  dem  Ein- 
tritt der  Berathungen  über  die  Fahrpläne,  welche  im  Frühjahre  und  Spätsom- 
mer stattzufinden  pflegen,  in  Erwägung  nehmen -und  erforderlichen  Falls  an  die 
Köaigl.  Eisenbahn-Commissariate  und  an  den  Eisenbahn-Post-Inspector  Verfü- 
gung treffen  zu  können. 

Ich  rechne  darauf,  dass  die  Herren  Ober-Postdirectorcn  diesen  Gegenstand 
aus  dem  vorangeschickten  Gesichtspunkte  richtig  auffassen  ,  dadurch  zur  Lö- 
sung der  ihnen  gestellten  Aufgabe  beitragen  und  auch  in  dieser  Beziehung  be- 
müht sein  werden ,  die  mit  der  neuen  Organisation  der  Postverwaltung  be- 
deckten Vortheile  zu  verwirklichen. 

Von  der  gegenwärtigen  Verfügung  ist  den  Königl.  Eisenbahn- Commissa- 
riaten  und  dem  Eisenbahn-Post-Inspector  Kenntniss  gegeben  worden. 
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§.     126. 

Zu  einer  besondern  Besprechung  gibt  die  Nro.  1  des  $.  36 
des  Eisen bahngesetzes  Veranlassung  und  zwar  namentlich  wegen 
ihrer  ganz  allgemein  gehaltenen  Fassung.  Hier  wird  die  Gesell- 
schaft verpflichtet,  ihren  Betrieb,  so  weif  es  die  Natur  desselben 
gestattet,  in  die  nothwendige  Uebereinslimmung  mit  den  Bedürfnis- 
sen der  Postverwallung  zu  bringen.  Was  unter  den  Bedürfnissen 
der  Postverwaltung  zu  verstehen  sei,  wer  im  entstehenden  Zweifel 
H  ichler  sein  solle,  ob  der  Eisenbahngesellschaft  eintretenden  Falls 
von  dem  Staate  eine  Entschädigung  gebühre  —  über  alle  diese 
Fragen  schweigt  das  Gesetz. 

In  Betreif  des    ersten    Punktes    lässt    sich    nur    sagen ,   dass 
allerdings   nach  der  allgemeinen  Fassung  des  Gesetzes  allen  sich 
nach  Ort  und  Zeit  jedesmal  anders  bestimmenden  Bedürfnissen  der 
»tverwallung  Rechnung  getragen  werden  muss ,    so  weit  es  die 
Natur  des  Betriebes  gestattet.   Die  in  letzteren  Worten  angedeutete 
Schranke  muss  aber  beobachtet  werden.    Wenn  z.  B.  die  Pöstver- 
waltung  einen  so  schnellen  Transport  der   nach  Nro.  2  unentgelt- 
lich zu  befördernden  Gegenstände  verlangte ,    dass  alle  Zwischen- 
Stationen  übersprungen,  oder  dass  gar  mit  einer  grösseren  als  der 
technisch  zulässigen  Geschwindigkeit  gefahren   werden  müsste,   so 
würde  dieses  Verlangen  ein  unbegründetes  sein.    Ferner  verpflich- 
tet die  Nro.  1  des  Paragraphen  die  Gesellschaften  nur:   ihreu  Be- 
irieb,   also  den  Betrieb  des  Eisenbahn-Transporlgeschäfts ,   nach 
den.  Bedürfnissen  der  Postverwaltung  einzurichten,   und  kann  hier- 
bei, abgesehen  von  den  speciellen  Lasten  der  folgenden  Nummern, 
kaum  etwas  Anderes  im  Auge  haben,   als  die  Zahl  der  Züge,  ihre 
zulässige  Geschwindigkeit ,    die  Zeit  ihrer  Abfahrt ,    ihr  Halten  an 
Zwischenpunkten    (um  Poststücke    daselbst  absetzen  zu   können), 
die  zeitige  oder  fortwährende  Zulassung  der  Postbeamten  zu  den 
Zügen  und  den  mit  der  Bahn  beförderten  Postwagen,   die  Einräu- 
mung von  Gesellschaftswagen  (jedoch  in  diesem  Falle  unzweifel- 
haft nur  gegen  Entschädigung)  zu  postalischen  Zwecken  und  der- 
gleichen verwandte  Gegenstände  mehr.  Andere  Bestimmungen  da- 
gegen, die  nicht  als  eine  Einrichtung  des  Eisenbahnbetriebes 
im  engeren  Sinne  sich  darstellen,  können  aus  der  Nro.  1  des  £  36 
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nicht  gefordert  werden;    so  z.  B.  würde  es  ein  ungerechtfertigtes 
Verlangen    sein,   dass  die  Gesellschaften  die  aufzugebenden  Briefe 
und   sonstigen   postzwangspflichügen   Gegenstände  von  den  Absen- 
dern in  Empfang  nehmen  ,    darüber  Liste    iiihren ,    oder    auch  nur 
zur  Einladung  der  Poststücke  durch  ihre  Leute  Hülfe  leisten  sollten. 
Was  die  zweite  Frage  betrifft,  so  glauben  wir  allerdings,  dass 
nach    dem   bestehenden   Verwaltungssystem   das  Handelsministerium 
bei  entstehender  Meinungsverschiedenheit   allein    darüber    zu   ent- 
scheiden hat,  welche  Einrichtungen,  also  auch  Aenderungen  im  Be- 
trieb vorzunehmen  sind,  um   den   Bedürfnissen  der  Postverwaltung 
zu  genügen.  Seine  Anordnungen  müssen  befolgt  werden,  und  da  die 
Administration  von  der  Justiz  unabhängig  ist,  so  gibt  es  gegen  die 
Anordnung  selbst  einen  Rekurs  an  die  Gerichte  nicht.  Es  ist  hierin 
dem  Handelsministerium  eine  discretionäre  Gewalt  verliehen.  Diese 
Auffassung  dürfte  zwar  weder  aus  der  Natur  der  Sache,    noch  aus 
den  Worten  des  Paragraphen  36  Nro.  1  zu  begründen  sein ;  letztere 
möchten  vielmehr  wohl  nur  zu  einer  Entschädigungsklage  der  Post 
bei  verweigerter  Berücksichtigung  ihrer  Bedürfhisse    berechtigen. 
Indessen  hat  der  Grundsatz,  dass  die  Administration  von  der  Justiz 
unabhängig  ist,    in  Preussen   namentlich  seit  Einrichtung  des  Ge- 
richthofes zur  Entscheidung  der  Competenz-Conflicte  im  Jahre  1847 
zu  vollkommener  Schärfe  sich  ausgebildet,  und  man  darf  es  jetzt 
als  ein  in  alle  Consequenzen  hinein  durchgeführtes  System  constatiren, 
dass  die  administrativen  Behörden  jede  von  ihnen  getroffene  An- 
ordnung durch  ihre  Zwangsmittel  zur  Ausführung  bringen  können, 
ohne  dass  den  Gerichten  die  Möglichkeit  gelassen  wäre,  die  Recht- 
mässigkeit der  Maassregel  selbst  ihrer  Prüfung  zu  unterwerfen.  An 
einen   gerichtlichen   Schutz   gegen  die  Ausführung  der  Befehle 
der  Verwaltungsbehörden,  einerlei  ob  dieselben  in  Privatrechte  ein* 
greifen  oder   nicht,  ist  daher   nach  der  herrschenden  Jurisprudenz 
des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Competenz-Conflicte  nicht 
iu  denken. 

Dem  Gesetze  vom  11.  Mai  1842,  welches  sich  seinem  Wort- 
laute nach  freilich  nur  auf  polizeiliche  Verfügungen  bezieht, 
tot  man  eine  so  weite  Anwendung  gegeben  ,  dass  darunter  auch 
die  auf  den  %   36  Nro.  1    des  Eisenbahn gesetzes  bezüglichen  Mi- 
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nisterial- Anordnungen  fallen,  indem  man  denselben  einen  landespoli- 
zeilichen Charakter  vindicirt.  Das  gedachte  Gesetz  vom  tl.  Hai 
1§42  lässt  den  Rechtsweg  nur  da  zu,  wo  Jemand  seine  Befreiung 
von  einer  Verfügung  auf  eine  besondere  gesetzliehe  Vorschrift  oder 
auf  einen  speciellen  Rechtstitel  (Vertrag)  zu  stützen  vermag.  Es 
bedarf  aber  kaum  der  Bemerkung,  dass  die  Eisenbahngesellschaften 
bei  Entwerfung  ihrer  Statuten,  von  deren  Injialt  die  Erlangung  der 
Concession  abhängt,  fast  nie  in  der  Lage  sein  werden,  sich  einen 
speciellen  schützenden  Rechtstitel  zu  verschaffen. 

§    127. 

Nur  in  einer  Beziehung ,  nämlich  hinsichtlich  des  Anspruchs 
auf  Entschädigung,  gewährt  das  Gesetz  vxrni  11.  Mai  1842  die  ge- 
richtliche Klage,  indem  es  sägt,  der  Rechtsweg  find$  statt,  wenn 
der  durch  eine  polizeiliche  Verfügung  Betroffene  behaupte ,  es  sei 
durch  dieselbe  ein  solcher  Eingriff  in  seine  Privatrechte  geschehen, 
für  welchen  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  Aufopferun- 
gen der  Rechte  und  Vorlheile  des  Einzelnen  im  Interesse  des  All- 
gemeinen Entschädigung  gewährt  werden  müsse.  Wenn  also  das 
Handelsministerium  eine  Eisenbahngesellschaft  durch  administrative 
Zwangsmittel  genölhigt  hat,,  kostspielige  Aenderungen  im  Betriebe 
vorzunehmen,  z.  B.  mehr  Züge  einzurichten  als  das  financielle  In- 
teresse der  Gesellschaft  gestattet,  so  kann  zwar  nach  den  überein- 
stimmenden Urtheilen  des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Com- 
petenz-Conflicte  von  einer  gerichtlichen  Klage,  die  auf  Aufhe- 
bung der  Anordnungen  des  Handelsministeriums  gerichtet  wäre, 
keine  Rede  sein;  indessen  kann  (ohne  dass  dies  von  irgend  einer 
Seite  her  jemals  einem  Zweifel  unterworfen  worden  wäre)  die 
Klage  so  weit  sie  auf  Entschädigung  geht,  vor  die  Gerichte  gebracht 
werden.  Die  betreffenden  Klagen  sind  gegen  das  General-Postamt 
oder  vielmehr  gegen  das  Handelsministerium,  von  welchem  ersteres 
eine  Abtheilung  bildet,  nicht  aber  gegen  die  betreffende  Ober-Post- 
direction  zu  richten,  indem  die  Dienst-Inslruction  für  die  letzteren 
vom  12.  December  1849  in  §.  4  Nro.  11—12: 

„die  Betheiligung  bei  Feststellung  der  Eisenbahn-Fahrpläne  und 
„die  Bestimmung  über  Benutzung  der^ahnzüge  zu  Post-Trans- 
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„porten,  so  wie  die  Verhandlungen  mit  den  Eisenbahngesell- 
„Schäften  über  Leistungen  ,  Vergütungen ,  Abrechnungs-Modus 
„u.  s.  w.  und  den  Abschluss  aller  Verträge  mit  den  Eisen- 
„bahngesellschaften" 
dem  General-Postamt  vorbehält  (cfr.  Entscheidung  des  Ober-Tri- 
bunals vom  4.  October  1854,  Striethorst  Archiv,  Bd.  13  pag.  373). 

&    128. 
Die  Rechtsfrage  wegen  des  Anspruchs   auf  Entschädigung  ist 
im  Jahre  1855  durch  drei    übereinstimmende   Urtheile   des   Ober- 
Tribunals   zu   Ungunsten   der    Eisenbahngesellschaften    entschieden 
worden.    In  allen  drei  Fällen  hatte  das  Handelsministerium  die  be- 
treffenden Eisenbahngesellschaften  angehalten,  im  Interesse  des  durch- 
gehenden Verkehrs  Nachtzüge  einzurichten,  die  bisher  nicht  bestan- 
den hatten.  Da  die  Einführung  dieser  Nachtzüge .  die  Gesellschaften 
nöthigte,  bedeutende  Kosten  aufzuwenden,  ihr  Personal  zu  vermeh- 
ren u.  s.  w.,  um  dem  Befehle  des  Handelsministers  nachkommen  zu 
können,  so  klagten  sie  gegen  den  Staat  auf  Ersatz  des  in  separato 
zu  ermittelnden  Schadens,  nachdem  die  Klage,  so  weit  sie  auf  Auf- 
hebung der  betreffenden  ministeriellen   Verfügungen   ging,    durch 
Erkenntniss    des   Gerichtshofes   zur  Entscheidung   der  Competenz- 
Conflicte  beseitigt  worden  war.  > 

In  den  Gründen  seines  Erkenntnisseis  führt  das  Ober-Tribunal 
im  Wesentlichen  aus: 

Es  seien  zwei  Fragen  zu  beantworten  : 

1)  ob  der  Handelsminister  befugt  gewesen  sei,  die  Anordnung 
eines  Nachtzuges  Behufs  der  schnellern  Weiterbeförderung  der  Rei- 
senden ,  Briefe  und  Sachen  zu  fordern  und  durch  administrativen 
Zwang  durchzusetzen? 

2)  ob  der  Staat  zum  Schadensersatz  verpflichtet  sei? 

Bei  Beantwortung  dieser  Fragen  sei  nicht  ausser  Acht  zu  las- 
sen, dass  diejenige  Ansicht  irrig  sei ,  nach  welcher  es  sich  hier 
nur  von  einer  Maassregel  im  postfi scalischen  Interesse  han- 
dele, also  von  einer  Maassregel,  durch  welche  die  Postverwaltung 
einen  Gewinn  zu  machen  trachte;  das  Gesetz  sehe  vielmehr  die 
Post  keineswegs  allein  als  eine  financielle  Anstalt  an,  deren  einzi- 
ger und  letzter  Zweck  darin   bestehe,   die  Einkünfte  des  Staates 
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möglichst  zu  vermehren;  vielmehr  gebe  der  §.  142,  Theil  II,  Tit. 
15  des  Allgem.  Landrechts  als  den  Zweck  des  Bestehens  des  Post- 
Regals an:   „damit   der  Staat  diese  Anstalten  zum  ge- 
meinen Besten  unterhalten  könne;"   aus  ähnlichen  landes- 
polizeilichen Rücksichten  habe  denn  auch  das  Gesetz   vom  3.  Nov. 
1838  dem   Handelsministerium   eine   sehr   durchgreifende  Aufsicht 
über  die  Eisenbahn-Unternehmungen   übertragen    (cfc.  §§.  1,  6, 
21,  23,  27,  31,  32,  34    des  Gesetzes),  und  es  könne  nun  nicht 
bezweifelt  werden ,    dass  der  Handelsminister  bei   Anordnung  des 
fraglichen  Nachtzuges  gerade   dieses  Oberaufsichtsrecht  des  Staates 
ausgeübt  und  den  angedeuteten  höheren  Zweck  des  Postregals,  die 
Förderung  des  gemeinen  Besten,   vor  Augen  gehabt  habe; 
• —  allerdings  werde  durch  diese  Betrachtung  allein   noch  nicht  je- 
der   Entschädigungsanspruch    der    Eisenbahngesellschaft   unbedingt 
ausgeschlossen,  wenn  nur  wirklich  ein  Eingriff  in  ihre  Privatrechte 
vorläge;   zwar  müssten  einzelne  Rechte  und  Vorlheile  der  Hitglie- 
der des  Staats  den  Rechten  und  Pachten  zur  Beförderung  des  ge- 
meinschaftlichen Wohles ,  weichen ;    dagegen  sei   der  Staat  denjeni- 
gen, welcher  seine  besonderen  Recht e  und  Vorlheile  dem  Wohle  te 
gemeinen  Wesens  aufzuopfern  genolhigt  werde  ,    zu    efitsthfitligfft 
gehalten  (§.  74,   75  der  Einleitung  zum  Allgem»  Landreehi);  ** 
sei  auch  namentlich  mit  Hinblick  auf  das  Gesetz  vom  II,  Mai  IM! 
der  klagenden  Eisenbahngesellschaft  der  Rechtsweg  in  keiner  flta 
verschränkt  worden;   nur   hätte  die  klagende  Gesellschaft  zur  Be- 
gründung ihres  Entschädigungsatispruchs  nachweisen   müssen,  i!k* 
die   Anordnung   des   Nachtzuges   von   Seiten   des  HandelsministoK 
wirklich  einen  solchen  Eingriff  in  ihre  Privatrechle  enthülle,  wwt'f 
nach  dem  Gesetz  vom  11.  Mai  1842  nölhig  sei,  um  einen  Enlselm- 
digungsanspruch  zu  begründen. 

Hiernach  sei  eine  nähere  Erörterung  des  §.  36  des  Eisen* 
bahngesetzes  nöthig.  Im  diesem  Paragraphen  trete  der  Staat  w* 
aus  dem  Post-Regale  entspringendes  Vorrecht,  an  festgesetzten  Ti- 
gen  und  zwischen  bestimmten  Orten  Personen  und  Sachen  zu  be- 
fördern ,  so  weit  es  für  den  Ret  rieb  der  Eisenbahnen  milbig  m 
die  in  jenem  Regale  enthaltene  Ausschliessung  des  PrivatgeverlMs 
aufzugeben ,   an  jene  ab ,    wobei  der  Poslverwaltung  die  BerecM- 
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gang  vorbehalten  worden  sei ,   die  Eisenbahnen   zur.  Beförderung 
postmissiger  Versendungen  unter   den  näheren  Bestimmungen  des 
Gesetzes  zu  benutzen;   hier  stehe  nun  die  den  Gesellschaften  auf- 
erlegte Pflicht  „ihren  Betrieb,    so  weit  es  die  Natur  desselben  ge- 
statte, in  die  nothwendige  Uebereinstirnmung  mit  den  Bedürfnissen 
der  Postverwaltung  zu  bringen*  obenan,  und  sei  der  gewählte  Aus- 
druck „ihren  Betrieb  in  Uebereisümmung   zu  bringen*  ein  so  all- 
gemeiner,  dass  sprachlich  nichts  entgegenstehe,   darunter  auch  die 
Regulirung  des  Fahrplans  zu  begreifen;   ja  sogar  scheine   der  in- 
nere Zusammenhang  und  der  innere   Grund  der  Bestimmung,  „die 
„Gesellschaft  sei  verpflichtet ,    ihren  Betrieb  mit  den  Bedürfnissen 
„der  Postverwaltung  in  die  nothwendige  Uebereinstirnmung  zu  brin- 
gen8, zu  der  Annahme  zu  berechtigen,  dass  der  Gesetzgeber  hier- 
bei recht  eigentlich   und  gerade    zunächst   an  die  Regulirung  des 
Fahrplanes   gedacht  habe;    komme   es  hierbei  überhaupt  noch  auf 
Gewährsmänner  und  namentlich  auf  zu  allegirende  literarische  Au- 
toritäten an  ,   so  möge  bemerkt  werden ,   dass  die  Gebrüder  Jacob 
und  Wilhelm  Grimm  in  ihrem  deutschen  Wörterbuch,  Band  I,  Lie- 
ferung 8  Seite  1714,  Betrieb  durch  tractatio,  cura  übersetzen 
und  alsdann  zu  2  wörtlich  hinzufügen : 

„Der  Betriebsverwaltung:  der  Betrieb  der  Eisenbahn,  des  Han- 
dels, des  Geschäfts.« 
Ton  diesen  berühmten  Sprachforschern  werde  daher  der  Aus- 
druck ,der  Betrieb  der  Eisenbahn"  ebenfalls  in  dem  weiteren  Sinne 
und  Umfange  als  Verwaltung  derselben  aufgefasst,  und  nun  dürfe 
es  doch  gewiss  nicht  bezweifelt  werden ,  dass  zu  der  Verwaltung 
auch  die  Regulirung  des  Fahrplanes,  speciell  aber  die  Festsetzung 
der  Abgangszeit  der  einzelnen  Züge  gehöre. 

Bei  Entscheidung  streitiger  Rechtstelle  dürfe  der  Richter  den 
Gesetzen  keinen  andern  Sinn  beilegen,  als  welcher  aus  den  Worten 
im  Zusammenhange  derselben  oder  aus  dem  nächsten  unzweifelhaften 
Grunde  des  Gesetzes  deutlich  erhelle  (§  46  der  Einleitung  zum 
Allgemeinen  Landrecht.) 

In  letzterer  Hinsicht  sei  auf  die  legislatorischen  Vorarbeiten 
(die  Motive)  des  Gesetzes  vom  3.  Nov.  1838,  gleichsam  wie  auf 
eine  authentische  Interpretation  zu  rekurriren.  Nach  den  vorgeleg- 
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teil  Staatsraths-Akten  seien  im  Staats-Ministerium  die  Ansichten  da- 
rüber getheilt  gewesen,  ob  die  Verhältnisse  der  Post  zu  den  Eisen- 
bahngesellschaften generell  und  gleichmässig  durch  ein  allgemeines 
Gesetz  bestimmt  werden  müssten,  oder  ob  es  der  erstereti  zu 
tiberlassen  wäre,  sich  mit  jeder  einzelnen  Gesellschaft  durch 
specielle  Verträge  zu  einigen;  der  damalige  Chef  der  Postverwal- 
tung, der  Staatsminister  von  Kagler  habe  das  Letztere  empfohlen, 
die  entgegengesetzte  Ansicht  aber,  die  später  die  Allerhöchste 
Sanction  erhalten  habe,  werde  namentlich  in  dem  Berichte  des 
Staatsministeriums  vom  30.  Januar  1838,  bei  Vorlegung  des  nach- 
her zum  besetze  erhobenen  Entwurfs  H.  b.,  mit  folgenden  Wor- 
ten motivirt: 

„Mag  man  nun  die  landespolizeilichen  Zwecke  der  Postanstalt 
„oder  den  financiellen  Nutzen,  welchen  sie  gewährt,  in  Be- 
tracht nehmen:  so  sind  die  Interessen  der  Postverwaltung 
„in  beiden  Beziehungen  durch  die  obigen  Vorschläge  ebenso 
-  „sicher  gestellt  wie  bei  einer  vertragsmässigen  Regulirung 
„mit  jeder  einzelnen  Gesellschaft.  Denn,  was  die  landespoli- 
'  „zejlichen  Zwecke  anlangt,  so  hat  die  Postverwaltung  in 
„Folge  der  den  Eisenbahngesellschaften  aufzuerlegenden  Ver- 
pflichtung, ihren  Betrieb  nach  den  Bedürfnissen  der  Post- 
Verwaltung  einzurichten,  es  in  ihrer  Hand,  eben  da, 
„vt;as  sie  in  dieser  Hinsicht  im  Wege  des  Vertrages  sich 
„auszubedingen  für  nöthig  erachtet,  den  Gesellschaften  als 
„eine  gesetzliche  Obliegenheit  vorzuschreiben,  um  fortwäh- 
rend, so  wie  die  Verhältnisse  im  Laufe  der  Zeit 
„sich  anders  gestalten,  dieFahrten  ihren  Bedürf- 
nissen entsprechend  regulirt  zu  sehen. 

„Auch  für  das  Interesse  der  Reisenden,  welebe 
„mit  der  Post^  ankommen  oder  weiter  gehen  wollen,  kann 
„die  Postverwaltung  vermöge  ihrer  Einwirkung  auf  die 
„Betriebseinrichtung  eben  so  gut  wie  bei  meiner  verfrags- 
„mässigen  Regulirung  sorgen,  indem  sie  daraufhält, 
„dass  die  Eisenbahnfahrten  sich  den  Postkursen 
„passlich  anschliessend 
Endlich  sei  von  den  Staalsraths-Abtheilungen  die  von  ihnen  vor- 
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geschlagene  veränderte,  dem  nunmehrigen  $36  genau  entspre- 
chende Fassung  des  Gesetzes  motivirt  worden  durch  folgende 
Bemerkungen:  '  '  ' 

„Der  §.  28  Entwurf  II  b.  bestimmt  das  Verhältnis*;,  in  wel- 
sches die  Eisenbahngesellschaflen  zur  Postverwaltung  treten, 
„und  setzt  diejenigen  Naturalleislungen,  zu  welchen  diese  ge- 
igen j°ne  verpflichtet  sein  soll,  fest  Man  vermisst  dabei 
„eine  Erwähnung  der  Rechte,  welche  die  Post  als  Regal 
„auszuüben  hat,  und  des  Umstandes,  däss  dieselben  zum  Theil 
„den  Eisenbahnen  fiberlassen  werden.  Nur  durch  Delegation 
„kommen  die  Eisenbahnen  in  den  Besitz  von  Rechten,  die 
„sie  sonst  nicht  würden  ausüben  dürfen,  und  nur  dadurch 
„motiviren  sich  die  Leistungen,  welche  sie  zu  übernehmen 
„haben.44 
Es  sei  dann  noch  zusätzlich  zur  Erläuterung  der  Nro.  1  des 
Paragraphen   hinzugefügt  worden: 

„Dje  Post  kann  hiernach  die    zum    Anschlüsse    an 
„ihre     Kurse     nöthigen    Beförderungszeiten    vor- 
schreiben, und  wenn  dies  Recht  auch  nicht  ohne  Schwie- 
rigkeit *)   in  der  Ausübung  sein  wird,  so  ist  es  doch  un- 
„erlässlich ,  wenn  der  Postdienst  pünktlich  versehen  sein  sott.44 
Aus   dieser  Entstehungsgeschichte    des    %   36    des    Eisenbahnge- 
setzes  ergebe  sich  unwiderleglich,   dass  man    der  Postverwaltung 
allerdings  eine  Einwirkung  auf  die  Regulirung   der  Fahrpläne   und 
die  Bestimmung  der  Beförderungszeiten  der  einzelnen  abzulassen- 
den Züge  habe  vorbehalten  wollen,  und  dass  die  dieser  Befugniss 


*\ 


Wenn  das  Recht  der  Postverwaltung  (also  nunmehr  des  Handelsministers 
als  des  Chefs  derselben),  die  Abfahrtzeiten,  also  auch  die  Zahl  der  Züge 
vorzuschreiben,  ein  unbeschränktes  ist,  wenn  die  Eisenbahngesell- 
schaften selbst  dann  keine  Entschädigung  fordern  dürfen,  wenn  sie  ge- 
zwungen werden,  ihre  gadze  Existenz  irgend  einem  Bedürfnisse  der  Post 
zum  Opfer  zu  bringen  —  so  möchte  man  wahrlich  fragen,  wie  die  Staats- 
raths-Abftheilungen  dazu  gekommen  sind,  in  der  Ausübung  des  fraglichen 
Rechts  irgend  eine  Schwierigkeit  für  den  Staat  zu  finden.  Dann 
bleibt  ja  nur  die  letzte  Schranke  alles  Menschlichen,  die  Göthe  mit 
den  Worten  andeutet :  „es  ist  dafür  gesorgt,  dass  die  Bäume  nicht  in  den 
Himmel  wachsen,"  übrig. 
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entsprechende  Verpflichtung  der  EisenbahngeseUschaflen  mit  zu  den- 
jenigen Leistungen  gehöre,  durch  welche  sie  das  theilweise  auf 
sie  übertragene  Postregal  abgellen  sollten  (§.  92  der  Einleitung 
zum  Allgemeinen  Landrecht),  und  daraus,  dass  das  Project  der 
Abtheilungen  nachher  in  upverändeler  Fassung  zum  Gesetz  erhoben 
worden  sei,  müsse  mit  Zuverlässigkeit  gefolgert  werden,  dass  der 
Gesetzgeber  sich  auch  den  dafür  angeführten  Motiven  angeschlos- 
sen und  dieselben  gebilligt  habe. 

Weiin  aber  als  Argument  für  die  Entscbädigungspfiicht  des 
Staates  geltend  gemacht  werde,  in  den  Statuten  der  in  neuerer 
Zeit  concessionirten  Eisenbahnen  sei  dem  Staate  ausdrücklich  das 
Recht  vorbehalten,  den  Fahrplan  zu  genehmigen  und  abzuändern, 
welches  Vorbehalts  es  nicht  bedurft  kälte,  wenn  das  Recht  zur 
Abänderung  der  Fahrpläne  dem  Staate  bereits  durch  den  $.  36 
Nro.  1  gegeben  sei  —  so  erscheine  dieses  argumentum  a  contra- 
rio bei  näherer  Prüfung  nicht  stichhaltig.  Es  fehle  an  zureichenden 
Gründen  zu  der  Annahme,  der  Staat  habe  in  dieser  Hinsicht  die 
neu  concessionirten  Eispnbahngesellschaften  materiell  ungünstiger 
als  die  früheren  stellen  wollen;  es  liege  vielmehr  viel  näher,  in  den 
ausdrücklichen  Vorbehalte  des  Staats,  den  Fahrplan  genehmigen 
regp.  abändern  zu  dürfen,  nur  das  Bestreben  zu  erkennen,  diejenige 
Befugniss,  die  bereits  der  §.  36  Nro  1  des  Eisenbahngesetzes  dea 
Staate  einräumt,  bestimmt  und  schärfer  hervorzuheben,  um  so  je- 
dem künftigen  Zweifel  und  Einwand  um  £0  entschiedener  vorzu- 
beugen. Insofern  werde  durch  die  neueren  Cortcessionen  gerade 
dargethan,  in  welchem  Sinn  der  Gesetzgeber  das  Verbällniss 
der  Eisenbahngesellschaften  zu  dem  Staate  aufgefasst  habe. 

Zur  Widerlegung  des  Einwandes  der  Eisenbahngeselisehaft: 
die  Natur  ihres  Unternehmens  gestatte  die  Einrichtung  von  Nacht- 
zügen nicht  —  genüge  offenbar  die  Hinweisung,  dass  dieselben 
bereits  geraume  Zeit  ungefährdet  bestanden  hätten.  Natürlich 
erscheine  in  Beziehung  auf  die  Frage,  oh  die  Natur  des  Be- 
triebes der  betreffenden  Eisenbabngesellschaft  die  Ablassung  von 
dergleichen  Nachtzügen  gestatte  ?  die  Untersuchung,  ob  die  Ein- 
richtung der  Nachtzüge  der  Gesellschaft  Mehrausgaben  veran- 
lasst, oder  ob  sie  gar  Gewinn  abgeworfen,  ganz  einflusslos;  viel- 
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mehr  könne  die  grössere  oder  geringere  Rentabilität  einer  sol- 
chen Einrichtung  für  die  Beurtbeilung  der  natürlichen  Statthaftig- 
keit derselben  niemals  maassgebend  und  entscheidend  sein«  In  der 
Thal  würde  das  ganze  in  dieser  Hinsicht  geltend  gemachte  Ar- 
gument, wenn  es  begründet  wäre,  nur  den  ursprünglichen  Kla- 
geantrag der  Gesellschaft: 

„zu  erkennen,  dass  Fiskus  aus  dem  Gesetze  vom  3.  No- 
vember 1838  nicht  befugt  sei,  die  Einrichtung  von  Nacht- 
zügen und  das  Fortbestehen  des  in  Folge  der  Androhung  ad- 
ministrativer  Zwangsmaassregeln  . eingerichteten 

Nachtzuges  zu  verlangen,  vielmehr  schuldig,  die  Einstellung 
dieses  Zuges  sofort  geschehen  zu  lassen," 
rechtfertigen;  gerade  dieser  Antrag  sei  aber  durch  das  vorherge- 
hende Erkenntniss  des  Hofes  zur  Entscheidung  der  Competenz- 
oonflicte  beseitigt,  und  in  Betreff  seiner  der  Rechtsweg  für  unzu- 
lässig erklärt  worden. 

Indessen  werde  auch  hier  durch  die  bereits  erwähnten  Materia- 
lien der  Gesetzgebung  eine  befriedigende  und  vollkomfmen  hinrei- 
chende Auskunft  gegeben.  In  der  Sitzung  des  Staatsrats  vom  13. 
Juni  1838  sei  die  Berathung  noch  einmal  auf  den  §.  28  des  Ent- 
würfe zurückgekommen,  und  heisse  es  in  dem  Eingange  des  Proto- 
kolls: 

„Zu  §<  28  IL  b.  wurde  nachträglich  bemerkt,  dass  die  Bestim- 
mung, nach  welcher  die  Eisenbahngesellschaften  ihren  Betrieb 
„in  die  nothwendige  Uebereinstimmung  mit  den  Bedürfnissen 
„der  Postverwaltung  zu  bringen  verpflichtet  sein  sollen,  nicht 
„buchstäblich  und  unbedingt  ausgeführt  werden  könne,  ohne 
„die  Eisenbahnfahrten,  welche  nicht  wie  gewöhnliches 
„Fuhrwerk  an  jedem  Orte,  sondern  nur  an  den  be- 
istimmten Stationen  anhalten  könnten,  sehr  zu  hemmen 
„und  zu  stören.  Den  Gesellschaften  werde  man  nicht  etwas 
„aumuthen  können,  was  mit  der  Natur  des  Eisenbahnbetriebes 
„unverembarlich  oder  sonst  unbillig  erscheine.  Es  dürfte  des- 
halb hinter  dem  Worte  „Betrieb"  einzuschalten  sein:  so  weit 
„die  Natur  desselben  es  gestattet." 
Hieraus   ergebe   sich   klar,   fahrt   das   Obertribunal  fort,  dass  da- 

Eiienbahnrecht  IL  1  i 
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•bei  also  die  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Eisenbahngesellschtf- 
ten  als  blosser  Erwerbsgesellschaften  keineswegs  maassgebend  und 
entscheidend  gewesen  sei. 

Gegenwärtig  handle  es  sich  überhaupt  nur  noch  am  die  Frage, 
ob  für  die  Einrichtung  des  Nachtzuges  Entschädigung  zu  leisten 
sei.  Diese  Frage  müsse  indessen  entschieden  verneint  werden. 
Der  Staat  übe  dadurch,  dass  das  Ministerium  für  Handel  etc.  die 
Einrichtung  eines  Nachtzuges  verlangt  habe,  nur  eine,  durch  $.  36 
Nro.  1  a.  a.  0.  ihm  wirklich  vorbehaltene  Befugniss  aus.  Aus 
diesem  gesetzlich  reservirten  Rechte  des  Staates  folge  die  corres- 
pondirende  Pflicht  der  Eisenbahngesellschaft,  einen  solchen  Nacht- 
zug einzurichten,  (§.  92  der  Einleitung  zum  Allgemeinen  Land- 
recht) und  da  das  Gesetz  diese  Verpflichtung  der  Gesellschaften 
nur  als  eine  Vergütung  für  die  theilweise  Abtretung  der  aus  dem 
Postregal  entspringenden  Vorrechte  ansehe,  so  könne  nicht  noch 
eine  besondere  Entschädigung  verlangt  werden. 

Hiermit  erledige  sich  auch  für  die  selbst  vor  Erlass  des  Eisen- 
bahngesetzes bereits  concessionirten  Gesellschaften  die  Berufung 
auf  den  §.  49  des  Gesetzes  vom  3,  November  1838.  *)  Dieser 
Paragraph  verheisse  den  bereits  concessionirten  Eisenbahngesell- 
schaften eine  angemessene  Geldentschädigung  nur  für  diejenige 
Einbusse  an  ihren  bisherigen  Einnahmen  oder  für  diejenigen  Mehr- 


*)  §.  49  a.  a.  O.  Wir  behalten  Uns  vor,  nach  Maassgabe  der  weiteren  Er- 
fahrung und  der  sich  daraus  ergebenden  Bedürfnisse,  die  im  gegenwärtigen 
Gesetz  gegebenen  Bestimmungen,  durch  allgemeine  Anordnungen  und 
durch  künftig  zu  ertheilende  Concessionen,  zu  ergänzen .  und  abzuändern, 
und  nach  Umständen  denselben  auch  andere  ganz  neue  Bestimmungen 
hinzuzufügen.  Sollten  Wir  es  für  nothwendig  erachten,  auch  den  bereits 
concessionirten  oder  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  zu  concessionirenden 
Gesellschaften  die  Beobachtung  dieser  Ergänzungen,  Abänderungen  oder 
neuen  Bestimmungen  aufzulegen,  so  müssen  sie  sich  denselben  gleichfalls 
unterwerfen.  Sollte  jedoch  durch  neue  in  diesem  Gesetze  weder  festge- 
setzte noch  vorbehaltene  (§.  38)  und,  sofern  von  künftig  zu  concessioniren- 
den Gesellschaften  die  Frage  ist,  später  als  die  ihnen  ertheilte  Conces- 
sion  erlassene  Bestimmungen,  eine  Beschränkung  ihrer  Ein- 
nahme oder  eine  Vermehrung  ihrer  Ausgaben  herbeigeführt 
werden,  so  ist  ihnen  eine  angemessene  Geldentschädigung  dafür  zu  gewähren. 
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ausgaben,  welche  durch  neue  in  dem  Gesetze  vom  3.  No- 
vember 1838  weder  festgesetzte  noch  vorbehaltene 
Bestimmungen  etwa  herbeigeführt  werden  möchten. 
Indem  aber  der  Handelsmirrister  die  Einrichtung  von  Nachtziigen 
vorschreibe,  handele  es  sich  gar  nicht  von  einer  derartigen  neuen 
Bestimmung,  indem  der  Staat  nur  eine  solche  Befugniss  gellend 
mache,  die  ihm  der  §.  36  Nro.  1  nach  seiner  richtigen  Deutung 
bereits  wirklich  gewähre. 

Eben  so  wenig  könne  die  Eisenbahngesellschaft  die  Bestimmun- 
gen des  Art.  9  der  Verfassungs-Urkunde  vom  31.  Januar  1850: 
„Das  Eigenthum  ist  unverletzlich.    Es  kann   nur  aus  Gründen 
„des  öffentlichen  Wohls  gegen  vorgängige,  in  dringenden  Fäl- 
len wenigstens  vorläufig  festzustellende   Entschädigung    nach 
„Maassgabe  des  Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden* 
für  sich  in  Anspruch  nehmen.    Ueber   den  nur  bedingten  Werlh 
von  dergleichen  Axiomen  (wie  z.  B.  der  Art.  9  im  Eingang  ent- 
halte} in  der  Anwendung  auf  Rechtsstreitigkeiten  der  vorliegenden 
Art  habe  sich  bereits  das  Revisipnsurtheil  des  Obertribunals   vom 
17.  September  1852  (Entscheidungen   Band  24  pag.   312)  ausge- 
sprochen«   Durch  die  oft  gedachte  Haassregel  des  Handelsministers 
sei  aber  auch  die  Eisenbahngesellschaft  keineswegs  in  ihrem 
Eigenthum  verletzt;    ersterer  habe  vielmehr   nur    von  einer 
durch    §.  36  Nro  1    der   Postverwaltung  vorbehaltenen  Befugniss 
Gebrauch  gemacht;  wer  sein  Recht  nach  dem  Gesetze  ausübe,  sei 
zum  Ersatz  eines   bei    dieser  Gelegenheit  entstandenen  Schadens 
nicht  verbunden   (§   94    der  Einleitung  und  $.  36  Theil  I  Tit.  6 
des    Allgemeinen   Landrechts).    Der    zweite  Satz  des  Art.  9  der 
Verfassung  enthalte  überhaupt  weniger  eine  selbstständige  Disposi- 
tion, als  im  Wesentlichen  nur  eine  Hinverweisung  auf  das  Gesetz. 
Die  desfallsigen  allgemeinen  Vorschriften    der  §$.  74  und  75  der 
Einleitung  zum  Allgemeinen  Landrechte  seien  aber  jedenfalls  da 
auszuschliessen,  wo,  wie  hier,  das  Verhältniss  der  Eisenbahngesell- 
schaften   durch    ein    specielles  Gesetz  —  vom  3.  November 
1833  _  und  zwar  im  $.   36  Nro.  1  dahin  geregelt  werde,  dass 
die  Gesellschaft  verpflichtet  erscheine,  ihren  Betrieb,   so   weit   die 
Natur  desselben  es  gestatte,  in  die  noth wendige  Uebereinstimmung* 
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mit  den  Bedürfnissen   der  Postverwaltung  zu  bringen  (cfr.  §.  21 
der  Einleitung  zum  Allgemeinen  Landrecht). 

Ob  aber  die  Einrichtung  eines  Nachtzuges  in  der  That  ein 
Bedürfniss  der  Postverwaltung  sei  oder  nicht,  habe  lediglich  diese 
allein  zu  bestimmen;  die  Entscheidung  hier  aber  unterliege  nicht 
der  richterlichen  Beurtheiluog;  daher  seien  alle  diejenigen  Aus- 
führungen der  Eisenbahngesellschaft,  durch  welche  sie  darthun 
wolle,  dass  die  Einrichtung  des  Nachtzuges  im  Interessö  der  Post- 
verwaltung nicht  als  ein  nothwendiges  Bedürfniss  anzusehen  sei, 
vollkommen  müssig.  Zwar  nenne  die  Etsenbahngesellschaft 
das  beanspruchte  Recht  des  Staates  ein  exorbitantes,  und  meine, 
dass  die  Postverwaltung,  wenn  sie  die  Ablassung  beliebiger  Züge 
ohne  Entschädigung  fordern  dürfe,  es  in  ihrer  Hand  habe,  jede 
Eisenbahngesellschaft  nach  ihrem  Belieben  zu  vernichten,  dass  sie 
z.  B.  nur  die  stündliche  Ablassung  eines  Zuges  zu  fordern  und 
nur  als  Grund  das  Interesse  der  Post  anzugeben  brauche,  wo  dum 
die  Gesellschaft  gehorchen  und  ohne  Entschädigungsanspruch  in 
ihren  Ruin  hineinstürzen  müsse:  —  indessen  habe  dieses  argumen- 
tum ad  hominem  et  ad  absurdum  überhaupt  keinen  juristi- 
schen Werlh,  und  was  die  factischen  Verhältnisse  in  vorliegender 
Sache  angehe,  so  habe  in  casu  der  Handelsminister  gar  nicht  einmal 
eine  Vermehrung  der  Züge  verlangt,  sondern  nur  die  Verlegung  eil* 
Zuges  in  die  Nachtzeit. 

Dass  übrigens  die  Verpflichtung  der  Eisenbahngesellschaften, 
ihren  Betrieb  mit  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung  in  die  nö- 
thige  Uebereinstimmung  zu  bringen,  nicht  auf  das  Bedürfniss  zor 
Zeit  der  Eröffnung  der  Bahn  beschränkt,  sondern  dass  dabei  'noch 
die  künftigen  Bedürfhisse  berücksichtigt  werden,  <L  h.  dass  darun- 
ter das  jedesmalige  Bedürfniss  der  Postverwaltung  ver- 
standen werden  müsse,  ergebe  theils  der  Wortlaut  des  Gesetzes: 
»mit  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung",  iheils 
werde  diese  Deutung  durch  die  obeto  mitgeteilten  Motive  des  Ge- 
setzes unzweifelhaft  bestätigt. 

Die  klagende  Gesellschaft  verkenne  den  rechtlichen  Charakter 
des  Gesetzes  vom  3.  November  1838,  wenn  sie  das  YerhäMniss  des 
Gesetzgebers  zu  der  Gesellschaft  von  dem  Standpunkte  eines  Ver- 
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träges  auffassen  und  demgemäss  nach  Anleitung  des  §.  266  Theil  I 
Tit.  5  des  Allgemeinen  Landrechts  den  §.  36  Nro.  1  a.  a.  0. 
gegen  den  Fiskus  auslegen  wolle,  weil  er  —  der  Gesetzgeber  — 
in  seiner  Willensäusserung  —  dem  Gesetze  —  zweideutiger,  eines  ver- 
schiedenen Sinnes  fähiger  Ausdrücke  sich  bedient  habe.  Gesetze 
seien  keine  Verträge,  und  für  die  Auslegung  der  ersteren  finde 
man  in  den  §$.  46  ff.  der  Einleitung  zum  Allgemeinen  Land- 
recht  besondere  Interpretationsregeln. 

Nicht   minder  unzutreffend  erscheine  die    Berufung    auf  den 
§.14  Theil   I  Tit.   19  des  Allgemeinen  Landrechts: 

„Einschränkungen  und  Belastungen  des  Eigenthums  werden  nie* 
„mals  vermuthet." 
Die  Eisenbahngesellschaft  gehe  dabei  wieder  von  der  irri- 
gen Voraussetzung  aus,  der  Minister  -  für  Handel  etc.  habe  sich 
durch  das  mittels  Androhung  executivischer  Zwangsmaassregeln 
durchgesetzte  Ansinnen  der  Einrichtung  eines  Nachtzuges  im  post- 
fiskalischen  Interesse  einen  Eingriff  in  das  Eigenthum  der  Gesell- 
schaft erlaubt,  während  der  Staat  dabei  doch  nur  von  einer 
Befugniss  Gebrauch  gemacht  habe,  die  ihm  bei  Abtretung  eines 
Theils  der  aus  dem  Postregal  entspringenden  Vorrechte  gesetzlich 
vorbehalten  worden  sei." 

§.    129. 

Die  vorstehend  abgedruckten  Entscheidungsgründe  des  Ober- 
tribunals widerstreiten  so  sehr  unserer  Rechtsansicht,  dass  wir  es 
nicht  unterlassen  können,  die  Frage  einer  eingehenden  Kritik  zu 
unterwerfen.  Hierbei  soll  von  allen  etwaigen  besondern  Bestim- 
mungen der  Statuten  der  einzelnen  Eisenbahngesellschaften  abge- 
sehen, und  die  Berücksichtigung  derselben,  die  ja  auch  nur  factischer 
Natur  ist,  einem  besonderen  Paragraphen  überlassen  bleiben. 

Wir  gehen  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  gegen  die  Ver- 
fügung selbst,  durch  welche  das  Handelsministerium  im  Interesse 
des  Postanschlusses  oder  der  Postverwallung  überhaupt,  den  Eisen- 
tahngesellschaften eine  besondere  Einrichtung  ihres  Betriebes,  z.  B. 
die  Ablassung  von  Nachtzügen,  vorschreibt,  der  Rechtsweg  unzulässig 
ist.    Zwar  lassen  sich  hier  noch  erhebliche  Zweifel  aufwerfen;  so 
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lässt  sich  darauf  aufmerksam  machen,  dass  naoh  $.  10  Theil  II  Tit 
17  des  Allgemeinen  Land  rechts  das  Ami  der  Polizei  darin  besteht, 
die  nöthigen  Anstalten  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe,  Sicher- 
hett und  Ordnung  ....  zu  treffen,  dass  aber  die  Betriebs- 
änderungen der  Eisenbahnen  im  Interesse  der  Postverwaltung  oder 
auch  des  Verkehrs  der  Reisenden  mit  der  öffentlichen  Ruhe,  Sicher- 
heit oder  Ordnung  nichts  zu  Schaffen  haben,  und  daher  die  desfall- 
sigen  Verfügungen  des  Handelsministers  keine  polizeilichen  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1842  sind:  indessen  werden  sich 
diese  Bedenken,  so  lange  in  der  bereits  erwähnten  Iurisprudenz 
des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Competenzconfiicte  kein 
Umschwung  eintritt,  schwerlich  mit  Erfolg  geltend  machen  lassen. 

Nur  die  Entschädigungsfrage  bleibt  daher  den  Gerichten  übrig, 
welche  wir  durch  das  im  vorigen  Paragraphen  referirte  Urlbeil 
des  höchsten  Gerichtshofes  der  Monarchie  nicht  für  abgethan  halten, 
weil  erfahrungsgemäss  selbst  die  höchsten  Gerichtsbehörden  in  allen 
Ländern  ihre  Rechtsansichten  oft  geändert  haben. 

Der  Untersuchung  der  Enlschädigungsfrage  muss  die  Erörterung 
vorhergeben,  welche  Rechte  dem  Handelsministerium  durch  den  $•  36 
Nro.  1  gegeben  seien,  welche  Einrichtungen  er  in  Folge  dieser  Ge- 
setzesstellen verlangen  und  zwangsweise  durchsetzen  dürfe?  Denn, 
wenn  auch  seine  Verfügung  selbst  nicht  angegriffen  werden  kann,  so 
ist  es  doch:  klar,  dass  der  Staat  Entschädigung  zu  leisten  verbunden 
ist,  sobald  die  betreffende  Ministerial- Verfügung  den  Eisenbahnge- 
sellschaflen  eine  grössere  und  Schaden  bringende  Verpflichtung  auf- 
erlegt, als  sie  gesetzlich  zu  tragen  haben.  In  dieser  indireclen 
Weise  sind  auch  die  Grenzen  des  gesetzlichen  Rechts  des  Mi* 
nisteriums  vor  Gericht  zu  erörtern.  Es  kommt  dann  erst  in  zweiter 
Linie  die  Frage  zur  Sprache,  ob  nieht  wenigstens  —  vdas  Recht 
zu  der  ministeriellen  Verfügung  an  sich  vorausgesetzt  —  für  die 
etwa  damit  verbundene  financielle  Belastung  von  dem  Staate  Ver- 
gütung geleistet  werden  müsse.  * 

Bei,  der  Interpretation  des  $.  36  Nro  1  muss  vor  allen  Din- 
gen festgestellt  werden,  welche  Interpretationsregeln  —  ob  äe  bei 
Verträgen,  oder  die  bei  Gesetzen  geltenden  —  anzuwenden  sind. 
In  diesem  Punkte  möchte  das  Erkenntnis  des  Obertribonals,  wel- 
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ches  in  fine  ausfuhrt,  der  $.  36  Nro.  1  sei  ein  Theil  eines  Ge- 
setzes und  daher  nach  den  in  den  $.  46  ff.  der  Einteilung  zum 
Allgemeinen  Landrecht  angegebenen  Regeln  auszulegen,  wohl  keinem 
begründeten  Zweifel  unterworfen  werden  können.  Die  in  Betracht 
kommenden  Gesetzesstellen  sind  demnach  folgende: 

„Bei  Entscheidungen  streitiger  Rechtslalle  darf  der  Richter  den 
„Gesetzen  keinen  andern  Sinn  beilegen,  als  welcher  aus  den 
„Worten  und  dem  Zusammenhange  derselben,  in  Beziehung  auf 
„den  streitigen  Gegenstand,  oder  aus  dem  nächsten  unzweifel- 
haften Grunde  des  Gesetzes,  deutlich  erhellt. 

„  ...  die  verliehenen  Privilegien  und  Freiheiten  sind  so 
„zu  deuten,  dass  die  wohlthätige  Absicht  des  Gebers  dabei 
„nicht  verfehlt  oder  vereitelt  werde      ........ 

„Ausserdem  sind  alle  dergleichen  besondern  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen so  zu  erklären,  wie  sie  mit  den  Vorschriften  des 
„gemeinen  Rechts  und  dem  Hauptendzweck  des  Staats  am  näch- 
sten übereinstimmen. 

Also  der  $  36  Nro.  1  ist  im  Zusammenhange  mit  .der 
allgemeinen  Gesetzgebung  sowohl,  als  auch  mit  den  Übrigen  Be- 
stimmungen des  Eisenbahngesetzes  und  des  Übrigen  Theiles  de* 
Paragraphen  selbst  zu  interpretiren,  und  muss  dabei  auch  auf  seinen 
legislatorischen  Grund  Rücksicht  genommen  werden.  Nur  dann,  wenn 
seine  Worte  einen  unzweifelhaften  Sinn  ergäben,  wenn  sie  z.  B. 
ausdrücklich  sagten,  dass  die  Postverwaltung  berechtigt  sei,  alle 
beliebige  Vorschriften  über  die  Einrichtung  des  Betriebes,  im  In- 
teresse der  Postverwaltung  zu  machen  —  und  zwar  ohne  Entschä- 
digung der  Gesellschaften  —  ,nur  in  diesem  Falle  würde  es  über- 
flüssig sein,  auf  die  sonstige  Gesetzgebung  als  Auslegungsmittel 
zurückzukommen.  Indessen  wird  man  schwerlich  mit  einigem 
Schein  von  Recht  behaupten  können,  dass  die  Worte,  welche  die 
Gesellschaft  verpflichten,  ihren  Betrieb,  so  weit  es  die  Natur 
desselben  gestattet,  in  die  notwendige  Uebereinstimmung  mit 
den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung  zu  bringen,  schon  deutlieb 
ihre   Verpflichtung     enthalten,     bis    zur    Grenze    des    technisch 
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Möglichen  alle  Miuieterialverfügungen,  die  nur  im  wirklichen  oder 
angeblichen  Interesse  der  Postverwaltung  liegen,  auszufahren;  es 
ist  vielmehr  schon  von  vornherein  klar,  dass  eine  solche,  auf  die 
financielle  Möglichkeit  gar  keine  .Rücksicht  nehmende  Auslegung 
dem  Eingange  des  §.  36,  welcher  den  Gesellschaften  das  Privile- 
gium der  Beförderung  verleiht,  und  derjenigen  gesetzlichen  Be- 
stimmung, nach  welcher  verliehene  Privilegien  so  zu  deuten  sind, 
dass  die  woUthätige  Absicht  des  Gebers  nicht  vereitelt,  werde, 
direkt  widerstreiten  würde.  Bei  einer  solchen  Auslegung  könnte 
man  nicht  mehr  von  einem  Rechte  der  Eisenbahngesellschafleo 
auf  Beförderung  von  Personen  und  Sachen  sprechen;  denn  ein 
Recht,  dessen  Ausübung  durch  ministerielle  Maassregeln  illusorisch 
gemacht  und  in  seiner  Ausübung  gänzlich  gehindert  werden  kann, 
ist  kein  Recht  mehr;  das  Wesftn  des  Rechts  besteht  ja  gerade 
dqrin,  dass  ihm  ein  Rechtsschutz  zur  Seite  steht.  Man  kann 
also  gewiss  nicht  sagen,  dass  die  Worte  des  $.  36  Nro.  1  der 
Postverwaltung  eine  schrankenlose  Befugntes  gewähren,  und  da  der 
freilich  ziemlich  vage  und  allgemein  gefasste  Ausdruck  „so  weit  es  die 
Natur  des  Betriebes  gestattet*  selbst  schon  eine  Schranke  andeutet, 
so  muss  man  diese  Schranke  in  der  sonstigen  Gesetzgebung  suchen. 

Um  zu  einer  principiellen  Erkenntniss  des  §.  36  Nro  1  zu 
gelangen,  ist  zunächst  zu  fragen:  wie  würde  die  Stellung  der  Eiset* 
bahngesellsehaften  sein,  wenn  dieser  Paragraph  nicht  existirte? 

Im  Allgemeinen  nehmen  die  Eisenbahngesellschaften  die  gesetz- 
liche Stellung  von  Fuhrunternehmungen  ein  und  sind  daher,  abge- 
sehen von  allen  speciellen  Beschränkungen,  in  der  Betreibung  ihres 
Gewerbes  ebenso  unbeschränkt  wie  der  Fuhrunternehmer,  Letz- 
terer kann  seinen  Betrieb  so  einrichten,  wie  er  will;  er  kann  seine 
Wagen  zu  jeder  beliebigen  Zeit  abgehen  lassen;  er  kann  seine 
sonstigen  Einrichtungen  ganz  nach  Gefallen  treffen,  und  ist  nur  in 
sofern  beschränkt*  als  er  die  Gesetze  und  polizeilichen  Vorschrif- 
ten nicht  übertreten  darf:  aber  seine  Beschränkung  ist  eine  Aus- 
nahme, die  durch  eine  specielle  Bestimmung  gerechtfertigt  sein 
muss ;  die  gesetzliche  Regel  ist  für  ihn  immer  die  völlige  Freiheit 
des  Handelns. 

Man  könnte  hier  zwei  Einwendungen  machen,  die  auf  den  ersten 
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Blick  einigen  Schein  für  sich  haben,  nämlich  einmal,  dass  das  Be- 
förderungsrecht der  Eisenbahngesellschaften  selbst  nur  eine  Aus- 
nahme von  dem  sonst  allgemein  geltenden  Postregal  des  Staates  und 
daher  strikt  zu  interpretiren  sei,  und  dass  das  Eisenbahn  gesetz 
die  Gesellschaften  ausdrücklich  dem  Aufsichtsrecht  des  Staats  unter- 
werfe; indessen  verlieren  beide  Einwendungen  bei  näherer  Betrach- 
tung allen  Werth. 

Das  Postregal  selbst  ist  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen 
gesetzlichen  Regel.  Der  Preussische  Staat  hat  sich  zwar  nicht  bloss 
aas  financiellen  Gründen  ,  sondern  auch  des  gemeinen  Besten  we- 
gen (§.  142  Theil  II,  Tit.  15  des  Allgera.  Landrechts)  das  ab- 
schliessende Recht  vorbehalten;  Posten  etc.  anzulegen,  und  hat  das 
Privatgewerbe  in  Beziehung  auf  die  Beförderung  von  Personen  und 
Sachen  einer  gewissen  Ausschliessung  unterworfen.  Indessen  ist 
diese  Ausschliessung  einestheils  keineswegs  eine  mit  Notwendig- 
keit aus  dem  Begriffe  des  Staates  hervorgehende  und  kein  unbe- 
dingtes Postulat  eines  gesetzlichen  Zustandes  überhaupt,  indem  sich 
ein  gedeihliches  Staatsleben  auch  sehr  wohl  ohne  Postzwang  den- 
ken lässt,  —  andern  Theils  ist  auch  selbst  nach  den  positiven  Ge- 
setzen des  Preussischen  Staates  die  Ausschliessung  des  Privatge- 
werbes keine  vollständige  ,  sondern  vielmehr  werden  durch  das 
Postgesetz  nur  gewisse  Beförderungen  von  Personen  und  Sachen 
dem  Regal  vorbehalten,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel ,  dass 
überall  da,  wo  eine  solche  specielle  Ausnahme  nicht  durch  die  Ge- 
setze eingeführt  wird,  wieder  die  allgemeine  gesetzliche  Regel  der 
Freiheit  des  gewerbemässigen  Transportbetriebes  eintritt.  Man  kann 
nicht  sagen :  „diejenige  Beförderung  ist  frei,  welche  das  Gesetz  von 
de«  Postregal  ausnimmt*,  sondern  man  muss  den  Satz  so  hinstel- 
le »jede  Beförderung  ist  dem  freien  Gewerbe  der  Privaten  über- 
lassen, sofern  sie  nicht  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  dem  Post- 
regal unterworfen  wird.*  Die  Eisenbahngesellschaften  würden  ohne 
irgend  einen  Verzicht  des  Staates  auf  sein  Regal  schon  ohnehin 
das  Recht  haben,  gewisse  Beförderungen,  z.  B.  von  Frachtcolli's 
über  20  Pfund  Gewicht,  vorzunehmen,  und  wenn  nun  der  Staat  zu 
ihren  Gunsten  noch  weiter  auf  sein  Regal  verzichtet,  so  wird  ihnen 
dadurch  nicht  ein  neues  Recht  geschaffen,  sondern  vielmehr  die 
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bis  dahin  besiehende  Beschränkung  des  an  sich  ganz  allgemein  be- 
stehenden Rechtes  des  gewerbmässigen  Transportbetriebes  beseitigt 
Letzteres  Recht  erhält  wieder  seinen  vollen  Umfang)  so  weit  nicht 
noch  etwa  einzelne  Beschränkungen  festgehalten  werden;  Es  ver- 
hält sich  damit  gerade  so  wie  mit  dem  Dtspositionsrecht  des  Eigen- 
thdmers,  welches  trotz  aller  auf  das  Eigenthum  gelegten  Lasten 
immer  der  Theorie  nach  ein  unbeschränktes  bleibt  and  sofort  wie- 
der seinen  vollen  Umfang  erhält,  sobald  nur  die  Beschränkungen 
fortfallen.  Die  Eisenbahngesellschaften  haben  also,  in  sofern  ihnen 
nicht  durch  specielle  Gesetze  besondere  Vorschriften  gemacht  wer- 
den ,  ein  ganz  unbeschränktes  Recht  der  Beförderung  und  da  sie 
in  dem  Betriebe  eben  so  frei  sind,  wie  jeder  andere  Fuhrunterneh- 
mer ,  so  können  sie  ihre  Einrichtungen  treffen ,  wie  sie  wollen. 
Dass  sie  einer  Concession  bedürfen,  um  überhaupt  eine  recht- 
liche Existenz  zu  erlangen,  ist  dabei  ganz  gleichgültig,  da  die  Con- 
cession an  keine  andere  Bedingungen  geknüpft  ist,  als  an  diejeni- 
gen, welche  das  Gesetz  oder  die  Verleihungs-Urkunde  auferlegt. 

Hit  dieser  Auffassung  stehen  auch  diejenigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, welche  sich  auf  die  Verleihung  von  Regalien  bezie- 
hen, nicht  in  Widerspruch,  sondern  bestätigen  vielmehr  dieselbe. 
Der  g.  32,  Theil  II,  Tit.  14  des  Allgem.  Landrechts  handelt 
von  der  Verleihung  der  Regalien  und  bestimmt,  dass  innerhalb  kt 
Grenzen  derselben  die  Vermuthung  gelten  solle,  dass  das  Regde 
den  Privatbesitzern  ausschliessend  zukomme,  und  der  Staat  sich 
der  Mitausübung  begeben  habe;  sodann  sagt  der  §.  33,  dass  bei 
der  Auslegung  der  Verleihungs-Urkunde  (und  das  muss  doch  auch 
wohl  in  dem  Falle  gelten,  wo  ein  Specialgesetz  der  Titel  der  Ver- 
leihung ist)  alles  das  stattfinden  solle,  was  in  der  Einleitung  zw 
Allgemeinen  Landrecht  §$.  54-^-58  von  der  Auslegung  der  Privi- 
legien verordnet  sei.  Yon  den  letzteren  Paragraphen  wollen  wir 
nur  auf  denjenigen  aufmerksam  machen ,  nach  welchen  verliehene 
Privilegien  und  Freiheiten  so  zu  deuten  sind,  dass  die  wohlthätige 
Absicht  des  Gebers  nicht  verfehlt  oder  vereitelt  werde. 

Könnte  noch  ein  Zweifel  darüber  bestehen,  ob  die  Gesellschaf- 
ten in  ihrem  Transportbetriebe,  also  auch  in  der  Einrichtung  ihrer 
Fahrpläne  grundsätzlich  frei  seien,  so  mag  noch  darauf  hingewie- 
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seil  werden ,  das«  das  Eisenbahngesetz '  überall  von  der  Voraus- 
setzung der  freien  selbständigen  Verwaltung  der  Eisenbahngesell- 
schaften ausgeht.  Abgesehen  von  speciellen  Leistungen,  die  es  ih- 
nen auferlegt,  unterwirft  es  sie  nur  den  bahnpolizeilichen 
Bestimmungen  des  Handelsministeriums  und  dem  Äufsichtsrechte 
des  Staates. 

Das  Aufsichtsrecht  des  Staates  kann  aber  seiner  Natur  und 
seinem  Wortlaute  nach  nur  das  Recht  der  Beaufsichtigung  bedeu- 
ten, d  h.  das  Recht,  von  allen  Handlungen  der  Verwaltung  Kennt- 
niss  zu  nehmen,  um  eventuell  die  geeigneten  Maassregeln,  welche 
die  Gesetze  an  die  Hand  geben,  ergreifen  zu  können;  niemals  aber 
kann  ras  dem  blossen  allgemeinen  Aufsichtsrechte  des  Staates  die 
schrankenlose  Befugniss  hergeleitet  werden,  in  die  selbstständige 
Verwaltung  der  Gesellschaften  einzugreifen,  und  wenn  die  §§.  1, 
6,  21,  23,  27,  31,  32,  34  des  Eisenbahngesetzes  dem  Handesmi- 
nisterium  auch  in  einzelnen  Punkten  weiter  gehende  Rechte  ge- 
währen, so  sind  dies  Ausnahmen,  welche  die  gesetzliche  Regel  der 
selbstständigen  Verwaltung  der  Gesellschaft  eher  bestärken  als 
schwächen.  So  widerlegt,  sich  auch  der  zweite  angedeutete  Ein- 
wand gegen  die  Rechtsansicht:  * 

dass  die  EiseabaJmgesellschaften  in  ihrer  Verwaltung  und  also 
«ach  in  ihrem  Betriebe,  abgesehen  von  den  speciell  den  Staatsbehör- 
den eingeräumten  Rechten,  grundsätzlich  frei  und  unbeschränkt  sind". 

Es  würde  also  eine  Abweichung  von  den  allgemeinen  Rechls- 
regeln sein  ,  wenn  der  §.  36  Nro.  1  in  der  Weise  zu  deuten 
wäre,  als  wenn  er  der  Postverwallung  respective  dem  Handels- 
ministerium die  Befugniss  gäbe,  den  Gesellschaften  ihre  Betriebsein- 
richtungen  und  namentlich  ihre  Fahrpläne  vorzuschreiben. 

Eine  noch  grössere  Abweichung  von  der  allgemeinen  Gesetz- 
gebung würde  darin  liegen ,  wenn  der  §.  36  Nro.  1  den  Eisen- 
bahngesellschaften eine  financielle,  je  nach  dem  Belieben  des  Mini- 
steriums völlig  erdrückende  Last  auferlegte.  Nach  §.  1  ff.  Theil  I, 
Tit.  8  des  Allgem.  Landrechts  sind  nicht  bloss  körperliche  Sachen, 
sondern  auch  Rechte,  überhaupt  Alles,  was  einen  ausschliessenden 
Nutzen  gewähren  kann,  Gegenstand  des  Privat-Eigenthums ;  es  ge- 
hört also  nicht  bloss  die  Bahn  mit  ihrem   Zubehör ,    sondern  auch 
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der  den  Gesellschaften  gesetzlich  und  concessionsmässig  zustehende 
Transportbetrieb  zu  ihrem  Privat-Eigenthum,  und  dieses  Eigenthum 
sollte  gerade  der  Postverwaltung  gegenüber  um  so  mehr  unange- 
fochten bleiben,  als  es  mit  so  schweren  Opfern  und  mit  so  vieleil 
unentgeltlichen  Leistungen  erkauft  werden  muss.  Nach  $.  13  Theä 
I,  Tit.  19  des  Allgemeinen  Landrechts  sollen  aber  auch  da,  wo  es 
sich  von  gesetzlichen  Beschränkungen  und  Belastungen  des  Eigen- 
thums  handelt,  diese  Beschränkungen  und  Belastungen  niemals  ver- 
muthet  werden.  Die  Präsumtion  streitet  immer  für  die  Freiheit 
des  Eigenthums,  und  das  ist  ein  Satz,  der  auch  als  Norm  bei 
der  Auslegung  dunkler  oder  undeutlicher  Gesetze  seine  Geltung  hat. 
Das  Eigenthum  muss  allerdings  dem  öffentlichen  Besten  oder, 
wie  das  Landrecht  das  ausdrückt,  dem  Wohle  des  gemeinen  Wesens 
(der  salus  publica)  weichen;  aber  nach  dem  in  allen  civiHsirtei 
Ländern  und  auch  in  Preussen  geltenden  Recht  muss  Jeder,  der 
sein  Eigenthum  zum  allgemeinen  Besten  aufzugeben  genöthigt  wird, 
vollständig  entschädigt  werden.  Für  die  eigentliche  Exproprialioi 
sind  die  desfallsigen  Grundsätze  im  Theil  I,  Tit.  11  §.  4—11  des 
Allgemeinen  Landrechts  angegeben,  und  der  Art.  545  des  Rheinische* 
Civilgesetzbuches  enthält  ebenfalls  die  Bestimmung ,  dass  Niemand 
genöthigt  werden  könne ,  sein  Eigenthum  zum  allgemeinen  Best» 
(utilitö  publique}  abzutreten,  es  sei  denngegen  eine  gerechte  Be- 
schädigung. Der  Art.  9  der  Verfassungs-Urkunde  vom  31.  Jan«* 
1850  erhebt  überdies  den  Satz  sogar: zu  einem  politischen  Grund- 
gesetz des  Staates,  indem  er  sagt: 

„Das  Eigenthum  ist  unverletzlich.    Es  kann  nur  aus  Gon- 
aden des  öffentlichen  Wohles  gegen  vorgängige,   in  drin- 
genden Fällen  wenigstens  vorläufig  festzustellende  Entsch- 
ädigung nach  Maassgabe  des  Gesetzes   entzogen   oder  be- 
schränkt werden." 
Hiernach  muss  für  jeden  Eingriff,  der  im  öffentlichen  Interesse 
in  Privatrechte   gemacht    wird,    Entschädigung   geleistet   werden; 
der  Art  9  der  Verfassung  erklärt  jedes  Eigenthum,  also  auch 
eine  Transportgerechtigkeit  für  unverletzlich.    Vor  Erlass  der  Ver- 
fassung war  dieser  Grundsatz  in  der  Gesetzgebung  zwar  wohl  an 
einzelnen  Stellen,  z.  B.  für  die  Expropriation,  aber  nicht  in  solcher 
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allgemeinen  Geltung  ausgesprochen,  wenn  auch  das  Gesetz  vom  11. 
Mai  1842  in  §.  4  von  der  Voraussetzung  auszugehen  scheint,  dass 
für  jede  Aufopferung   von   Rechten  und  Vortheilen  der  Einzelnen 
im  Interesse  des  Allgemeinen  —  Entschädigung   gewähr!  werden 
müsse.     Wenn  also  der  Art.  9  der  Verfassung,  wie  das  Ober-Tri- 
bunal  ausführt,    nur   ein    Axiom*)  von  bedingtem  Werthe  ist, 
welches  der  Specialgesetzgebung  weichen  muss,  so  kann  man  dem 
nur  ia  sofern  beistimmen,  als  derjenige  sich  nicht  auf  die  Verfas- 
sung mag  berufen  können,  dem  zufolge  sonstiger  gesetzlicher  Be- 
stimmungen  in  einer   gewissen  Beziehung  kein  Privat-Eigenthura 
zusteht;  aber  das  Axiom  erhält  einen  durchaus  unbedingten  Werth, 
in  sofern  als  es.  den  allgemein  bindenden  Rechtsgrundsatz  hinstellt, 
dass  für  jede  Aufopferung  des  Eigenthums,  bestehe  dasselbe  nun  iu 
körperlichen  Sachen,  oder  in  Rechten,  Entschädigung  gewährt  wer- 
den muss»     Wenn  der  §.  36  Nro.  1    den  Gesellschaften  die  Pflicht 
tuferlegte,  ohne  Entschädigung  alle  von  den  Behörden  angeordne- 
tes Betriebseinrichtungea  vorzunehmen ,   so   würden  sie  allerdings 
zufolge  gesetzlicher  Bestimmung  in  der  zur  Sprache  kommenden 
Beziehung  nur  ein  beschränktes  Eigentbum  haben,  und  der  Art.  9 
der  Verfassung  würde  ihr  beschränktes  Eigenthum  nicht  in  ein  un- 
beschränktes verwandeln  können,   und  diese  Betrachtung  muss  uns 
auch  dazu  veranlassen,  sofort  zu  erklären,  dass  die  bisherige  Ar- 
gumention allerdings  noch  nicht  hinreicht,    um  die  Frage  zu  ent- 
scheiden;  aber  das  wird  man  in  keiner  Weise  bestreiten  können, 
dass  Alles  dahin  drängt,  den  §.  36  Nro»  1  strikt  zu  interpretiren, 
and  dass    eine    Abweichung  von  den  entwickelten  Recbtsgrund- 
sltzen  unverkennbar  in  seinen  Worten  liegen  muss,  wenn  man  be- 
rechtigt sein  soll,  dieselbe  anzunehmen. 

Bei  der  Interpretation  des  $.  36  Nro.  1  ist  nun  zunächst  seine 
Stellung  in's  Auge  zu  fassen.  Er  bildet*  einen  Theil  der  in  den 
S§.  36—39  enthaltenen  Gesetzgebung,  welche  sich  im  Allgemeinen 


*)  Und  doch  hat  diesem  Axiom  nach  der  übereinstimmenden  Jurisprudenz 
der  ^Rheinischen  Gerichtshöfe  und  des  Ober-Tribunals  selbst,  und  nach 
dem  cüamit  übereinstimmenden  Rescripte  des  Handels-  und  des  Justizministers 
(vergl.  Theil  I,  §.  44  und  45  dieses  Buches),  die  Specialgesetzgebung 
des  Art.  19  des  Rheinischen  Expropriationsgesetzes  weichen  müssen  t 
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mit  den  denr  Staate  für  einen  nach  der  Muthmaassung  des  Gesetz- 
gebers der  Postverwaltung  erwachsenden  Einnahme- Aasfall  —  Sei- 
tens der  Eisenbahngesellschaften  zu  gewährenden  Entschädigungen 
und  Gegenleistungen  befasst.  Es  ist  nicht  zu  leugnen ,  dass  die- 
jenige Ansicht  vieler  Rechtskundigen,  nach  welcher  unser  Paragraph 
den  Eisenbahngesellschaften  nur  solche  Leistungen  vorschreibt,  die 
ein  financielles  Interesse  für  den  Piscus  darbieten,  in  seiner  Stel- 
lung, die  ihn  als  einen  Ring  in  der  ganzen  Kette  von  Entschädi- 
gungen, mit  welcher  die  Eisenbahnen  ihre  Existenz  bezahlen  müs- 
sen, erscheinen,  lässt  —  ihren  bedeutsamen  Anhaltspunkt  findet. 

Indessen  muss  doch  der  unbefangene  Beobachter  zugeben,  dass 
die  Stellung  des  Paragraphen  ihre  Bedeutung  verliert,  wenn  man 
die  Motive  des  Gesetzes  in 's  Auge  fasst.  Der  Anschluss  an  die 
Postcurse  und  das  Interesse  der  Postreisenden  werden  dort  aus- 
drücklich als  diejenigen  Momente  erwähnt,  denen  durch  die  betref- 
fende Gesetzesstelle  Rechnung  getragen  werden  soll ,  und  es  lässt 
sich  nicht  verkennen,  dass  es  sich  in  diesen  Punkten  mehr  von  dem 
atigemeinen  Verkehrsbedürfnisse,  als  von  dem  financiellen  Interesse 
des  Fiscus  handelt.  Wir  glauben  also,  dem  Urtheile  des  Ober- 
Tribunals  in  sofern  beistimmen  zu  müssen,  als  es  das  aus  der  Stel- 
lung der  streitigen  Gesetzesstelle  hergeleitete  Argument  durch  die 
Hinverweisung  auf  die  legislatorischen  Motive  beseitigt. 
Es  ist  daher  zuzugeben: 

„dass  der  Staat  aus  zwei  Gesichtspunkten  die  Uebereinsthn- 
„mung  des  Eisenbahnbetriebes  mit  den  Bedürfnissen  der 
„Postverwaltung  verlangen  könne,  t  nämlich  : 

1)  „des  allgemeinen  Besten  wegen,  so  weit  die  Post  die 
„Trägerin  desselben  ist ; 

2)  „wegen  seines  postfiscalischen  Interesses.* 

Aber  dieses  Recht  des  Staates  kann  nicht  schrankenlos  sein,  ohne 
die  Möglichkeit  der  rechtlichen  Existenz  auf  Seiten  der  Eisenbahn- 
gesellschaften völlig  aufzuheben,  und  das  hat  unzweifelhaft  der  Ge- 
setzgeber nicht  gewollt;  auch  darf  dem  §.  36  Nrtf.  1  nicht  eine 
solche  Ausdehnung  gegeben  werden,  dass  man  dadurch  den  Grund- 
satz der  selbstsländigen  Verwaltung  der  Eisenbahngesellschaften  völ- 
lig aufhebt. 
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»* 


Bedürfnis  der  Postverwallung"  angedeutet.  Mit  dem  wirklieh  vor- 
handenen Bedürfniss  muss  die  Gesellschaft  ihren  Betrieb  in  lieber- 
einsümmung  bringen.    Hier  muss  es  allerdings  für  gleichgültig  er-* 
achtet  werden,    ob  das  Bedürfniss  sich  gleich  bei  der  ersten  Ein- 
richtung des  Betriebes  ,    oder  ob  es  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit 
herausstellt.    Eine  Gesellschaft  wird  sich  nicht  darauf  berufen  kön- 
nen :  bei  der  ersten  Einrichtung,  namentlich  auch  bei  der  ursprüng- 
lichen Regulirung  ihres  Fahrplanes,  sei  kein  Widerspruch  Seitens 
der  Post  erhoben  worden,  und  daher  anzunehmen,    dass  sie  deren 
Bedürfnissen  völlig  genügt  und  das  Recht  erworben  habe,  für  die 
Folgezeit  ein  Mehreres  zu  verweigern.    Ob  aber  ein  wirkliches 
Bedürfniss  der  Postverwaltung  vorhanden  sei,  wird  immer  (in  Be- 
ziehung auf  die  Entschädigungsfrage  wenigstens)  der  Richter  zu 
beurtheilen  haben,  wenn  er  auch  die  Vollziehung  der  betreffenden 
Ministerialverfiigungen   nicht  hindern  kann.    Wäre    diese    Ansicht 
nicht  richtig ,    so   würde    den    Gesellschaften    gegen  Willkür  kein 
Rechtsschutz   zur  Seite  stehen,  obgleich  der  Gesetzgeber  von  1838 
in  den  „Motiven*  ausdrücklich  erklärt  >    die  Willkür  ausschliessen 
zu  wollen.  Einen  solchen  Rechtsschutz  kann  das  Vertrauen  auf  die" 
Billigkeit  der  Regierung,  möchte  dasselbe  auch  ein  gerechtfertigtes 
sein,  niemals  ersetzen,  namentlich,  wenn  es  sich  um  Interessen  han- 
delt, bei  denen  die  Nationalwohlfahrt  mit  vielen  Millionen  betheiligt  ist. 
Wir  sind  gewiss  der  Meinung,  dass  das  Handelsministerium  in 
dem  Falle,  welcher  zu  dem  Erkenntniss  des  Ober-Tribunals  Veran- 
lassung gegeben  hat,  nur  das  allgemeine  Beste  bezweckte;  aber  es 
ist  klar,  dass  der  Verkehr  der  Eisenbahnreisenden  als  solcher  die 
Postverwaltung  nichts  angeht,  und  es  blieb  dann  nur  die  faktische 
Erwägung  übrig ,   ob  der  Vorlheil ,    welchen  die  Post  durch  die 
schnellere   Beförderung  ihrer  Briefe  und  postmässfgen  Sendungen 
fär  das  Publikum  erlangte,    bedeutend  genug  war,   um  von  einer 
Eisenbahngesellschaft  die  mit  grossen  Kosten   verbundene  Aende- 
ning  der  Natur  ihres  Betriebes,  der  bis  dahin  nur  auf  den  Tages- 
verkehr berechnet  war,    verlangen  zu  dürfen.    Zwar  unterscheidet 
das  Gesetz  nicht  zwischen  dem  grösseren  und  dem  geringeren  Be- 
dürfniss; aber  es  widerstreitet  seinem  Geiste,  wegen  des  kleinsten 
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Vortheils  auf  der  einen  Seite,  kolossale  Leistungen  auf  der  anderen 
Seite  zu  fordern.  In  diesem.  Sinne  sagen  die  Motive:  »den  Ge- 
sellschaften werde  man  nichts  zumulhen  können  ,  was  mit  der 
„Natur  des  Eisenbahnbetriebes  unvereinbarlich  oder  sonst  unbil- 
lig erscheine.0  Durch  den  §.  36  Nro.  i  wird  ferner  nicht  jede  Mi- 
nisterialverfügung  autorisirt,  die  das  allgemeine  Beste  zum  Gegen- 
stande haben  mag,  sondern  das  allgemeine  Beste  kommt  nur  in  so- 
fern in  Betracht,  als  die  Postverwaltung  die  Trägerin  desselben  ist 
So  z.  B.  ist  das  Handelsministerium  berechtigt,  so  weit  die  Natur 
des  Eisenbahnbetriebes  es  gestattet ,  in  gewisser  Weise  den  An- 
schluss  an  Postcurse  zu  verlangen;  wollte  es  aber  die  Einrichtung  ei- 
nes Nachtzuges  lediglich  zu  dem  Zwecke  vorschreiben,  damit  zwi- 
schen zwei  nur  durch  Eisenbahn  verbundenen  Städten  die  Rückfahrt 
nach  dem  Theater  oder  nach  gewissen  öffentlichen  Verhandlungen 
ohne  Uebernaohtung  möglich  werde,  so  würde  das  angerufene 
Gericht  diese  Ueberschreituög ,  bei  seinem  Urtheil  zur  Erwägung 
zu  ziehen  haben. 

Aus  allem  diesen  folgt ,  dass  die  auf  den  g.  36  Nro.  1  sich 
stützenden  MinisterialverfQgungen,  welche  den  Eisenbahngesellsctof- 
ten  Betrigbseinrichtungen  oder  Abänderungen  vorschreiben,  moti- 
virt  sein  müssen ,  und  dass  auch  die  Motivirung  in  Beziehung  tff 
die  Entschädigungsfrage  der  Kritik  der  Gerichte  unterliegt 

Die  zweite  Schranke  der  ministeriellen  Befugniss  liegt  iß 
den  Worten :  vso  weit  die  Natur  desselben  (nämlich  des  Betriebes) 
es  gestaltet."  Dass  das  Ministerium  nicjht  eine  technisch  unzuläs- 
sige Betriebseinrichtung  vorschreiben  dürfe,  wird  wohl  Niemand  in 
Abrede  stellen;  dass  das  Gesetz  aber  nicht  alle  beliebigen  Betriebs- 
Einrichtungen  bis  zur  Grenze  des  technisch  Möglichen  und  Zuläs- 
sigen den  Gesellschaften  aufbürden  will ,  liegt  in  der  Natur  der 
Sache  und  wird  durch  die  legislatorischen  Motive  bestätigt.  fe 
heisst  im  Eingange  des  Sitzungsprotokolles  des  Staatsrates  vom 
13.  Juni  1838: 

„Zu  §.  II,  b.  wurde  nachträglich  bemerkt,  dass  die  Bestim- 
mung ,  nach  welcher  die  Eisenbabngesellsehaften  ihren  Be- 
trieb in  die  notwendige  Uebereinstimmung  mit  den  Bedürfnis- 
sen der  Postverwallung  zu   bringen  verpflichtet  sein  sollen, 
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„nicht  buchstäblich  und  unbedingt   ausgeführt  werden 
„könne,  ohne  die  Eisenbahnfahrten,  welche  nicht  wie  gewöhn- 
liches Fuhrwerk  beliebig  an  jedem  Orte,    sondern 
„nur  an  den  bestimmten  Stationen  anhalten  könn- 
ten,   sehr   zu  hemmen  und  zu  stören.    Den  Gesellschaften 
„werde  man  nicht  etwas  zumuthen  können,  was  mit  der  Na- 
„tur  des  Eisenbahnbetriebes  unvereinbarlich  oder  sonst  un- 
willig erseheine.    Es  dürfte  deshalb   hinter  dem  Worte 
„Betrieb  einzuschalten  sein :    „so  weit  die  Natur  desselben  es 
„gestattet.* 
Nim  ist  es  klar ,   dass  Gründe  der  technischen  Ausführbarkeit  dem 
Halten  der  Züge  an  beliebigen  von  der  Postverwaltung  zu  bestim- 
menden Zwischenorten  in  der  Regel  nicht  entgegenstehen.  Abgese- 
hen von  den  Bedürfhissen  des  allgemeinen  Verkehrs  kann  die  Ei- 
senbahn  aus   eigenem  Interesse  vielmehr  nur  zwei  Gründe 
gegen  die  Zumuthung  des  Habens  der  Züge  an  zu  vielen  Punkten 
gehend  machen,  und  beide  Gründe  sind  in  ihrem  Munde  ledig- 
lich financieller  Natur:  zunächst  kann  sie  sich  darauf  berufen,  dass 
die  zu  langsame  Beförderung  auf  der  Bahn  die  Benutzung  derselben 
Sehens  des  Publikums  und  folgeweise  auch  den  Ertrag  vermindern 
werde;  sodann  tet  sie  in  der  Lage,  geltend  zu  machen,  dass  die  zu 
zahlreichen    Haltestellen   die  Kosten   des  Betriebes    unverhältniss- 
mässig  vermehren.     Beiden  Gründen  tragen  die  Motive  Rechnung, 
und  indem  sie  sagen,  es  dürfe  den  Gesellschaften  nichts  Unbil- 
liges zugemuthet  werden,  berücksichtigen   sie  deren  financielles 
Interesse.    Da  nicht  näher  definirt  wird,  welche  Zumuthung   für 
»unbillig4  zu  halten  sei,  so  kann  man   den  Begriff  „unbillig*   nur 
aus  den  sonstigen  allgemeine  Geltung   habenden  Rechtsgrundsätzen 
entwickeln.     Hierbei   kommt  man  sofort    zu  demjenigen  Princip, 
welches  die  ganze  Frage  beherrscht  und  auch  zur  Geltung  kommen 
nmss,  wenn  nicht  der  §.  36  Nro.  1  etwas  offenbar  Unbilliges  ent- 
halten soll. 

Wir  haben  oben  aus  der  positiven  Gesetzgebung  nachgewiesen, 
dass  in  Preussen  ebenso  wie  in  jedem  civilisirten  Staate  der  zwar 
erst  in  der  Verfassung  mit  völliger  Schärfe  ausgesprochene,  aber 
auch  schon  vorher  durch  Gesetz  und  Doctrin  anerkannte  Grundsatz 

Ebenbahnrecht  IL  12 


*    —    178    — 

gilt,  nach  welchem  jeder,  welcher  des  allgemeinen  Besten  wegen 
einen  Eingriff  in  seine  Privatrechte  erleiden  muss,  rechtlichen  An- 
spruch auf  vollständige  Entschädigung  hat  Es  würde  also 
„unbillig"  sein,  wenn  die  Eisenbahngesellschaften  verpflichtet  wären, 
allen  Bedürfnissen  der  Postverwaltung,  sei  es  nun  den  fiskalischen, 
oder  den  bei  ihr  als  Trägerin  des  allgemeinen  Besten  bestehenden, 
mit  pekuniären  Opfern  und  sogar  bis  zu  ihrer  völligen  financiellen 
Vernichtung  hin  Rechnung  zu  tragen,  und  es  ist  dabei  überdies 
darauf  Bücksicht  zu  nehmen,  dass  nach  Theil  II  Tit  14  $.  76  und 
77  des  Allgemeinen  Landrechts  der  Staat  bei  Benutzung  und  Ver- 
waltung seiner  Regalien  der  Regel  nach  nicht  mehr  Rechte  hat 
als  jeder  Privateigentümer.  Das  allgemeine  Beste  aber  ver- 
langt niemals,  dass  der  Einzelne  eine  in  sein  Privatrecht  eingrei- 
fende Last  zum  Vortheile  der  Gesammlheit  allein  trage,  und  so- 
gar dem  künftigen  Gesetzgeber  legt  der  $«  75  der  Einleitung  zum 
Allgemeinen  Landrecht  die  Pflicht  auf,  die  natürliche  Freiheit  and 
Rechte  der  Bürger  nicht  weiter  einzuschränken,  als  es  der  ge- 
meinschaftliche Endzweck  erfordere; 

Diese  Argumentation  würde  nur  dann  ihre  Kraft  verliere«, 
wenn  das  Specialgesetz  die  Entschädigung  ausdrücklich  ausschlösse; 
indessen  findet  man  in  dem  Text  des  Gesetzes  auch  kein  Wort, 
welches  darauf  nur  irgendwie  hindeutet,  und  der  Gesetzgeber  ttt, 
wie  die  Motive  ganz  klar  ergeben,  daran,  dass  den  Gesellschafta 
durch  erzwungene  Betriebs-Einriohtungen  oder  Aenderungen  ein 
Schaden  erwachsen  könne,  gar  nicht  gedacht..  Es  würde  daher 
schon  aus  diesem  Grunde  die  Annahme,  der  Gesetzgeber  habe  die 
allgemeinen  Entschädigungsgrundsätze  aufheben  wollen,  eine  gänz- 
lich unstatthafte  sein.  Allerdings  soll  die  Gesellschaft  ihren  Betrieb 
(und  also  auch  ihren  Fahrplan)  den  Bedürfnissen  der  Postverwal- 
tung anpassen  müssen;  sie  kann  das  oft  ohne  Schaden  tton, 
da  es  nicht  selten  financiell  gleichgültig  sein  wird,  ob  ein  Zag  w 
9  Uhr  oder  um  10  Uhr  Abends  abgelassen  wird:  im  höchsten 
Grade  unbillig  wird  es  aber,  wenn  die  Gesellschaft  gezwungen 
wird,  die  Natur  ihres  Betriebes  ohne  Entschädigung  zu  ändern, 
z.  B.  mehr  Züge  abzulassen,  als  der  für  die  Verwaltung  ausgewor- 
fene Etat  bestreiten  kann,  oder  einen  kostspieligen  Nachtbetrieb  ein« 
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zurichten,  der  die  Kosten  in  weit  höherem  Grade  vermehrt,  als  die 
Einnahme  dadurch  zunimmt.  Die  Unbilligkeit  steigert  sich  noch  und 
kann  zum  völligen  Ruin  fuhren,  wenn  einer  kleinen  Bahn  eine 
solche  Zumuthung  gemacht  wird. 

Wenn  also  der  Gesetzgeber  erweislich  nicht  daran  denkt,  dass 
durch  die  der  Staatsregierung  eingeräumte  Befugniss  eine  pekuniäre 
Last  aufgebürdet,  ein  Schaden  zugefügt  werde,  so  muss  ein  solcher 
Fall  der  Herrschaft  der  le^  generalis  verbleiben.  Bis  vor  eini- 
gen Jahren  wurde  der  angegebene  Gesichtspunkt  auch  von  den 
Behörden  anerkannt;  so  z.  B.  hielt  der  Geheime  Staatsminister  und 
General-Postmeister  von  Nagler  in  einem  Rescript  vom  6. 
October  1841  die  Postverwaltung  für  verpflichtet,  nicht  nur  nichts 
Unbilliges  zu  verlangen,  sondern  auch  jede  ungewöhnliche 
Leistung  angemessen  zu  vergüten. 

Dieser  Auffassung  entsprechen  viele  Stellen  der  legislatorischen 
Motive.  Es  hatte  sich  die  Ansicht  geltend  gemacht,  dass  es  am 
zweckmässigsten  seir  in  jedem  einzelnen  Falle  das  Verhältniss  der 
Eisenbahnen  zur  Post  durch  specielle  Verträge  reguliren  zu  lassen. 
Dagegen  wurde  aber  mit  Recht  gellend  gemacht,  solche  Verträge 
seien  nicht  frei,  die  Gesellschaften  würden  sich  in  jedem  einzelnen 
Falle  aLlen  ihnen  vorzuschreibenden  Bedingungen  fügen  müssen. 
Solche  ungemessenfe  Verpflichtungen  seien  nicht  einzuführen.  „Dass 
aber  (heisst  es  wörtlich  an  einer  Stelle)  ein  solches  Verhältniss  in 
vorkommenden  Fällen  mit  Billigkeit  gehandhabt  werde,  ändere  an 
der  Sache  nichts.  Ein  Gesetz  dürfe  auf  die  Hoffnung  hin,  dass  es 
mit  Hilde  in  Ausführung  gebracht  werde,  nicht  gegeben,  es  dürfe 
nichts  der  Willkür  überlassen  werden.*  Aus  diesen  eines  Gesetz- 
gebers würdigen  Erwägungen  ist  man  der  Ansicht  beigetreten,  nach 
welcher  die  Verbindlichkeiten  der  Eisenbahngesellscbaften  voll- 
ständig durch  das  Gesetz  bestimmt  werden  sollten,  und  deswegen 
bat  der  Gesetzgeber  aus  dem  Entwurf  II.  b.  den  §.  36  adpptirt. 
An  einer  andern  Stelle  der  Motive  heisst  es: 

„Dadurch,  dass  die  Leistungen,  welche  die  Eisenbahngesell- 
„schaften  zu  erfüllen  haben,  allgemein  ein  für  allemal 
»bestimmt  werden,  werden  diese  in  den  Stand  gesetzt,  den 
»Umfang  der  zu  übernehmenden  Lasten  von  Anfang  an  zu 
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„übersehen  und  auf  diesen  wesentlichen  Punkt   gleich  bei 

„der  Vorbereitung  der  Projecte  und  der  Prüfung  ihrer 

„Ausführbarkeit  Rücksiebt  zu  nehmen." 

Solcher  und  ähnlicher  Stellen  finden  sich  viele,  namentlich  zur 
Rechtfertigung  der  Hinzufügung  der  bedeutungsvollen  Worte  un- 
seres Paragraphen :  „soweit  die  Natur  des  Betriebes  es  gestattet.8 

Sie  bekunden  unverkennbar  die  Intention,  durch  die  Hinzuft* 
gung  jener  Worte  auch  das  financielle  Interesse  der  Eisenbahn- 
gesellschaften wahren  zu  wollen. 

Betrachtet  man  ferner  den  §.  36  in  seinen  -einzelnen  Bestim- 
mungen, so  bemerkt  man,  dass  der  Gesetzgeber  in  allen  sechs 
Nummern  des  Paragraphen  mit  Ausnahme  der  ersten  die 
Frage  entscheidet,  in  wie  fern  die  Eisenbahngesellschaften  für  die 
ihnen  wegen  der  Abtretung  des  Regals  oder  richtiger  wegen  des 
theilweisen  Verzichts  auf  die  Ausschliessung  der  Privatgewerbes 
auferlegten  Gegenleistungen  ein  Entgelt  zu  fordern  berechtigt  sein 
sollen  oder  nicht. 

Nach  Nro.  2  müssen  sie  Briefe,  Gelder  und  alle  dem  Post- 
zwange unterworfene  Gegenstände  unentgeltlich  transporüren; 

nach  Nro.  3  ebenfalls  unentgeltlich  die  Postwagen,  welche 
nöthig  sein  werden,  um  die  der  Post4  anvertrauten  Güter  zu  be- 
fördern; ' 

Nro.  4  des  Paragraphen  verpflichtet  sie,  alle  von  der  Post 
überwiesene  Reisende  in  einer  näher  angegebenen  Weise  zu  be- 
fördern —  jedoch  gegen  Entgelt,  gegen  Entrichtung  des  ge- 
wöhnlichen Personengeldes; 

Nro.  5   des    Paragraphen  legt  ihnen  die   Verbindlichkeit  auf; 
.die  mit  Postfreipässen  versehenen  Personen  in  gewissen  Fällen  un- 
entgeltlich zu  befördern; 

durch  Nro.  6  wird  die  Gesellschaft  verpflichtet,  den  veran- 
lassten Kostenaufwand  zu  ersetzen,  der  dadurch  entsteht,  dass 
durch  ihre  Schuld  der  regelmässige  Postbetrieb  auf  der  Bahn  un- 
terbrochen, und  hiernach  die  Postverwaltung  genöthigt  wird,  ihren 
Betrieb  einstweilen  durch  andere  Anstalten  zu  besorgen. 

Alle  diese  Lasten,  so  gross  und  ungemessen  sie  audi  erschei- 
nen, sind  doch  verhältnissmässig  gering,  wenn  man   sie  mit  der- 


-    181    — 

jenigen  Last  vergleicht,  welche  auf  die  Gesellschaften  durch  die 
Nro.  1  nach  der  Auslegung  des  Ober-Tribunals  gewälzt  werden 
würde.  Es  müsste  also  im  höchsten  Grade  auffallen,  dass  der  Ge- 
setsgeber  gerade  bei  Nro.  1  mit  keinem  Worte  des  Ausschlusses 
der  Entschädigung  gedacht  hat,  während  er  bei  den  geringeren 
Lasten  der  Nro  2-6  ausdrücklich  die  Entschädigungsgrundsätze 
feststellt  Man  kann  diesen  Umstand  nur  dadurch  erklären,  dass 
nicht  daran  gedacht  worden  ist,  der  §♦  36  Nro  i  könne  zum 
Schaden  der  Gesellschaft  und  zu  ihrer  financiellen  Belastung  ange- 
wendet werden,  wie  man  ja  auch  in  den  Motiven  keine  Andeutung 
Ober  einen  möglicher  Weise  entstehenden  Schaden  findet.  Hieraus 
kann  man  nur  schliessen,  dass  das  Gesetz  den  Behörden  zwar  eine 
Einwirkung  auf  die  Betriebseinrichtungen  (inclusive  des  Fahrplans) 
hat  geben  wollen,  jedoch  mit  vollständiger  Wahrung  des  financiel- 
len Interesses  der  Gesellschaften,  welches  ja  auch  durch  Verfügun- 
gen über  Betriebsänderungen  nicht  nothwendig  leicfen  muss. 
Jedenfalls  wird  es  bei  der  Gegenüberstellung  der  Nro  1  und  der 
übrigen  Nummern  des  Paragraphen  sofort  klar,  dass  bei  ersterer 
der  Gesetzgeber  über  den  Entschädigungsgrundsatz  nicht  dispq- 
nirt  hat;  es  ist  also  unmöglich,  über  den  Schluss  hinwegzukom- 
men: dass  entweder  die-  Gesellschaften  in  Beziehung  auf  die  Ein- 
richtung ihres  Betriebes  nur  solchen  Verfügungen  unterworfen 
sind,  welche  keine  financielle  Belastung  enthalten,  oder  wenigstens, 
dass  ihnen  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  Schadensersatz  ge- 
währt werden  muss,  wenn  sie  im  Interesse  des  Postfiskus  oder 
auch  zum  allgemeinen  Besten  auf  Grund  des  §  36  Nro.  1  genö- 
thigt  werden,  solche  Befriebseinrichtungen  zu  treffen,  welche  der 
Rentabilität  des  Unternehmens  Eintrag  thun. 

Ein  anderes  sehr  wichtiges  Argument  für  unsere  Ansicht  bie- 
tet der  §.  49  des  Eisenbahngesetzes  dar: 

„§.  49.  Wir  behalten  uns  vor,  nach  Maassgabe  der  weiteren 
„Erfahrung  und  der  sich  daraus  ergebenden  Bedürfnisse ,  die 
„im  gegenwärtigen  Gesetze  gegebenen  Bestimmungen  ,  durch 
„allgemeine  Anordnungen  oder  durch  künftig  zu  ertheilende 
„Concessionen,  zu  ergänzen  und  abzuändern,  und  nach  Um- 
ständen denselben  auch  andere  ganz  neue  Bestimmungen  hin- 
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„zuzufügen.  Sollten  wir  es  für  nolhwendig  erachten,  auch  den 
„bereits  concessionirten  oder  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  zu 
„concessionirenden  Gesellschaften  die  Beobachtungen  dieser  Er- 
gänzungen, Abänderungen   oder  neuen  Bestimmungen  aufzu- 
wiegen, so  müssen  sie  sich  denselben  gleichfalls  unterwerfen. 
„Sollte   jedoch   durch   neue  in  diesem  Gesetze  weder  festge- 
setzte noch  vorbehaltene  (§.  38)  und  in  sofern  von  künftig 
„zu  concessionirenden  Gesellschaften  die  Frage  ist,    später  als 
„die  ihnen  ertheilte  Cöncessiön  erlassene  Bestimmungen,   eine 
^Beschränkung  ihrer  Einnahmen  oder    eine  Ver- 
mehrung ihrer  Ausgaben  herbeigeführt  werden,   so  ist 
„ihnen  eine  angemessene  Geldentschädigung  dafür  zu  gewähren." 
Aus  vorstehender ,   allerdings  etwas  verwirrt  redigirter  Geselzes- 
stelle  geht  hervor,  dass  den  bereits  im  Jahre  1838  concessionir- 
ten oder   später  zu  concessionirenden    Gesellschaften    sogar   dann 
eine  angemessene  (d.  h.  vollständige)  Entschädigung  gewährt  wer- 
den soll,    wenn   durch  Gesetze,   die  der  Zeit  ihrer  Concession 
nachfolgen,  ihnen  eine  neue  finanzielle  Last  auferlegt  werden  möchte. 
Das  Ober-Tribunal  beseitigt  jedes  Argument   aus  dem  §.  49 
durch  folgende  Bemerkung : 

„Also   nur   für   diejenigen  Einbussen  an  ihren  bisherigen 
„Einnahmen  oder  für  diejenigen  Mehrausgaben,   welche  durck 
„neue  in  dem  Gesetze  vom  3.  November  1838  weder  fest- 
gesetzte, noch  vorbehaltene  Bestimmungen  etwa  herbeigeführt 
„werden  möchten,  verheisst  der  §.  49  den  bereits  concessio- 
„nirten  Gesellschaften  «ine  angemessene  Entschädigung!* 
Allerdings  enthält  der  §.  49  keine  Disposition,  durch  welche  einer 
der  andern  Paragraphen  des.  Gesetzes  ausser  Kraft  gesetzt  oder  mo-  « 
dificirt  würde;  wenn  also  der  $.36  Nro.  i  wirklich  klar  und  deut- 
lich das  enthielte,  was  von  dem  Ober-Tribunal  darin  gefunden  wird, 
so  würde  durch  den  §.  49,  dessen  Disposition  sich  nur  auf  die 
Zukunft  bezieht,  keine  Aenderung  eingeführt  sein ;   wohl  aber  bie- 
tet dieser  Paragraph  innerhalb  der  Auslegung  einer  mindestens  un- 
deutlichen  und   zweifelhaften  Stelle   ein  äusserst  wichtiges  HüJfs- 
mittel,  um  die  legislatorische  Intention  zu  erkennen. 

Der  Eingang  des  §.  49  ist   eigentlich   überflüssig,  denn  der 
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Staat  hätte  ohnehin,  auch  ohne  einen  Vorbehalt,  das  Recht  der  Ge- 
setzgebung, wie  überhaupt,  so  auch  über  die  Eisenbahnen,  behal- 
ten; aber  der  Gesetzgeber  von  1838  will  den  Capitalisten  eine  Ga- 
rantie geben,  um  sie  zur  Betheiligung  an  den  für  den  Staat  wich- 
tigen Eisenbahn- Anlagen  zu  veranlassen ;  darum  erklärt  er ,  dass 
er  für  die  Zukunft  von  dem  ihm  zustehenden  Rechte  der  Gesetzge- 
bung zwar  eintretenden  Falles  Gebrauch  machen  wolle,  dass  aber 
eine  angemessene  Geldentschädigung  gewährt  werden  solle,  wenn 
die  Ausübung  des  erwähnten  Rechts  den  peeuniären  Interessen  der 
Gesellschaften  Abbruch  thun  mochte.  Diese  Verheissung,  auf  welche 
hin  Millionen  für  den  Eisenbahnbau  zusammengeflossen  sind ,  muss 
doch  eine  ehrlich  gemeinte  sein;  es  widerstreitet  also  den  Inten- 
tionen des  Gesetzes,  wenn  man  dem  §.  36  Nro.  1  eine  solche  Aus- 
dehnung geben  will ,  dass  durch  ministerielle  Verfügungen  finan- 
cielle  Lasten  auf  die  Gesellschaften  gewälzt  werden  könnten,  wäh- 
lend der  unendlich  höher  stehende  Gesetzgeber  es  sich  versagt, 
solche  Lasten  ohne  Entschädigung  aufzuerlegen. 

Noch  sind  einige  Worte  zu  sagen  über -das  argumentum  ad 
hominem  et  ad  absurdum,  welches  dahin  geht,  dass  bei  un- 
beschränkter Auffassung  des  §.  36  Nro.  1  die  Postverwaltung  res- 
pecüve  das  Ministerium  es  in  der  Gewalt  habe,  jede  Eisenbahn- 
gesellschaft nach  Belieben  zu  vernichten,  indem  nur  die  Ab* 
lassung  von  mehr  Zügen  befohlen  zu  werden  braucht,  als  die  Ge- 
sellschaft financiell  tragen  kann.  Das  Ober-Tribunal  sagt,  dieses  Ar- 
gument habe  juristischen  Werth  überhaupt  nicht.  Allerdings  führen 
auch  Gesetze  bisweilen  zu  absurden  Consequenzen,  denn  das  Wort: 
errare  humanum  est  gilt  auch  auf  dem  Gebiete  der  Legisla- 
tion; aber  die  Absurdität  der  Consequenzen,  die  sogar  mit  andern 
Dispositionen  in  schneidendem  Widerspruch  stehen,  wird  ein  sehr 
wichtiges  Argument  für  die  Auslegung,  wenn  die  Worte  des  Gesetzes 
unbestimmt  und  nicht  vollkommen  deutlich  sind.  Man  kann  nicht  ver- 
muthen,  dass  der  Gesetzgeber  etwas  Absurdes,  zugleich  seinen  an- 
dern Dispositionen  Widersprechendes  gewollt  habe,  und  das  argu- 
mentum ad  absurdum  wird  um  so  wichtiger,  wenn  es  sich  von 
oner  Frage  handelt,  die  durch  den  Text  des  Gesetzes  nicht  enl- 
«*ieden  wird. 
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Wir  fassen  nunmehr  unpere  Rechtsansicht  dahin  zusammen: 
Der  §.  36  Nro.  1  verpflichtet  die  Eiseobahngesellscbaften,  bei 
der  Einrichtung  und  Abänderung  ihres  Betriebes  sowohl  mit  den 
Bedürfnissen  des  Postfiskus  sich  in  Uebereinstimmung  zu  setzen, 
als  auch  dem  allgemeinen  Besten  Rechnung  zu  tragen,  so  weit  die 
Postverwaltung  die  Trägerin  desselben  ist.  Gegen  die  betreffende! 
Ministerialverfiigungen  selbst,  durch  welche  Einrichtungen  oder 
Aenderungen  des  Betriebes  befohlen  werden ,  ist  in  Preussen  der 
Rechtsweg  nicht  möglich;  die  Eisenbabngesellschaften  müssen  da- 
her solchen  Verfügungen  nachkommen,  haben  aber,  «inen  gesetzli- 
chen Anspruch  auf  Ersatz  des  erweislich  erlittenen  Schadens. 

$.    130. 

In  den  landesherrlich  genehmigten  Statuten  der  nach  1838  con- 
cessionirten  Eisenbahngesellschäften  ist  denselben  meistens  die  An- 
ordnung des  Fahrplanes  nicht  freigelassen,  indem  das  Ministerium 
sich  die  Genehmigung  und  Abänderung  desselben  vorbehält,  und  so 
fragt  es  sich,  welche  Bedeutung  der  §.  36  Nro.  1  des  Eisenbahn- 
gesetzes solchen  Gesellschaften  gegenüber  habe.  Dieselben  können 
sich  allerdings  dem  Ministerium  gegenüber  nicht  darauf  berufen, 
bei  der  Anordnung  des  Fahrplanes  grundsätzlich  unbeschränkt« 
sein,  denn  die  Statuten  binden  ihnen  die  Hände  —  aber  diese  Ge- 
sellschaften sind  in  Bezug  auf  den  Entschädigungsgrundsall 
unserer  Meinung  nach  eben  so  gestellt  wie  diejenigen,  welchen  durch 
die  Statuten  in  Bezug  auf  den  Fahrplan  keine  Schranken  auferlegt 
werden.  Wenn  es  schon  in  hohem  Grade  zweifelhaft  ist ,  ob  die 
ausdrückliche  Bedingung,  dass  ein  Entschädigungsanspruch  in  je- 
dem Falle  ausgeschlossen  sein  solle,  zu  Recht  bestehen,  oder  nicht 
vielmehr  als  eine  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstossende  Be- 
dingung anzusehen  sein  würde  —  90  kann  um  so  weniger  durch 
den  einfachen  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Fahrplans  die  Ent- 
schädigungsforderung als  ausgeschlossen  erachtet  werden. 

Alles,  was  in  dem  vorhergehenden  und  in  diesem  Paragraphen 
gesagt  wurde,  findet  natürlich  auch  Anwendung  auf  diejenigen  Ei- 
senbahngesellschaften, welche  ihre  Verwaltung  dem  Staate  fibertra- 
gen haben;  denn  die  financiellen  Interessen  verschmelzen  in  keiner 
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Weise,  und  die  Uebertragung  der  Verwaltung  gibt  dem  Staate  nicht 
das  Recht,  solche  Bahnen  in  seinem  Interesse  oder  des  allgemeinen 
Besten  wegen  mehr  in  Ansprach  zu  nehmen  als  selbstsländig  ge- 
bliebene Privatbahnen. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  bei  dergleichen  Conflicten  die 
Königl.  Directum  einer  Priyatbaha  eine  aussuche  Zwitterstellung 
hat.  Auf  der  einen  Seite  muss  sie  als  Kdnigl.  Behörde  das  Interesse 
des  Staates  über  Alles  stellen,  auf  der  andern  Seite  ist  sie  die  Ver- 
walterin eines  Privatvermögens  und  hat  Pflichten  übernommen,  das- 
selbe in  jeder  Beziehung  zu  schützen ,  wozu  sie  allein  das  Ma- 
terial in  Händen  hat* 

Den  Eisenbahngesellschaften  ist  in  Beziehung  auf  ihre  Dienst- 
Correspondenz  eine  gewisse  Portofreiheit  bewilligt  worden,  und  es 
liegt  darin  eine ,  wenn  auch  geringe ,  so  doch  immer  anzuerken- 
nende, Compeosation  für  die  grossen  Leistungen,  welche  ihnen  der 
Postverwaltung  gegenüber  ohne  Entgelt  obliegen. 

Die  betreffenden  Rescripte  sind  folgende: 

Bescript  des  Königl.  General-Postamts  vom  23.  Novem- 
ber 1  $48  (Moit-Blatt  d.  inn.  Verw.  1848,  pag.  359  Nro.  436): 

Nach  allgemeinen  Regeln  über  Portofreiheit  ist ,  die  Correspondenz  der 
Militärbehörden  in  dienstlichen  Angelegenheiten,  also  anch  wenn  sie  an  Eisen- 
bahngesellschaften gerichtet  ist,  portofrei  zn  befördern.  Es  soll  aber  auch  die 
Correspondenz  der  Eisenbahngesellschaften  an  die  Militärbehörden  in  dienstli- 
chen Angelegenheiten  portofrei  befördert,  und  ausnahmsweise  davon  abgesehen 
werden,  dass;  solche  mit  keinem  Staatsdienstsiegel  verschlossen  ist. 

Bescript  des  König!.. General-Postamts  vom  9.  September 
1849  (Mi».-Blatt* d.  inn.  Verw.  t849,  pag.  211  Nro.  299): 

Den  Eisenbahngesellschaften  innerhalb  des  Landes  ist  die  Portofreiheit  für 
Correspondenz,  Acten-Sendungen  und  Drucksachen 

1)  in  Dienst- Angelegenheiten  der  Gesellschaften   (Reglement   der  Eisen- 
bahngesellschaften über  Dienst-Correspondenz)  so  wie 

2)  in  Angelegenheiten  des  deutschen  Eisenbahnvereins  und  im  Wechsel- 
verkehr der  verbundenen  Verwaltungen,  bewilligt  -worden. 

Bei  Correspondenz,  Acten-Sendungen  und  Drucksachen  nach  und  aus 
fremden  Postgebieten  erstreckt  sich  diese  Portofreiheit  vorerst  nur  auf  das 
Preussische  Porto;  es  sind  jedoch  bereits  tlie  fremden  obersten  Postbehörden 
ersucht  worden,   in  Angelegenheiten   des  deutschen  Eisenbahnvereins  und  im 
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Wechselverkehr  der  verbundenen  Verwaltungen ,   auch  in  Beziehung    auf  dea 
jenseitigen  Porto- Anspruch  die  Bewilligung  der  Portofreiheit  eintreten  zulassen. 

Ausserdem  hat  das.  General-Postamt  sich  damit  einverstanden  erklärt,  data 
die  Eisenbahngesellschaften  ihre  Dienst-Correspondenz  (Reglement  für  Dienst- 
Correspondenz)  auf  der  eigenen  Bahn  und  auf  anderen  Bahnen  auch  durch 
das  eigene  Personal,  respective  durch  das  Personal  der  anderen  Bahnen,  un- 
entgeltlich befördern  lassen  dürfen.  Zar  Verhütung  von  Missbrauchen  gilt  all 
Bedingung,  gleichviel  ob  die  Versendung  durch  die  Post  oder  die  Beförderung 
durch  die  Eisenbahn gesellschafts-Beamten  geschieht,  (Jass 

'    1)   die  Dienst-Correspondenz    mit    dem   Rubrum-:    Eisenbahn-Dienstsache 
(E.  D.  S.),  «nd 

2)   die  Correspondenz  in  Angelegenheiten  des  deutschen  Eisenbahnvereins 
und  im  Wechselverkehr-  der  verbundenen  Verwaltungen  mit  dem  Bo- 
brum: deutsche  Eisenbahnvereins- Sache  (D.  E.  V.  S.) 
versehen,  und  in  allen  Fällen  mit  einem  Öffentlichen  Dienstsiegel,  oder  mit  dem 
Dienstsiegel  der  Gesellschaft  respective  mit  einem  von  der  Gesellschaft  ausge- 
gebenen Dienstsiegel  verschlossen  werde. 

Hiernach  haben  sich  die  Post- Anstalten  von  jetzt  ab  genau  zu  achten. 

Auf  Geld-Sendungen,  überhaupt  auf  Sendungen  mit  angegebenem  Werthe, 
finden  die  gedachten  Bestimmungen,  hinsiehts  der  portofreien  Beförderung  durch 
die  Post,  nicht  Anwendung, 

Geldsendungen  sind  also  auch  für  die  Eiseribahngesellschaflen 
nach  wie  vor  dem  Postzwange  unterworfen,  und  stellt  sogar  die 
Versendung  auf  der  eigenen  Bahn  eine  Postcontravention  dar.  Nif 
ist  daran  zu  erinnern,  dass  nach  einer  bereits  an  einer  anderen 
Stelle  dieses  Capitels  erwähnten  Entscheidung  des  Ober-Tribunals 
der  Transport  von  baaren  Geldern  durch  die  Eisenbahnen,  wenn 
die  Obsorge  für  dieselben  und  deren  Abgabe  am  Bestimmungsort 
einem  Bevollmächtigten  des  Absenders  anvertraut  ist ,  keine  Post- 
contravention enthält  (cfr.  Erkenn tniss  vom  i.  Februar  1849,  Ent- 
scheidungen des  Ober-Tribunals,  Band  17  pag.  509  Präjudiz  2096). 
Hiernach  sind  also  auch  die  Eisenbahngesellschaften  bei  Geld-Sen- 
dungen wenigstens  in  sofern  nicht  dem  Postzwange  unterworfen, 
als  sie  dieselben  durch  ihre  Beamten  transporliren  lassen. 

Bescript  des  General-Postamts  vom  2  3.  Janaar  1850 
(Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1850,  pag.  19  Nro.  28): 

Die  Postanstalten  werden  in  Verfolg  der  Verordnung  vom  9.  September 
vorigen  Jahres  über  die  Portofreiheit  des  deutschen  Eisenbahnvereins  dafon 
in  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  gedachte  Portofreiheit  in  dem  diesseits  gewihr* 
ten   Umfange   nunmehr    auch   auf  den   Königl.   Hannoverischen,  Sächsischen, 
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jrossherzogl.  Mecklenburg-Schwerinischen ,  Herzogl.  Braunscbweigischen  und 
Fürstl.  Thnrn-  und  Taxisschen  Posten,  auf  den  letzteren  in  Bezug  auf  die  Thü- 
ringische Eisenbahngesellschaft,  bewilligt  worden  ist. 

Rescript  des  General-Postamts  vom  30.  October  185  1 
[Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1851,  pag.  266  Nrö.  288) : 

Durch  die  Verordnung  vom  9.  September  1849  ist  den  Eisenbahngesell- 
schaften für  Correspondenz,  Acten-Sendungen  und  Drucksachen  in  Dienst-An- 
gelegenheiten der  Gesellschaften  (Reglement  der  Eisenbahngesellschaften  über 
Dienst-Correspondenz)  Portofreiheit  bewilligt  worden. 

Da  nicht  alle  Eisenbahngesellschaften  ein   Reglement  über   Dienst-Corre- 
spondenz aufgestellt  haben,  so  sind  Zweifel  darüber  entstanden,    welche  Aus- 
dehnung der  Bezeichnung  „Dienst-Correspondenz"  zu  geben  sei.     Zur  Beseiti- 
gung dieser  Zweifel  wird  hierdurch  bestimmt,    dass,    in  sofern  nicht  durch  die 
mit  den  einzelnen  Gesellschaften  abgeschlossenen  Verträge  ein  Anderes  festge- 
stellt worden  ist ,    unter  Dienst-Correspondenz  der  Eisenbahngesellschaften  fol- 
gende Gegenstände  zu  verstehen   sind  :     Verfügungen    der    Disectionen   an  die 
verschiedenen  Bureaux  und  an  die  Beamten,  schriftliche  Anzeigen  der  Beamten 
an  die  Direktionen ,    an  die  obera  Beamten   und  an  die  betreffenden  Bureaux, 
die  lüttheilungen  der  Bureaux    und  Cassen   untereinander ,    so    wie    alle    auf 
Dienstsachen  Bezug  habende  briefliche  Mittheilungen  der  Beamten  untereinander. 
Für  die  Correspondenz   zwischen  den  Eisenbahngesellschaften  und  Liefe- 
ranten  oder    Ouvriers    kann    dagegen   die  gedachte  Portofreiheit  nicht  in  An- 
spruch genommen  werden. 


CAPITEL  IX. 

lieber  das  Verhältnis  der  Elsenbahnge- 
sellschaflen  zu  der  Militärverwaltung. 


$.  132. 

Ueber  das  Vcrhällniss  der  Eisenbahngesellschaften  zur  lilitir* 
Verwaltung  enthält  das  Gesetz  vom  3.  November  1838  nur  die 
nachstehende  Bestimmung: 

§.  43,  Für  Kriegsbe  Schädigungen  und  Demolirungen ,  es  mögen  solche 
vom  Feinde  ausgehen ,  oder  im  Interesse  der  Landesverteidigung  veranlasst 
wjrden,  kann  die  Gesellschaft  vom  Staat  einen  Ersatz ,  nicht  in  Anspruch  nehmen. 

Ueber  die  Frage,  in  wie  fern  die  Gesellschaften  sich  die  Be- 
nutzung ihrer  Bahnen  und  Transportmittel  zuf  militärischen  Zwecken 
gefallen  lassen  müssen,  und  welche  Entschädigung  sie  dagegen  zu 
beanspruchen  haben,  fehlen  alle  gesetzlichen  Bestimmungen;  indes- 
sen hat  die  Staatsregierung  es  fast  allen  Gesellschaften  zur  Bedin- 
gung gemacht ,  die  nachstehenden  oder  wenigstens  ganz  ähnlich 
lautende  Bestimmungen  in  die  Statuten  aufzunehmen: 

„Die  Eisenbahngesellschaft  ist  verpflichtet,  nach  dem  Ver/an- 
„gen  der  Militärverwaltung  für  die  auf  der  Bahn  zu  beför- 
dernden Transporte  von  Truppen,  Waffen,  Kriegs-  und  Ver- 
„pflegungsbedürfnissen ,  so  wie  von  Militär-Effecten  jeglicher 
„Art  nö thi gen  Falls  auch  ausserordentliche  Fahrten 
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»ten ,  und  zwar  dergestalt ,  dass  filr  dergleichen  Transporte 
„nicht  bloss  die  unter  gewöhnlichen  Umständen  bei  den  Fahr- 
et en  zur  Anwendung  kommenden,  sondern  auch  die  sonst  noch 
„vorhandenen  Transportmittel  benutzt  werden. 

„Ueber  die  hierfür  zu  leistende  Vergütung,  so  wie  über  eine 
„Ermässigung  der  allgemeinen  Frachtsätze  für  die  Transporte 
„von  Trappen  und  von  dem  zum  unmittelbaren  Gefolge  der  f  rup- 
»pen  gehörenden  Kriegsmaterial  ist  nach  Maassgabe  der  Um- 
stände besondere  Vereinbarung  zu  treffen. 

„Der  Militärverwaltung  bleibt  vorbehalten,  sich  zu  ihren  Trans- 
porten eigener  Transport-  und  Dampfwagen  zu  bedienen.  In 
„einem  solchen  Falle  ist*  an  die  Gesellschaft  ausser  der  Erstat- 
tung der  Feuerungskosten  ein  massiges  Bahngeld  zu  gewäh- 
ren. Findet  daneben  noch  die  Benutzung  der  Transportmittel 
„der  Gesellschaft  statt,  so  wird  dieselbe  nach  billig  massigen 
„Sätzen  besonders  vergütet.  ' 

„Die  Gesellschaft  wird  darauf  Bedacht  nehmen,  eine  Anzahl 
„von  Transportfahrzeugen  so  einzurichten ,  dass  solche  nöthi- 
„gen  Falb  auch  zum  Transporte  von  Pferden  benutzt  werden 
„können ,  auch  'eine  Anzahl  von  Wagen  in  einer  Länge  von 
„12  Fuss  zum  Gebrauch  bei  der  Absendung  Von  Mtfitär-Ef- 
„fekten  bereit  zu  halten." 

Leider  sind  diese  Bestimmungen  so  vage,  dass  sie  die  wich- 
tigsten Punkte  im  Dunkeln  lasseit 

Dass  der  Staat  aus  Gründen  des  Öffentlichen  Wohles  die  Be- 
fugniss  haben  mag*,  die  Bisenbahnen  zum  Transport  von  Truppen, 
Kriegsmaterial  und  Verpflegungsbedürfnissen  zu  benutzen,  lässt  sich 
nicht  in  Abrede  stellen;  auch  wird  es  nicht  wohl  angehen,  die  ein- 
zelnen Fälle,  in  welchen  das  erwähnte  Recht  ausgeübt  werden  darf, 
näher  durch  das  Gesetz  zu  präcisiren,  indem  sich  einer  solchen 
Präcisirung  erhebliche  strategische  Bedenken  und  sogar  die  Interes- 
sen der  Landesverteidigung  entgegenstellen  würden.  Hansemann 
hat  daher  in  seiner  „Kritik  des  Eisenbahngesetzes*  vollkommen 
Recht,  wenn  er  (Seite  116)  sagt: 

„Diese  Befugniss  muss  der  Staat  ohne  Einschränkung 
„jederzeit  haben.    Denn  wenn  das  Gesetz  die  Fälle  genau 
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„bestimmen  wollte,  kl  welchen  die  Befugnis»  eintreten  soll,  so 
„läuft  es  Gefahr,  entweder  einen  nothwendigen  Fall  nicht  ge- 
hörig vorzusehen  oder  auch  durch  Truppenbewegung  ein  on- 
„nöthiges  oder  schädliches  Aufsehen  zu  erregen.   Wenn  z.  B. 
„das  Gesetz  die  Befugniss  im  Falle  eirres  ausbrechen- 
den Krieges  eintreten  liesse,  so  würde  die  schnelle  Ver- 
sammlung eines  Armee-Corps  an  der  Grenze,  wenn  auch  nur 
„Vorsichtsmaassregel  zur  Erhaltung  des  Friedens,  vom  benach- 
barten Auslande  schon  als  eine  höchst  kriegerische  Unterneil- 
„raung  betrachtet  werden  können.8 
Dass  aber  das  Gesetz  auch  die  andern  Verhältnisse,  die  sehr  woU 
einer  generellen/  Norqoirung  fähig  sind,    gar  nicht  berührt  und  Al- 
les den  höchst  schwankenden  Paragraphen  der  einzelnen  Statuten 
überlässt,  möchte  schwerlich  als  ein  Vorzug  betrachtet  werden  kön- 
nen.  So  z.  B.  wäre  es  gewiss  zu  wünschen ,  dass  das  Gesetz  die- 
jenigen Behörden  der  Militärverwaltung   bezeichnete ,   welche  zur 
Requisition  des  Eisenbahn-Transports  Befugnis»,  haben  sollen. 

Das  Gesetz  bat  sich  nicht  damit  befasst ,  die  Grundsatze  der 
Entschädigung  festzustellen.  Die  abgedruckten  Statuten-Paragra- 
phen, der  meisten  Bahnen  sagen  im  Wesentlichen  nur,  es  solle  in 
den  einzelnen  Fällen  eine,  besondere  Vereinbarung  getroffen,  mi 
die  Entschädigung  nach  billig  massigen  Sitzen  geleistet  werfen. 
Eine  solche  Vereinbarung  über  eine  Beförderung  zu  ermfiasigt» 
Sätzen  hat  auch  zwischen  der  Preußischen  Militärverwaltung  und 
den  einzelnen  Eisenbahngesellschaften  stattgefunden ,  so  dass  also 
die  Erörterung  der  Frage,  wie  es  in  Ermangelung  einer  Vereinba- 
rung mit  der  Entschädigung  zu  halten  sei,  keine  praktische  Bedeu- 
tung hat. 


CAP1TEL  X. 

Von  dem  Tarif  der  Eisenbahnen  and  dem 
Concnrrenzbetrlebe  auf  denselben. 


M33.  . 
Wir  geben  zunächst  den  Text  des  Gesetzes  vom  3.  Nov.  1838. 

§♦  26.  Für  die  ersten  drei  Jahre  nach  dem  .auf  die  Eröffnung  der  Bahn 
folgenden  1.  Januar  wird,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  §.  45,  der  Ge- 
sellschaft das  Recht  zugestanden,  ohne  Zulassung  eines  Concurrenten  den  Trans« 
portbetrieb  allein  zu  unternehmen  und  die  Preise  sowohl  für  den  Personen- 
alt  Ar  den  .  Waarentransport  nach  ihrem  "Ermessen  zu  bestimmen.  Die 
Gesellschaft   muss  jedoch 

1)  den  angenommenen  Tarif  beim  Beginn  des  Transportbetriebes  und  die 
spateren  Aenderungen  sofort  bei  deren  Eintritt,  im  Falle  der  Erhöhung  aber 
sechs  Wochen  vor  Anwendung  derselben  der  Regierung  anzeigen  und  Öffentlich 
bekannt  machen,  und 

2)  für  die  angesetzten  Preise  alle  zur  Fortschaffung  aufgegebenen  Waa- 
ren,  ohne  Unterschied  der  Interessenten,  befördern,  mit  Ausnahme  solcher 
Waaren,  deren  Transport  auf  der  Bahn  durch  das  Bahn-Reglement  oder  sonst 
polizeilich  für  unzulässig  erklart  ist. 

(.  27.  Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  können  zum  Transportbetriebe 
*uf  der  Bahn,  ausser  der  Gesellschaft  selbst  auch  Andere,  gegen  Entrichtung 
des  Bahngeldes  oder  der  zu  regulirenden  Vergütung  (§§.  28—31  vergl.  mit 
§•  45)  die  Befugniss  erlangen,  wenn  das  Handelsministerium  nach  Prüfung 
*Uer  Verhältnisse  angemesfen  findet,  denselben  eine  Concession  zu  ertheilen. 

§»  28.  Auf  solche  Concurrenten  sind  in  Ansehung  der  Bahnpolizei,  der 
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guten  Erhaltung  ihrer  Anstalten,  so  wie  der  Verpflichtung  mm  Schadenersatz 
dieselben  Bestimmungen  anzuwenden,  welche  in  den  §§.  23.  24.  25.  fax  die 
ursprüngliche  Gesellschaft  gegeben  sind. 

§.  29.  Die  Höhe  des  Bahngeldes,  zu  dessen  Forderung,  die  Gesellschaft 
in  Ermangelung  gutlicher  Einigung  mit  den  Transport- Unternehmern,  berechtigt 
ist,  wird  in  der  Art  festgesetzt,  dass  durch  dessen  Entrichtung  unter  Zugrun- 
delegung der  wirklichen  Erträge  aus  den  letztverflossenen  Jahren 

1)  die  Kosten  der  Unterhaitang  und  Verwaltung  der  Bahn  nebst  Zube- 
hör (mit  Ausschluss  der  das  Transport-Unternehmen  angehenden  Betrieb«-  und 
Verwaltungskosten)  bestritten, 

2)  der  statutenmässige  *)  Beitrag  zur,  Ansammlung  eines  Reservefonds 
für  aussergewöhnliche,  die  Bahn  und  Zubehör  betreffende  Ausgaben  au/ge- 
bracht, 

3)  die  von  der  Gesellschaft  zu  übernehmenden  Lasten  (einschliesslich 
der  im  §.  38**)  gedachten)  gedeckt  werden  können;  woneben  ausserdem 

4)  der  Gesellschaft  ep  Zinsen  und  Gewinn  ein  der  bisherigen  Nutzung 
entsprechender  Reinertrag  de«  auf  die  Bahn  und  Zubehör  verwendeten  Actienr 
Gapitals  zu  gewahren  bleibt,  mit  der  weiteren  Maassgaoe  jedoch,  dass  dieser 
Reinertrag,  auch  wenn  die  Erträge  der  letztverflossenen  Jahre  eine  höhere 
Nutzung  des  Anlage-CapitalS  gewährt  hätten,  nicht  höher  als  zu  zehn  Procent 
des  letzteren,  dagegen  umgekehrt,  auch  wenn  die  Erträge  der  Vorjahre  sich 
nicht  so  hoch  belaufen  hätten,  nitht  geringer  als  am  sechs  Procent  des  Anlage- 
Oapitals  in  Ansatz  kommen  soll.  Zum  Anlagfe-Capital  find  auch  alle  spätere 
wesentliche,  von  der  Regierung  als  solche  anerkannte  Meliorationen  an  ren- 
nen, in  soweit  dieselben  durch  Erweiterung  des  Grnndcapitals  bewirkt  woita 
sind. 

§♦  80*  Die  Berechnung  des  Bahngeldes  geschieht  in  folgender  Weise: 
1)  Aus  den  von  der  Gesellschaft  im  letzten  Vierteljahr  der  ersten   Be- 
triebs-Periode  vorzulegenden  Rechnungen  der  verflossenen  23/t   Jahre  ist  «■- 


*)  Eine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Bildung  und  Bemessung  des 
Reservefonds  existirt  nicht.  Die  Notwendigkeit  eines  solchen  lässt 
sich  jedoch  indirect  aus  §.  24  des  Eisenbahngosetzes  de<Juciren,  indem 
der  Fall  eintreten  kann,  dass  die  Netto-Erträge  eines  Jahres  nicht  aus- 
reichen, um  die  dort  vorgeschriebene  Instandhaltung  der  Bahn  nebst 
Transport-Anstalten  zu  bestreiten.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  lässt 
es  sich  rechtfertigen,  dass  die  Gesellschafts-Directionen  im  Verwaltungs- 
wege angehalten  werden,  au  diesem  Zwecke  einen  Reserve*  (Ernenerungs-) 
Fonds  anzusammeln;  meistens  enthalten  aber  schon  die  GeseUschafts-Sta- 
tuten  einschlägige  Vorschriften. 
**)  Der  §.  38  ist  derjenige,  welcher  den  Vorfthalt  der  Besteuerung  der 
Eisenbahnen  enthält« 
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nächst  der  bisdahin  durchschnittlich  gewonnene  Reinertrag  eines  Jahres  zu  er- 
mitteln.    Dieser  Reinertrag  wird  naeh  Verhftltniss  der 

auf  die  Bahn  und  deren  Zubehör 

und  auf  das  Fahr-  und  Transport-Unternehmen  nebst  dem  dazu  gehörigen 
Inventar 
verwendeten  Anlage-Gapitalien  vertheilt,  und  der  hiervon  auf  die  Bahn  und 
deren  Zubehör  fallende  Antheit  mit  Berücksichtigung  der  im  §.  29  Nro.  4 
gegebenen  Vorschriften  für  den  Reinertrag  der  Bahn  angenommen.  Der  so- 
nach festgestellte  Reinertrag  der  Bahn  und  der  jahrliche  Durchschnittsbetrag 
der  In  dem  §.29  Nro.  1  —  3  bezeichneten  Ausgabe-Positionen  zusammen- 
genommen, bilden  die  Theilungssumme,  welche  der  Festsetzung  des  Bahn- 
geldes  zum  Grunde  zu  legen  ist. 

2)  Die  Frequenz  der  Bahn  ist  nach  der  Einnahme  an  Personen-  und 
Frachtgeld  zu  berechnen,  und  hierbei  entweder  die  Centnerzahl  der  Güterfracht 
nach  Verhältniss  des  Personcngeldes  zum  Frachtgeldc  auf  Personen-Einheiten, 
oder  auch  die  Personenzahl  nach  demselben  Verhältniss  auf  Centner-Einheiten 
zu  reduciren. 

3)  Die  zu  1  ermittelte  Summe,  durch  die  Zahl  des  auf  Personen-  oder 
Centner-Einheiten  reducirten  Fuhr-  und  Transportbetriebes  zu  2  getheilt,  er- 
gibt die  Höhe  des  zu  entrichtenden  Bahngeldes  Ifor  eine  Person  oder  einen 
Centner  Waare. 

Haben  bei  einer  Bahn  verschiedene  S&fze  des  Personengeldes  oder  für 
den  Güter-Transport  Statt  gefunden,  so  soll  bei  der  Rednction  zu  2 

hinsichtlich  des  Personengeldes  Überall  nur  der  niedrigste  Satz, 
hinsichtlich  des  Güter-Transports  aber  ein  Durchschnittssatz  angenom- 
men werden. 

4)  Die  sefclfestUcfce  Festeteilung  des  Bahngeldes  für  Personen  und  Güter 
erfolgt  demnach«*  in  dem  W:  der  Rednction  auf  Personen-  oder  Centaer-Ein- 
keiten  mm  jGhnmde  gelegten  Verhaltnisse,  mit  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  bisherigen  Satze  für  den  Güter-Transport. 

§.  31.  Das  Bahngeld  ist  in  bestimmten  Perioden,  welche  das  Handels- 
Ministerium  für  jede  Eisenbahn  auf  wenigstens  drei  und  höchstens  zehn  Jahre 
festzusetzen  hat,  von  Neuem  zu  regutiren.  Die  Gesellschaft  darf  das  festge- 
setzte Bahngeld  nicht  überschreiten,  wohl  aber  vermindern.  Sowohl  der  für 
die  ganze  Periode  festgesetzte  Tarif,  als  diese  in  der  Zwischenzeit  eintretenden 
Veränderungen,  sind  öffentlich  bekannt  zu  machen  und  auf  alle  Transporte 
ohne  Unterschied  der  Unternehmer  gleich  massig  anzuwenden.  Enthalt  der 
neue  Tarif  eine  Erhöhung  des  Bahngeldes,  so  kann  diese  erst  sechs  Wochen 
nach  der  Bekanntmachung  zur  Anwendung  kommen. 

§.  32*  Es  bleibt  der  Gesellschaft  überlassen,  nachdem  die  Regulirung 
des  Bahngeld-Tarifs  nach  §5.  29  und  30  erfolgt    ist,  die  Preise,    welche   sie 
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für  die  Beförderung  an  Fährlohn  neben  dem  Bahngelde  erheben  will,  nach 
ihrem  Ermessen  anzusetzen;  es  dürfen,  solche  jedoch  nicht  auf  einen  höheren 
Reinertrag  als  10  Frocent  des  in  dem  Transport-Unternehmen  angelegten  Ca- 
pitata berechnet  werden. 

Die  Gesellschaft  ist  hierbei  verpflichtet: 

1)  den  Frachttarif  (sowohl  für  den  Waaren-  als  für  den  Personen-Tniw- 
port),  welcher  nachher  ohne  Zustimmung  des  Handels-Ministeriums  nicht  er- 
höht  werden  darf,  so  wie  demnächst  die  innerhalb  der  tarifmasfigen  Sttie 
vorgenommenen  Aenderungen,  und  zwar  im  Falle  einer  Erhöhung  früher  er- 
mäßigter Salve  sechs  Wochen .  vor  Anwendung  derselben,  der  Regierung  ans* 
zeigen  und  Öffentlich  bejkannt  zu  machen;  auch 

2)  für  die  angenommenen  Sätze  alle  zur  Fortschaming  aufgegebenen 
Waaren,  deren  Transport  polizeilich  zulässig  ist>^ohne  Unterschied  der  Interes- 
senten, zu  befördern. 

§.  33..  Sofern  nach  Abzug  der  das  Transport-Unternehmen  betreffenden 
ausgaben  einschliesslich  des  in  dem .  Statute  mit  Genehmigung  des  Ministerroms 
festzusetsenden  jährlichen  Beitrags  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds,  ftr  die 
zuletzt  verlaufene  Periode  sich  an  Zinsen  und  Gewinn  ein  Reinertrag  von 
mehr  als  zehn  Frocent  des  in  dem  Unternehmen  angelegten  Capitals  ergibt, 
müssen  die  Fuhrpreise  in  dem  Maasse  herabgesetzt  werden,  dass  der  Reiner- 
trag diese  zehn  Procent  nicht  überschreite.  Wenn  jedoch  der  Ertrag  des 
Bahngeldes  das  dafür  im  §.  29.  verstattete  Maximum  von  zehn  Procent  nicht 
erreicht,  so  soll  der  Ertrag  des  Transportgeldes  zehn  Procent  so  lange 
übersteigen 'dürfen,  bis  beide  Einnahmen  zusammengerechnet  einen  Reinertag 
von  zehn  Procent  der  in  dem  gesammten  Unternehmen  angelegten  Öapitsk 
ergeben. 

§.  34.  Um  die  Ausführung  der  in  den  §§.  29 — 33  gegebenen  Vorschrift«» 
möglich  zu  machen,  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  über  "alle  Theile  ihrer 
Unternehmung  genaue  Rechnung  zu  führen  und  hierin  die  ihr  von  dem  Hsa- 
dels-Ministerium  zu  gebende  Anweisung  zu  befolgen.  Diese  Rechnung  ist 
jährlich  bei  der  vorgesetzten  Regierung  einzureichen. 

§.  35.  Wenn  über  die  Anwendung  des  Bahngeld-  oder  des  Frachttarifs 
zwischen  der  Gesellschaft  und  Privatpersonen  Streitigkeiten  entstehen,  so 
kommt  die  Entscheidung  hierüber,  mit  Vorbehalt  des  Recurses  an  das  Han- 
dels-Ministen  um,  der  Regierung  zu. 


§.   134.       • 

Die  in  den   vorstehend  abgedruckten   Paragraphen  enthaltenen 

Bestimmungen  bieten  für  das  Verslandniss  wie  für  die  praktische 

Anwendung  nicht  geringe  Schwierigkeiten.  Der  Zweck  dieses  Tbei- 

les   des  Gesetzes  war   ein  doppelter:    einmal  die  Aufstellung  des 
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Grundsatzes  der  Zulässigkeit  einer  Concurrenz  im  Transportbetriebe 
durch  andere  Unternehmer  als  die  Bahneigenthümerin  gegen  Ent- 
gelt, dann  aber  die  Präcisirong  der  Rechte  der  Staatsregierung  hin- 
sichtlich der  Normirung  der  Tarife. 

Der  Mitbetrieb  de^i  Transportunternehmens  soll  nach  gütlicher 
Einigung  zwischen  dem  Unternehmer  und  der  Eigenlhümerin  ,  in 
Ermangelung  einer  solchen  Vereinbarung  gegen  Entrichtung  des 
,Bahngeldes"  an  die  letalere  Statt  haben. 

Der  Tarif  der  Eisenbahngesellschaften  soll  rationell  aus  zwei 
Factoren  gebildet  sein:  aus  eben  jenem  „Bahngelde"  und  einem 
Transportgelde ,  jedoch  mit  der  Ifaassgabe ,  dass  der  Ertrag  des 
ganzen  Unternehmens  ein  gewisses  Maximum  von  Procenten  des 
darin  angelegten  Capilals  nicht  übersteigen  dürfe.  Um  zu  einer 
Übersichtlichkeit  der  Materie  zu  gelangen ,  ^soll  versucht  werden, 
im  Folgenden  beide  Gesichtspunkte  —  Concurrenzbetrieb  und  Ta- 
rif-Frage —  strenge  von  einander  getrennt  zu  halten. 

§.  135. 
L  Concurrenz  im  Transportbetriebe  auf  derselben  Bahn. 
Die  bauende  Gesellschaft  hat  für  die  drei  ersten  Jahre  nach 
dem  auf  die  Eröffnung  der  Bahn  folgenden  ersten  Januar  ein  aus- 
schliessliches Recht  zum  Transportbetriebe;  nach  Ablauf  dieser  Frist 
können,  neben  ihr,  auch  Andere  die  Befiyjniss  zum  Transportbetriebe 
auf  der  Bahn  vermöge  besonderer  Concession  des  Handelsministe- 
riums erlangen.  Der  concessionirte  Concurrent  hat  sich  über  die 
Ar  die  Mitbenutzung  der  Bahn  von  ihm  zu  entrichtende  Vergütung 
mit  der  Gesellschaft  zu  einigen  ,  und  wenn  eine  solche  Einigung 
nicht  zu  Stande  kommt ,  ihr  das  gesetzliche  Bahngeld  zu  zahlen. 
Durch  dieses  Bahngeld  sollen  die  Kosten  der  Unterhaltung  und  Ver- 
waltung der  Bahn  nebst  Zubehör  bestritten,  der  statutmässige  Bei- 
trag zur  Ansammlung  eines  Reservefonds  für  aussergewöhnliche 
die  Bahn  und  Zubehör  betreffende  Ausgaben  aufgebracht ,  die  von 
der  Gesellschaft  zu  übernehmenden  Lasten  gedeckt,  und  ausserdem 
der  Gesellschaft  an  Zinsen  und  Gewinn  ein  Reinertrag  von  wenigstens 
6  und  höchstens  10%  des  auf  die  Bahn  nebst  Zubehör  verwende- 
ten Aojage-Capilals  beschafft  werden. 

13* 
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Das  Gesetz  gibt  dritten  Personen  die  Befugnis*  zum  Trans- 
portbetriebe auf  der  Bahn,  bestimmt  aber  nirgendwo  den  Umfang 
der  Hitbenutzung  der  vorhandenen  Anlagen.    Hierdurch  erwachsen 
s.ofort  die  grössten  Zweifel  und  Bedenken ,    um  so  mehr ,   als  die 
ganze  Lehre  von  der  Concurrenz  im  Transportbetriebe  auf  dersel- 
ben   Bahn ,   so    viel   bekannt  geworden  ,   seither  noch  auf  keiner 
Preussischen  Bahn  eine  praktische  Anwendung  gefunden  hat,  viel- 
leicht gerade  deshalb,  weil  sie  durch  das  Gesetz  nicht  erschöpfend 
geregelt  ist«  Als  Gegensätze  werden  hervorgehoben  „die  Bahn  nebst 
Zubehör*   und   „das  Fuhr-  und  Transport-Unternehmen  nebst  dem 
dazu  gehörigen  Inventar".  Daraus  würde  sich  folgern  lassen,  däss  unter 
„Bahn  und  Zubehör"  nicht  bloss  Bahnkörper,  Geleise  der  bahn  und 
der  Bahnhöfe ,    Drehscheiben  ,    Schiebebühnen ,    Weichen  u.  s.  vr., 
sondern  auch  die  für  die  Verwaltung  und  Unterhaltung  der  Bahn 
dienenden  Gebäude  auf  den  Bahnhöfen  und  an  "der  Bahn  zu  ver- 
stehen seien.    Keinesfalls  aber  gehören  dahin  die  für  Zwecke  des 
Transport -Unternehmens  bestimmten  Anlagen  und  Gebäude,  wie 
z.  B.  Werkstätten,  Kokesöfen,   Wasserstalionsgebäude,  Lokomotiv- 
schuppen, Wagen-  und  Güterschuppen  und  dergl.  Wir  müssen  ge- 
stehen, dass  uns  hiernach  die  Möglichkeit  eines  Concurreftz-Trans- 
portbetriebes  durch  dritte  Personen  neben  der  Geseilschaft  in  da 
meisten  Fällen  sehr  problematisch  erscheint,  sofern  zwischen  beides 
Theilen  eine  gütliche  Einigung  nicht  stattfindet.    Der  dritte  Trans- 
port-Unternehmer entbehrt  des  Rechtes  ,    sich  zwangsweise  in  den 
Mitgenuss  derjenigen  Mittet  %u  setzen,  ohne  welche  sein  Recht  des 
Fahrens  auf  der  Bahn  illusorisch  bleibt.    Es  liegt  auf  der  Band, 
dass  der  Versuch,   diese  Mittel  auf  eigene  Kosten  zu  suppliren,  in 
der  Wirklichkeit  meist  darum    scheitern  muss,    weil  derselbe  nur 
ausserhalb  der  vorhandenen  Bahnhöfe  gemacht  werden  könnte. 
Aber   Selbst    in    dem   Falle,    dass  die  letzteren  die  erforderlichen 
Räumlichkeiten  böten,  und  dass  durch  die  neuen  Anlagen  des  Trans- 
port-Concurrenten  der  Betrieb  der  Gesellschaft  in  keiner  Weise  be- 
hindert \vürde  —  eine  Voraussetzung,    welche   fasl  nie  zutreffen 
wird  — ,  so  bleibt  es  doch  mehr  als  zweifelhaft,   ob  bfci  der  Wei- 
gerung der  Gesellschaft,   auf  ihren  Bahnhöfen  Terrain  zu  fremden 
Bauten  abzulassen,  dem  dritten  Unternehmer  das  Recht  der  Expro- 
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priation  (gegen  die  atte  Gesellschaft  oder  die  anschiessenden  Ei- 
gehthümer}  gesetzlich  verliehen  werden  dürfte ;  jedenfalls  müsste 
vorab  festgestellt  werden,  dass  die  Zulassung  des  Concurrenzbetrie- 
bes  des  öffentlichen  Nutzens  wegen  zu  erfolgen  habe. 

§.  136. 

Die  Berechnung  des  Bahngeldes ,  wie  sie  der  §.  30  des 
Gesetzes  vorschreibt,  hat  lange  Zeit  für  ein  fast  nicht  zu  lösendes 
Problem  gegolten.  Sogar  Hansemann  (Kritik  Seite  80),  dessen 
Scharfblick  und  Erfahrung  in  financiellen  Berechnungen  über  allen 
Einwand  erhaben  ist,  legt,  nachdem  er  einen  unserer  Ansicht  nach 
allerdings  nicht  gelungenen  Versuch  einer  Berechnung  nach  Vor- 
schrift des  Gesetzes  gemacht,  das  Gestand niss  ab,  dass  er  die  in 
demselben  aufgestellten  Regeln  nicht  völlig  begreife.  Einige  An- 
deutungen über  die  bei  der  Berechnung  festzuhallenden  Gesichts- 
punkte gibt  das  nachstehende  Rescript  des  Königl.  Handelsministe- 
riums vom  14.  April  1853  : 

„Bei  Berechnung  des  Bahngeldes  ist  diejenige  Capitalsumme  zu 
„betrachten,  welche  nicht  nur  auf  die  Herstellung  der  Bahn  nebst 
„Zubehör  wirklich  verwendet  worden  ist,  sondern  auch  zugleich 
„einen  Theil  des  Stamm-Actiencapitals  oder  der  als  Anlage-Capital 
„vom  Staate  ausdrücklich  genehmigten  Anleihen  bildet.  Verwen- 
dungen aus  anderen  Fonds,  z.  B.  Schenkungen  oder  Verwendungen 
„aus  dem  eigenen  Reinertrag  des  Unternehmens,  kommen  als  ein 
„Theil  jenes  Anlage-Capitals  nicht  in  Berechnung.  Dagegen  kom- 
„men  die  amortisirten  Beträge  der  vom  Staate  als  Anlage-Capital 
„genehmigten  Anleihen  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Eisenbahn- 
„geseüschaften  während  der  Amortisalionsperiode  gleichmässig  die 
„vorgeschriebenen  Amortisations-Raten  aufzubringen  haben,  von  dem 
„Anlage-Capital  nicht  eher  in  Anrechnung,  als  bis  die  betreffende 
„Anleihe  ganz  getilgt  ist.  Zu  den  auf  dem  Unternehmen  ruhenden 
„Lasten  gehören  die  Zinsen  der  als  Anlage-Capital  mit  in  Berech- 
nung kommenden  Anleihen  nicht.* 

Eine  Erleichterung  bei  Aufstellung  des  Exempels  im  concrelen 
Falle  findet  sich  in  dem  Umstände,    dass  bei  sämmtlichen  Preussi- 
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sehen  Bahnen  das  Etats-  und  Rechnungswesen  auf  der  durchgeführ- 
ten Trennung  der  sämmtlichen  Betriebsausgaben  nach  den  3  Haupt- 
rubriken „Bahnverwaltung*,  „Transportverwaltung*  und  »Allge- 
meine Verwaltung"  beruht. 

Wir  geben  im  Nachstehenden  ein  unserer  Auffassung  des  %•  30 
entsprechendes  Schema  zur  Berechnung  des  Bahngeldes. 

Gesetzt,  es  betrüge  das    Anlage -Capital   einer  Bahn  in  Ac- 

tien •     1,300,000  Thlr. 

und  in  Anleihen  ( Prioritäten) 900,000    „ 

in  Summa    .    2,200,000  Tblr. 
und  es  fielen  hiervon 300,000    „ 

auf  das  Fuhr-  und  Transport-Unternehmen,  so 

würden 1,900,000    „ 

als  das  auf  die  Bahn  und  Zubehör  verwendete 
Anlage- Capital  anzusehen  sein. 

Von  dieser  Summe  komme  als  Reinertrag 
in  Ansatz  6%  (§.  29  Nro.  4  des  Gesetzes  v. 
3.  November,  1838)  =     ........        1*4,000  Thlr. 

Der  Durchschnittsbetrag  der  Kosten  der  Bahn- 
verwaltung sei    .     . 43,000    „ 

der  der  Allgemeinen  Verwaltung  5000,  der  der 
Transportverwaltung  5fr,000  Thlr.  Im  Verhält- 
nisse der  für  die  Bahnverwaltung  und  der  für  " 
die  Tiansportverwaltung  überhaupt  geleisteten 
Ausgaben  fallen  alsdann  von  den  Kosten  der 
Allgemeinen  Verwaltung  (5000  Thlr.)  auf  Bahn 
und  Zubehör 2,150    „ 

In  den  Reservefonds  seien  durchschnittlich 
alljährlich  1000  Thlr.  gelegt ,  und  sollen  nach 
dem  vorher  angegebenen  Verhältnisse  der  aus 
diesem  Fonds  geleisteten  Durchschnittsausgaben 
auf  Bahn  und  Zubehör  gefallen  sein  durch- 
schnittlich       .....  600    „ 

An  den  von  der  Gesellschaft  zu  überneh- 
menden Lasten  (z.  B.  Tantiemen  am  Reinertrag, 
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Staats  -  Eisenbahnsteuer ,    Coimnunal  -  Eisenbahn- 
steuer etc.)  sei  durchschnittlich  gezahlt  .     .     .  4,500  Thlr. 


so  bildet  die  Gesammtsumme  von    ....     .        164,250  Thlr. 
diejenige  Theilungssumme,  welche  der  Pestsetzung  des  Bahngeldes 
zu  Grunde  zu  legen  ist. 

Gesetzt  ferner,  die  Gesellschaft  habe  durchschnittlich  11  Mil- 
lionen Centner  1  Meile  weit  transporlirt  und  dafür  100,000  Thlr. 
eingenommen,  so  hat  durchschnittlich  jeder  transportirle  Centner 
33/u  Pfg.  pro  Meile  aufgebracht.  Gesetzt  endlich,  die  gesammte 
übrige  Einnahme  an  Personen-  und  Frachtgeld  habe  durchschnitt- 
lich 90,000  Thlr.  betragen  ,  so  repräsentirl  diese  Einnahme,  zum 
Satze  von  33/u  Pfg.  gerechnet,  eine  Anzahl  von  9,900,000  Cent- 
ner-Einheiten auf  1  Meile.  Zählt  man  diesen  .  9,900,000  Centner 
die  oben  angenommenen 11,000,000      „ 

hinzu,  so  drückt  die  Summa   ......    20,900,000  Centner 

den  nach  der  Einnahme  auf  Centner- Einheiten  reducirten  Fuhr-  und 
Transportbetrieb  aus  und  gibt,  in  die  früher  gefundene  Theilungs- 
summe von  164,250  Thlr.  dividirt,  nach  der  Meinung  des  Gesetzes 
das  für  Einen  Centner  pro  Meile  zu  entrichtende  respective  zu  er- 
hebende Bahngeld.  Für  alle  Transportobjecte  findet  sich  alsdann  der 
entsprechende  Bahngeldsatz  durch  die  Proportion:  33/u  :T=B:  x, 
worin  T  den  bestehenden  Tarifsatz  pro  Meile,  z-  B.  30  Pfg.  pro 
Person  (als  niedrigster  Satz  des  Personengeldes,  nach  §.  30  Nr.  3), 
und  B  das  nach  obigem  Divisions-Exempel  gefundene  Bahngeld 
Eines  Centners  pro  Meile  bedeutet. 

Was  unter  den  in  Nro.  3  des  $.  29  genannten  „Lasten  der 
Gesellschaft*  zu  verstehen  sei,  ist  nicht  gesagt;  ausdrücklich  als 
solche  erwähnt  wird  nur  die  im  §.  38  angedeutete  Eisenbahnsteuer ; 
eben  dahin  gehört  auch  die  in  neuester  Zeit  den  Eisenbahngesell- 
schafken aufgebürdete  Besteuerung  des  Reinertrags  zu  Gunsten  der 
an  der  Bahn  liegenden  Gemeinden,  und  überhaupt  alle  aus  einem  spe- 
cialen Titel  —  sei  es  Gesetz  oder  Vertrag  —  den  Gesellschaften 
zu  Gunsten  des  Staates  oder  dritter  Privatpersonen  auferlegten  Las- 
ten, welche  nicht  unter  den  Kosten  der  Bahnverwaltung  verrechnet 
werden.  Aach  kann  es  hierbei  keinen  Unterschied  machen,  ob  der- 


—    200    — 

gleichen  Lasten  ein  Ausfluss  der  Bahnanlage  oder  aber  des  Trans- 
port- und  Fuhr-Unternehmens  der  Gesellschaft  sind,  weil  das  Ge- 
setz selbst  hierin  nicht  unterscheidet*  Wir  glauben  deshalb  auch 
zu  der  Annahme  berechtigt  zu  sein,  dass  die  durch  §.  36  des  Ge- 
setzes den  Gesellschaften  zu  Gunsten  der  König!.  Postverwaltung 
auferlegten  Lasten,  nach  vorheriger  Ermittelung  ihres  Werthes  in 
Gelde,  an  der  betreffenden  Stelle  mit  in  Ansatz  zu  bringen  sein  dürften. 
Nach  §.  31  des  Gesetzes  ist  das  Bahngeld  in  bestimmten  durch 
das  Handelsministerium  für  jede  Bahn  festzusetzenden  Terminen  von 
Neuem  zu  reguliren.  Diese  Vorschrift  ist  unausgeführt  geblieben; 
das  Königl.  Handelsministerium  hat  bis  jetzt  für  keine  Prcussische 
Bahn,  so  viel  bekannt  geworden,  das  Bahngeld  regulirt,  und  ist  auch 
noch  nicht  in  der  Lage  gewesen,  auf  Antrag  eines  concessionirten 
Concurrenz-Transport-Unternehmers  eine  solche  Regulirung  vorzu- 
nehmen. Zu  Anfang  des  Jahres  1853  wurde  zwar  die  Absicht 
ausgesprochen ,  zur  Ausfährung  der  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, schreiten  zu  wollen,  und  erging  durch  die  Commi**- 
riate  an  die,  Privat-Eisenbahngesellschaften  die  Aufforderung ,  die 
hierzu  erforderlichen  zuverlässigen  Materialien  einzureichen;  in? 
zwischen  ist  die  Sache  hiermit  beruhen  geblieben.  Eine  Veröffent- 
lichung der  eingegangenen  Berechnungen  würde  von  Interesse  sc») 
um  zu  ersehen  ,  in '  welcher  Weise  von  verschiedenen  Seiten  Af 
Sinn  des  Gesetzes  aufgefasst  worden  ist. 

§:  *37- 
Eine  von  dem  seither  behandelten  völlig  verschiedene  Art  des 
Concurrenzbetriebes  ist  diejenige,  welche  durch  ^.  45  des  Gesetzes 
vom  3.  November  1838  denjenigen  Eisenbahn  -  Unternehmungen 
verliehen  wird  ,  welche  an  eine  schon  vorhandene  Bahn  ,  sei  es 
mittels  einer  Fortsetzung  derselben,  sei  es  mittels  einer  Sei- 
tenverbindung, sich  anschliessen.  Gleich  wie  im  früheren  Falle 
der  dritte  Transport-Unternehmer  einer  vorgängigen  vom  Han- 
delsministerium zu  erlheilenden  Concesskm  bedurfte ,  so  soll  auch 
hier  dieses  Ministerium  darüber  entscheiden  ,  ob  und  wie  der  Afl- 
schluss  der  neuen  Anlage  an  die  schon  vorhandene  statthaben,  ■•» 
ob  der  anschliessenden  Gesellschaft  der  eigene  Transportbetrieb  auf 
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der  früher  angelegten  Bahn  gewährt  werden   solle.    Dabei  treten 
aber  folgende  Besonderheiten  ein: 

1 )  Die  Pflicht,  den  concarrirenden  Transportbetrieb  zu  gestat- 
ten, ist  für  die  alte  Gesellschaft  nicht  erst  mit  Ablauf  der  ersten 
drei  Jahre  nach  dem  auf  die  Eröffnung  der  Bahn  folgenden  ersten 
Jamw,  sondern  sofort  gegeben,  wenn  sich  die  anschliessende  Ge- 
gellschaft meldet,  und  die  betreffende  Verfügung  des  Handels-Mini- 
steriams  ergeht.  Letzteres  bestimmt  bei  der  Concession  des  An- 
schlusses der  neuen  Bahn  das  Nöthige  wegen  der  vor  Ablauf  der 
ersten  drei  Jahre  statt  des  Babngeldes  zu  entrichtenden  Vergütung; 
nach  Ablauf  jenes  Zeitraums  bildet  das  Bahngeld  die  gesetzliche 
Entschädigung  der  älteren  Gesellschaft. 

2)  Die  bestehende  Gesellschaft  muss  sich  gefallen  lassen,  dass 
die  Ar  den  coneurrirenden  Mitbetrieb  auf  ihrer  Bahn  erforderlichen 
bauliehen  Einrichtungen  von  der  neu  anschliessenden  Gesellschaft 
bewirkt  werden.  Beispielsweise  führt  das  Gesetz  als  solche  Ein-* 
richttngen  die  Anlage  eines  zweiten  Geleises  an;  eben  dahin  wer- 
den aber  auch  diejenigen  Anlagen  gehören,  welche  ausschliesslich 
für  die  Zwecke  des  Transport  Unternehmens  bestimmt  sind  (Werk- 
stitten, Wasserstationen,  Lokomotiv-,  Wagen-  und  Güterschuppen 
u.s.  w.),  und  zu  deren  Mitbenützung  der  Concurrenztransport-Un- 
ternehmer  durch  die  Entrichtung  des  Bahngeldes  nicht  ermächtigt 
wird.  Der  praktische  Grund,  aus  welchem  die  Zulässigkeit  einer 
Concurrenz  dritter  Personen  im  Transportbetriebe  auf  Grund  der 
£$.  27  ff*  des  Gesetzes  den  bestehenden  Eisenbahngesellschaften 
wenig  Besorgitiss  einflössen  durfte  —  dass  Erstere  nämlich  fast  nie 
in  der  Lage  sein  werden,  in  den  Genuss  der  zu  ihrem  Zwecke  er- 
forderliehen Mittel  wider  den  Willen  der  Gesellschaft  sich  zu  setzen, 
—  fällt  hiernach  bei  der  Concurrenz  einer  anschliessenden  Gesell- 
schaft hinweg.  Es  wird  nirgend  gesagt,  ob  und  welche  Entschä- 
digung —  neben  der  vom  Handelsministerium  festzusetzenden 
Vergütung  resp.  neben  dem  Bahngelde  —  der  bestehenden  Ge- 
sellschaft dafür  gebührt,  dass  sie  z.  B.  die  Anlage  eines  zweiten 
Geleists  auf  ihrem  Bahndamme,  die  Errichtung  eines  Lokomotiv- 
schuppens auf  ihrem  Bahnhofe  u.  s.  w.  zu  dulden  hat.  „Hierüber, 
so  wie  über  die  Verhältnisse  beider  Unternehmungen  zu  einander" 
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heisst  es  im  §.  45,  „wird  das  Handelsministerium  das  Nölhige  bei 
der  Concession  des  Anschlusses  festsetzend  In  welcher  Weise 
diese  Festsetzung  erfolgen,  von  welchem -Gesichtspunkte  das  Königl 
Ministerium  dabei  ausgehen  würde,  dafür  lässt  sich  kein  Anhalts- 
punkt geben,  weil  eine  praktische  Ausführung  der  Vorschriften 
dieses  §.,  so  viel  bekannt,  noch  nicht  stattgefunden  hat.  Nor  auf 
einen  Umstand  glauben  wir  aufmerksam  machen  zu  müssen,  Bein 
Erfasse  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  wurde  an  den  Bau 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  durch  Andere  als  durch  Privatgesell- 
schaften nicht  gedacht.  Seitdem  aber  hat  sich  die  Staatsregierung 
vielfach  selbst  mit  dem  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  aus 
Staatsmitteln  und  für  Staatsrechnung  befasst.  Es  dürfte  unzweifel- 
haft sein,  dass,  felis  eine  an  schon  vorhandene  Privateisenbahnen 
sich  anschliessende  Staats  bahn  den  eigenen  Transportbetrieb  auf 
den  ersteren  ausüben  wollte,  eine  Festsetzung  der  zu  leistenden 
Vergütung,  des  Verhältnisses  der  beiden  Unternehmungen  n  ein* 
ander  und  wegen  der  Gestattung  der  für  den  Concurrenzbetrieb 
erforderlichen  baulichen  Einrichtungen  keinesfalls  durch  das  König!. 
Handelsministerium  erfolgen  kann,  weil  eine  solche  Begulirung  der 
Sache  nach  dem  ausgesprochenen  Willen  des  Gesetzgebers  nkH 
einseitig  durch  eine  der  betheiligten  Parteien  erfolgen  tid 
Das  Gleiche,  was  ven  den  eigentlichen  Staatsbahnen  in  dieser  Ha* 
sieht  gilt,  dürfte  aber  «ich  Anwendung  finden  auf  diejenigen  Eise* 
bahnen,  deren  Verwaltung  einer  von  der  Staatsregierung  ernanntet 
Behörde  anvertraut  ist  Für  diese  Ansicht  spricht"  analogisch  eine 
uns  bekannt  gewordene  richterliche  Entscheidung.  In  einem  zwi- 
schen den  Direktionen  der  Aacken-Mastrichter  und  der  Aachen- 
Düsseldorfer  Eisenbahngesellschaften  ventilirten  Processe  wutfde  die 
Einrede  der  Incompetenz  erhoben,  weil  nach  dem  zur  Zeit  ab  die 
Aachen-Düsseldorfer  Bahn  noch  unter  Privatadministration  stand; 
abgeschlossenen  Vertrage,  über  dessen  Ausführung  beide  Theile 
stritten,  dem  KönigL  Handelsministerium  die  unbedingte  Entschei- 
dung aller  bezüglichen  Streitigkeiten  übertragen  worden  war.  Du 
Königl.  Landgericht  zu  Aachen  verwarf  diese  Einrede,  indem  es 
erwog:  dass  die  Directum  der  Aachen-Düsseldorfer  Gesellschaft 
als  eine  dem   Königl.    Handelsministerium   untergeordnete  Königl. 
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Behörde  alle  dessen  Anordnungen  befeigen  müsse,  und  diese  ver- 
änderte Stellung  den  betreffenden  Minister  nicht  mehr  zur  Ausübung 
des  Schiedsrichter- Amtes  geeignet  erscheinen  lasse;  und  der  Rhei- 
nische Appellationsgerichtshof  verwarf  die  erhobene  Berufung  durch 
Urlheil  vom  12.  April  1855,  indem  er  ausführte:  dass  das  Königl. 
Handels-Ministerium  den  Contrahenten  des  Vertrages  gegenüber 
nicht  mehr  den  Standpunkt  eines  unbeteiligten  Dritten  einnehme, 
sondern  die  Behörde  sei,  welche  der  die  gesammten  Angelegen- 
heiten der  Aachen-Düsseldorfer  Eisenbahngesellschaft  führenden 
Directum  vorgesetzt,  und  über  diese  Angelegenheiten  in  letzter 
Instanz  zu  verfügen  habe,  vermöge  dieser  amtlichen  Machtvollkom- 
menheit aber  zur  Ertheilung  eines  Rechtsspraches  in  Streitigkeiten 
zwischen  jener  Verwaltung  und  einem  Dritten  nicht  die  erforder- 
lichen Eigenschaften  besitze,  da  die  Ausübung  des  Richteramtes 
nach  den  ersten  Grundsätzen  des  Rechts  an  die  Bedingung  ganz-« 
lieber  Unbetheiligung  an  dem  durch  den  Richter  zu  erledigenden 
Streite  geknüpft  ist 

Wir  sind  daher  der  Ansicht,  dass  so  oft  eine  anschliessende 
Staatseisenbahn  oder  unter  Verwaltung  einer  Königlichen  Direction 
stehende  Privat-Eisenbahngesellschaft  vton  der  durch  $.  45  des 
Gesetzes  ertheilten  Befugniss  einer  schon  bestehenden  Eisenbahn 
gegenüber  Gebrauch  machen  will,  in  Ermangelung  einer  gütlichen 
Einigung  der  gewöhnliche  Richter  über  alle  diejenigen  Punkte  zu 
entscheiden  hat,  deren  Rdgulirung  bfei  zwei  coneurrirenden  Privat- 
gesellschaften durch  das  Königl.  Handels-Ministerium  bei  Ertheilung 
der  Concession  für  die  Anschlussbahn  bewirkt  wird. 

Bei  der  exorbitanten  Tragweite  der  durch  den  $.  45  den  neuen 
Anschlussbahnen  gewährten  Privilegien  und  der  den  bestehenden 
Eisenbahn- Unternehmungen  auferlegten  Lasten  bedarf  es  keiner 
Beweisführung,  dass  beide  der  stricteaten  Interpretation  unterliegen« 
Hiernach  rechtfertigt  sich  der  Satz:  dass  eine  Anschlussbahn,  wel- 
cher nicht  schon  bei  ihrer  Concession  die  Befugniss  zum 
Concurrenzbetriebe  auf  der  bestehenden  altern  Bahn  ertheik  wor- 
den ist,  die  im  §.  45  gegebenen  besohdern  Privilegien  dem- 
nächst nicht  mehr  zu  beanspruchen  hat,  sondern  alsdann  nur 
das  im  $.  27  des  Gesetzes  einem  jeden  Dritten  überhaupt  verliehene 
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Recht  innerhalb  des  für  dasselbe  bestimmten  beschränkteren   Um- 
fanges  zur  Geltendmachung  bringen  darf.   . 

S    138. 

IL  Festsetzung  des  Transporttarifs. 

Für  die  ersten  drei  Jahre  nach  dem  auf  die  Eröffnung  der 
Bahn  folgenden  1.  Januar  sieht  der  Gesellschaft  das  Recht  zu,  die 
Preise  sowohl  für  den  Personen*  als  für  de»  Waarenlransport  nach 
ihrem  Ermessen  au.  bestimmen;  sie  hat  jedoch  die  Verpflichtung 

1)  den  angenommenen  Tarif  beim  Beginn  des  Transpartbe-» 
iriebes  und  die  späteren  Aenderungen  sofort  bei  deren  Eintritt,  im 
Falle  der  Erhöhung  aber  sechs  Wochen  vor  Anwendung  derselben 
der  Regierung  (jetzt  dem  Eisenbabncommissariat)  anzuzeigen  und 
öffentlich  bekannt  zu  machen, 

2)  für  die  angesetzten  Preise  alle  zur  Fortschaffung  aufgege- 
benen Waaren,  deren  Trausport  polizeilich  zulässig  ist,  ohne  Un- 
terschied der  Interessenten  zu  befördern. 

Diese  klare  und  einfache  Vorschrift  des  $.  26  des  Eisenbahn- 
gesetzes enthält  fiir  die  ganze  Tarifgesetzgebung  die  zur  Zeit 
bestehende  einzige  Vorschrift,  gleichviel  pb  die  betreffende  Bsba 
länger  als  drei  Jahfe  in  Betrieb  ist  oder  nicht;  denn  alle  im  Ge- 
setze weiterhin  ($.32  ff.)  gegebenen  Bestimmungen  setzen  vor- 
aus, dass  eine  Regnlirung  des  Bahngeldtarifs  nach  $.  29,  30  er- 
folgt sei,  was,  wie  bereits  wiederholt  bemerkt,  bis  heute  noch  für 
keine  Prettssische  Eisenbahn  geschehen  ist.  *  Hieraus  ergibt  sieb, 
dass  alle  nach  erfolgter  Regulirung  des  Bahngeldes  eintretenden 
Beschränkungen  der  Autonomie  der  Gesellschaften  in  der  Hormirung 
ihrer  Tarife  noch  zur  Zeit  für  die  bestehenden  Gesellschaften  keine 
Anwendung  finden,  also  namentlich  nicht  die  Einholung  der  Zu* 
Stimmung  des  Handels-Ministeriums  bei  jeder  späteren  Erhöhung 
des  Fahr«  oder  Frachttarifs  und  die  notwendige  Reduction  der 
Tarife  für  den  Fall,  dass  das  in  dem  Unternehmen  angelegte  Capi- 
tal mehr  als  10%  Reinertrag  abwerfe. 

Praktisch  hat  indessen  die  hinsichtlich  der  Tariffestsetzung  den 
Gesellschaften  gesetzlich  zustehende  Autonomie  wenig  Bedeutung, 
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indem  fast  in  allen  GesetlschaftsstaUrten  —  wenige  ältere  ausge- 
nommen —  dem  Staate  die  Genehmigung  des  Tarifs  für  Personen 
und  Güter  sowie  jeder  Veränderung  der  Tarife  ausdrücklich  vor- 
behalten ist. 

Den  Inhalt  des  §.  34  des  Eisenbahngesetzes  haben  wir  bereits 
oben  (Capitel  VI  Abscbn.  IV)  besprochen.  Er  ist  hier  nicht  an 
der  richtigen  SteHe  im  Gesetze  plaeirt  und  fasst  seinen  tZivaek.  viel 
zu  beschränkt  auf;  wenn  ei*  als  selchen  die  EnaögUdhtng  der  Bat« 
gulirung  des  Rafcn-  und  Transportgekies  hinstellt.  Die  Verpflich- 
tung der  Bfsenbahngeseilsefcaften,  ttber  ihre  Unternehmung  genaue 
Rechnung  zti  führen'  und  die  Jahresbilanz  der  Regierang  vorzule^ 
gen,  ist  allgemeinen  Rechtens,  wie  sie  denn  auch  das  Gesetz  von 
9.  November  1843  (§.  24)  alten  Actiengesellschaften  allgemein 
auferlegt.  Als  Besonderheit  statuirt  der  $.  34.  des  Eisenbahnge- 
setzes, dass  die  Gesellschaften  hinsichtlich  ihrer  RedravngsfÜhrung 
die  ihr  vom  Handels-Ministerinm  zu  gebende  Anweisung  zu  befol- 
gen haben.  Demgemäss  ist  auch,  wie  oben  naher  erläutert,  eine 
bestimmte  Form  fftr  die  gegenwärtig  an  das  EfcenbahJt*€ommis«a- 
rlat  alljährfich  einzureichenden  Uebersichten  der  Bötriebs-Resullate 
vorgeschrieben. 

$.  139. 
Eine  eigentümliche  Auffassung  liegt  der  Vorschrift  des  §.  35 
des  Gesetzes  zu  Grunde,  demgemäss  Streitigkeiten  zwischen  der 
Eisenbahngesellschaft  und  Privatpersonen  über  die  Anwendung  des 
Bahngeld-  und  Frachttarifs  zur  Entscheidung  der  Regierung  (d.  h. 
nunmehr  des  Eisenbahn-Commissariats)  unter  Vorbehalt  des  Re- 
eses an  das  Handels-Hinisterium  gehören  sollen.  Es  ist  uns  nicht 
bekannt,  ob  jemals  dergleichen  Streitigkeiten  vor  das  Forum  der 
Administrativbehörde  gebracht  worden. sind.  Vielleicht  beruht  diese 
Nichtanwendung  in  der  Erwägung,  dass  auch  dieser  §.  von  der 
nicht  eingetroffenen  Voraussetzung  einer  bereits  geschehenen  Re- 
gülirung  des  Rahngeldes  ausgeht.  Ein  blosses  Recht  der  Beschwerde 
wegen  angeblich  unrichtiger  Tarif-Anwendung  kann  nicht  gemeint 
sein,  weil  eine  solche  auch  ohne  specielfe  Vorschrift  jederzeit  bei 
dar  Aufsichtsbehörde  anzubringen  gestattet  ist;  der  §.  35  verweiset 
vielmehr  ausdrücklich  entstandene  „Streitigkeilen"  zur  Entscheidung 
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an  die  Regierung.  Wir  können  aber  eben  so  wenig  glauben,  dass 
der  Gesetzgeber  beispielsweise  eine  Klage  des  Versenders  auf 
Rückerstattung  gezahlter  Fracht  wegen  unrichtiger  Anwendung  des 
Tarifs  (unrichtige  Classificirung  des  versendeten  Gutes  oderdergl.) 
der  Cognition  der  Gerichte  habe  entziehen  und  der  Entscheidung 
der  Administraüvbehörde  habe  unterwerfen  woHen  — schon  deshalb 
nicht,  weil  der  letzleren  die  prompten  Mittel  der  Gerichte  zur  Voll- 
streckung ergangener  Entscheidungen  nicht  zu  Gebote  stehen. 
Wollte  man  unter  „Privatpersonen"  nur  die  im  $.27  genannten 
„andern  Personen*  verstehen,  welche  ausser  der  Gesellschaft  die 
Befugniss  zum  Transportbetrieb  auf  deren  Bahn  erhalten  haben,  so 
dass  also  der  Regierung  .eine  schiedsrichterliche  Stellung  in  allen 
hinsichtlich  der  Anwendung  des  Bahngeldes  zwischen  den  bethei- 
ligten Parteien  entstehenden  Differenzen  vindicirt  würde,  so  steht 
dieser  Annahme  der  Zusatz  »oder  des  Frachttarifs"  entgegen.  Wir 
müssen  gestehen,  dass  uns  eine  befriedigende  Lösung  der  bei  Be- 
trachtung dieses  Paragraphen  aufstockenden  Bedenken  nicht  gelun- 
gen ist,  und  sind  daher  der  Ansicht,  dass  derselbe  wegen  völliger 
nicht  aufzuhellender  Dunkelheit  überall  ausser  Anwendung  bleiben 
muss. 


CAPITEL  XI. 

Von  den  Rechtsverhältnissen  des  Trans- 
portgeschäftes. 
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lieber  den  Personen-Transport  ist  nur  wenig  zu  sagen. 
Dass  derjenige,  welcher  die  Eisenbahn  benutzt,  schon  durch  diese 
Thatsache  die  gesetzliche  Verpflichtung  übernimmt,  das  tarifroässige 
Personengeld  zu  bezahlen,  versteht  sich  von  selbst.  Auch  in  dem 
Falle  ,  wo  der  Tarif  über  den  gewöhnlichen  Satz  des  Fahrgeldes 
au*,  dem  Grunde  hinausgeht,  weil  Jemand  ohne  Billet  auf  dem  Zuge 
betroffen  wird ,  erwuchst  durch  das  blosse  Factum  der  Benutzung 
der  Eisenbahn  die  sogar  durch  gerichtliche  Klage  gegen  ihn  reali- 
sirbare  Verpflichtung,  des  erhöhten ,  jedoch  immerhin  tarif  mas- 
sigen Satz  zu  bezahlen.  Auf  der  andern  Seite  liegt  för  den  Fall, 
dass  etwa  mehr  als  das  tarifmässige  Personengeld  erheben  wäre, 
der  Ebenbahngesellschaft  die  Pflicht  zur  Zurückzahlung  des  zu  viel 
Erhobenen  ob. 

Durch  die  Lösung  eines  Fahrbillets  wird  zwischen  dem  Inha- 
ber and  der  Gesellschaft  ein  Vertragsverhältniss  begründet,  Inhalts 
dessen  die  Gesellschaft  verpflichtet  wird,  den  Inhaber  innerhalb  der 
durch  den  publicirten  Fahrplan  bestimmten  Zeit  an  die  auf  dem 
Fahrbillet  bezeichnete  Bestimmungsstation  zu  bringen.    Nach  dem 
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gemeinen  Recht  würde  mithin  der  Reisende,  falls  diese  Verpflich- 
tung Seitens  der  Eisenbahn  nicht  erfüllt  würde,  berechtigt  sein,  den 
ihm  dadurch  erwachsenen  Schaden  gegen  sie  zu  liquidiren.  Indes- 
sen enthalten  die  Betriebs-Reglements  in  den  Bestimmungen  über 
die  Personenbeförderung  durchweg  den  rechtlich  nicht  anzufech- 
tenden Vorbehalt,  dass  für  verspätete  Ankunft  und  Abfahrt  der 
Züge  ein  Ersatz  nicht  gewährt  werde  und  eine  ausgefallene  oder 
unterbrochene  Fahrt  nur  zur  Rückforderung  des  fttr  die  nicht  durch - 
fahrene  Strecke  bezahlten  Fahrgeldes  berechtigen  solle.  Eine  gleiche 
Bestimmung  ist  auch  in  das  Betriebs-Reglement  för  die  Staats-Ei- 
senbahnen und  die  unter  der  Varif afcuag  des  Staates  stehenden  Ei- 
senbahnen aufgenommen. 

Leidet  ein  Eisenbahn-Reisender  durch  eiueq  JUnfpll  Schaden  an 
seiner  Person  oder  gar  an  seinem  Leben,  so  kommt  der  §.  25  des 
Eisenbahn-Gesetzes  vom  3.  November  1838  sur  Anwendung. 

§.  25.  Die  Gesellschaft  ist  zum  Ersatz  verpflichtet  fttr  allen  Schaden, 
welcher  bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn,  an  den  auf  derselben  beförderten 
Personen  nnd  Gütern,  oder  anch  an  andern  Personen  nnd  deren  Sachen,  ent- 
steht, und  sie  kann  sich  von  dieser  Verpflichtung  nnr  durch  den  Beweis  be- 
freien, dass  der  Schade  entweder  durch  die  eigene  Schnld  des  Beschädigten 
oder  durch  einen  unabwendbaren  äussern  Zufall  bewirkt  worden  ist.  Die  ge- 
fährliche Natur  der  Unternehmttng  selbst  ist  als  ein  solcher,  von  dem  Scto- 
dens-Ersats  befreiender  Zufall  nicht  zu  betrachten. 

Wollte  eine  Eisenbahngesellscbaft  des  Versuch  machen ,  ihre 
gesetzliche  Ersatzpflicht  flfcr  den  Fall  der  Beschädig«*?  ton  Per- 
sonen durch  ihre  Transportbedingungen  aufzuheben  $  so  wird© 
eine  derartig*  Beditgung  ohne  all*  Wirkung  sein«  weil  der  $.  2» 
des  Kteeabahn-Gesetws  jedenfalls,  in  sofern  als  er  den  sk*e?h«*#- 
polteeilichen  Zweck  hat ,  Leben  und  Gesundheit  des  PtfNikums  4» 
schützen,  in  hohem  Grade  eine  der  öffentlichen  Ordnung  angehö- 
rende Bestimmung  ist.  Dasselbe  gilt  auch  von  derjenigen  Bedin- 
gung, welche  den  Schadens-Ersatz  beschränkt,  z.  B.  auf  die  Er- 
stattung der  Kurkoslea  des  körperlich  Beschädigten,  —  eine  Be- 
schränkung, wie  sie  namentlich  das  Betriebs-Regleraeftt  für  die 
Staats-Eisenbahnen  u.  s.  w.  vom  18.  Juli  1853  in  seinem  £  23 
enthält. 

Das*  auch  der  Staat,  in  sofern  als  er  Eisenbahnen  fllr  eigene 
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Rechnung  betreibt,  dem  §.  25  eben  so  gut,  wie  Privat-Gesellschaf- 
ten  unterworfen  ist,  scheint  nicht  mit  tjlruud  bezweifelt  werden  zu 
können.  Das  Gesetz  vom  3.  November  1838  enthält,  wie  seine  Ein- 
gangsworte besagen,   Bestimmungen   „über  die  Eisenbahn-Un- 
ternehmungen und  insbesondere  über  die  Verhältnisse  der  Ei- 
senbahngesellschaften.«     Hieraus  ist  zu  schliessen*,    dass  diejenigen 
gesetzlichen  Bestimmungen ,    welche  sich  auf  Eisenbahn-Unterneh- 
mungen überhaupt  und  nicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  Ge- 
sellschaften beziehen,  für  jeden  Eisenbahn-Unternehmer,  also  ein- 
tretenden FaHs  auch  für  den  Staat  Geltung  haben  müssen.  Zwar  bezieht 
sich  der  $.  25  des  Gesetzes  seinem  Wortlaute  nach  nur  auf  Eisen- 
bahngesellschaften; aber  im  Jahre  1838  kannte  man  auch  nur 
den  Betrieb  durch  Gesellschaften.     Es  kann   wohl  keinem   Zweifel 
unterliegen,    dass  der  Paragraph  lediglich   einer  Berücksichtigung 
der  Natur  Aet  Eisenbahn-Unternehmungen  seine  Entstehung  ver- 
dankt   Dazu  kommt,   dass  der  Staat,    wenn  er  sich  im  Falle  eines 
auf  der  ihm  zugehörigen  Bahn  vorgekommenen  Schadens  gegen  die 
Anwendung  des  §.  25  sträuben  wollte,  offenbar  ein  fiskalisches  In- 
teresse vertreten  würde  und  daher  den  $.  77  Theil  II,  Tit.  14  des 
Allgemeinen  Landrechts  gegen  sich  gelten  lassen  müsste,  nach  wel- 
chem besondere  Vorrechte  des  Staates  bei.  gewissen  Angelegenhei- 
ten und  Geschäften  durch  ausdrückliche  Gesetze  bestimmt  sein  müs- 
sen. Dem  Wortlaute  nach  wird  der  einzelne  Unternehmer  einer 
Eisenbahn  eben  so  wenig  durch  den  g.  25  getroffen,  als  der  Staat; 
aber  gewiss  würde  es  Niemandem  einfallen,  einem  Privatmanne  als 
einzelnem  Unternehmer  mehr  Rechte  einzuräumen  als  einer  Ge- 
sellschaft. Sollte  die  Ansicht,  dass  der  Staat  bei  seinem  Eisenbahn- 
betriebe von  der  Vorschrift  des  §.  25  des  Eisenbahn  gesetzes  exi- 
mirt  sei,  jemals  bei  den  Gerichten  Eingang  finden,  so  würde  aller- 
dings für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  auf  den  Staatsbahnen  eine 
bedeutsame  Garantie  wegfallen. 

g.    141. 

In  Beziehung  auf  den  Gütertransport  stehen  die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen dem  Publikum,  und  also  namentlich  den  Ab- 
sendern und  Empfängern  gegenüber  in  demselben  Rechtsverhältniss, 

Eisenbahnrecht  II.  14 
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in  welchem  sich  der  Frachtführer  überhaupt  seinem  Publikum  ge- 
genüber befindet,  abgesehen  natürlich  von  den  besondern  Bestim- 
mungen, welche  das  Eisenbahngesetz  enthält. 

Hier  kommt  wieder  zunächst  der  §.  25  in  Betracht. 

Für  das  Rheinische  Recht  enthält  diese  Gesetzesstelle,  zmr 
wohl  in  Beziehung  auf  die  daselbst  erwähnten  »andern  Personen 
und  deren  Sachen",  nicht  aber  hinsichtlich  der  transportirten  Güter 
eine  neue  Bestimmung ,  denn  nach  Art.  103  des  in  der  hheinpro- 
vinz  geltenden  Code  de  commerce  haftet  der  Frachtführer  an 
Lande  und  zu  Wasser  für  jede  Beschädigung  der  transportirten 
Waare,  die  nicht  durch  die  eigenen  Mängel  derselben  herbeigeführt 
worden  ist  —  mit  Ausnahme  des  Falles  der  höheren  Gewalt  (f orce 
majeure),  welche  natürlich  von  dem  Frachtführer  bewiesen  werden 
muss.  Höhere  Gewalt  ist  aber  nichts  anders,  als  der  unabwendbare 
äussere  Zufall,  von  welchem  der  §.25  des  Eisenbahngesetzes  re- 
det, und  die  darin  erwähnte  eigene  Schuld  des  Beschädigten  ist 
ebenfalls  für  die  Gesellschaft  einem  unabwendbaren  äussern  Zufefl 
gleich  zu  achten. 

Für  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Landrechts  dagegen  enthält 
der  §.  25  des  Eisenbahngesetzes  eine  bedeutende  Erweiterung  der 
Verantwortlichkeit,  denn  dort  haftet  der  Führmann  (Frachtführer) 
zwar  auch  für  ein  geringes  und  unter  Umständen  für  ein  geringstes 
Versehen ;  doch  muss  ihm  ,  da  keine  gesetzliche  Präsumtion  des 
Verschuldens  durch  das  Allgemeine  Landrecht  eingeführt  ist,  min- 
destens ein  Verschulden  nachgewiesen  werden. 

Allgemeines  Landrecht  Theil  II,  Tit.  .8. 

§.  2459.  Dergleichen  Fuhrleute  (nämlich  Privatfuhrleute)  müssen  jedoch 
allen  Verlust  oder  Schaden  vertreten,  welchen  sie  oder  die  von  ihnen  bestell- 
ten Leute,  auch  nur  durch  ein  geringes  Versehen  verursacht  haben. 

§.  2460.  Besonders  müssen  sie  auch  für  das  geringste  Versehen  haften, 
wenn  der  Schade  oder  Verlust  durch  mangelhafte  Beschaffenheit  des  Fuhr- 
werks entstanden  ist. 

§.  2461.  Ferner,  wenn  sie  wissentlich  Waaren  übernommen  haben,  bei 
deren  Aufbewahrung  und  Transport  nach  ihrer  besondern  Natur  und  Beschaf- 
fenheit, eine  vorzügliche  Sorgfalt  und  Vorsicht  erfordert  wird  und  durch  Ver- 
absäumung derselben  Schaden  entsteht. 

§.  2462.  Ferner  alsdann,  wenn  sie  noch  ausser  der  Fracht  für  die  Auf- 
sicht über  die  Waaren  eine  besondere  Belohnung  angenommen  haben. 
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Eine  sehr  schwierige  Frage  isf  es,  in  wie  fern  die  Eisenbahn- 
gesellschaften befugt  sind,  in  Bezug  auf  die  von  ihnen  zum  Trans- 
port übernommenen  Güter  den  Bestimmungen  des  §.  25  durch  ihre 
Transportbedingungen  sich  zu  entziehen,  d.  h.  ihre  Haftbarkeit  zu 
beschränken  oder  gar  aufzuheben. 

Im  Allgemeinen  haben  sie  die  Befugniss,  ihre  Transportbedin- 
gungen dem  Publikum  gegenüber  festzustellen,  und  wir  haben  kein 
Bedenken  darüber,  dass  Jeder,  der  die  Eisenbahnen  benutzt,    nicht 
wir  dann  allen  diesen  Bedingungen  unterworfen  ist,  wenn  sie  sämmt- 
lich  auf  den  Frachtbrief-Formularen  abgedruckt  sind,  sondern  auch 
dann ,    wenn  es  daselbst  ganz  einfach  heisst ;    „der  Transport  ge- 
schieht  nach   den  Bedingungen   des  Reglements  der  Gesellschaft", 
vorausgesetzt  natürlich,  dass  diese  Bedingungen  öffentlich  bekannt 
gemacht  worden  sind.    Da  die  Bedingungen   aber  nur  durch  den 
Quasi~Contract  der  Unterwerfung  unter  dieselben  wirken  ,   so  sind 
«to  auch  denselben  Schranken,  wie  Verträge  überhaupt,   zu  unter- 
werfen.   Im  Allgemeinen  können  nun  die  Gesetze  durch  den  Ver- 
trag unter  den  Contrahenlen  abgeändert  werden,  und  es  ist  die  ein- 
zige Schranke  zu  beobachten,  welche  der  in  der  Rheinprovinz  gel- 
tende Code  Napoleon  vielleicht  am  concisesten  von   allen  Ge- 
setzgebungen in  seinem  sechsten  Artikel  ausspricht,  wo  es  heisst: 
,0n  ne  peut  deroger,  par  des  Conventions  particuli£- 
res  aux  lois  qui  intöressent  l' ordre  public  et  Ies  bon- 
neg  moeurs*" 

Das  Allgemeine  Landrecht  sagt  nur  im  Theil  I,  Tit.  5  §.  68: 
»Vertrüge  über  unerlaubte  Handlungen  gelten  eben  so  wenig,  als 
Aber  unmögliche*  und  nach  der  Deinition  in  der  Einleitung  zum 
Allgemeinen  Landrechte  sind  erlaubte  Handlungen  solche ,  welche 
weder  durch  natürliche,  noch  durch  positive  Gesetze  verboten  wer- 
den. Obgleich  die  concise  Fassung  des  Code  Napoleon  fehlt,  so 
glauben  wir  doch  aus  Gründen,  deren  Entwicklung  hier  zu  weit 
fohien  würde,  den  lediglich  aus  der  Doclrin  hervorgegangenen 
Satz  :  „dass  man  durch  Verträge  nicht  denjenigen  Gesetzen,  welche 
die  öffentliche  Ordnung  und  die  guten  Sitten  betreffen ,  derogiren 
kann"  auch  für  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Landrechts  als  geltend 
betrachten  zu  müssen.  Die  einzige  zu  beantwortende  Frage  ist  also 

14* 
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die:  Hängt  die  Bestimmung  des  §.  25  des  Eisenbahngesetzes,  so 
weit  sie  sich  auf  die  Beförderung  von  Gütern  erstreckt,  mit  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  mit  den  guten  Sitten  zusammen?  Fiele 
die  Antwort  bejahend  aus,  so  würde  es  den  Eis^nbahngesellschaf- 
ten  nicht  gestattet  seilt,  ihre  Haftbarkeit  beim  Gütertransport  durch 
besondere  Transportbedingungen  zu  beschränken  oder  aufzuheben. 
Interessant  in  dieser  Beziehung  ist  die  Französische  Jurisprudenz, 
die  es  constant  für  der  öffentlichen  Ordnung  widerstreitend  und 
daher  für  unwirksam  erklärt ,  wenn  die  Transportgesellschaften  in 
ihre  Bedingungen  die  Bestimmung  aufnehmen,  dass  sie  für  Beschä- 
digungen nicht  haften  oder  auch, nur:  datfs  sie  nicht  den  voilea 
Schaden,  sondern  nur  einen  ein  für  allemal  nach  dem  Gewicht  der 
Frachtgüter  zu  bemessenden  Schaden  ersetzen.  Da  in  Frankreich 
nach  den  Bestimmungen  des  Code  de  commerce  für  den  Fracht- 
Transport  überhaupt  dieselben  Principien  gelten,  welche  der  £.  25 
des  Gesetzes  vom  3.  November  1688  für  den  Eisenbahn-Transport 
zur  Geltung  erhebt ,  so  erscheint  ohne  Frage  die  Einstimmigkeit 
der  Französischen  Jurisprudenz,  die  bekanntlich  in  Europa  eine  her- 
vorragende Stelle  einnimmt,  auch  für  Preussen  als  eine  sehr  zu  be- 
achtende Autorität 

In  Preussen  ist  die  Frage  besonders  innerhalb  der  Rheinisch« 
Jurisprudenz  zur  .ausführlichen  Erörterung  gekommen  und  zwar  k 
Folge  der  in  den  Reglements  fast  aller  Eisenbahngesellschaften  auf- 
genommenen Clausd,  nach  welcher  im  Falle  der  Vernichtung  oder 
Beschädigung  des  Frachtgutes  der  Werth  eines  Centners  nie  höher 
als  zu  20  Thlr.  angenommen  werden  soll.  Es  war  klar,  dass  durch 
diese  Bestimmung  die  Ersatzpflicht  bei  werthvollen  Gütern  fest  auf 
ein  Minimum  reducirt  wurde,  und  so  erhielten  die  Berichte  rielfach 
Gelegenheit,  über  die  Gültigkeit  der  Clausel  zu  erkennen.   > 

Durch  ein  Unheil  vom  29.  Januar  1852  nahm  der  zweite  Se- 
nat des  Rheinischen  Appellations-Gerichtshofes  fefr.  Rhein.  Archiv 
47,  I,  97)  in  Ueberanstimmung'mit  dem  ersten  Richter  an  ,  dass 
die  Vorschrift  des  §.  25  auch  hinsichtlich  des  Gütertransports  der 
öffentlichen  Ordnung  angehöre,  und  daher  durch  die  Transportbe- 
dingungen, als  durch  einen  Vertrag  nicht  alterirt  werden  könne. 

Dieses  Urtheil  ist  indessen  durch  Erkenntniss  des  Ober-Triba- 


—    213    — 

nals  (Rheinischen  Senates)  vom  8.  März  1853  (cfr.  Rhein.  Archiv 
48,  2,  40)  cassirt  und  dabei  der  Grundsatz  ausgesprochen  worden, 
dass  jedenfalls  die  Verabredung,    durch   welche  nicht  die  Nicht- 
haftung  för  Transportgüter  im  Falle  des  Verlustes  slipulirt,  son- 
dern mir  der  Betrag  des  zu  ersetzenden  Schadens  im  Voraus  regu- 
Hrt  werde,  der  öffentlichen  Ordnung  nicht  widerstreite*  Die  Frage, 
ob  die  Haftbarkeit  durch  die  Transportbedingungen  ganz  ausge- 
schlossen werden  könne,    wurde  nicht  entschieden.    Durch  die 
angedeutete  Unterscheidung   scheint  ans  der  Standpunkt   verrückt 
worden  zu  «ein.    Es  w»r  unseres  Eraehtens  lediglich  festzustellen, 
ob  der  §    25  auch  in  Beziehung  auf  den  Gütertransport  der  öffent- 
lichen Ordnung  angehöre  oder  nicht;   denn  im   Bejahungsfälle  ge- 
hört diejenige  Verfügung,  nach  welcher  die  3isenbahngeseüschaft 
allen  Schaden  ersetzen  rauss,  ebenfalls  der  öffentlichen  Ordnung 
an.    Dass    im    Uebrigen    das   Gesetz    (namentlich   Art.    1152  des 
Code  Napoleon)  den  Parteien  gestattet,  für  den  Fall  der  Nichter- 
füllung eines  Vertrages  den  Schadensersatz  im  Voraus  zu  normiren, 
scheint  gleichgültig  zu   sein ,    denn   die  Frage   ist  eben  nur  die, 
ob  der  §.  25  so  sehr  der  öffentlichen  Ordnung  angehört,  dass  er 
die  nach  der  sonstigen  Gesetzgebung  bestehende  Freiheit  der  Par- 
teien,  Verträge  nach   ihrem     Belieben    abzuschtiessen, .  aufhebt? 
Nichtsdestoweniger    ist    auch    in   einer  andern  Entscheidung  des 
Cassationshofes  vom  16.  März  1852  (cfr.  Rhein.  Archiv  47.  2.  25) 
das  Gewicht  darauf  gelegt  worden,  dass  die  fragliche   Clausel   die 
Pflicht  zum  Schadensersatze  selbst  bestehen  lasse,  als  wenn  bei  der 
Batschädigung  von  Einem  Pfennig   pro  Centner    die   Pflicht  zum 
Schadensersatz  nicht  auch  —  theoretisch  genommen  —  gewahrt  würde. 
In  andern  Entscheidungen  ist  die  FVage  durch  das  Aussprechen 
folgenden  Satzes  entschieden  worden:        7 

»Die  Clausel  in  dem  Frachtbriefe  (auch  einer  Eisenbahn - 
Gesellschaft)  dass  bei  der  Entschädigung  über  vernichtete  oder 
abhanden  gekommene  Güter  der  Werth  eines  Centners  nie  höher 
als  20  Thaler  angenommen  werde,  ist  gültig  und  wirksam,  in  so- 
fern nicht  dadurch  die  Verantwortlichkeit  wegen  des  eigenen  d  o- 
lus  des  Frachtführers  oder  wegen  einer  der  Arglist  gleichstehenden 
groben  Verschuldung  desselben  beschränkt  werden  soll.* 
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cfr.  Urtheil  des  Rheinischen  Apellalions-Gerichtshofes  vom  31. 
Januar  1853  (Rheinisches  Archiv  48.  1.  92)  und  vom  10.  Januar 
1850  (Rheinisches  Archiv  45.  1.  112.)  Die  Erwägungen  des  zu- 
letzt erwähnten  Urtheils  behandeln  die  Sache  am  ausführlichsten, 
Das  Factische  ergibt  sich  aus  den  folgendermaassen  lautenden 
Gründen  von  selbst: 

„In  Erwägung,  dass  hiernach  anzunehmen,  dass  sich  der  Ver- 
sender den  Bedingungen  des  Reglements  unterworfen  habe,  und 
„somit  ein  Vertrag  vorliege,  durch  welchen  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  den  Umfang  der  Verpflichtungen  des  Frachtfüh- 
rers abgeändert  worden  sind,  und  in  Folge  dessen  die  Eisenbahn- 
Gesellschaft,  welche  ihre  Ersatzpflichtigkeit  rücksichtlich  des  ab- 
fanden gekommenen  Ballens  im  Allgemeinen  nicht  mehr  contestirt, 
„dafür  nur  eine  Entschädigung  von  20  Thaler  pro  Cenlner  zu 
„leisten  haben  würde ; 

„In  Erwägung,  dass  auch  eine  derartige  Hodification  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  mit  dem  ersten  Richter  für  unverbindlich 
„nicht  zu  erachten   ist;    In  Erwägung,   dass    im  Allgemeinen  die 
„Parteien  in  ihren  Privätverträgen  nur  in  so  weit  beschränkt  sind, 
„dass  ihre  Vereinbarungen  weder  der  öffentlichen  Ordnung,  nock 
„dem  verbietenden  Gesetze  noch  den  guten  Sitten  zuwider  laufen 
„dürfen;  dass  das  Verhältniss  zwischen  dem  Befrachter  und  Frachtfift- 
„rer  an  sich  mit  der  öffentlichen  Ordnung  nichts  gemein  hat; 

„dass  auch  kein  Gesetz  verbietet,  dieses  Verhältniss  in  einer 
„andern  Weise  zu  reguliren,  als  dies  vom  Gesetzgeber  selbst  ge- 
schehen ist; 

„dass  es  zwar  ohne  Verstoss  gegen  die  guten  Sitten  keiner 
„Partei  erlaubt  sein  kann,  im  Wege  des  Vertrages  die  Haftbar- 
keit für  ihre  persönliche  Arglist  (dolus)  auszuschliessen,  dass  es 
j>aber  den  guten  Sitten  nicht  widerstrebt,  darüber  Vereinbarung  zu 
„treffen,  in  wie  weit  man  bei  einem  Vertragsverhältnisse  aus 
„einem  etwaigen  Verschulden  zu  haften  habe,  weil  auch  der  Bes- 
sere der  Uebereilung,  Sorglosigkeit  und  Unachtsamkeit  fähig  ist, 
„und  es  ihm  daher  auch  erlaubt  sein  muss,  sich  durch  besondere 
„Uebereinkunft  gegen  die  daraus  hervorgehenden  Folgen  zu  schützen; 
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„dass  dies  im  Römischen  Rechte,  welches  gleich  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuche  die  Bestimmung  enthält,  dass  durch  Privat- 
iv ertrage  die  Gesetze,  welche  die  öffentliche  Ordnung  oder  die 
»guten  Sitten  betreffen,  nicht  verändert  werden  können,  ausdrück- 
„lieh  anerkannt  ist; 

fr.  1.  §.  6,  7,  10.  Dig.  XVI.  3. 
fr.  23.  Dig.  L.  17 
»und    auch    das  Bürgerliche  Gesetzbuch    seine    Uebereinsümmung 
„hiermit  an  verschiedenen  Stellen  nicht  undeutlich  an  den  Tag  ge- 
siegt hat; 

cfr.  Art.  1627,  1628,  1928. 

„In  Erwägung,  dass  insbesondere  auch  die  Bestimmungen  des 
„Bürgerlichen  wie  des  Handelsgesetzbuchs,  welche  sich  auf  das 
x Frachtfuhr wesen  beziehen,  ihre  unverkennbare  Quelle  im  Römi- 
schen Rechte; 

„(über  IV.  titulus  9,  Dig.  de  nautis,  cauponibus  et  stabulariis) 
„haben,  und  dass  namentlich  die  Verfügungen  der  Art.  1782,  1783, 
„1784  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Code  civil)  und  der  Art.  98 
„und  103  des  Handelsgesetzbuchs  (Code  de  commerce)  bezüglich 
„der  Haftbarkeit  des  Waarenführers  mit  1.  3  pr.  und  §.  2  Dig. 
„IV.  9,  so  zu  sageö,  wörtlich  übereinstimmen; 

„Dass  gleichwohl  in  der  lex  7  ibidem  dem  Schiffsrheder  aus- 
drücklich gestattet  ist,  durch  die  förmliche  Erklärung,  dass  er  für 
„nichts  einstehe,  sich  von  d&  aus  der  Oebernahme  der  Sachen  her- 
vorgehenden strengen  gesetzlichen  Haftungsverbindlichkeit; 
„zu  befreien,  daraus  aber  schon  von  selbst  folgt,  dass  der  Bö- 
hmische Gesetzgeber,  obschon  er  in  der  Materie  sonst  von 
„gleichen  Grundsätzen,  wie  die  heutige  Gesetzgebung,  geleitet  wird, 
„in  einer  solchen  Clausel  weder  einen  Verstoss  gegen  die  öffent- 
liche Ordnung,  noch  gegen  die  guten  Sitten  gefunden  hat; 

„dass  mit  Rücksicht  auf  die  hier  obwaltende  Uebereinstim- 
„mung  beider  Gesetzgebungen  daher  auch  angenommen  werden 
„muss,  dass  der  Art.  98  des  Handelsgesetzbuchs,  in  sofern  dort 
„eine  Modification  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Haft- 
barkeit des  Commissionärs  verstattet  wird,  nur  die  Anwendung 
„eines  allgemeinen  Grundsatzes  enthält; 
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„In  Erwägung,  dass  alsdann  aber  auch  selbstredend  ans  einer 
„Zusammenstellung  der  Art.  98  und  103  des  Handelsgesetzbuchs 
„ein  Argumentum  e  contrario  nicht  abgeleitet  werden  kann, 
„und  somit  der  hierauf  gestützte  Beweisgrund  des  ersten  Richters 
„eben  so  unzweifelhaft  zerfallen  muss,  als  durch  vorstehende  Aus- 
führung seine  Annahme,  dass  der  Vertrag,  wonach  der  Fracht- 
führer beim  Abhandenkommen  eines  Frachtstücks  nur  eine  in 
„Voraus  bestimmte  Summe  zu  zahlen  habe,  dem  Art.  6  des  Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs  (Code  civil}  zuwiderlaufe,  in  ihrer  Allge- 
meinheit wenigstens  für  widerlegt  zu  halten  ist; 

„dass  bei  der  Richtigkeit  obigör  Grundsätze  auch  füglich  nicht 
„behauptet  werden  kann,  dass  die  Verantwortlichkeit  des  Fracht- 
führers in  Absicht  des  durch  sein  Verschulden  herbeigeführten 
„Schadens,  als  im  Wesen  des  Vertrages  begründet,  mittels  beson- 
derer Stipulation  der  Parteien  überall  nicht  aufgehoben  oder  be- 
schränkt werden  könne,  weil  sich  nach  jenen  Grundsätzen  der  Um- 
„fang  der  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  nicht  als  .ein  Essen- 
„tiale,  sondern  nur  als  ein  Naturale  des  Vertrages  darstellen  wür- 
„de,  in  Bezug  auf  die  Naturalien  der  Verträge  aber  die  Autonomie 
„der  Parteien  jedenfalls  nicht  ausgeschlossen  ist; 

„In  Erwägung,  dass  auch  die  fernere  Behauptung  des  Ver- 
senders, dass  jedenfalls  die  Eisenbahngesellschaften  an  den  ihnen 
„durch  den  §.  25  des  Eigepbahngesetzes  vom  3.  November  1838 
„auferlegten  Verpflichtungen,  da  sie  gerade  im  Interesse  des  Pu- 
blikums in  dieser  Weise  vom  Staate  festgesetzt  seien,  nichts  ver- 
ändern könnten,  der  rechtlichen  Begründung  entbehrt; 

„dass  nämlich  der  §.  25  lediglich  dasjenige  wiederholt,  was 
„in  dem  Art.  1784  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  in  Art.  1<H 
„des  Handelsgesetzbuchs  *  rücksichtlich  der  gewöhnlichen  Fracht- 
Fuhrleute  vorgeschrieben  ist,  jener  Paragraph  daher  offenbar  nur 
„den  Zweck  hat,  die  hier  geltenden  Bestimmungen  auch  auf  die 
„Eisenbahngesellschaften  auszudehnen,  wozu  umsomehr  Veranlas- 
sung vorhanden  war,  als  sonst  deren  Anwendbarkeit  auch  auf  die 
„Eisenbahngesellschaften  hätte  bezweifelt  werden  können; 

„dass  in  dieser  Voraussetzung  es  sich  von  selbst  versteht, 
„dass  die  Eisenbahngesellschaften  —  freilich  nicht  einseitig  —  w0* 
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„aber  im  .Wege  der  Vereinbarung  mit  den  Versendern,  dieselben 
„Abänderungen  an  den  gesetzlichen  Bestimmungen  treffen  können, 
„die  auch  den  gewöhnlichen  Frachtführern  erlaubt  sind; 

„dass  aus  Allem  diesen  sich  hiernach  das  Resultat  ergibt,  dass 
„einer  derartigen  Stipulation  nur  alsdann  und  in  so  weit  die  recht- 
„liehe  Wirksamkeit  versagt  werden  raüsste,  wenn  und  als  solche 
„dahin  ausgedehnt  würde,  dass  die  ...  Eisetibahngesellsehaft  für 
„ihren  eigenen  Dolus  nicht  zu  haften  haben  sollte,  u.  s.  w.  u.  s.  w." 
Die  obige  durchaus  lichtvolle  Argumentation  mu&s  zu  dem 
Satze  fuhren,  dass  nach  Rheinischem  Rechte  der  Frachtführer  ver- 
tragsmässig  seine  Haftbarkeit  in  jeder  den  Contrahenten  beliebenden 
Weise  beschränken  oder  auch  ganz  aufheben  kann,  so  fern  ihm 
dadurch  nur  nicht  ein  arglistiges  (doloses)  Verfahren  gestattet 
wird.  Wir  halten -diesen  Satz  für  vollkommen  richtig,  wie  er  denn 
auch  durch  spätere  Entscheidungen  des  Rheinischen  Appellaliorts-  Ge- 
richtshofes seine  Bestätigung  erhalten  hat,  obwohl  der  Rheinische 
Senat  des  Ober-Tribunals  durch  eine  Entscheidung  vorn  6.  Februar 
1855  (cfr.  Strietborst's  Archiv  Band  15  pag.  340)  sich  dahin  aus- 
gesprochen hat: 

„dass  nach  Rheinischem  Rechte  die  gesetzliche  Verantwor- 
tung des  Frachtführers  für  die  ohne  höhere  Gewalt  oder 
ohne  eigene  Fehler  der  Transport-Gegenstände  an  diesen 
entsandenen  Beschädigungen  einzustehen,  durch  Vertrag 
nicht  ausgeschlossen  werden  könne  und  daher  diejenige  Be- 
dingung, nach  welcher  jeder  Feuör-  .  oder  Wasserschaden 
als  durch  unwiderstehliche  Gewalt  verursacht,  angesehen 
werden  solle,  nur  auf  die  Beweislast  beizogen  werden 
.  dürfe.« 

Dieser  Satz  wird  vornehmlich  auf  die  Gegenüberstellung  der 
Art.  98  und  103  des  Rheinischen  Handelsgesetzbuchs  gestützt,  von 
welchen  ersterer  den  Commissionär  für  verantwortlich  erklärt, 
wenn  nicht  eine  entgegengesetzte  Convention  in  dem  Frachtbriefe 
getroffen  ist,  oder  der  Fall  einer  force  majeure  vorliegt,  der 
zweite  aber  einfach  sagt,  dass  der  Frachtführer  den  Verlust 
und  den  Yerderb  der  transportirten  Gegenstände  zu  vertreten  habe, 
mit  Ausnahme  der  Fälle  einer  force  majeure  respective  eines 
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eigenen  Fehlers  der  betreffenden  Gegenstände.  Indessen  glauben 
wir  nicht,  dass  das  hieraus  herzuleitende  Argumentum  a  con- 
trario den  so  eben  wörtlich  abgedruckten  Gründen  des  andern 
Urlheils  gegenüber  Bestand  haben  kann. 

Gilt  es  aber  für  das  Rheinische  Recht,  dass  der  ^Frachtführer, 
abgesehen  von  dem  Falle  des  dolus  und  der  mit  demselben  jori- 
stisch gleich  stehenden  groben  Verschuldung  (culpa  lata), 
seine  Verantwortlichkeit  vertragsmässig  modifieiren  kann,  so  möchte 
die  Richtigkeit  dieses  Satzes  für  den  Frachtführer  auf  dem  Gebiete 
des  Allgemeinen  Landrechts  um  so  weniger  bezweifelt  werden 
können,  da  dasselbe  keine  Andeutung  enthält,  dass  es  die  auf  die 
Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  bezüglichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  als  der  öffentlichen  Ordnung  angehörig  betrachte, 
vielmehr  wie  man  im  Eingange  dieses  Paragraphen  gesehen  hat, 
den  Frachtführer  milder  behandelt,  als  das  Rheinische  Recht. 

In  denjenigen  Theilen  des  Staates,  wp  das  sogenannte  „ge- 
meine Recht"  gilt  wird  natürlich  die  vertragsmössige  Ausschliessung 
der  Verantwortlichkeit  sogar  direct  aus  dem  Römischen  Recht  ge- 
folgert werden  können,  und  so  glauben  wir,  das  der  von  uns  als 
richtig  angenommene  Satz  für  den  ganzen  Umfang  des  Preussischeo 
Staates  gilt.  Indessen  ist  damit  noch  nicht  die  Frage  entschieden, 
ob  das,  was  für  den  Frachtführer  überhaupt  Rechtens  ist,  auch 
für  die  Eisenbahngesellschaften  in  specie  maassgebend 
sei  und  ob  nicht  vielmehr  für  die  letzteren  durch  den  §.  25  des 
Eisenbahngesetzes  auch  hinsichtlich  des  Güter-Transports  eine  der 
öffentlichen  Ordnung  angehörige  und  deshalb  durch  die  Transport- 
bedingungen nicht  zu  modificirende  Bestimmung  gesetzlich  sanc- 
tionirt  sei. 

So  überzeugend  auch  die  Deduction  des  abgedruckten  Unheils 
des  Rheinischen  Appellations-Gerichtshofes  in  Beziehung  auf  den 
Frachtführer  überhaupt  ist,  so  wenig  erschöpfend  erscheint  auf 
der  andern  Seite  die  Argumentation,  so  weit  sie  sich  speciell  auf 
den  betreffenden  §.  25  bezieht. 

Dass  dieses  Gesetz  bloss  den  Zweck  haben  soll,  die  für  den 
Frachtführer  überhaupt  geltenden  Bestimmungen  des  Rheinischen 
Rechts  auch  für  die   Eisenbahngesellschaften    zum    herrschenden 
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Recht  zu  erheben,  kann  man  schon  deswegen  nicht  annehmen,  weil 
der  $.  25,  nicht  nur  die  für  den  Frachtführer  geltenden  Bestim- 
mungen des  Allgemeinen  Landrechts,  sondern  auch  das  in  dieser 
Beziehung  strengere  Rheinische  Recht  bedeutend  erweitert,  indem 
er  den  EisenbahngeseUsehaßen  auch  dritten  Personen  gegenüber, 
die  keinen  Frachtvertrag  mit  ihnen  abgeschlossen  haben ,  die  er- 
höhte Verantwortlichkeit  auferlegt,  welche  dem  gewöhnlichen  Fracht« 
fährer  nicht  obliegt;  die  beireffende  Gesetzesstelle,  die  übrigens 
auch  nicht  einmal  die  Worte  des  Rheinischen  Gesetzes  adoptirt, 
muss  also  einen  weiter  gehenden  Grund  haben ,  als  die  Absicht, 
das  Rheinische  Recht  für  Eisenbahnen  in  der  ganzen  Monarchie  zur 
Geltang  zu  erheben,  wenn  dasselbe  auch  dabei  berücksichtigt  wor- 
den sein  mag. 

Den  weiter  gehenden  Grund  des  Gesetzes  finden  wir  in  der 
Gefährlichkeit  der  Eisenbahn-Unternehmungen  und  fassen  die  Sache 
so  auf,  dass  der  Gesetzgeber  durch  Erhöhung  der  Verantwortlich- 
keit für  die  öffentliche  Sicherheit  habe  sorgen  wollen.  Deswegen 
haben  wir  in  Beziehung  auf  den  Personen-Transport  im  vor- 
hergehenden Paragraphen  uns  dahin  ausgesprochen,  dass  der  $.  25 
publici  juris  sei  und  durch  Vertrag  nicht  modificirt  werden 
könne.  Bei  dem  Gütertransport  dagegen  ist  von  einer  Gefahr- 
dung der  öffentlichen  Sicherheit  keine  Rede;  wir  glauben  daher, 
dass  der  für  die  Beschädigung  von  Gütern  zu  leistende  Schadens- 
ersatz auch  von  den  Eisenbahngesellschaften  reglementsmässig  mo- 
dificirt und  sogar  ausgeschlossen  werden  kann. 

Gegen  diese  Ansicht  ist  allerdings  ein  erheblicher  Einwand  zu 
erwarten,  dahin  gehend :  dass  den  Eisenbahnen  factisch  ein  Monopol 
der  Versendung  und  Beförderung  überhaupt  gegeben  sei ,  indem 
Posten  und  Frachtfuhren  nicht  mehr  gehen  und  der  Verkehr  eine 
solche  Gestaltung  gewonnen  habe,  dass  das  Publikum  die  Eisenbah- 
nen nicht  umgehen  könne,  sondern  dieselben  benutzen  müsse; 
dass  es  also  den  guten  Sitten  widerstreite,  wenn  das  Monopol,  so  aus- 
gebeutet werde,  dass  das  Publikum,  welches  sich  gegen  die  An- 
nahme irgend  einer  beliebten  Bedingung  nicht  sträuben  könne,  so- 
gar die  durch  das  Gesetz  für  nothwendig  erachteten  Garantieen  ver- 
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Heren  müsse.  Dieses  Argument,  so  richtig  es  auch  an  und  für  sich 
seih  mag,  verliert  für  uns  völlig  seine  praktische  Bedeutung,  weil 
sämmtliche  Eisenbahnen  in  ihre  Reglements  die  Bestimmung  auf- 
genommen haben ,  dass  sie  auf  Grund  etaer  Declaration  des  Wer- 
thes  im  Frachtbriefe  und  gegen  Zahlung  eines  unbedeutenden  Fracht- 
zuschlages in  jedem  Falle  den  entstehenden  Schaden  vollständig  er- 
setzen wollen.  c 

§.  142. 

Da  es  für  den  Zweck  und  die  Anlage  dieses  Buches  zu  weit 
führen  würde,  alle  bei  dem  WaarerUransport  in  Betracht  kommen- 
den rechtlichen  Verhältnisse,  die  vielmehr  dem  gemeinen  Recht  an- 
gehören, zu  erörtern,  so  müssen  wir  uns  darauf  beschränken,  nur 
noch  einige  gerade  für  den  Eisenbahntransport  wichtige  Entschei- 
dungen mitzutheilen : 

Urtheil  des  Rheinischen  Ap  pellations-Gerichtsho- 
fes  vom  4.  Februar  1846  (Rhein.  Archiv  4»,  1,  62): 

„Die  tarifmässige  Entschädigung  wegen  verspäteten  Abholens 
„der  auf  einer  Eisenbahn  transportirten  Waaren  hat  der  Empfänger 
„selbst  dann  zu  entrichten,  wenn  er  solche  wegen  verspäteter  Ab- 
fertigung Seitens  der  Steuerbehörde  nicht  früher  sollte  haben  ab- 
„holen  können  ;tf 

ferner  Urtheil  derselben  Stelle  vom  17.  October 
1853  (Rhein.  Archiv  49,  1 ,  95) : 

„Werden  einer  Eisenbahngesellschaft  Waaren  zum  Transport 
„übergeben,  die  demnächst,  um  an  ihren  Bestimmungsort  zu  ge- 
gangen ,  auf  einer  anschliessenden  Eisenbahn  weiter  zu  befördern 
^sind,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  Gesellschaft,  mit  welcher  der 
„Versender  cqntrahirt,  nur  die  Beförderung  auf  der  eigenen 
„Bahn  und  das  Mandat  zur  Uebergabe  der  Waaren  an  die 
„anschliessende  Eisenbahn  übernommen  hat;  sie  haftet  daher,  abge- 
sehen von  besondern  Stipulationen,  nicht  für  die  Beförderung  auf 
„der  anschliessenden  Bahn  und  die  hierbei  stattgehabten  Versehen.* 

Entscheidung  des  Ober-Tribunals  in  Band  24  Nr. 
1  der  Entscheidungen: 
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„Das  eontractliche  Verhaltniss  einer  ausschliesslich  Preussischen 
„Eisenbahngeselischaft,  welche  Güter  zur  Weiterbeförderung  über- 
kommen hat.  die  einer  auswärtigen  Eisenbahn  aufgegeben  waren 
„und  durch  eine  auswärtige  Eisenbahn  weiter  transportirt  werden 
„sollen  —  dem  Absender  gegenüber,  richtet  sich  .nach  den  Preussi- 
„schen  Gesetzen."  Allgemeines  Landrecht  Einleitung  §.  34,  Theil  I, 
TU.  5  §    Hl. 


CAPITEL  XII. 
Ven  der  Besteuerung  der  Eisenbahnen. 


ABSCHNITT   I. 

Allgemeine  Eisenbahnsteiier. 

'  §.   143. 

Das  Eisenbahngesetz  bestimmt  in  seinen  Paragraphen  38—41: 

§.  38.  Von  den  Eisenbahnen  ist  eine  Abgabe  zu  entrichten,  welche  im 
Verhältnisse  des  auf  das  gesammte  Actien-Capital ,  nach  Abzog  aller  Unter- 
haltungs-  und  Betriebskosten  und  des  jährlich  inne  zu  behaltenden  Beitraget 
zum  Reservefond,  treffenden  Ertrages  sich  abstuft.  Die  Höhe  dieser  Abgabe 
soll  aber  erst  dann  regulirt  werden,  wenn  die  zweite  innerhalb  Unserer  Staaten 
concessionirte  Eisenbahn  drei  Jahre  in  vollständigem  Betriebe  gewesen  ist  und  da- 
durch zu  einer  angemessenen  Regulirung  die  nöthigen  Erfahrungen  gesammelt 
worden  sind ;  bis  dahin  ist  die  Post  für  den  Verlust ,  welchen  sie  durch  die 
Eisenbahnen  in  ihrer  Einnahme  erweislich  erleidet,  von  jeder  Gesellschaft  mit 
Berücksichtigung  der  im  §.  36  zum  Vortheile  der  Post  bestimmten  Leistungen 
zu  entschädigen. 

Von  der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  bleiben  die  Eisenbahn-Gesell- 
schaften befreit. 

§.  39.  Der  Ertrag  der  im  §.  38  vorbehaltenen  Abgabe  soll  zu  keinen 
andern  Zwecken,  als  zur  Entschädigung  der  Staatscasse  für  die  ihr  durch  die 
Eisenbahnen  entzogenen  Einnahmen  und  zur  Amortisation  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Capitata,  verwendet  werden.  Ueber  die  Art  dieser  Verwen- 
dung werden  wir  Unser  Handelsministerium  mit  besonderer  Anweisung  versehen. 
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§.  40.  Nach  vollendeter  Amortisation  soll  dem  Unternehmen  eine  solche 
Einrichtung  gegeben  werden,  dass  der  Ertrag  des  Bahngeldes  die  Kosten  der 
Unterhaltung  der  Bahn  und  der  Verwaltung  nicht  übersteige. 

§.  41.  Sollte  künftig  eine  Concurrenz  in  der  Transport-Unternehmung 
bewilligt  werden  (§.  27),  so  wird  den  Concurrenten  gleichfalls  eine  angemes- 
sene Abgabe  auferlegt  und  darüber  in  der  Concession  das  Nöthige  bestimmt 
werden. 

Wie  v.  Reden  „die  Eisenbahnen  Deutschlands  Seite  9 1*  mit- 
theilt, wäre  von  der  vorbehaltenen  Abgabe  zum  Besten  der 
Post  durch  eine  (übrigens  nicht  publicirte)  Cabinets-Ordre  vom 
25.  April  1842  vorläufig  Abstand  genommen  worden. 

Später  erging  jedoch  das 

Gesetz  vom  30.  Mai  1853  über  die  von  den  Eisenbahnen 
zu  entrichtende  Abgabe: 

Wir  Friedrich  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  König  von  Freussen  etc.  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  der  Kammern  was  folgt : 

§.  1.  Von  sämmtlichen  Eisenbahn- Actiengesellschaften  ist  eine  Abgabe 
zu  entrichten,  welche  nach  den  näheren  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  von 
dem  Reinerträge  der  Eisenbahn-Unternehmungen  erhoben  wird. 

Die  Abgabe  wird  zuerst  im  Jahre  1854  von  dem  Reinertrage  der  Eisen- 
bahnen in  dem  Betriebsjahre  1853  erhoben. 

§.  2.  Als  Reinertrag  der  Eisenbahn-Unternehmungen  (§.  1)  ist  derjenige 
Ertrag  anzusehen,  welcher  nach  Abzug  der  Verwaltungs-,  Unterhaitungs  -  und 
Betriebskosten«  feiner  des  erforderlichen  Beitrages  zum  Reservefonds,  so  wie  der 
zur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgimg  der  etwa  gemachten  Anleihen  er- 
forderlichen Beträge  auf  das  verwendete  Actien-Capital  zur  Vertheilung  kommt. 
Capitalien,  für  welche  ein  fester  Zinssatz  ohne  Theilnahme  an  der  Divi- 
dende angeordnet  ist,  werden  hierbei,  auch  wenn  sie  durch  Ausgabe  sogenann- 
ter Prioritftts»Actiea  aufgebracht  worden  sind,  zum  Actien-Capital  nicht  gerech- 
net, sondern  den  Anleihen  gleich  geachtet 

§.  3.  Die  Abgabe  ist  für  jede  Eisenbahn  nach  dem  in  jedem  einzelnen 
Jahre  aufkommendem  Reinertrage  (§.2)  an  berechnen,  und  stuft  sich  nach  der 
Hohe  desselben  dergestalt  ab,  dass  von  einem  Reinertrage  bis  zu  einschliess- 
lich 4  Procent  des  Actien-Capitals  */to  dieses  Ertrages; 

bei  einem  höheren  Reinerträge  .aber  ausserdem  und  zwar: 
von  dem  Mehrertrage  über  4  bis  an  5  Procent  einschliesslich  l/ao  dieser 
Ertragsquote; 

von  dem  Mehrertrage  über  5  bis  zu  6  Procent  einschliesslich  l/io  dieser 
Ertragfqtote; 

▼on  dem  Mehrertrage  über  6  Procent  Vio  dieser  Ertragsquote 
«n  entrichten  sind. 
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Es  beträgt  hiernach  für  ein  Actien-Capital  von  10,000  Thalern: 

wenn    der 

die  an  die 

der    Ertrag, 

Reinertrag 

Staats -Casse  zu 

welcher  den  Aktionären 

dafür  sich 

entrichtende 

an  Zinsen  Tind  Dividen- 

stellt auf 

Abgabe 

den    verbleibt 

Thlr. 

Thlr. 

Thlr. 

100 

'.      *% 

Pfi/a 

200 

5 

195 

300      ' 

7«/, 

292  Vi 

400 

10 

390 

450 

,    «%■- 

437«/2 

500       ' 

15 

485 

-     550 

. v    20 

530 

600 

35 

565 

650 

35 

61^ 

700 

45  ' 

655 

750  " 

55 

695 

80j) 

65 

735 

und  so  weiter  für  jede  50  Thlr.  I^einerfaag  10  Thlr.  Abgabe-  mehr. 

§.  4.  Auch  diejenigen  Eisenbahn-Gesellschaften,  welche  statatenmäsng 
einen  gewissen  Antheil  von  dem  über  einen  bestimmten  Procentsatz-  des  Ao- 
rten-Capitata  hinausgehenden  Beinertrage  dem  Staate  vorweg  zn  überlassen  ha- 
ben, unterliegen  der  Abgabe  in  der  Art,  dass  dieselbe  von  dem  nach  Abwig 
des  statatenmässigen  Antheils  des  Staates ,  an  die  Actionäre  zur  Vertheilnng 
kommenden   Beingewinn  nach  der  Bestimmung  des  §.2  erhoben  wird. 

Die  Erhebung  der  Abgabe  von  denjenigen  Eisenbahnen,  bei  denen  der 
Staat  sich  durch  Uebernahme  einer  Zinsgarantie  beiheiligt  hat,  unterbleiBt  für 
die  Jahre,  in  welchen  in  Folge  der  Übernommenen  Zhtsgarantie,  Zuschüsse  aus 
der  Staatscasse  zu  leisten  sind. 

§.  5.  Der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Abgabe  wird  nach  Ablauf  eines 
jeden  Betriebsjahres  für  jede  Eisenbahngesellschaft ,  mit  Berücksichtigung  des 
von  dem  betreffenden  Eisenbahn-Commissariate,  für  die  unter  Staatsverwaltung 
stehenden  Eisenbahnen ,  mit  Berücksichtigung  des  von  der  betreffenden  Ver- 
waltungsbehörde einzureichenden  Abschlusses ,  nach  welchem  die  Berechnung 
der  auf  die  Actien  zu  vertheileriden  Zinsen  und  Dividenden  erfolgt,  von  derje- 
nigen Regierung,  in  deren  Bezirk  die  Directum  der  bezüglichen  Eisenbahnge- 
sellschaft ihren  Sitz  hat,  —  für  diejenigen  Eisenbahngesellschaften  aber,  de- 
ren Directionen  ihren  Sitz  in  Berlin  haben  ,  von  dem  General-Director  der 
Steuern  festgesetzt. 
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Der  festgesetzte  Betrag  ist  sodann  innerhalb  6  Wochen  nach  der  Behftn- 
dignng  der  diesfaüigen  Zahlungsaufforderung  an  die  Hanptcasse  derjenigen  Re- 
gierung, welche  den  Betrag  der  Abgabe  festzusetzen  hat,  von  den  in  Berlin 
ihren  Sitz  habenden  Eisenbahndirectionen  direct  an  die  General-Staatscasse  ab- 
zufahren. ■  _ 

Derjenigen  Behörde,  welche  den  Betrag  der  Abgabe  festzusetzen  hat,  liegt 
auch  deren  executivische  Einziehung  ob,  wenn  eine  solche  nöthig  werden  sollte. 

§.  6.  Der  Ertrag  der  Abgabe  ist  Behufs  Amortisation  der  in  dem  Ei- 
senbahn-Unternehmen angelegten  Actien-Capitalien  in  der  Art  zu  verwenden, 
dass  mittels  desselben  Stamm- Actien-  der  bezüglichen  Gesellschaft  im  Wege 
des  freien  Verkehrs  angekauft  und  die  Zinsen  und  Dividenden,  welche  auf  die 
angekauften  Actien  fallen,  zu  gleichen  Zwecken  benutzt  werden. 

Die  angekauften  Actien  werden  für  immer  ausser  Curs  gesetzt  und  bei 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  niedergelegt. 

§.  7.  Die  Bestimmungen  der  §§.  1 — 6  finden  auf  ßämmtliche,  im  Pri- 
vat-Eigenthum  befindliche  Eisenbahnen  Anwendung,  so  weit  nicht  für  einzelne 
Bahnen  durch  Staatsverträge  ein  Anderes  festgesetzt  ist. 

§.  8.  Der  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten  und 
der  Finanzminister  sind  mit  der  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Dass  solche  Beträge ,  welche  deswegen  nicht  zur  Verkeilung 
kommen,  weil  sie  zur  Deckung  beschlossener  Ausgaben  reservirt 
werden ,  bei  Berechnung;  der  Abgabe  nicht  in  Anschlag  gebracht 
werden  dürfen,  versteht  sich  von  selbst,  ist  aber  auch  ausdrücklich 
merkanni  worden  durch  die 

Verfügung  des  Finanzministeriums  an  die  KÖnigl.  Regie- 
rung zu  Oppoln  und  abschriftlich  zur  Renntnissnahme  und 
Nachachtung  an  die  Königl.  Begierungen  in  Breslau,  Lieg- 
nitz,  Stettin,  Potsdam,  Frankfurt,  Magdeburg,  Erfurt,  Cöln, 
Düsseldorf  und  Aachen,  die  Behandlung  reservirter  Ausgabe- 
betr&ge-bei  Feststellung  des  abgabepflichtigen  Beinertrages 
der  Eisenbahnen  betreffend,  vom  27.  Mai  1856  (Min.-Blatt  d. 
nm.  Verw.  1856,  pag.  261  Nro.  197) : 

Auf  den  Bericht  der  Königl.  Regierung  vom  14.  v.  Mts.  erachte  ich  es 
for  unbedenklich,  dass  bei  der  Festsetzung  der  Abgabe  von  der  N.  N.  Eisen- 
bahn nach  dem  Beinertrage  des  Jahres  1855  die  beiden  in  dem  Bericht  nä- 
her bezeichneten  Betrage  von  resp.  36,000  Thlrn.  und  19,260  Thlrn.,  welche 
Doch  nicht  ausgegeben,  sondern  nur  Behufs  Deckung  beschlossener  Ausgaben 
wservirt  worden  sind,  von  der  Summe  des  Reinertrags,  nach  welcher  die  Ab- 
gabe zu  berechnen  ist,  abgesetzt  werden.  Es  entspricht  dies  den  bezüglichen 
gesetzlichen  Vorschriften,  indem  nach  §.  2  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1853, 
die  von  den  Eisenbahnen  zu  entrichtende  Abgabe  betreffend ,   als  abgabepflich- 
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tiger  Beinertrag  derjenige  Ertrag  anzusehen  ist,  welcher  nach  Abzog  der  Ko- 
sten etc.  auf  das  Actien-Capital  zur  Vertheilung  kommt,  von  den  in  Bede  ste- 
henden Summen  im  Gesammtbetrage  von  55,260  Thlrn.  es  aber  feststeht,  dsn 
sie  gegenwärtig  nicht  zur  Vertheilung  kommen,  sondern  Behufs  Deckung  von 
Ausgaben  in  Abzug  gebracht  werden.  Die  Freilassung  solcher  reservirten  Ans- 
gabebeträge  erscheint  auch  für  das  financielle  Interesse  des  Staates  ttnschld- 
lieh,  indem,  wenn  wirklich  solche  Betrage  demnächst  nicht  die  beschlösse« 
Verwendung  banden  und  somit  In  der  Folge  sieh  ergäbe,  dass  in  einem  Jahre 
zu  wenig  als  Dividende  zur  Vertheilung  gekommen  sei,  die  reservirte  Summe 
noth wendig  in  der  Folge  entweder  der  Steuer  verfällt,  oder  bei  Erwerbung 
der  Bahn  in  Folge  der  Actien-Amortisation  dem  Staate  zum  vollen  Betrage 
zu  Gute  kommt.  '  v 

Hiernach  sind  auch  in  Zukunft  reservirte  Ansgabebeträge  gleich  wirklich 
schon  verausgabten  Summen  von  dem  abgabepflichtigen  Beinertrage  Behuf* 
Berechnung  der  Abgabe,  abzusetzen. 

Die  Eisenbahnsteuer  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1853  wächst 
in  so  bedeutender  Progression,  dass  sie  bei  einem  Reinertrage  von 
10  Procent  schon  10%  Procenl  desselben,  und  bei  einem  Rein- 
ertrage von  16  Procent  bereits  14%tf  Pröcent  desselben  beträgt, 
während  allerdings  ein  Reinertrag  von  4  Procent  nur  %o  oder 
2*/2  Procent  abzugeben  hat. 

Bei  der  Eisenbahnsteuer  tritt  das  merkwürdige  Verhält«» 
ein,  dass  sie  nicht,  wie  andere  Steuern,  zur  Deckung  der 
laufenden  Bedürfnisse  des  Staates  dient,  sondern  den  ausgespro- 
chenen Zweck  hat ,  den  Staat  nach  und  nach  zum  Eigentümer 
der  Actien  der  im  Privat  -  Eigenthum  befindlichen  Bahnen  m 
machen. 

Ueber  den  Charakter  der  hier  besprochenen  Eisenbahnsteuer  äus- 
sert sich  ein  Urtheil  des  Rheinischen  Appellations-Gerichtshofes  vom 
7.  Januar  1857  (in  Sachen  Cöln-Mindener  Eisenbahngesellschaft  <c/Ä 
Fiscum)  in  folgender  Weise: 

„Nach  §.  38  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838,  so  wie  na* 
dem  ganzen  Inhalte  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1853  können  dar- 
über keine  Zweifel  bestehen,  dass  die  Eisenbahnsteuer  nicht  die  Na- 
tur  einer  Gewerbesteuer  oder  eines  Surrogates  derselben  an  sich 
trage,  sondern  dass  sie  vielmehr  die  Natur  einer  progressiven  Ein- 
kommensteuer habe." 

Es  muss  zugegeben  werden ,   dass  die  Eisenbahnsteuer  keine 
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specifische  Gewerbesteuer  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1820 
ist,  indem  die  Eisenbahnen  von  einer  solchen  durch  den  Schluss- 
satz des  §.  38  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  ausdrücklich 
befreit  werden.  Die  Charakterisirung  „progressive  Einkommensteuer* 
ist  aber  nur  dann  eine  richtige,  wenn  darunter  eine  Besteuerung 
des  Einkommens  (i.  e.  Reinertrages)  des  Unternehmens  selbst 
verstanden  wird.  Von  einer  Besteuerung  des  aus  dem  Unterneh- 
men fliessenden  Einkommens  der'  Theilhaber  (Actionäre) 
kann  keine  Rede  sein,  indem  das  Gesetz  vom  3.  November  1838 
im  Eingange  des  §.  38  die  Abgabe  ausdrücklich  „von  den  Ei- 
senbahnen" (nicht  von  den  Actionären)  erhoben  wissen  will, 
auch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1853  die  „Eisenbahn-Actiengesell- 
schaften"  derselben  unterwirft.  Dass  die  Abgabe  in  einer  Quote 
des  den  Actionären  zufliessenden  Reinertrages  (der  zur  Verthei- 
lung  kommenden  Dividende)  besteht,  widerstreitet  dieser  Auffassung 
nicht,  indem  eine  derartige  Bemessung  des  Steuerbetrages  in  den 
vort  der  Staatsregierung  den  Kammern  in  neuester  Zeit  vorgelegten 
Entwürfen  zur  Besteuerung  der  Actiengesellschaften  überhaupt, 
adoptirt  worden,  und  nichts  desto  Weniger  diese  Abgabe  als  eine 
Gewerbesteuer  (im  weiteren  Sinne  des  Wortes)  —  folglich 
als  eine  auf  das  Unternehmen  selbst  gelegte  Steuer  charakte- 
risirt  worden  ist. 

So  viel  steht  also  fest,  dass  auch  die  Eisenbahnsteuer  als  eine 
auf  das  Unternehmen  gelegte  Last  anzusehen  und  überall  da  mit  in 
Betracht  zu  ziehen  ist,  wo  es  sich  von  der  Ermittelung  des  Netto- 
Ertrages  einer  Ebenbahngesellschaft  dritten  Personen  gegenüber 
handelt. 

ABSCHNITT  II. 

V*n  dem  Verh&ltnlaa  der  Eisenbahnen  aur 
Grundsteuer* 

S     144. 

Die  Eisenbahnen  sind  öffentliche  Strassen  und  daher  von  der 
Grundsteuer  befreit. 

Grundsteuer-Gesetz  für  die  westlichen  Provinzen  vom21. 
Januar  1839  (Gesetz-Sammlung  1839,  pag;  32) : 

15* 
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§.8.     Von  der  Besteuerung ausgenommen  sind  alle  dem 

Staate,  den  Provinzen,  den  Kreisen  oder  Gemeinden  gehörige  Grundstucke,  in 
sofern  sie  zu  einem  Öffentlichen  Gehrauche  bestimmt  sind,  insbesondere  also: 
alle  Gassen,  Plätze,  Brücken,  Land-  und  Heerstrassen,  Fahr-  und  Fusswege  etc. 

§.  9.  Brücken,  Kunststrassen,  Eisenhahnen  und  schiffbare  Canale,  welche 
mit  Genehmigung  des  Staates  von  Privatpersonen  zum  öffentlichen  Gebrauche 
angelegt  sind,  bleiben  ebenfalls  unbesteuert.  Andere  zum  öffentlichen  Gebrauche 
dienende  Grundstücke  haben  daher  keinen  Ansprach  auf  Grundsteuerfreiheit, 
wenn  sie  sich  im  Privatbesitze  befinden. 

Das  Gesetz  vom  24.  Februar  1850  (Gesetzsammlung  1850, 
pag.  62),  beireffend  die  Aufhebung  der  Grundsteuerbefreiungen, 
lässt  in  seinem  §.  2  die  Grundsteuerfreiheit  bestehen  für 


„die  Brücken,  Kunststrassen,  Schienenwege  der  Eisenbahnen  und 
„schiffbaren  Canäle,  welche  mit  Genehmigung  des  Staates  von  Pri- 
vatpersonen oder  Actiengesellschaften  zum  öffentlichen  Gebrauch 
„angelegt  sind." 

Hiermit  ist  schon  ausgesprochen,  dass  nicht  das  gesammle 
Grundeigenthum  der  Privat-Eisenbahnen  von  der  Grundsteuer  frei 
ist,  sondern  nur  diejenigen  Grundstücke,  welche  als  zur  öffentlichen 
Communicationsstrasse  gehörig  betrachtet  werden  können  ,  wohin 
z.  B.  die  Bahnhöfe  und  überhaupt  alle  Gebäude  nicht  gehören. 

Dieser  Grundsatz  ist  weiter  entwickelt  in  dem 

Rescript  des  General-Steüerdir ectors  vom  9.  Dec.  1842 
an  die  Regierung  zu  Oppeln  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1843,  pag. 
22  Nro.  38) : 

Der  Eönigl.  Regierung  eröffne  ich  auf  ihren  Bericht  vom  27.  t.  Ifa» 
dass  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  des  Grundes  und  Bodens  die  Eisenbahnen 
wie  die  zum  Öffentlichen  Gebrauch  bestimmten  Kunststrassen  und  öffentlichen 
Wege  überhaupt  behandelt  werden  müssen. 

Es  sind  daher  alle  Grundstücke ,  welche  für  die  mit  Genehmigung  des 
Staates  angelegten,  zum  öffentlichen  Gebrauch  dienenden  Eisenbahnen 

a)  zum  Bahnkörper, 

b)  zu  den  nach  §.  14  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  einzurich- 
tenden neuen  Communications-  und  Feldwegen,  so  weit  diese  zum  öf- 
fentlichen Gebrauche  bestimmt  sind, 

verwendet  werden,    so  länge  als  sie  diesen  Zwecken  dienen,    steuerfrei  zu 
stellen,    ohne    deshalb    eine   Entschädigung   von   den    Unternehmern   zu  ver- 
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Auf  die  zum  Transportgeschäft  und  zu  Verwaltung«-  etc.  Zwecken  und 
zu  andern  Zubehörungen  der  Eisenbahnen  verwendeten  Grundstücke  darf  je- 
doch diese  Grundsteuerfreiheit  nicht  ausgedehnt  werden,  und  sie  ist  für  den 
Bahnkörper  auf  die  Grundfläche  beschränkt,  welche  die  Bahn  selbst  bis  zu 
den  Böschungen  der  Gräben  oder  bis  zu  anderweitiger  Einfriedigung  einnimmt. 

Wegen  Vertheilung  der  Grundsteuer  und  Ausmittelung  des  hiernach  wegfal- 
lenden Theiles  der  Grundsteuer  von  dem  zu  den  Bisenbahn- Anlagen  verwendeten 
Grund  und  Boden  gelten  die  in  der  Verfügung  vom  31.  Mai  1832  III,  6163 
gegebenen  Vorschriften,  und  in  Beziehung  auf  die  ad  Lit.  b  oben  erwähnten 
Wege  wird  der  Königl.  Regierung  Abschrift  der  am  30.  April  1839  an  die 
Königl.  Regierung  zu  Merseburg  gerichteten  Verfügung  (Anlage  A)  mitge- 
theilt,  um  sich  nach  derselben  in  vorkommenden  Fällen  zu  achten. 

Anlage  A. 

Von  Seiten  des  Directoriums  der  Magdeburg-Cöthen-Halle-Leipziger  Eisen- 
bahngesellschaft ist  die  Frage  in  Anregung  gebracht  worden,  in  wiefern  den, 
in  Folge  der  Einrichtung  der  Eisenbahn,  nach  §.  14  des  Gesetzes  vom  3.  No- 
vember 1838  von  ihr  herzustellenden  neuen  Communications-  und  Feldwegen 
und  dem  dazu  verwendeten  Grunde  und  Boden  die  Grundsteuerfreiheit  zustehe. 
An  sich  kann  es  einem  Bedenken  nicht  unterliegen,  hinsichtlich  der  Besteue- 
rung des  zur  Anlage  Öffentlicher  Wege  verwendeten  Grundes  und  Bodens  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  in  der  Circular-VerfÜgung  vom  31.  Mai 
1832  für  den  Fall  der  Einziehung  von  Grundstücken  zum  Chausseebau  all- 
gemein vorgeschrieben  sind,  indem  der  Umstand,  dass  die  Herstellung  solcher 
Wege  durch  die  Einrichtung  der  Eisenbahn  nöthig  gemacht  wird ,  darin  eine 
Aenderung  hervorzubringen  nicht  geeignet  ist.  Demzufolge  wird  in  solchem 
Falle  eine  Vertheilung  der  Grundsteuer  nach  dem  Verhältnisse  ,  in  welchem 
das  Trennstüc£  zu  dem  Hauptgrundstücke  steht,  erfolgen  müssen,  der  auf  das 
eingezogene  Grundstück  fallende  Steuerbetrag  während  der  Etatsperiode  zum 
Abgange  zu  liquidiren  und  demnächst  zur  Absetzung  vom  Etat  zu  bringen, 
dasselbe  Verfahren  auch  für  den  Fall  zu  beobachten  sein,  wo  ein  ganzes  Grund- 
stück zum  Wegebau  verwendet  wird ,  indem  alsdann  von  der  auf  dem  ganzen 
Grandstück  haftenden  Steuer  dasselbe  gilt,  was  hinsichtlich  der  auf  dem  Trenn- 
stücke haftenden  angeordnet  ist;  und  endlich  wird  bei  unbedeutenden  Land- 
Einziehungen  und  wenn  die  auf  das  abzutretende  Grundstück  zu  repartirende 
Steuer  so  gering  ausfällt,  dass  sie  nicht  mehr  in  monatlichen  Theilen  zahlbar 
bleibt,  von  einem  Dismembrations-  und  Steuerverthcilungs-Verfahren,  unter  Vor- 
behalt diesseitiger  Genehmigung,  abzustehen  sein. 

Die  Befreiung  von  der  Grundsteuer  darf  indessen  nur  dem  zur  Anlage 
öffentlicher  Wege  verwendeten  Grunde  und  Boden  zugestanden  werden,  und  zur 
Entscheidung  der  Frage,  welche  Wege  anzuerkennen  sind,  dienen  folgende  be- 
reits bei  anderer  Gelegenheit  festgestellte  Grundsätze  : 

1)    Als  Öffentliche  Wege  sind   (ohne  Unterschied,    ob  sie  in  der  Sprache 
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des  gewöhnlichen  Lebens  als  Landstrassen,  ConHnunications-,  Gemeine- 
oder Vicinalwege  oder  auf  andere  Weise  bezeichnet  werden)  alle,  die- 
jenigen' zu  betrachten,  deren  Gebrauch  Jedermann  freisteht 

2)  Als  Privatwege  gelten  die  Wege ,  Triften,  Fasssteige,  welche  nur  für 
gewisse  Grundeigentümer  oder  für  gewisse  oder  .sämmtliche  Interes- 
senten einer  Gemeinheit  bestimmt  sind. 

3)  Leisten  die  Grundeigentümer;  über  deren  Grundstücke  ein  Weg  geht, 
und  diejenigen  Nachbarn,  welchen  derselbe  zum  Gebrauch  dient,  auf 
das  Privat-Eigenthum  und  die  Ausschliessung  Anderer  von  dem  freien 
Gebrauch  desselben  Verzicht ,  so  sollen ,  vorausgesetzt ,  dass  wegen 
künftiger  Unterhaltung  eines  solchen  Weges  kein  Einspruch  erhoben 
wird,  wegen  dessen  Anerkennung  als  öffentlichen  Weges  keine  Schwie- 
rigkeiten erhoben  werden. 

4)  Bei  einem  Zweifel  darüber,  in  wiefern  ein  Weg  in  polizeilichem  In- 
teresse als  öffentlicher  Weg  zu  behandeln  sei,  entscheidet  der  Land- 
rath  mit  Vorbehalt  desBecurses  an  die  geordneten  höheren  Instanzen. 

Privatwege,  mögen  sie  einzelnen  Grundbesitzern  zuständig,  oder  das 
Eigenthum  und  der  Gebrauch  derselben  mehreren  Interessenten  vor- 
behalten sein,  unterliegen  der  Besteuerung. 

Nach  dieser  Anleitung  wird  die  Königl.  Regierung  sich  im  Stande  befin- 
den, über  die  Besteuerung  der  von  der  etc. .  Eisenbahngesellschaft  eingerichte- 
ten Wege  oder  deren  Befreiung  von  der  Steuer  zu  entscheiden. 

Wenn  aus  den  hier  vorliegenden,  diesen  Gegenstand  betreffenden  Verhand- 
lungen' des  Landraths  N.  indessen  hervorgeht,  dass,  zu  den  durch  die  Einrich- 
tung der  Eisenbahn  *  nothwendig  gewordenen  Herstellungen  von  Trifft-  nnd 
Fahrwegen,  von  Seiten  der  Gesellschaft  längs  der  Bahn  ein  Terrain  acquirirt 
worden  ist,  welches  nur  den  neuer  Communicationswege  bedürftig  gewordenen 
Grundbesitzern  zur  Benutzung  überlassen  ist  und  sich  im  Eigenthum  der  Ge- 
sellschaft befindet ,  so  wird  diesem  Terrain  die  Grundsteuerfreiheit  so  lange 
nicht  zugestanden  werden  können,  als  die  sub  3  gedachten  Modifikationen  bei 
dessen  Besitz  und  Benutzung  nicht  eingetreten  sind. 

Dass  sämmtliche  zu  den  Staatseisenbahnen  gehörende 
Grundstücke  ohne  Ausnahme  von  der  Grundsteuer  frei  sind,'  ergibt 
sich  aus  §.  8  des  Gesetzes  vom  21.  Januar  1839,  nach  welchem 
diejenigen  Grundstücke,  „die  dem  Staate  gehören  und  zu  einem  öf- 
fentlichen Dienste  oder  Gebrauche  bestimmt  sind*,  keine  Gründ- 
steuer zu  entrichten  haben.  Ueberdies  ist  dieser  Satz  durch  ein 
Rescript  des  Finanzministeriums  vom  19.  Juni  1850  (Bfin-Blatt  d. 
inn.  Verw.  1850,  pag.  251  Nro.  352)  ausdrücklich  anerkannt 
worden. 
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ABSCHNITT    III. 

Commuaal-$teuer»PfllchtigkeU  der  Elsen- 
bahiicesellgcltafteii. 

§.    145. 

In  wiefern  die  Grundstücke  der  Eisenbahngesellschaften  nach 
der  im  vorigen  Paragraphen  gemachten  Distinction  der  Grundsteuer 
überhaupt  unterliegen,  sind  sie  auch  in  den  6  östlichen  Provinzen 
der  Real-Communalsteuer  und  in  den  zwei  westlichen  (Rheinpro- 
vinz und  Westphakw)  den  van  den  Gemeinden,  erhobenen  Zuschlä- 
gen zur  Grundsteuer  unterworfen.  Für  die  6  östlichen  Provinzen 
ist  zu  vergleichen  das 

Circular- Rescript  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Fi- 
nanzen vom  16.  Augast    1843   an   sämmtliche    öberpräsiden- 
ten,     ausschliesslich    derjenigen     von    Westphalen     und     der 
Rheinprovinz  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1843,  pag.  233  Nro.  310): 
Bilehtbefreiung  der  Elsenbakngebaude  von  der  Real-Coiuinunalsleaer : 

Ew.  etc.  theilen  wir  hieneben  Abschrift  des  heute  dem  Directorium  der 
Oberschlesischen  Eisenbahngesellschaft  auf  den  Antrag  wegen  Befreiung  von 
der  Real-Communalsteuer  ertheilten  Bescheides  zur  gefälligen  Kenntnissnahme 
mit  (Anlage  A). 

Anlage  A. 

Das  Directorium  hat  in  der  Eingabe  vom  17.  December  v.  J.  aus  der 
Allerh.  Oabinetsordre  vom  8.  Juni  1834  (Gesetz-Sammlung  1834,  pag.  87) 
den  Ansprach  auf' Freiheit  von  der.  Real-Communalsteuer  für  die  baulichen 
Anlagen  auf  dem  Eisenbahnhofe  herzuleiten  versucht. 

Es  kann  jedoch  eine  solche  Freiheit  von  der  Communalsteuer  für  die  Ei- 
senbahngeb&ude  nicht  anerkannt  werden,  so  wie  dieselbe  auch  anderwärts,  z.  B. 
bei  den  hiesigen  Anlagen  dieser  Art,  nicht  gewährt  worden  ist. 

Der  Staat  hat  allerdings  die  Eisenbahnen  in  mancher  wesentlichen  Be- 
ziehung als  Unternehmungen  von  grossem  Interesse  für  das  Gemeinwesen,  be- 
günstigt, dabei  aber  die  Anlage  der  Bahn  von  dem  Geschäfte  des  Be- 
triebes ihrer  Benutzung  unterschieden,  und  daher  die  Befreiung  von  der 
Grundsteuer  auf  den  eigentlichen  Bahnkörper  und  diejenigen  Anlagen  beschrän- 
ken müssen,  welche  unter  allen  Umständen  nothwendige  Theile  und  Zubehö- 
nmgen  der  Eisenbahn  als  solcher  bilden. 

Denn  nur  auf  diese  kann  die  Analogie  mit  den  zum  Öffentlichen  Ge- 
brauch bestimmten  Kunststrassen  und  öffentlichen  Wegen,  welche  dieser  Be- 
freiung zun  Grande  liegt,' angewendet  werden. 
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Während  sich  die  Eisenbahnen  schon  von  diesen,  den  Kunststrassen  und  öffent- 
lichen Wegen,  im  wesentlichsten  Funkte  dadurch  unterscheiden,  dass  sie  W 
mittels  besonders  hierfür  constrnirter  Fuhrwerke,  welche  in  der  Regel  der  con- 
cessionirten  Gesellschaft  ausschliesslich  zustehen,  aber  nieht,  wie  jene,  von  Jedem 
mit  eigenem  Vehikel  benutzt  werden  können,  gehört  alles  Uebrige,  was  dem 
Betrieb  des  Transportgeschäfts  etc.  und  der  Verwaltung  des  Unternehmen! 
dient ,  eben  deshalb  dem  speciellen  Interesse  der  Gesellschaft  an  •  und  kann 
eine  mit  jenen,  den  gemeinnützlichen ,  öffentlichen  Strassen  ,  analoge  Behand- 
lung nicht  in  Anspruch,  nehmen. 

Der  Betrieb  fällt  vielmehr  in  die  Kategorie  eines  Gewerbes,  dem  eine 
Steuerfreiheit  in  diesem  Sinne  nicht  zusteht. 

Gehören  nun  die  Eisenbahnen ,  auch  von  jenem  Gesichtspunkte  aus ,  zv 
den  gemeinnützigen  Anlagen,  so  würdo.  von  einer  Anwendung  der  Allerh.  Ca* 
binetsordre  vom  8.  Juni  1834  auf  sie  nur  in  so  weit  die  Bede  sein  können, 
als  die  Frage  gestellt  wird  : 

ob  dieselben,  so  weit  ihnen  wegen  ihrer  Bestimmung  zu  Öffentlichen 
Zwecken  die  Befreiung  von  der  Staatsgrundstcuer  gewährt  ist,  deshalb 
auch  den  ö'rtlichen  Communalsteuern   nicht  unterworfen  sein  sollen? 

Die  Allerh.  Cabinetsordre  entscheidet:  „dass  die  Bealverpflichtungen, 
welche  vermöge  des  Communalverbandes  geleistet  worden  sind,  ferner  geleistet 
werden  sollen."  Die  Real-Communalsteuer,  für  welche  der  Magistrat  jetzt  den 
Beitrag  nach  dem  Miethwerthe  der  errichteten  Bahnhofgebäude ,  als  von  dem 
Objecto  ihrer  Veranlagung  fordert ,  wird  von  dem  gesammten  Grundbesitz  er- 
hoben, und  den  wesentlichsten  Theil  derselben  bildet  die  als  Grundsteuer 
von  diesem  gesammten  Grundbesitz  an  den  Staat    zu  entrichtende  Servissteuer. 

Die  Verpflichtung  haftete  also  schon  vor  der  Abtretung  der  den  Bahnhof 
jetzt  bildenden  Grundfläche,  als  in  jener  Gesammtheit  begriffen,  auf  derselben, 
und  ward  bisher  aus  dem  Gesammt-Einkommen  der  Commune  wirklich  gelei- 
stet. Es  kann  mithin  aus  der  Allerh.  Cabinetsordre  vom  8.  Juni  1834  eine 
Befreiung  von  der  Communalsteuer  nicht  hergeleitet  werden. 

Der  Umstand,  dass  auf  dieser  Grundfläche  sich  bei  der  Abtretung  keine 
steuerpflichtigen  Gebäude  befanden  und  dass  sie  erst  durch  die  Errichtung  des 
Bahnhofes  und  der  dem  Betriebe  der  Eisenbahn  angehörenden  Gebäude  zur 
Steuer  speciell  beitragend  herangezogen  wird,  ist  hiergegen  für  die  Gesellschaft 
von  keinem  Belang ;  jeder  andere  Privatmann,  der  für  Wohnung  oder  Gewerbe 
auf  solchem  oder  anderm  bisher  unbebauten  Grunde  ein  Gebäude  errichtet, 
befindet  sich  in  demselben  Falle. 

Wenn  daher  der  Magistrat  bei  der  Veranlagung  des  Real-Servises  auf  die 
Gebäude  des  Bahnhofes,  zu  welcher  er  sich  in  seinem  Rechte  befindet,  dieje- 
nigen Anlagen  und  Bauten,  welche  unter  allen  Umständen  nothwendige  Theile 
und  Zubehörungen  der  Eisenbahn  als  solcher  bilden,  ausgeschieden  und  die- 
selbe,  wie  nach  der  Eingabe  vom  17.  December  v.  J.  angenommen  werden 
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mn88,  auf  die  Betriebs-  und  Verwaltungsgebäude  beschrankt  hat,  so  ist  damit 
einerseits  die  Befreiung  von  der  Staatssteuer  im  richtigeren  Maasse  gewährt, 
andererseits  in  der  Communalsteuer  jede  zulässige  Rücksicht  geübt  worden. 

Eine  weitere  oder  gänzliche  Befreiung  des  Bahnhofes  respective  der  Ge- 
bäude von  der  Real-Commnnalsteuer  .  .  .  anzuordnen ,  müssen  wir  daher  ab- 
lehnen. 

Die  Städte-Ordnung  fftr  die  6  östlichen  Provinzen  vom 
30.  Hai  1853  enthält  die  Bestimmung ,  dass  „derjenige ,  welcher 
ohne  in  dem  Stadtbezirke  zu  wohnen,  daselbst  Grundbesitz  habe 
oder  ein  stehendes  Gewerbe  betreibe,  dennoch  verpflichtet  sei,  an 
denjenigen  Lasten  Theil  zu  nehmen  ,  welche  auf  den  Grundbesitz 
oder  das  Gewerbe,  oder  auf  das  aus  jenen  Quellen  fliessende  Ein- 
kommen gelegt  seien".  Ferner  legt  die  Städte- Ordnung  dieselbe 
Verpflichtung  den  juristischen  Personen  auf,  welche  in  dem  Stadt- 
bezirke Grundeigentum,  besitzen  oder  ein  stehendes  Gewerbe  be- 
treiben. 

Gleiche  Bestimmungen  enthalten  die  Städte-Ordnungen  für  die 
Rheinprovinz  vom  15.  Mai  1856  und  für  die  Provinz  Westphalen 
vom  19.  Hai  1856. 

Da  auch  die  Eisenbahngesellschaften  zu  den  Juristischen  Per- 
sonen", welche  zu  den  städtischen  Lasten  heranzuziehen  sind,  ge- 
hören ,  so  sind  sie  nunmehr  allerdings  einer  neuen  Communalbe- 
steuerung  zu  Gunsten  der  Städte  unterworfen,  während  sie  früher 
von  allen  persönlichen  Abgaben  und  von  jeder  Einkommensteuer 
zum  Besten  der  Gemeinden  unzweifelhaft  befreit  waren  (vergl.  z.  B. 
ein  Rescript  des  Ministeriums  des  Innern  vom  13.  Januar  1845  im 
Min.-Blatt  der  innern  Verwaltung  1845,  pag.  3  Nro.  4). 

Dieser  neuen  Gesetzgebung  gegenüber  ist  jedenfalls  auf  den 
$.  49  in  fine  des  Eisenbahngesetzes  aufmerksam  zu  machen,  nach 
welchem  den  Prirat-Eisenbahngesellschaften  eine  an- 
gemessene Geldentschädigung  ausdrücklich  zugesi- 
chert wird,  für  den  Fall,  dass  durch  neue  in  dem  Ei- 
senbahngesetz weder  festgesetzte  noch  vorbehalte- 
ne Bestimmungen  eine  Beschränkung  ihrer  Einnah- 
men oder  eine  Vermehrung  ihrer  Ausgaben  herbeige- 
führt werden  sollte. 

Die  nette  Gesetzgebung  enthält  durchaus  keine  Angaben  da- 
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rttber,  in  welcher  Weise  und  von  welchen  Erträgen  die  Steuer  ran 
Besten  der  Städte  erhoben  werden  soll.  Es  haben  daher  auch  hin- 
sichtlich der  Heranziehung  der  Eisenbahngesellschaften  zu  den  städ- 
tischen Lasten  zwischen  den  betreffenden  Ministerien  Verhandlan- 
gen stattgefunden,  und  es  ist  erlassen  worden  die  nachstehende 

Circular-Verfügung  der-  Ministerien  des  Innern  and  der 
Finanzen  an  sämmtliche  Königl.  Regierungen  in  den  6  östli- 
chen Provinzen,  die  Heranziehung  der  Eisenbahngesellschaf- 
ten  zu  den  Communal-Abgab en  betreffend,  vom  29.  September 
18  56  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.   1856,  pag.  256  Nro.  189): 

In  Betreff  der  Frage ,  in  welchen  Communen  und  in  welcher  Weise  die 
Eisenbahngesellschaften  zu  den  Comnrapal-Abgaben  herangezogen  werden  dür- 
fen, haben  zwischen  uns  und  dem  Herrn  Minister  fftr  Handel  etc.  Erorteron- 
gen  stattgefunden ,  und  diese  zur  Feststellung  der  folgenden  Grundsätze  ge- 
führt : 

1)  Den  Stadtgemeinden  steht  gemäss  dem  §.4  Absatz  3  der  Stftdte- 
Ordnung  vom  30.  Mai  1853  die  Befugniss  zu,  juristische  Personen,  also  auch 
die  Eisenbahngesellschaften,  in  Folge  des  Grundbesitzes  undthatelch- 
lichen  Gewerbebetriebes  der  letzteren  zu  denjenigen  Gemeindelasten  heranzaae- 
hen,  welche  auf  den  Grundbesitz  oder  das  Gewerbe  oder  auf  das  aus  jenen 
Quellen  fliessende  Einkommen  gelegt  sind.  Den  Eisenbahngesellschafken  liegt 
demnach  auch  die  Verpflichtung  ob,  zu  den  städtischen  Communal-Einkommen- 
steuern  und  den  denselben  beizuzählenden  Commünal- Abgaben  beizutragen. 

2)  Da  der  Grundbesitz  und  der  Gewerbebetrieb  der  Eisenbahngesellschaf- 
ten auf  der  geflammten  Länge' der  Bahn  an  jedem  einzelnen  Stationsorte  eben 
so  gut  stattfindet,  wie  an  dem  Sitze  der  Centralverwaltung ,  so  steht  nicht  al- 
lein derjenigen  Commune,  in  deren  Bereich  die  Direetion  der  Gesellschaft  ihr 
Domicil  hat,  sondern  überhaupt  allen  Stadtgemeinden,  in  deren  Beiirk  eine 
Eisenbahnstation  vorhanden  ist,  das  Recht  der  Besteuerung  der  Gesellschaft  vl 

3)  Das  gesammte  Einkommen  der  Eisenbahngesellschaft  ohne  Unterschied, 
ob  dasselbe  aus  dem  inneren  oder'  aus  dem  Transit-Verkehr  herrührt,  wird, 
in  so  weit  es  nicht  zur  Bestreitung  der  gesammten  Ausgaben  .des  ganzen  Ei- 
senbahn-Unternehmens, bestehend  in  den  allgemeinen  Betriebs*  und  Unterhal- 
tungskosten der  Bahn,  den  Kosten  der  Centralverwaltung  etc.  etc.;  verwandt 
wird,  zur  Besteuerung  herangezogen.  Der  gesammte.  Reinertrag  des  Eisenbahn- 
Unternehmens  bildet  mithin  das  steuerbare  Object. 

4)  Zur  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Antheils  jeder  Station  am  ge- 
sammten Reinertrage  der  Bahn  wird  letzterer  auf  die  einzelnen  Stationen  nach 
Maassgabe  der  bei  denselben  stattgehabten  Brutto-Einnahmen  aus  dem  in- 
nern  Verkehr  vertheilt.  Diese  Brutto-Einnahme  besteht  aus  der  Gesan»*- 
Summe  aller  im  eigenen  Verkehr  der  betreffenden  Eisenbahn  in  die  Station* 
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Caasen  fliessenden  Personengelder,  aller  eben,  dahin  gehörigen  Frachtenbeträge 
für  Güter  und  der  jeder  Station  eigentümlichen  Neben-Einnahmen  an  Fach- 
ten, Miethen  u.  s.  w.  Bezeichnet  man  also  beispielsweise  den  Gesammt-Rein- 
ertrag  der  Eisenbahn  mit  a,  die  Brutto-Einnahrae  ans  dem  inneren  Verkehr 
der  Eisenbahn  mit  b,  die  Brntto-Einnahme  aus  dem  inneren  Verkehr  der  Sta- 
tion N.  dagegen  mit  c,  so  ist 

a     X     c 


das  steuerpflichtige  Object  far  die  Station  N. 

5)  In  jedem  einzelnen  Falle,  wo  einö  Eisenbahngesellschaft  zur  Commu- 
nalsteuer  herangezogen  werden  soll,  tritt  zur  Vermeidung  von  Weiterungen  bei 
der  Ausführung  die  Mitwirkung  des  betreffenden  Eisenbahn- Commissariats  bei 
Berechnung  und  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  ein. 

Die  Königl.  Regierung  hat  hiernach  die  Magistrate  ihres  Verwaltungsbe- 
zirkes mit  der  erforderlichen  Anweisung  zu  versehen. 

Da  die  Städte-Ordnung  für  die  Rheinprovinz  vom  15.  Mai  1856 
und  für  die  Provinz  Westphalen  vom  19.  Mai  1856  im  $.  4  wegen 
der  Verpflichtung  der  juristischen  Personen  zur  Theilnahme  an  den 
Gemeindelasten  dieselben  Vorschriften  enthalten ,  wie  die  Städte- 
Ordnung  für  die  6  östlichen  Provinzen,  so  ist  obige  Circular-Ver- 
ftgung  durch  Erlass  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen 
vom  5.  Novamber  1856  (Min.-BIatt  d.  inn.  Verw.  1856,  pag.  257 
Nro.  1 90)  tfuch  auf  die  Rheinprovinz  und  die  Provinz  Westphalen 
aasgedehnt  worden. 

Man  muss  es  in  der  That  bedauern,  dass  das  Gesetz  keine 
genaue  Specialbestimmungen  hat ;  denn  es  lässt  sich  in  der  That  nicht 
leugnen,  dass  der  obigen  ministeriellen  Verfügung  erhebliche  prin- 
cipielle  Bedenken  und  sogar  praktische  Inconvenienzen  entgegen 
stehen.  x 

Zunächst  fehlen  die  gesetzlichen  Anhaltspunkte  für  die  An- 
nahme ,  dass  die  juristische  Person  einer  Eisenbahngesellschaft  ir- 
gendwo anders  ihr  Gewerbe  betreibe,  als  an  dem  Orte  ihres  Do- 
micils.  Die  einzelnen  Stationen  stehen  zu  der  Central- Verwaltung 
der  Eisenbahn  in  keinem  andern  Verhältniss  als  die  einzelnen  Sta- 
tionen des  Fuhr-Unternehmers  zu  diesem  stehen.  Auch  der  Fuhr- 
unternehmer lässt  an  den  einzelnen  Orten  durch  seine  Leute  Bü- 
kt«, die  zum  Mitfahren  berechtigen ,  verkaufen  oder  Verträge  über 
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Beförderung  von  Gütern  abschliessen,  und  doch  geht  aus  der  Bei- 
lage B  sub  K,  b.  zum  Gewerbesteuergesetze  vom  30.  Mai  1820 
hervor,  dass  das  Gesetz  die  Fuhr-Unternehmungen  als  ein  einziges 
Gewerbe  betrachtet,  indem  es  dieselben  nur  einer  einfachen  Ge- 
werbebesteuerung je  fiach  der  Zahl  der  verwendeten  Pferde  un- 
terwirft. 

Wollte  man  aber  auch  den  Gewerbebetrieb  Seitens  der  Eisen- 
bahn-Gesellschaften ausserhalb  ihres  Domicils  annehmen,  so  würde 
derselbe  nicht  bloss  an  den  Stations-Orlen,  sondern  auf  der  gan- 
zen Länge  der  Bahn  Statt  finden.  Den  Maassstab  für  den  Gewerbe- 
betrieb innerhalb  eines  Stadtbezirks  könnte  nur  die  innerhalb  des- 
selben durchfahrcne  Strecke  abgeben.  Bei  dem  durch  das  Mini- 
sterial-Rescript  eingeführten  Berechnungsmodus  würde  'sogar  der  im 
Stadtbezirke  liegende  Grundbesitz  der  Eisenbahngeäellschaften  (ab- 
gesehen natürlich  von  den  Grundsteuerzuschlägen  oder  der  gl) 
einer  Stadt  keine  Steuer  im  Sinne  der  Städte-Ordnung  versebaffen, 
wenn  nur,  was  häufig  eintritt,  der  Bahnhof  oder  die  Station  ausser- 
halb des  Stadtbezirks  liegt,  und  doch  soll  auch  das  aus  dem  Grund- 
besitze fliessende  Einkommen  zum  Besten  der  Städte  versteuert 
werden}  ?  , 

Wenn  aber  der  erste  Stationsort  ausserhalb  des  Bezirks  der- 
jenigen Stadt  läge,  in  welcher  die  Eisenbahngesellschaft  ihr  Domi- 
cil  hat,  so  müsste  nach  den  Grundsätzen  des  Ministerial-Rescripts 
diese  Stadt  gar  keinen  Antheil  an  der  Steuer  erhalten! 

Auch  aus  folgender  Betrachtung  ergibt  es  sich,  dass  die  Ein- 
nahme an  den  Stationen  keinen  Maassstab  abgeben  kann.  Denke 
man  sich  z.  B.  zwischen  den  Städten  A.  und  B.  eine  Eisenbahn, 
die  ihre  Haupt-Einnahme  aus  dem  Transport  eines  massenhaft  von 
A.  nach  B.  versendeten  Artikels  X,  und  eines  andern  von  B.  nach 
A.  eben  so  massenhaft  versendeten  Artikels  Y  zöge.  Bestände  nun 
der  Handelsgebrauch,  den  Artikel  X  fr  an  co  zu  versenden,  bei  dem 
Artikel  Y  aber  die  Fracht  von  dem  Empfänger  zahlen  zu  lassen, 
so  würde  bei  der  Berechnung  der  Communalsteuer  die  ganze  Ein- 
nahme der  Stadt  A.  zu  Gute  kommen,  und  die  eben  so  stark  bethei- 
ligte Stadt  B.  leer  ausgehen. 
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Endlich  veranlasst  die  Art  und  Webe,  wie  der  Brutlo-Erlrag 
des  innern    Verkehrs    bei   der  Berechnung  in  Anschlag  ge- 
bracht wird,  erhebliche  Bedenken.     Der  ganze  Reinertrag  des  Un- 
ternehmens wird  ausdrücklich  als  das  steuerbare  Object  hingestellt, 
und  die  Quote  nach  dem  Yerhältniss  zwischen  dem  Brutto-Ertrage 
der  betreffenden  Station  aus  dem  innern  Verkehr  und  der  Brutto- 
Kinnahrae  der  Eisenbahn  wiederum  aus  ihrem  innern  Verkehr 
berechnet.    Hierin  möchte  eine  unzulässige  Veränderung  der  Quote 
zu  finden  sein.    Will  man  überhaupt  den  innern  Verkehr  be- 
rücksichtigen, so  kann  auch  nur  der  ratirliche  Antheil  des  Reiner- 
trages, welcher  auf  den    innern  Verkehr  zu  rechnen  ist,  als  das 
steuerbare  Object  hingestellt  werden*  findet  man  letzteres  aber   in 
dein  Gesammt- Reinertrage  des  Unternehmens,  so  muss  con$equenler 
Weise  die  zu  besteuernde  Quote,  (ohne  Rücksicht  auf  den  innern 
oder  auswärtigen  Verkehr)  auch  nach  dem  Verhältnisse  des  Brutto- 
Ertrages  der  betreffenden  Station  zu  dem  Gesammt-Brutto-Ertrage 
des  ganzen  Eisenbahn-Unternehmens  festgestellt  werden. 

Wir  wollen  nunmehr  den  Versuch  machen,  zu  Grundsätzen 
hinsichtlich  einer  prinzipiellen  Verkeilung  der  hier  zur  Sprache 
kommenden  Commünalsteuer  zu  gelangen,  und  zwar  unter  Zu- 
grundelegung der  Voraussetzung,  dass  die  Eisenbahngesellschaft 
nur  an  dem  Orte  ihres  Domicils  ein  Gewerbe  treibt. 

Die  juristischen  Personen  sollen  an  denjenigen  Lasten  Theil 
nehmen,  welche  in  den  einzelnen  Stadtbezirken,  die  von  ihnen  be- 
rührt werden,  1)  auf  den  Grundbesitz,  2)  auf  das  Gewerbe,  3)  auf 
das  aus  beiden  Quellen  fliessende  Einkommen  gelegt  sind. 

ad  1)  Die  für  die  Eisenbahngesellschaften  theilweise  bestellende 
Grundsteuerfreiheit  ist  nirgends  aufgehoben  worden,  und  so  können 
sie  auch  der  Grund-  oder  Realsteuer  zum  Besten  der  Städte  nur 
in  sofern  unterworfen  werden,  als  ihre  Grundstücke  überhaupt  einer 
Grundsteuer  unterliegen. 

ad  2)  Die  Gewerbesteuer  fällt  für  Eisenbahngesellschaften 
gänzlich  weg,  weil  der  $.  38  in  fine  des  Gesetzes  vom  3.  Novem- 
ber 1838  sie  ausdrücklich  von  der  Entrichtung  „einer  Gewerbe- 
steuer* befreit. 
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ad  3)  Dagegen  fliesst  ihr  Einkommen  hn  Wesentlichen  nur 
ans  ihrem  Grundbesitz  und  aus  ihrem  Gewerbe-  oder  Geschäfte- 
Betriebe.  Da  das  Gewerbe  nach  der  Wer  -angenommenen  Vor- 
aussetzung nur  an  dem  Orte  ihres  Domicils  betrieben  wird,  so 
kann  auch  das  aus  ihm -fliessende  Einkommen  nur  an  diesem  Orte 
der  Communal-  Besteuerung  unterliegen,  und  man  muss  daher  den 
Reinertrag  (das  Einkommen  der  Gesellschaften)  in  zwei  Tbeile 
zerlegen,  von  denen  cfer  eine  das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitz, 
der  andere  das  Einkommen  aus  dem  Gewerbe-Betriebe  reprfiseatirt. 

Eine  ähnliche  Theitung  des  Reinertrages  kennt  das  Eisenbahn- 
Gesetz  (cfr.  Capitel  X  dieses  Buches)  bei  der  Ermittelung  des 
Bahngeldes,  indem  dort  der  Reinertrag  nach  Verhältnis^  der 

auf  die  Bahn  und  deren  Zubehör 

und  auf  das  tfahr-  und  Transport-Unternehmen   nebst  dem 

dazu  gehörigen  Inventar 
verwendeten  Anlagekapitalien  getheilt  werden  soll. 

Nicht  schwieriger  würde  eine  Theilung  des  Reinertrages  nach 
Verhältnis*  der 

auf  den  gesammten  Grundbesitz  (inclusive  'Gebäude)  und 

auf  den  gesammten  beweglichen  Besitz  der  Eiseobahngesefl- 

schaften 
verwendeten  Anlagekapitalien  sein. 

Man  kann  also  diejenige  Quote  des  Reinertrages  ermitteln, 
welche  als  Einkommen  aus  dem  Grundbesitz,  und  diejenige  Quote, 
welche  als  Einkommen  aus  dem  Gewerbe-  oder  Geschäftsbetriebe 
angesehen  werden  darf. 

Ob  man  hierbei  den  ganzen  Reinertrag  oder  nur  den 
auf  den  innern  Verkehr  zu  rechnenden  fbeil  desselben  in  An- 
schlag bringen  muss,  ist  fraglich;  wir  glauben  jedoch  das  Erslere, 
da  es  principiell  keinen  Unterschied  machen  kann,  ob  z.  B.  die 
Fracht  für  den  Transport,  der  doch  immer  auf  der  Bahn  selbst  er- 
folgt, auswärts  erhoben  wird  oder  nicht. 

Diejenige  Stadt,  in  welcher  die  Eisenbahngesellschaft  domicilirt 
ist,  zieht  nun  (natürlich  nur  dann,  wenn  sie  überhaupt  auch  sonst 
eine  Einkommensteuer  erhebt)  die  ganze  Quote  des  Reinertrages, 
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welcher  auf  den  Geschäftsbetrieb  zu  rechnen  ist,  zur  Eiakommen- 
slouer  heran  und  ausserdem  von  der  andern  auf  den  Grundbesitz 
fallenden  Qobte  einen  ratirüchen  Antheil,  welcher  durch  das  Ver- 
hältntss  der  Erwerbs-  und  Anlagekosten  des  im  Stadtbezirke  lie- 
genden Intmobüarveratfgens  der  Eisenbahngesellsehafi  zu  dem  auf 
ihr  gesammtes  InunobilariermGgen  verwendeten  Theüc  des  Anlage* 
capitals  bestimmt  wird. 

Betrage  z.  B.  der  Gesammt-Reinertrag  3  Millionen  Thaler. 
Von  diesen  3  Millionen  seien  2  Millionen  als  Einkommen  aus  dem 
Grundbesitz,  eine  Million  aber  als  Einkommen  ans  dem  Gewerbe 
zu  betrachten;  ferner  betrage  der  Grundbesitz  innerhalb  der  Stadt 
des  Domicils  der  Gesellschaft  %0  des  gesammten  Immobilarvermö- 
gens,  so  würde  die  betreffende  Stadt  zur  Einkommensteuer  heran- 
ziehen: 1)  Eine  Million  2)  %0  von  2  Millionen  oder  100,000 
Thaler. 

Die  andern  von  der  Bahn  berührten  Städte  dagegen  würden 
(natürlich  auch  hier  wieder  nur  dann,  wenn  sie  überhaupt  eine 
Einkommensteuer  erheben)  zu  derselben  eine  Quote  der  zwei  Mil- 
lionen heranziehen,  welche  durch  das  Verhältniss  des  Betrages  des 
innerhalb  ihres  Bezirks  liegenden  Immobilarvermögens  zu  dem  Be- 
trage des  gesammten  Immobilarvermögens  der  Gesellschaft  be- 
stimmt werden  müsste. 

Wollte  man  aber  annehmen,  das  Gewerbe  werde  nicht  bloss 
an  dem  Orte  des  Domicils  der  Gesellschaft  betrieben,  so  müsste 
man  doch  den  Betrieb  desselben  an  jedem  Punkte  der  gan- 
zen Bahn  zugeben.  Bei  dieser  Annahme  würde  die  praktische 
Ausführung  des  Gesetzes  an  der  Unmöglichkeit  scheitern,  den  rich- 
tigen Maassstab  der  Verkeilung  zu  finden;  denn  wenn  auch  der 
Natur  der  Sache  nach  nur  die  innerhalb  des  betreffenden  Stadtbe- 
zirks liegende  Bahnstrecke  in  Betracht  kommen  kann,  so  gibt  doch 
die  Länge  derselben  keinen  allgemein  richtigen  Anhalt,  da  bekannt- 
lich auf  den  meisten  Eisenbahnen  die  Frequenz  der  einzelnen 
Strecken  (d.  h.  der  Umfang  des  auf  ihnen  Statt  findenden  Ge- 
werbebetriebes) nicht  gleichmässig  ist. 

Nach  dem  Gesetz  vom  15.  Mai  1856  Art.  8  (Gesetz-Samml. 
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pag  437)  and  nach  $.  60  der  Landgemeinde-Ordnung  für  Wesl- 
phalen  vom  19.  März  1856  (Gesetz-Sammlung  pag  283)  ist  auch 
den  Landgemeinden  in  der  Rheinprovinz  und  in  Westphalen  das 
Recht  verliehen,  die  juristischen  Personen  zur  Besteuerung  her- 
anzuziehen, und  e&  gilt  hinsichtlich  der  Berechnung  der  Steuer 
das  bisher  Gesagte  auch  für  diese  Landgemeinden. 


(APITEL  XIII. 

Von  den  Amtsbeftigoisseo  der  Aufsichts- 
behörden den  Eisenbabngesellsohaften 
gegenüber. 


$.  146. 


Abgesehen  von  den  für  die  Begründung  der  Gesellschaften, 
die  Expropriation  und  den  Bau  der  Bahn  bestehenden  Bestimmun- 
gen enthalt  das  Eisenbahngesetz  für  das  Verhältnis  zwischen  dem 
Staate  und  den  Gesellschaften  folgende  Vorschriften : 

.  a)  Nach  $,  4  sind  die  Verhältnisse  der  Construction  der  an- 
zuwendenden Fahrzeuge  (also  namentlich  der  Lokomotiven)  an 
die  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  gebunden.  In  wiefern 
das  Handelsministerium  seine  Befugnisse  durch  die  Eisenbahn-Com- 
missariate  ausüben  lässt,  darüber  ist  zu  vergleichen  oben  $.  107. 

b)  $.  6  verlangt  für  die  Emission  von  Actien  Über  die  ursprüng- 
lich festgesetzte  Zahl  hinaus  die  landesherrliche  Genehmigung  und 
für  die  Aufnahme  von  Gelddarlehen  (womit  jedoch  der  Kauf  auf 
Credit  nicht  gleichgestellt  wird)  die  Genehmigung  des  Handelsmi- 
nisteriums, welches  dieselbe  an  die  Bedingung  eines  festzustellen- 
den Zins-  und  Tilgungsfonds  zu  knüpfen  befugt  ist. 

Prioriläls-Obligationen  gehören  an  und  für  sich  zu  der  Kate- 
gorie der  Gelddarlehen  ,   da  sie  nur  zu  einem  festen  Zinsfuss  und 

KUenbfthnrecht  IL  10 
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ohne  Antheil  am  Gewinn  emiltirt  werden,  die  Inhaber  mithin  den 
Gesellschaften  gegenüber  nicht  als  Theilhaber  der  Unternehmung, 
sondern  nur  als  Gläubiger  zu  betrachten  sind.  Sofern  aber  die 
Prioritäts-Öbligalionen  auf  jeden  Inhaber  lautend  emittirt  werden, 
unterliegt  nach  dem  Gesetze  vom  17.  Juni  1833  deren  Ausstellung 
und  Inumlaufsetzung  der  landesherrlichen  Genehmigung. 

c)  Nach  §.  7  kann  die  Gesellschaft  Grundslücke  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  Regierung  ver äussern,  während  sie  hinsicht- 
lich des  Erwerbes  von  Grundstücken  an  keine  Genehmigung  gebun- 
den ist;  vergl.  oben  §.86. 

d)  §.  20  :  „Für  alle  Entschä&'gfings-Ansprüche ,  welche  in 
„Folge  der  Bahn- Anlage  an  den  Staat  gemacht,  and  entweder  von 
„der  Gesellschaft  selbst*  anerkannt,  oder  unter  ihrfcr  Zuziehung  ge- 
richtlich festgestellt  worden,  ist  die  Gesellschaft  TerpfliciiletA 

e)  Nach  §.  22  darf  die  Sahn  dem  Verkehr  nicht  eher  eröff- 
net werden,  als  nach,  vorgängiger  Revision  der  Anlage  von  der 
Regierung  ([nunmehr  auch  vom  Eisenbahn-Commissariat  respeclive 
Handelsministerium)  die  Genehmigung  dazu  erlheilt  ist;  vergl.  oben 
§.  86  und  104.  .     \  ■  \ 

f)  Die  Bahnpolizei  wird  zwar  von  der  Gesellschaft  gehand- 
habt, jedoch  nach  einem  darüber  von  dem  Handelsministerium  zu 
erlassenden  Reglement,  welches  zugleich  das  Verhähniss  der  nit 
der  Ausübung  der  Bahnpolizei  beauftragten  Beamten  der  Gesell- 
schaft festsetzt  (§.  23  des  Eisenbahngesetzes). 

Dass  ausserdem  die  Gesellschaft  verbunden  ist,  die  allgemeinen 
Polizeigesetze  und  Verfügungen  überhaupt  zu  beachten,  haben  wir 
bereits  an  einer  anderer  Stelle  bemerkt.  Es  ist  aber  noch  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Handhabung  der  Polizei  überhaupt, 
so  weit  sie  das  Eisenbahnwesen  in  specie  betrifft,  dem  Handels- 
ministerium respective  seiner  Unterbehörde  (dem  Eisenbahn-Com- 
missariate)  übertragen  ist.  Hiernach  erscheinen  die  Gesellschaften 
verpflichtet,  auch  den  für  einzelne  Fälle  erlassenen  Verfügungen  der 
Behörden  nachzukommen,  so  weit  dieselben  einen  polizei- 
lichen Charakter  tragen,  und  zwar  besteht  diese  Verpflich- 
tung auch  für  den  Fall,   wo  durch  die  Befolgung  ein  Schaden  er- 
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wächst,    dessen  Vergütung  jedoch    nach  allgemeinen  Grundsätzen 
auf  gerichtlichem  Wege  festgesetzt  wird. 

gl  §.  24  :  „Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet ,  die  Bahn  nebst 
„den  Transport- Anstalten  fortwährend  in  solchem  Stande  zu  erhal- 
ten ,  dass  die  Beförderung  mit  Sicherheit  und  auf  die  der  Be- 
stimmung des  Unternehmens  entsprechende  Weise  erfolgen  könne; 
feSie  kann  hierzu  im  Verwaltungswege  angehalten 
»werden.**     . 

h)  Nach  §.  34  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet)  über  alle  Theile 
ihrer  Unternehmung  genaue  Rechnung  zu  führen  und  hierin  die  ihr 
von  dem  Handelsministerium  zu  gebende  Anweisung  zu  befolgen, 
auch  die  Rechnung  alljährlich  einzureichen. 

i)  Ueber  die  Frage,  in  wie  weit  die  Gesellschaften  den  Verfügun- 
gen des  Ministeriums  hinsichtlieh  ihrer  Verpflichtung  „den  Betrieb, 
so  weit  die  Natur  desselben  es  gestattet,  in  die  notwendige  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung  zu  bringen" 
unterworfen  sind,  und  überhaupt  über  das  Verbältniss  zur  Postver- 
waltung vergl  das  Capitel  VIII.     - 

k)  Von  der  Besteuerung  handeln  die  §§.  38 — 41.  Vergl.  das 
vorhergehende  Capitel 

1)  §42.  „Dem  Staate  bleibt  vorbehalten,  das  Eigenthum  der 
»Bahn  mir  allem  Zubehör  gegen  vollständige  Entschädigung  anzu- 
kaufen. . 

»Hierbei  ist,  vorbehaltlich  jeder  anderweiten,  hierüber  durch 
»gütliches  Einvernehmen  zu  treffenden  Regulirungr  nach  folgenden 
»Grundsätzen  zu  verfahren  : 

1)  »Die  Abtretung  kann  nicht  eher  als  nach  Verlauf  von  30 
»Jahren  von  dem  Zeitpunkte  der  Transport-Eröffnung  an,  gefor- 
dert werden. 

£)  „Sie  kann  ebenfalls  nur  von  einem  solchen  Zeilpunkte  an 
»gefordert  werden,  mit  welchem  zufolge  des  §•  31  eine  neue  Fest- 
setzung des  Bahngeldes  würde  eintreten  müssen. 

3)  „Es  muss  der  Gesellschaft  die  auf  Uebernahme  der  Bahn 
»gerichtete  Absicht  mindestens  ein  Jahr  vor  dem  zur  Uebernahme 
»bestimmten  Zeilpunkte  angekündigt  werden. 

16* 
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4)  „Die  Entschädigung  der  Gesellschaft   erfolgt  sodann  nach 
„folgenden  Grundsätzen: 

a)  „Der  Staat  bezahlt  an  die  Gesellschaft  den  fünfundzwanzig- 
„fachen  Betrag  derjenigen  jährlichen  Dividende;  welche  an 
„sämmtliche  Actionäre  im  Durchschnitt  der  letzten  fünf 
„Jahre  ausbezahlt  worden  ist. 

b)  „Die  Schulden  der  Gesellschaft  werden  ebenfalls  vom  Staate 
„übernommen  und  in  gleicher  Weise,  wie  dies  der  Gesell- 
schaft obgelegen  haben  würde,  aus  der  Staatscasse  berich- 
tigt, wogegen  auch  alle  etwa  vorhandene  Activ  -  Forde- 
rungen auf  die  Staatscasse  übergehen. 

c)  „Gegen  Erfüllung  obiger  Bedingungen  geht  nicht  nur  das 
„Eigfenthum  der  Bahn  und  des  zur  Transport-Unternehmung 
„gehörigen  Inventariums  sammt  allem  Zubehör  auf  den  Staat 
„über,  sondern  es  wird  demselben  auch  der  von, der  Ge- 
sellschaft angesammelte  Reservefonds  mit  übereignet. 

d)  „Bis  dahin  ,  wo  die  Auseinandersetzung  mit  der  Gesell- 
schaft nach  vorstehenden  Grundsätzen  regulirt ,  die  Ein- 
lösung der  Actien  und  die  Uebernahme  der  Schulden  er- 
„folgt  ist,  verbleibt  die  Gesellschaft  im  Besitze  und  in  der 
„Benutzung  der  Bahn." 

Nach  den  sonst  in  Preussen  gellenden  Grundsätzen  wird  bei 
einer  solchen  Uebernahme  der  Bahn  die  Mitwirkung  der  Gerichte 
nur  in  sofern  eintreten ,  als  über  den  Betrag  der  Entschädigung 
gestritten  wird. 

Man  sieht,  die  Existenz  der  Privat-Eisenbahngesellschaften  ist  in 
Preussen  nur  für  eine  verhältnissmässig  nicht  lange  Dauer  garan- 
tirt.  Dazu  kommt ,  dass  der  Staat  in  vielen  Fällen  im  Stande  Mio 
wird,  das  Eigenthum  der  Eisenbahnen  schneller  und  billiger  zu  er- 
werben, als  er  dies  nach  $.  42  kann.  Hierzu  gehört  z.  B.  die  bei 
manchen  Bahnen  statutenmässig  vorgesehene  Amortisation  al  pari 
(cfr.  Einleitung  §.  83),  ferner  das  dem  Staate  bei  einigen  Bahnen, 
an  deren  Anlage-Capital  er  sich  betheiligt  hat,  zustehende  Präci- 
puum  am  Reinertrage,  und  endlich  bei  allen  Bahnen  der  Ertrag 
der  Eisenbahnsteuer ,    welcher  gesetzlich  zum  Ankaufe  von  Eisen- 
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bahn-Acüen  verwendet  werden  soll ,  so  dass  also  die  Gesellschaf- 
ten die  Mittel  zur  Abkürzung  ihrer  Existenz  selbst  liefern  müssen. 

m)  $♦  43:  »Für  Kriegsbeschädigungen  und  Demolirungen,  es 
„mögen  solche  vom  Feinde  ausgehen,  oder  im  Interesse  der  Lan- 
desverteidigung veranlasst  werden ,  kann  die  Gesellschaft  vom 
„Staate  einen  Ersatz  nicht  in  Anspruch  nehmen." 

n)  Eine  äusserst  bedenkliche  Bestimmung  enthält  der  §.  47 
in  folgender  Disposition:  „Die  ertheilte  Concession  wird  verwirkt 
„und  die  Bahn  mit  dea  Transportmitteln  und  sämmtüchem  Zubehör 
„für  Rechnung  der  Gesellschaft  öffentlich  versteigert ,  wenn  diese 
„eine  der  allgemeinen  oder  besondern  Bedingungen  nicht  erfüllt 
„und  eine  Aufforderung  zur  Erfüllung  binnen  einer  endlichen  Frist 
„von  mindestens  drei  Monaten  ohne  Erfolg  bleibt." 

Bei'  dieser  Disposition  des  $.  47  vermisst  man  jede  Angabe 
darüber ,'  wer  die  Yerwirkung  der  Concession  auszusprechen  und 
die  Versteigerung  der  Bahn  etc.  anzuordnen  habe?  Ist  hierzu  ein 
landesherrlicher  Erlass  oder  nur  eine  Verfügung  des  Ministeriums 
oder  aber  richterliches  Erkenntniss  erforderlich?  Wir  glauben  das 
letztere.  Man  kann  den  $.  47  nur  unter  zwei  Gesichtspunkten  auf- 
fassen: entweder  als  Strafe,  oder  als  Auflösung  eines  Vertragsver- 
hältnisses wegen  Nichterfüllung  der  Bedingungen.  In  beiden  Bezie- 
hungen erscheint  das  Richteramt  competfrnt. 

o)  Schliesslich  hat  der  Staat  nach  §.  46  das  Aufsichts- 
recht über  die  Eiseribahngesellschaflen.  Vermöge  dieses  Aufsichts- 
rechts sind  jedoch  keineswegs  die  Verwaltungen  der  Gesellschaften 
den  Anordnungen  des  Handelsministeriums  und  der  Commissariate 
wie  untergebene  Behörden  unterworfen.  Allerdings  räumen 
die  Gesetze  in  vielen  Punkten  den  Staatsbehörden  ein  directes  Ein- 
greifen in  die  Verwaltung  ein;  —  indessen  sind  dies  Ausnahmen 
von  der  grundsätzlich  freien  Verwaltung  der  Gesellschaften,  die  sich 
nimmermehr  aus  dem  blossen  Aufsich  tsrechte  herleiten  lassen. 
Letzteres  kann  vielmehr  nur  das  Recht  der  Staatsbehörden  bedeu- 
ten, von  Allem,  was  im  Innern  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
geschieht,  von  allen  Einrichtungen  und  Resultaten  Kenntniss  zu 
nehmen,  damit  der  Staat  zur  Wahrung  seiner  eigenen  und  der 
von  ihm  mit  vertretenen  Interessen  Anderer  (der  Actionäre  —  des 
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Publikums)  in  die  Lage  komme,  diejenigen  Maassregeln  zu  er- 
greifen, welche  ihm  specielle  Gesetze  oder  Vertragsbestimmungen 
an  die  Hand  geben.  Für  die  Gesellschaften  aber  enthält  das  Auf- 
sichlsrecht  an  sich  nur  die  Pflicht,  den  Organen  des  Staats  fort- 
während vollständige  Kenntnissnahme  von  allen  Handlungen  der  Ver- 
waltung zu  gestatten. 

Die  obige  Zusammenstellung  enthält  nur  die  dem  Staate  den 
Eisenbahngesellschaften  gegenüber  schon  gesetzlich  zustehenden 
Rechte;  ausserdem  erleidet  aber  der  Grundsatz  der  freien  Verwal- 
tung meistens  durch  die  Statuten  noch  andere  weit  bedeutendere 
Beschränkungen.  Namentlich  wird  in  neuerer  Zeit  fast  jede  eini- 
germaassen  erhebliche  Einrichtung  der  Verwaltung  an  die  Zustim- 
mung des  Ministeriums  gebunden  (z.  B.  Fahrpläne  und  Tarife),  und 
der  directen  Vorschriften,  welche,  das  Ministerium  in  Beziehung  auf 
die  Verwaltung  geben  kann,  sind  so  viele,  dass  der  Grundsalz  der 
.freien  Verwaltung  fast  nur  noch  einen  theoretischen  Werth  behü- 
ten hat. 

'  *§•  147.   ^ 

Wir  kommen  nunmehr  zu  der  Frage,  welche  Zwangsmittel  den 
Staatsbehörden  zu  Gebote  stehen,  um  die  Befolgung  ihrer  Ver- 
fügungen gegen  die  Gesellschaften  durchzusetzen?  Nach  unserer 
Meinung  wird  das  Eisenbahnwesen  durch  das  Gesetz  vpm  3.  No- 
vember 1838,  als  durch  ein  Specialgesetz,  in  dieser-  Beziehung 
vollständig  und  erschöpfend  geregelt,  und.  es  kann  hiernach  voo 
keinem  weiteren  Zwange  die  Rede  sein,  als  von  demjenigen,  welcher 
durch  dieses  Gesetz  selbst  autorisirt  wird.  Nach  §.  47  desselben 
wird,  sobald  die  Gesellschaft  nicht  nur  eine  der  allgemeinen,  sondern 
auch  eine  der  besondern  (d.  h.  durch  das  Statut)  übernommenen 
Bedingungen  nicht  erfüllt,  und  eine  gestellte  3monatliche  Frist 
verstrichen  ist,  die  Concession  verwirkt,  und  ihr  Eigenthum  zwangs- 
weise versteigert.  Entspricht  also  eine  Verfügung  der  Behörden 
den  Bedingungen  des  Gesetzes  oder  der  Statuten,  so  genügt  wahr- 
lich der  §.  47  des  Eisenbahngesetzes  vollkommen,  um  ihre  Erfül- 
lung zu  sichern;  geht  die  Verfügung  aber  über  die  Grenzen  der 
den  Gesellschaften  auferlegten  Bedingungen  hinaus,  so  sind  diesel- 
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ben  vollkommen  in  ihrem  Rechte,  sich  auf  ihr  grundsätzlich  unbe- 
schränktes Verwaltungsrecht  zu  berufen  und  die  Erfüllung  zu 
verweigern.  Bedenkt  man,  welch'  eine  ungeheuere  Verantwortlich- 
keit auf  den  Directionen  haftet,  wenn  sie  durch  ihre  Renitenz 
die  zwangweise,  für  das  Vermögen  der  Aclionäre  verderbliche 
Versteigerung  der  Bahn  etc.  veranlassen,  so  kann  man  unmöglich 
annehmen,  dass  jedem  nur  einigermaassen  zu  rechtfertigenden  An- 
sinnen der  Staatsregierung  auf  die  Dauer  Widerstand  entgegenge- 
setzt werden  könnte. 

Allerdings  gewährt  der  §.  47  in  solchen  Fällen,  wo  Gefahr 
im  Verzuge  ist,  keinen  Schutz;  aber  der  Gesetzgeber  von  1833 
hat  nicht  daran  gedacht,  dass  ein  weiterer  Zwang  nölhig  sei,  sonst 
würde  er  denselben  wenigstens  erwähnt  haben,  und  der  Umstand, 
dass  dqr  Gesetzgeber  extreme  Fälle,  die  vielleicht  niemals  sich  er- 
eignen, übersehen  hat,  kann  nicht  zu  einer  Erweiterung  seiner  Be- 
stimmungen fähren.  Wo  die  öffentliche  Sicherheit  dringend  ein 
sofortiges  Einschreiten  verlangt,  z.  B.  wenn  eine  Gesellschaft  durch 
Nichtbeachtung  der  sicherheitspolizeilichen  Vorschriften  das  Leben 
der  Reisenden  gefährdete,  da  würde  am  Ende  die  polizeiliche  Auto- 
rität auch  in  der  Salus  publica  die  suprema  lex  finden  und 
zu  finden  berechtigt  sein«  Für  solche  Fälle  kann  überhaupt  kein 
Gesetz  gegeben  werden,  eben  so  wenig,  wie  sich  die  Befugnisse  der 
Behörden  bei  öffentlichen  Calamitäten,  z.  B.  Feuers-.,  Wassers-  oder 
Kriegsnoth,  gesetzlich  -  erschöpfend  bestimmen  lassen.  Aber  kein 
Gesetz  existirt,  welches  die  Behörden  des  Eisenbahnwesens  (Han- 
delsministerium und  Commissariat)  zu  einem  administrativen  Zwange 
gegen  eine  Eisenbahngesellschaft,  oder  gar  gegen  die  Personen 
ihrer  Directoren  berechtigte. 

$.  148. 

Nichts  desto  weniger  werden  ganz  andere  Zwangsrechte  gegen 
die  Eisenbahngesellschaften  in  Preussen  in  Anspruch  genommen, 
wie  dies  hervorgeht  aus  der 

V  erfügung  des  Ministeriums  fürH  an  del  etc.  an  das  Königl. 
Eisenbahn-Commissariat  zu  N.,  abschriftlich  zur  Kenntniss- 
nahme  an  sammtliche  Königl.  Regierungen  ......  die  Voll- 
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Streckung  von  Strafbefehlen  der  Eisenbahn- Commiesaritte 
gegen  die  Eisenbahngesellschaften  betreffend,  vom  8.  Octo- 
ber  1853  (Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1853  pag.  247  Nro.  206): 

Dem  Königl«  Eisenbahn-Commissariat  eröffne  ich  auf  den  Bericht  vom 
5.  vor.  Monats,  dass  die  Direction  der  N.  Eisenbahngesellschaft  zu  der  ver- 
weigerten Vorlage  von  Bauplänen  im  Wege  der  executio  ad  faciendnm 
durch  Androhung  und  event.  Festsetzung  von  Geldstrafen  T>i§  zum  Betrage 
von  100  Thlr.  gegen  jedes  einzelne  Qirectionsmitglied  anzuhalten  ist,  indem 
es  kein  Bedenken  leidet,  dass  die  Eisenbahn-Gommissariate  vermöge  des  itan 
zustehenden  Aufsichtsrechts  befugt  sind,  die  ihnen  nöthig  scheinende  Auskunft, 
solche  möge  mit  der  Vorlage  von  Schriftstucken  und  Plänen  verbunden  sein 
oder  nicht,  von  den  ihnen  untergebenen  Eisenbahngesellschaften  zu  erfordern, 
und,  sowohl  für  den  Fall  gänzlicher.  Weigerung,  als  auch  für  den  Fall  blos- 
ser Säumigkeit  in  Erfüllung  der  desfallsigen  Verbindlichkeit,  gegen  die  be- 
treffenden Gesellschafts-Organe,  in  Gemäsiheit  des  §.  20  des  Gesetzes  aber 
die  Polizei-Verwaltung  vom  11.  März  1850  und  des,§*  48  Nro.  2  der  Beilage 
zu  der  Instruction  für  die  Regierungen  vom  17.  October  1817  durch  den 
Erlass  von  Strafbefehlen  bis  zur  Summe  von  100  Thlr.,  deren  Wiederholung 
event.  vorbehalten  bleibt,  vorzugehen. 

Was  jedoch  die  Vollstreckung  derartiger  Geldstrafen  betrifft,  so  nrass 
dieselbe,  da  den  Eisenbahn-Commissariaten  hierzu  keine  Organe  zur  Verfftgang 
stehen,  durch  Requisition  der  Königlichen  Regierungen,  beziehungsweise  in 
Berlin  des  Eönigl.  Polizei-Präsidiums  bewirkt  werden.     _ 

Das  Königl.  Commissariat  hat  hiernach  zu  verfahren,  und  über  den  Er- 
folg der   in   vorliegendem   Falle  ergriffenen  Maassnahmen demnächst 

Anzeige  zu  machen. 

§.  149. 

Welche  Bedeutung  das  dem  Eisenbahn-Commissariate  bezie- 
hungsweise dem  Handelsministerium  vindicirte  Recht  habe,  wird 
durch  die  Mittheilung  einiger  praktischen  Fälle  anschaulich. 

Das  Handelsministerium  verlangte  von  einer  in  der  Rheinpro- 
vinz domicilirten  Eisenbahngesellschaft  die  Einrichtung  eines  ge- 
wissen Zuges  und  drohte  für  den  Fall  der  Nichtbefolgung  jeden 
einzelnen  Mitgliede  der  Direction  eine  Geldstrafe  von  100  Thlr. 
für  jeden  ausfallenden  Zug  an.  Auf  Veranlassung  des  Ministeriums 
beauftragte  die  betreffende  Bezirksregierung  die  Steuercasse,  wegen 
zweier  ausgefallenen  Züge  von  jedem  einzelnen  Mitgliede  eine 
Geldstrafe  von  200  Thalern  einzutreiben.  Die  Steuercasse  erliatf 
einen  Zahlungsbefehl  etc.;  hiergegen  legten   die   Directoren  Ein- 
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sprach  an  das  Gericht  ein,  mit  welchem  sie  die  Aufhebung  des 
Zahlungsbefehls  etc.  verlangten,  indem  sie  die  Befugniss  zum 
Erlass  eines  Strafbefehls  bestritten.  Es  wurde  jedoch  Seitens  der 
Behörde  der  Competenzconflict  erhoben  und  derselbe  durch  ein 
Erkenntniss  des  »Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Cojnpetenz- 
conflicte*  vom  22.  Mai  1852  (cfr.  Justiz-Ministerialblatt  1852  pag. 
243  Nro.  69)  für  begründet  erklärt  —  im  Wesentlichen  aus  fol- 
genden Gründen: 

»Dem  Staat  stehe  das  Recht  der  Aufsicht  über  sämmtliche 
Eisenbahnen  zu.  Er  übe  dasselbe  durch  das  Handelsministerium 
aus.  Insbesondere  sei  jede  Eisenbahngesellschaft  verpflichtet,  ihren 
Betrieb,  so  weit  die  Natur  desselben  es  gestatte,  in  die  notwen- 
dige Uebereinsthnmung  mit  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltnng 
zu  bringen  (§.  46.  36  des  Eisenbahngesetzes).  In  Beziehung 
auf  die  N.N.  Eisenbahn  sei  in  den  Statuten  dem  Ministerium  noch 
besonders  und  ausdrücklich  die  Genehmigung  und,  damit  das  not- 
wendige Ineinandergreifen  mit  den  Fahrten  auf  andern  Bahnen  ge- 
sichert werde  —  auch  die  Abänderung  der  Fahrpläne  vorbehalten. 
Das  Ministerium  sei  hiernach  befugt  gewesen,  die  Abänderung  des 
Fahrplanes  vorzuschreiben  und  die  Befolgung  seiner  Verfügung  durch 
eine  Strafandrohung  zu  erwirken.  Es  bleibe  dem  Ermessen  der 
Aufsichtsbehörde  überlassen,  sowohl  gegen  die  Direction  als  Ver- 
treterin der  Gesellschaft,  als  gegen  die  Personen  der  einzelnen  Mit- 
glieder der  Direction  mit  Strafmaassregeln  einzuschreiten 

Aus  der  Gesetzlichkeit  der  von  der  Aufsichtsbehörde  erlassenen 
Strafverfiigtmgen  folge  ferner  das  Recht,  diese  zu  vollstrecken. 
Die  Höhe  der  Strafe  überschreite  das  gesetzliche  Maass  nicht.* 

In  verstehender  Begründung  finden  wir  Manches,  was  wir 
Ar  nicht  zur  Sache  gehörig  erachten,  und  vermissen  dagegen  we- 
sentliche Momente.  Ob  das  Ministerium  beftigt  War,  die  Abänderung 
des  Fahrplans  zu  verfügen,  oder  nicht,  ist  bei  der  Beurtheilung  der 
Competenz,  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Rechtsweg 
gegen  eine  administrative  Strafandrohung  des  Ministeriums  zulässig 
sä  —  völlig  gleichgültig.  Daraus,  dass  das  Ministerium  die  Be- 
fagnias  hat,  die  Abänderung  des  Fahrplans  zu  verlangen,  folgt 
*och  keineswegs  von   selbst   das   Recht,  im  Falle    der  Renitenz 
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Strafen  zw  verhängen,  und  dies  um  so  weniger  dann,  wenn  die  er- 
wähnte Befugniss  ihm  nur  durch  die  Statuten,  also  durch  vertrags- 
mässige  oder  wenigstens  vertragsähnliche  Bestimmungen  gegeben 
wird. 

Es  waren  vielmehr  folgende  Fragen  zu  beantworten:  1)  Hit 
ein  Ministerium  überhaupt  das  Recht,  auf  dem  Wege  der  execu- 
tio  ad  faciendumdie  Befolgung  seiner  Verfugungen  durch  adra- 
nistrative  Strafandrohung  zu  erzwingen  ?  2)  Wird  dem  Handelf- 
ministerium dieses  Recht  durch  irgend  ein  Gesetz  gerade  den 
Eisenbahngesellschaften  gegenüber  gegeben?  3)  Ist  im  Falle  der 
Verneinung  der  beiden  ersten  Fragen,  dem  hiernach  mit  Unrecht 
in  Strafe  Genommenen  der  Recors  an  die  Gerichte  verstattet? 
Wären  aber  alle  drei  Fragen  im  Sinne  o>s  Ministeriums  entschieden 
worden,  dann  würde  noch  die  vierte  (gar  nicht  zur  Erörterung 
gekommene)  Frage  haben  beantworten  werden  müssen,  ob  nämlich 
der  administrative  Zwang,  die  executio ad  faciendum  gegen 
die  Corporation  selbst,  oder  gegen  die  Personen  der  Vorstandsmit- 
glieder persönlich  zu  richten  sei?  Der  Gerichtshof  zur  Ent- 
scheidung der  Coinpetenzconflicte  bat  ohne  die  Angabe  eines 
Grundes  angenommen,  es  stehe  in  dem  Belieben  des  Ministeriums, 
ob  es  gegen  die  Corporation,  oder  gegen  die  Personen  der  Vor- 
steher einschreiten  wolle.  Bs  würde  interessant  gewesen  sein, 
zu  erfahren,  welche  juristische^  Gründe  zur  Motivirung  dieser 
Ansicht  beizubringen  sind.       • 

fr  150.  :. 

Ein  zweiter  Fall  ist  noch  prägnanter.  Auf  Grund  des  Rescripts 
vom  11.  Januar  1851,  welches  wir  aus  den  &  117  dieses  Baches 
entwickelten  Gründen  für  unverbindlich  halten,  wurde  von  einer 
Eisenbahngesellschaft  verlangt,  sie  solle  bis  zum  15.  eines  jeden 
Monats  die  Einnahme-Nachweisung  des  vorhergehenden  Ifonits 
nach  tabellarischen:  Rubriken,  wenn  auch  nur  in  approximativ  rich- 
tigen Zahlen,  einreichen.  Die  Direction  der  Gesellschaft  erklärte,  es 
sei  ihr  bei  dem  besten  Willen  unmöglich,  früher  als  am  25* 
eines  jeden  Monats  auch  nur  approximativ  richtige  Resultate  zu  ge- 
winnen. Hierauf  drohte  das  Eisenbahn-Commissariat  im  Anfinge 
des  Handelsministeriums  gegen  jedes  Mitglied  der  Direction,  welches 
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nicht  genügend  nachweise,  das*  es  ap  der  Versäumniss  nicht 
Schuld  habe,  eine  auf  50  Thaler  zu  norroirende  und  dem- 
nächst auf  100  Thaler  zu  steigernde  Geldstrafe  für  jeden  Ver- 
spätungsfall an,  und  sprach  sodann  durch  ein  am  17.  December  1855 
an  einzelne  Mitglieder  der  Direction  persönlich  gerichtetes  Schreiben 
gegen  dieselbe  solche  Geldstrafen  —  weil  bis  dahin  die  Nachwei- 
sung der  Monats-Einnahme  pro  November  nicht  eingereicht  worden 
—  aus.  Gegen  einen  von  der  Sieuercasse  erlassenen  Zahlungsbe- 
fehl mit  Pfändung  wurde  von  den  betroffenen  Darections-Mitgliedern 
an  das  Gericht  Einspruch  erhoben,  indessen  das  gerichtliche  Ver- 
fahren durch  einen  von  dem  Eisenbahn-Commissariat  erhobenen 
Compelenzconflict  einstweilen  sistirt. 

Dem  Beschlüsse,  durch  welche  der  Competenzoo&fliöt   erhoben 
wurde,  ist  im  Wesentlichen  folgende  Argumentation  zu  Grunde  gefegt: 
Der  H  an  de  lsm  in  ist  er  habe  verfügt,  da*£  die  Nach- 
weisen der  Einnahmen  schon  am  15.  jedes  Monats  erfolgen 


der  Handelsminister  habe  verfügt,  dass  bei  Nicht- 
befotgung  gegen  die  Mitglieder  der  Direction  mit  Feststel- 
lung und  Einziehung  der  vorher  anzudrohenden  Geldstrafen 
vorzugehen  sei;  das  Gommiss^riat  habe  hiernach  gehan- 
delt, aufgefordert,  gedroht,  gestraft; 

.  auf  die  Weisung  der  dazu  requirirten  Regierung  habe 
die  Steuercasse  exequirt; 

es  bandele  sich. also  um  eine  im  Wege  der  administra- 
tiven executiö  ad  faciend um  angedrohte  und  festge- 
setzte Strafe;  , 

.  die  Befugniss  hierzu  liege  im  $.  46  des  Eisenbahnge- 
setzes, das  dem  Staate  das  Auf  sich  ts  recht  Aber  alle 
Eisenbahn-Unternehmungen  gebe; 

dieses  Aufsichtsrecht  werde  vom  Staate  durch  das  Mi- 
nisterium für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  aus- 


dieses  Aufsichtsrecht  schliesse  für  das  Ministerium  die 
Befugniss  in  sich,  alle  statistischen  Nachrichten  von  den  Eisen- 
bahngesellscbaften   zu   fordern,  welche  es  für   erforderlich 
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hake,  und  dieselben  zur  gefolgung  der  ertheilten  Vorschrif- 
ten anzuhalten; 

die  N.N.  Eisenbahngesellschaft  werde  durch  ihre  Direc- 
tion  vertreten,  die  Directionsmitglieder  seien  also  diejenigen, 
welche  den  gesetzlichen  Anordnungen  der  Aufsichtsbehörde 
entsprechen  können  und  müssen; 

die  administrative  Geldstrafe  als    ExecutionsmiUel    er- 
strecke  sich  in  der  Rheinprovinz  nach  $.  18  Nro.  2  des 
Ressort-Reglements  vom  20,  Jali  1618  bis  zu  100  Thaler; 
der  $.  19  des  Ressort-Reglements  schliesse  in  den  Fällen, 
wo  die  Regierungen  und  mithin  die  ihnen   vorgesetzten 
Ministerien  das  Entscheidungsrecht  oder  die  Execution  ha- 
ben, den  Rechtsweg  aus. 
Aus   allem   diesen  wird  gefolgert,  dass   die  Executionsslrafe, 
welche  auf  Anordnung  des  Ministers  zur  Durchführung  einer  von 
ihm    innerhalb  seiner  Befugnisse    erlassenen    Bestimmung 
durch  das  Königl.  Bisenbahn-Commissariat  verhängt  worden,   nicht 
Gegenstand  einer  gerichtlichen  Erörterung  sein  könne. 

Der  „Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competenzconfiicte* 
hat  durch  sein  Erkenntniss  vom  3*  Januar  1857  den  Rechtsweg 
för  unzulässig  erklärt,  im  Wesentlichen  aus  folgenden  Motiven  : 

„ -Unbedenklich  ist  in  dem  Aufeichtsrechte  des  Staates 

„über  die  Eisenbahngesetze  die  Befugniss  enthalten ,  von  der  ge- 
rammten Geschäftsverwaltung  derselbe^ ,  insbesondere  auch  von 
„ihren  Betriebseinnahmen  sich  Kenntoiss  zu  verschaffen,  was,  nach 
»der  Natur  der  Sache,  nicht  anders  als  durch  Einforderung  derje- 
nigen Nachrichten,  welche  die  Aufsichtsbehörde  zu  ihrer  Informa- 
tion für  nöthig  hält,  von  den  Eisenbahndirectionen  ausführbar  ist 
„Wenn  aber  der  Aufsichtsbehörde  die  Befugniss  zur  Einforderung 
„solcher  Nachrichten  nicht  bestritten  werden  kann ,  so  läjtst  sich 
„auch  ihre  Berechtigung,  den  Zettpunkt  fiir  die  Lieferung  dieser 
„Nachrichten  zu  bestimmen,  an  und  fiir  sich  nicht  in  Abrede  stel- 
lten, und  es  kann  daher  über  die  Frage,  ob  sie  ihre  Befugniss  in 
„einem  einzelnen  Falle  nicht  mit  der  gebührenden  Rücksicht  aus- 
geübt hat,  nur  im  Verwaltungswege  entschieden  werden.  Es  folgt 
„dies  aus  der  Bestimmung  im  §.  19  des  Rhein.  Ressortreglements, 
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„wonach  in  Fällen,  worin  den  Regierungen  d*s  EnUeheidungirecht 
»oder  die  Execution  vorbehalten  ist,  dem  durch  ihre  Verfügungen 
„oder  durch  das  hierbei  beobachtete  Verfahren  angeblich  beschwer- 
ten Theile  der  Recurs  an  die  Gerichte  ausdrücklich  versagt  ist. 
„Was  dieser  Bestimmung  zufolge  von  den  Regierungen  gilt ,  das 
„muss  unbedenklich  auch  von  denjenigen  Verwaltungsbehörden  gel- 
lten, auf  welche  bei  der  weiteren  Entwicketung  der  Verwaltungs- 
„Organisation  einzelne  Functionen  der  Regierungen  übergegangen 
»sind,  also  namentlich  von  den  Eisenbahn-Commissariaten ,  welche 
„nach  £.  46  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838  das  den  Regie- 
rungen der  Regel  nach  zustehende  Aufsichtsrecht  über  Corporatio- 
„nen  und  Gesellschaften  gegenüber  den  Eisenbahngesellschaften  aus- 
zuüben haben.  Dass  die  Verwaltungsbehörden  innerhalb  des  Be- 
reichs ihrer  Competenz  auch  das  Recht  haben,  ihren  Verfügungen 
»durch  gesetzliche  Zwangs-  und  Strafmittel  Nachdruck  zu  geben, 
„wird  von  den  Opponenten  selbst  ausdrücklich  anerkannt.  Von  die- 
sem Executionsrechte  ist  im  vorliegenden  Falle  innerhalb  der  im 
,$.  18  Nro.  2  des  Rhein.  Ressortreglements  vorgeschriebenen  Gren- 
,ien  Gebrauch  gemacht  worden.  Der  von  den  Opponenten  dagegen 
„beschriUene  Rechtsweg  ist  demnach  uniuUtoi&.*     - 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen ,  dase  vorstehende  Aiistthraag 
die  thatsächliche  Situation  der  Prirat-Eisenbehngeselbchaft  in  das 
Miste  Licht  setz«. 

$.  15». 

Die  Gesetzesstellen,  welche  das  im  $.  148  abgedruckte  Re- 
scripr  in  Bezug  nimmt,  sind  folgende: 

§.  20  des  Gesetzes  vom  11.  März  1850. 

Die  den  Polizeibehörden  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zustehende  Exe* 
ention  s  geaalt  wird  dnrcb  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  berührt. 

Jede  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  ihre  polizeilichen  Verfügungen  durch 
Anwendung  der  gesetzlichen  Zwangsmittel  durchzusetzen. 

Wer  es  unterl&sst,  dasjenige  zu  thun,  was  ihm  von  der  Polizeibehörde  in 
Ausübung  dieser  Befugniss  geboten  worden  ist,  hat  zu  gewärtigen,  dass  es  auf 
•eine  Rosten  zur  Ausführung  gebracht  werde,  vorbehaltlich  der  etwa  verwirkten 
Strafe  und  der  Verpflichtung  zum  Schadensersätze. 

Der  &  48  Nro.  2  der  Verordnung  vom  26.  Deoemher  1808 
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(als  Beilage  zu  der  Instruction  für  die  Regierungen  vom  23.  Oe- 
tober  1817  abgedrückt)  lautet: 

Strafbefehle  können  die  Regierungen,  im  Wege  des  executivischen  Ver- 
fahrens bis  zur  Summe  von  100  Thalern  oder  vierwöchentlichem  Gefangni« 
erlassen  und  vollstrecken. 

Letzteres  Gesetz  gilt  zjvar  für  die  Rheinprovinz  nichts  indes- 
sen enthält  $.  18  Nro«  2  des  dort  geltenden  Ressort-ReglemeoJs 
vom  20.  Juli  1818  eine  wörtlich •.  gleichlautende  Bestimmung ,  so 
dass  also /die  hier  zur  Sprache  kommenden  Verhältnisse  in  der  gan- 
zen Monarchie  dieselben  sind.  .  Betrachtet  man  die  vorstehenden  Ge- 
setzesstellen für  sich  allein,  so  würde  aus  denselben  allerdings  der 
Schluss  zu  ziehen  sein,  dass  den  Bezirksregierungen  die  Befugniss 
zustehe,  die  Befolgung  aller  ihrer  polizeilichen  Verfügungen  (auch 
der  bloss  für  einen  einzelnen  Fall  an  eine  einzelne  Person  gerich- 
teten) auf  dem  Wege  der  executio  ad  facienda  m  durch  Straf- 
befehle bis  zu  100  Thlr.  oder  Gefangniss  bis  zu  4  Wochen  zu  er- 
zwingen. 

Wir  gl&uben  zwar  ,  dass  nach  der  Intention  der  Verfügung 
vom  26.  December  1908  and  des  ihr  entsprechenden  Bessort-Re- 
gtanents  ftr  die  Rheinprovinz  die  Steife,  in  ihrem  Zusammenhange 
aafgefasst,  nur  auf  (fie  in  dem  Vorhergehenden  §.  42  der  Verffl- 
gung  vom  26.  December  1808,  beziehungsweise  in  dem  $.  16  des 
Rheinischen  Ressort-Reglements  angegebenen  einzelnen  Fälle  bezo- 
gen werden  darf;  auch  vermögen  wir  ein  derartiges  Recht,  nicht 
mit  dem  Geiste  der  Pröussischen  Verfassung  in  Einklang  zu  brin- 
gen.*— nichts  desto  weniger  wird  die  erwähnte  Befugniss  von  den 
entscheidenden  Administrativbehörden  in  Preussen  fortwährend  als 
anwendbar  betrachtet,  und  da  nach  allen  bisherigen  Erkenntnissen 
des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Competenz-Conflicte  nicht 
zu  erwarten  steht,  dass  jemals  die  Gerichte  über  die  Frage  zu  er- 
kennen haben  werden ,  so  muss  man  den  Grundsatz ,  so  ansifeig 
er  auch  ist,  hinnehmen  und  von  -der  vergeblichen  Bemühung,  etwas 
Anderes  zu  deduciren,  absehen.  Dies  ist  um  so  mehr  zu  bedauern, 
als  selbst  in  der  Erwägung,"  dass  von  den  gegenwärtigen  Prensri- 
schen  Behörden   nur  billige  Verfügungen  zu  erwarten  seien ,  nur 
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ein  ungenügender  Trost  gefunden  werden  könnte,  weil  dann  die  blosse 
Billigkeit  das  peinliche  Gefühl  der  Rechtsunsicherheit  bestehen  lässt. 
Also  mit  Widerstreben  nur  nehmen  wir  den  Satz  hin,  dass  die 
Preußischen  Bezirksregierungen  zur  Vollstreckung  polizeilicher 
Verfügungen  Strafbefehle  bis  zu  100  TW r.  und  Gefängniss  bis 
zu  4  Wochen  erlassen  können.    Auch  schliesst  man  den   Recurs 
an  die  Gerichte  aus.  Zwar  verfügt  der  (ohne  alle  Discussion  in  den 
Kammern  angenommene)  Art.  136  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1852: 
9In  soweit  nach  den  bisherigen  Gesetzen  ein  administratives 
„Strafverfehren  zulässig  ist  behält  es  dabei  sein  Bewenden. 
„Jedoch  soH  in  allen. Fällen  den  Angeschuldigten  das  Recht 
„zustehen,  auf  rechtliches  Gehör  anzutragen  ;a 
aber  man  sagt  einfach : v  „es  handelt  sich  hier  gar  nicht  von  einer 
Strafe;  die  Strafbefehle,  von  welcher  die  Verfügung  aus  dem' Jahre 
1808  redet,  stellen  keine  Strafe,   sondern  nur  etne  executio  ad 
faciendum  dar*.    Leider  scheint  es  ,   dass  in  der  Kämmet  Nie- 
mand  an    diese  so   geartete  executio  ad  faciendum  gedacht 
hat;  sonst  würde  der  Art.  136,  der  nach  einer  subtilen  Interpreta- 
tion  allerdings  die   Strafbefehle  von   1808  bestehen   lassen  mag, 
schwerlich  ohne  Disoussion  durchgegangen  sein. 

Möge  dem  sein,  wie  ihm  wolle,  so  scheint  der  Schluss,  nach 
welchem  anch  die  Bisenbahn-Commissariate  gerade  diese  execu- 
tio ad  faciendum  haben  müssen,  weil  sie  den  Bezirksregierun- 
gen  zusteht,  doch  gar  zu  exorbitant  zu  sein.  Die  Bezirksregierun- 
geu  haben  mit  Ausnahme  weniger,  hier  nicht  in  Betracht  kommen- 
der Punkte  mit  dem  Eisenbahnwesen  gar  nichts  zu  schaffen  ,  und 
wie  kann  man  sagen.,  dass  das  Gesetz  von  1808  über  das  Verhält- 
nis* der  Staatsbehörden  zu  Eisenbahngesellschaften  indirect  mit 
(Üsponfrt  habe,  während  man  damals  von  Eisenbahnen  noch  nichts 
wussle?  Offenbar  kann  doch  der  Gesetzgeber  von  1808  nur  den 
Wirkungskreis  der  Regierungen  und  mindestens  doch  nur  analoge 
Verhältnisse  im  Auge  gehabt  haben,  und  will  man  gerade  den  Ei- 
senbahn-Commissariaten  die  Befogniss  der  Regierungen  verleihen, 
so  muss  man  sie  auch  jeder  andern  und  mindestens  jeder  Provin- 
zialbehörde  zugestehen,  und  es  wird  dadurch  der  Zustand  herbei- 
geführt,  dass  jeder  Privatmann  so  viele  Vorgesetzte  hat,  wie  es 
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Provinzialbehörden  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung  gibt  Der  er- 
wähnte ScMuss  erscheint  aber  um  so  weniger  gerechtfertigt  zu 
sein,  als  wir  ja  ein  in  den  Grundsätzen  völlig  erschöpfendes  Eisen- 
bahngesetz,  also  ein  Specialgesetz  haben ,  welches  nur  den  in  sei- 
nem g.  47  angegebenen ,  auch  vollständig  genügenden  Zwang  au- 
torisirt. 

Setzt  man  sich  auch  hierüber  hinweg,  so  kann  doch  unmög- 
lich der  den  Commissariaten  zugestandene  Zwang  weiter  greifen, 
als  er  den  Regierungen  selbst  zugestanden  wird«  d.  h.  er  darf  nur 
zur  Vollstreckung  polizeilicher  Verfügungen  angewendet 
werden.  Zwar  hängt  die  Ausdehnung  des  unbestimmten  Begriffs 
„polizeiliche  Verfügung"  gänzlich  von  der  individuellen  Ansicht  ab: 
so  z.  B.  glauben  wir,  dass  das  Aufsichtsrecht,  welches  seiner 
sprachlichen  Bedeutung  nach  nur  ein  Inspectiohsrecht  darstellt,  kei- 
neswegs an  sich  eine  polizeiliche  Seite  hat,  Andere  dagegen  cfcarak* 
terisiren  das  Recht  als  ein  aufsichtspolizeiliches;  ferner  se- 
hen wir  nicht  ein,  was  die  nach  $.  36  Nror  1  des  Eisenbahnge* 
selzes  der  Staatsregierung  zustehende  Einwirkung  auf  den  Fahrplan 
mit  der  Landespolizei  oder  Oberhaupt  mit  irgend  einer  poli- 
zeilichen Rücksicht  zu  schaffen  hat;  Andere  dagegen  fassen  die 
betreffende  Gesetzesstelle  als  enge  mit  der  I+audespolizei  zusammen- 
hängend auf.  Für  uns  ist  die  Polizei  überhaupt  ein  Institut,  das 
zwar  zum  allgemeinen  Besten  äusserst  segensreich,  aber  dann  an 
segensreichsten  wirkt,  wenn  es  .sich  in  ganz  bestimmten,  enge  be- 
grenzten und  genau  erkennbaren  Sphären  bewegt;  Andern  dagegen 
ist  die  Staatspolizei  gewissermaassen  die  zweite  Vorsehung  auf  Er- 
den,  welche  überall  rathend  und  helfend  eintreten,  und  deren  Ac- 
tion  sich  überall  hin  erstrecken  muss.  Wir  wollen  uns  daher  dar- 
auf beschränken,  diejenigen  Rechte  der  Staatsregierung  den  Jüseobalui- 
gesellschaflen  gegenüber  hervorzuheben,  die  unzweifelhaft  gar  keine 
polizeiliche  Seite  darbieten;  es  $ind  dies  nämlich  alle  diejenigen  Reckte 
und  Einwirkungen,  welche  der  Staatsregierung  durch  ein  Gesell- 
schaftsstatut über  das  Gesetz  hinaus  eingeräumt  werden.  Das  Statut 
hat ,  trotzdem ,  dass  es  in  der  Gesetzsammlung  abgedruckt  wird, 
nach  einer  übereinstimmenden  Jurisprudenz  und  nach  einer  nicht 
mit   Grund   anzufechtenden  Doctrin   die  Bedeutung  eines  Gesell- 
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sehaftsvertrages  und  nicht  eines  Gesetzes;  die  dem  Staate  eingeräum- 
ten Rechte  erscheinen  als  Concessionsbedingüngen  und  können  deshalb 
in  keiner  Weise  zu  „polizeilichen  Verfügungen44  Veranlassung  geben. 
Würden  aber  zur  Durchsetzung  solcher  aus  dem  Gesellschafts- 
statut gerechtfertigten  Verfügungen ,  die  nach  dem  Obigen  keinen 
polizeilichen  Charakter  tragen,  die  administrativen  Geld-  und  Ge- 
fifignissstrafen  angewendet,  so  könnte  gegen  die  Zulässigkeit  des 
Recurses  an  die  Gerichte  schwerlich  mit  Grund  etwas  eingewendet 
werden,  indem  das  oft  angerufene  Gesetz  vom  11.  Mai  1842  den 
Rechtsweg  nur  in  Beziehung  auf  „polizeiliche  Verfügungen*  in  solcher 
Weise  pfäcludirt,  dass  allerdings  wenig  Raum  für  denselben  übrig 
bleibt.  Indessen  würde  einer  auf  den  Rechtsweg  recurrirenden  Ei- 
senfoahngeselischaft  auch  hier  der  Einwand  gemacht  werden:  die 
Administration  sei  von  der  Justiz  unabhängig;  nur  der  ersteren 
stehe  daher  die  Cognition  darüber  zu,  ob  eine  betreffende  Verfü- 
gung als  polizeiliche  oder  aufsichtspolizeiliche  zu  Rechte  bestehe 
oder  nicht  —  wie  dies  in  den  im  J.  150  referirten  Falle ,  wo  es 
ach  von  einer  unzweifelhaft  „nicht  polizeilichen  Verfügung*  han- 
delte, mich  wirklieh  geschehen  ist.  Es  würde  also  factisch  auch 
hier  der  Recurs  an  das  Handelsministerium  als  ultimum  reme- 
dium  übrig  bleiben. % 

$.     152. 

Wollte  man  aber  auch  die  Unterscheidung  zwischen  polizeili- 
chen und  nicht  polizeilichen  Verfugungen  gänzlich  beseitigen  und 
für  die  Verfügungen  ohne  Unterschied  der  Eisenbahn-Commissa- 
riate  (respective  des  Handelsministeriums)  die  hier  besprochenen 
administrativen  Strafen  als  Zwangsmittel  statuiren,  wollte  man  auch 
hierdurch  die  Selbstständigkeit  der  Verwaltung  der  Gesellschaften 
gänzlich  in  das  Belieben  des  Ministeriums  stellen,  so  möchten  wir 
doch  immer  fragen,  durch  welches  Gesetz  denn  die  Anwendung 
solcher  Zwangsmittel  gegen  die  Personen  der  Gesellschaftsvor- 
steher gerechtfertigt  werde?  Durch  den  blossen  nackt  hingestellten 
Satz :  „es  bleibe  dem  Ermessen  der  Aufsichtsbehörde  überlassen, 
sowohl  gegen  die  Direction,  als  Vertreterin  der  Gesellschaft,  als 
gegen    die   Personen   der   einzelnen  Hitglieder  der   Direction  mit 
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Strafmaassregeln  vorzu  seh  reiten«,  ist  nichts  entschieden,  da  die  ge- 
sunde Vernunft,  verbunden  mit  positiven  Gesetzen*  diese  Behaup- 
tung verwerfen  muss. 

Die  Vorsieher  einer  Gesellschaft  haben,  in  so  weit  als  sie  de- 
ren Geschäfte  ausfahren,  gar  keine  juristische  Persönlichkeit;  die 
handelnde  oder  nicht  handelnde  Person  ist  nur  die  Gesellschaft,  und 
ist  es  zulässig,  durch  administrative  Strafbefehle  einen  Zwang  zur 
Vornahme  einer  bestimmten  Handlung  auszuüben,  so  kann  doch  nur 
diejenige.  Person  gezwungen  werden,  welche  die  Handlung  vorneh- 
men soll,  also  die  Gesellschaft  selbst.  Wäre  es  erlaubt)  die  Vor- 
steher in  ihren  gar  nicht  in  Betracht  kommenden  Privatpersonen 
zu  zwingen,  so  würde  es  auch  erlaubt  sein,  Jemanden  durch  ad- 
ministrative Einkerkerung  eines  Freundes  zur  Vornahme  einer  Hand- 
lung zu  nöthigen. 

Mit  unserer  Auffassung  steht  auch  der  klare  Text  der  Gesetze 
im  Einklänge;  man  vergleiche  nur  die  $$.  19  —  21  des  (Aclien-) 
Gesetzes  vom  9.  November  1843,  von  denen  der  &  20  mit  dörren 
Worten  sagt,  dass  die  Vorsteher  aus  den  von  itaea  Namens  der 
Gesellschaft  geführten  Geschäften  einem  Dritten  nur  in  weniges, 
ganz  genau  bestimmten  Fällen  verpflichtet  werden.  Dass  die  Vor- 
steher einer  Actiengesellschaft  aus  ihrer  Geschäftsführung  (abge- 
sehen vpn  ihrer  Verantwortlichkeit  aus  dem  Handatsverhältniss  dem 
Auftraggeber  gegenüber)  persönlich  nicht  verpflichtet  werden, 
ist  ein  Grundsatz  aller  Gesetzgebungen  (cfr.  Art/  32  des  Rhei- 
nischen Handelsgesetzbuches).  Freilich  ist  es  anerkannten  Rechte, 
dass  ein  Corporationsvorsteher  seine  unter  das  Strafgesetzbuch  fal- 
lenden Handlungen  (seien  es  auch  nur  Gontraventionen)  nicht  mit 
der  Einrede,  er  habe  Namens  der  Corporation  gebandelt,  straflos 
stellen  kann.  Dies  beruht  aber  lediglich  auf  dem  Princip,  nach  wel- 
chem eine  Corporation  ,  als  juristische  Person,  kein  Delict  begehen 
kann,  und  ist  für  unsere  Frage  ohne  alle  Bedeutung,  weil  man  sich 
bei  Bf lass  der  administrativen.  Slrafbefehle  gegen  die  Personen  der 
Vorsteher  ja  gerade  darauf  berufe«  muss,  dass  es  sich  nicht  von 
einer  Strafe,  sondern  nur  von  einer  executio  ad  facienda© 
handele. 

Ergreifen  die  betroffenen  Vorsteher  den  Recurs  an  die  Gerichte, 
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90  treten  sie  mit  der  Behaupttrag  auf)  dass  ihre  Personen  in  Ge~ 
massheit  der  angefahrten  besondern  gesetzlichen  Vorschriften 
von  der  in  Frage  stehenden  administrativen  Verfügung  befreit  seien; 
der  Rechtsweg  mnss  ihnen  daher  nach  $•  2  des  Gesetzes  vom  11. 
Mai  1642  zugelassen  werden. 

Wollte  man  einwenden,  durch  die  Exemtion  der  Personen  der 
Vorsteher  werde  der  administrative  Zwang  illusorisch  werden,  so 
würde  dies  eines  Theils  gegen  den  positiven  Text  der  Gesetze  kein 
gültiger  Grund,  andern  Theils  aber  auch  unrichtig  sein,  da  immer- 
hin die  Strafbefehle  gegen  die  Gesellschaft  selbst  als  ein 
höchst  wirksames  Executionsmittel  betrachtet  werden  müssen;  auch 
stände  die  Exemtion  der  Personen  der  Direotoren  an  sich  der  An- 
wendung des  £.  30,  alinea  3  des  Gesetzes  vom  11.  März  1850 
nicht  entgegen ,  wonach  polizeiliche  Verfügungen  auf  Kosten  des 
Renitenten  zur  Ausführung  gebracht  werden  können. 

Will  man  also  nicht  der  Ansicht  beitreten,  nach  welcher 
über  den  §.  47  des  Eisenbahngesetzes  hinaus  kein  gesetzlich  zu- 
lässiges administratives  Zwangsmittel  besteht , N  so  muss  man  doch 
wenigstens  zugeben,  dass  bei  der  einmal  ausgesprochenen  Beseiti- 
gung dieser  Ansicht  genug  andere  gesetzliche  Zwangsmittel  übrig 
bleiben,  um  den  in  den  Gesetzen  nicht  begründeten  Zwang  gegen 
die  Personen  der  Vorsteher  entbehrlich  erscheinen  zu  lassen. 

Es  ist  jedoch  kaum  zu  erwarten,  dass  die  administrative  Ein- 
wirkung und  der  administrative  Zwang  in  Preussen  bald  auf  das 
zulässige  Haass  zurückgeführt  werden;  wird  aber  das  in  dem 
Rescript  vom  8.  Oclober  1853  niedergelegte  System  auf  die  Dauer 
und  bis  in  seine  Consequenzen  hinein  befolgt,  so  werden  die  selbst- 
ständigen Verwaltungen  der  Eisenbahngesellschaften,  welche  schon  jetzt 
in  vielen  Fällen  beseitigt  worden  sind,  sich  nicht  halten  können,  und  so 
liegt  vielleicht  der  Zeitpunkt  nicht  fern,  wo  in  Preussen  der  Staat  die 
ganze  Verwaltung  des  Eisenbahnwesens  in  seiner  Hand  concentriren  wird. 

Ein  solches  Ergebniss  würde  nach  unserer  Meinung  auch  vom 
national-ökonomischen  Standpunkte  sehr  zu  bedauern  sein;  denn  so 
trefflich  der  Staat  auch  baut,  weil  er  das  Material  dazu  im  Grossen 
bereit  hat,  so  kann  man  doch  kaum  daran  zweifeln,  dass  die  Pri- 
vat-Industrie  ihm  in  der  Exploitation  in  der  Erzielung  financielier 
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Resultate  unendlich  überlegen  ist.  Dass  aber  das  Publikum  bei  der 
allgemeinen  Verwaltung  des  Eisenbahnwesens  durch  den  Staat,  ei- 
nen Vortheil  in  den  Transpartpreisen  erkalten  würde,  glauben  wir 
keineswegs,  weil  im  Allgemeinen  Privatgesellschaften  weit  mehr  ab 
der  Staat  in  der  Lage  sein  möchten,  durch  billige  Preise  die  Fre- 
quenz zu  vermehren,  und  weil  bei  steigenden  Verkehrsverhai  taissen 
bald  die  Concurrenz  der  verschiedenen  Eisenbahnen  und  sonstigen 
Transportgelegenheiten  diese  Preise  auf  ihr  zulässiges  Maass  zu- 
rückführen würde.  Wir  sehen,  dass  in  demjenigen  Lande/  welches 
mehr  als  alle  andere  die  Industrie  der  ungefesselten  Privalthättg- 
keit  überlässt,  nämlich  in  America,  die  Transportpreise  der  Eisen« 
bahnen  bei  weitem  billiger  sind  als  irgendwo  anders.  Uebrigeos 
verhindern  ja  schon  die  bestehenden  Gesetze  die  zu  grosse  Aus- 
beutung des  Publikums  Seitens  der  Eisenbahngesellschaften  (vergL 
$.  33  des  Eisenbahngesetzes).' 


CAP1TEL  XIV. 
Von  dem  Elsenbahn-Actlen-Wesen. 


§.    153. 


Auf  Eisenbahn-Actien  und  überhaupt  Eisenbahnpapiere,  die  auf 
jeden  Inhaber  Jaulen,  sind  alle  diejenigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen anwendbar,  welche  für  Papiere  au  porteur  überhaupt  be- 
stehen, z.  B*  das  in  dem  Gesetz  vom  17.  Juni  1833  enthaltene  Verbot 
ihrer  Ausstellung  ohne  besondere  Genehmigung,  die  Vorschriften 
über  Aussercurssetzung  und  Wiederincurssetzung  des  Gesetzes  vom 
16.  Juni  1835  und  der  beiden  Gesetze  vom  4.  Mai  1843,  ferner 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1840  über  Zeitkäufe 
hinsichtlich  ausländischer  Papiere.  Der  Zweck  des  gegenwär- 
tigen Buchs  gestattet  uns  nicht,  alle  Rechtsverhältnisse  der  Geld- 
papiere überhaupt  zu  erörtern;  wir  müssen  uns  im  Wesentlichen 
darauf  beschränken,  die  gerade  für  Eisenbahn-Actien  und  Eisen- 
bahnpapiere bestehenden  Besonderheiten  zu  erwähnen. 

Die  erste  hier  in  Betracht  kommende  Bestimmung  enthält  der 
$>  2.  des  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838: 

§.  2.  Hinsichtlich  der  Actien  und  der  Verpflichtung  der  Actienzeichner 
finden  folgende  Grundsätze  Anwendung: 

1)  die  Actien  dürfen  auf  den  Inhaber  gestellt  werden  und  sind  Stempel- 
frei; 
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2)  die  Ausgabe  der  Actien  darf  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbe- 
trages derselben  nicht  erfolgen,  und  eben  so  wenig  die  Ertheilung  auf  den 
Inhaber  gestellter  Promessen,  Interimsscheine  etc.  Ueber  Partäal-Zahlnngen 
dürfen  nur  Quittungen,  auf  den  Namen  lautend,  ertheilt  werden; 

3)  der  Zeichner  der  Actie  ist  für  die  Einzahlung  von  40  Procent  des 
Nominalbetrages  der  Actie  unbedingt  verhaftet;  von  dieser  Verpflichtung  kann 
derselbe  weder  durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Dritten  sich 
befreien,  noch  Seitens  der  Gesellschaft  entbunden  werden.  Fftr  den  Fall,  dass 
die  ausgeschriebenen  Partialzahlungen  in  Bückstand  bleiben,  ist  die  Bestim- 
mung von  Gonventionalstrafen,  ohne  Bücksicht  auf  die  sonst  hinsichtlich  deren 
HOhe  gesetzlich  bestehenden  Beschränkungen,  zulässig; 

4)  nach  Einzahlung  von  40  Procent  hat  die  Gesellschaft,  wenn  der  ur- 
sprüngliche Zeichner  der  Actie  sein  Anrecht  auf  einen  Andern  übertragen 
hat,  die  Wahl,  ob  sie 

a)  den  ursprünglichen  Zeichner  seiner  Verpflichtung  entlassen  und  sich 
lediglich  an  den  Gessionar  halten,  oder 

b)  der  Abtretung  ungeachtet,  den  ursprünglichen  Zeichner  noch  ferner 
in  Anspruch  nehmen  will,  in  welchem  Falle  die  Gesellschaft  gegen  den  Ces- 
sionar  keinen  Anspruch  hat«  Der  hierüber  .  von  dem  Vorstand  der  Gesell- 
schaft zu  fassende  Besctiluss  ist  beim  Ausschreiben  der  nächsten  Partial- 
zahlung bekannt  zu  machen. 

5)  Bei  jeder  folgenden  Cession  treten  dieselben  Bestimmungen  ein,  welche 
unter  4  für  die  erste  gegeben  worden  sind. 

6)  Wenn  nach  Einzahlung  von  40  Procent  die  fernem  Partialzahlungen 
nicht  eingehen,  so  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  entweder 

a)  den  Zahlungspflichtigen  weiter  in  Ansprach  zu  nehmen, 

b)  denselben  unter  Aufhebung  seiner  Verpflichtung  gegen  die  Gesell- 
schaft des  bereits  Gezahlten  und  aller  Rechte  aus  den  bisherigen  Zahlungen 
verlustig  zu  erklären»  Bis  zu  dem  Betrage,  mit  welchem  die  auf  diese  Weise 
ausscheidenden  Interessenten  betheiligt  waren,  dürfen  neue  Actienzeichnangen 
zugelassen  werden. 

Zu  Nro.  1  des  abgedruckten  Paragraphen  ist  zu  bemerken, 
dass  zwar  die  Ausstellung  der  Actien  auf  den  Inhaber  (au  por- 
teur)  nur  gestattet  und  nicht  vorgeschrieben  ist,  dass  jedoch  Ar 
Eisenbahn-Actien  in  Preussen  die  Ausstellung  auf  den  Inhaber  Fe- 
tisch die  Regel  bildet. 

Das  Gesetz  gibt  der  Gesellschaft  gegen  die  Zeichner  eine 
Klage,  um  die  Einzahlung  der  Raten  zu  bewirken;  diese  Klage 
gehört  nicht  etwa  vor  ein  Schiedsgericht,  sondern  vor  den*  ordent- 
lichen Richter  des  Wohnorts  des  Zeichners,  mit   der  Hodification, 
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dass  in  denjenigen  Landestheileo,  wo  Handelsgerichte  bestehen,  vor 
dem  Handelsgericht  zu  klagen  ist. 

Die  Bestimmungen  des  Paragraphen  sollen  dazu  dienen,  so- 
wohl den  Verkehr  mit  Eisenbahn-Papieren,  die  noch  nicht  voll  ein- 
gezahlt sind,  zu  erschweren,  als  auch  der  Gesellschaft  die  Reali- 
sirong  ihres  Capitals  zu  erleichtern.  Nach  beiden  Richtungen  soll 
die  Vorschrift  wirken,  nach  welcher  die  Gesellschaft  nicht  berech- 
tigt ist,  vor  Einzahlung  von  40  Procent  den  ursprünglichen  Zeich- 
ner von  seiner  Verpflichtung  zu  entbinden,  und  dieselbe  auf  dessen 
Cessionar  zu  übertragen.  Von  sehr  beachtungswerther  Seite  her 
hat  man  diese  Beschränkung  getadelt,  und  für  die  Gesellschaften 
sowohl  in  Absicht  der  Entbindung  der  Zeichner,  als  auch  der  Ca- 
ducilätserklärung  völlig  freie  Hand  verlangt.  In  der  Praxis  möchte 
indessen  die  fragliche  Bestimmung  so  sehr  nachtheilig  nicht  sein. 
Offenbar  wird  den  Gesellschaften  nur  verboten,  vor  Einzahlung  von  40 
Procent  den  ursprünglichen  Zeichner  von  seinem  Obligo  gleichsam 
durch  einen  Vertrag  zu  entbinden;  damit  ist  aber  nicht  gesagt, 
dass  eine  gesetzliche  Verpflichtung  besteht,  nunmehr  sofort  zur 
gerichtlichen  Klage  gegen  den  säumigen  Zeichner  zu  schreiten, 
sobald  eine  Rate  nicht  gezahlt  wird.  So  z.  B.  ist  eine  Klage  dann 
immer  nicht  nöthig,  wenn  der  Rechtsnachfolger  des  ursprünglichen 
Zeichners  die  Raten  berichtigt,  und  wenn  demnächst  alle  Partial- 
zahlungen vollständig  geleistet  sind,  kann  auch  dem  Rechtsnach- 
folger, der  sich  als  solchen  legitimirt,  ohne  alles  Bedenken  die 
Actie  ausgehändigt  werden.  Auch  macht  das  Gesetz  vom  24.  Mai 
1844,  welches  sogleich  besprochen  werden  soll,  hier  keine  Schwie- 
rigkeit; denn,  wäre  die  Uebertragüng  von  Quittungsbogen  deswegen 
nichtig,  weil  sie  nicht  Zug  um  Zug  erfolgte,  so  braucht  das  von 
der  die  Actien  aushändigenden  Gesellschaft  nicht  berücksichtigt 
zu  werden,  indem  der  Seitens  des  -  ursprünglichen  Zeichners  ge- 
schehene Uebertrag  jedenfalls  so  lange  bestehen  bleibt,  als  er  ihn 
selbst  nicht   in  Folge   des  Gesetzes    vom  24.  Hai    1844  angreift. 

Was  die  Caducitätserklärung  betrifft,  so  gestattet  der  $.  2  des 
Eisenbahngesetzes  seinen  Worten  nach  dieselben  allerdings  nur  in 
dem  Falle,  wenn  nach  Einzahlung  von  40  Procent  die  fer- 
nem Partial-Zahlungen  nicht  eingehen,  und  so  könnte  es  scheinen, 
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als  wenn  die  Zeichner  vor  Einzahlung  der  40  Procent,  trotz  aller 
Säumigkeil  in  der  Einzahlung,  ihrer  Ansprüche  nicht  verlustig  er- 
klärt  werden  könnten  und  also  durch  die  Zahlung  von  40  Procent 
in  eine  nachtheiligere  Lage  kamen.  Dieser  Widerspruch  findet 
sich  allerdings  in  dem  Gesetz;  indessen  ist  letzteres  nicht  in  der 
Weise  als  ein  absolutes  Verbotgesetz  aufzufassen,  dass  jener  Wi- 
derspruch nicht  durch  die  Statuten  der  Gesellschaft  gehoben  werden 
könnte.*)    In  der  That  gestatten  oft  die  Statuten,   nach  nochma- 


*)  Meno  Pohls  sagt  in  seinem  Werk:  „Das  Recht  der  Actien-Gesellschaf- 
„ten"  pag.  229 :  „Die  Ausschliessung  des  säumigen  Actionisten  ist  ein 
„(gegen  sonstige  Rechtsbegriffe  verstossendes)  Princip,  welches  zwar  aller- 
dings vertragsmässig  bedungen  werden,  und  auch  geltend  ge- 
„  macht  werden  kann,  wo  die  Gesetze  es  einmal  vorschreiben.  Aber  eben  seiner 
„sjngulären  Natur  wegen  muss  das  Recht  strenge  interpretirt  und  darf  es 
„nicht  begünstigt  werden.  Ehe  daher  von  einer  wirklichen  Ausschliessung 
„die  Rede  sein  kann,  muss  der  säumige  Actionist  gebührend  in  Mora  ver- 
netzt sein.  Dazu  mag  nun,  wo  die  Gesell  Schafts  Statuten  dies 
„vorschreiben,  nach  deren  Natur  als  Vertragsbedingungen  eine  Auf- 

-  „forderung  in  öffentlichen  Blättern  genügen.     Wo    aber  die 
„Statuten  es  nicht  auf  das  Klarste  vorsehreiben,  auch  da  wo  sie  für  andere 
„Fälle,  selbst  wo    sie  für  die  Bezahlung  der  Beiträge  an  sich  eine  öffent- 
liche Aufforderung  für  genügend  erklären,  da  muss  dem    ungeachtet,    ehe 
„der  Nachtheil  eintreten  kann,  eine    förmliche  Androhung    desselben,    und 
„zwar    an    den    Säumigen   selbst   ergangen   sein.     Eben  das  ist  zu  sagen, 
„wenn  Gesetze  das  Präjudiz  androhen;   und    zwar    hier    noch    mehr,    weil 
„wenn  keine  entgegenstehende  Verfügung   ausdrücklich  sanctionirt  ist,    von 
„dem  Gesetz    am    allermeisten    vorausgesetzt    werden    muss,    dass  es  sich 
„möglichst    nahe    an  allgemeine  Rechtsgrundsätze    halten    wolle,  und   alle 
„Ausnahmegesetze  überhaupt  beschränkt  werden  müssen. u   Mit  vorstehender 
Ausführung  sind  wir    im   Allgemeinen    einverstanden,  jedoch    aus    andern 
Gründen.  Diese  resolutorische  Clause!  widerstrebt  durchaus  nicht  dem  Wesen 
des   Vertrages,  wenn  auch    die  Französische   Gesetzgebung  vielleicht    die 
einzige  ist,  welche    den    Grundsatz,  dass    die  Aufhebung   synallagmatischer 
Verträge   wegen    der  Nichterfüllung    Seitens    des   einen    Contrahenten  von 
dem  andern  ohne  Weiteres  gefordert  werden    kann,    mit    völliger   Schärfe 
enthält;  aber  auch  das  Allgemeine  Landrecht  (cfr.  Theil  I  Tit.  5  §.  393  ff.) 
lässt  unter  einigen  Modifikationen  die  Auflösung  der  Verträge  wegen  Nichfc 
erfüllung  zu,  und  es  widerstreitet  also  keineswegs  dem  allgemeinen  Rechts- 
bewusstsein,  dass  der  nicht  zahlende   Actionär   seiner  Ansprüche    verlustig 
erklärt  werde.     Die  Inverzugsetzung    muss   aber   deswegen    eintreten,   weil 
ohne  dieselbe  ein  Contrahent  nicht  in  das  Stadium  der  Nicht-Erfüllung  tritt. 
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liger  öffentlicher  Aufforderang  zur  Zahlung,  durch  einen  ebenfalls 
öffentlich  unter  Angabe  der  Nummer  der  Actie  bekannt  zu  machen- 
den Directionsbeschluss,  im  Falle  der  Nichtzahlung  der  Raten 
(einerlei  ob  über  oder  unter  40  Procent),  den  ursprüng- 
lichen Zeichner  aller  seiner  AnsprOche  verlustig  und  die  bis  dahin 
etwa  eingezahlten  Raten  für  verfallen  zu  erklären. 

Folgende  Bestimmungen  des  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Actien- Gesellschaften  überhaupt  erlassenen  Gesetzes  vom  9. 
November  1843  (cfr.  Gesetzsammlung  1843  pag. 341)  kommen 
hier  noch  in  Betracht : 

§.  10.  So  weit  das  Statut  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Actionäre 
gegen  einander  keine  besondern  Bestimmungen  enthält,  kommen  die  am  Sitz 
der  Gesellschaft  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  über  Gesellschafts-Verträge 
zur  Anwendung.  ^ 

Nach  ausdrücklicher  Bestimmung  des  §.  30  des  Gesetzes  sol- 
len seine  Bestimmungen  auf  die  bereits  (zur  Zeit  seiner  Publica- 
tion)  bestehenden  Actien-Gesellschaflen  keine  Anwendung  finden, 
d.  h.  keine  rückwirkende  Kraft  haben;  indessen  publicirt  der 
§.10  nur  einen  ohnehin  geltenden  Satz  des  gemeinen  Rechts 
und  muss  daher  auch  für  die  vor  dem  9.  November  1843  conces- 
sionirten  Eisenbahngesellschaften  gelten. 

§.  11.  Wird  der  Gesellschaft  die  Ausstellung  von  Actien  auf  jeden 
Inhaber  gestattet,  so  darf 

1)  die  Ausgabe  der  Actien  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrages 
derselben  nicht  erfolgen,  und  eben  so  wenig  dürfen  über  die  geleisteten  Partial- 
zahlungen Promessen  oder  Interimsscheine,  welche  auf  den  Inhaber  lauten, 
aasgestellt  werden; 

2)  der  Zeichner  der  Actie  ist  für  die  Einzahlung  von  40  Procent  des 
Nominalbetrages  der  Actie  unbedingt  verhaftet;  von  dieser  Verpflichtung  kann 
derselbe  weder  durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Dritten  sjch 
befreien,  noch  Seitens  der  Gesellschaft  entbunden  werden; 

3)  ob  und  unter  welchen  Maassgaben  nach  erfolgter  Einzahlung  von  40 
Procent  die  Uebertragung  der  aus  den  geleisteten  Zahlungen  entspringenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  an  einen  Dritten  zulässig  ist,  muss  im  Gesell- 
schafts-Verträge bestimmt  Werden. 
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Die  Nummern  1  und  2  des  Paragraphen  stimmen  mit  §.  2  des 
Eisenbahngesetzes  überpin;  die  dritte  Nummer  führt  dagegen  eine 
Neuerung  in  sofern  ein,  als  nunmehr  in  dem  Gesellscbaftsvertrage 
(dem  Statut)  unler  allen  Umständen  festgesetzt  werden  imrcs  ,  in 
wiefern  die  Rechte  und  Pflichten  der  Zeichner  auch  nach  Einzah- 
lung von  40  Procent  an  Dritte  übertragen  werden  dürfen.  Nach 
§.  2  Nro.  4  des  Eisenbahngesetzes  konnte  die  Gesellschaft  (d.  h. 
deren  Verwaltung)  nach  Einzahlung  von  40  Procent,  selbst  dann, 
wenn  in  den  Statuten  nichts  darüber  enthalten  war,  ohne  Weiteres 
den  Cessionar  an  die  Stelle  des  ursprünglichen  Zeichners  freien 
lassen;  bei  den  nach  1843  concessionirten  Eisenbahngesellschaf- 
ten dagegen  kann  eine  solche  Haassregel  nur  dann  noch  für 
zulässig  erachtet  werden,  wenn  sie  durch  die  Statuten  autori- 
sirt  ist. 

§.  12.  Werden  die  Actien  auf  bestimmte  Inhaber  ausgestellt,  so 
mus8  die  genaue  Bezeichnung  derselben  nach  Namen ,  Wohnort  und  Stand  in 
das  Actienbuch  der  Gesellschaft  eingetragen  werden. 

v 

Geht  das  Eigenthum  der  Actie  auf  einen  Andern  über,  so  ist  dieser  zur 
Vermerkung  in  dem  Actienbuche  anzumelden. 

Im  Verhakniss  zu  der  Gesellschaft  werden  nur  Diejenigen  als  die  Eigen- 
tümer der  Actien  angesehen,  die  als  solche  im  Actienbuche  verzeichnet  sind. 

§♦  13.  So  lange  der  Actionär  den  Betrag  der  Actie  nicht  vollständig 
berichtigt  hat,  wird  er  durch  Uebertragung  seines  Anrecht*  auf  einen  Andern 
von  der  Verbindlichkeit  zur  Zahlung  des  Rückstandes  nur  dann  befreit,  wenn 
die  Gesellschaft  hierzu  ihre  Einwilligung  ertheilt.  r 

Auch  in  diesem  Falle  bleibt  der  austretende  Actionär  auf  Höhe  des  Bück- 
standes für  alle  bis  dahin  von  der  Gesellschaft  eingegangenen  Verbindlichkei- 
ten noch  auf  Ein  Jahr,  vom  Tage  des  Austrittes  an  gerechnet,  subsidiarisch 
verhaftet. 

Bei  Actien  ,  welche  auf  bestimmte  Inhaber  lauten  ,  gibt  der 
$.  13  des  Gesetzes  vom  9.  November  1843  der  Gesellschaft  einen 
grössern  Spielraum  hinsichtlich  der  Entbindung  der  ursprünglichen 
Zeichner,  als  das  Eisenbahngesetz  dies  thut,  indem  letzteres  für  Ac- 
tien au  porteur  und  für  Actien  auf  bestimmte  Inhaber  gemeinsame 
Bestimmungen  enthält.  Die  nach  1843  concessionirten  Eisenbahnge- 
sellschaften werden  daher  auch  die  durch  den  $.13  eingeführten 
grösseren  Freiheiten  geniessen  ,   falls   sie  nämlich  Actien  auf  be- 
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stimmte  Inhaber  ausgeben  möchten,  und  vorausgesetzt  natürlich,  dass 
ihre  Statuten  keine  entgegenstehende  Bedingungen  enthalten. 

§.  14.  Im  Gesellschaftsvertrage  können  für  den  Fall  der  verzögerten 
Einzahlung  des  gezeichneten  Actienbetrages  oder  eines  Theils  desselben  Con- 
ventionalstrafen  ohne  Backsicht  auf  die  sonst  stattfindenden  gesetzlichen  Ein- 
schränkungen festgesetzt  werden. 

5»  15.  Kein  Actionär  ist  schuldig,  zu  den  Zwecken  der  Gesellschaft  und 
zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  mehr  beizutragen  als  den  Nominalbetrag 
der  Actie;  er  kann  aber  auch,  ausser  dem  Falle  der  Auflösung  der  Gesell- 
schaft, den  eingezahlten  Betrag  niemals  zurückfordern. 

§.  16,  Der.  Actionär  tritt  für  seine  Person  zu  den  Gläubigern  der  Ge- 
sellschaft nicht  in  das  Verhältniss  eines  Schuldners,  sondern  bleibt,  so  weit 
der  Betrag  der  Actie  noch  nicht,  berichtigt  ist,  nur  Schuldner  der  Gesellschaft. 

§.  17.  Die  Gesellschaft  darf  das  statutenmässige  Grund-Capital  durch 
Rückzahlung  an  die  Actionäre  nicht  verkleinern. 

.  Die  Stipulation  von  Zinsen  zu^  bestimmter  Höhe  ist  nur  für  denjenigen 
im  Statut  anzugebenden  Zeitraum  zulässig,  welchen  die  Vorbereitung  des  Un- 
ternehmens bis  zum  Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert.  Von  letzterem 
Zeitpunkte  an  darf  unter  die  Actionäre,  sei  es  in  Form  von  Zinsen  oder  Di- 
videnden, ein  Mehrere?,  als  nach  den  Jahresabschlüssen  sich  als  Ueberschuss 
ergibt,  nicht  vertheilt  werden. 

§.  18.  Bei  entstehender  Insolvenz  der  Gesellschaft  sind  die  Actionäre 
zur  Erstattung  der  früher  an  sie  ausgezahlten  Zinsen  und  Dividenden  nicht 
verbunden. 

Von  den  vorstehend  abgedruckten  Paragraphen  ist  $.  14  den 
Bestimmungen  des  Eisenbahngesetzes  entsprechend ;  die  andern  Pa- 
ragraphen stimmen  im  Wesentlichen  mit  den  für  Actiengesellschaf- 
ten  überhaupt  geltenden  Grundsätzen  überein  und  haben  daher  in 
sofern  auch  für  die  vor  dem  9.  November  1843  concessionirten 
Eisenbahngesellschaften  Geltung. 

$•   155. 

Ueber  den  Verkehr  mit  Eisenbahn-Papieren,  deren  Betrag  noch 
nicht  vollständig  eingezahlt  ist,  existiren  beschränkende  gesetzliche 
Bestimmungen. 

Gesetz  vom  24.  Mai  1844  (Gesetz  -  Sammlung  1844,  pag.  117): 
Wir  Friedrich  Wilhelm  etc.  etc.  haben  uns  bewogen  gefunden,  zur  Beseiti- 
gung der  Missbräuche,  zu  welchen  die  Eröffnung  von  Actienzeichnungen  für 
Eisenbahn-Unternehmungen  und  der  Verkehr  mit  den  dafür  ausgegebenen  Ac- 
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tienpromessen  und  Ähnlichen  Papieren  Anlass  gegeben  hat,  auf  den  Antraf 
unseres  Staatsministeriums  für  den  ganzen  Umfang  unserer  Monarchie  in  ver- 
ordnen wie  folgt : 

§.  1.  Niemand  darf  fortan  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  Unseres  Fi- 
nanzministeriums *)  Actienzeichnungen  für  ein  Eisenbahn-Unternehmen  eröff- 
nen oder  Actien-Anmeldnngen  dafür  annehmen.  Wer  diesen  Bestimmungen  zu- 
wider handelt,  hat  eine  Geldbusse  von  50  ois  500  Thalern  und  .ausserdem  die 
Confiscation  des  gezogenen  Gewinnes  verwirkt. 

§.  2.  Verträge,  welche  nach  Publication  der  gegenwärtigen  Verordnung 
über  Actienpromessen,  Interimsscheine,  Quittungsbogen  oder  sonstige,  die  Bethei- 
ligung bei  einer  Eisenbahn-Unternehmung  bekundende,  aber  vor  Berichtigung 
des  vollen,  auf  die  Actien  oder  Obligationen  einzuzahlenden  Betrages  ausgege- 
bene Papiere  errichtet  werden,  sollen  nur  dann,  wenn  sie  sofort  von 
beiden  Theilen  Zug  um  Zug  erfüllt  werden,  rechtsgültig,  sonst  aber 
ohne  Ausnahme  nichtig  sein,  und  es  soll  eine  gerichtliche  Klage  aus  derglei- 
chen Verträgen  überall  nicht  zugelassen  werden,  auch  ans  Vergleichen,  welche 
Über  hiernach  ungültige  Geschäfte  geschlossen  werden,  weder  Klagen  noch 
Execution  stattfinden. 

§.  3.  Ueber  die  im  §.  2  bezeichneten  Papiere  dürfen  von  den  öffentlich 
bestellten  und  vereideten  Maklern  und  Agenten,  bei  Strafe  der  Amtsentsetzung, 
keine  andere  Geschäfte  unterhandelt,  vermittelt  oder  abgeschlossen  werden,  als 
solche,  welche  sofort  von  beiden  Theilen»  Zug  um  Zng  erfüllt  werden. 

§.  4»  Den  öffentlich  bestellten  und  vereideten  Maklern  und  Agenten  wird 
bei  Strafe. der  Amtsentsetzung  hierdurch  untersagt,  in  Papieren,  Welche  über 
die  Betheiligung  bei  ausländischen  Äctien-Unternehmungen  oder 
Anleihen  vor  Berichtigung  des  vollen,  auf  die  Actien  oder  Obligationen  ein- 
zuzahlenden Betrages  auggegeben  worden  sind  oder  künftig  aasgegeben  wer- 
den, irgend  ein  Geschäft  zu  unterhandeln*  zu  vermitteln  oder  abzuschliessen, 
ohne  Unterschied ,  ob  dasselbe  sofort  von  beiden  Theilen  erfüllt  wird  oder 
nicht.  Eine  Ausnahme  findet  nur  in  Betreff  der  Papiere  für  solche  ausländi- 
sche Unternehmungen  statt,  wslche  nach  den  bestehenden  oder  künftig  abro- 
schliessenden  Staatsverträgen  sich  auch  auf  inländisches  Gebiet  erstrecken; 
diese  unterliegen  gleich  den  inländischen  Papieren  nur  den  Bestimmungen  der 
§§.  2  und  3.  ,  « 

§♦  5.  Die  in  der  Verordnung  vom  19*  Januar  1836  (Gesetz-Sammlung 
1836,  pag.  9)  §.  7  bestimmte  Strafe  und  Verpflichtung  zum  Schadensersato 
tritt  auch  gegen  Diejenigen  ein,  welche  ohne  als  öffentliche  nnd  vereidete  Makler 
oder  Agenten  angestellt  zu  sein ,  und  ohne  vermöge  ihres  Amtes  oder  Dienst- 
verhältnisses im  Auftrage  Eines  der  Contrahenten  zn  handeln',  gegen  Entgeh 
ein  Geschäft  daraus  machen,   $ber  die  in  den  §§.  %  und  4  der  gegenwärtige» 


*)  Nnnmehr  des  Handelsministeriums. 
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Verordnung  erwähnte»  Papiere,  so  wie  ü^er  Actien,  Obligationen  oder  sonstig* 
Geldpapiere  in-  oder  ausländischer  Gesellschaften  oder  Institute  Geschäfte  zu 
unterhandeln,  zn  vermitteln  oder,  abzuschli essen  *). 

$.    156. 

Der  §.  i  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1844  hat  schon  in  den 
$$.  2  und  6  dieses  Buches  seine  Besprechung  gefunden. 

Dass  die  in  diesem  ersten  Paragraphen  enthaltene  Bestim- 
mung geeignet  ist,  Missbräuchen  entgegen  zu  wirken,  und  auch 
in  der  Ausführung  keine  unübersteiglichen  Schwierigkeiten  darbie- 
ten kann,  möchte  wohl  anzunehmen  sein;  dass  jedoch  die  in  den 
folgenden  Paragraphen  enthaltenen  Verbote  für  das  allgemeine  Beste 
segensreich  wirken ,  ja  selbst  im  Stande  sind ,  den  guten  Zweck, 
welchen  sie  beabsichtigen,  auch  nur  annähernd  zu  erreichen,  möchte 
dem  erheblichsten  Zweifel  unterliegen.  Da  sie  jedoch  das  beste- 
hende Recht  darstellen,  so  werden  die  nachstehenden  Bemerkungen 
zu  ihrer  Erläuterung  hier  ihren  Platz  finden  müssen. 

Das  Gesetz  vom  24.  Mai  1844  erklärt  alle  Verträge,  welche 
über  Eisenbahnpapiere,  deren  Betrag  nicht  völlig  einbezahlt  ist,  ab- 
geschlossen werden,  ohne  Ausnahme  fiir  nichtig,  es  sei  denn,  dass 
die  sofortige  Erfüllung  Zug  um  Zug  einträte  **).  Hiernach  erwächst 

*)  Gesetz  vom  19.  Januar  1>836,  $.  7.  War  ausser  den  öffentlich 
Verteilten  and  vereideten  Maklern,  oder  Agenten  gegen  Entgelt  (Courtage , 
Provision  und  dergleichen)  ein  Geschäft  daraus  macht,  auf  irgend  eine 
Weise  zwischen  verschiedenen  Personen ,  welcher  Art  sie  sein  mögen, 
schriftlich  oder  mündlich  Geschäfte  Über  die  im  §.  6  bezeichneten  Pa- 
piere (nämlich  in-  oder  ausländische  auf  jeden  Inhaber  lautende  SCaats- 
oder  Commpnalschuld-Papiere)  su  unterhandeln,  zu  vermitteln  oder  abzu-* 
schliessen,  ohne  vermöge  seines  Amtes  oder  Dienstverhältnisse«  im  Auf- 
trage eines  der  Contrahenten  zu  handeln ,  soll  mit  Gefängnissstrafe  von 
6  Monaten  bis  zu  3  Jahren  belegt  werden.  Ausserdem  soll  derselbe  für 
allen  Schaden,  welcher  für  die  Betheiligten  aus  einem  von  ihm  Unterhan* 
delten,  vermittelten  oder  abgeschlossenen  Geschäfte  über  dergleichen  Pa- 
piere unmittelbar  oder  mittelbar  entsteht,  unbedingt  verhaftet  und  zu  des- 
sen vollständiger  Erstattung  verbunden  sein. 

**)  Es  Mass  hier  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  durch  das  Gesetz 
Ttji  24.  Mal  1844  jenes  ältere,  f|r  den  ganten  Umfang  der  Preusslschen  It- 
uafeUt  geltende  Gesetz  vem  ü.  Mal  1840  nicht  anfgebeben  ist  Nach  letz- 
terem «eifttoe  aind  Verträge  iber   aaeläadliehe  auf  jeden  Inhaber  kntende 
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die  Frage,  ob  die  angedrohte  Nichtigkeit  sieb  auch  auf  den  ein- 
fachen Mandatsvertrag  bezieht, mit  andern  Worten,  ob  derjenige, 
welcher  im  Auftrage  eines  Andern  Geschäfte  über  die  in  dem  Ge- 
setz bezeichneten  Papiere  abgeschlossen  hat,  gegen  denselben  auf 
Schadloshaltung  klagen  könne  oder  nicht.  Ein  in  Striethorst's  Ar- 
chiv, Band  V  pag.  125  Nro.  25,  enthaltenes  Urlheil  des  Ober-Tribu- 
nals vom  25.  März  4852  scheint  sich  für  die  Ansicht  auszusprechen, 
dass  selbst  das  einfache  Mandatsverhältniss,  welches  sich  auf  der- 
gleichen Papiere  bezieht,  kein  Klagerecht  gewähre.  Der  Fall  war 
ungefähr  folgender. 

A  hatte  von  B  den  Auftrag  erhalten,  20,000  Thaler  bei  der 
projeetirten  Eisenbahn  X  zu  zeichnen.  Er  zeichnete  nun  im  eige- 
nen Namen  5000  Thlr.  fiir  die  projeetirte  Bahn  Y;  indessen  er- 
klärte sich  B  bereit,  die  betreffenden  Actien  der  andern  Bahn  zu 
übernehmen,  und  ratihabirte  hierdurch  die  Handlung  des  A ;  letzterer 
machte  die  Einzahlungen  in  Betreff  der  fiir  die  Bahn  Y  gezeichneten 
5000  Thlr.  und  klagte  nun  gegen  B  auf  Rückzählung;  indessen 
wurde  angenommen,  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1844  sei  anwendbar, 
trotzdem,  dass  kein  bestimmter  Kaufpreis  verabredet  worden  sei. 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  es  nach  unserer  Ansicht  keinen 
Unterschied  machen  konnte,  ob  A  für  die  Eisenbahn  X,  oder  ob 
er  fiir  v  die  Bahn  Y  gezeichnet  hätte,  da  durch  die  nachherige  Ge- 
nehmigung des  B  die  Sache  in  dasselbe  VerfaÜtniss  gekom- 
men war,  als  wenn  der  Auftrag  vom  Anfang  an  auf  Actien 
der  Bahn  Y  gelautet  hätte,  da  auch  A  jedenfalls,  nur  in  der 
Meinung  und  in  der  Absicht,  die  Geschäfte  des  B  zu  führen, 
für  die  andere  Bahn  gezeichnet  hatte,  wie  er  sich  «ich  in  der 
That  in  dem  Glauben,  das  Mandat  freilich  in  etwas  anderer  Weise, 
aber  doch  der  Absicht  des  B  entsprechend  auszuführen ,  nicht 
irrte.    Das  Urtheil  des  Ober-Tribunals  fassl  indess  die  Sache  so 


Staats-  oder  Ceininnnalscknldpaniere  irgendeiner  Art  der  iher  Actien,  Ohtt- 
gatlanen  und  senstlge  üeldnaplere  (wom  natürlich  auck  die  Eisenkakananiere 
gekfren)  auswärtiger  Gesellschaften  eder  Institute  nur  dann  recktsgiltig, 
wenn  sie  ?<m  keinen  Tkellen  Zag  um  fug  erfüllt  werden ,  sanst  aker  tkne 
Ausnahme  nichtig,  und  es  Met  eine  gerichtliehe  Klage  weder  «na  salchtn  Ver- 
tragen,* noeh  ans  den  iker  sie  akgeacktasentn  Vergleichen  Statt 
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aaf,  als  wenn  durch  die  Genehmigung  der  Zeichnung  für  die  Bahn 
Y,  die  zu  einer  Zeit  erfolgte,  als  A  bereits  durch  Zahlung  Quittungs- 
bogen  erlangt  hatte,  ein  neuer  Vertrag  über  die  Uebernahme  dieser 
Quittungsbogen  abgeschlossen  worden  sei  —  wenn  auch  ohne  Fest-* 
Stellung  eines  bestimmten  Kaufpreises.  Bin  solcher  Vertrag  würde 
dann  ohne  Zweifel  unter  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  24. 
Hai  1844  fallen  und  dem  A  kein  Klagerecht  geben.  Es  ist  also 
klar,  dass  das  Urtheil  über  den  Fall  eines  wirklich  und  unzweifel- 
haft gegebenen  Mandats  nicht  entschieden  hat,  weshalb  die  Frage 
eine  offene  bleibt  und  selbstständig  zu  untersuchen  ist. 

Wird  einfach  ein  Mandat  ertheilt,  Actien  zu  zeichnen,  so  kann 
gewiss  von  einer  Anwendung  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1844 
nicht  die  Rede  sein;  denn  es  wird  hier  kein  Vertrag  Aber  ein 
Eisenbahnpapier  abgeschlossen,  ja  nicht  einmal  der  Auftrag  zum 
Abschluss  eines  solchen  Geschäfts  gegeben,  sondern  der  Mandatar 
soll  durch  seine  Handlung  erst  ein  Eisenbahnpapier  creiren;  der 
Vollmachtgeber  muss  ihn  daher  für  dasjenige  Obligo,  welches  er 
für  ihn  übernimmt,  völlig  schadlos  halten,  einerlei  ob  der  Manda- 
tar auf  eigenen  Namen,  oder  auf  den  Namen'  des  Vollmachtgebers 
gezeichnet  hat. 

Lautet  die  Vollmacht  auf  den  baaren  Ankauf  von  Actien- Pro - 
messen,  Interimsscheinen,  QuiHungsbogen  und*  dergleichen  Papieren, 
so  seMiesst  zwar  der  Mandatar  mit  dem  Verkäufer  ein  Völlig 
gültiges  Geschäft  ab,  indem  er  Zug  um  Zug  bezahlt;  mit  sei- 
nem Auftraggeber  hat  er  aber  allerdings  einen  Vertrag  abgeschlos- 
sen, der  sich  auf  Quittungsbogen  etc.  bezieht,  und  man  könnte 
nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  annehmen,  dass  für  ihn  kein 
Klagerecht  bestehe,  wenn  nicht  der  Auftraggeber  bei  der  Abnahme 
der  Papiere  sofort  bezahlt  oder  wenigstens  den  Betrag  der  Auslage 
gut  schreibt;  indessen  würde  doch  eine  solche  Auffassung  unrich- 
tig sein.  Zwar  bezieht  sich  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1644  an  sich 
auch  auf  Vollmachtsverträge,  und  es  wird  daher  z.  B.  gegen  den- 
jenigen, welcher  es  vertragsmftssig  übernommen  hat,  för  einen  An- 
dern Quittungsbogen  etc.  zu  kaufen,  keine  Klage  auf  Erfüllung  des 
Mandats  zulässig  sein;  aber  der  Bevollmächtigte,  welcher  in  unserm 
Falle  die  Röckgabe  der  geleisteten  Zahlung  verlangt,  klagt  nicht, 
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weil  er  seiner  Ssits  in  QuiUungsbogen  oder  dergleichen  Papiere 
eine  Gegenleistung  gemacht  hätte,  sondern  er  beruß  sich  darauf, 
dass  er  eine  Zahlung  für  und  zur  Entlastung  des  Auftraggebers 
gele&tet  habe;  nicht  die  Hingabe  des  Papj^rs  i$  4er  Grund  zu 
seiner  Klage,  sondern,  die  Auslage, .  welche .  er  bei  Erfüllung  des 
Mandats  gehabt  hat;  die  Natur  des  anzukaufenden  Papiers  ist  für 
ihn  ganz  gleichgültig;  dasselbe  ist  vielmehr  Wir  in  zufällige  Ver- 
bindung mit  dem  Mandats Verhältnis  gebracht,  und  man  kann  nicht 
sagen,  dass  Machtgeber  und  Bevollmächtigter  über  das  betreffende 
Papier  einen  Vertrag  abgeschlossen  haben.  Per  entscheidende 
Grund  ist  aber  der,  dass  der  Bevollmächtigte  gax  nicht  ans  den  so 
oder  so  lautenden  Stipulationen  des  Mandatvertrages  klagt,  also  gar 
nicht  Vertragsbestimmungen  geltend,  macht,  die  sich  auf  die  betrei- 
fenden Papiere  beziehen,  sondern  einfach  die  Rückerstattung  seiner 
Auslagen  verlangt,  zu  welchem  Verlangen  ihn  die  Gesetze,  abgesehen 
von  allen  Vertragsbestimmungen,  ja  auch  in  dftm  Fplle  berechti- 
gen, wo  er  bloss  factisch  fremde  Geschäfte  führt. 

Schwieriger  ist  der  Fall,  wo  der  Mandatar,  obgleich  genau 
dem  ihm  ej>ll»eiheu  Außrag?  efit&pre6h«d,  mkü  Zug  um  Zug,  son- 
dern z.  B.  gegen  ratenweise  Zahlung  die  verpönten  Papiere  kauft 
oder  wo  er  einen  Zeitkauf  abschließt.  In  diesem  Falle  findet  gegen 
ihn,  selbst  wenn  er  m  eigenem  Nomen  .  gehsndpU  bat»  allerdings 
kein  Klagerecht  statt;  aber  sein  kßttfwMmist&er  Credit  k*wi  ihm 
gebieterisch  die  Erfüllung  des  ftbe^nopufteoen  OWigo's  auferlegen, 
und  so  fragt  es  sich,  ob  er  auf  dem  Wege  der  Klage  seine  Ans* 
lagen  vqu  dem  Mandanten  zurückfordern  keim.  Auch  diese  Frage 
glauben  wir  bejahen  zu  müsse«.  Zwar  ist  das  im  Auftrage  abge- 
schlossene Geschäft  selbst  nicht  durch  ein  Klagereoht  geschützt; 
aber  es  handelt  sich  nicht  von  der  Gültigkeit  dieses  Geschäftes, 
sondern  lediglich  von  Auslagen,  die  bei  Gelegenheit  des  Mandats- 
Verhältnisses  gemacht  werden,  und  ob  der  Mandatar  von  dem 
Dritten  zur  Zahlung  gerichtlich  gezwungen  werden  konnte  eder 
nickt,  ist  gleichgültig,  da  $.  65  Thefl  I  Tit.  13  des  Allgemeinen 
Landrechts  ganz  allgemein  sagt:  „Der  Machtgeber  muss  den  Be- 
vollmächtigten für  allen  bei  den  Geschäften  gemachten  Aufwand, 
,in  sofern  derselbe  nöthig  oder  nützlich  gewesen,  entschädigen.8 
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Nach  g.  68  ibidem  wird  die  Nöthigkeit  der  Ausgaben  aber 
auch  durch  die  Person  und  Qualität  des  Bevollmächtigten  bedingt, 
und  da  kann  es  wohl  keiner  Frage  unterworfen  sein,  dass  die 
Ausgabe  für  den  Bevollmächtigten  zur  nöthigen  wird,  sobald  er  in 
die  Lage  kommt,  bei  Ausführung  der  Vollmacht  seinen  eigenen  Cre- 
dit gleichsam  zum  Pfände  setzen  zu  müssen.  Der  Vollmachtgeber 
würde  aber  auch  durchaus  arglistig  handeln,  wenn  er  die  Gefahr 
des  ihn  allein  angehenden  Geschäfts  auf  seinen  Mandatar  wälzen 
wollte,  und  da  der  Anspruch  des  Letzteren  auf  Schadloshaltung 
nicht;  sowohl  aus  den  bestimmten  Stipulationen  eines  Vertrages  her- 
vorgeht, als:  vielmehr  eine  gesetzliche  Consequenz  des  Mandats- 
Verhältnisses  darstellt,  so  glauben  wir,  dass  das  Gesetz  vom 
24.  Mai  1844  in  keiner  Weise  seiner  Klage  aus  §.  65  Theil  I  Tit. 
13  des  Allgemeinen  Landrechts  entgegengesetzt  werden  kann. 

Ob  das  Mandat  völlig  unentgeltlich,  oder  mit  einer  Vergütung 
(Provision)  verbunden  ist,  erscheint  als  gleichgültig,  abgesehen 
natürlich  von  denjenigen  besonder n  Fällen,  wo  nach  speciellem  Gesetze 
eine  unbefugte  Makelei  anzunehmen,  und  zugleich  vermöge 
ausdrücklicher  Bestimmungen  der  Anspruch  auf  Schadloshal- 
tung ausgeschlossen  sein  möchte. 

&  157. 

Es  macht  bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  vom  24,  Mai 
1844  keinen  Unterschied,  ob  auf  die  in  demselben  erwähnten 
Papiere  bereits  40  Procent  eingezahlt  worden  sind  oder  nicht,  mit 
andern  Worten:  die  Bestimmung  des  $.2  des  Gesetzes  vom  3. 
November  1838,  nach  welcher  jede  Uebertragung  von  Actienzeich- 
nungen  vor  Einzahlung  von  40  Procent  der  Gesellschaft  gegenüber 
absolut  ungültig  ist,  hat  keinen  Einfluss  auf  die  Rechtsverhältnisse 
unter  den  Contrahenten,  unter  welchen  sich  die  Rechtsbeständig- 
keit des  Vertrages  lediglich  nach  dem  Gesetz  vom  24.  Mai  1844 
richtet. 

Eine  Entscheidung  des  Ober-Tribunals  vom  12.  November 
1850  (cfir.  Striethorst's  Archiv  Band  II  pag,  9  Nro.  2)  hat  folgende 
Sitze  saactionirt: 

„a)  Das  Eigenthum  an  Eisenbahn-Quittungsbogen  kann  schon 

Eli  enfc> Ahiirecht  n.  18 
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„vor  geschehener  Einzahlung  der  ersten  40  Procent  an  Andere 
„übertragen  werden.  Gesetz  vom  3.  November  1838  $.  2,  von 
„9.  November  1843  §.  il.ft 

Jedoch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Uebertraguug  nur 
unter  den  Contrahenten  gültig  ist,  und  auch  dies  nur  dann,  vtean 
sie  Zug  um  Zug  erfolgt. 

„b)  Diese  lieber Iragung  kann  auch  durch  Blanco-Untersebriö, 
»verbunden  mit. der  Aushändigung  des  Quittungshoge&s  gascbebea, 
9 Allgemeines  Laadrecht  Theil  I  Tit.  11  $.  376  ff.  393.  402,  Tit.  4 
„§.  94,  Tit.  5  $..  81."  Auch  hier  muss  natürlich  das  Geschäft 
Zug  um  Zug  abgeschlossen  werden,  und  ausserdem  die  Annahm* 
der  Uebertragung  von  der  andern  Seile  auf  irgend  eines  Weise, 
z.  B.  durch  Zahlung  des  Preises  oder  durch  Weiter-Giriren,  er- 
hellen; 

Äc)  Der  Cessionar  eines  Eisenbafen-QinUungsbogeDfi  ist  ver- 
pflichtet, dem  Cedenten  die  nach  geschehener  Cessio»  ausgeschrie- 
benen und  von  demselben  an  die  Gesellschaßscasse  geleistet» 
„Einzahlungen  zu  erstatten.  Allgemeines  Landrecht  Theil  I  Tit.  il 

Der  citirte  §.  402  lautet: 

„Durch  die  Cession  tritt  der  neue  Inhaber  in  alle  abgetretene 
„Rechte  und  damit  verbundene  Pflichten  des  Cedenten." 

§.   158. 

Dass  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1844  als  Ausnahme-Gesetz  slrict 
zu  interpretiren,  und  daher  im  Zweifel  für  die  Recbtsgüftigkeit  eines 
betreffenden  Vertrages  oder  eines  über  einen  solchen  Vertrag  ab-» 
geschlossenen  Vergleichs  so  entscheiden  sei,  möchte  wohl  riefe 
bezweifelt  werden  können.  In  dieser  Beziehtfng  bietet  das  Rheinische 
Archiv  Band  46  pag.  230  eine  interessante  Entscheidung  dar, 
welche  wir  ihres  allgemeinen  Interesses  wegen  hier  geben  wollen. 
Der  Fall  war  folgender : 

A  hatte  mit  B  einen  Vertrag  abgeschlossen,  nach  welchem  B  Sun 
eine  gewisse  Anzahl  von  Prioritäts-Obligationen  einer  Bise»- 
bahn  zu  einem  verabredeten  Curse,  lieferbar  nach  Erscheinen   der 
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zweiten  Emissions-Rate,  überliess.  Nach  Emission  der  zweiten 
Rate  bezog  A  die  Prioriläts-Obligationen  nicht,  und  es  kam  zwi- 
schen ihm  und  B  ein  Y ergleich  dahin  zu  Stande,  dass  et  von  der 
Beziehung  der  Obligationen  entbunden  sein,  dagegen  eine  gewisse 
Summe  bezahlen  solle. 

Als  B  aus  dem  Vergleich  auf  Zahlung  der  festgesetzten  Summe 
klagte,  machte  A  die  Einrede,  der  Vergleich  sei  nichtig  nach  $.  2 
in  fiite  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1844,  und  der  erste  Richter 
nahm  auch  diese  Einrede  an.  Dem  Appellationsrichter  boten  sich 
hierauf  vornehmlich  folgende  Fragen  zur  Entscheidung  dar:  1)  ob 
Prioril  Öls -Obligationen  überhaupt  zu  denjenigen  Papieren  gehören, 
welche  hn  Sinne  des  Gesetzes  die  Betheiligung  an  einer 
Eisenbahn-Unternehmung  bekunden?  2)  ob  das  Verbot 
des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1844  strict  auf  den  Verkehr  mit  solchen 
Ptpieren  beschränkt  werden  muss,  die  vor  Berichtigung  des  vollen 
.  .  .  Betrages  ausgegeben  worden  sind,  oder  ob  dieses  Ver- 
bot auch  auf  noch  nicht  emittirle  Papiere  analogisch  auszudehnen  ist? 
Der  Rheinische  Appellations-Gerichtshof  entschied  durch  ein 
Urtkeil  vom  6.  November  1851  obige  Fragen  irf  folgender  Weise: 
„In  Erwägung,  dass  sich  die  in  dem  $.  2  der  Verordnung 
»vom  24,  Mal  1844  aufgeführten  Verträge  über  Actieri-Promessen, 
»Jnterittgscheiiie,  Quittunggbogen  u.  s.  w.  ihrem  Gegenstande  nach 
*stf*i*tllch  auf  den  Verkehr  mit  selchen  Papieren  beschränken,  wo- 
»dwrch,  um  die  Worte  des  Paragraphen  zu  wiederholen,  die  Be- 
teiligung bei  einer  Eisenbahn-Unternehmung  bekun- 
,,det  werden  soll; 

„dass  bei  der  durch  die  Eingangsworte  und  durch  den  Titel 
»der  Verordnung  nahe  gelegten  Auffassung  dieser  Betheiligung  als 
»einer  eigentlichen  Mitbelheiligung  oder  Erwerbung  eines  Miteigen- 
»tfcums  an  der  Eisenbahn-Unternehmung,  die  Unanvvendbarkeit  des 
»bezogenen  $.  2.  in  vorliegendem  Falle  ausser  Zweifel  tritt,  (Ja  der 
«der  Klage  zu  Grunde  gelegte  Vergleich  über  einen  Vertrag  abge- 
»schlosse«  wurde,  der  sich,  ohne  dass  dabei  von  den  Contrahenten 
»die  Uebertragung  oder  Erwerbung  irgend  einer  Mitbelheiligung 
»bei  der  N.N.  Eisenbahngesellschaft  gewährt  oder  bezweckt  wurde, 
»durchaus  in  den  Grenzen  eines  Rechtsgeschäfts  hält,  welches  diese 

18* 
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„Gesellschaft  zum  Zwecke  der  Realisirung  eines  von  ihr  beabsic- 
htigten Anlebens  mit  dem  B  einging,  und  an  welchem  Geschäft 
„dann  A  unter  bestimmten Bedingungen  Theil  nahm;*) 

„dass  aber,  auch  wenn  die  im  §.  2  ab  daä  gemeinschaftliche 
„Merkmal  der  betreffenden  Verträge  gewählte  Bezeichnung  der 
„Betheiligung  bei  einer  Eisenbahn-Unternehmung  in  einem  w eitern 
„Sinne  zu  nehmen,  und  dahin  auszudehnen  ist,  dass  davon  auch  der 
„Verkehr  mit  solchen  Papieren  umfasst  wird,  die  von  Etsenbahnge- 
„sellschaften  sub  modo  eines  Anlehens  creirt,  hinsichtlich  der  Zu- 
nahme oder  Abnahme  ihres  Kaufwerths  durch  die  grössere  oder 
„geringere  Solidität  und  Prosperität  des  Eisenbahn-Unternehmens 
„selbst  bedingt  erscheinen,  —  die  Unanwendbarkeit  des  $.  2  des 
„Gesetzes  von  24.  Mai  1844  auf  das  vorliegende  Rechtsgeschäft 
„unverändert  fortbesteht,  da  die  in  diesem  Paragraphen  mit  Rechts- 
„Ungültigkeit  belegten  Verträge,  ebenfalls  nach  dem  ausdrücklichen 
„Wortlaut  des  Paragraphen,  immerhin  nur  Verträge  über  den  Ver- 
akehr mit  solchen  Papieren  sind,  die  ausser  dem,  dass  sie  die  Be- 
teiligung an  einer*  Eisenbahn-Unternehmung  bekunden  sollen,  vor 
„Berichtigung  des  vollen,  dafür  einzuzahlenden  Betrages  ausgege- 
ben werden,  —  ein  Umstand,  dessen  Mangel  hier  zu  Tage  liegt,  da 
„die  von  der  NN.  Eisenbahngesellschaft  dem  B  überlassenen  und 
„von  diesem  dem  A  theilweise  abgetretenen  Prioritäts-ObligatioMa 
„eben  erst  gegen  Auszahlung  des  dafür  stipulirten  vollen  Betrages 
„und  nicht  früher  aus  Händen  der  anlehnenden  Gesellschaft  in  den 
„Besitz  des  Darleihers  übergegangen  sind; 

„Dass  also  der  erste  Richter  den  hier  in  Frage  'stehenden 
„Vergleich  jedenfalls  mit  Unrecht  den  Bestimmungen  des  $.  2  der 
„mehr  bezogenen  Verordnung  unterworfen  hat 

Aus  diesen  Gründen  u.  s.  w.    u.  s.  w. 

Wir  halten  den  ersten  Satz,  dass  der  Zeichner  einer  Prioritits- 
Anleihe  (d.  h.  derjenige,  welcher  einer  Eisenbahngesellschaft  gegen 
einen  festen  Zinsfuss  und  ohne  Antheil  au  der  Dividende,  Geld 
leiht)  nicht  bei  der  Eisenbahn-Unternehmung   selbst  betheiligt  ist, 

*)  Wie  man  sieht,  handelt  es  sich  hier  von  dem  häufig  vorkommenden 
Falle,  wo  der  Zeichner  einer  Priorität»* Anleihe  oder  eines  Theils  derselbe« 
seine  Beteiligung  an  Andere  abgibt. 
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uid  dass  also  auch  eine  Prioritäts-Obligation  kein  die  Betheiligung 
an  einer  Bisenbahn- Unternehmung  bekundendes  Papier  darstellt,  für 
unbestreitbar  richtig.  Dass  die  Prioritäts-Obligationen  einen  Curs 
an  der  Börse  haben*  ist  hierfür  völlig  gleichgültig;  denn  auch  der 
grössere  oder  geringere  Cessions-  oder  Kaufwerth  einer  gewöhn- 
lichen Forderung  wird  durch  die  Solvabilität  des  Schuldners  be- 
dingt, und  von  dieser  allerdings  nur  in  einem  kleinen  Kreise  wir- 
kenden Schwankung  des  Cessionswerthes  einer  gewöhnlichen  For- 
derung ist  die  öffentlich  werdende  Schwankung  des  Curses  einer 
Prioritäts-Obligation,,  so  weit  sie  durch  die  Solidität  und  Prosperi- 
tät der  betreffenden  Eisenbahn-Unternehmung  bedingt  wird,  im 
Princip  nicht  verschieden.  * 

Auch  den  zweiten  Grund,  'auf  den  der  Appellrichter  sich  in 
subsidium  gestützt  hat,  halten  wfr  für  richtig.  Das  Gesetz  vom  24. 
Mai  bezieht  sich  nur  auf  den  Verkehr  mit  ausgegebenen  Pa- 
pieren, die  also  vorhanden  sein  müssen.  Allerdings  könnten. mög- 
licher Weise  den  Gesetzgeber  dieselben  Gründe  veranlasst  haben, 
atfeh  den  Verkehr  mit  noch  nicht  emittirten  Papieren  zu  verbieten; 
doch  ist  gewiss  keine  Veranlassung,  das  Verbot,  welches  jeden- 
falls die  Freiheit  des  Verkehrs  in  singulärer  Weise  beschränkt, 
über  seinen  vom  Gesetzgeber  selbst  angegebenen  Umfang  auszu- 
dehnen. 

S  159. 
In  Eisenbahn-Actien  darf  in  der  Regel  das  Vermögen  der  Pu- 
pillen nicht  angelegt  werden;  jedoch  erleidet,  wie  man  sogleich  se- 
hen wird,  diese  Regel  in  sofern  eine  Ausnahme,  als  es  sich  von 
Eisenbahnen  handelt,  bei  welchen  der  Staat  die  Zinsen  des  Anlage- 
Capitals  garantirt  hat. 

Rescript  des  Königl.  Justizministeriums  vom  23.  Mai  1842 
(Justre-Min.-Blatt  1842,  pag.  217  Nro.  113,  Min.-Blatt  d.  inn.  Verw.  1842, 
P*g.  232  Nro.  313) : 

Dem  Königl.  Pupillen-Collegium  zu  N.  wird  auf  die  Anfrage  vom  10. 
d.  Mts.  in  der  N. 'sehen  Vormundschaftssache:  ob  die  zu  dem  Kachlasse  des 
Vaters  der  Curanden  gehörigen  Eisenbahn-  und  Prioritftts-Actien  mit  Rücksicht 
**f  den  §.  109  des  Anhanges  zum  Allgemeinen  Landrecht  beibehalten  werden 
dürfen?  Folgendes  eröffnet; 
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» 

Der  Anhang  §.  109  zum  Allgemeinen  Landrecht  verfügt  zwar,  dass, 
der  Erblasser  der  Pflegebefohlenen  Capitalien  anf  Actien  solcher  Institute  be- 
legt hat,  welche  durch  ausdrückliche,  von  dem  Könige  selbst  vollzogene  Be- 
kanntmachung Darlehen  von  Privatpersonen  aufzunehmen  befugt  sind,  derglei- 
chen Capitalien,  wenn  sie  auf  Minorenne  devolvirt  sind  {  so  lange  stehen  blei- 
ben können,  bis  sich  Gelegenheit  findet,  das  Geld  zu  höheren  Zinsen  gegen 
gewöhnliche  gesetzliche  Sicherheit  unterzubringen. 

Bei  dem  Erlass  dieser  aus  dem  Rescript  vom  29.  März  1796  entnommenen 
Bestimmung  hat  jedoch  an  die  unter  ganz  andern  Verhältnissen  ans*  den  in- 
dustriellen Fortschritten  der  neueren  Zeit  hervorgegangenen  Unternehmungen 
von  Eisenbahnen,  und  an  die  hierzu  gegründeten  Actiengesellschaften  nicht  ge- 
dacht werden  können.  D6r  Justizminister  kann  darum,  in  Ermangelung  aus- 
drücklicher Allerhöchster  Genehmigung  nicht  gestatten,  dass  Pupillenvermögen 
in  Eisenbahn-  und  Prioritäts- Actien  angelegt  werde,  oder  darin  angelegt  bleibe, 
da  Eisenbahu-Actien  nur  einen  Titel  zur  Erwerbung  eines  Antheils  an  einem 
gemeinschaftlichen  Eigenthum  repräsenÄren^und  Prioritäts-Actien  weder  mit  ei- 
nem Unterpfande  noch  mit  einer  Hypothek  verseilen  sind,  die  ganze  Sicherheit 
beider  aber  lediglich  in  der  Rentabilität 'des  Unternehmens  besteht,  wofür  der 
Staat  keine  Garantie  leistet.  Nach  den  bestehenden  Gesetzen  ist  kein  Pupil- 
len-Collegium  befugt ,  ein  Eigenthum  zu  «erwerben ,  welches  den  Cnranden  mit 
vielen  Tausend  Miteigentümern  in  Verbindung  bringt  und  auch  nur  ein  An- 
recht, auf  einen  von  mannichfachen  Umständen  abhängigen  Ertrag  gewährt, 
und  eben  so  wenig  eine  Schuldforderung  an  sich  zu  bringen ,  welche  jeder 
Real-Sicherheit  entbehrt. 

C abinetsordre  vom  22.  December  18 43  (Gesetz-Sammlung  1844 
pag.  45):  Nachdem  Ich  durch  Meine  Ordre  vpm  22.  November  vorigen  Jah- 
res (cfr.  oben  §.  80  dieses  Buches)  angeordnet  habe,  dass  die  Ausführung  der 
von  den  vereinigten  ständischen  Ausschüssen  für  ein  dringendes  Bedarfnies  er- 
achteten ,  umfassenden  Eisenbahnverbindungen,  auch  durch  Uebernahme  einer 
Garantie  für  die  Zinsen  der  Anlage-Capitalien  Seitens  des  Staats  befördert 
werden  soll ,  bestimme  Ich  auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums  vom 
5.  dieses  Monats,    däss    die   Ordre    vom  3.  Mai   1821*),  betreffend  die  An- 


*)  Cabinetsordre  vom  3.  Mai  182  1:  Da  in  Gemässheit  Meiner  Ver- 
ordnung vom  17.  Januar  1820  für  die  gesammte  Staatsschuld,  mithin 
aueh  für  die  hei  weitem  den  grössten  Theil  derselben  bildenden  Staats- 
schuldscheine ,  das  gesammte  Vermögen  und  Eigenthum  des  Staates ,  ins- 
besondere die  sämmtlichen  Domänen,  Forsten  und  säcularisirten  Güter  im 
ganzen  Umfange  der  Monarchie,  bloss  mit  Ausschluss  derer,  welche  für 
das  Kron-Fideicommiss  bestimmt  sind ,  zur  Sicherheit  haften ,  die  regel- 
mässige Verzinsung  derselben  aber  durch  die  der  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden  unter  besonderer  Verantwortlichkeit  überwiesenen  Revenuen 
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nähme  der  Staatsschuldscbeme  als  pupilleu-  and  depositalmässige  Sicherheit, 
auch  auf  diejenigen  Eisenbahn-Actien  oder  Eisenbahn-Obligationen  Anwendung 
finden  soll ,  für  welche  bis  znr  Bückzahlung  der  darin  angelegten  Capitalien 
die  Zinsen  vom  Staate  unbedingt  garantirt  worden  sind,  oder  künftig  garantirt 
werden.  Beträgt  jedoch  der  vom  Staate  garantirte  Zinssatz  bei  der  einen  oder 
andern  Eisenbahn  weniger  als  3*/2  Procent ,  so  dürfen  Gelder  der  Pflegebe- 
fohlenen in  dergleichen  Eisenbahn-Actien  oder  Obligationen  nur  mit  Genehmi- 
gung der  dem  Vormundschaftsgerichte  vorgesetzten  Behörde  angelegt  werden. 

(gez.)  Friedrich  Wilhelm. 

Allerhöchster  Erlass  vom  29.  December  185  1  (Gesetz-Samm- 
lung 18.52,  pag.  34): 

Auf  den  Bericht  des  Staatsministeriums  vom  27.  dieses  Monats  bestimme 
Ich,  dass  die  Ordre  vom  3.  Mai  1821,  betreffend  die  Annahme  von  Staats- 
schuldscheinen als  pupillen-  und  depositalmässige  Sicherheit,  auch  auf  die  nach 
Meiner  Ordre  vom  28.  November  dieses  Jahres  (Gesetz- Sammlung  pag.  758) 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  7.  December  1849  (Gesetz-Sammlung  pag. 
437)  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Baues  der  Ostbahn,  der  Westphälischen 
und  der  Saarbrücker  Eisenbahn  aufzunehmenden  Staatsanleihe  und  die  auf 
diese  Anleihe  bezüglichen  Schuldverschreibungen  Anwendung  finden  soll. 

(gez.)  Friedrich  Wilhelm. 

§.    160. 

Hinsichtlich  der  Vindication  besteht  zwar  für  Eisenbahnpa- 
piere keine  Besonderheit;  sie  folgen  vielmehr  den  für  Papiere  au 
porteur  überhaupt  bestehenden  gesetzlichen  Kegeln.  Indessen  wird 
eine  Digression  über  die  Vindication  solcher  Geldpapiere  um  so 
mehr  an  der  Stelle  sein ,   als  die  betreffenden  Grundsätze  gerade 


jener  Hypothek  sichergestellt  ist;  so  bestimme  Ich  hiermit,  dass  zinsbar 
ausstehende  oder  unterzubringende  Capitalien  der  Kirchen,  Schulen,  milden 
Stiftungen  und  aller  andern  Öffentlichen  Anstalten,  der  unter  Vormundschaft 
stehenden  Personen,  wenn  ihre  Vormünder  oder  Curatoren  darauf  antra-" 
gen,  so  wie  endlich  die  Verlassensehafts -.  und  Creditmassen ,  wenn  die 
durch  den  Curator  jedes  Mal  von  Amtswegen  darüber  schriftlich  zu  be- 
fragenden respectiven  Erb -Interessenten  und  Creditoren  es  nach  der  Mehr- 
heit beschliessen ,  zum  Ankaufe  von  Staatsschuldscbeinen  verwendet  wer- 
den können. 

Eben  so  sollen  künftig  als  Amtseaution  überall  Staatsscheine  al  pari 
des  Nominalwerths  angenommen  werden  und  der  bisher  stattgefundene  Un- 
terschied: ob  die  Caution  bei  Verwaltung  von  Öffentlichem  oder  Privat- 
V«rm$gen,  namentlich  der  Depositalcassen  bestellt  wird,  fortfallen. 

(gez.)   Friedrich  Wilhelm. 
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för  die  leicht  transportablen  Eisenbahn-Actien  von  besonderm  In- 
teresse sind. 

Papiere,  die  auf  jeden  Inhaber  (au  porteur")  lauten,  können 
in  der  Regel  nicht  vindicirt,  d.  h.  Seitens  des  wahren  Eigen- 
thümers  oder  berechtigten  Besitzers  von  einem  Dritten  zurückge- 
fordert werden,  wobei  natürlich  von  allen  denjenigen  Fällen  abge- 
sehen ist,  in  welchen  ein  Dritter  durch  irgend  ein  vertragsmijs- 
ges  oder  sonst  obligatorisches  Verhältniss  zur  Restitution  verpflich- 
tet erscheint 

Das  Allgemeine  Landrecht  stellt  die  auf  jeden  Inhaber  lauten- 
den Papiere  in  Beziehung  auf  die  Vindicalion  dem  baarenGelda 
gleich. 

Folgende  Gesetzesstellen  kommen  hier  in  Betracht: 

Allgemeines  Landrecht,  Theil  I,  Tit.  15: 

§.  45  Baares  coursirendes  Geld  kann  gegen  einen  redlichen  Besitzer 
nicht  zurückgefordert  werden,  wenn  selbiges  auch  noch  unvermischt  nnd  un- 
versehrt in  dem  Beutel  oder  andern  Behältnisse ,  in  welchem  es  vorhin  gewe- 
sen ist,  gefunden  werden  sollte. 

§.  46.  Hat  jedoch  der  gegenwärtige  Besitzer  des  Geldes,  welche«  anter 
obigen  Umständen  von  allem  andern  Gelde  mit  Gewissheit  unterschieden  wer- 
den kann,  dasselbe  unentgeltlich  Überkommen,  so  muss  er  es  dem  Eigentü- 
mer herausgeben» 

§.  47.  Obige  Vorschriften  (§.  45,  46)  gelten  auch  von  den  auf  jeden 
Inhaber  lautenden  Papieren  und  Urkunden  ,  so  lange  dieselben  nicht  aosser 
Cours  gesetzt  werden. 

§.  48«  Ausser  Cours  sind  solche  Papiere  gesetzt,  wenn  der  Eigentümer 
sein  Hecht  daran ,  auf  eine  in  die  Augen  fallende  Art  auf  dem  Instrumente 
selbst  vermerkt  hat.  *) 

§.  49.  Ingleichen  alsdann ,  wenn  auf  den  unter  Öffentlicher  Autoritit 
ausgefertigten  Papieren  dieser  Art ,  durch  einen  den  Regeln  des  Instituts  ge- 
mässen  Vermerk  erklärt  ist ,  dass  sie  nicht  mehr  an  jeden  Inhaber  zahlbar 
sein  sollen. 


*)  Nach  der  Einleitung  und  §.  1  des  Gesetzes  vom  16.,  Juni  1835  hit 
zwar  das  Aussercourssetzen,  in  sofern  es  durch  Privatpersonen  geschieht, 
den  betreffenden  Gesellschaften  oder  Instituten  gegenüber  keine  bindende 
Kraft;  indessen  verfugt  das  alinea  2  des  erwähnten  Paragraphen  ws- 
drücklich  :  ,In  Ansehung  der  Wirkung  derselben  (nämlich  der  Aosrtr* 
„courssetzung  durch  eine  Privatperson)  gegen  andere  Besitzer  verbleibt 
„es  bei  den  Vorschriften  des  Allgemeinen  I^andrechts,  Theil  I,  T/t  M 
„§.  47  und  &« 
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§  50.  Privatrermerke  (§.  48)  können  nickt  anders,  als  nach  vorherge- 
gangener gerichtlicher  Untersuchung  durch  ein  auf  das  Instrument  seihst  ge- 
setztes gerichtliches  Attest  aufgehoben  und  das  Papier  wieder  in  Cours  ge- 
setzt werden. 

§.  51.  Die  §.  49  beschriebenen  Vermerke  hingegen  kann  nur  dasjenige 
Institut,  welches  sie  gemacht  hat,  wieder  aufheben. 

$.  52.  Die  Öffentliche  Bekanntmachung  der  Entwendung  oder  des  Ver- 
lustes eines  solchen  Instruments  ist  noch  nicht  hinreichend,  Denjenigen,  wel- 
cher dasselbe  vor-  oder  nachher  an  sich  bringt,  als  einen  unredlichen  Be- 
sitzer darzustellen. 

§♦  53.  Nur  alsdann  ist  der  Öffentlichen  Bekanntmachung  diese  Wirkung 
beizulegen,  wenn  der  Eigenthumer  den  Besitzer  überfuhren  kann ,  dass  dieser 
davon,  znr  Zeit  des  Erwerbes,  wirklich  Wissenschaft  gehabt  habe. 

Werden  Papiere,  weiche  auf  den  Inhaber  lauten,  gefunden, 
so  fällt  der  Fall  offenbar  unter  den  vorabgedruckten  §  46; 
denn  der  Finder  hat  die  Papiere  unentgeltlich  überkommen  und 
muss  sie  daher  dem  Eigenthumer  herausgeben.  Indessen  gelten 
auch  für  diesen  Fall  die  Vorschriften  des  Allgemeinen  Landrechts, 
Theil  I,  Tit.  9  §.  31  ff.,  deren  Inhalt  wir  nur  im  Allgemeinen  dahin 
angeben  wollen,  dass,  wenn  der  Finder  der  Obrigkeit  Anzeige  macht, 
unter  gewissen  Bedingungen  und  nach  gewissen  Bekanntmachungen 
der  Zuschlag  der  gefundenen  Sache  an  den  Finder  und  beziehungs- 
weise an  die  Armencasse  gerichtlich  erfolgen  kann,  gegen  welchen 
Machtheil  der  verlierende  Eigenthumer  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung seines  Verlustes  mit  einer  deutlichen  Beschreibung  der 
verlorenen  Sache  nach  §.  50  ibidem  zwar  nicht  in  allen  Fällen, 
aber  oft  sich  schützen  kann.  Es  werde  übrigens  noch  darauf  auf- 
merksam gemacht,  dass  es  nach  $.  226  des  Strafgesetzbuches  ei- 
ner Unterschlagung  gleich  geachtet  und  daher  nach  $.  227  mit 
Gefängniss  nicht  unter  einem  Monat  und  mit  zeiliger  Untersagung 
der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  (im  Milderungsfalle 
mit  Ermässigung  bis  auf  einen  Tag  Gefängniss)  bestraft  wird: 

wenn  Derjenige,  welcher  eine  fremde  bewegliche  Sache  (also 
auch  eine  Eisenbahn- Actie)  gefunden  oder  durch  Zufall  in 
seinen  Gewahrsam  bekommen  hat,  dieselbe  zum  Nachtheil  des 
Eigentümers,  Besitzers  oder  Inhabers  veräussert,  verpfän- 
det, verbraucht  oder  bei  Seite  schafft,  oder  den  Gewahrsam 
derselben  der  Obrigkeit  wider  besseres  Wissen  ableugnet. 
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Werden  Eisenbahn- Actien  vindici't,  so  müssen  sie  bei  der 
Klage  ganz  genau  bezeichnet  werden.  Diesen  Satz  hat  das  Ober- 
Tribunal  in  einer  Entscheidung  vom  3.  Juli  1851  (cfr.  Striethorst's 
Archiv,  Band  II,  pag.  219  Nro.  46)  in  folgenden  Worten  präcfcirt: 

„Eisenbahn-Actien  können  zwar  in  der  Weise  vindicirt  wer- 
ben, wie  die  Paragraphen  45—46,  Theü  I,  TU,  ib  des  AHgeftiei- 
„nen  Landrechts  dieses  für  baares  Geld  gestatten;  zur  Zulässigkeit 
„der  Vindication  gehört  aber  eine  ganz  genaue  Bezeichnung  der 
„Actien.* 

JEs  ist  daher  den  Besitzern  von  Actien  jedenfalls  zu  ralhen, 
sich  ihre  Nummern  zu  merken« 

Das  Rheinische  Recht  enthält  auch  hier  (abgesehen  von 
allen  denjenigen  Fällen,  wo  Jemand  aus  einem  contractiichen  oder 
contractähnlichen  Verhältnis  zur  Restitution  verpflichtet  ist)  über 
die  Vindication  von  beweglichen  Sachen  (meubles)  gleichmässige 
Vorschriften,  die  ebenfalls  für  Papiere,  die  au  porteur  lauten,  über- 
haupt und  mithin  auch  für  Eisenbahn -Papiere  (Actien  etc.)  an- 
wendbar sind.     . 

Der  Art  2279  des  Code  Napoleon  stellt  als  Grundsatz  an 
die  Spitze  ,  dass  bei  beweglichen  Sachen  der  Besitz  einem  Titel 
gleich  zu  achten  sei  —  en  fait  de  meubles  la  possession 
vaut  titre — ,  und  verfugt  sodann,  dass  nichts  desto  weniger  der- 
jenige, welcher  eine  bewegliche  Sache  verloren  hat,  oder  welchem 
sie  gestohlen  ist,  das  Recht  haben  soll,  dieselbe  innerhalb  3  Jahren 
nach  dem  Tage  des  Diebstahls  oder  des  Verlustes ,  in  der  Hand 
eines  jeden  dritten  Besitzers  (einerlei  ob  derselbe  gutgläubig- ist 
oder  nicht)  zu  vindiciren ,  wobei  Letzterem  den  Regress  gegen 
Denjenigen  vorbehalten,  wird  v  von  welchem  er  die  Sache  empfan- 
gen hat.  Nach  dem  folgenden  Artikel  2280  kann  jedoch  die  Rück- 
gabe von  dem  dritten  Besitzer  dann  nur  gegen  Erstattung  des  da- 
für gezahlten  Preises  verlangt  werden,  wenn  dieser  die  Sache  auf 
einem  Jahrmärkte  oder  Markte  oder  bei  einer  öffentlichen  Verstei- 
gerung oder  von  einem  mit  ähnlichen  Sachen  handelnden  Kaufmann 
gekauft  hat. 

Die  Anwendbarkeit  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  in  der 
Rheinprovins  war  in  einem  Falle  bestritten  worden,  wo  es  sich  von 
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der  Vindicaüon  gestohlener  auf  den  Inhaber  lautenden  Actien  eines 
Bankinstituts*  die  vom  Staate  garantirt  waren,  handelte.  Man  be- 
zog sich  nämlich  auf  das  über  die  Amortisation  verlorener  Staats- 
papiere bezügliche  Gesetz  vom  16.  Juni  1819  und  zwar  auf  den 
§.  23  desselben,  welcher  verfügt: 

Das  gegenwärtige  Gesetz  soll  durchweg  in  Unserer  gesammten  Monarchie 
Anwendung  finden,  weswegen  Wir  also  auch  für  diejenigen  Theile  derselben, 
in  denen  das  Allgemeine  Landrecht  und  die  Allgemeine  Gerichtsordnung  nicht 
gelten,  den  §§.  47  bis  und  mit  §.  53  des  Tit.  15,  Theil  I  des  Allgemeinen 
Landrechts*)  hierdurch  volle  Gesetzeskraft  beilegen  und  seihige  zu  dem  Ende 
in  Verbindung  mit  den  nächst  vorhergehenden  Paragraphen  42 — 46  —  diese 
jedoch  nur,  um  den  übrigen  zum  Yerständniss  zu  dienen  —  dem  gegenwärti- 
gen Gesetz  haben  beifügen  lisaftn« 

Der  Rheinische  Appellations-Gerichtshof  hat  indessen  durch  ein 
Urlheil  vom  19.  März  1851  (cfr.  Rheinisches  Archiv  ,  Band  47, 
pag.  1)  erkannt,  dass  der  §.  23  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1819 
nicht  die  Tragweite  habe,  die  civilrechtlichen  Vorschriften  des  in 
der  Rbeinprovtoz  gellenden  Rechtat  Ober  Vindic^tion  voa  Mobiüen, 
Geld  und  Papieren  auf  den  Inhaber,  welche  nicht  Staatspa- 
piere sind,  zu  berühren. 

Durch  vorstehende  Entscheidung  wird  diejenige  wohl  unzwei- 
felhaft richtige  Ansicht  nicht  berührt,  nach  welcher  die  auf  Staats- 
anleihen zum  Zwecke  des  Eisenbahnbaues,  z.  B.  in  Gemässheit 
des  Gesetzes  vom  7.  December  1849  (Gesetz-Sammlung  1849, 
pag.  437),  bezüglichen  Schuldverschreibungen  und  sonstigen  Pa- 
piere hinsichtlich  der  Vindikation  in  Folge  des  $.  23.  des  Gesetzes 
vom  16.  Juni  1819  auch  in  der  Rheinprovinz  nicht  nach  den  Grund- 
sätzen des  Rheinischen  Rechts,  sondern  nach  den  Vorschriften  des 
Allgemeinen  Landrechts  zu  beurtheilen  sind. 

Ob  übrigens  Papiere  au  porteur  auch  im  Falle  des  Verlustes 
oder  Abhandenkommens  einem  gesetzlichen  Amortisationsverfahren 
unterliegen,  ist  für  das  Recht  der  Vindjcation,  in  wiefern  es  dem 
Eigentümer  gegen  einen  Dritten  zusteht,  gleichgültig. 


*)  Es  sind  dies  die  vorstehend  abgedruckten  Paragraphen  des  Allgemeinen 
Landrechts. 


NACHTRAG. 


I.  Das  Preussische  Elsenbahngesetz. 

(toset!  TM  3»  Ftomker  18S8>  ifer  iHe  Ekeifcdm-fatarmehaiigei. 

Wir  Friedrich  Wilhelm  etc.  etc.-  haben  für  nöthig  erachtet,  Über  die  Ei- 
senbahn-Unternehmungen und  insbesondere  über  die  Verhältnisse  der  Eisen- 
bahngesellschaften zum  Staate  und  zum  Publikum  allgemeine  Bestimmungen 
zu  treffen,  und  verordnen  demnach  auf  den  Antrag  Unseres  Staatsministeriums 
und  nach  erfordertem  Gutachten  Unseres  Staatsrate,  -wie  folgt: 

§.  1.  Jede'  Gesellschaft,  welche  die  Anlegung  einer  Eisenbahn  beabsich- 
tigt, hat  sich  an  das  Handelsministerium  zu  wenden,  und  demselben  die  Haupt- 
punkte der  Bahnlinie,  so  wie  die  Grösse  des  zu  der  Unternehmung  bestimmten 
Actien-Capitals  genau  anzugeben.  Findet  sich  gegen  die  Unternehmung  im 
Allgemeinen  nichts  zu  erinnern ,  so  ist  der  Plan  derselben ,  nach  den  bereits 
ertheilten  und  künftig  etwa  noch  zu  erlassenden  Instructionen,  einer  sorgfalti- 
gen Prüfung  zu  unterwerfen.  Wird  in  Folge  dieser  Prüfung  Unsere  landes- 
herrliche Genehmigung  ertheilt,  so  hat  das  Handelsministerium,  unter  Eröff- 
nung der  etwa  nöthig  befundenen  besonderen  Bedingungen  und  Maassgaben, 
eine  Frist  festzusetzen,  binnen  welcher  der  Nachweis  zu  führen  ist,  dass  das 
bestimmte  Actien-Capital  gezeichnet  und  die  Gesellschaft,  nach  einem  unter 
den  Actienzeichnern  vereinbarten  Statute,  wirklich  zusammengetreten  sei. 

§.  2.  Hinsichtlich  der  Actien  und  der  Verpflichtungen  der  Actienzeich- 
ner  finden  folgende  Grundsatze  Anwendung: 

1)  die  Actien  dürfen  auf  den  Inhaber  gestellt  werden  und  sind  stempelfrei; 

2)  die  Ausgabe  der  Actien  darf  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrags 
derselben  nicht  erfolgen ,    und  eben  so  wenig  die  Ertheilung  auf  den  In- 
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haber  gestellter  Promessen,  Interimsscheine  etc.    üeber  Partialzahlungen 
dürfen  nur  Quittungen,  auf  den  Namen  lautend,  ertheilt  werden; 

3)  der  Zeichner  der  Actie  ist  für  die  Einzahlung  von  40  Procent  des  No- 
minalbetrages der  Actie  unbedingt  verhaftet;  von  dieser  Verpflichtung 
kann  derselbe  weder  durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Drit- 
ten sich  befreien,  noch  Seitens  der  Gesellschaft  entbunden  werden.  Ffir 
den  Fall,  dass  -die,  ausgeschriebenen  Partialzahlungen  in  Rückstand  blei- 
ben, ist  die  Bestimmung  von  ConventionaUtrafen,  ohne  Rücksicht  auf  die 
sonst  hinsichtlieh  deren  Höhe  gesetzlich  bestehenden  Beschrankungen,  zu* 
lässig; 

4)  nach  Einzahlung  von  40  Procent  hat  die  Gesellschaft,  wenn  der  ur- 
sprüngliche Zeichner  der  Actie  sein  Anrecht  auf  einen  Andern  übertra- 
gen hat,  die  Wahl*  ob  sie 

a)  den  ursprünglichen  Zeichner  seiner  Verpflichtung  entlassen  und  sich 
lediglieh  an  den  Cessionar  halten,  oder 

b)  der  Abtretung  ungeachtet,  den  ursprünglichen  Zeichner  noch  ferner  in 
Anspruch  nehmen  will,  in  welchem  Fall  die  Gesellschaft  gegen  den 
Cessionar  keinen  Anspruch  hat 

Der  hierüber  von  dem  Vorstande  der  Gesellschaft  zu  fassende  Be- 
schluss  ist  beim  Ausschreiben  der  nächsten  Partialzahlung  bekannt  zu 
machen. 

5)  Bei  jeder  folgenden  Cession  treten  dieselben  Bestimmungen  ein  ,  welche 
unter  4)  für  die  erste  gegeben  worden  sind. 

6)  Wenn  nach  Einzahlung  von  40  Procent  die  ferneren  Partialzahlungen 
nicht  eingehen,  so  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  entweder 

a)  den  Zahlungspflichtigen  weiter  in  Anspruch  zu  nehmen,  oder 

b)  denselben,  unter  Aufhebung  seiner  Verpflichtung  gegen  die  Gesellschaft, 
des  bereits  Gezahlten  und  aller  Rechte  aus  den  bisherigen  Zahlungen 
verlustig  zu  erklaren.  Bis  zu  dem  Betrage,  mit  welchem  die  auf  diese 
Weise  ausscheidenden  Interessenten  betheiligt  waren,  dürfen  neue  Ac- 
tienzeichnungen  zugelassen  werden. 

§.  3.  Pas  Statut  ist  zu  Unserer  landesherrliehen  Bestätigung  einzurei- 
chen; es  muss  jedoch  zuvor  der  Bauplan  im  Wesentlichen  festgestellt  wor- 
den sein. 

So  lange  die  Bestätigung  nicht  erfolgt  ist,  bestimmen  sich  die  Verhält- 
nisse der  Gesellschaft  und  ihrer  Vertreter  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften  Über  Gesellschafts-  und  Mandatsverträge;  mittels  der  Bestätigung 
des  Statuts,  welches  durch  die  Gesetzsammlung  zu  publiciren  ist,  werden  der 
Gesellschaft  die  Rechte  einer  Corporation  oder  einer  anonymen  Gesellschaft 
ertheilt. 

$.  4.  Die  Genehmigung  der  Bahnlinie  in  ihrer  vollständigen  Durchfüh- 
rung durch  alle  Zwischenpunkte  wird  dem  Handelsministerium  vorbehalten ;  eben 
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so  sind  die  Verhältnisse  der  Constrnctkm  söwdhl  der  Öahh  als  der  anrawen- 
denden  Fahraeuge,  an  diese  Genehmigung  gebunden.  Alle  Vorarbeiten  zurBe- 
grftnchmg  der  Genehmigung  bat  die  Gesellschaft  auf  iure  Kosten  zu  beschaffen. 

$.  5.  Die  Anlage  vom  Zweigbahnen  kann  eben  st> ,'  wie  die  von  neuen 
ESseabahaen  überhaupt  nur  hat  unserer  lantteshervlitaen  Genehmigung  statt- 
finden. 

§.  6.  Zar  Emission  von  Actien  über  die  ursprünglich  festgesetzte  Zahl 
hinaus,  ilt  Urisere  GenehnBgusg  nothwendig.  Die  Anfnabme  vbü  Gelddarleh- 
nen  (womit  der  Kauf  auf  Credit  rieht  gleichgestellt  werden  soll)  bedarf  der 
Zustimmung  des  Handelsministeriums,  Welches  dieselbe  an  die  Bedirigung  eines 
festzustellenden  Zins-  und  Tilgungsfonds  z«  knüpfen  befugt  Ist.   ' 

§.  7;  Die"  Gesellschaft  ist  belügt,  die  fü*  das1  Unternehme1»  erforderfichen 
Grundstücke  ohne  Genehmigung  einer  Staatsbehörde  zu  erwerben ;  zur  Gültig- 
keit  der  Veräussernng  von  Grundstücken  ist  jedoch  die  Geneftmrigtirig  der  Re- 
gierung nöthig.  "     *         '' 

§.  8.  Für  den  Fäll,  data  über  *en  Erwerb  der  Ür  die  Bahnanlage  tfoth- 
wendigen  Grundstücke  eine  Einigung  mit  de*  Grundbesitzern  nicht  txt  Stande 
kommt,  wird  der  Gesellschaft  das  Recht  zur  Expropriation,  welchem  auch  die 
Nutzungsberechtigten  unterworfen  sind,  verliehe*. 

Dasselbe  erstreckt  sieh  insonderheit: 

1)  auf  den  zu  der  Bahn  selbst  erforderlichen  Grund  und  Boden; 

2)  auj  den  zu  den  nöthrgen  Ausweichungen  erforderlichen  Raum ; 

3)  auf  den  Raum  zur  Unterbringung  der  Erde  und  des  Schuttes  etc. ,  bei 
Einschnitten,  Tunnels  und  Abtragungen; 

4)  auf  den  Kaum  für  die  Bahnhöfe,  die  Aufseher-  und  Wärterhäuser,  die 
Wasserstationen  und  längs  der  Bahn  zu  errichtenden  Kohlenbeh&Itüisse 
zur  Versorgung  der  Dampfmaschinen,  und 

5)  überhaupt  amf  den  Grand  und  Boden  für  alle  sonstige  Anlagen ,  welche 
zu  dem  Behnfe ,  damit  die  Bahn  als  eine  öffentliche  Strasse  zur  allge- 
meinem Besatzung  dienen  könne,  nöthig  oder  in  Folge  äet  Bahnanlage  im 
öffentlichen  Interesse  erforderlich  sind« 

Die  Entscheidung  darüber,  welche  Grundstücke  für  die  obigen  Zwecke 
(Nro.  X — 5)  in  Anspruch  zu  nehmen  sind,  steht  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
Regierung,  mit  Vorbehalt  des  Recurses  an  das  Ministerium,  zu.  Dagegen  ist 
das  Expropriationsrecht  auf  solche  Anlagen  nicht  auszudehnen ,  "welche ,  wie 
Waaremnagarine  und  dergleichen,  nicht  den  unter  Nro.  5  gedachten  allgemei- 
nen Zweck,  sondern  nur  das  Priratinteresse  der  Gesellschaft  angehen. 

5.  9.  Ausser  dem  Expropriationsrechte  wird  der  Gesellschaft  auch  das 
Recht  zur  vorübergehenden  Benutzung  fremder  Grundstücke  Behufs  der  Ein- 
richtung von  Interimswegen,  der  Materialiengewinnung  etc.,  ebenso,  wie  es  bei 
der  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Kunststrassen  dein  Staate  zusteht,  «nUF" 
räumt.     In  welchem  Umfange  dieses   Recht  nach  den    in    den  verschiedenes 
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Landestbeilen  bestehenden  Vorschriften  geltend  au  machen,  und  welehe  Grund- 
stücke dabei  in  Anspruch  zu  nehmen  sind,  hat  die  Regierung,  Vorbehaltlich 
des  Recnrses  an  das  Handelsministerium ,  zu  bestimmen.  Jedoch  ist  überall 
da«  Ausgraben  tob  Erde  cur  Ziegelfabrikation  und  von  Feldsteinen,  so  wie  die 
£r6ffnung  von  Steinbrüchen  und  die  Benutzung  schon  vorhandener  Steinbruche, 
m  den  durch  gegenwärtigen  Paragraphen  den  Gesellschaften  beigelegten  Be- 
fugnissen nicht  enthalten. 

§.  10.  Weflti  die  Gesellschaft  ein  benachbartes  Grundstück  zur  Unter- 
bringung der  Erde  und  de»  Schuttes  in  Anspruch  genommen  hat  (§.  8  Kr.  3), 
so  Soll,  nachdem  dieser  Zweck  vollständig  erreicht  ist ,  der  Eigentümer  die 
Wahl  haben,  dieses  Grundstück  (nach  §.  8)  der  Gesellschaft  fortwährend  eu 
überlassen,  oder  (nach  §.  9)  gegen  Ersatz  der  Werthsterminderung  zurück- 
zunehmen. Sollte  jedoch  der  fortwährende  Besitz  desselben  def  Gesellschaft 
für  die  Sicherheit  der  Bahn  nüthrg  sein,  so  fällt  der  Anspruch  des  Eigenthü* 
mers  auf  Bückgabe  hinweg. 

§.  11«  Die  Expropriation  erfolgt  in  denjenigen  Landestheilen ,  wo  das 
Allgemeine  Landrecht  in  Kraft  ist,  nach  Vorschrift  der  §§.  8—11,  Theil  I, 
Titel  11. 

Die  Regierung  ernennt  die  Taxatoren  und  leitet  das  Abschätzungsverfah- 
ren  unter  Zuziehung  beider  Theile.  Der  Efgeathümer  ist  verpflichtet,  gegen 
Empfang  oder  gerichtlich«  Depositum  des  Taxwerths,  das  Grundstück  der  Ge- 
sellschaft zu  übergeben,  und  wird  nöthigen  Falls  von  der  Regierung  hierzu 
angehalten. 

Der  Eigenthümer  kann,  wenn  er  mit  der  Schätzung  der  Taxatoren  nicht 
zufrieden  »t>  auf  richterliche  Entscheidung  über  den  Werth  antrsgen.  Der  Ge* 
Seilschaft  steht  ein  solches  Recht  nicht  zu« 

In  der  Rheinprovina,  so  weit  das  Allgemein«  Landrecht  daselbst  nicht  in 
Kraft  ist,  erfolgt  die  Ausübung  des  Expropriationsrechts  ($,  8)  und  die  Fest* 
Stellung  de«  Entschädigungen  nach  den  für  die  Expropriation  dort  geltenden 
Bestimmungen. 

9.  12.  Wenn  bei  dar  Entschädigung  afesser  dem  Eigeatfeftmer  «ach 
Realberechtigte  in  Betracht  kommen,  so  hängt  es  von  dem  Ermessen  4e*  Re- 
gierung ab,  ob  die  Entschädigungssumme  gerichtlich  deponirt,  oder  ob  dafür 
Castion  gestellt  werden  soll,  in  welchem  letztem  Fall  die  Gesellschaft  vom 
Zeitpunkt  der  UebergsJbe  an,  landesübliche  Zinsen  zu  zahlen  hat. 

§.  13.  Für  die  vorübergehende  Benutzung  von  Grundstücken  (§.  9)  ist 
4to  Entschädigung  in  gleicher  Art,  wie  bei  der  Expropriation  (§.  1 1 ),  zu  be- 
stimmen« Es  kian  aber  für  deren  Gewährung  die  Bestellung  einer  angemes- 
senen Caution  verlangt  werden ,  in  welchem  Falle  die  Regierung  die  Sache 
interimistisch  zu  regulirtn  hat« 

§,14.  Ausser  der  Geldeutschädigung  ist  die  Gesellschaft  auch  zur  Ein- 
richtung nnd  Unterhaltung  aller  Anlagen  verpflichtet,  welehe   die  Regierung 
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an  Wegen,  Ueberfahrten,  Triften,  Einfriedigungen,  Bewässerung**  oder  Vor- 
fluthsanlagen  etc.  nöthig  findet,  damit  die  benachbarten  Grundbesitzer  gegen 
Gefahren  nnd  Nachtheile  in  Benutzung  ihrer  Grundstücke  gesichert  werden. 

Entsteht  die  Nothwendigheit  solcher  -Anlagen  erst  nach  Erdflnung  der 
Bahn  durch  eine  mit  den  benachb  arten  Grundstücken  vorgehende  Veränderung, 
so  ist  die  Gesellschaft  zwar  auch  zu  deren  Einrichtung  und  Unterhaltung  Ter- 
pflichtet,  jedoch  nur  auf  Kosten  der  dabei  interessirten  Grundbesitzer,  welche 
deshalb  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  Caution  zu  bestellen  haben. 

§.  15.  Bei  der  Zahlung  der  Geldvergütungen  für  Grundstücke,  welche 
nach  §.  8  der  Expropriation  unterworfen  sind,  ohne  Unterschied,  ob  die  Ver- 
änsserung  selbst  durch  Expropriation,  oder  durch  freien  Vertrag  bewirkt  wird, 
kommen  die  für  den  Chausseebau  in  den  verschiedenen  Landestheilen  hier- 
über bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zur  Anwendung;  auch  sollen  die 
dabei  vorkommenden  Verhandlungen  Stempel-  und  portofrei  erfolgen. 

§.  16.  Hat  die  Gesellschaft  ein  nach  §.  8  der  Expropriation  unterwor- 
fenes Grundstück ,  sei  es  durch  Expropriation  oder  durch  freien  Vertrag,  er- 
worben ,  so  soll  für  dasselbe  ein  Anspruch  sowohl  auf  Wiederkauf  als  tnf 
Vorkauf  eintreten.,  wenn  in  der  Folge  entweder  die  Anlage  dieser  Eisenbahn 
aufgegeben,  oder  das  Grundstück  zu  ihren  Zwecken  entbehrlich  wird. 

§.  17.  Den  Anspruch  auf  Wiederkauf  und  Vorkauf  hat  der  zeitige  Ei- 
genthümer  des  durch  den  ursprünglichen  Erwerb  (§.  16)  verkleinerten  Grundstück*. 

§.  18.  Den  Wiederkauf  kann  dieser  Eigenthümer  in  einem  solchen  Fall 
zu  jeder  Zeit  geltend  machen;  bestreitet  die  Gesellschaft  das  Dasein  der  im 
§.16.  bestimmten  Bedingungen ,  so  tritt  richterliche  Entscheidung  ein.  Die 
Gesellschaft'  kann  von  ihrer  Seite  den  Eigenthümer  auffordern ,  sich  über  die 
Ausübung  dieses  Rechts  zu  erklären ,  und  er  verliert  dasselbe ,  wenn  er  nicht 
binnen  zwei  Monaten  diese  Erklärung  abgibt.  Bei  dem  Wiederkauf  zahlt  der 
Eigenthümer  den  ursprünglichen  Kaufpreis,  nach  Abzug  der  durch  die  bishe- 
rige Benutzung  in  dem  Grundstück  entstandenen  Werthsvermindenmg.  *  Dag* 
gen  kann  die  Gesellschaft  keine  Verbesserungen  in  Anrechnung  bringen,  wohl 
aber  .die  von  ihr  auf  diesem  Boden  etwa  errichteten  Gebäude  oder  andere  An- 
lagen hinwegnehmen. 

.§.  19.  Der  Vorkauf  tritt  ein,  wenn  die  Gesellschaft  das  entbehrlich  ge- 
wordene Grundstück  anderweit  zu  verkaufen  Gelegenheit  findet.  Sie  hat  diese 
Absicht,  so  wie  den  angebotenen  Kaufpreis  dem  nach  §.  17  berechtigten  Ei- 
genthümer anzuzeigen,  welcher  sein  Vorkaufsrecht  verliert,  wenn  er  sich  nicht 
binnen  zwei  Monaten  darüber  erklärt.  Unterl&sst  die  Gesellschaft  die  Anzeigt) 
so  kann  der  Berechtigte  seinen  Anspruch  gegen  jeden  Besitzer  geltend  machen. 

§.  20.  Für  alle  Entschädigungsansprüche,  welche  in  Folge  der  Bshn- 
anlage  an  den  Staat  gemacht,  nnd  entweder  von  der  Gesellschaft  selbst  «1er* 
kannt,  oder  unter  ihrer  Zuziehung  richterlich  festgestellt  werden,  ist  die  Ge- 
sellschaft verpflichtet. 
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§.  21.  Das  Handelsministerium  wird  nach  vorgangiger  Vernehmung  der 
Gesellschaft  die  Fristen  bestimmen,  in  welchen  die  Anlage  fortschreiten  und 
vollendet  werden  soll,  und  kann  für  deren  Einhaltung  sich  Bürgschaften  stel- 
len lassen.  Im  Falle  der  Nichtvollendung  binnen  der  bestimmten  Zeit  bleibt 
vorbehalten,  die  Anläge,  so  wie  sie  liegt,  für  Rechnung  der  Gesellschaft  unter 
der  Bedingung  zur  öffentlichen  Versteigerung  zu  bringen ,  dass  dieselbe  von 
den  Ankäufern  ausgeführt  werde.  Es  mus?  jedoch  dem  Antrage  auf  Verstei- 
gerung die  Bestimmung  einer  schliesslichen  Frist  von  sechs  Monaten  zur  Voll- 
endung der  Bahn  vorangehen. 

§.  22.  Die  Bahn  darf  dem  Verkehr  nicht  eher  eröffnet  werden,  als, 
nach  vorgängiger  Revision  der  Anlage ,  von  der  Regierung  die  Genehmigung 
dazu  erthcilt  worden. 

§.  23.  Die  Handhabung  der  Bahnpolizei  wird,  nach  einem  darüber  von 
dem  Handelsministerium  zu  erlassenden  Reglement,  der  Gesellschaft  übertra- 
gen. Das  Reglement  wird  zugleich  das  Verhältnis«  der  mit  diesem  Geschäft 
beauftragten  Beamten  der  Gesellschaft  näher  festsetzen. 

§.  24.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Bahn  nebst  den  Transport- 
anstalten  fortwährend  in  solchem  Stande  zu  erhalten ,  dass  die  Beförderung 
mit  Sicherheit  und  auf  die  der  Bestimmung  des  Unternehmens  entsprechende 
Weise  erfolgen  könne ;  sie  kann  hierzu  im  Verwaltungswege  angehalten  werden. 

§.  25.  Die  Gesellschaft  ist  zum  Ersatz  verpflichtet  für  allen  Schaden, 
welcher  bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn,  an  den  auf  derselben  beförderten 
Personen  trnd  Gütern,  oder  auch  an  anderen  Personen  und  deren  Sachen,  ent- 
steht und  sie  kann  sich  von  dieser  Verpflichtung  nur  durch  den  Beweis  be- 
freien, dass  der  Schaden  entweder  durch  die  eigene  Schuld  des  Beschädigten, 
oder  durch  einen  unabwendbaren  äussern  Zufall  bewirkt  worden  ist.  Die  ge- 
fahrliche Katur  der  Unternehmung  selbst  ist  als  ein  solcher ,  von  dem  Scha- 
denersatz befreiender,  Zufall  nicht  zu  betrachten. 

§.26.  Für  die  ersten  drei  Jahre  nach  dem  auf  die  Eröffnung  der  Bahn 
folgenden  1 .  Januar  wird,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  §.  45,  der  Ge- 
sellschaft das  Recht  zugestanden ,  ohne  Zulassung  eines  Concurrenten ,  den 
Transportbetrieb  allein  zu  unternehmen  und  die  Preise  sowohl  für  den  Perso- 
nen, als  für  den  Waarentransport  nach  ihrem  Ermessen  zu  bestimmen.  Die 
Gesellschaft  muss  jedoch 

1)  den  angenommenen  Tarif  beim  Beginn  des  Transportbetriebes  und  die 
späteren  Aenderungen  sofort- bei  deren  Eintritt,  im  Falle  der  Erhöhung 
aber  sechs  Wochen  vor  Anwendung  derselben ,  der  Regierung  anzeigen 
und  öffentlich  bekannt  machen,  und 

2)  für  die  angesetzten  Preise  alle  zur  Fortschaffung  aufgegebene  Waaren, 
ohne  Unterschied  der  Interessenten ,  befördern ,  mit  Ausnahme  solcher 
Waaren,  deren  Transport  auf  der  Bahn  durch  das  Bahnreglement  oder 
sonst  polizeilich  für  unzulässig  erklärt  ist. 

Eisenb«hnrecht  IL  19 
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§.  27.  Nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  können ,  zum  Transportbe- 
triebe auf  der  Bahn,  ausser  der  Gesellschaft  selbst,  auch  Andere,  gegen  Ent- 
richtung des  Bahngeldes  oder  der  zu  regulirenden  Vergütung  (§§--28  —  3t, 
vergl.  mit  §.  45),  die  Befugniss  erlangen,  wenn  das  Handelsministerium,  nach  Prü- 
fung aller  Verhältnisse  es  angemessen  findet,  denselben  eine  Concession  zu  ertheilen. 

§,  28.  Auf  solche  Concurrenten  sind,  in  Ansehung  der  Bahnpolizei,  der 
guten  Erhaltung  ihrer  Anstalten,  so  wie  der  Verpflichtung  zum  Schadenersatz 
dieselben  Bestimmungen  anzuwenden,  welche  in  den  §§.  23,  24,  25,  für  die 
ursprüngliche  Gesellschaft  gegeben  sind. 

§.  29.  Die  Höhe  des  Bahngeldes,  zu  dessen  Forderung  die  Gesellschaft, 
in  Ermangelung  gütlicher  Einigung  mit  den  Transport-Unternehmern,  berech- 
tigt ist,  wird  in  der  Art  festgesetzt,  dass  durch  dessen  Entrichtung,  unter  Zu- 
grundelegung der  wirklichen  Erträge  aus  den  letztverflossenen  Jahren, 

1)  die  Kosten  der  Unterhaltung  und  Verwaltung  der  Bahn  nebst  Zubehör 
(mit  Ausschluss  der  das  Transport-Unternehmen  angehenden  Betriebs-  nnd 
Verwaltungskosten)  bestritten, 

2)  'der  statutenmässige  Beitrag  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds  füraus- 
sergewöhnliche,  die  Bahn  und  Zubehör  betreffende  Ausgaben  aufgebracht, 

3)  die  von  der  Gesellschaft  zu  übernehmenden  Lasten  (einschliesslich  der 
im  §.  38  gedachten)  gedeckt  werden  können;  woneben  ausserdem 

4)  der  Gesellschaft  an  Zinsen  und  Gewinn  ein,  der  bisherigen  Nutzung  ent- 
sprechender, Reinertrag  des  auf  die  Bahn  und  Zubehör  verwendeten  An- 
lage-Capitals ,  zu  gewähren  bleibt ,  mit  der  weiteren  Maassgabe  jedoch, 
dass  dieser  Reinertrag,  auch  wenn  die  Erträge  der  verflossenen  Jahre 
eine  höhere  Nutzung  des  Anlage-Capitals  gewährt  hätten,  nicht  höher 
als  zu  10  Procent  des  letzteren,  dagegen  umgekehrt,  auch  wenn  die  Er- 
träge der  Vorjahre  sich  nicht  so  hoch  belaufen  hätten,  nicht  geringer  ak 
zu  6  Frocent  des  Anlage-Capitals  in  Ansatz  kommen  soll.  Zum  Anlage« 
Oapital  sind  auch  alle  spätere  wesentliche,  von  der  Regierung  als  solche 
anerkannte ,  Meliorationen  zu  rechnen,  in  so  weit  dieselben  durch  Erwei- 
terung des  Grund-Capitals  bewirkt  worden  sind. 

§.  30.     Die  Berechnung  des  Bahngeldes  geschieht  in  folgender  Weise: 
1)  aus  den  von  der  Gesellschaft  vim  letzten  Vierteljahr  der  ersten  Betriebe- 
Periode   vorzulegenden  Rechnungen  der  verflossenen   %*/n  Jahre  ist  fl- 
nächst  der  bis  dahin  durchschnittlich    gewonnene  Reinertrag  eines  Jahres 
zu  ermitteln.     Dieser  Reinertrag  wird  nach  Verhältnis»  der 

auf  die  Bahn  und  deren  Zubehör 
und  auf  das   Fuhr-   und   Transport-Unternehmen   nebst  dem  dazu  gehöri- 
gen Inventar 
verwendeten  Anlage-Capitalien  vertheilt ,    und    der    hiervon  auf  die  Bahn 
und  deren  Zubehör  fallende  Anheil ,    mit  Berücksichtigung  der  im  §•  29 
Nro.  4  gegebenen  Vorschriften  für    den  Reinertrag   der  Bahn  angenom- 
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men.  Der  sonach  festgestellte  Reinertrag  der  Bahn  und  der  jährliche 
Durchschnittsbetrag  der  in  dem  §.  29  Nro.  1 — 3  bezeichneten  Ausgabe- 
positionen zusammen  genommen,  bilden  die  Theilungssumme ,  welche  der 
Festsetzung  des  Bahngeldes  zum  Grunde  zu  legen  ist; 

2)  die  Frequenz  der  Bahn  ist  nach  der  Einnahme  an  Personen-  und  Fracht- 
geld zu  berechnen  und  hierbei  entweder  die  Centnerzahl  der  Güterfracht 
nach  Verhältniss  des  Personengeldes  zum  Frachtgelde  auf  Personen-Ein- 
heiten, oder  auch  die  Personenzahl  nach  demselben  Verhältniss  auf  Cent- 
ner-Einheiten zu  reducirenj 

3)  die  zu  1  ermittelte  Summe,  durch  die  Zahl  des  auf  Personen-  oder  Cent- 
ner-Einheiten reducirten  Fuhr-  und  Transportbetriebes  zu  2  getheilt,  er- 
gibt die  Höhe  des  zu  entrichtenden  Bahngeldes  für  eine  Person  oder  ei- 
nen Centner  Waare.    .  J 

Haben    bei    einer    Bahn  verschiedene  Sätze    des  Personengeldes  oder 
für  den  Gütertransport  stattgefunden,  so  soll  bei  der  Beduction  zu  2 
hinsichtlich  des  Personengeldes  überall  nur  der  niedrigste  Satz, 
hinsichtlich  des  Gütertransports  aber  ein  Durchschnittssatz  r 
angenommen  werden; 

4)  die  schliessliche  Feststellung  des  Bahngeldes  für  Personen  und  Güter 
erfolgt  demnächst  in  dem  bei  der  Beduction  auf  Personen-  oder  Centner- 
Einheiten  zum  Grunde  gelegten  Verhältnisse,  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  bisherigen  Sätze  für  den  Gütertransport. 

§.  31.  Das  Bahngeld  ist  in  bestimmten  Perioden,  welche  das  Handels- 
ministerium für  jede  Eisenbahn  auf  wenigstens  drei  und  höchstens  zehn  Jahre 
festzusetzen  hat,  wn  Neuem  zu  reguliren.  Die  Gesellschaft  darf  das  festge- 
setzte Bahngeld  nicht  überschreiten ,  wohl  aber  vermindern.  Sowohl  der  für 
die  ganze  Periode  festgesetzte  Tarif,  als  die  in  der  Zwischenzeit  eintretenden 
Veränderungen,  sind  öffentlich  bekannt  zu  machen  und  auf  alle  Transporte 
ohne  Unterschied  der  Unternehmer  glelchmässig  anzuwenden.  Enthält  der  neue 
Tarif  eine  Erhöhung  des  Bahngeldes,  so  kann  diese  erst  sechs  Wochen  nach 
der  Bekanntmachung  zur  Anwendung  kommen. 

§.  32.  Es  bleibt  der  Gesellschaft  überlassen,  nachdem  die  Regulirung 
des  Bahngeldtarifs  nach  §§.  29  und  30  erfolgt  ist,  die  Preise,  welche  sie  für 
die  Beförderung  an  Fuhrlohn  neben  dem  Bahngelde  erheben  will,  nach  ihrem 
Ermessen  anzusetzen;  es  dürfen  solche  jedoch  nicht  auf  einen  höheren  Rein- 
ertrag als  10  Procent  des  in  dem  Transport-Unternehmen  angelegten  Capitals 
berechnet  werden. 

Die  Gesellschaft  ist  hierbei  verpflichtet: 
1)  den  Frachttarif  (sowohl  für  den  Waaren-  als  für  den  Personentransport), 
welcher  nachher  ohne  Zustimmung   des   Handelsministeriums  nicht  erhöht 
werden  darf,  so  wie  demnächst  die  innerhalb  der  tarifmässigen  Sätze    vor- 
genommenen Aenderungen,  und  zwar  im  Falle  einer  Erhöhung  früher  er- 
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mässigter  Sätze  sechs  Wochen  vor  Anwendung  derselben,   der  Regierung 

anzuzeigen  and  öffentlich  bekannt  zu  machen;    auch 
2)  für  die  angenommenen  Sätze   alle  zur  Fortschaffung  aufgegebene  Waaren, 

deren  Transport  polizeilich  zulässig  ist,    ohne  Unterschied  der  Interessen- 
ten zu  befördern. 

§.  33.  Sofern  nach  Abzug  der  das  Transport- Unternehmen  betreffenden 
Ausgaben ,  einschliesslich  des  in  dem  Statute  mit  Genehmigung  des  Ministe- 
riums festzusetzenden  jährlichen  Beitrags  zur  Ansammlung  eines  Reservefonds, 
für  die  zuletzt  verlaufene  Periode  sich  an  Zinsen  und  Gewinn  ein  Reinertrag 
von  mehr  als  zehn  Procent  des  in  dem  Unternehmen  angelegten  Capitals  er- 
gibt, müssen  die  Fuhrpreisse  in  dem  Maasse  herabgesetzt  werden,  dass  der 
Reinertrag  diese  zehn  Procent  nicht  überschreite.  Wenn  jedoch  der  Ertrag 
des  Bahngeldes  das  dafür  im  §.  29  verstattete  Maximum  von  zehn  Procent 
nicht  erreicht,  so  soll  der  Ertrag  des  Transportgeldes  zehn  Procent  so  lange 
übersteigen  dürfen,  bis  beide  Einnahmen  zusammengerechnet  einen  Reinertrag 
von  zehn  Procent  der  in  dem  gesammten  Unternehmen  angelegten  Capitale 
ergeben. 

§.  34.  Um  die  Ausführung  der  inden§§.  29 — 33  gegebenen  Vorschriften 
möglich  zu  machen ,  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet  v  über  alle  Theile  ihrer 
Unternehmung  genaue  Rechnung  zu  führen  und  hierin  die  ihr  von  dem  Han- 
delsministerium zu  gebende  Anweisung  zu  befolgen.  Diese  Rechnung  ist  jähr- 
lich bei  der  vorgesetzten  Regierung  ^einzureichen. 

§.  35.  Wenn  über  die  Anwendung  des  Bahngeld-  oder  des  Frachttarifs 
zwischen  der  Gesellschaft  und  Privatpersonen  Streitigkeiten  entstehen,  so  kommt 
die  Entscheidung  hierüber,  mit  Vorbehalt  des  Recurses  an  das  Handelsministe- 
rium, der  Regierung  zu. 

§  36.  Die  aus  dem  Postregale  entspringenden  Vorrechte  des  Staates, 
an  festgesetzten  Tagen  und  zwischen  bestimmten  Orten,  Personen  und  Sachen 
zu  befördern,  gehen,  so  weit  es  für  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  nöthig  ist, 
die  in  jenem  Regale  enthaltene  Ausschliessung  des  Privatgewerbes  aufzugeben, 
auf  dieselben  über ,  wobei  der  Postverwaltung  die  Berechtigung  vorbehalten 
bleibt,  die  Eisenbahnen  zur  Beförderung  Von  postmässigen  Versendungen  unter 
den  nachfolgenden  näheren  Bestimmungen  zu  benutzen: 

1)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  ihren  Betrieb,  so  weit  die  Natur  dessel- 
ben es  gestattet,  in  die  nothwendige  Uebereinstimmung  mit  den  Bedürf- 
nissen der  Postverwaltung  zu  bringen. 

2)  Sie  übernimmt  den  unentgeltlichen  Transport  der  Briefe,  Gelder  und  al- 
ler anderen,  dem  Postzwange  unterworfenen  Güter. 

3)  Sie  übernimmt  ferner  den  unentgeltlichen  Transport  derjenigen  Postwa- 
gen, welche  nöthig  sein  werden,  um  die  der  Post  anvertrauten  Güter  so 
befördern.' 

4)  Findet  es  die  Postverwaltung  nöthig ,  der   Gesellschaft  Reisende  zur  Be- 
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förderung  zu  überweisen  ,  so  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet ,  dieselben 
vorzugsweise  vor  anderen  Personen  auf  derjenigen  Classe  von  Bahnwa- 
gen ,  die  dazu  von  der  Post  für  immer  bestimmt  werden  sollen,  gegen 
Entrichtung  des  gewöhnlichen  Personengeldes  dieser  Wagen  zu  befördern. 

5)  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  mit  Postfreipässen  versehenen  Per- 
sonen unentgeltlich  zu  befördern,  vorausgesetzt,  dass  diese  nur  einen  Theil 
ihrer  Reise  auf  der  Eisenbahn,  einen  andern  aber  mit  gewöhnlichem  Post- 
fuhrwerk zurücklegen. 

6)  Wird  der  regelmässige  Postbetrieb  auf  einer  Eisenbahn  dergestalt  durch 
die  Schuld  der  Gesellschaft  unterbrochen,  dass  die  Postverwaltung  ihren 
Betrieb  einstweilen  durch  andere  Anstalten  zu  besorgen  genöthigt  wird, 
so  ist  die  Gesellschaft  zum  Ersatz  des  hierdurch  veranlassten  Kostenauf- 
wandes verpflichtet. 

§.  37.  Wird  eine  Concurrenz  im  Transport  auf  der  Eisenbahn  verstat- 
tet (§.  27),  so  sind  die  Concurrenten  gegen  die  Post  zu  denselben  Leistungen 
verpflichtet,  wie  die  ursprünglichen  Unternehmer  (§.  36).  Für  die  angemessene 
Vertheilung  dieser  Lasten  unter  den  verschiedenen  Unternehmern  ist  bei  Er- 
theilung  der  Concession  Bedacht  zu  nehmen. 

§.  38.  Von  den  Eisenbahnen  ist  eine  Abgabe  zu  entrichten,  welche  im 
Verhältnisse  des  auf  das  gesammte  Actien-Capital ,  nach  Abzug  aller  Unter- 
haltungs-  und  Betriebskosten  und  des  jährlich  inne  zu  haltenden  Beitrags  zum  Re- 
servefonds, treffenden  Ertrags  sich  abstuft.  Die  flöhe  dieser  Abgabe  soll  aber 
erst  dann  regulirt  werden,  wenn  die  zweite,  innerhalb  Unserer  Staaten  conces- 
sionirte  Eisenbahn  drei  Jahre  in  vollständigem  Betriebe  gewesen  ist  und  da- 
durch zu  einer  angemessenen  Regulirung  die  nöthigen  Erfahrungen  gesammelt 
worden  sind;  bis  dahin  ist  die  Post  für  den' Verlust,  welchen  sie  durch  die 
Eisenbahnen  in  ihrer  Einnahme  erweislich  erleidet,  von  jeder  Gesellschaft  mit 
Berücksichtigung  der  im  §.  36  zum  Vortheile  der  Post  bestimmten  Leistungen 
zu  entschädigen. 

Von  der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  bleiben  die  Eisenbahngesell- 
schaften befreit. 

§.  39.  Der  Ertrag  der  im  §.  38  vorbehaltenen  Abgabe  soll  zu  keinen 
andern  Zwecken,  als  zur  Entschädigung  der  Staatscasse  für  die  ihr  durch  die 
Eisenbahnen  entzogenen  Einnahmen  und  zur  Amortisation  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Capitals,  verwendet  werden.  Ueber  die  Art  dieser  Ver- 
wendung werden  Wir  Unser  Handelsministerium  mit  besonderer  Anweisung 
versehen. 

§.  40.  Nach  vollendeter  Amortisation  soll  dem  Unternehmen  eine  solche 
Einrichtung  gegeben  werden,  dass  der  Ertrag  des  Bahngeldes  die  Kosten  der 
Unterhaltung  der  Bahn  und  der  Verwaltung  nicht  übersteige. 

§.  41.  Sollte  künftig  eine  Concurrenz  in  der  Transport-Unternehmung 
bewilligt  werden  (§.  27),  so  wird  den  Concurrenten  gleichfalls  eine  angemes- 


—    294    — 

sene  Abgabe  aufgelegt  und  darüber  in  der  Concession  das  Nötluge  bestimmt 
werden. 

§.  42.  Dem  Staate  bleibt  vorbehalten,  das  Eigenthnm  der  Bahn  mit 
allem  Zubehör  gegen  vollständige  Entschädigung  anzukaufen.' 

Hierbei  ist,  vorbehaltlich  jeder  anderweiten,  hierüber  durch  gütliches  Ein- 
vernehmen zu  treffenden  Regulirung,  nach  folgenden  Grundsätzen  zu  verfahren : 

1)  Die  Abtretung  kann  nicht  eher  als  nach  Verlauf  von  dreissig  Jahren, 
von  dem  Zeitpunkte  der  Transport-Eröffnung  an,  gefordert  werden. 

2)  Sie  kann  ebenfalls  nur  von  einem  solchen  Zeitpunkte  an  gefordert  wer- 
den, mit  welchem,  zufolge  des  §.31  eine  neue  Festsetzung  des  Bahngel- 
des würde  eintreten  müssen. 

3)  Es  muss  der  Gesellschaft  die  auf  Uebernahme  der  Bahn  gerichtet«  Ab- 
sicht mindestens  ein  Jahr  vor  dem  zur  Uebernahme  bestimmten  Zeitpunkte 
angekündigt  werden. 

4)  Die  Entschädigung  der  Gesellschaft  erfolgt  sodann  nach  folgenden  Grund- 
sätzen : 

a)  Der  Staat  bezahlt  an  die  Gesellschaft  den  fünf  und  zwanzigfachen  Be- 
trag derjenigen  jährlichen  Dividende,  welche  an  sämmtliche  Actionäre 
im  Durchschnitt  der  letzten  fünf  Jahre  ausbezahlt  worden  ist; 

b)  die  Schulden  der  Gesellschaft  werden  ebenfalls  vom  Staate  Übernom- 
men und  in  gleicher  Weise,  wie  dies,  der  Gesellschaft  obgelegen  ha- 
ben würde ,  aus  der  Staatscasse  berichtigt ,  wogegen  auch  alle  etwa 
vorhandenen  Activforderungen  auf  die  Staatscasse  Übergehen; 

c)  gegen  Erfüllung  obiger  Bedingungen  geht  nicht  nur  das  Eigenthum 
der  Bahn  und  des  zur  Transport-Unternehmung  gehörigen  Inventariums 
sammt  allem  Zubehör  auf  den  Staat  über,  sondern  es  wird  demselben 
auch  der  von  der  Gesellschaft  angesammelte  Reservefonds  mit  Übereignet; 

d)  bis  dahin,  wo  die  Auseinandersetzung  mit  der  Gesellschaft  nach  vor- 
stehenden Grundsätzen  regulirt,  die  Einlösung  der  Actien  und  die  Ue- 
bernahme der  Schulden  erfolgt  ist,  verbleibt  die  Gesellschaft  im  Be- 
sitze und  in  der  Benutzung  der  Bahn. 

§.  43.  Für  Kriegsbeschädigungen  und  Demolirungen ,  es  mögen  solche 
vom  Feinde  ausgehen,  oder  im  Interesse  der  Landesverteidigung  veranlasst 
werden,  kann  die  Gesellschaft  vom  Staate  einen  Ersatz  nicht  in  Anspruch  nehmen. 

§.  44.  Die  Anlage  einer  zweiten  Eisenbahn  durch  andere  Unternehmer, 
welche  neben  der  ersten  in  gleicher  Richtung  auf  dieselben  Orte  mit  Berüh- 
rung derselben  Hauptpunkte  fortlaufen  würde,  soll  binnen  einem  Zeitraum  von 
dreissig  Jahren  nach  Eröffnung  der  Bahn  nicht  zugelassen  werden;  anderweite 
Verbesserungen  der  Communication  zwischen  diesen  Orten  und  in  derselben 
Richtung  sind  jedoch  hierdurch  nicht  beschränkt. 

§.  45.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  nach  der  Bestimmung  des  Han- 
delsministeriums ,    den  Anschlu8s    anderer  Eisenbahn-Unternehmungen  an  ihre 
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Bahn,  es  möge. die  beabsichtigte  neue  Bahn  in  einer  Fortsetzung,  oder  in  ei- 
ner Seitenverbindung  bestehen,  geschehen  zu  lassen  und  der  sich  anschliessen- 
den Gesellschaft  den  eigenen  Transportbetrieb  auf  der  früher  angelegten  Bahn, 
auch  vor  Ablauf  des  im  §.  26  gedachten  Zeitraums,  zu  gestatten.  Sie  muss 
sich  gefallen  lassen,  dass  die  zu  diesem  Behuf  erforderlichen  baulichen  Ein- 
richtungen ,  z.  B.  die  Anlage  eines  zweiten  Geleiaea,  von  der  sich  anschlies- 
senden Gesellschaft  bewirkt  werden.  Das  Handelsministerium  wird  hierüber, 
so  wie  über  die  Verhältnisse  beider  Unternehmungen  zu  einander,  und  beson- 
ders wegen  der  vor  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  (§.  26)  statt  des  Bahngel- 
des zu  entrichtenden  Vergütung,  das  Nöthige  bei  der  Concession  des  Anschlus- 
ses festsetzen. 

§.  46.  Zur  Ausübung  des  Aufsichtsrechts  des  Staates  Über  das  Unter- 
nehmen wird,  nach  Ertheilung  Unserer  Genehmigung  (§.  1)  ein  beständiger 
Commissarius  ernannt  werden,  an  welchen  die  Gesellschaft  sich  in  allen  Be- 
ziehungen zur  Staatsverwaltung  zu  wenden  hat. .  Derselbe  ist  befugt,  ihre  Vor- 
stände zusammen  zu  berufen  und  deren  Zusammenkünften  beizuwohnen. 

§.  47.  Die  ertheilte  Concession  wird  verwirkt  und  die  Bahn  mit  den 
Transportmitteln  und  allem  Zubehör  für  Bechnung  der  Gesellschaft  öffentlich 
versteigert,  wenn  diese  eine  der  allgemeinen  oder  besondern  Bedingungen  nicht 
erfüllt  und  eine  Aufforderung  zur  Erfüllung  binnen  einer  endlichen  Frist  von 
mindestens  drei  Monaten  ohne  Erfolg  bleibt. 

§.  48.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über  die  Verhältnisse  der  Ei- 
senbahngesellschaften ,  zum  Staate  und  zum  Publikum ,  sollen  auch  bei  den 
Unternehmungen  derjenigen  Eisenbahngesellschäften,  deren  Statuten  bereits  Un- 
sere Genehmigung  erhalten  haben,  zur  Anwendung  kommen. 

§.  49.  Wir  behalten  uns  vor,  nach  Maassgabe  der  weiteren  Erfahrung 
und  der  sich  daraus  ergebenden  Bedürfnisse ,  die  im  gegenwärtigen  Gesetze 
gegebenen  Bestimmungen ,  durch  allgemeine  Anordnungen  oder  durch  künftig 
zu  ertheilende  Concessionen ,  zu  ergänzen  und  abzuändern  und  nach  Umstän- 
den denselben  auch  andere  ganz  neue  Bestimmungen  hinzuzufügen.  Sollten 
Wir  es  für  noth wendig  erachten,  auch  den  bereits  concessionirten  oder  in  Ge- 
mässheit  dieses  Gesetzes  zu  concessionirenden  Gesellschaften  die 'Beobachtung 
dieser  Ergänzungen,  Abänderungen  oder  neuen  Bestimmungen  aufzulegen,  so 
müssen  sie  sich  denselben  gleichfalls  unterwerfen.  Sollte  jedoch  durch  neue, 
in  diesem  Gesetze  weder  festgesetzte  noch  vorbehaltene  (§.  38)  und ,  sofern 
von  künftig  zu  concessionirenden  Gesellschaften  die  Frage  ist,  später  als  die 
ihnen  ertheilte  Concession,  erlassene  Bestimmungen,  eine  Besckränkung  ihrer 
Einnahmen  oder  eine  Vermehrung  ihrer  Ausgaben  herbeigeführt  werden,  so 
ist  ihnen  eine  angemessene  Geldentschädigung  dafür  zu  gewähren. 
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II.  Das  Preusslsche  Gesetz  Aber  die  Actien- 
Gesellschaflen. 

'  Qteeti  Tom  9.  November  1843. 

Wir  Friedrich  Wilhelm  etc.  etc,  verordnen  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Actiengesellschaften,  auf  den  Antrag  Unseres  Staatsministeriums  und  nach 
erfordertem  Gutachten  Unseres  Staatsrates,  für  den  ganzen  Umfang  Unserer 
Monarchie,  was  folgt: 

I.  AUgeseiie  Grindtatie. 

§.  1.  Actiengesellschaften  mit  den  im  gegenwärtigen  Gesetze  bestimmten 
Rechten  und  Pflichten  können  nur  mit  landesherrlicher  Genehmigung  errichtet 
werden. 

Der  Gesellschaftsvertrag  (das  Statut)  ist  zur  landesherrlichen  Bestätigung 
vorzulegen. 

§.  2.  Der  Gesellschaftsvertrag  ist  gerichtlich  oder  notariell  aufzunehmen 
oder  zu  vollziehen.     Derselbe  muss  insbesondere  bestimmen: 

1)  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

2)  den  Gegenstand  des  Unternehmens  und  ob  dasselbe  auf  eine  gewisse  Zeit- 
dauer beschränkt  ist  oder  nicht; 

3)  die  Höhe  des  Grundcapitals,  so  wie  der  einzelnen  Actien,  und  ob  diese 
auf  jeden  Inhaber,  oder  auf  bestimmte  Inhaber  gestellt  werden  sollen ; 

4)  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  (§.  24.)  aufzunehmen  ist. 

5)  die  Art  der  Vertretung  und  die  Formen  für  die  Legitimation  der  Vertreter; 

6)  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenberufung  der  Mitglieder  erfolgt; 

7)  die  Art  und  Weise,  wie  das  Stimmrecht  von  den  Mitgliedern  ausgeübt 
wird; 

8)  die  Gegenstände,  über  welche  schon  durch  einfache  Stimmenmehrheit  oder 
nur  durch  eine  noch  grossere  Anzahl  von  Mitgliedern  Beschluss  gefasst 
werden  kann ; 

9)  die  Öffentlichen  Blätter  in  welchen  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden 
Bekanntmachungen  erfolgen  sollen. 

§.  3.  Der  bestätigte  Gesellschaftsvertrag  wird  durch  das  Amtsblatt  des- 
jenigen Regierungsbezirks,  in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  bekannt 
gemacht. 
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Eine  Anzeige  von  der  Bestätigung  des  Gesellschaftsvertrages  ist  in  die 
Gesetzsammlung   aufzunehmen. 

Ist  jedoch  der  Gesellschaft  die  Ausstellung  von  Actien  auf  jeden  Inhaber 
gestattet, 

oder  sind  derselben,  über  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
hinaus,  besondere  Vorrechte  beigelegt  worden, 

oder  sind  im  Statut  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ab- 
geändert, 

so  muss    die    vollständige   Aufnahme   des   Gesellschaftsvertrages    nicht 
bloss  in  das  Amtsblatt,  sondern  auch  in  die  Gesetzsammlung  erfolgen. 
Die  Kosten  der  Bekanntmachung  durch  das  Amtsblatt   trägt  die    Gesell- 
schaft. • 

§.  4.  Jede  Veränderung  oder  Verlängerung,  des  Gesellschaftsvertrags 
bedarf  ebenfalls  der  landesherrlichen  Genehmigung,  so  wie  der  mv§.  3.  vor- 
geschriebenen Bekanntmachung. 

§.  5.  Die  Actiengesellschäft  darf  keine  Firma  annehmen,  welche  die 
Namen  der  Betheiligten  ausdrückt,  sondern  ist  nach  dem  Gegenstande,  für 
welchen  sie  errichtet  worden,  zu  benennen. 

§.  6.  Die  Concession  einer  Actiengesellschäft  kann  vom  Landesherrn 
aus  überwiegenden  Gründen  des  Gemeinwohls  gegen  Entschädigung  zurück- 
genommen werden. 

Die  Entschädigung  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  den  wirklichen  Schaden, 
nicht  auf  den  entgangenen   Gewinn. 

Ueber  die  Höhe  der  Entschädigung  entscheidet  in  streitigen  Fällen  der 
Richter. 

§.  7.  Macht  sich  eine  Actiengesellschäft  eines  groben  Missbrauchs  ihres 
Privilegiums  schuldig,  so  geht  dieselbe  ihres  Rechts  ohne-  Entschädigung  ver- 
lustig. 

Die  Aufhebung  des  Rechts  kann  jedoch  in  diesem  Falle  nur  durch  Rich- 
terspruch erfolgen.  _ 

II.  Rechtsverhältnis»  der  Actien-Gesellschaften  und  der  Actionäre. 

1)  Im  Allgemeinen. 

§.  8.  Actiengesellschaften  erlangen  durch  die  landesherrliche  Genehmi- 
gung die  Eigenschaft  juristischer  Personen,  und  insbesondere  das  Recht, 
Grundstücke  und  Capitalien  auf  ihren  Namen  zu  erwerben  und  in  das  Hypo- 
thekenbuch eintragen  zu  lassen. 

§.  9.  Die  Actiengesellschaften,  welche  auf  Gewerbe-  oder  Handelsunter- 
nehmungen gerichtet  sind,  haben  kaufmännische  Rechte  und  Pflichten. 

Uebemehmen  sie  Wechselverbindlichkeiten,  so  ist  gegen  sie  zwar  der 
Wechselprotest  zulässig,  die  Execution  findet  jedoch  nur  in  das  Vermögen  der 
Gesellschaft  statt. 
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An  Orten,  wo  kaufmannische  Corporationen  bestehen,  sind  sie  den- 
selben beizutreten  verpflichtet. 

§.10.  So  weit  das  Statut  über  die  Rechte  und  Pflichten 'der  Actkmäre 
gegeneinander  keine  besondere  Bestimmungen  enthält,  kommen  die  am  Sitx 
der  Gesellschaft  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  über  Gesellschaftsvertrage 
zur  Anwendung. 

2)  Actien  auf    jeden  Inhaber. 

§.  11.  Wird  der  Gesellschaft  die  Ausstellung  von  Actien  auf  jeden  In- 
haber gestattet,  so  darf 

1)  die  Ausgabe  der  Actien  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrages  der- 
selben nicht  erfolgen,  und  eben  so  wenig  dürfen  über  die  geleisteten 
Partial-Zahlungen  Promessen  oder  Interimsscheine,  welche  auf  den  In- 
haber lauten,  ausgestellt  werden; 

2)  der  Zeichner  der  Actie  ist  für  die  Einzahlung  von  40  Procent  des  No- 
minalbetrages der  Actie  unbedingt  verhaftet ;  von  dieser  Verpflichtung  kann 
derselbe  weder  durch  Uebertragung  seines  Anrechte  auf  einen  Dritten 
sich  befreien,  noch  Seitens  der  Gesellschaft  entbunden  werden; 

3)  ob  und  unter  welchen  Maassgaben  nach  erfolgter  Einzahlung  von  40 
Procent  die  Uebertragung  der  aus  den  geleisteten  Zahlungen  entspringenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  an  einen  Dritten  zulassig  ist,  muss  im  Ge- 
sellschaftsvertrage bestimmt  werden. 

3)  Actien  auf  bestimmte  Inhaber. 
§.  12.  Werden  die  Actien  auf  bestimmte  Inhaber   ausgestellt,   so   muss    die 
genaue  Bezeichnung  derselben  nach  Kamen,  Wohnort  und  Stand  in  das  Actien- 
buch  der  Gesellschaft  eingetragen  werden. 

Geht  das  Eigenthum  der  Actie  auf  «pnen  Andern  über,  so  ist  dieser  zur 
Vermerkung  in  dem  Actienbuche  anzumelden. 

Im  Verh&ltniss  zu  der  Gesellschaft  werden  nur  Diejenigen  als  die  Eigen* 
thümer  der  Actien  angesehen,  die  als  solche  im  Actienbuche  verzeichnet  sind. 

§.  13.  So  lange  der  Actionär  den  Betrag  der  Actie  nicht  vollständig 
berichtigt  hat,  wird  er  durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Andern 
von  der  Verbindlichkeit  zur- Zahlung -des  Rückstandes  nur  dann  befreit,  wenn 
die  Gesellschaft  hierzu  ihre  Einwilligung  ertheilt. 

Auch  in  diesem  Falle  bleibt  der  austretende  Actionär  auf  Höhe  des 
Rückstandes  für  alle  bis  dahin  von  der  Gesellschaft  eingegangene  Verbindlich- 
keiten noch  auf  Ein-  Jahr,  vom  Tage  des  Austritts  an  gerechnet»  subsidiarisch 
verhaftet 

4)  Gemeinsame  Bestimmungen  für  beide  Arten  von  Actien. 

§.  14.  Im  Gesellschaftsvertrage  können  für  den  Fall  der  verzögerten 
Einzahlung  des -gezeichneten  Actienbetrages  oder  eines  l'heils  desselben  Con- 
ventkmalstrafen  ohne  Rücksicht  auf  die  sonst  stattfindenden  gesetzlichen  Ein- 
schränkungen festgesetzt  werden. 
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§.  15.  Kein  Actipnär  ist  schuldig,  zu  den  Zwecken  der  Gesellschaft 
und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  mehr  beizutragen,  als  den  Nominalbe- 
trag der  Actie;  er  kann  aber  auch,  ausser  dem  Falle  der  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft, den  eingezahlten  Betrag  niemals  zurückfordern. 

§.  16.  Der  Actionär  tritt  für  seine  Person  zu  den  Gläubigern  der  Ge- 
sellschaft nicht  in  das  .  Verhältniss  eines  Schuldners,  sondern  bleibt,  so  weit 
der  Betrag  der  Actie  noch  nicht  berichtigt  ist,  nur  Schuldner  der  Gesellschaft. 

§.  17.  Die  Gesellschaft  darf  das  statutenmässige  Grundcapital  durch 
Bückzahlung  an  die  Actionäre  nicht  verkleinern. 

Die  Stipulation  von  Zinsen  zu  bestimmter  Höhe  ist  nur  für  denjenigen, 
im  Statute  anzugebenden,  Zeitraum  zulässig,  welchen  die  Vorbereitung  des 
Unternehmens  bis  zum  Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert.  Von  letzterem 
Zeitpunkte  an  darf  unter  die  Actionäre,  sei  es  in  Form  von  Zinsen  oder  Di- 
videnden ein  Mehreres,  als  nach  den  Jahresabschlüssen  sich  an  Ueberschuss 
ergibt,  nicht  vertheilt  werden. 

§.  18.  Bei  entstehender  Insolvenz  der  Gesellschaft  sind  die  Actionäre 
zur  Erstattung  der  früher  an  sie  ausgezahlten  Zinsen  und  Dividenden  nicht 
verbunden. 

III.  Recht©  and  fliehten  der  Verstehe?  der  Gesellschaft. 

§.  19.  Die  Geschäfte  der  Gesellschaft  werden  durch  einen,  nach  Vor- 
schrift des  Statuts  bestellten  Vorstand  verwaltet,  dessen  jedesmalige  Mitglieder 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden  mütfsen.  (§.  2.  Nro.  9.) 

§.  20.  Die  Vorsteher  sind  aus  den  von  ihnen  Namens  der  Gesellschaft 
geführten  Geschäften  und  eingegangenen  Verbindlichkeiten  für  ihre  Person 
einem  Dritten  nur  dann  verpflichtet,  "wenn  sie  den  Bestimmungen  im  §.  11. 
Nro.  1.,  §§.  12.,  17.,  24.,  25.,  27.  und  29.  entgegen  handeln. 

§.  21.  Die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung  der  Gesellschaft 
bei  gerichtlichen  und  aussergeri entliehen  .  Geschäften  erstreckt  sich  auch  auf 
diejenigen,  Fälle,  in  welchen  eine  Special- Vollmacht  erforderlich   ist. 

§.  22.  Die  Insinuation  der  Vorladungen  und  anderer  Zufertigungen  an 
die  Gesellschaft  ist  gültig,  auch  wenn  sie  nur  an  Ein  Mitglied  des  Vorstandes 
geschieht. 

§.  23.  Eide,  Namens  der  Gesellschaft,  werden  von  dem  Vorstande  ab- 
geleistet. 

§.  24.  Der  Vorstand  ist  schuldig,  die  zur  Uebersicht  der  Vermögenslage 
erforderlichen  Bücher  zu  führen,  auch  in  den  ersten  drei  Monaten  eines  jeden 
Geschäftsjahres  eine  Bilanz  des  Gesellschaftsvermögens  zu  ziehen,  und  in  ein 
dazu  bestimmtes  Buch  einzutragen.  Die  Bilanz  ist  der  Regierung  mitzutheilen, 
in  deren  Bezirk  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat. 

§.  25.  Ergibt  sich  aus  der  letzten  Bilanz,  dass  sich  das  Grundcapital 
um  die  Hälfte  vermindert  hat,  so  muss  der  Vorstand  dies  unverzüglich  öffent- 
lich bekannt  machen. 
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Die  Regierung  muss  in  diesem  Falle  von  den  Büchern  der  Gesellschaft 
Einsicht  nehmen  und  kann  nach  Befinden  der  Umstände  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  verfügen. 

§.  26.  Beträgt  das  Vermögen  der  Gesellschaft  nach  der  vorgelegten 
Bilanz  nicht  mehr  so  viel,  dass  dasselbe  die  Schulden  deckt,  so  mass  das 
Gericht,  welchem  die  Regierung  davon  Mittheilung  zu  machen  hat,  den  Con- 
curs  (Falliment)  von  Amtswegen    eröffnen. 

§.  27.  Die  Bücher  der  Gesellschaft  sind  dreissig  Jahre  lang  aufzube- 
wahren. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  sind  die  Bücher  dem  Handelsgerichte  des 
Orts  oder  Bezirks,  oder  wo  besondere  Handelsgerichte  nicht  bestehen,  dem 
Civilgerichte,  welchem  die  Gesellschaft  unterworfen  ist,  zur  Aufbewahrung  auf 
die  Dauer  von  zehn  Jahren  zu  übergeben.  * 

IV.  Auflösung  der  Gesellschaft. 

§.  28.     Durch  den  Tod  einzelner  Mitglieder  wird  die    Gesellschaft    nicht 
aufgelöst;  auch  können  einzelne  Mitglieder  nicht  auf  Theilung  antragen. 
Dagegen  hört  die  Gesellschaft  auf: 

1)  in  den  Fällen  der  §§.  6.  und  ,7.  $ 

2)  durch  Ablauf  der  statutenmässig  bestimmten  Zeit; 

3)  durch    statutenmäßigen    Beschluss    der    Mitglieder,    mit    landesherrlicher 
Genehmigung; 

4)  durch  Verfügung  der  Regierung  im  Falle  des  §.  25.; 

5)  durch  Eröffnung  des  Concurses  (Falliments). 

§.  29.  Die  bevorstehende  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  in  den  Fällen 
des  §*  28.  Nro.  1 — 4  zu  drei  verschiedenen  Malen  durch  die  Öffentlichen  Blät- 
ter (§.  2.  Nro.  9.)  bekannt  zu  machen. 

Die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  darf  nicht  eher  vollzogen 
werden,  als  nach  Verlauf  von  sechs  Monaten,  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
wo  die  Bekanntmachung  zum  dritten  Male  erfolgt  ist. 

Durch  diese  Bekanntmachung  müssen  zugleich  die  Gläubiger  aufgefordert 
werden,  sich  bei  der  Gesellschaft  zu  melden.  Die  bekannten  Gläubiger  sind 
hierzu  durch   besondere  Erlasse   aufzufordern. 

Diejenigen  Gläubiger,  welche  sich  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  melden, 
gehen  ihrer  Beichte   zu  Gunsten  der    Gesellschaft  verlustig. 

Im  Falle  der  Auflösung  wegen  Insolvenz  (§.  28.  Nro.  5.)  tritt  das  Con- 
curs-(Falliment8-)Verfahren  ein. 

§.  30.  Auf  die  bereits  bestehenden  Actiengesellschaften  findet  dieses  Gesell 
keine  Anwendung. 
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beide  Theile  des  „ElsenbahnrechU."*) 


Nl.  Die   Rlmiscaen  Ufert  I  and  II  Meuten  den  Hell,  die  arafclscken  Ziffern 

die  Setteniakl. 
A. 

Abschneidung  von  Zugängen  durch  die  Eisenbahn  I.  144. 

Actio n  an  porteur;  ihre  Vindication  II.  279  ff. 

Actien  auf  bestimmte  Inhaber  II.  266. 

Actien-Ausgabe  II.  26?,  265^ 

Actien-Gesetz  vom  9.  November  1843.  Text  desselben  II.  296. 

Actienwesen  II.  261  ff.  Siehe  auch  „Cession",  „Caducitätserklärung." 

Actienzeichner  deren  Rechtsverhältnisse  bei  späterer  Aenderung  der  Sta- 
tuten I.  7,  8. ;  haften  für  40  Procent  H.  26JI,  263,  265. 

Actienzeichnungen,  vor  Abschluss  des  Gesellschaftsver- 
trages erzeugen  nur  in  sehr  beschränkter  Weise  Rechte  und  Pflichten 
I.  3,  4,  5. 

Actienzeichnungen,  nach  Abschluss  des  Gesellschaftsver- 
trages verpflichten  unbedingt  I.  5,  6. 

Actienzeichnung,  Form  derselben  I.  5. 

Actienzeichnungen,  Eröffnung  von  —  ist  strafbar  ohne  Genehmigung 
I.  3,  8.     IL  269.    • 

Actionair;  derselbe  kann  nur  die  ihm  persönlich  zustehenden  An- 
sprüche klageweise  gegen  die  Gesellschaft  verfolgen.  II.  23 — 25. 

Actionaire,  Klagen  gegen  dieselben  I.  6.  II.  262,  263.  Haftbarkeit  der- 
selben n.  267. 

Adjacenten,  Verpflichtungen  der  bauenden  Eisenbahngesellschaften  diesen 
gegenüber  I.  133.  ff. 


*)  Die  Inhaltsangabe  der  Capitel  und   Abschnitte    findet  sich    am   Anfange 
jedes  Theils. 
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Wegen  Herstellung  oder  Beseitigung  von  Eisenbahn-Anlagen  steht  den 
Adjacenten  der  Rechtsweg  nicht  zu  I.   134. 

Anlagen  nach  Eröffnung  des  Betriebes  können  den  Eisenbahngesellschaf- 
ten  nicht  auferlegt  werden   I.   135  ff. 

Entschädigung  der  Adjacenten  I.   137  ff. 

Die  Befolgung  der  für  den  Bau  der  Bahn  Seitens  der  Regierung  erlas- 
senen Vorschriften,  schliesst  die  Pflicht,  die  Adjacenten  zu  entschädigen, 
nicht  unbedingt  aus   I.  141. 

Rechtsweg  I.  14 1. 

Eisenbahndamm  It  134,  14 1.  ,        - 

Erderschütterung  durch  die  Züge  I.  143. 

Fehler  beim  Bau  der  Bahn  I.  143. 

Blutegelteich  I.  143. 

Wegeübergänge  —   Hemmung  der  Passage  L  143,  144. 

Abschneidung  von  Zugängen  I.  144. 

Frequenzverminderung  in  einer  Gegend  I.  144. 

Umwege  der  Adjacenten  I.  144,  145. 

Wegegerechtigkeiten    I.    145. 

Auswurf  von  Kohlen  und  Asche  durch  die  Lokomotive  I.  145 — 147. 

Theilweise  expropriirte  Eigenthümer  als  Adjacenten  I.  147  — 148. 
A  dministrationsrath  IL  19,  62. 
Administrativer  Zwang  II.  155/247,  259. 

Affichirung,  des  Gesellschaftsvertrages  in  der  Rheinproviai  I.  18,  19. 
Amortisation  II.  11,  244. 

Amtsbefugnisse  der  Aufsichtsbehörden  II.  241  ff. 
Angrenzende  Eigenthümer,  siehe  „Adjacenten". 
Ankauf  der  Eisenbahnen  durch  den  Staat  II.  243. 
Anlagen,   siehe   ^Adjacenten". 
Anlagen  auf  expropriirtem  Terrain  I.  106,  107. 
Anlage,  der  Bahn  —  mangelhafte  I.  143. 
Anstellungs-Gesuche  II.  63. 
Anstellung  von  Invaliden  und  Militair-Personen   mit   Civilversorgungsscheia 

H.  63  ff. 
Anträge,  Behufs  Erlangung  der  Concession  zu  einem  Eisenbahn-Unternehmen 

I.  9  ff. 
Anzeige,  von  Unglücksfällen  an  die  Staatsanwaltschaften. II.  82, 
Appe  liftist  der  Eisenbahngesellschaften  I.  17. 

Arbeiter -Verordnung  vom  21,  December  1846,  betreff,    die    bei   dem  Bau 
von  Eisenbahnen  beschäftigten  Arbeiter  I.  149—159. 

Feilhalten  von  Lebensmitteln  an  Arbeiter  I.  159. 
Arreste  auf  Entschädigungssummen,  die  wegen  Expropriation    etc.  verschul- 
det werden  L  111. 
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Arreststrafen  gegen  Bahnpolizei-Beamte  II.  59,  60. 

Arretirung  durch  Bahnpolizei-Beamte  II.  36  ff. 

Aufsichtsbehörden  der  Eisenbahngesellschaften.     Befugnisse    II.  24t  ff. 

Aufsichtsrecht  des  Staates  II.  245  ff. 

Ausländische  Papiere  an  porteur  II.   268  ff. 

Auswurf  von  Kohlen  und  Asche  I.  145 — 147. 


Bahn  gel d  II.  192  ff.;  dessen  Berechnung  II.  197. 

Bahnhöfe  II.    100;    Grundsteuer   derselben   IL    227;    Gewerbebetrieb    auf 

denselben  II.  100. 
Bahnkörper  11.  88  ff. 
Bahnlinie;    Reclamationen   gegen    die    Feststellung    derselben    Seitens    der 

Grundeigentümer  I.  23. 
Bahnpolizei-Beamte: 

Verzeichni88  derselben  II.  30,  32. 

Anstellung  und  Qualifikation  II.  32. 

Vereidung  derselben  II.  32,  34. 

Stempelpflichtigkeit  ihrer  Vereidungs-Protokolle  II.  34,  35. 

Hure  Bewaffnung  II.  35. 

Ihre  Arretirungs-Befugnisse  II.  35 — 38. 

Verfahren  bei  der  Arretirung,  ibidem. 

Sie  sind  nur  in  Beziehung    auf    ihre   polizeilichen   Functionen'  mittelbare 
Staatsdiener,  in  Bezug  auf  Besteuerung  nicht  II.  40,  4t. 

Gerichtliche  Klagen  gegen  Bahnpolizei-Beamte  II.  38. 

Competenz-Conflict,  ibidem  und  ff. 

Disciplin  n.  45— 61. 

Ordnungsstraien  II;  58. 

Arreststrafe  II.  59,  60.  # 

Dien8tcontractliches  Verh&ltniss  zur  Direction  IL  58. 

Mittheilungen    der    Untersuchungen    und  Strafurtheile  gegen  Bahnpolizei- 
Beamte  IL  60,  61. 
Bahnpolizej-Reglements  II.  69,  70. 
Bahn-Terrain  IL  88  ff. 
Bahn-Terrain  IL  84,  85. 

Bau  der  Bahn;  Fristen  für  ihre  Vollendung  I.  163. 
Bau  der  Bahn   I.  149  ff.   Haftbarkeit  der  bauenden  Gesellschaft  für  leichtes 

Verschulden  L  143. 
Bauplan,  dessen  Genehmigung  durch  den  Handelsminister  I.  19  ff. 

Mittheilung  desselben  an  die  betr.  städtischen  Behörden  I.  22. 
Beamte  der  Staatsbahnen  und  der    unter  Staatsverwaltung  stehenden  Privat- 
bahnen IL  62.    Ihr  Benehmen  dem  Publikum  gegenüber  IL  65. 
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Beamte  der  Privat-Eisenbahngesellschaften  sind  Privatpersonen  IL  26. 

Sie    stehen   zur   Gesellschaft   nur    in   einem    dienstcontractlichen  Verhält- 

niss  II.  26. 
Ihre   Rechte   und  Pflichten   bestimmen   sich  lediglich    durch  den  Dienst- 
vertrag, ibidem. 
Personen,  die  durch  richterliches  Erkenntnis*  für  unfähig  Bum  Eisenbahn- 
dienst erklärt  sind,  dürfen  nicht  wieder  angestellt  werden  II.  27. 
Beamten-Unterstützungscasse  II.  27 — 30. 
Beförderung  von  Truppen  und  Kriegsmaterial  auf  Eisenbahnen  II.   188. ff. 
Begehung  fremder    Grundstacke    zum   Zwecke    der  Vorarbeiten   des  Eisen- 
bahnbaues I.  21. 
Begründung  der  Eisenbahngesellschaften  I.   1  ff.  Verfahren  dabei  I.  2,  8. 

Antrag  an  das  Handelsministerium  I.  2,  9  ff. 
Bekanntmachung  des  Gesellschaftsvertrages  I.   18. 

Beschädigungen  an  Personen  und  Sachen,  welche  nicht  durch  die  Eisen- 
bahn transportirt  werden  II.  129  ff. 
Beschädigungen  transportirter  Personen  (Passagiere)  II.  208  ff.  ~  trans- 
portier Güter;  Transportbedingungen  II.  211  ff. 
Beschädigungen  durch  Staatsbahnen  II.  138,  208. 
Besteuerung  der  Eisenbahnen  IL  222  ff. 

Betrieb  auf  den  Staats-  und  den  nnter  König!.  Verwaltung  stehenden  Eisen- 
bahnen, Rescript  vom  27.  Juli  1850,  II.  70  ff. 
Betriebs-Director  IL  25. 

Betriebs- Reglement  für  die  Staats-Eisenbahnen  etc.  II.  122. 
Betriebs-Reglements  IL  121  ff. 
Betriebs-Uebersichten  IL   123. 

Besitzeinweisung,  siehe  „Expropriation"  und  n vorübergehende  Benutzung". 
Blutegelteich  I.   143. 

Briefe.    Unentgeltlicher  Transport  durch  die  Eisenbahn  II.  14 1. 
Brunnen.    Versiegung  desselben  durch  einen  Eis,enbahneinschnitt.    I.   107. 

O. 

Caducitätserklärung  von  Actien  II.  262  ff. 

Cautionsleistung  I.  41  ff. 

Cession  von  Actiejizeichnungen  IL  262,  263,  266,  274. 

Chemische  Präparate  —  deren  Transport  IL  90  ff. 

Civil- Versorgungsberechtigte  IL  63  ff. 

C  o  m  i  1 6  (provisorisches)  I.  2,  3.      "         l 

Commercielle  Natur  der  Eisenbahn-Unternehmungen  I.   16. 

Communal-Abgaben  IL  234  ff. 

Communalsteuer  der  Eisenbahngesellschaften  II.  231. 

Communal-Eink ommens teuer  II.  234  ff. 

Competenz-Conflict  IL  42  ff.  62,  249  ff.  251. 
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Ooncessionirnng  von  Eisenbahnen  II.  2. 

Concessions-Ertheilung  an  Acti  enge  Seilschaften  überhaupt  —  Bedin- 
gungen I.   12.     Grandsätze  I.  9  ff. 

Concessions-Ertheilung  —  Verfahren  bei  derselben  I.  9  ff. 

Concessions-Verwirkung  II.  245. 

Concurrenz betrieb  auf  Eisenbahnen  II.  191  ff. 

Concurrenzbetrieb  auf  einer  Eisenbahn  Seitens  einer  sich  anschliessen- 
den Gesellschaft  II.  200  ff. 

Concurrenzbetrieb  Seitens  einer  sich  anschliessenden  Staatsbahn  oder 
Privatbahn  unter  Königl.  Verwaltung  II.  202,  203. 

Concurrenz  im  Transportbetriebe  auf  derselben  Bahn  II.   193  ff. 

D. 

Damm  einer  Eisenbahn  I.  134,  141. 
Damnum4emergens  IL  130. 
Demolirungen  II.  245. 

Depositalra&ssige  Sicherheit  von  Eisenbahn-Actien  II.  277  ff. 
Deposition  der  in  Folge  der  Expropriation  zu  leistenden  Entschädigungsgel- 
der I.  111,  112. 
Deposition  im  Falle   der  Concurrenz  von   Realberechtigten  bei  der  Expro- 
priation I.  41  ff. 
Dienstcorrespondenz  der  Eisenbahngesellschaften  IL   185. 
Dienstcontractliche  s  Verhältniss  der  Eisenbahn-Beamten  IL  26. — 

der  Bahnpolizei-Beamten  IL  59. 
Direction  der  Eisenbahngesellschaft  I.  15.     II.   19. 
Ihre  Rechtsverhältnisse  im  Allgemeinen  II.  19. 
Eidesleistung  in  Processen  II.  20 — 22. 
Haftbarkeit  der  Direction  Dritten  gegenüber  II.  22. 
Ihr  Verhältniss  zur  Generalversammlung  und    zu   den  einzelnen  Actionä- 

ren    IL  23^ 
Ihre  Absetzung  Seitens  der  Generalversammlung,  ibidem. 
Ihre  Befugnis8  gegen  Bahnpolizei-Beamte  IL  58. 
Directoren  der  Eisenbahngesellschaft ;  executio  ad  faciend  um  gegen  ihre 

Personen  IL  248  ff.  257. 
Disciplin  über  Bahnpolizei-Beamte  II.  45. 
Dis  cip  lin  arges  et  z  IL  46 — 57. 
Dom i eil  der  Eisenbahngesellschaften  I.   16. 
Droschkenfnhrwerk  IL  99  ff. 

E. 
Eidesleistung  in  Processen  Seitens  der  Eisenbahngesellschaften  IL  20 — 22. 
Eigentümer —    dessen   Legitimation    zum    Empfange    des  Taxpreises  bei 
Expropriationen  I.  41,  45,  Hl,  112. 

Eisenbahnrecht   II.  20 
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Eigenthumsentziehung,  siebe  „Expropriation." 

Eigenthum  sübergang  durch  Expropriation  ist  definitiv  I.  105,  106. 

Eisenbahn-Actienwesen  IL  261  ff. 

Eisenbahn-Actien  als  pupillen-  irad  depositalmässige  Sicherheit  II.  277  ff. 

Eisenbahn- Arbeit  er,  siehe  Arbeiter. 

Eisenbahn-Baumeister  II.  66. 

Eisenbahn-Beamte,  siehe  „Beamte"  und  „dienstconfractüches  Verb." 

Eisenbahn-Commissariate  II.  15  ff. 

Regulativ  vom  24.  November  1848,  II.   15. 

ihre  Ressortverhaltnisse  II.  17. 

ihre  Zusammensetzung  IL  18. 

haben  die  Disciplin  der  Bahnpolizei-Beamten  II.  45. 
\   sind  Provinzialbehörden  und  als  solche  zur  Erhebung  des  Competenz-Coo- 
flicts  berechtigt  IL  42. 

jedoch  nur  unter  Mitwirkung  von  drei  Mitgliedern  IL  44. 

Siehe  auch  „executio  ad  factendum". 
Eisenbahn-Damm  I.  134,  141. 
Eisenbahn-Directionen,  Königliche  IL  61. 

sind  Disciplinär-Behörden  IL  62. 

sind  nicht  befugt  zur  Erhebung  des  Competenz-Conflicts  IL  62. 

stehen  nicht  unter  dem  Eisenbahn-Commissariat  IL  78. 
Eisenbahngebäude  II.  228,  231. 

Eisenbahngesetz  vom  3.  November  1 838,  Text  desselben  II.  284  ff. 
Eisenbahngrundsteuer  IL  227  ff. 

Eisenbahnpapiere,  die  nicht  voll  eingezahlt  sfnd  IL  267  ff. 
Eisenbahn-Postinspector  IL  147—150. 
Eisenbahnsteuer  II.  222  ff. 

Eisenbahn-Uebertretungen  oder  Contraventionen  II.  139  ff. 
Eisenbahn-Unglücke  II.  208;  deren  Anzeige  IL  82. 
Eisenbahn-Verbrechen  und  Vergehen  II.   136  ff. 
Eisenbahn-Wagen    sind    der   Post  nicht  unentgeltlich  zu  stellen  II.  148. 
Anmerkung. 

Eisenbahn-Wesen  in  Preussen;  kurze  Uebersicht  II.  1  ff. 

Emission  von  Actien  IL  241. 

Entfernung  von  Gebäuden  und  lagernden  Materialien  von  den  Eisenbahnen 

H.  96  ff. 
Entschädigung,    siehe  „Expropriation"  —  „Vorübergehende  Benutzung"  — 

„Adjacenten". 
Entschädigung  der  Eisenbahngesellschaften  für  Einrichtungen,  welche  sie 

im  Interesse  des  Postverkehrs  zu  treffen  genöthigt  worden  sind  IL  155  ff. 
Entschädigungs-Ansprüche  Dritter  an -den  Staat  II.  242. 
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Entschädigung    der   Reisenden   bei  verspäteten    oder  ausgefallenen  Zügen 

IL  207,  208. 
Entschädigung  der    Reisenden ,    welche   durch  Eisenbahn-Unfälle   körper- 
lich verletzt  sind  II.  208. 
Entschädigungs-Grundsätze  bei  der  Expropriation  I.  94 — 96. 
Besonderheiten  des  Rheinischen  Rechts  I.  96 — 98. 
Referat  mehrerer  Entscheidungen  I.  98  ff» 
Entschädigungs-Klagen  der   Eisenbahngesellschaften   gegen    den    Post- 
fiskus II.  154  ff. 
Entschädigungs-Klagen  expropriirter  Eigenthümer  sind  nicht  gegen  die 

Regierung,  sondern  gegen  die  Eisenbahngesellschaft  zu  richten  I.  98. 
Erdarbeiter,  siehe  „Arbeiter". 
Erderschütterungen  durch  die  Züge  I.  143. 
Erleuchtung  von  Personenwagen  im  Dunkeln  IL  80. 
Eröffnung  der  Eisenbahnen  unter  Genehmigung  II.  68,  69,  242. 
Erwerb  von  Grundstücken  II.  242. 
Executio  ad  faciendum  IL  248  ff. 
Expertise  ist  nicht  unumgänglich  nöthig  I.  105. 
Expresse    Versendung    postzwangspflichtiger     Gegenstände 

H.  144. 
Expropriation.  Von  derselben  im  Allgemeinen  I.  28  ff. 
Expropriation  bewirkt  immer  einen  definitiven  Eigenthumsübergang  1. 1 05.106. 
Expropriation  (theilweise)  I.  147  ff. 
Expropriation  nach  Rheinischem  Rechte  L  62  ff. 
Expropriationsgesetz  I.  62  ff. 
Reclamationen  L  64. 
Recurs,  ibidem. 
Präklusivfrist,  ibidem. 

Bedeutung  und  Anwendung  des  französischen  Expropriationsgeseties  unter 

den  gegenwärtigen  Preussischen  Behörden  der  Rheinprovinz  1.67-77. 

Staatsministerial-Instruction    zu   dem    Expropriationsgesetz,  vom    23.    Juli 

1821,  I.  77—79. 
Gebäude  L  78,  97,  98. 

Provisorische  Besitzeinweisung  wegen  Dringlichkeit  I.  79 — 84. 
Ermittelung  der  vorläufig  zu  zahlenden   oder   zu  deponirenden  Entschädi- 
gungssumme, ibidem. 
Expropriation  unter  der  Herrschaft  des  Allgemeinen  Landrechts. 
Grundsätze  I.  33. 
Verfahren  I.  33  ff. 
Abschätzung  L  33. 

Reclamationen  gegen  die  Expropriation  I.  34,  35. 
Expropriationsbeschluss  I.  35 — 37. 

20* 
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Die  Expropriation  ist  unwiderruflich  I.  37. 

Sie  darf  nicht  eine  eventuelle  sein  I.  37. 

Die  Rechte  Dritter  (Niessbraucher,    Pächter/  Servitut-Berechtigter,  Hypo- 
thekarglftubiger)  hören  durch  die  Expropriation  auf  I.  38. 

Besitzeinweisung  I.  38. 

Deposition  des  Taxpreises  I.  38. 

Kosten   der   Herstellung  der   Legitimation   zum   Empfange    des  Kaufprei- 
ses I.  39. 

Gerichtliche   Klage    des    depossedirten    Eigentümers   auf   Erhöhung  der 
Taxe  I.  39. 

Forum  dieser  Klage,  ibidem. 

Provocation    Seitens    der    Eisenbahngesellschaft    auf    richterliches    Gehör 
I.  40,  41. 

Entschädigung  der  Realberechtigten  und  Nutraiesser  etc.  I.  41-  ff. 
.  Hypothekargläubiger  I.  46. 

Erbpacht  I.  47. 

Pacht  und  Miethe  I.  47. 

Provocation   auf  richterliches   Gehör   bei  Festsetzung  der  Entschädigung 
der  Realberechtigten  I.  49. 

Commissarius  der  Regierung  zur  Leitung  des  Expropriationsverfahrens  1. 50. 

Die  Schätzung  der  Taxatoren  bindet  die  Regierung  nicht  I..  50. 

Recurs  an  das  Handelsministerium,  findet  gegen  die  Festsetzung  der  Taxe 
nicht  Statt.  I.  50,  51. 
Expropriationsrecht  —  Grenzen  desselben  I.  30  ff.  64  Anm. 
Expropriationsrecht.  Zur  Verleihung  desselben  bedarf  es  nicht  der  Mit- 
wirkung der  Kammern  I.  13. 
Extrazüge  zum  Geldtransport  II.   144. 

F. 

Fahrbedingungen   können   den    Schadenersatz    für    Körperbeschädigungen 

nicht  ausschli essen  II.  208. 

—  auch  bei  Staatsbahnen  nicht  II.  208  ff. 
Fahrbillet  —  Lösung  desselben  II.  207,  208. 
Fahrgeschwindigkeit  II.  85—87. 
Fahrplan  II.  184,  207. 
Fahrzeuge  II.  79. 

Force  majeure,  siehe  „Höhere  Gewalt." 
Forst-Beamte  II.  88. 
Forsten,  Königliche  II.  99. 
Fortificatorische  Zwecke  I.  133  Anm. 
Forum  der  Klagen  gegen  Actienzeichner  I.  6.  II.  262,  263 
Forum  der  Klagen  auf   Festsetzung    der   Entschädigung   bei   Expropriationen 

I.  39,  98. 
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Forum  für  die  Klage  eines  Grundeigentümers,  dem  durch  Vorarbeiten  ein 
Schaden  zugefügt  ist  L  21,  22. 

Forum  der  Eisenbahngesellschaften  I.  16,  17. 

Forum  bei  Klagen  gegen  den  Postfiscus  II.  154. 

Freie  Fahrten  II.  122,  142. 

Frequenz  einer  Gegend.  Vermehrung  derselben  durch  eine. Eisenbahnanlage. 
Kommt  bei  der  Entschädigung  exprppriirter  Eigenthümer  nicht  in  Be- 
tracht I.  109. 

Frequenz- Verminderung  in  einer  Gegend  I.  144. 

Fristen  für  die  Vollendung  des  Baues  der  Eisenbahnen  I.  163. 

Fristen  zur  Einlegung  von  Rechtsmitteln  I.  17. 

Fuhrwerk  auf  Bahnhöfen  IL  99  ff. 

O. 

Gebäude  (Expropriation  derselben)  I.  78,  97,  98,  106. 
Gebäude,  deren  vorgeschriebene  Entfernung  von  den  Eisenbahnen  II,  96  ff. 
Geldsendungen  auf  Eisenbahnen  II.  144,  186. 

Geldtransport    mittels  eines  Extrazuges. II.  144,186.  —  mittels  eines  Be- 
gleiters, ibidem. 
Gemeindewege  I.  98. 
Gemj8chte  Züge  II.  86. 
Geueral-Postamt  II.  154. 
Generalversammlung  der  Actionäre  II.  23. 
Gerichtsstand,  siehe  „Forum". 
Gesellschaftsvertrag    —    Form  desselben  und  Förmlichkeiten  I.  2,  17. 

Zahl  der  denselben  abschliessenden  Personen  I.  5,  6,  8,  9. 

Vorsichtsmaassregeln  beim  Abschluss  I.  6. 

Sein  noth wendiger  Inhalt  I.   17  ff. 

Der  nach  Rheinischem  Recht  zu  affichirende  Auszug  des  Gesellschaftsver- 
trages braucht  die  Namen  der  Actionäre  nicht  zu  enthalten  I.  6. 

Der   Gesellschaftsvertrag  kann  vor  oder  nach  der  landesherrlichen  Ge- 
nehmigung abgeschlossen  werden  I.  9.     Siehe  auch  „Statuten". 
Gewerbebetrieb  auf  Bahnhöfen  II.  100  ff. 
Gewerbegericht  L  16. 
Gewerberath  I.  16. 

Gewerbesteuerfreiheit  der  Eisenbahngesellschaften  II.  222. 
Gewinn  —  entgangener;    in   wiefern  derselbe  von  den  Eisenbahngesellschaf- 
ten zu  ersetzen  ist  I.  107,  108.     II.  130. 
Glatteis  II.  83. 
Grunderwerb.     Freiwillige  Kaufverträge  nach  Rheinischem  Rechte  I.  24. 

Berücksichtigung  der  Pächter  und  Miether  I.  24,  25.    47  ff. 

Berücksichtigung  und  Wirkung  von  Hypotheken  nach  Rheinischem  Rechte 
I.  25—27. 
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Stempel-  nnd  Sportelf reiheit  I.  27. 

Honorarien  der  Hypothekenbewahrer  I.  27 — 28. 
Grundsteuerbefreiung  der  Eisenbahngesellschaften  II.  227  ff. 
Güterverkehr  ist  an  Sonn-  nnd  Festtagen  beschränkt  II.  95. 
Güter-Reglements  IL  121. 
Güter-Transport.    Haftbarkeit  IL  210  ff. 

H. 

Haftbarkeit,    die  —  der  Eisenbahngesellschaften   beschränkt   sich   auf  den 

auf  der  eigenen  Bahn  entstehenden  Schaden  II.  220. 
Handarbeiter  I.  149  ff. 
Handelsgerichte  I.  6,  16.     II.  263. 
Handelskammern  I.  16. 
Handelsministerium  —  Antrag   an    dasselbe    Behufs    Begründung  einer 

Eisenbahngesellschaft  I.  9  ff. 
Handelsminister  als  oberste  Centralbehörde  des  Eisenbahnwesens  IL  1 4.  15. 
Seine  Genehmigung  des  Bauplanes  I.  20. 
Seine    Anordnungen    im   Interesse    des   Bedürfnisses   der  Postverwaltung 

IL  153  ff. 
Fälle,  in  welchen  sein  Entscheidungsrecht   wegen    der    Parteistellung   des 
Staates  cessirt.  IL  202  ff. 
Handelsrichter  —  Wahl  der,  I.   16. 
Hintereinanderfahren  von  Zügen  IL  86. 
Höhere  Gewalt  bei  Eisenbahn-Unfällen  IL  129,  268,  210,  217. 
Hypotheken  auf  expropriirten  Grundstücken  I.  111. 
Hypothekenbewabrer  —  deren  Gebühren  und  Honorarien  I.  27 — 28. 

I. 

Insolvenz  der  Eisenbahngesellschaften  I.   16.     IL  267. 

Interimsscheine  II.  262,  268. 

Invaliden  IL  63,  64. 

Jagd  auf  Eisenbahnen  IL  88—90. 

Jagd-Beamte  II.  88. 

Juramentum  in  litem  I.  99 — 100. 

Juristische  Persönlichkeit  der  Gesellschaften  I.  14  ff.     II.  233. 

X- 

Körperverletzungen  von  Beisenden  IL  208. 

Kofferträger  IL  99  ff. 

Kosten  der  Processe   über  Entschädigung    für    expropriirte '  Grundstücke    L 

100,  101. 
Kriegsbeschädigungen  H.  245. 

Kriegsmaterial  —  dessen  Beförderung  auf  Eisenbahnen  II.   188. 
Kupfer-Zündhütchen  IL  90  ff. 
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Kuppelung  der  Wagen   II.  86,  87. 
Kurkosten  II.  208. 

Landesherrliche  Genehmigung  bei  Eisenbahn-Anlagen  I.   12  ff. 

zur  Emission  von  Actien  und  Prioritäts -Obligationen  au  porteur  II.  241. 
Landespolizeiliche  Anordnungen  II.   154. 
Landgemeinden    II.  240. 

Landräthe  —  deren  Mitwirkung  bei  Eisenbahn-Projecten   L   12* 
Leichen-Transport   II.  94. 
Leichte  Gegenstände  dürfen   nicht  auf  das   Bahn- Terrain   gelegt-  werden 

II.  «4. 
Local-PolizeibehÖrden;  ihre  Befugniss  auf  Bahnhöfen  II.  100  ff. 
Local-Verkehr  II.    122. 
Lokomotive;  Beschädigung  durch  Auswurf  von  Kohlen  und  Asche  I.  145 — 

147.  Prüfung  der  Lokomotiven  IL   79,  24 1. 
Lucrum   cessans,  siehe  Gewinn. 

IE. 

Mandat  zur  Zeichnung  und  zum  Ankauf  nicht  voll  eingezahlter  Eisenbahn- 
Papiere  IL  269  ff. 

Materialien,  lagernd* —  bei  Eisenbahnen  II.  96  ff. 

Miether  und  Pächter  sind  von  der  expropriirenden  Eisenbahn-Gesellschaft 
zu  entschädigen  I.  96,  97,  101 — 105.  S.  auch  „Expropriation"  und  „Vor- 
übergehende Benutzung." 

Militär-Invaliden.  IL  63,  64. 

Militärs  mit  Civilversorgungsschein.il.  63  ff. 

Militärverwaltung;  ihre  Rechte  II.    188  ff. 

Monats-Einnahmen;  Mittheilung  an  das  Handels-Ministerium  II.  123  ff. 
Beurtheilung  des  Rescripts  vom    11.  Januar    1851.  IL   126. 

Motive  des  Eisenbahngesetzes  IL   158  ff. 

N. 

Nachtzüge  IL    155  ff. 

Nachweise  behufs  Erlangung  der  Concession  I.  9  ff.  — über  die  im  Staats- 
Eisenbahndienste  angestellten  Militärs  IL  64. 

Nutzniesser  und  Nutzungsberechtigte  I.  96,  97.  Siehe  auch  „Expropria- 
tion" und  „Vorübergehende  Benutzung." 

O. 

Ober-Postdirectoren,   deren    Funktionen   mit  Bezug  auf  das  Eisenbahn- 
wesen IL  150. 
Ordnungsstrafen  gegen  Bahnpolizei-Beamte  IL  58. 
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P. 

Pächter  I.  96,  97,  101  —  105.     Siehe  auch  „Miether4'. 
Partial-Zahlungen  II.  262. 

Personen-Transport  —  Stillschweigender  Contract  II.  207. 
Personen -Wagen.     Ihre  Erleuchtung    II.  (0. 

Einrichtung    der   Thürcn   II.  81. 

Verschluss  der  Wagen  4ter  Classe  II.  81. 
Phosphor  II.  90  ff. 
Polizeiliche  Verfugungen  II.  242,  243,  256. 

Rechtsweg  II.   153. 
Portofreiheit    zu    Gunsten    der    Eisenhahngesellschaft  II.    1 85  — 

der  Geldersparnisse  der  Eisenhahn- Arbeiter  I.   161. 
Postfreipässe  II.  142. 
Postregal  IL   141,  142. 
Postreisende  —  deren  Beförderung  II.   141. 
Postverwaltung  — Rechte  der  II.   141  ff. 

In    wieweit    müssen    die    Eisenbahn-Gesellschaften    den  Bedurfnissen   der 
Potsverwaltung  Rechnung  tragen?        II.   152.     - 

Anordnungen   des   Handels-Ministeriums   in   dieser   Beziehung   II.   153. 

Rechtsweg    ibidem. 

Entschädigungsklagen,  Forum  II.   154. 

Entschädigungsgrundsätze  II.  155  ff. 
Postwagen  —  deren  Transport  durch  die  Eisenbahnen  II.   141,  148. 
Postzwangspflicht  II.   142  ff. 

Potszwangepf  li  chtige  Gegenstände;   in   wie    weit    dieselben    durch 
die  Eisenbahngesellschaften     unentgeltlich   zu    transportiren    sind?    II.  14 1, 
145—147. 
Preussische  Gesetze  —  deren  Anwendung  bei  Transit-Beförderung  II.  22 1 . 
Prioritäts-Obligationen  IL  241,  274 — 277. 
Privilegium  der  Eisenbahngesellschaften  zur  Beförderung  IL   142. 
Proces  sstempel  I.   112  ff. 
Promessen  II.  262.  268. 

Prospectus  einer  zu  bildenden  Eisenbahngesellschaft  I.  2. 
Publikum  —  Zuvorkommendes  Benehmen   gegen  dasselbe  IL  65,  66. 
Pupillenmässige  Sicherheit  von  Eisenbahnactien.     In  wiefern   dieselbe 
vorhanden  ist?  II.  277  ff. 

Quittungsbogen  II.  263,  268,  273.  274. 

B. 

Realberechtigte  I.  41    ff.    sind  von  der  expropriirenden   Eisenbahngesell- 
schaft zu  entschädigen  I.  96. 
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Real-Communalsteuer   II.  231. 

Rechnungslegung,  Seitens  der  Eisenbabngesellschaften  IL  123,  205 
243, 250  ff. 

Rechtsweg  IL   153,  257,  259. 

Regierungen.  Sie  haben  den  Umfang  des  den  Gesellschaften  verliehenen 
Expropriationsrechtes  zu  bestimmen  und  Zweifel  autonomisch  zu  entscheiden 
I.  3t,  jedoch  unter  Vorbehalt  des  Recurses  an  das  Handels-Ministerium 
L  34. 

Regierungen  haben  nicht  die  Disciplin  über  die  Bahnpolizei-Beamten  IL  45. 

Regierungen.     Befugnisse  der  Bezirks-Regierungen    IL   17. 

Reglements  für  den  Personenverkehr  II.   121. 

Reinertrag;  dessen  Besteuerung  II.  22 3  ff. 

Reclamationen  gegen  die  Feststellung  der  Bahnlinie   I.  23. 

Recurs  an  die  Gerichte  findet  nicht  Statt  gegen  die  Entscheidungen  der  Re- 
gierungen, durch  welche  die  zu  expropriirenden  Grundstucke  bestimmt  werden 
I.  31.     S.  auch  „ Rechtsweg." 

Reservefonds  IL   192. 

Reservirte  Ausgabebeträge  werden  nicht  besteuert  IL  225. 

Restaurations  betrieb  an  kleineren  Stationen  IL  66,  67. 

Revision  der  Eisenbahnen  vor  ihrer  Eröffnung  IL  68,  69. 

Rittergüter  I.   110. 

Rückzahlung  an  die  Action&re  ist  verboten  IL  267. 

8. 

Schaden,  der  bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn  entsteht  IL   128. 

Schadenersatz  an  dritte  beschädigte  Personen.  Umfang  desselben;  lucrum 
ce 8  8 ans.  IL  129  ff.  S.  auch  „Beschädigung;"  „Gütertransport;"  „Expro- 
priation;" „Haftbarkeit ;*'  „Höhere  Gewalt  ;u  „Postverwaltung"  u.  s.  w. 

Schätzungseid  I.  99,   100. 

Schnellzüge  IL  86. 

Sicherheitsvorschriften  für  die  Fahrten  IL  83  ff. 

Sonn-  und  Festtage  IL  95. 

Sonntagsfeier  IL  95. 

Spec  ial-D  irector  IL  25. 

Staat.     Seine  Rechte  den  Eisenbahngesellschaften  gegenüber  IL  241.  ff. 
Sein  Recht  zum  Ankauf  von  Eisenbahnen 'IL  243. 
Sein  Aufsichtsrecht  U.  245  ff. 

Staatsbahnen.  Anwendbarkeit  des  §.  25  des  Eisenbahngesetzes  bei  Be- 
schädigungen II.  133,  208. 

Staatsbahnen.     Ihr  Betriebs-Reglement  II.   122. 

Staatsbahnen.     Bestimmungen  zur  Sicherung  des  Betriebes  IL  70  ff. 
ihre  Grandsteuerfreiheit  II.  230. 

Städte-Ordnungen   II.  233. 

Stati  ons-Aufseher  II.  66,  67. 
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Statuten  —  Aenderung  derselben   I.  6,  7,  8.; 

haben    die    Bedeutung    von  Verträgen,  nicht  von  Gesetzen  II.  256. 
Städtisches  Gebiet.  Durchschneidung  desselben  I.  22. 
Stempel-  und  Sportelfreiheit  I.  27. 
Stempel-  and  Sportelfreiheit  beim  Grunderwerb  I.  112 — 115. 

in  Processen  I.   112 — 114. 
Straf-Billet  II.  36,  37,207. 
Strafgesetze  des  Eisenbahnwesens  II.   136  ff. 
Streichzünder  II.  90  ff. 

T. 
Tarif  der  Eisenbahnen  II.   191  ff. 
Tarif  —  Streitigkeiten  über  seine  Anwendung  II.  205,  206. 

Seine  Festsetzung  II.  204. 
Taxe.  Siehe  „Expropriation". 
Technischer   Director  II.  25. 

Theilweise  Expropriation  (Entschädigung)    I.   1C6,  107,  147  ff. 
Thüren   der  Personenwagen  II.  81. 

Transitbeförderung   (Anwendbarkeit  der  Preussischen  Gesetze)  II.  221. 
Transportgeschäft;  dessen  Rechtsverhältnisse  II.  207  ff. 
Transport-Bedingungen.     Gültigkeit   derselben,  so   weit    sie    den  Ersatz 

von  Beschädigungen  ausschliessen  II.  211  ff. 
Truppen.     Ihre  Beförderung  auf  Eisenbahnen  II.   188  ff. 

U. 

Uhren-Regulirung  II.  120. 

Umwege,  zu  denen  atigrenzende  Eigenthümer  durch    eine   Bahnanlage   genö- 

thigt  werden,  I.   144,  145. 
Unentgeltlicher  Transport   postzwangspflichtiger    Gegenstände    in    den 

verschiedenen  Landestheilen  II.   145 — 147, 
Unfälle  II.  208,  128  ff. 

Deren  Anzeige  II.  82. 
Unglücksfälle    —    Haftbarkeit    der    Eisenbahngeseüschaften    II.     128   ff. 

208,211. 

Deren  Anzeige    II.    82. 
Uniformirung  der  Eisenbahnbeamten  II.  30,  65. 
Unterbrechung  des  Postbetriebes  auf  einer  Eisenbahn  II.   142. 
Unterhaltung  der  Bahn  nebst  Transportanstalten  II.  70,  192,  243. 
Unterstützungskassen  für  Beamte  II.  27—30. 

V. 

Veräus8erung  von  Grundstücken  der  Eisenbahngesellschaften  II.  17,  242. 

Verbandverkehr  II.   122. 

Vereidung  der  Bahnpolizei-Beamten  II.  32. 
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Ve  rei  d  ungsprotokolle  der  Bahnpolizei-  Beamten  sind  stempelpflichtig  II.  34. 
Vereinsverkehr  11.122. 

Verkehr  mit  nicht  roll  eingezahlten  Eisenbahnpapieren  II.  267  ff. 
Verkuppelung  IL  86,  87. 

Verspätetes  Abholen  von  Transportgütern  Seitens  der  Adressaten  II.  220. 
Vorspätung  von  Eisenbahnzügen;  Entschädigung  II.  207,  208. 
Versteigerung  (zwangsweise)  von  Eisenbahnen  IL  245. 
Vindication  von  Actien  II.  279  ff. 

Vorarbeiten  zum  Eisenbahnbau.     iSntschädigungsklagen  der  betreffen- 
den Grundbesitzer  I.  21. 
Vorarbeiten  des  Baues  I.  21. 

Begehung  fremder  Grundstücke  I.  21. 
Vorkaufsrechte  expropriirter  Eigenthümer  I.   115  ff. 

in  dem  auf  dem  linken  Rheinufer  belegenen  Theile  der  Rheinprovinz  I.  1 1 9  ff. 

in  den  andern  Theilen  der  Monarchie  I.   129  ff. 
Vorsteher,  siehe  „Directoren". 

Vorübergeh  endeBenutzung  fremder  Grundstücke.  Wann  findet  sie  zwangs- 
weise Statt?  I.  32,  33. 
Vorübergehende  Benutzung  fremder   Grundstücke   (zwangsweise)  unter 
der  Herrschaft  des  Allgemeinen  Landrechts  I.  51  ff. 

In  der  Grafschaft  Mark  I.  52. 

In  der  Kurmark  I.  62. 

In  der  Neumark  I.  53. 

Im  Herzogthum  Magdeburg  und  Fürstenthum  Halberstadt  I.  53. 

In  der  Provinz  Preussen  I.  54,  55. 

Sand  und  Kies  I.  55. 

Erde  zur  Ziegelsteinfabrikation  I.  55. 

Feldsteine  und  Bruchsteine  I.  55. 

Entschädigung  für  die  vorübergehende  Benutzung  I.  55—59. 

Pächter  und  Miether  I.  58. 

Realberechtigte  und  Nutzniesser  I.  58 — 59. 

Unterbringung  von  Erde  und  Schutt  I.  59 — 60. 

Schema  des  Regierungsbeschlusses,  der  die  vorübergehende  Benutzung  ge- 
stattet, I.  60. 
Vorübergehende  Benutzung    (zwangsweise)    unter    der    Herrschaft  des 
Rheinischen  Rechts  I.  84  ff. 

Besitzeinweisung  zur  vorübergehenden  Benutzung,  geschieht  durch  die  Re- 
gierungen mit  Ausschluss  der  Gerichte  I.  85 — 89. 

Auch  die  Entschädigung  wird    durch     die  Regierung    festgestellt;     doch 
ist  der  Recurs  an  die  Gerichte  zulässig  I.  89—91. 

Sand  und  Kies  I.  92. 

Die  Entschädigung  wird  periodenweise  geleistet  I.  92. 
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W. 

Waldbrände,  deren  Verhütung  II.  98. 
Wege  sind  grandsteuerfrei  IL  229. 

Wegegerechtigkeit  (Entschädigung)  I.  108,  109,  145. 
Wegeübergänge  —  Hemmung  der  Fassage  —  Entschädigung  I.  143,  144. 
Werthermittelung  expropriirter  Grundstücke  der  Zeit  nach  I»  98,  99. 
Wiederkaufrechte  expropriirter  Eigenthümer  I.   115  ff. 

in  dem  auf  dem  linken  Rheinufer  belegenen  Theile  der  Rheinprovinz  I.  1 19  ff. 

in  den  andern  Theilen  der  Monarchie  I.  129  ff. 

Z. 

Zahlungsunfähigkeit  der  Eisenbahngesellschaften  I.  16.    IL  267. 
Zinsgarantie  Seitens  des  Staates  IL  4,  5,  7. 
Z  o  1 1  w  e  s  e  n  IL  103  ff. 

Allgemeines   Regulativ   über   die    Behandlung   des   Güter-   und   Effekten- 
Transports  auf  den  Eisenbahnen  in  Bezug  auf  das  Zollwesen,  ibidem. 
Zündhütchen  II.  90  ff. 
Zug-Barrieren  II.  87,  88. 
Zug-  und  Störs -Apparate  II.  87. 

Zustände  der  Freussischen  Eisenbahnen  im  Atigemeinen  IL  10  ff. 
Zwang,  administrativer  IL  155,  246  ff. 

Zwangsmittel  der  Aufsichtsbehörden   gegen   die   Eisenbahngesellschaften 
IL  246  ff. 


Chronologisches  Register» 

NB.  Die  Rinlscien  Ziffern  I  uri  II  bedeuten  Jen  f  kell,  die  Arabischen  llffcrn 

iie  Selteniakl. 
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§.  340  Nro.  6 IL     28. 

Rheinisches  Civilgesetihich. 

Art.     545    .... I.  94,  148. 

„     1317 I.  72. 

„     1328 I.    25,  104. 

„     1627,  1628,  1782-84,  192$.       .    , IL  215. 

„     1744—48 I.   104. 

„     2169 I.     27. 

*     2183  ff. I.  25. 

„     2279  ff. IL  282. 

Rheinisches  landelsgesetihich. 

Art.       32 H.  258. 

„       42,  45        I.     6,  19. 

„       98 .     IL  215,  217. 

9     103 IL  210,  215. 

1  7  8  7. 
Pubttkandum  vom  13.  November  I.  53. 

179  1» 
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Edict  v©m  18.  April L  52,  111. 

17  9  6. 

Chaussee-Reglement  vom  31.  Mai I.  52. 

18  0  3. 

Cabinets-Ordre  vom  15-  Juni I.  53,  111. 

18  0  5. 
Bergische  Wege-Ordnung  vom  18.  Juni I.  92. 

18  0  7. 

Gesetz  vom  16.  September 

Art.  51 L  78,  97,  106. 

„55. I.  32,  86,  90,  94. 

18  0  8. 

Verordnung  vom  26.  Deeember  §.  42,  48.  Nro.  2 IL  253  ff. 

18  10. 

Gesetz  vom  8.  März I.  62  ff. 

Art.  6.  desselben        I.   104. 

Art.  16—19     ,         I.  96,    79,  82. 

Art.  25.  „ I.  26,  111. 
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18  18. 

Ressort-Reglement  vom  20.  Juli 

Art.  12,  13 I.  87,  89,  62,  67. 

Art.  16,  18,  Nro.  2 .        n.  254. 

18  19. 

Gesetz  vom  16.  Jtmi  §.23 II.  283. 

18  2  1. 

Cabinets-Ordre  vom  3.  Mai II.  278. 

Ministerial-Instruction  vom  23.  Juli I.  70,  77  ff.     93,  102  ig. 

18  2  5. 
Cabinets-Ordre  vom  11.  Juni I.  54. 

18  2  8. 

Cabinets-Ordre  vom  9.  Februar I.  53. 

18  3  2. 

Cabinets-Ordre  vom  2.  August •    I.  45   fg. 

Cabinets-Ordre  vom  8.  August I.   111. 

18  3  3. 

Gesetz  vom  17.  Juni II.  242,  261. 

Cabinets-Ordre  vom  22.  August I.  111. 

18  3  4. 

Cabinets-Ordre  vom  8.  Juni II.  231. 

Cabinets-Ordre  vom  18.  October  .     .     . I.  111. 

18  3  5. 

Cabinets-Ordre  vom  12.  Januar    .     .     .  ' II.     14. 

Regulativ  vom  25.  Februar II.  14.     15. 

Gesetz  vom  16.  Juni II.  261,  280. 

18  3  6. 

Gesetz  vom  19.  Januar  f.  7 II.  269. 

18  3  7. 

Cabinets-Ordre  vom  25.  März I.  111. 

Cabinets-Ordre  vom  4.  April II.  14. 

Cabinets-Ordre  vom  8.  December I.  111. 

18  3  8. 

Gesetz  vom  3.  November II.  284  ff. 

§.     1.  desselben I.  1,  13. 

§.2.  „  I.  4.  II.  261. 

§.3.  „  I.  13,  14,  17.  II.  20. 

§.4.  „ I.  20,  33.   II.  79,  241. 

§.e.         n       ii.  m. 


—    320    — 

Gesetz  vom  3.  November  1838 

§.     7.         desselben I.  24.  IL    17,  242. 

§.  8-13.  „       I.  28  ff.  34,  50. 

§.9.  „  I.  27,  32,  51  ff.  85; 

§.10.  „  . I.  59. 

§.11.  „  I.  33  ff.  50. 

§12.  „  I.  41  ff. 

§.13,  „  I.  56  ff. 

§14.  „         I.  133  ff. 

§.15.  „  I.  27,  28,  31,  110  fe.  145. 

§.  16-19.  „  I.  115  ff. 

§.20.  „  II.  98,  242. 

§.21.  „  I.  163. 

§.22.  -  „  n.  68  fg.  242. 

§.23.  ,  .....  n.  25,  31,  41,  58,  101,  242. 
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